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Sammlung 


Civilrechtlichen Eutſcheidungen 


k. k. oberſten Gerichtshoſes. 


Heransgegeben 
von 
Dr. Julius Glaſer, Dr. Zojepp Unger 


unb 


Joſeph v. Walther, 


Schfer San. 
(Mit ſyſtematiſchem Regißer für Am ı_2, 


Borwort. 


Der vorliegende Band enthält die bis einſchließlich 1869 
veröffentlichten Entſcheidungen des oberften Gerichtshofes aus den 
Sahren 1867 und 1868 und — im Nachtrag — aus früheren 
Jahren mit Ausnahme jener Judicate, die mit fetther abrogirten 
Gefegen in Verbindung ftehen. 

Der Band ift mit dem Regiſter der einfchlägigen und citirten 
Gefetftellen und dem fuftematifchen Regifter für alle ſechs Bände 
verjehen. 

Wien, im September 1876. 


Die Herausgeber. 


1867. 


Nr. 2714. 
Herjtellung des erften halben Beweiſes durch zwei bedenkliche 
Zeugen. 
Entih. v. 3. Jänner 1867, Nr. 10662 (Beftätigung deö dad Urth. des 
B. — Laa v. er 1865, Nr. 2405, abändern en Urteiß des 5 L. G. 

Wien v. 16. Nov. 1865, Nr, 17260). G. 3. ‚Nr. 18. 

In der Rechtsfache des A wider B fam es auf den Umſtand 
an, ob B für die Schuld eines Dritten als Bürge und Zahler ein» 
getreten fei, wofür Kläger ven Zeugenbeweis durch feine beiden Brüder 
— der ganz zu feinen Gunſten ausfiel — und den Erfüllungseid 
anbot und eventuell dem B den Haupteid auftrug. Die erfte Inftanz 
fieß legteren zu und berüdfichtigte die Ausfagen der beiden Zeugen, 
als nad 88. 142 und 144 a. ©. DO. unzuläffig, nicht. Allein die 
zweite Inftanz erkannte auf den Erfüllungseiv des Klägers; denn 
durch die übereinftimmende eivliche Ausfage der Zeugen, deren Glaub» 
würbigfeit auf eine Weiſe erfchüttert ift, wird im Sinne der 88. 137 
und 144 a. ©. D. zu Gunſten des Klägers mindeftens ein halber 
Beweis erbraht, welcher durch feinen Erfüllungseiv ergänzt werben 
kann. Deshalb war auf leteren, und nicht auf den eventuell auf- 
getragenen Haupteid, der nur in Ermanglung anderer Beweiſe als 
ſubſidiariſches Beweismittel zuläffig erfcheint, zu erkennen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte letzteres Urtheil. Gründe: 
Obgleich beide Zeugen nad $. 142 Hit. a a. ©. D. bevenfli find, 
jo erklärt poch der 8. 137 a. G. O., daß mehrere — alfo auch nur 
drei — ſolche Zeugen einen vollftändigen Beweis zu erbringen geeignet 
find, und ver 8. 141 erflärt fogar einen verwerflichen Zeugen als 
zuläffig zur Ergänzung des Beweiſes. Es wäre daher inconjequent, 
anzunehmen, daß durch zwei bevenkliche Zeugen nicht auch ein halber 
Beweis herbeigeichafft werden könne, zumal wenn kein anderer Grund 
ihrer Bedenklichkeit als jener ihrer Verwandtihaft mit bem Zeugen» 
führer befteht. 


Glaſer, Unger u. Walther Entſch. VI. 1 
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Nr. 2715. 
Neuer Fall von Beſitzſtörung — oder Erneuerung des durch 
Urtheil unterſagten Eingriffes? 


Entſch. v. 3. Jäünner 1867, Nr. 10er Belt. des dad Deer. des B. ©. 
Strzeözowice dv. 24. Juli 1864, ind. FE des O. L. ©, Krakau 
v 1i 1860, Str. 2667). @ $. 1867, ©. 450, 

Nachdem durch rechtskräftige —— in possessorio summa- 
riissimo der Kirche A gegen den Gutöbefiger B der Hägeriiche Beſitz 
einer Hutweide anerkannt, die Befisftörung des Beklagten durch eigen- 
mächtiges Segen von Weidenbäumen in dem Weidegrundſtück feftgeftellt 
und bemjelben die Befeitigung der Bäume und die Enthaltung von 
fünftiger Befisftörung bei Strafe von 50 fl. aufgetragen worden ivar, 
fieß B die Weidenbäume wegräumen, jedoch gleih darauf 29 Stüde 
von feinem Vieh auf das Grundftüd zur Weite treiben. Durch Diele 
Handlung jah die Klägerin fi veranlaßt, gegen B im Wege ver 
Erecution der vorerwähnten Entiheidung auf Verhängung ber ange: 
drohten Gelpftrafe und Erlaffung des Weideverbots unter Bedrohung 
mit einer neuen Strafe anzutragen. Das Gericht erfter Inftanz hat 
biefem Geſuche nah vworgängiger Berhandlung der Parteien ftattgegeben. 
| In Uebereinftimmung mit dem D. L. ©. hat der oberfte Ge— 
richtshof die Kirche in ber Ermägung abgewieſen, daß durch die vor⸗ 
aufgegangene Entſcheidung in poasessorio summariissimo die Kirche A 
nicht im ausſchließlichen Beſitz des Grundſtückes geſchützt wurde; daß 
damals die Beſitzſtörung in dem Pflanzen von Weidenbäumen beſtand; 
daß die Klägerin ſelbſt den Weiderechtsbeſitz des Beklagten nicht in 
Abrede ftellt und die Trage nach der Zahl der Viehftüde, vie B auf- 
zutreiben berechtigt tft, nicht in possessorio summariissimo , jondern 
im ordentlichen Rechtswege zu entſcheiden iſt. 


Nr. 2716. 
Verführung unter nicht erfüllter Zufage der Ehe; Umfang 
des Entſchädigungsanſpruches. 
en v. 3. Jänner 1867, Nr, 11124 Be. des url. er 2.6.2 Fiet 
*. Seh —8 1866, N. | 8931, Abänd. d Hei, De ed rieft v. 
11. Juli 1866, Nr. 3154). 6 ’s 1 

Das —— der A gegen ven B, ehe ee rfgerchtig 

ber Berführung verjelben unter ver nicht erfüllten Zufage ber Ehe 
ſchuldig erflärt worden war, um Zahlung von 200 fl. als Schaden⸗ 
erfag für den Berluft ihrer Berforgung durch eine andere Heirat und 
den Nachtheil an ihrer Ehre wurde in erfter Inftanz abgewiejen und 
viefes Erfenntniß vom oberften Gerihtähofe in der Erwägung beftätigt, 
baß der vom Richter erfter Inftanz aufgeftellte Grundfag, wonad ber 
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Klägerin für bie verlorene Ehre oder bie verminderte Ausſicht auf Ver⸗ 
ebelihung fein Aufpruch gebührt, durch ven $. 1328 a. b. ©. B. voll 
fommen gerechtfertigt ift, weldyer im Nachhange zu den über das Recht 
zur Entſchädigung im 30. Hanptftlid Des II. Theiles des a. b. G. B. auf- 
geftellten allgemeinen Regeln und in Anwendung verfelben auf Ipecielle 
Arten von Beihäbigungen eben die Verführung einer Frauensperſon 
zum Gegenftande nimmt und fiir diefen fpeciellen Fall eine bejonbere 
Anordnung trifft, worin ber geſammte vom Berführer zu erſetzende 
Schaden Har und deutlich beftimmt ift, ohne daß in demſelben von 
Entihädigung für die verlorene Ehre oder verminderte Heiratsausficht 
eine Rebe ift; daß fomit die dieſen Anſpruch abweiſende Entſcheidung 
bes Gerichtes erfter Inftanz fowohl dem Buchftaben wie dem Geifte 
der Geſetzgebung entipricht. 


Nr. 2717. 
Auslegung ded BVerfprechend, „bis“ zu einem gewiffen Tage 
nicht Execution zu führen. 


Entid, v. 3. Jänner 1867, Nr. 83 (Beft. des das Decr. des H. G. Wien 
u 80. Det. 1 Nr, 136857, abänd.- Der. ed O. L. & Win v, 
13. Nov. 1866, Nr. 20627). ©. 3. 1867, Nr. 15, G. $. 1867, ©, 79, 


A, ein Wechjelgläubiger des B, hatte diefem gegenüber — um 
ihn nicht zur Eröffnung des Ausgleichsverfahrens zu zwingen — fi 
ſchriftlich verpflichtet, „daß er mit der Erecutionsführung bis 28. Sep: 
tember warten werde“. Am 28. September ward nun bie Pfänbung 
vorgenommen, deren Giltigkeit die erfte Inftanz aus folgenden Gründen 
anerfannte: Es muß ausgeiprochen werben, daß nad grammatischer 
Anslegung des Wortes „bis“ ſowie nad allgemeinem Spradhgebraude 
dasſelbe eine erchufive Bebentung bat, fomit im gegebenen Falle der 
28. September exclufive gemeint war (f. deutſches Wörterbuch von 
Jacob und Wilhelm Grimm, II. Bd., ©. 42). Aber felbft wenn 
man annimmt, daß die Auslegung ber Bedeutung dieſes Wörtchens 
eine zweifelhafte wäre, fo ift nach den allgemeinen juribifchen Grund» 
fügen, insbeſondere nach den Beftimmungen des a. b. ©. B. anzu⸗ 
nehmen, daß im Zweifel bei vorliegendem Yalle die ftrengere Inter⸗ 
pretation zu Gunften des Erecutionsführers eintreten müffe. Die Anas 
logie der 88. 484 und 915 a. b. ©. B., dann ber im ganzen Ge- 
ſetze fi) durchziehende Grundfag der größtmöglichen Freiheit des Eigen- 
tbums (Eigenthum hier im weiteren Sinne genommen) ſprechen dafür. 
Durch die Zahlungsauflage hat nämlich A das Recht erlangt, nad 
drei Tagen nach erfolgter Zuftellung verfelben mit der Execution vor 
zugehen. Bon diefem feinem geſetzlichen Rechte zur Executionsführung 
ft nun A freiwillig auf einige Zeit abgeftanden, er hat fomit auf 
fein. Recht bis zu einem gewiflen Zeitraume verzichtet. Es muß dem⸗ 

18 
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nach im Zweifel die ſtrengere Auslegung zu ſeinen Gunſten ſtattfinden, 
und daher ausgeſprochen werden, daß mit Eintritt des 28. September, 
reſp. mit Ablauf des 27. September fein geſetzliches Recht zur Erxe⸗ 
eutionsführung wieber auflebte. Uebrigens muß auch nod weiters be» 
merkt werden, daß felbft nach den Angaben des Executen das Zus 
warten des Erecutionswerbers als ein unentgeltliches angefehen werben 
muß, benn die von ihm verfprochene Vergütung der dem Erfteren rechts⸗ 
fräftig zuerfannten Gerichtskoſten und Provifion kann doch nicht als ein 
Entgelt angefehen werben; es tritt jomit jedenfalls die Beftimmung des 
8. 915 a. b. G. B. zu Gunften des A in Anwendung. Das O. L. ©. 
erflärte die Execution als nicht zu Recht beftehenn. Dieſe Entſcheidung 
beruht auf der Erwägung, baß der in der Erflärung des A bezeichnete 
28. September 1866 als Endtermin des Zuwartens mit der vom 
Schuldner beabfihtigten Ausgleihung aufzufaflen und die Verſicherung, 
„bis 28. September 1866 feine Execution zu führen“, dahin zu vers 
ftehen tft, daß A nicht länger als bis 28. September mit ver Exe⸗ 
cution innehalten wollte. Diefe Auslegung rechtfertigt ſich durch ben 
Sprachgebrauch, indem A ja nicht jagen mollte, wann er „nämlid am 
28. September“ wieber Execution zu führen berechtigt fein follte, ſondern 
ausprüden wollte, wie lange er fi der Erecutionsführung enthalte; 
wenn er aljo zu diefem Ende den 28. September nannte, fo ift dieſer 
Tag in ber Zeit, durch welche er die Erecutionsführung unterlaffen will, 
begriffen; der im 8.915 a. b. ©. B. vorausgefeßte „Zweifel“ ift nicht 
vorhanden, da zur Auslegung jener ftreitigen Stelle ver Sprachgebrauch 
zu Gebote fteht, während der $. 915 nur Anwendung hat, wenn ans 
bere Hilfsmittel der Auslegung mangeln. 

Auf den Recurs des A wurde die obergerihtliche Entſcheidung in 
britter Inſtanz beftätigt, und zwar aus ben obergerichtlichen Gründen 
und in der Erwägung, daß im allgemeinen Spracdhgebrauche die Bebeu- 
tung des Wortes „bis“ nicht feftgeftellt, daher häufig durch Beifligung 
ber Worte „einſchließlich“ over „ausſchließlich“ oder ein anderes näher 
beftimmt wird, was im vorliegenden alle aber nicht geſchah; daß weiters 
die Abficht der Sontrahenten offenbar dahin ging, das Zuſtandekommen 
des Ausgleiches zu erleichtern, und deshalb mit der Execution zuzus 
warten, daher die Auslegung gegen den Recurrenten zu geſchehen hat. 


Nr. 2718. 
Anfangspunft der Frift zum Anfuchen um Wiebereinfegung 
wegen fchlechter Vertretung. 


Eutſch. v. 4. Jänner 1867, Nr. 11131 (Bei. des Urth. des B. ©. Voits⸗ 
berg dv. 31. Dec. 1865, Nr. 3018, Abänd, des Urth. des O. L. G. Graz; 
v. 29, Mai 1866, Nr. 5556). &. 5. 1867, 6. 408, 

Die Reftitutionsflage des A wider B wegen fchlechter Vertretung 
war darauf gegründet, daß fein Rechtsanwalt bie zwei Haupteibe, welche 
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das O. L. G. in der Proceßenticheidung, voneinander gefondert, dent 
A aufgetragen hatte, in ber Eidesantretung in einer Eidesformel ver- 
einigte und A, dem fein Gewiffen nur bie Leiftung bes einen Eides 
geftattete, den angetretenen Sumulativeid nicht abſchwören konnte. Dem 
in erfter Inſtanz wegen Berfpätung abgewiejenen Klagebegehren bat 
das O. 2. ©. ftattgegeben und die Rechizeitigleit des Anbringens ver 
Keftitutionsflage damit motivirt, daß A die Abichrift des über bie 
Eidestagfahrt errichteten Protofolles vom 31. Mai, aus weldem erft 
ſowohl er, wie fein neuer Vertreter von dem Inhalte der von feinem 
vorigen Rechtsfreunde verfaßten Eivesformel und von der von ihm 
jelbft bei der Tagfahrt abgegebenen Erklärung ſich die erforderliche 
Ueberzeugung verihaffen konnte, da der in Erledigung des Protofolles 
erlafiene gerichtliche Beſcheid vom 4. Juni (bed Inhalts: daß A den 
ihm aufgetragenen Eid nach der von ihm vorgelegten Formel nicht 
abgelegt habe) varüber feine Aufflärung gab — erft am 14. Yuli 
erhalten hat, mithin die am 20. Yuli überreichte Reftitutionsflage 
rechtzeitig angebradht war, und daß für A, einen Bauersmann, bie 
Keftitutionsfrift nur von dem Tage an berechnet werden kann, an 
welhem er von dem Verſehen des früheren Rechtöfreundes und von 
ber von demſelben verfäumten Frift zum Necurs gegen den Beſcheid 
vom 4. Juni durch die Aufflärungen feine® dermaligen Vertreters 
Kenntniß empfangen hat. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftgerichtliche Urtheil. 
Gründe: Abgefehen davon, daß die Anflihrung des A, die Abfchrift 
des Protofolles vom 31. Mai erft am 14. Juli erhalten zu haben, 
bei dem derſelben entgegenfesten Widerſpruch des B nicht für wahr 
angenommen werben fann und daß ihm, der bei ver Tagfahrt zugegen 
geweſen ift und das Protokoll unterzeichnet hat, der Inhalt desſelben 
ohnehin ſchon bekannt war, — ift die Frage, wann er die erwähnte 
Abſchrift empfangen habe, nicht enticheivend. Denn nach dem Hofbecrete 
vom 19. December 1801, 3. ©. ©. Nr. 545, ift die 14tägige Frift 
zum Anfuchen um bie Keftitution wegen jchlechter Vertretung von dem 
Zage zu berechnen, an welchem ber verfürzten Partei die betreffende 
Verordnung oder das Urtheil bekannt geworben ift. Als dieſe Verord⸗ 
nung kann aber bier nur der in Erledigung bes Eidestagſatzungs⸗ 
protofolles vom 31. Mat ergangene gerichtliche Beicheid vom 4. Juni 
angejehen werben, und dieſen Beſcheid erhielt A, zufolge (feiner eigenen 
Angabe, von feinem früheren Anwalte am 3. Juli nebit allen Schriften 
und der Bemerkung: „Ihr habt verloren, weil Ihr nicht geſchworen 
habt.“ Demnach war A bereits am 3. Yult in Kenntniß geſetzt, daß 
ihm das Gericht die Trennung ber in der Antretung in Einer Formel 
vereinigten zwei Haupteide nicht geftattet und bie von ihm bei der Tag⸗ 
fahrt angebotene Ablegung des Einen diefer Haupteive allein nicht zus 
gelaffen bat; er war aber dadurch auch davon bereits in Kenntniß 
geſetzt, daß fein Vertreter unterlaflen hatte, gegen den die Streitjache 
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zu feinem Nachtheile definitiv entſcheidenden Beſcheid vom 4. Juni zu 
recurriren. Seine trotzdem erſt am 20. Juli angebrachte Reſtitutions⸗ 
klage war daher verſpätet. 


Nr. 2719. 
Beweiskraft Irafgerichticher Erfenntniffe: Unzuläffigfeit des 
Gegenbeweifes. 
1867, 11142 , 
loss. 4 a Ri 1806 — 3 at beä da® Urth. des B. — 


un. 2, G. Wien 
29, Anguit 1865, "ir — G. Fe 1807. 184, 

Mit Abänderung bes Interlocuts, womit die he Inftanz im 
Proceß des A wider den wegen förperlicher Verlegung vesfelben ftraf- 
gerichtlich verurtheilten B pto. Zahlung ver Heilungsfoften, des ent- 
gangenen Gewinned und eines Schmerzengeldes auf den Zeugenbeweis 
erkannt hatte, durch welchen der Beklagte den im Strafverfahren er- 
brachten Beweis der körperlichen Verlegung entkräften wollte, — murbe 
vom D. 2. ©. dem Klagbegehren fofort ftattgegeben und dieſes Er- 
fenntniß vom oberjten Gerichtshofe aus folgenden Gründen beftätigt: 
Das der Klage beigelegte ftrafgerichtliche Urtheil (welches nebft ber 
ſtrafrechtlichen Verurtheilung des B die Berweilung der Erſatzanſprüche 
des A auf den Civilrechtsweg enthält) ift eine öffentlihe Urkunde, 
die nah 8. 111 a. ©. O. den vollftändigen, gerihtsorpnungsmäßigen 
Beweis für alle thatſächlichen Umftänve Tiefert, welche in demſelben 
als erwielen angenommen find, und zwar fo lange, bis das Urtheil 
durch ein neues ftrafgerichtliches Erkenntniß aufgehoben oder abgeänbert 
wird. Der Ausfpruh des O. L. G., daß die den Klaggrund bildende 
törperlihe Berlegung des A durch B bereits bewieſen fei und daß 
dieſer Beweis durch einen Gegenbeweis im Cioilverfahren nicht ent- 
fräftet werden könne, ift daher gerechtfertigt und folglich aud) gemäß 
8.1325 a. 6. ©. 8. die obergerichtliche Zuerkennung der Forderungen 
des Klägers rechtlich begründet. 


Nr. 2720. 
Beriprechen einer jährlichen Mäklergebühr: Berjährungsfrift. 


Entid. v. 4. Jänner 1867 Br mo 8 des he Fu G. Bredy 
v. 26. Der. 1866, Nr. 588, U eh, beß D. 8. @. Bemberg ©. 
— 1866, ra Moose, G. 9. der ©. 9% 

In der am 3. Juli 1864 angeftellten Klage des A gegen B pto. 
Zahlung von 4676 fl. wurde angeführt: ‘Der Beklagte habe ſich ver- 
pflichtet, dem Kläger, falls derſelbe durch ſeine Verwendung bie Ueber: 
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laſſung der Spedition der vom Handlungshaus C aus Oberöſterreich 
bezogenen Senſen an den Beklagten zu Stande brächte, dafür jährlich, 
jo lange ver Beklagte dieſe Spedition zu beſorgen haben werde, 1000 fl. 
zu zahlen. Der Bemühung des Klägers fei e8 gelungen, dem Beflagten 
bei der Firma C die Spedition zu verfchaffen, indem viefelbe im Jahre 
1851 durch Contract die Verfrachtung dem B übertrug, der fie durd) 
61/, Sahre bi8 März 1858 beforgte. Auf die verfprochene Belohnung, 
welche zu 1000 fl. per Jahr berechnet, für den erwähnten Zeitraum 
ſich auf 6500 fl. belief, habe B dem Kläger eine Anzahlung von nur 
1824 fl. geleiftet, weshalb un Verurtheilung des B zur Zahlung des 
Keftes gebeten werde. Der Bellagte ftellte vor Allem in Abrede, daß 
er dem Kläger für deſſen Vermittlung ben Lohn von 1000 fl. jährlid) 
verjprochen habe, worüber diefer ihm den Haupteid auftrug, und wen» 
bete, hievon abgejehen, gegen bie Klage die Zriennalverjährung nad) 
8. 1480 a..b. ©. 3. ein, welde ſchon im März 1861 vollendet ge- 
weien fei, weil die Spedition dur den Bellagten im März 1858 
aufhörte und zur nämlichen Zeit nad) 8. 1156 a. 6. G. B. ver gange 
Lohn zur Zahlung fällig war. 

Segen die Aufiht des O. 2. G., welches die Berjährungs- 
einrede ausfchloß und auf den vorerwähnten Haupteid erkannte, wurde in 
erfter und dritter Inſtanz die Klage unbedingt abgewiefen. Gründe 
der dritten Inftanz: Wäre es auch richtig, daß B ſich durd) Ber- 
trag verpflichtet bat, dem A für die Vermittlung und das Zuſtande⸗ 
bringen des zwilchen B und der Firma C im Jahre 1851 abgemachten 
Speditionsgeſchäftes einen Lohn jährlicher 1000 fl. fo lange zu geben, 
als B dieſes Speditionsgefhäft bejorgeu wird, fo könnte ver Letztere 
zur Zahlung des von A als Lohnsrückſtand angefprodenen Betrages 
dennoch, nicht verurtheilt werden, weil — nachdem bie Dienftleiitung 
des A mit dem Abjchluß des Vertrages zwifchen B und ber Firma C 
über das Spebitionsgeihäft ihr Ende erreicht hat und A während 
ber Dauer ber Beforgung der Speditionen durch den B demjelben 
feine weiteren Dienfte zu leiften hatte — die ihm für feine einmalige 
Mühewaltung von B auf eine unbeftimmte Zeitbauer, fo lange nämlich 
biefer das Spebitionsgefhäft beiorgen wird, verfprodhenen Remune⸗ 
rationen von 1000 fl. jährlih offenbar nicht als einzelne Raten einer 
Sefammtlohnsforberung, da eine ſolche in einem bejtimmten Betrage 
gar nicht ſtipulirt worden ift, angefehen werten fünnen, fonvern ihrer 
Natur nah fih als durch Vertrag bevungene jährlihe Renten dar» 
ftellen, als ſolche aber zur Zeit der Slaganftellung nah $. 1450 
a. b. G. 2. durch Verjährung bereits erlofhen waren, da die Spedition 
des B, nad) der Anführung des Klägers jelbft, im März 1858 auf: 
gehört hat, mithin an bemfelben Tage die letzte Jahresrente von 
1000 fl. fällig geworden war, der Kläger aber die Klage erft im 
Juli 1864, alfo lange nach Verftreihung des im citirten Paragraphe 
feftgefegten Berjährungstermines von 3 Jahren angebracht hat. 
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Nr. 2721. 

Zuftändigfeit zur Bewilligung des erften Grades der auf 
eine Liegenfchaft auf Grund eined Strafurtheils sefibrten 
Erecution. 

v. *8 änner 1867, Nr. 11386 (Aufheb. der glei rm en Deer. 
eo. Bilin v. 18, — on EN 9 en 

. 24, Det. 1866, Nr. 32107). ©. $. er, 

Das von A beim 8 G. Bilin, als Perfonalgeriht des B, gegen 
denjelben angebrachte Gefuh um erecutive Eintragung des Pfandrechtes 
an einem Grundſtücke des Bezirkes Teplitz zur Sicherftellung der durch 
ein Strafurtheil dem A gegen B zuerfannten Schabenerjaßforberung 
von 100 fl. wurde won beiden Untergerihten mit Berufung auf $. 49 
IN. lit C, wonach ber Vollzug der begehrten Erecution dem B. ©. 
Teplig als forum rei sitae zufomme, a limine abgewiejen. 

In Erwägung, daß bie dem A zuerfannte Entſchädigung eine 
dem B perfönlic obliegenve Leiftung, demnach die Bewilligung des 
1. Executionsſchrittes zur Hereinbringung diefer Forderung gemäß 
8. 69 1. alinea und $. 13 3. N. bei dem Gerichte des Wohnfites 
des Schuldners anzufuchen ift; daß die Bewilligung des 1. Erecutions- 
grabes von dem Vollzuge besjelben und von ben weiteren Executions- 
graben nach dem citirten $. 69 2. und 3. alinea genau unterſchieden 
werben muß, wenn es fi), wie bier, un die Ausführung eines Actes 
ber Realgerichtsbarkeit handelt, wegen welcher ver das Pfandrecht be- 
willigende Perfonalrichter des Schuldners nah 88. 9—11 I. N. fid 
an das zuſtändige Realgericht zu wenden hat, — murbe vom oberften 
Gerichtshofe mit Aufhebung der untergerichtlihen Entſcheidungen dem 
B. G. Bilin aufgetragen, daß es als das zuftändige Perjonalgericht 
bed B das Geſuch des A meritorifch erledige. 


Nr. 2722. 
Beſitzſtörung durch Erecution ded in einem Beſitzſtörungs⸗ 
proceß vor Jahren erwirkten Erfenutniffjee? — Berechnung 
ber Friſt zur Beſitzſtörungsklage im alle wiederholter 
Störungen. 


Entſch. 4. Jänner 1867, Nr. 11862 (@bänd. „ie 208, un eh 
Ertenntnl e des 8. G G. Schluãtuan ».10. © 0. Sa. ion 
DO. %. ©. Prag v. 5. Nov. 1866, Nr . @. 3, 1867, Ir. 2 
Die A ift Pächterin eines Grundſtückes, Das ber Gemeinde H 
gehört. Sie hatte in diefer Eigenihaft Ihon im Jahre 1864 an ber 
Grenze des Grundftüdes einen Zaun errichtet; B, welder hiedurch 
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im Beſitze einer Fußſteig.Servitut geſtört warb, erwirkte gegen bie A 
am 18. Auguft 1864 ein Beſitzſtörungs⸗-Erkenntniß. Hierauf fanden 
zwifhen ihm und der ©emeinde, fowie der A Vergleichsverhandlungen 
ftatt und wie leßtere behaupten und die unteren Inftanzen annahmen, 
warb in Folge deffen mit feiner Zuſtimmung der Zaun fo regulirt, 
daß ein Fußſteig offen blieb. Trotzdem erwirkte er auf Grund jenes 
Erkenntniffes von 1864 am 5. Mai 1866 einen Erecutionsbefcheid, 
fraft deilen er vor dem 9. Mai 1866 den Zaun megräumte Als 
der Zaun wieder errichtet warb, erwirkte B einen neuen Erecutions- 
beſcheid ddo. 5. Juni 1866, fchritt aber exit den 14. Juli 1866 
zur Wegräumung. Dagegen braditen nun A und bie Gemeinde am 
17. Juli 1866 die Befisftörungsflage ein, welcher die beiden unteren 
Inftanzen ftattgaben, weil fie annahmen, daß die Kläger durch die 
legte Errihtung des Zaunes „neuerlich in den factijchen Beſitz des- 
felben und ber eingefrieveten Grundparcelle gelangt und, da bie 
Störung in dieſem Befige erſt am 14. Yuli erfolgte, die Klage auch 
rechtzeitig eingebracht worben jei“. 
Der oberfte Gerichtshof wies die Klage ab und bemerkte darüber: 
„Es wird von den Klägern zugeftanden, daß der Bellagte den Zaun 
beteit8 vor dem 9. Mai 1866 wegräumte und ihn, nachdem bie A 
ihn wieder errichtet, abermals zerftörte; fie befinden ſich jomit bereits 
feit dem 9. Mai 1866 nit mehr im ruhigen factiihen Beſitze 
dieſes Zaunes und es ift daher die erft am 17. Iuli 1866 überreichte 
Befitzſtörungsklage nah $. 2 ber k. Berorbnung vom 27. October 
1849, 8. ©. Bl. 3. 12, offenbar verjpätet. Aber auch abgejehen 
von diefem Formalgebrechen, ift erwiefen, daß der Geklagte die Weg: 
räumung des Zaune® nicht eigenmädhtig, fondern zufolge der ihm 
mit den gerichtlichen Executionsbeſcheiden ertbeilten Bewilligung vor⸗ 
genommen bat. Nachdem nun ver $. 339 a. 6. ©. 2. nur bie 
eigenmäcdtige Störung bed Beſitzes unterfagt und die k. Verordnung 
vom 27. October 1849, 3. 12, nur zum Zwecke bat, - gegen eine 
folhe eigenmädtige Störung die richterlihe Hilfe zu leiften, jo ift 
vorliegende Befigftörungsklage offenbar ungegründet Es ift vielmehr 
den Slägern obgelegen, wenn fie behaupten zu können glauben, daß 
das Erecutionsrecht des B durch einen dem Erfenntniffe v. J. 1864 
nachgefolgten Vergleich erloſchen fei, ra nach Vorſchrift des of: 
decreted vom 22. Yuni 1836, 3. ©. ©. 3. 145, zu benehmen.“ 
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Nr. 2723. 


Beweiskraft des Taufſcheines hinſichtlich der Anerkeunung der 
außerehelichen Vaterſchaft. 


E 1067, Nr. 11536 (Beſt. der gleichförmi ur. 
ö. * —— sam, Si 106 —— be. © L. 
"Graz d. 2, Anguft 1 Be 63.1 1öes, Mr 


Maria A Tlagte auf Anerkennung ihres gefeglihen Eehreites 
nad) M, weil ber Erblaffer ihr unehelicher Vater geweſen und fie per 
subsequens matrimonium desſelben mit ihrer Mutter N al8 eheliches 
Kind legitimirt worben fe. Die erfte Inftanz erfannte nach dem 
Klagbegehren. In den Eründen wird gefagt, daß es fich bier um den 
Beweis der Vaterſchaft nicht nah dem 8. 163, fonvern nad dem 
8.164 a. b. ©. 3. handelt; daß in Gemäßheit der SS. 111 und 112 
a. ©. O. durd den Tanfihein als erwieſen zu halten fei, daß der 
Erblaſſer in Folge feiner vor dem mit der Führung des Geburts- 
buches betrauten Seelforger in Gegenwart zweier Zeugen abgegebenen 
Erklärung als Vater der unehelich geborenen Slägerin eingejchrieben 
worden fei; und taß angenommen werben müffe, biefe Einfchreibung 
fei nicht blos in Folge Angabe der Mutter des Klägers erfolgt, weil 
fie jonft dur den Matrifelführer gar nicht hätte zugelaflen werben 
dürfen, ein geſetzwidriges Vorgehen des letzteren aber nicht voraus- 
gefeßt werben kann, fondern burd die Bellagten hätte nachgewieſen 
werben müflen. Auch fei die Einwilligung des unehelichen Vaters 
zu biefer Eintragung nach Borfchrift der Hoflanzleidecrete vom 21. Oc⸗ 
tober 1813 (Bol. ©. S. Franz I. 41. Bd. Nr. 49), und vom 
27. Suni 1835 (Bol. ©. ©. Ferd. I. 63. Bo. Nr. 97, J. G. ©. 
Nr. 44), durch welches letztere der Beftimmung des 8. 164 a. b. G. B. 
derogirt wurde, dargethan und durch den Trauungsfchein bie Ber: 
ebelihung des M mit ber N erwielen. Das DO. 2. ©. beflätigte 
das erftgerichtliche Erkenntniß. 

Der oberſte Gerichtshof verwarf die a. o. Reviſionsbeſchwerde 
ber Beklagten, und zwar in der Erwägung, daß der Taufſchein als 
eine öffentliche Urkunde vollen Glauben verbient und fomit als be- 
wiejen erſcheint, daß M fi in Gegenwart zweier Zeugen als Vater 
ber von N am 14. Mpril 1824 uneheli geborenen Maria A, ver 
heutigen Klägerin, erklärte; daß dies im Taufbuche nah Bor- 
ſchrift des Hoffanzleidecretes vom 21. October 1813 und 27. Juni 
1835 eingetragen wurde; daß dadurch ter Anordnung des 8. 164 
a. 6. ©. B. entſprochen wurte, und, Da zwiſchen dem nuehelichen 
Erzeuger und der unehelichen Mutter am 15. Februar 1833 die Ehe 
zu Stande fam, nah 8. 161 a.6.©. B. die gedachte Maria A als 
ehelich erzeugt zu gelten bat; und daß bie gegen die Giltigkeit bes 
Taufſcheines erhobenen Einwendungen nicht beriidfichtigt werben können, 
weil nicht im Wege der Einwendungen die angeblihe Ordnungs 
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widrigfeit zur Geltung zu bringen ift, zumal es fih um ein Taufbuch 
handelt, wobei zunächſt den abmimiftrativen Behörden ein bindenber 
Ausipruch zufteht. 


Nr. 2724. 


Girirung eined erequirbaren Wechjeld an den Ausſteller: 
Geltendmachung von Einreden gegen den Giratar im 
Oppoſitions⸗Proceß. 


Fila aa ® oa. Jänner Nr. 43 „GBeſt. des das Urth. &,.6. re G. 
24, April 1 Urth. be 
‚18, Februar "1566, Rt. 14972), G. 3. 1867, Dir. 56 


* Grund eines von-B an eigene Ordre ausgeftellten, von A 
acceptirten Wechjeld war dieſer auf Klage des Giratars C redhts- 
kräftig zur Zahlung veruxtheilt worben. Darauf girirte C feine For⸗ 
derung wieber an B, welcher Erecution führte; gegen biejen brachte 
nun A die Oppofitiondflage ein, worin er geltend machte, daß er den 
Wechſel nur aus Gefälligkeit für B, ohne Valuta, acceptirt babe, 
demnach B zur Einlöfung desfelben ohne Regreß gegen ihn verpflichter 
war.. B entgegnete, daß bie nun angeführte und von ihm geleugnete 
Thatfache der Zahlungsauflage vorbergegangen, nicht ihr nachgefolgt, 
alfo nit zur Begründung der Oppofitiondflage geeignet jei. Die 
erfte Inſtanz wies ben Häger bauptfählih aus dem eben ange- 
führten Grunde ab. 

Die zweite und dritte Inftanz aber machten die Entfcheidung 
vom Haupteide darüber abhängig, daß A dem B das Accept nur zu dem 
Ende, damit diefer ſich Geld darauf verfchaffe, und gegen die Zuſage 
übergeben babe, daß B für deſſen Einlöfung forgen werde. Die Gründe 
gingen im Wefentlihen dahin: Dem Zahlungsauftrage ift die That⸗ 
ſache nachgefolgt, daß Derjenige, zu beffen Gunſten er erfloß (C), 
zurädgetreten iſt, und auftatt desjelben ein Dritter, B, die Wechſel⸗ 
forderung geltend macht. Demnach kann A jene Einwendungen, bie 
ihm unmittelbar gegen B zuftehen, ;viefem entgegenfegen. Denn ein 
Erkenntniß — ber Zahlungsauftrag — formalifirt das Recht nur 
zwifchen den Parteien, in deren Sache es erging. Es tft daher bie 
Abtretung eines formalifirten Nechtes auf feinen Fall mit der Wirkung 
ftatthaft, daß der Schuldner von der Einwendung, die er gegen 
den neuen Gläubiger (Erecutionsführer) hat, ausgeſchloſſen ſei. Die 
gegentheilige Anſicht würde dahin führen, daß B eine Forderung 
erworben hätte, bie gegen jebe noch fo triftige Einwendung, die ben A 
zuſtünde, geihügt wäre, die er aber früher nicht anbringen fonnte; 
daß alfo durch eine einſeitige Handlung des C und B, meld’ legterer 
überdies, wenn die Einwendung des A gegründet ift, in böfem Glauben 
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wäre, biefem jede Bertheidigung abgefchnitten würbe. Zudem ift ber 
Uebergang der Rechte des C an B durd Giro, alfo in wechſelrecht⸗ 
liher Form, erfolgt, und B bat diefe fo überfommenen Erecution$- 
rechte gegen A mit aller Strenge des Wechfelverfahrend geltend 
gemacht. 


Nr. 2725. 
Erecutive Feilbietung von Liegenfchaften, auf welchen eine 
fideicommiſſariſche Subftitution haftet: Entbehrlichkeit der 
Berftändigung der Subftituten. Unzuläffigfeit der Ergreifung 
von Rechtömitteln durch einen der Subftituten im Intereſſe 
ber anderen. 


Eutſch. ünner 1007, Nr. 11584 (Beft. des dad Decr. des 2. ©, 
en 


Wien vi * bi oe 1 Der. des O. L. G. Wie 
—3 2 Nr. 1868, ©, 19, 


Be der im Grundbuche dem B zugefchriebenen Realität ift die 
fideicommiſſariſche Subftitution des C für die eine Hälfte, des D 
und E für die andere Hälfte und die Subftitution ver Kinder des D 
und E für die Hälfte der leßteren grundbücherlid ausgezeichnet. Auf 
Einfchreiten des A gegen B wurde bie erecutive Yeilbietung der Liegen- 
Ihaft bewilligt, jedoch die Ausfchreibung der drei Termine einigen 
ber Subftituten bes D nicht zugeftellt. Aus dieſem Grunde überreichte 
F, einer von den verftändigten Subftituten de D, beim Erecution8- 
gerichte das Geſuch, dag es nad Hofvecret vom 31. Auguft 1792, 
3. ©. ©. Nr. 43, von der Berfteigerung fein Ablommen erhalte, 
wogegen ber Erecutionsführer A den Antrag ftellte, daß bie 
nicht verſtändigten Subftituten von dem (noch ausftehenden) 3. Seil: 
bietungstermine in Kenntniß gejegt und in dem befagten Termine bie 
Berfteigerung abgehalten werde. Das Gericht erfter Yuftanz ging auf 
biefen Antrag nicht ein, fondern entfchied, Daß es von der Yeilbietung 
abzufommen babe. Auf ben Recurs des A wurde vom D. 2. ©. 
die Ausfchreibung eines neuen Termines zur 3. Feilbietung in ber 
Erwägung angeordnet, daß bie Kinder des D weder Gläubiger ber 
Liegenſchaft noch überhaupt bei Lebzeiten bes in der Subftitution ihnen 
vorangehenden D vermalen bei der Realität intereffirt find, folglich 
bie Verftändigung berjelben von ver Weilbietungsausfchreibung gar 
nicht geboten war. 

Den von F ergriffenen Revifionsrecurs hat ber oberfte Ge⸗ 
richtshof mit Bezugnahme auf die obergerihtlihen Motive und in ber 
weiteren Erwägung abgewiefen, daß der Recurrent zur Vertretung 
der anderen Subftituten des D gar nicht berufen ift. 
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Nr. 2726. 
Schulderlag behufs Siftirung der Execution unter Vorbehalt. 


Entſch. v. 29. Jänner 1867, Nr. 490 des dad Derr. des 2, ©, 
Linz; v. 8. Nov. — Mr. 10808, anfhebe pen des O. L. G. Be 
11, Dec, 1866, Nr. ). 6. 9. 1867, ©. 192, 

Nachdem dem A durch Urtheil die gegen B eingeflagt: Wechſel⸗ 
forderung unter der Bedingung eines von dem Vertretungsleifter des 
Klägers abzuſchwörenden Eides zuerfannt, der Eid abgelegt und darauf 
von A gegen den Schuldner die Mobiliarerecution bis zu ber 
Bewilligung der Feilbietung geführt worden war, beponirte B, um die 
Bornahme der Berfteigerung Hintanzubalten, bei Gericht den Betrag 
des Wechſels und der Nebengebühren mit dem Vorbehalte, daß das 
Depofitum erſt nah Schluß des von ihm gegen den Vertretungs- 
feifter des Klägers wegen Betruges durch Ablegung eines falfchen 
Eides anhängig gemachten Strafprocefjes, je nach dem Ausgange bes» 
jelben, dem A audzufolgen fei, und bat um einfiweilige Siftirung der 
Beilbietung, welche von der erften Inſtanz unter Verftändigung beider 
Theile bewilligt wurde. Num begehrte A die Ausfolgung des Depo- 
fitums, wurde aber vom Gerichte erfter Inftanz mit Hinweiſung auf 
ben erwähnten Vorbehalt des B abgewiefen. Auf feinen Recurs bat 
ba8 O. 2. ©. diefen Beſcheid aufgehoben und der erſten' Inſtanz bie 
Erledigung des Geſuches des A mit Abftanpnahme von dem befagten 
Abweifungsgrunde aufgetragen, weil die vom Executen B bei Gericht 
deponirte Baarſchaft fih als ein Vermögen besfelben barftellt, auf 
welches des Erecutiongführer greifen darf, ohne daß ein Borbehalt 
bes Schuldners feine Execution hemmt; und weil das Anbringen des 
Erecuten, daß er wegen eined in ber bürgerlichen Rechtsſache an 
ihm verübten Betruges die Anzeige bei dem Strafgerichte gemacht habe, 
die Eiftirung der Durchführung der Erecution auf die beponirte 
Baarſchaft umfoweniger zu rechtfertigen vermag, als auf jenes An- 
bringen des Erecuten beim Mangel ver Beringungen des Hofvecretes 
vom 6. März 1821, 9. ©. S. Nr. 1743, nit einmal die Siftirung 
ber civilrehtlihen Verhandlung der Streitfache hätte erfolgen können 
‚und ein Berbot nah 8. 283 a. ©. DO. vom Erecuten nicht erwirkt 
worben ift. 

In Erwägung, daß durch den voraufgegangenen Beſcheid ber 
erften Inſtanz lediglich beide Parteien von der bis auf Weiteres 
erfolgten Siftirung der erecutiven Mobilienfeilbietung verftändigt, 
keineswegs aber die Suspenfion aller ferneren Erecutivfchritte im 
Sinne des Hofvecretes vom 6. März 1821, Nr. 1743, wegen einer 
ftrafgerichtlichen Anzeige des Erecuten ausgeſprochen wurde; daß zur 
Anordnung einer folden Suspenſion aud nicht die geſetzlichen Be⸗ 
dingungen dargethan worben find, und mit Bezugnahme auf vie übrigen 
Gründe des DO. L. ©. hat der oberfte Gerichtshof die Verordnung 
desfelben beftätigt. 
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Nr. 2727, 
Beftreitung der ehelichen Geburt auf Grund der Reife bes 
Kindes: Kunftbefund varliber auf Grund der unbejchworenen 
Ausfage der Hebamme. 


Eutſch. v. 31. Jänner 1867, Nr. 98 (Beft. beö Urth. des 8. G. Miftelba 
v. — Oct. ib Nr. —RAX Urth. ji Q. L. ©. —* 
11, Iutt 1866, tr. 10226). ©. 3. 1868, Nr. 69. 

Die eheliche Geburt eines Kindes wurde mittelft Klage von 
dem Übegatten der Mutter aus dem Grunde beftritten, weil bie 
Trauung am 27. Jänner 1863, die erfte Beimohnung am 3. Yebruar 
1863 und die Geburt des Kindes Ihon am 9. October 1863 ftatt- 
gefunden babe und weil die am 11. Februar 1864 vernommenen 
Kunftverftändigen unter Bezugnahme auf die Ausſage ber bei ber 
Geburt anmwejenden Hebamme ihr Gutachten dahin abgegeben hatten, 
das Kind fei ein volllommen ausgetragenes und babe wenigftens 270 
bis 280 Tage im Mutterleibe fein müſſen, jo daß es beitimmt vor 
dem 27. Yänner 1863 erzeugt wurde. Die Mutter des Kindes 
geftand felbft den vor dem 27. Jänner 1863 ftattgefundenen Beifchlaf 
mit einem Dritten, welcher geihfalls geftändig war. — Das Gericht 
erfter Inftanz erkannte auf Abweifung des Klägers. Das O. L. ©. 
entfehieb aus folgenden Gründen nad dem SKlagbegehren: Es ift zu 
unterfuchen, ob der Kläger durch den vorgelegten Kunftbefund vie 
Unmöglichkeit der von ihm erfolgten Zeugung erhärtet hat. Das Sind 
ift am 9. October 1863 geboren. Am 27. Jänner 1863 bat Kläger 
mit feiner Gattin fi vereheliht. Einen früheren vom Kläger mit 
derfelben gepflogenen Beifchlaf hat, wie ſchon erwähnt, der ©ellagte 
gegen den Widerſpruch des Kläger! nicht dargethan. Bom Tage der 
Verehelichung, rüdfihtlih der Zeugung bis zum Tage der Geburt 
waren daher 254 Tage verftrihen. Run haben die Kunftverftändigen 
ertlärt, daß das Kind zur Zeit feiner Geburt ein volllommen reifes 
war, daß dasſelbe von der Mutter dur die volle Schwangerichaft 
getragen wurbe und die Dauer der regelmäßigen Schwangerſchaft 280 
ober doch 270) Tage beträgt, jowie endlih, daß ein nur 8 Monate. 
8 Tage, d. i. 248 (rüdfihtlihd 251—252) Tage altes Kind als 
nicht volllommen reif zu bezeichnen iſt. Hieraus läßt fih nun mit 
Beftimmtheit folgern, daß dieſes Kind nicht vom Kläger herrühren könne, 
da von feiner erft am Tage ver Berehelihung ftattgehabten Beimohnung 
bi8 zur Geburt des Kindes nur 254 Tage verlaufen find, welde 
Annahme dann um fo gegründeter erjcheinen würde, werin Kläger, wie 
er zu beweijen ſich erboten bat, wirklich erft am 3. Yebruar 1863 ber 
Gattin das erfte Mal beigemohnt hätte. Diefes fachkundige Gutachten 
läßt ſich nicht Durch die Hinweifung darauf, daß der Kunftbefund erft 
am 11. Februar 1864 vorgenommen wurde, währenn bie Geburt 
des Kindes fon am 9. Dctober 1863 erfolgte, und daß das⸗ 
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felbe fi) auf Angaben der Hebamme bezieht, entkräften, da es eben 
nur Sache der Sachkundigen ift, die zur Abgabe des Gutachtens er- 
forderlihen thatfählihen Erfahrungen zu fammeln, zu würdigen und 
bavanf bei dem Gutachten Rüdficht zu nehmen, ohne daß deshalb das 
Gutachten ſelbſt, wenn es nur fonft den gefeglichen Anforderungen 
entfpriht, an Glaubwürdigkeit verliert, und gilt dies bier umſomehr, 
als procefiualifh die Thatſache, weldhe die Hebamme ven Sadı- 
verftändigen beftätigt haben joll, als unwahr feineswegs bargethan 
ward. Das Gutachten war daher aus diefem Grunde nicht unbejtimmt 
oder unficher; der Geklagte hätte beim Kunftbefunde felbft Gelegenheit 
gefunden, den Gegenftand durch entiprechende Frageftellung aufklären 
zu laflen. Diefer Befund madt daher nah 8. 200 a. ©. O. einen 
vollfländigen Beweis. Die in dem Hofdecrete vom 21. September 
1822, 3. ©. ©. Nr. 1895, enthaltene Verfügung bezieht ſich aber 
gleihfalls nur auf Herftelung des Beweiſes durch die mebicinifche 
Facultät oder Brofefforen der Heilkunde als Sachverftändige und 
lantet allgemein, da es fowohl für Civil- als Straffahen ergangen 
ft. Dadurch aber wurde das Hofdecret vom 27. Yebruar 1784, 
3. ©. ©. Nr. 249, welches eine Ueberfhay für unzuläffig erklärt, 
keineswegs aufgehoben oder modificirt. Der von Geflagten beantragte 
Beweis durch die medicinifhe Facultät aber wäre feinem Weſen nad) 
nichts als eine Ueberihau, wodurch das vorliegende Gutachten als 
irrig und unrichtig fid) herausſtellen fol, was demnach unftatthaft 
eriheint. Es mußte daher dem Klagbegehren ftattgegeben werben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erſtgerichtliche Urtheil. 
Gründe: Der wejentlihfte Umftand, worauf der Kläger die von 
ihm zu bemweifende Unmöglichkeit der Zeugung fügte, ift die von ihm 
behauptete und durch ven Kunftbefund erhärtete volllommene Reife 
des Kindes zur Zeit der Geburt. Allein wenn erwogen wird, daß ber 
Befund erft vier Monate nach der Geburt aufgenommen wurbe, während 
welcher Frift naturgemäß große Veränderungen an einem Neugeborenen 
vorgehen und bie Kennzeichen einer etwaigen Frühgeburt oder ber 
‚Reife ganz vertilgt oder weſentlich verändert werden; daß das Gut— 
achten der Experten fih ausbrüdlih nur auf die Angaben der — 
allein bei der Entbindung gegenwärtigen — Hebamme fügt, daß 
die Beichaffenheit des Kindes jene eines ausgetragenen war; daß bie 
Ausſage einer einzigen Perfon nicht beweismachend ift, hier aber bie- 
jelbe auch nicht in den Acten liegt, nicht beeidet ift und Die Hebamme 
bei der Aufnahme des Kunftbefundes auch nicht gegenwärtig war: fo 
kann durch die Exrpertife der Beweis, dag das Kind vor dem 27. Jänner 
erzemgt worden und fomit der Stläger deffen Bater nicht fei, nicht als 
erbradzt angejehen werden. 
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Nr. 2728. 
Anzahlung oder Angeld? 


€ ». 31. en, ven, 6777 (Beh, bed dad I des H. G. Wien 
8 Sept. 1866 —* 1, ab des O. L. Be. 12, Der, 
Nr. 19915). ©. "1807, ©. 8317, 

Der Bahlungsauftrag, welhen A, Ausfteller eines von B und C 
am 26. Auguft 1865 acceptirten Wechſels per 350 fl. erwirkt hatte, 
wurbe auf bie Einwendungen der Bellagten in erfter Inſtanz auf: 
gehoben, in zweiter Inſtauz aufrecht erhalten, 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung des O. 2. ©. 
in ber Erwägung, daß der Klagwechfel unbeftritten fi) auf die 350 fl. 
bezieht, welche in dem Vertrage vom 26. Auguft 1865 erwähnt find, 
womit B feine Fabrik dem A verfauft hat; daß biefe von A dem B 
damals gezahlten 350 fl, ſowohl im befagten Bertrage wie auch in 
einem Briefe des B an A von bemfelben Tage als eine a conto- 
Zahlung bezeichnet find und demnach nur als eine von ihm geleiftete 
Theilzahlung des Kaufpreifes der Yabrit — nicht, wie die Bellagten 
behaupten, als ein von A entrichtetes Angelo — betrachtet werben 
fönnen; daß der Berfauf der Fabrik unbeftrittenermaßen rüdgängig 
geworben und damit der redhtlihe Grund zur Zahlung eines Theiles 
des Kaufſchillings hinweggefallen ift; daß, felbft wenn bie von A dem B 
gezahlten 350 fl. ein Angelo wären, vie Zurüdbehaltung berfelben 
von B (weldher das Recht hiezu eben in Anfprud nimmt und im 
Vereine mit dem mitbellagten C deshalb den rechtlichen Beſtand der 
eingellagten Wechjelforberung beftreitet) dennoch gefeglih ungegründet 
“ wäre, weil ber Kaufvertrag mit Zuftimmung beider Contrahenten auf- 

gelöft wurde, mithin die Frage, wer daran Schuld trage, worauf es 
bei der Zuerkennung des Angelves nah 8. 908 a. 6. © 8. 
ankommt, bier unentſcheidend ift; daß folglih das Erfenntniß bee 
O. L. ©. der Sachlage und dem Gejege entfpricht. 


Nr. 2729. 
Beweiskraft des auf Grund einer Anorbnung der Verwaltungd- 
behörde in das Geburtsbuch aufgenommenen Vermerkes ber 
legitimatio per subsequens matrimonium. 


v. 5. Amat 1867, Dr ala Aband. der gleichförmigen Urt 
eG —* — un MAR FAT * 


A u N ©.3. 1887 EHE —3— 

A ſtüutzt feine Klage auf Anerfennung feines  eklihe Erb» 
rechtes nach M auf eine Verfügung der Statthalterei, womit verorbnet 
wurde, es fer im Taufbuche anzumerken, daß A durd nachgefolgte Ehe 
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feiner Mutter L mit M legitimirt fet, beziehungsmeife anf die ent- 
fprehende Ausfertigung des Auszuges aus dem Taufbuche. — Die 
beiden unteren Inſtanzen erklärten diefen Nachweis für ungenügend, 
Die erfte Inſtanz bemerkte varüber: Der Erlaß der politifhen Be— 
hörde trifft feine für die Privatrehte der Parteien maßgebende Ent- 
ſcheidung; eine folde kann nur durch die zuftändigen Gerichte erfolgen. 
E83 mag babingeftellt bleiben, ob die durch die politifchen Behörden 
verfügte Eintragung des Namens des Baters eines unehelich geborenen 
Kindes in das Taufbuch den beftehenden Gefegen entfpreche, welche 
biefe Eintragung immer von ber ausdrücklichen Einwilligung des Va⸗ 
ters ($. 164 a. b. ©. 3.) abhängig machen (Pat. vom 16. October 
1787, 9. ©. ©. Nr. 733; Hofdecret v. 20. Februar 1784, Bol. 
G. ©. Joſef II., 4. Bd. Nr. 113; Hftzd. v. 21. October 1813, 
Pol. G. ©. Franz I, 41. Bo. Nr. 49; vom 19. Februar 1820, 
"Nr. 1650; Hfkzd. v. 27. Juni 1835, Nr. 44 der 9. ©. ©); e8 
mag dahingeſtellt bleiben, ob die politiihe Behörde berechtigt fei, eine 
Legitimation durch nacdhgefolgte Ehe auch dann auszufprechen, wenn 
das Taufbuch den Namen bed Vater des unehelich geborenen Kindes 
nicht enthält, und wenn daher dieſe Legitimation nicht ohnemeiters 
aus der Bergleihung der Daten. ded Taufe und Traubuches ent- 
nommen werben kann (Hflzd. v. 27. April 1820, Nr. 11776); gewiß 
ift, daß durch derlei Verfügungen ver politiichen Behörden, welche blos 
in dem Auffichtörechte derfelben über die Führung der Tauf- und 
Trauungsmatrifel ihre Begründung und Begrenzung finden, ber richter- 
lichen Beurtheilung und Entſcheidung über die einfhlägigen Privat: 
rechtsverhältniſſe nicht vorgegriffen werden fann. Es mögen die Er: 
bebungen, auf welche ſich in dem Statthalterei-Erlaffe bezogen wird, 
bon was immer für einer Art gewefen fein, fo war body nicht die 
- politifhe Behörde, fondern nur der competente Richter dazu berufen, 
über die Frage, ob M al& Vater des Kindes der L redhtlih an= 
zufehen fei, rechtsgiltig zu entfcheiden. Bei der entgegengefegten Auf⸗ 
faſſung würden nicht die gefeglichen Beweisregeln der a. ©. O., 
fondern das Beneplacitum einer an feine ftrenge Beweisnorm gebun« 
denen Behörde in einer privatrechtlihen Präjudictalfrage maßgebend 
erfcheinen. Der Zauffchein kann daher als Beweismittel in dem gegen: 
wärtigen Rechtsſtreite für die Baterfchaft des M nicht benüßt werden. 

Der oberite Gerichtshof hat beide Urtheile abgeändert und dem 
Begehren des Klägers ftattgegeben, mit nachſtehender Begründung: 
Das Geburtszeugniß erfcheint im Sinne des legten Abſatzes des Hin. 
v. 27. April 1820, Nr. 11776, und 12. Auguft 1830, Nr. 18471, 
formell ganz correct, und ergänzt durch die beigebradhte, von der Statt- 
balterei im Einvernehmen mit dem Ordinariate, aljo von den vermöge 
der beftehenden Vorſchriften zur Richtigftelung ver Pfarrbücher com- 
petenten Behörden, erlaffene Verordnung ald eine öffentliche beweis- 
Bräftige Urkunde über vie Thatfache, daß gemäß gepflogener amtlicher 

Glofer, Unger u. Walther Entſch. VL 2 
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Erhebungen außer Zweifel geftellt"wurbe, daß das fragliche Kind von 
M als das eigene anerkannt und .fofort durch ‚vie Trauung desſelben 
mit der Mutter legitimirt worben war. Solde Urkunden können durch 
ben bloßen Widerſpruch eines Dritten nicht entfräftet werben, und 
wer fie im Rechtswege beftreiten will, muß ſich auf gründliche Gegen⸗ 
beweiſe ftügen, was die Geklagte nicht that. 


Nr. 2730. 


Unmittefbare Haftung des Advocaten für bie Gebühren für 
die Einfhaltung der in Sachen feined Clienten erlaffenen 
| Edicte. 

Ent b. Februar 1867, Nr. 602 der Decr. des 8 Ge 
v. 3. Bi Y 16, Yu 9302, an d des FE G. get au p. 50. Dit. 1806 . 
rg ap 1867, Nr. 27. ©. $ 67 6 199, 

Sem den Advocaten Dr, A wurde die —* Eintreibung von 
ausſtändigen Inſertionsgebühren für in Rechtsſtreiten mehrerer ſeiner 
Clienten erlaſſene Edicte, deren Zahlung ihm bereits vor mehreren 
Jahren rechtskräftig aufgetragen worden iſt, angeordnet, weil der Ad⸗ 
vocat für die im Rechtsſtreite ſeines Clienten aufgelaufenen Inſertions⸗ 
often gegen Vorbehalt des Regreſſes an den Mandanten zu haften 
babe, und weil, nachdem bie Epictsfoften meift ſchon bei der Klage 
erwadjen find, nicht anzunehmen tft, daß derjelbe bei Uebernahme 
ber Angelegenheit und beim Empfang des Vorſchuſſes nicht darauf 
NRüdfiht genommen haben folle, ſowie es aud zweifelhaft bleibt, 
ob er nicht bei ver Schlußrechnung diefe Koften einbezogen habe. — 
Den biegegen eingebrachten Recurs erledigte das O. 2. ©. aus 
bem Grunde abweislich, weil kein gefegliher Grund vorhanden ift, . 
bezüglich der in einem Rechtsſtreite aufgelaufenen Gebühren gegen bie 
Partei, welche ihren Bertreter bei Gericht beftellt hat, unmittelbar 

mit Erecution aufzutreten. 

Auf a. 0. Revifionsrecurd des Dr. A fand der oberfte Gerichts⸗ 
hof den Kecurrenten auf die berufenen untergerichtlihen Entfſcheidungen 
und deren Begründung zu verweilen. 


Nr. 2731. 


Hemmung der Erecntion wegen Einleitung der Difcipfinar- 
unfterfuchung über die Intervention eined Notard bei dem 
der Klage zu Grunde liegenden Rechtsgeſchäfte.' 


Enti, v. 5, Februar 1887 Nr. 826 (Beit. deö dad Decr. des 8. ©. Sambor 
dv. 28. QOct. 1865, Nr. 5797, aufhebenden Decreied des O. 2. ©. ie 
dv. 22, Oct. 1866, Nr, Ba, eitſchr. f. d. öſterr. Notariat 1867, Nr. 
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„in eitige —— der urtheildmäßigen Shesformel.. 
he 1, De des ge Es & 6. Wien 
ah & —7 et — Ei —F G. Wien 
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2 * an a {m her — RB. den FA —— 
ER zu fApären, ‚dag ihm ber, Kläger: A gewiffe, Waaren ‚per 

310 fl. 93 fr. nicht reiournirt habe. Bei der Eivedgblegung: fügte der 
Dear der Eidesformel noch die Worte hinzu: „daß ich wenigſtens 
diefe Waaren vom Gegner nicht zurüderhalten habe*. Wegen dieſes 
Beifages wurde vom Gericht erfter Inſtanz der Eid als nicht ab- 
gelegt erflärt. Das O. %. ©. fällte die entgegengefegte Entſcheidung 
aus den nachſtehenden Gründen: B hatte den ihm aufgetragenen refe- 
viblen Haupteid dahin abzulegen, daß feines Wiſſens und Erinnerns 
ihm der Gegner bie in dem Conto ber Klage angeſetzten Wagrep.. 
310 fl. 93 tr. nicht vetournirt habe. Diefen Eid hat B au: "eielih 
in Preußen abgelegt. Der von ihm gemachte Nachfaggt) „daß ich; menig- 
fiend.Diefe Waaren vom Gegner nicht zurüderhalten, habe*, ift bei 
Beursheilung ber Frage, ob der Eid abgelegt: wuebe, nicht zu berück⸗ 
fihtigen,; weil er nicht zur Eidesformel gehört indein willkürlicher 
Zuſatz · zu perſelben das bereits Beſchworene nicht, zu anbern.oder aufs. 
zuheben vermag. Sollte aus einem derlei Nachſatz Be zu entnehmen jein,, 
baß⸗ ein falſcher Eid abgelegt wurde, fo müßte, die bezügliche Beur⸗ 
—— Strafrichter überlaſſen werden; dem ‚Kivilcichter Hingegen 
ftebt es nicht zu, die rechtlichen Folgen eineg wirflich „abgelegten Eives 
6108. ‚deshalb, weil ver Schwörende bei ber Eidesa legung Worte, die 
ip ber. Eivesformel nicht enthalten wore dieſer Formel noch angefügt, 
und.- eb enfalls beihworen bat, für, vufge oben zu, gollären. 

Der pberfte Gerihtähot beftätigte . das eifigipterliche Urthtil. 
Gründe: Die Frage, „ab der entfcheibenbe, Haupteid als von dem Ser 
flagten „gbgelegt zu, befcachten, fer, murbe;-pon ber erften Inſtanz mig 
Recht üerneint, weil. her Geklagte burch vu jum Eidesſatze, daß ihps, 
ver, Klager die Waaren.per. 310. 98.h, nicht ;retournirt habe, ge-, 
machten Beiſatz, daß er wenigſtens die (dan e nicht zurüderhalten, 
habe, bentlich zu erkennen Bi Bir ‚Hepabezu und ohne, 

iwfhränfung den Eid, wie er im. rt tbeife oem ift, . abzulegen 

(io ‚nicht gefraute. Nicht blos läßt das, Wort „menigftens* ſchon eimg, 

Einſchränkung erfennen, ſondern es liegt auch a Lage, daß: der Ger: 

tagte burd) jenen Zufag die Möglichleit einer Hattge undenen Her 
Sdrüdl 


tournirung ‚gnerfannte, indem er feinen Widerſpruch au ih auf 
die Thotſohe, ob er die Waaren erhalten haben BER ränkte. Sowie 
der Gellag e in dem vorausgegangenen Proceſſe, Fe Kläger be= 


hauptete. etournivung widerjprach, ohne Duden daß er fie bios 
veöhald, winerſpreche, weil er die Waare nicht He, ode io mußte. 


— 2 — 


er nun auch die Folge ſeines unbefchränkten Widerfpruches fi ge= 
fallen laffen und den ihm über die mwiberfprochene Retournirung auf- 
getragenen Haupteid ohne weitere Umjchreibung ablegen. Dies hat 
er aber nicht gethan, fondern den Eid mit einer Beichränfung abgelegt, 
vermöge welder eine wirklich flattgefundene Retournirung gar nicht 
ausgefchloffen erjcheint, und der Geklagte allenfalls ſchon darum, weil 
er etwa bie Annahme ber retournirten Waaren verweigerte, zur Ab⸗ 
legung fi) berechtigt halten konnte, Es war demnach das erftgericht: 
liche Urtheil zu beftätigen. 


Nr. 2733. 
Anerfenmungövertrag. 


Entid. v. 6. Februar 1867, Nr. 798 (Beil, der Urth. des 8. ©. Robigno 
v. 9, Juni 1866, Nr. 1398, und des DO. 2. ©. Trieft v. 10. Oct. 1866, 
, 4347). Gazz. d. Trib. 1867, Nr. 11, ©, 3. 1871, Rt. 2. 

Die Klage der Verwaltung der Kirche A wider die Concures 
maſſe des B pto. Liquidhaltung von 2043 fl. gründete ſich auf die 
von B ausgeftellte Urkunde vom 20. Juni 1861, des Inhalts, daß 
die Mutter des B 2043 fl., womit ein Grundzins der Kirche abgelöft 
worden war, von berfelben ald Darlehen erhalten babe und B, als 
ihr Erbe, ſich als Schuldner dieſes Betrages befennt und deffen Zah⸗ 
lung verfpriht. Der Vertreter der Concursmaſſe Teugnete die Hin⸗ 
gabe des Darlehens an die M und beftritt die rechtliche Wirkſamkeit 
der in der Urfunde enthaltenen Schulvanerlennung des B, welde 
berfelbe nur als Erbe der M ohne causa debendi ber Lettern und 
in der irrigen Meinung ausgeftellt habe, daß bie M in der That 
das angebliche Darlehen ſchulde. Darauf replicirte die Klägerin, 
daß B felbft — in feiner beflagterfeits nicht beftrittenen Eigen⸗ 
ihaft ald Kämmerer des Kirchenvermögens — das von der Ab- 
löfung des Grundzinsrechtes der Kirche herrührende Geld in Empfang 
genommen und für fi) verwendet und deshalb die producirte Schuld⸗ 
urfunde ausgeftellt habe, und trug zum Beweis darüber ben Haupteid 
auf. Der Concursmaffenertreter ftellte diefe neuen Anführungen in 
Abrede, verwahrte ſich gegen bie hiermit verfuchte Begründung ber 
Klage durdy ein anderes Fundament und trug zum Beweis ber von 
ihm bereits vorgebradhten exceptio non numerat® pecuniæ der Klägerin 
den Haupteid auf. 

Beide Untergerihte haben dem Klagbegehren unbevingt ftatt- 
gegeben — das O. L. G. mit folgender Begründung: Die von der 
Klägerin probucirte Urkunde iſt mit allen geſetzlichen Exforderniffen 
für die Giltigkeit derjelben verfehen und enthält auch die causa de- 
bendi, welche darin befteht, daß die Kirche das Geld durch ihre Ber- 
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waltung bei der M angelegt und daß B die hier mitentſtandene Schuld 
feiner Mutter als ihr Erbe anerlannt hat. Jedenfalls ergibt die Ur- 
funbe, daß B für bie darin bezeichnete Geldſumme ſich als den Schuldner 
ver Kirche befennen wollte und mit dem Verſprechen der Verzinſung 
und Zurüdzahlung des Capitals als Schuldner fich bekannte: und ba 
B zur Zeit der Ausftellung des Documents bereit® sui juris war, 
fo ift und bleibt feine Erklärung rechtsverbindlich, gleichviel ob die 
Schuld damald niht Liquid und beftreitbar geweſen ift, ob in ber 
That feine Mutter das von ihm eingehobene Geld als Darlehen ver 
Kirche (durch ihn) empfangen, ober ob er es für fich felbft verwendet 
bat. Durch die vollbeweifende Urkunde ift die Schuldanerfennung des 
B und deſſen Schulvübernahme feftgeftellt und dies genügt zur Ver⸗ 
theilung des Uebernehmers refp. feiner Concursmaſſe. Die vorge- 
brachte exceptio non numeratæ pecunis ift unzuläffig, weil in ber 
Urkunde nicht angeführt ift, daß zur Zeit ihrer Errihtung das Gelb 
zugezählt wurde. B als Schulpübernehmer: fönnte nur in dem Falle 
von der Zahlung freigefprochen werben, wenn beflagterjeit8 der Beweis 
erbradyt worden wäre, baß B, als er die Urkunde ausfiellte, fih in 
einem Irrthum befand und getäufcht wurde; allein darauf lautet nicht 
der beflagterjeit8 aufgetragene Haupteid, welcher ſomit unentfcheidend 
ft, jo wie der von ber Klägerin aufgetragene Haupteid unnöthig war, 
da ihr die vollbeweifende Urkunde zur Seite fteht, folglich ein weiterer 
Beweis nicht oblag. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf die a. o. Reviſionsbeſchwerde 
des Concursmaſſevertreters. Gründe: Es ift unbeftritten, daß das 
in ber Urkunde bezeichnete Orundzinsrecht der Kirche A abgelöft worven 
ift und daß die Kirche die Ablöfungsfumme nicht befitt, fernerd daß 
B ver Kämmerer des Kirchenvermögens war und ihm als foldhem bie 
Ablöfung und die Zahlung des Löſegelds nicht unbelannt fein konnte. 
Wenn daher ver Pfarrer der Kirche, nachdem er in den Über die Ver⸗ 
waltung des Kirchenvermögens geführten Büchern den Nichteingang 
dieſes Geldes feftgeftellt hatte, dafür von B ſich deſſen Schuldbekenntniß 
in der vorerwähnten Urkunde ausftellen ließ, fo war dieſes Bekenntniß 
rechtswirkſam, was immer für eine causa debendi darin angegeben 
wurde. Der Pfarrer hatte durchaus kein Intereſſe, nachzuforjchen, 
ob das aus der Ablöfung bezogene Geld in der That der Dlutter 
des B dargeliehen worden fei, da B ald Verwalter des Kirchenver⸗ 
mögens für das Geld verantwortlich blieb, mochte er was immer für 
eine causa debendi in der Urkunde angegeben haben, und in feinem 
Falle den Umftand, daß die barin angeführte causa falſch ift, zu 
jeinem Bortheile ausbeuten darf. Da fomit der Flägerifcherjeit zur 
Heftftellung der wahren causa aufgetragene Haupteid überflüſſig und 
die gegnerifche Anfechtung des Klaganſpruchs geſetzlich nicht begründet 
it, jo mußte die Revifionsbejhwerbe verworfen werben. 
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Nr. 2734. 


Anfrechterhaltung des beabſichtigten ſchriftlichen Teſtamentes 
als mündliches. Ungiltigkeit des Teſtamentes wegen Irrthums 
im Beweggrund. 
Eutſch. v. 6. Febrnar 1867, Nr. 879 (Beſt. des das Urt. des 8. G. Shär- 
ding v. 50. Mär; 1866, Nr. 859, abünd. Urth. des O. L. G. Wien v. 7. Nov. 
, Nr. 17156). ©. 3. 1867, Nr. 39, Gazr. d. Trib. 1867, Nr. 20, 
M, öſterreichiſcher Staatsangehöriger, ließ in Bayern einen Notar 
rufen und erflärte vor fünf Zeugen, daß er feinen unehelihen Sohn A 
zum Erben einfege. Der Notar war der irrigen Meinung, daß nad 
öfterreihifhem Rechte eine foldhe Erbeinfegimg nicht giltig "wäre. 
Hierauf fam ein ſchriftliches Teſtament zu Stände, worin berfelbe, 
„weil er feirten Sohn nit zum Erben einjegen könne“, feinen Bruder 
B mit der Bitte einſetzte, jenem die Hälfte bed Nachlaſſes zukommen 
* laſſen. A focht nun das ſchriftliche Teftament an und 'nahm das 
lleinerbrecht in Anſpruch. Dieſem Begehren warb von den “beiden 
höheren Inſtanzen ſtattgegeben. — 
Gründe'der zweiten Inſtanz: Die vernommenen Zeugen 
ſagen einſtiniinig aus, daß vor ihnen M, nachdem ver bayeriſche Notar 
herbeigeholt worden war, um den Iegteh Willen besfelben 'aufzu- 
nehmen, geäußert habe, er wolle feinen unehelichen Sohn (ven Kläger) 
als Haupterben einfegen. Hienach hatte M feinen legten Willen in 
einer mit den Förmlichleiteu des ‘a. b. G. B. zufammentreffenden Weife 
(88. 585, 586 a. b. ©. 8.) mündlid, dahin erflärt, daß ber Kläger 
Alleinerbe fein folle, und dieſe Erbeinfegung ift nad öfterreidjifchen, 
biebei zur Anwendung kommenden Gefegen’giltig. Der Erblaffer hat 
fi ſodann durch die Bedenken des bayerifchen Notars gegen’ die Giltig- 
feit der Erbseinſetzung eines außerehelihen Sohnes nach öfterreichifchen 
Gefegen irre mähen laffen und lediglich wegen dieſes Irrthums in 
dem unmittelbar darauf verfägten fhriftlihen Teſtamente die Geflagten 
i Erben” eirgefegt; dieſe Erbseinfegung iſt nun nad) dem 2. Abfag 
es 8. 572 a. b. ©. B. ungiltig, weil’ diefer Wille einzig und allem 
auf dem irrigen Beweggrunde, dag die zu Gunften des‘ A gemadite 
Erbseinfegung unwirkſam fei, oder doch einer Beftreitung unterliegen 
Tönnte, berubte, Da nun das fohriftlihe Teſtament, beziehungsweile 
die dasſelbe bildende Erbseinjegung der Gellagten — als durch Irk- 
thum hervorgerufen — mithin al® ungiltig ſich darftellt!' fo fteht vie 
mündliche Willenserflärung, nad welcher ver Kläger Erbe fern foll, 
in Sraft, da ein früheres Teftament nur durch ein fpäteres" giltiges 
Teftament aufgehoben wird ($. 713 a. b. G. B.). — 
Gründe der dritten Inſtanz: Im Ermägung, daß M, 
nachdem der banerifche Notar geholt worden war, um feinen leßten 
Willen aufzunehmen, laut der einftimmigen Ausfagen ver Zeugen ven 
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beftimmten Willen äußerte, er wolle feinem unehelichen Sohne A fein 
ganzes Vermögen binterlaffen, daher feinen legten Willen in einer 
mit allen Förmlichkeiten eines mündlichen Teſtamentes verfehenen 
Weile Rirpgegeben hat, bevor ber ſchriftliche Auffag verfaßt wurbe; 
in Erwägung, daß das; O. 2. ©. in feinen Gründen ſchon er- 
ſchöpfend darſtellte, wie "der Erblafler Lediglich wegen eines Irr⸗ 
thumes in dem unmittelbar darauf verfaßten ſchriftlichen Teftamente 
die Beklagten zu Erben einfegte und in biefem Irrthum blos ſich 
mit demfelben Aufſatze einverftänden erllärte, hat der oberfte Gerichts⸗ 
hof das obergerichtliche Urtheil zu beſtätigen gefunden. 


Nr. 2735. 
Poternitäts- und Alimentationsklage: Unabhängigkeit des 
Ausſpruchs über die Vaterfchaft von der Zuerkennung det 
Alimente. Unftatthaftigkeit des Regreßanſpruchs der alimen- 
:tirenden Mutter gegen den ımehelichen Vater. 


Entf. v. 6: eernär 1867, Nr. SL theilweiſe Yeft, bed urth. des 8. G. 
F 5 10 und Wr un L. 
Gewiiſch v —S ae 1.5 —V sa G. Brkun 
Bon er —* und dem —B he —— Kindes A 
wurde B 1. auf Anerkennung der Vaterſchaft, 2. auf den der Mutter 
zu feiftenden Erſatz der von ihr beftrittenen Erziehungstoften und 3. auf 
Zahlung der Alimente bis zur Selbfterhaltungsfähigfeit des Kindes 
belangt. Nach vorgängiger Aufnahme des Beweiſes durch Sachver⸗ 
ſtündige über die behauptete Erwerbsimfähigkeit bes A, welche aber das 
Begentheil-ergab, wurde das Klagbegehren in erfter Inſtanz voll: 
ftätibig -abgewiefen. Das O. L. ©: bat dieſes Urtheil in’ Punkt 3 
des —* beftätigt, in beit Punkten 1 und 2 aber .vahin abgeändert, 
daß, imiter der Vebingung der durch Haupteide erbrachten Bemeife 
des‘ Beiſchlafs während der fritifchen Zeit nnd der von der Mutter 
beſtrittenen Verpflegung des Kindes, B für den Vater desſelben zu 
halten uund ſchuldig ſei, der Dutter die often der bisherigen Ali⸗ 
mentation zu erſetzen. : 

Der vberſte Gerichtshof beſtatigie ad 1 das obergerichtliche, ad2 
das erfigeriitliche Urtheil. Gründe: Das Gericht erſter Inſtanz 
hat das Klagbegehren in Puntt- 1: blos deshalb abgewiefen, weil vie 
anderer Klaganiprühe — jener ad 2 in Folge der von’ dem Gericht 
angenommenen Berjährung nah &: 1480 a. b. ©. B: — nicht zu 
Recht beftehen. Allein nur aus diefem Grunde durfte der durch Haupt: 
eid angetragene Beweis der Baterichaft des Beklagten nicht ausge: 
Ihloffen und das Begehren um Anerkennung derſelben nicht abgewiefen 
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werden, ba die Vaterſchaft des Beklagten auch ohne deſſen Verpflich⸗ 
nung zu irgend einer Zahlung vorhanden ſein kann. In dieſem Punkte 
mußte daher das obergerichtliche Urtheil beftätigt werten. Dagegen 
war das Begehren der Mutter um Erſatz der von ihr dem Kinde 
verabreichten Alimente unbedingt zu verwerfen, weil im Sinne der 
88. 166, 167 und 171 a. b. ©. B. die Verbindlichkeit zu Ver⸗ 
pflegung und Berforgung des unehelihen Kindes beiden Eiterntheilen 
obliegt und wenn daher die Mutter der ihr obliegenven Verbindlich⸗ 
keit freiwillig nachkommt, ſie für die Erfüllung desſelben einen Erſatz 
zu fordern nicht berechtigt iſt. 


Nr. 2736. 


Nichtigkeit des im ordentlichen Verfahren ergangenen, die 

Einrede der Nichtzuſtändigkeit verwerfenden und zugleich in 

der Hauptſache entſcheidenden Urtheils erſter Inſtanz. Nich— 
tigkeit des abändernden ee zweiter Inſtanz. 


Entſch. v. 12, Yebruar 1867, Nr. 97 eb, der U 8 8, ©. Guten⸗ 
ftein v. 10, Aprit 1800, Br 1 Nr. 1, un I —* 8 B. Bien » . 24, Oct. 1866, 


Im ordentlichen —8 —— war rechtzeitig die Ein⸗ 
rede der Incompetenz erhoben, trotzdem aber auch in der Sache ver⸗ 
handelt worden. Die erfte Inſtanz verwarf dann mit einem Urtheil 
die erwähnte Einrede und entſchied zugleich in der Sache. Die zweite 
Inſtanz erklärte die Einrede der Incompetenz für begründet und unter⸗ 
ließ daher, in der Sache zu entſcheiden. Der oberſte Gerichtshof hat 
beide Urtheile aufgehoben und der erſten Inſtanz aufgetragen, mit 
ver Entſcheidung über die Incompetenzfrage ordnungsmäßig vorzu: 
gehen und zwar „in Erwägung, daß es fid vorliegend um eine im 
förmlihen mündlichen Berfahren geichloffene Streitſache handelt, bei 
welcher die Einwendung des ungehörigen Gerichtsſtandes rechtzeitig 
und ausdrüdlich erhoben und im Verlaufe der Verhandlung wieberholt 
betont worden ift; daß in einem fo gearteten Streite nach dem be- 
ftehenden Gefege die präjudicielle Frage der Kompetenz des ange: 
gangenen Richters durch vorläufiges Urtbeil entſchieden werben mußte, 
ohne in einen Ausfpruh bezüglich der Hauptfache einzugehen; daß 
demnach das Urtheil der erſten Inftanz ſich als offenbar gefegwibrig 
und nichtig barftelt und daß folglih in zweiter Inſtanz von einer 
Abänderung nicht die Rede fein konnte, ebenſowenig aber mit Ueber- 
gehung des erften Richters das D. 8. ©. nachhelfend über die ein- 
gewenbete Incompetenz eine erfte Entſcheidung zu fällen berufen war.” 





— 25 — 


Nr. 2737. 


Hemmung der Erecution wegen einer Oppoſitionsklage: Un- 
wiederbringlichkeit des Schadens. 


u. De v. 12. 1867, Nr. 528 (Beft. des Decr. ded H. G. Wien v. 
Beh, Ar. 1 Abänd. de ge: des Q. 8%. G. Wien v. 
Der. 1866, —— @. 3. 1867, Nr. 260 

Bei —— der * des A, worin geltend gemacht 
war, e8 fei das Erecutionsrecht des B durch einen nachfolgenden Ver⸗ 
gleich erlofchen, ward zugleih um Einſtellung ber angeorbneten ere- 
cutiven Schägung gebeten. Diefem in erfter Inftanz abgewiefenen 
Geſuche gab die zweite Inftanz Folge in Erwägung, daß einerjeits 
durch die beigebrachte Vergleihöurfunde vom 3. November 1863 aus- 
gewiefen ift, daß dieſelbe dem betreffenden Erkenntniſſe nachgefolgt 
und bei Erwirfung ver auf Grund dieſes Erfenntniffes angeſuchten 
grundbücherlichen Einverleibung und in dem Anſuchen um Schägung 
der Umſtand des getroffenen Ausgleiches verſchwiegen worden if, 
mithin die Erfordernifje des Hofdecretes vom 22. Juni 1836, I. ©. © 
Nr. 145, vorhanden find; ſobald dieſe aber ausgewielen werben, es 
nah eben tiefem Gejege meiter nicht darauf ankommt, ob durch den 
Erecutionsact, welcher filtirt werden joll, dem opponirenden Erecuten 
ein unmwieberbringfiher Nachtheil zugefügt werbe oder nicht. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den erftrichterlihen Be- 
ſcheid, weil die einichlägige Verfügung mit Rüdfiht auf den Sinn 
und Zweck des Yuftig-Hofdecretes vom 22. Juni 1836, I. ©. ©. 
Nr. 145, und auf die analoge Beftimmung des 8. 3 des Hofpecretes 
vom 29. Mai 1845, 9. ©. ©. Nr. 889, ſich als gerechtfertigt 
darftellt. 


Nr. 2738. 


Kaufvertrag oder Glüdsvertrag? 


Entſch. v. 12. ebrnar 1867, Nr. 552 (Beft. des dad Urth. des B. G. Lavis 
v. 20. Dt, 4184, abänd. ab. alrth. des O. 8. ©. Innsbruck vom 
| >. Nav. 1 1866, Nr. 3299). ©. 9. 1867, ©. 286, 

Nach 7 Anführung des Klägers A wäre von ihm und B 
folgender Vertrag geſchloſſen worden: Die Enten des A, die B durch 
Steinwürfe tödten werde, follen Eigenthbum bes B fein; er aber hat 
für jeben Steinwurf gegen die Enten dem A 3 kr. zu zahlen. B babe 
zwei Enten getöbtet und fei 5 fl. für bie Steinwürfe jchuldig ge- 
worden. Das Gericht erjter Inſtanz betrachtete das Webereinlommen 
als einen Kaufvertrag und verurtheilte den B unter ber Bedingung 
des durch Haupteid hergeftellten Beweiſes der klägeriſchen Anführungen 
zur Zahlung der begehrten 5 fl. Das D. 2. ©. wies ben Kläger 
unbebingt ab. 
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Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Erkenntniß der zweiten 
Inſtanz. Gründe: In dem Vertrag konnte nur ein dem Scheiben⸗ 
ſchießen ähnliches Spiel erblidt werben, »wo- der Schütze für das Recht, 
einen oder mehrere Schüſſe in die Scheibe zu thun, einen beftimmten 
Preis zahlt und damit bie Hofinu rg auf eine Prämie („Belt“) oder 
aͤuf einen ergiebipen Lohn ‚feiner Tuchtigkeit („Gewinaft“) lauft. A 
beftimmte vie Enten als Främe und fpechlirte auf einen geringern 
Grad von Geſchicklichkeit des B im, Steinwerfen, reſp. darauf, daß 
. die’ von Beristirte Geldſumme größer ſein werde, als ver Geldwerth 
der von ihm gefödteten Enten. "Allein abgeſehen davon, daß hier, 
imo. lebende Enten die Zielſcheibe waren, der Handel in eine tadelns⸗ 
werthe Thierquälerei ausarten konnte und daher zur Grundlage ber 
Verfolgung civilrechtlicher Auſprüche ſich wenig eignet, ergibt fi Aus 
dem Vertrag der Charakter eines Epield over Wette, aus der ‚für 
ben Gewinner A, da er fid) .mit dem’ Verfprechen ver Zahlung res 
Wettpreifes von Seite des B begnügt hat, nady den 88. 1271 umb 
127 2 a. b. ©. B. ein Klagrecht darauf nicht entſtanden iſt. 


— J — 
+ 





Nr. 2739. 


Behandlung von Simultan-Hypotheken bei arrativer ei 
äußerung. 


Entſch. v. ehernat 1867, Nr. 747 (Beft. des bad Decr. des B. ®. 
zamtueg . Ott. 1866, Mr. 1442, abänd, -Deer. bes * G. Wien 
| v. 18. Der. 1866, Nr. 22828). ©. 3. 1887, N. 5 

Es gelangten 10 Realitäten zur erecutiven —e auf 
welden fimultan zwei GStiftungscapitalien per je 600 fl. haften. 
Gemäß den geilbietungsbebingniflen wurden vorerft die Realitäten 
einzeln verfteigert mit dem Vorbehalte, daß, wenn hienach, bei 
dem Verſuche der Feilbietung aller 10 Realitäten zuſammengenommen, 
ſich ein höheres Meiſtgebot ergeben würde, als die Summe der für 
die einzelnen Objecte erzielten Meifigebote, der Gejammtrealitäten- 
complex bemjenigen' zugeichlagen‘ werben ſollte, welcher dieſes höhere 
Angebot fin den Gefammtcompfer geftellt bat. : Nach Ausrmfung des 
Geſammteomplexes wurde derſelbe demzufolge dem B um das Meiſtgebot 
von 6980 fl. zugeſchlagen, weil dasſelbe höher war, al® bie Summe 
der filr die. einzelnen Realitäten erzielten Angebote. Darauf erffätte B, 
einige Theile des Geſammtcompleres für: C eiftanben zu haben. Sm 
dem Meiftgebotövertheilungs-Erfenntnifie bat vas B. ©: Tamsweg 
auf jede einzelne det 10 Realitäten je einen betveffenpen Theilbetrag 
von ben beiden fimultan haftenden Stiftungscapitalien gewielen, mit 
ber Beftimmung, daß bie bei ben einzelnen Wealitäten nicht anges 
wiejenen Beträge ohneweiters gelöjcht werden können. Auf den von ber 
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Binanzprocuratur im Intereſſe der Stiftungen ergriffenen Recurs 
hat das O. 8. ©. das erftrichterlihe Erkenntniß dahin abgeändert, 
daß die darin enthaltene Beſtimmung, wonach die nicht angewiefenen 
Theilbeträge bei den einzelnen Realitäten vor Rückzahlung ber beiden 
Simultanfagforberungen /ohneweiters geloſcht werden können, auf dieſe 
Forderungen keinen Bezug habe; denn die Vettheilung der? Simultan- 
poften auf bie einzelnen ' Realitäten iſt eine ideale, welchenur geſchieht, 
um zu erſehen, wie viel ‚von dem anf ie einzelnen Realitäten ent» 
fallenden Theilerlöfe die übrigen Sadgläubiget, weldhe: fein Simultan⸗ 
pfandrecht für ſich haben, : erhalten: "Die- Bettheilung kann aber ohne 
Einwilligung bes Simultanglänbigers nicht derart durchgeführt werben, 
daß ftatt des Simultanpfandrechtes nur Pfandrechte fur Einzelne Theil» 
beträge treten. 

Auf den von dem Erfteher BR ergriffenen- Neviſionsrecurs hat 
der oberſte Gerichtshof Die oberlandesgerichtliche Eütſcheidung beſtätigt 
in Erwägung, daß vermöge der Natır des Pfanbrechtes jeder ein⸗ 
zelne Theil des ber Hypothek untetworfenen' Gutercompleres für bie 
ganze Schuld haftet; daß durch den Umſtand, daß ber Recurrent, 
nachdem ihm als Meiftbieter ber ganze Gittercompfer zugeſchlagen 
worden war, erklärte, einige Theile hievon für C um einen zwiſchen 
ihnen feftgefeßten Theil des Gefammtpreifes erſtanden zu haben, ver 
Umfang des Pfandrechtes der Stiftungen feine Schmälerung erleiden 
fann, und daß ber Erfteher B ebenfo wie C, ber übrigens fih nicht 
beimerte, als in Geſellſchaft eingetretene Erfteher des Gütercomplexes 

nad den Beftimmungen bes 8. 328 a. ©. D. bie Hypothekarlaſten, 
foweit fih der Preis exſtreckt, zu übe nehmen haben und ihnen an⸗ 
heimgeſtelit bleiben muß,‘ fiir‘ die’ Wa ahrung, ihres negenfaitigen In— 
tereſſes zu forgen, Ohne deß hieburch die Sielung der” Setelinbiger 
berührt wird. 


‚h 
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Po 2730; en " 
Hemmung der Ererutiou wegen einer Grfeinbirungeäge: 
ausfegungen ber. Cantionspflicht. 


Eatig. », 12. er ee: 128 > (Bet. 8 des AR er. G. Bien 
r 


. Bien v. 
Der. 1860, Nu, 22824 2824); ©. 6.1807, €, 10, 


Mit 8 einer notatlell legaliſttten Kaufsurlkunde belangte 
der Käufer A den B ‚wegen. Erſcindirung der i in der Urkunde bezeichneten 
Mobilien aus ber vom Beklagien gegen‘ ſeinen Schuldner C, d. i. 
ben Verkäufer der Mobilien un’ A, auf dieſelben gefüihrten Exe⸗ 
cution und begehrte die einſtweilige Snspenfion ber executiven Ber: 
fteigerung, welche von dem Geriht Erfter Inſtanz nur gegen 
Cautionsleiſtung des A bewilligt wurde, weil es aus dem Vertrag 
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die Identität der darin bezeichneten Gegenſtände mit ben in der Erxe⸗ 
cution gezogenen Mobilien nicht entnehmen konnte. — Das O. L. ©. 
befeitigte auf den Recurs des A den Auftrag zur autionsleiftung 
in der Erwägung, daß ver Inhalt der vom Necurrenten probucitten, 
notariell beglaubigten Urkunde in Betreff der nad berjelben von A 
gefauften Sachen mit dem Erecutionsprotofol in einer Weife über» 
- einftimmt, welde die Identität der Gegenftände, deren Erfcindirung 
begehrt wurde, mit den in Execution gezogenen Effecten füglih nicht 
bezweifeln läßt, und daß übrigens die Frage nad der Identität 
ohnehin der Entiheidung des Erſcindirungsproceſſes vorbehalten bleibt. 

‘ Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Decret der zweiten In⸗ 
ftanz, weil im Sinne des Hofvecretes vom 29. Mai 1845, J. ©. ©. 
Nr. 889, zur unbedingten Bewilligung der Siftirung einer erecutiven 
Beräußerung eine Urkunde genügen muß, welde im Allgemeinen als 
eine binreichende Befcheinigung betrachtet werden fann, ohne baß ber 
Richter dabei au noch mit der Prüfung von Einwenbungen fi zu 
befafien bat, die etwa in Betreff des inneren Weſens der Sache 
erhoben werben künnten. 


Nr. 2741. 


Uebernahme eined Findelkindes in umentgeltliche Pflege: Un- 
ftatthaftigteit eined Erſatzanſpruchs gegen den unehelichen Vater. 


Enti. v. 13, Februar 1867, 2* * Beſt. des das Urth. des B. ©. 
Joſefſtadt in W Mm v. 15, Angı ak Aare a deg des Fade 8. ©. 

Bien v. 21, Nov, 1 

Die A hatte ein —— von — in bie Pflege 
übernommen, ohne fih von ver Anftalt für die Pflegeloften einen 
Erfag verfprechen zu laſſen, und belangte nach mehrjähriger Verpfle⸗ 
gung desſelben (vom 10. Lebensjahr des Kindes an) ven B al® Vater 
auf Erfag der von ihr beftrittenen Alimente. Der Beklagte befannte 
nn zur Vaterſchaft; er beftritt aber den von der A auf $. 1042 

6. ©. B. gegründeten Erſatzanſpruch. — Bon der erften Inſtanz 
—* der Klägerin ftatt der geforderten 511 fl. ver Betrag von 115 fl. 
zuerlannt. Das O. L. ©. hat aus den folgenden Gründen das Klag⸗ 
begehren vollftändig abgewiefen: Nach ihrer eigenen Anführung bat 
die Klägerin ohne Aufforderung von irgend welcher Seite, mithin aus 
freiem Antrieb das Kind von ver E. E. Findelanftalt in ihre unent- 
geltliche Pflege übernommen, und es ift von ihr nicht behauptet worden, - 
daß an ven Bellagten damals von irgend einer Seite die Forderung 
geftellt wurde, das Kind in feine Pflege zu nehmen. Es ift daher 
nicht nachgewieſen, daß fie für den Beklagten und anftatt besjelben, 
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als Verpflichteten, die Pflegekoſten beſtritten hat. Nur wenn dar⸗ 
gethan wäre, daß zur Zeit, als die Klägerin das Kind übernahm, 
von der Anſtalt in feiner Weiſe mehr für dasſelbe vorgeſorgt worden 
wäre, daß von biefem Zeitpunkt an die Pflicht des Erzeugers zur Er- 
haltung des Kindes an Stelle der Findelanftalt auflebte, könnte die 
Klägerin nah $. 1042 a. 6. ©. B. von dem Bellagten Erfag fordern. 
Dies ift aber nicht der Hall, fondern e8 muß angenommen werben, 
daß die Klägerin das Kind nur aus Humanität zu fih nahm und 
pflegte, wofür ihr aber kein Erfag gebührt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung ter zweiten 
Inftanz mit Bezugnahme auf Die Gründe berfelben und in weiterer 
Erwägung, daß die Hlägerin das Kind von der Anftalt in unent» 
geltlihe Pflege übernommen und, da für basfelbe auch nad bem 
10. Lebensjahr von ver indelanftalt zu forgen war, eine dem 
unebelihen Vater obliegende Pfliht zur Verpflegung des Kindes nicht 
nachgewiefen hat. 


Nr. 2742, 
Eintritt des Verzugs im Fall einer bedingten Zahlungszeit. 


Eu ch. v. 18. Febrnar 1867 Re 7 743 (Abünd. des Bi Urth, des B. ©, 

v. 17. Anguft 1866, Nr. 5068, abünd. Urth. des O. 8. Wien 

— 18. Kov, 1866, Ar. 17544). ©. 3. 1867, Nr. 

Auf dem Befigthbum der B haftet für die A deren viterlicher 
Erbtheil, der ihr, ſobald ſie ſich verehelicht hat, auszuzahlen iſt. Die 
Verheiratung der A erfolgte am 1. Auguſt 1864 und zwar wie ſie 
— jevoch erſt in der Reviſionsſchrift — angab, in Anweſenheit ver B. 
Anfangs December 1864 begehrte der Gatte der A von der B 
bie Zahlung und beruhigte ſich dabei, als dieſe ſagte, fie müſſe erſt 
Gelder eintreiben und werde dann zahlen. Die Zahlung des Capitals 
erfolgte fpäter. Nun verlangte die A mittelft Klage noch Verzugs⸗ 
zinfen. Die erfte Inftanz ſprach ihr auch die Zinfen vom 1. Auguft 
1864 zu. Gründe: Nah Inhalt der intabulirten Schuldurkunde war 
das Gapital bei der Berehelihung der Klägerin ſogleich auszuzahlen. 
Die Geklagte wendete nicht ein, daß ihr ver Zeitpunkt der Verehe⸗ 
lichung nicht rechtzeitig befannt geworden iſt; demnach erfcheint bie von 
ihr vorgebrachte fpätere Einmahnung der Klägerin irrelevant, weil 
der Grundfat: dies interpellat pro homine auch in unjer Gejeg auf» 
genommen worden ifl. $. 1334 (a. b. ©. 2.) Das Obergericht 
bagegen verurtheilte die Geklagte zur Berichtigung der Zinfen blos 
vom 1. December 1864 an, und nur dann, wenn die Klägerin ben 
ihr zurädgejchobenen Haupteid, daß ihr Gatte Anfangs December 1864 
mit der verfpäteten Zahlung bes Capitals nicht vorbehaltlos fi) ein- 
verftanden erflärte, fondern Zinſen in Anſpruch nahm, antritt und 
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der Eid durch ihren Gatten (als Vertretungsleiſter) abgelegt wird. 
Gründe: „Wenngleich die Zahlungszeit auf die Verehelichung der 
Klägerin, beſtimmt wurde, fo erſcheint. die Geklagte doch erſt dann im 
Berfäumniffe,. wenn fie ‚vonder erfolgten Verehelichung in Kenntniß 
gejeßt und von ihr die Zahlung negehrt wutbe, weil fie feine Ber- 
bindfichfeit hatte, ſich um, die Berehelihung ver Rlägerin zu fümmern, 
daher abwarten fonnte, bis dieſe von ihrem Permiſſivrechte Gebraud) 
machen wird, was erft Anfangs December 1864 geihah. Die Ber: 
binblichkeit der Gellagten, vom 1, December 1864 an Zinfen zu 
zahlen, fol, entfallen fein, weil der. Gatte der. Klägerin, als ihr Be- 
vollmädhtigter, fih mit, einem Aufſchube der Zahlung einverftanven 
erflärte, ..alfo. eine Zahlungsfrift gewährte. Allein vie Klägerin gibt 
ein ſolches Einverſtändniß pur mit der Beihränfung zu, daß Zinfen 
bezahlt werben, und. hat diefe Bedingung zu.ermweilen, weshalb auf 
ben barüber aufgetragenen ‚Haupteid abgegangen wurde.” 

Die Dritte Inftanz fprad der Klägerin die Zinfen vom 1. De— 
cember 1864 an unbebingt zu. Gründe: Die Klägerin war 
unftreitig berechtigt, ſobald fie ſich vereheliht hatte, was am 1. Auguſt 
1864 geihah, von der Geklagten das. Capital zu verlangen. Weil 
aber dieſe Verfallzeit keine im Voraus beftimmte, fondern eine zu- 
fällige war, fo lag .e& in ber Natur. der Sache, daß die Klägerin 
die Geklagte, unter’ Belammtgabe des . Ereignifjes, von welchem die 
Fälligkeit abhing, zur Zahlung zu mahnen hatte, mas fie erft Anfangs 
December 1864 that; es tritt daher: die Verpflichtung der Geklagten 
zur Entrichtung dee Zögerungszinſen erft mit 1. December 1864 
ein ($. 1334.a. 5. ©. B.), uns Iännen felbe umfomweniger vom 
1. Auguft.1864 an zuerkannt werben, ;ald in erfter Inſtanz gar nicht 
behauptet wurde, daß die.Geflagte Don der. Berehelihung ver Klägerin 
und dem - bieöfälligen Tage Kenntniß gehabt- habe. War aber bie 
Klägerin befugt, vom 1.:December 1864 an 4% Binfen zu be: 
gehren, ſo hat fie. nicht nöthig gehabt, dieſes ihr bereits erwachſene 
Recht noch eigens fich :vorzubehalten, als ſie, rüdfichtlih ihr Gatte, 
im December 1864 der Gellagten noch eimige Zeit zuwarten zu wollen 
erklärte, und erſcheint der in zweiter Inflanz barüber zugelafjene 
Haupteid unentſcheidend. ; a FE 

I. ne NE. 2748. 
Unterfchied des Separationsrechts vont Recht auf Sicherftellung 
des Legats: Urzufäffigfeit ber Forderung einer beftimmten 

1. Art der Sicerftellung.. 

Entſch. v. 13. Februar 1867, Nr. 1158: (Beſt.' deß das Deer. des 9. ©. 

Bien v. ——— 1866, Nr. 128924, abünd. Deer. des OQ. L. G. Wien 
. 9.18. Dec, 1866, Sir. 22587). ©. 9. 1867, ©. 166, 
Während der Abhanblung der Berlaffenfchaft Des M wurde von 

dem im Zeftament mit einem Geldvermächtniß 12.000 fl. bedachten 
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A gegen ben Nachlaßerben B die Abſonderung des Legats von dem 
Vermögen des Letzteren in ber Form des Erlags von 12.000 fl. bei 
Gericht, zur Sicherſtellung des Vermächtnißanſpruchs begehrt und im 
erfter Inſtanz diefem Geſuch durd die Ertheilung bes Deponirunge- 
auftrages an den B finttgegeben. 

. Das D. 8%. ©. und der oberfte Gerichtshof hingegen Haben 
das Geſuch des a prehdgemiejen. Gründe der dritten Inflanz: 
Obwohl ver 8. 812: b. ©. B. und. der 8. 161 des Patents 
vom 8. Anguft 1854, R. ©. Bl. Nr. 208, ven Vermãchtniß⸗ 
nehmern Sicherſtellung gegen den Erben. einräumen, ‚jo ıft doch bie 
Art der Sicherſtellung in dem einen und. in dem andern alle ver- 
ſchieden; indem nach 8. 812 a. b. ©. B; dem-Erben ber Befig des 
Rachlaffes ganz entzogen, nach 8. 161 des Patents vom 9. Auguſt 
1854 ihm nur die Verbindlichkeit zu geſetzlicher Sicherſtellung 
($. 1373 a. b. ©. B.) aufgelegt wird. Bon dem Rechtsmittel des 
8. 812 a. b. ©. 3. hat nun A feinen Gebrauch gemadt, ba er 
nit die Abfonderung des gungen Nachlaffes, nicht einmal eines 
wirklich vorhandenen beftimmten Theiles vesfelben,. ſondern 
den Erlag des Betrags feiner Forderung begehrte. Nach dem 8. 161 
des citirten Patentes aber ift dieſes Begehren nicht zuläffig, da der⸗ 
jelbe den Legatar nur ermädtigt, geſetzliche Sicherftellung zu fordern, 
wobei die Wahl der Art der Sicerftellung dem Erben frei gegeben 
und biefer keineswegs verpflichtet ift, die Sichetheit durch Erlag von 
baarem Geld zu leiſten. 





Rr. 2744. 


Einfluß des Todes einer Partei auf den von ihr abzu— 
legenden Eid. 


Ent kagg. v. 1 v. * ebruar 1867, Nr. 100 (Beſt. des Der. des B. ©. Linz v. 
r. er Abänd. des Decr. dei en L. G. Wien v. 18.: ov. 
1866, Nr. 20488), &, 3. 1867, Nr, 64. 

- In einer Straffade hatte Meine eibfice Ausfage abgelegt und 
jpäter in ber feinem Advocaten in einem damit zufammenhängenben 
Civilproceß ertheilten Information fi auf jene Außfage berufen. Als 
Ipäter M ftarb, baten die Erben, daß ein Eid, den er abzulegen hatte, 
für gejhworen angefehen--werden möge Die erfte Inſtanz ging 
(bedingt) auf dieſes Anfuchen ein, die zweite dagegen wies es fofort 
zuräd, weil der Inhalt der Information viel zu allgemein und bie 
Beziehung auf das Strafprotofol viel zu vag und unbeftimmt 
laute, und weil aud der Inhalt des Strafprotofolles nicht derart 
genau mit der Eidesausſage übereinftimme, um die Information nad 
38. 412 und 414 a. ©. D. als eine hinreichende Legitimation zu 
einer ſolchen Eidesauftragung anfehen zu können. 








Der oberfte Gerichtshof hat jedoch tie Entfcheidung der erfien 
Inſtanz aufrecht erhalten, weil die ftrafgerichtlihe Ausfage des M in 
ihrer Wefenheit mit klarem und unzweifelhaftem Wort anführt, daß 
M jene Menge Gerfte um die angegebenen Preife abgeliefert babe; 
weil M bei feiner Vernehmung fih zum Eide über die Richtigkeit 
feiner Ausfage erboten und tiefen Eid nach ver für Straffaden vor- 
geihriebenen Form auch wirflih abgelegt hat; weil der Client bei 
Ertheilung ter Information an ven NRechtsfreund ſich allerdings. noch 
auf ein anteres Schriftſtück beziehen fann; weil die Information des 
M fih aud wirklich auf feine vorausgegangene gerichtliche Verneh⸗ 
mung bezieht und der Gegner nit dargethan hat, daß nod eine 
antere Bernehmnug des M flattgefunden habe, worauf er fi hätte 
beziehen können. 


Nr. 2745. 
Beitreitung ter ehelichen Geburt: Kraftlofigfeit des Geftänd- 
nifjed der Ehefrau. 

Eutid. v. 19. Februar 1867, Nr, 525 ber Urth. dee 8. ©, . 
—3— —S 1784 * des — Gala. 10, —E 
Nr. 16725). ©. H. 1867, ©. 24, 

A beftritt die eheliche Geburt des von feiner Gattin zur Welt 
gebrachten Kindes gegen den Curator besfelben, indem er anführte, 
feiner frau, mit der er übrigens fortan in gemeinfamer Haus haltuug 
lebte, feit trei Jahren, vou der Geburt bed Kindes zurüdgerechnet, 
nicht mehr beigewohnt zu haben, und dafür den Zeugenbeweis durch 
feine Gattin und turd eine dritte Perfon, der fie dieſe negative 
Thatfache mitgetheilt hätte, und feinen Erfüllungseid anbot. A wurde 
in allen Inflanzen mit ter Klage abgewiefen. Gründe der britten 
Inftanz: Die angebotene Zeugenjhaft der Gattin, deren außer: 
gerichtlihes Geſtändniß nicht als abminiculirend in Anſchlag zu bringen 
ift, weil es zufegt immer nur auf ber Angabe verjelben Perjon 
beruht, wäre im Grunde nichts mehr und nichts Anderes als das 
ifolirte Geftäntniß eines Ehebruchs zu Gunſten des Chemannes, um 
dem Kind die Rechte der ehelihen Geburt zu entziehen, welchem aber 
der Geift des 8. 158 a. b. G. 2. die Kraft eines halben Beweiſes 
nicht beilegen will. 
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Nr. 2746. 


Grenzen der Haftung einer Gefellichaft für das Verſchulden 
ihrer Beamten. 


Eutid. v. 8. ebrmar 1866, BR aa (Belt. des *8 hr ey: er 
Bien v. % Mi ernden Urth G. 
—* X — —— 8. 8. ah Si 


* den beim Vorbeifahren eines Donaudampfſchiffes entſtan⸗ 
denen Wellenſchlag verunglüdte eine vor Anker liegende Cſaike, deren 
Eigenthümer die Donau-Dampfihifffahrts-Gefellihaft mit der auf 
vie 88. 1297 und 1315 a. 6. ©. DB. gegründeten Schadenerſatz⸗ 
tage belangte, weil, wie er anführte, das Unglüd daraus entflanden 
ft, daß der Kapitän des Dampfers vorſchriftswidrig mit voller Kraft 
vorbeifuhr. 

Der oberfte Gerichtshof wies den Kläger ab. Gründe: Nach 
dem 8. 1315 a. b. ©. DB. haftet zwar Derjenige, welcher einen An- 
beren zur Ausführung eine8 beftimmten Geſchäfts oder einer beftimmten 
Gattung oder Art von Geihäften beftellt, fir deſſen Tüchtigkeit 
in der Richtung, daß er für den Schaden verantwortlich bleibt, der 
einem Dritten aus ber in Folge ber Untüchtigfeit des Beftellten 
mangelhaften oder fehlerhaften Verrichtung des Gefchäfte® zugeht; und 
es ſteht dies auch im Einklang mit den Grundſätzen der 88. 1294 
md 1297, wornady der Befteller bei der Auswahl der Perfon für 
ein Geſchäft, mit deſſen VBerrihtung auch Gefahr für vie Rechte 
Dritter verbunden ift, fi unter Anwendung mindeftens des gewöhn- 
lihen Grades von Fleiß und Aufmerkſamkeit mit ber Prüfun 
der Beftellte die Eigenschaften habe, um das Geſchäft ohne — 
gung oder nahe Gefährdung dritter Perſonen verrichten zu können, 
befafſen und von dem Daſein dieſer Eigenfchaften ſich überzeugen 
muß. Dagegen iſt der Beſteller für den Schaden nicht verantwortlich, 
den eim Dritter durch ein Verſehen erleidet, welches die mit ber 
Berrihtung des Gefchäfts betraute und dazu tüchtige Perfon bei 
einem befonberen, vom Beſteller nicht vorherzufehenden Anlaß begangen 
bat, foweit nicht im öffentliden Intereffe durch fpecielle Vorfchriften 
Ausnahmen feftgefeßt find. Nach viefen allgemeinen Regeln ift beim 
Mangel von bier anwendbaren Ausnahmebeftimmungen der gegen- 
wärtige Proceß zu entfheiden. Die Donau⸗Dampfſchifffahrts⸗Geſell⸗ 
Ihaft hat bei ver Aufnahme ihres Capitäns die einſchlägigen geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften beobachtet; daher kann ihr die Veftellung oder Bei⸗ 
vehaltung eines untüchtigen Schifföführere im Sinne und mit der 
Wirkung des 8. 1315 a. b. ©. B. nicht zur Laft gelegt werben. Be- 
fondere Geſetze aber, welche ihr in diefer Beziehung eine noch weiter 
reichende Berantwortlichleit aufbürden, beftehen nit. Durch die im 
Regierungsbecrete vom 20. Mai 1846, Nr. 26808, Prov. ©. ©. für 

Glafer, Unger u. Walter Enıid. VI. 3 
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Niederöfterreih, 28. Vd., Nr. 97 (welches der Geſellſchaft vorfchreibt, 
ihren Schiffsführern zn befehlen und darüber zu wachen, daß fie, fo 
lang durch den Wellenſchlag Gefahr für ein Ruderſchiff herbeigefährt 
werden könnte, die Kraft der Mafchine entiprechend mäßigen oder 
nöthigenfall8 ganz außer Thätigkeit fegen) enthaltene Hinweifung auf 
den 3. Abſchnitt der Donau-Strompolizei-Borfrift vom 24. Des 
cember 1827, Prov. G. S. für Niederöfterreih, 10. Bo... Rr. 62, 
wurbe eine hier anmenbbare exceptionelle Haftumgepflict nicht er 
geiprodhen, weil einerſeits barin vorzugöweile und uamentlih auf 
die Strafbeflimmungen der Strompolizei- Borichrift vom Yahre 
1827 und anbererfeits im $. 27 des erwähnten Abſchnittes zur Be⸗ 
urtheilung der Erfagpfliht für bie Beſchädigung einer Privatpartei 
an der Berjon oder dem Vermögen ausdrücklich und lediglich auf bie 
vom Civilrichter zu beobadhtenden Beftimmungen des a. b. ©. B. 
hingewieſen if. Da nun vom Kläger nicht behauptet, viel weniger 
dargethan wurde, baß tie beflagte Gefellihaft an der erforderlichen 
Ertheilung oder Einfhärfung des obigen Befehles oder an der ihr 
vorgefchriebenen Ueberwachung, fo weit diefe in der Möglichkeit ge- 
legen war, es habe fehlen lafien, fo mufte fie freigeſprochen werben. 


Nr. 2787. 
Uebernahme von Satzpoſten durch den Käufer: Haftung des 
felben gegenüber dem bie Hypothekargläubiger befriedigenden 
Perſonalſchuldner. Unzuläffigleit des Haupteides über That⸗ 
umftände, welche durch einen vom Deferenten angerufenen 
vun in Abrede geitellt find. 
Eutſch. v. 26, 779 (Beh. des Urth. dei K. G. ichs 
25, 1 Br. 1067, Abkan. beö de 2. &. Wien v. 17. 

» 20. Abru 1866, Rr. 1 “2. 0,8. 17. Re u ER De 

A war Berfonalihuloner für drei Beträge zu 320 fl., 380 fi. 
und 149 fl., welche auch auf feinem Grundſtücke pfandrechtlich ficher- 
geftellt waren. Das Grunpftüd wechſelte mehrmals ven DBefiker ; 
endlich erfand es die B bei einer zwangsweiſen Feilbietung und es 
wurben ihr jene drei Pfandichulden zur Bezahlung zugewieien. Da 
fie jedoch nicht zahlte und inzwifchen das Grundſtück weiter veräußerte, 
ward A zur Zahlung angehalten, und nım belangte dieſer auf Grund 
des 8. 1042 die B auf Erfak der vonkihm gezahlten Beträge. Be⸗ 
züglic einer der drei Saßpoften, ber zu 380 fl., hatte A den angeblich 
bezahlten Gläubiger als Zeugen eingeführt und feinen Erfüllungs eid 
angeboten, außerdem aber über die Thatſache der Zahlung an 
diefen Zeugen der Bellagten den Hanpteib aufgetragen. Mit dem 
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dieſe Satzpoſt betreffenden Theil des Klagebegehrens ward Kläger ſchon 
in erſter Inſtanz abgewieſen, weil, da der angerufene Zeuge die zu 
beweiſende Thatſache in Abrede geſtellt habe, ver Erfüllungseid nicht 
zuläffig jet und noch weniger der Haypteid über das ber Geklagten unbe⸗ 
kannte Factum zugelaffen werden könne. Im Uebrigen ward dem Klag- 
begehren theils bebingt, theil® unbedingt flattgegeben. Die zweite In- 
ftanz Dagegen wies dasſelbe gänzlich ab aus folgenden Gründen: Kläger 
führt an, daß er fein Haus, auf welchem die Forderungen, und zivar 
mit 320 fl., 380 fl und 149 fl. grundbücherlich einverleibt waren, 
im Tauſchwege an H übergeben und hierbei „viefe Hypothelen an H 
übertragen .babe*. Wenn nun dieſe Sagpoften fpäter zu Verluſt ge: 
rietben, und Kläger als Berfonalihuloner zu beren Zahlung an- 
gehalten wurde, ftünde ihm wohl gegen H, welcher fi ihm gegenüber 
zur Zahlung diefer Sagpoften verpflichtet haben foll, nicht aber gegen 
die Gellagte ein Klagrecht zu, da diefe das Hypothekarhaus erft im 
Srecutiongwege nah H an ſich gebracht, dem Kläger gegenüber keine 
Verpflichtungen übernommen bat und zu demfelben in gar fein Ver⸗ 
tragsverhältni getreten ift. Infofern Kläger "weiter anführt, die Ge⸗ 
Hugte babe laut Meiftgebot-Liguibirungsprotofoll vom 28. Upril 1854 
unter feiner Intervention bie gedachten Sappoften auf Abrechnung 
von ihrem Meiftgebote zur Zohlung übernommen, fo ift weder aus 
biefer Angabe, noch and dem Protokolle felbft zu entnehmen, in welcher 
Eigenſchaft Kläger bei dieſer Meiſtgebotsliquidirung intervenirte und 
welche Rechte er hierdurch gegen die Geklagte erworben haben joll. 
Endlich kann von einer Anwendung des 8. 1042 a. b. G. B. keine 
Rede ſei, weil nach den eigenen Anführungen des Klägers die Be- 
richtigung der Satzpoſten der Gellagten nicht aus dem Gefege, ſondern 
nur aus einem Bertragsverhältuiß obgelegen wäre. Da nun Kläger 
den Beftand eines ſolchen zwilhen ihm unb ver Geklagten nicht 
nachgewiefen hat, erjcheint fein Slagbegehren wider vie Beklagte un- 
begründet. Ä 

Auf Reviſion des Klägers erkannte der oberite Gerichtshof in 
Uebereinflimmung mit dem erftirihterlichen Urtheile. Die Moti- 
virung lautet im Wefentlichen wie folgt: Die Gellagte hat als Meift- 
bieterin am 9. März 1854 daB zum erecutiven Verlauf gebrachte 
Gaſthaus erftanden und. war demnach verpflichtet, das Mleiftgebot von 
5405 fi. laugſtens binnen 5 Monaten zu entriehten oder ſich mit Den 
bezüglichen Gläubigern abzufinden. (58. 2 und 3 der Licitations- 
bebingnifle.) Als auf die eine oder die andere Art zu befriebigenve 
Gläubiger wurden ihr im Beſcheide des B. ©. Ottensheim vom 
28. April 1854 aud bie ver Sabpoften per 380 fl., 320, fl. und 
149 fl., alle fammt Nebengebühren, bezeichnet und fie ſomit vom 
8. ©. angewiefen, ftatt des Perſonalſchuldners, d. i. des Klägers 
diefelben. aus dem von ihr zu leiftenden Saufpreife abzufertigen, 
woburd der Perſonalſchuldner von feiner Verbindlichkeit dieſen gegen: 
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über befreit worden wäre. Sie hat ihre diesfällige Pflicht nicht 
erfüllt, fondern der Kläger an ihrer flatt, indem er nach feiner Be⸗ 
hanptung obige drei Poften zahlte, daher berechtigt erjcheint, für 
diefen Aufwand, welchen gefeglih die Gellagte hätte machen follen, 
den Erfag von ihr zu begehren (8. 1042 a. 6. ©. B.). Der Eigen- 
thümer der britten Forderung per 380 fl., M, hat jedoch entſchieden 
und eidlich in Abrede geftellt, daß er mit biefer Korderumg vom Kläger 
befriedigt worden fei. Aus diefem Grunde kann, da ſchon ein halber 
Beweis für das Gegentheil vorliegt, auf den über die Zahlung anf 
getragenen Haupteid nicht mehr erfannt werben. 


—— 





Nr. 2748. 


Actio confessoria: Erwerb der Serpitut: ne luminibus 
ofhciatur. 


Entid, v. 27. Februar 1867, Nr. 1010 (Bet. bed das Urn. bed L. ©, 
Prag v. 27. März 1866, Nr. 6787, abändernden Urt. des D. 2. ©. Prag 
v. 4. Sept. 1866, Nr. 17078). G. H. 1867, ©, 415. 

Die confefforifhe Klage des Befigers des Haufes A wider den 
Befiger de® Nachbarhauſes B pto. Anerkennung eines Feuſterrechtes 
wurde vom oberften Gerichtshofe aus folgenden Gründen abgewieſen: 
Da e8 fih um die im 8. 476 a. b. ©. 8. sub Nr. 10 bezeichnete 
Servitut, d. i. um das Recht handelt, in Folge deſſen der Beſitzer 
von B verpflichtet wäre, dem herrſchenden Gebäude A Licht, Luft 
und Ausficht nicht zu benehmen, fo hatte der Kläger auf den Wiber- 
ſpruch des Beklagten die Erwerbung des bezüglichen Unterfagungs- 
rechtes zu beweifen. Nur durch das ZOjährige Beftehen der Yenfter 
im Hauſe A (worüber die erfte Inſtanz den Zeugenbeweis zuließ) hat 
der Kläger den Befig des Unterfagungsrechtes nicht erworben, wenn- 
gleih der Befiger von B zur Zeit, ald das Haus A’ erbaut wurde, 
gegen das Ausbrechen der fraglichen Fenſter feinen Einſpruch erhoben 
bat. Denn das Eigenthum des Tegteren an dem Haufe B, als die 
Befugniß, damit nah Willlür zu falten und Jeden davon auszu⸗ 
ſchließen (8. 354 a. 6. ©. B.), ıumterliegt nad 8. 1459 a. 6. ©. 8. 
nit der Verjährung, und erft wenn ein Anderer die Ausübung 
eines ſolchen Rechtes unterfagt oder den Berechtigten daran hindert, 
beginnt auf Seite des Erfteren der Beſitz des Linterfagungsrechtes 
gegen die freiheit des Letzteren mit dem Zeitpunfte, in welchem biejer 
dem Berbot oder der Hinderung fih fügt. Durd die in der Mauer 
des Haufes A gelafjenen Fenſteröffnungen, deren Befeitigung oder 
Bermauerung zu forbern der Befiger von B überdies gar nicht in ber 
Lage war, ift alſo das Recht des Legteren, feinen Baugrund längs 
der Mauer des Haufes A beliebig zu benupen, ihm nicht verloren 
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gegangen. Deshalb und in weiterer Erwägung, daß feit der nad) der 
Anjührung des Klägers einmal — im Jahre 1844 — ftattgefun- 
denen. Unterfagung des von B projectirten Baues auf dem erwähnten 
Baugrund (worüber die erfte Inſtanz gleihfall® ven Zeugenbeweis 
zugelaflen hatte) bis zur Klage im Jahre 1865 die 3Ojährige Er» 
ſitzungszeit nicht verftrichen ift, mußte das den Kläger jofort abweijenve 
Urtheil der zweiten Inſtanz betätigt werben. 


Nr. 2749. 


Hemmung der Erecution wegen einer noch vor dem Pfän- 
dungsbeſcheide zugeftellten Exſcindirungsklage. 


Entſch. v..27. Februar 1867, Nr. 1465 (Beſt. des dad Decr. bed B. ©; 
r v. 16, Nav. 1366, Nr. 6286, anfbebenden Decr. des D.2. G. Wien 
v. 11, Dec. 1866, Nr. 22689). G. H. 1867, S. 198, (Nach deu Acten ergänzt.) 


Der Rechtsfreund des A hatte in Erfahrung gebracht, dag dem 
B gegen den Schuldner C die erecutive Mobilienpfändung bewilligt 
worden war, und Üüberreihte num für A gegen B die Klage um Er- 
feindirung der in Erecution gezogenen Sadhen und gleichzeitig Das 
Geſuch um Siftirung der Pfändung. Die erfte Inflanz erledigte diefe 
Eingaben durch aufrechte Berbefcheidung der Klage und durd die Be- 
willigung der Aufichiebung des Vollzuges ver Pfändung und es wurden 
beide Berorbnungen den Parteien noch vor dem Pfänpungsbefcheide 
zugeftellt. Auf den Recurs des B gegen die Siſtirung der Pfändung 
hat das DO. 2. ©. vie bezügliche Berorbnung des Gerichtes erfter 
Inftanz aufgehoben und demfelben die .unverweilte Vornahme 
der Pfändung aufgetragen, weil das Hofbecret vom 29. Mai 1845, 
9. S. Nr. 889, nur die Siſtirung der weiteren Executions⸗ 
fhritte, infofern dadurch tem Erfeindenten ein unmwiederbringlicher 
Nachtheil zugefügt würde, geftattet, was bei der Pfändung nicht der 
Tall iſt, teren Aufſchiebung vielmehr vie Durchführung des Anfpruches 
des Erecutionsführer® gefährden könnte, Im Folge diefer Verorpnung 
wurde bie Pfändung fofort vollzogen. Dagegen recurrirte A mit 
der Bitte um Aufhebung der obergerihtlihen Verfügung, welche 
jhon deshalb ungefeglich fei, weil tarin die unverweilte Bornahme 
der Pfändung, alfo no vor tem Eintritte der Rechtokraft derfelben, 
aufgetragen wurde. 

Der oberfte Gerihtöhof verwarf den Recurs des A in Erwä⸗ 
gung, daß bie im $. 3 des Hoftecreted vom 29. Mai 1845, Nr. 889, 
vorgefehenen Bedingungen ver Eutpenfion des Vollzuges der bewilligten 
Pfandung nit vorlagen, und jedenfalls die erftgerichtliche Unorbuung 
der Siftirung des Bollzuges eines erft fpäter außgefertigten und zu⸗ 
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geftellten Pläntungsbejcheides gegen die Ordnung bed Berfahrens 
verftieß; dag nach den Hofvecreten vom 7. April 1785, Nr. 405 
und 2. März 1799, Nr. 459 der 9. ©. ©. wegen des gegen eine 
Verordnung ergriffenen Recurſes in der Regel mit dem Bollguge der» 
felben nicht inne zu alten ift, umfoweniger aljo wegen bes Offen: 
ſtehens der Frift zu dem noch nicht überreichten Recurs; und daß 
hinreihend wichtige Gründe zur Anordnung emer Unsnahme von 
biefer Regel in dem gegenwärtigen Falle dem D. 2%. ©. nicht vor- 
lagen. 


— - — — — — 


Nr. 2750. 
Sicherſtellung der Verlaſſenſchaftsgebühren. 


Eutſch. v. 27. Febrnat 1867, Nr. 1581 (Bent. ber Dect. des B. G. Aller- 
grund in Wien ». 6. Junnet 1867, Nr und des O. L. G. Wien som 
22, Sjünner 1887, Nr. 1122). ©, H. 1867, ©, 251, 

Gegen die untergerihtlihen Verorpnungen, womit gelegentlich 
der Aufnahme des Todfalles“ ver M dem Erben zur Sicheritellung der 
Nachlaßgebühren des Staates nad 8. 72 des Patentes vom 9. Februar 
1850, 8. ©. BI. Nr. 50, und 8. 43 des Gejeges vom 9. Auguft 
1854, 8. ©. DB. Nr. 208, der Erlag einer Grundentlaſtungs⸗ 
Dbligation von 1000 fl. von den Werthpapieren ver Verlaſſenſchaft 
aufgetragen wurde, ergriff ver Erbe ven Recurs, worin er geltend 
machte, daß der Erlag zur Sicherftellung nur bei einer für ben 
Staatsſchatz vorhandenen Gefahr gefordert werden könne, welcher Fall 
bier nit eintrete, da weder die Verſtorbene noch Recurrent ver- 
ſchuldet jei, und daß unter allen Umftänden nicht der Erlag einer Obli- 
gation von 1000 fl. ihm aufgetragen werben durfte, weil die Staats» 
gebühr von bem in Kleidern, Wäſche und 150.000 fl. Grund⸗ 
entlaftungs-Obligationen beſtehenden Nachlaß nur 407 fl. betragen 
werde. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf den Recurs, weil die Sicher 
ſtellung ver Berlafjenfhaftsgebühren von dem Gejege ohne Unterſchied, 
ob deren Zahlung aud ohne Sicdyerftellung zu erwarten wäre, vor» 
gefhrieben ift, fomit der Borgang des Abhandlungsgerichtes, welches 
anf die möglihen Yolgen einer Unterlafiung es nicht ankommen laffen 
will, nicht in Beſchwerde gezogen und von dem Gerichte vie Begrüns 
dung feines VBorganges durch Hinweifung auf eine im concreten Falle 
obwaltende befondere Gefahr nicht gefordert, und in ber erft im Re⸗ 
vifionsrecurs (nicht ſchon in dem Appellationszuge) angefochtenen Höhe 
bes ficherzuftellenden Betrages eine die Ergreifung des außerordent⸗ 
lichen Rechtsmittels rechtfertigende Geſetzwidrigkeit oder offenbare 
Ungerechtigkeit nicht gefunden werden kann. | 
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Nr. 2751. 
Erecution auf eine nicht intabulirte Liegenſchaft. 


Euntich. v. 5, März 1867, Nr. 1402 (Aufhe der gleichförmigen 
Dee. des B. ©. * — v. 29, Ron. 47H 110g 2 de des O. 38 
Kralan v. u 0,6. 1 867, ©. 27 

Das Geſuch des A um erecutive pfanpweife Beſchreibung bes 
augeblich feinem Schulnner gehörigen, im Grundbuche nicht eingeträ- 
genen Örundfüdes X wurde vom Gerichte erfter Inftanz abgewiejen, 
weil 1. durch gerichtliche Conteflation nicht erhärtet if, daß Das 
Srunpftüd keinen Tabularkörper bildet, und 2. keine glaubwürdige 
Beiheinigung dafür beigebradht wurde, daß der Eyecnt dad Grund⸗ 
ſtück wirklich befigt. Aus den gleichen Motiven verwarf das D. 2. ©. 
ben Recurs des A gegen ben erftgerichtlihen Beſcheid. 

In Erwägung, daß nach den 88. 411 und 453 weftgalizifche 
©. D. der Erecutionsführer lediglich jene Güter des Schuldners 
namhaft zu machen bat, aus denen er feine Befrienigung zu holen 
Willens if; daß demnad vie Nachweiſung in dem Executionsgeſuche, 
daß der Schuldner aud Eigenthümer ober im DBefige derſelben ſei, 
nicht erfordert wird, indem in Betreff diefer Umftände, erft wenn des⸗ 
falls bei vem Vollzuge der Eyecntion von bem Ereenten oder einem 
Dritten Einwendungen vorgebrucdht werben, das weitere gefegliche Amt 
zu handeln ift, hat der oberfte Gerichtshof auf den Recurs des A 
mit Aufhebung der untergerichtlichen Beſcheide die gefegmäßige Er- 
lebigung des Erecutionsgefuches unter Abſtandnahme von den vor- 
erwähnten Abweiſungsgründen verordnet. 


Nr. 2752. 


Anbringung des Gefuches um Pränotation eined nicht rechts- 
fräftigen Zahlungsbefehles beim Realrichter. 


Entkh. v. 5. März 1867, Nr. 1759 (Bet. des Deer. des B. ©. möhling d 
29, Oct. 1866, Nr. 9480, bed Der. des O. 2. G. Wien v. 8 
1866, Fr. 22496). @. 3. 1887, Nr, 42, @. 9. 1867, 6. 31. 

A hatte wider B auf Grund einer vollen Glauben ver- 
dienenden Urkunde den Zahlungsanftrag nad Maßgabe ver Minifterial- 
verordnung vom 18. Yult 1859, R. ©. BL. Nr. 130, wirkt, und 
begehrte nun bei der Realinftanz auf Grund vesfelben die Einver- 
leibung des bebingten Pfandrechtes auf Realitäten des B. Wuf den 
Recurs Des B gegen ben bewilligenden Beſcheid der erften Inſtanz, 
worin er hervorhob, daß ein folder Sahlungebei ein gerichtliches 
Erlenntniß fei, deſſen Pränotirung vor erfolgter Rechtskraft nad 
8. 259 0. ©. D. nur bei dem Getenntnißticger angefucht werben 
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könne, daß aber dieſer auf feine Einwendungen dacs ſchriftliche 
Berfahren, mnt Bezug auf $. 6 der obigen Verorbnung und rück⸗ 
ſichtlich 8. 3 derſelben, eingeleitet, fomit ven Zahlungsbefehl wieder 
aufgehoben babe, wie® das Obergericht das Geſuch ab, da die Prä⸗ 
notirung eined Erfenntniffes, als welches aud die Zahlungsauflage 
erſcheint, nach F. 259 der a. ©. O. nur beim Erfenntnigridter au⸗ 
gefucht werben darf. 

Drer oberſte Gerichtshof dagegen beftätigte den erſtgerichtlichen 
Beſcheid. Denn es fteht nichts im Wege, daß die Pränotirung auf 
Grund des Zahinngäbefehles, als einer glaubwärbigen Urkunde, auch 
bei der Realinftang angeſucht werde, da fie ohnehin gerechtfertigt und 
dabei die Rechtskraft des Zahlungbefehles ausgewiefen werben muß. 


Nr. 2758. 
Unzuläfftgkeit der exrecutiven Pfändung einer Zeitjchrift als 
jolcher. 


Entid. v. 5. März 1867, Nr. 1791 (Beſt. ber „greigförmigen Deere. des 
H. 6. Wien v. 2. Jänner 1867, Nr. 161266 und dee O. K. G. Wien u. 
15, Jänner 1867, Kr. 740). GO. 3. 1867, Nr. 29. 


A hatte wider B, den Eigenthumer einer täglich erfcheinenven 
Zeitfhrift, eine Forderung von 2000 fl. Da er zur Zahlung dieſer 
Schuld ſeitens des B nicht gelangen konnte, fuchte er zumädft bie 
executive Seqneftration der dem B gehörigen Zeitfchrift an. Diefe 
wurde bewilligt, jedoch mit dem Bemerken, daß bereits eine Seque⸗ 
ftration verhängt ſei. — Nun ſuchte A, der im fonfligen Vermögen 
bes B feine Dedung fand, um die executive Pfändung der dem B 
eigenthümlihen Zeitſchrift an, und bezeichnete fie im Geſuche mit dem 
Namen, den jedes ihrer Blätter trägt. Die erfte Inflanz wies das 
Geſuch wegen Unbeftimmtbeit und Allgemeinheit des Begehrens zurüd. 
Die zweite Inſtanz beftätigte dieſe Abweifung, weil das Pfandrecht 
nicht an körperlichen Sachen, die der Amtsdiener bei der Bornahme 
der Pfäntung fehen und beichreiben kann, fonvdern an Rechten er: 
worben werben fol. Dieſe Rechte genan zu bezeichnen, ift Sache des 
Erecutionzführere, da einerfeits die Auläffigleit der Execution nnd 
die Art der Bollgiehung erft beurtbeilt werben kann, wenn eine Dar: 
ftelung biefer Rechte dem Richter vorliegt, andererfeits es behuf® der 
weiteren Executionsſchritie nothwendig ift, Daß Die gepfändeten Rechte 
genan beichrieben feien, die Anfertigung einer ſolchen Befchreibung 
aber nicht dem Amtsdiener beim Vollzuge überlafen werben Tann. 
In dem hiegegen ergriffenen Reviflonscurfe wurde betont, dag nicht 
Rechte des Gegnerd auf oder an der in frage ftehenden Zeitiärift 
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in Execntion gezogen werben, bie Abſicht vielmehr dahin gehe, dieſe 
Zeitfchrift felbft, die mit ihrem allerorts befannten Namen bezeichnet 
wurde und die als „Eigenthum“ des Gegners angegeben erjcheint, in 
Band zu nehmen. Es gebe an Prepropucten ein Eigenthum, und 
der Umftand, daß es an ihnen ein Eigenthum überhaupt geben kann 
und gibt, ftelle fie in die Reihe ver körperlichen Sadıen, made fie 
zu res quasi corporales. In dem Sinne bewillige man auch bie ere- 
cutive Sequeftration von periodifhen Zeitichriften, kaufe und verkaufe, 
verpfände und verpachte fie mit voller Rechtswirkſamleit. Es fei 
richtig, daß der Käufer einer periodiſchen Zeitfchrift mit dem von ihm 
erlauften Dbjecte nur unter der Borausfegung einer fortbauernden 
Mühewaltung von feiner Seite ein Geſchäft machen kann; es je 
aber eben jo richtig, daß er in dem Yalle nur ein vielleicht im beften 
Gange befindlihes Geſchäft fortzufegen hat, und der mit der Grün⸗ 
dung eines neuen Geſchäftes verbundenen Schwierigfeiten überhoben 
it, daß er ein Geſchäft fortſetzt, welches einen allbelannten Namen 
führt und die ſowohl mühenolle als auch koftipielige Bekanntmachung 
feines Beftandes entbehren kann. Wolle man aber ala Gläubiger 
eines ſolchen Unternehmens in diefe Lage verjegt werden, dann könne 
man wohl nit Rechte in Pfand nehmen, die dem Unternehmer — 
dem Eigentbümer — gegen fein Unternehmen — fein Eigentum — 
zufteben; man müßte vielmehr das Unternehmen ſelbſt in Pfand 
nehmen, ebenfo wie man bei fonftigen Eigentbumsobjecten nicht die 
dem Eigenthümer daran zuftehenden Rechte, ſondern die Sade jelbit 
pfändet. Handle es fih aber um den Bollzug einer Pfanpung, wie 
die von der recurrirenden Firma angefuchte, fo babe e8 auch hiemit 
feine weiteren Schwierigkeiten, als die einer fonftigen Pfändung. Der 
Gerichtönollzieher werde eben den im Pfändungsgeſuche angegebenen 
‚Namen der zu pfändenden Zeitfrift in das von ihm zu verfaflenne 
Berzeihniß der gepfändeten Objecte einftellen und hierdurch das dies⸗ 
fällige Pfandobject gewiß eben jo gut, wo nicht beffer bezeichnet und 
beichrieben haben, ale in dem Falle geichieht, wo er einen politirten 
Koften oder eine Garnitur, beftehend aus einem Canapee und ſechs 
Stühlen ins Pfandprotofoll einfhreibt. Werde dann auf Grund einer 
berartigen Pfanpfpecification ein weiterer Executionsſchritt angefucht, 
jo wird wohl auch in den weiteften Streifen fein Zweifel darüber 
walten können, was gejhägt oder feilgeboten werden fol, wenn bie 
wit ihrem Namen bezeichnete Zeitfchrift ala Object dieſer Erecutions- 
acte angegeben werbe. 

Der oberfte Gerichtshof fand aus den in den unteren Inſtanzen 
angegebenen Gründen den Recurs zu verwerfen, 
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Nr. 2754. 
Umfang des erecutiven Pfaudrechtes: Pränotationskojten ? 


ER .B min 1867, Nr. 1802 (Belt. ded bad Bere. UL G. Drag 

— Nr. 55520, abändernden Decr. deB 

Hr. 28500). ©. 3. 1867, Wr. 66, tn 

Auf Srumd eines Urtheils, wodurch die erwirkte Pränotation für 
gerechtfertigt erflärt warb, bemwilligte die erfte Inftanz die Einverlei- 
bung bes erecutiven Bandrechtes zur Hereinbringung der Capitalaſchuld 
und der Pränotationsloften. Die zweite Inſtanz ſchloß letztere 
ans, weil der Gefuchfteller „Die Pränotation ale Siherftellungsmittel 
im eigenen Intereſſe erwirkt bat, ein richterlicher Sprud über die 
Verbindlichkeit zum Erſatze der hierauf ſich beziehenden Koften nicht 
vorliegt und zur gerichtlichen Adjuftirung diefer Koften von Seite des 
Handelsgerichtes aus Anlaß des eingebrachten Erecutionsgefuches fein 
rund vorhanden war, umfoweniger, als bie in Rede ſiehende Prä- 
notation bei einer anderen Behörde erwirkt worden ift“. 

Lestere Entſcheidung wurde mit Bezugnahme auf deren Moti⸗ 
virung in dritter Inſtanz beflätigt. 


Nr. 2755. 


Gefegliches Pfandrecht an den invectis und illatis: Erwerb 
und Dauer. 


re v. 18, a, rn a Nr. * (Beft. des Urth. des „© —— 
eh Urth. des O. L. a ».9 Oct. 
1866, N. oe), G. 9. 1867, ©, 334 , 

Die Klage des A gegen die Concursmaſſe des B pto. Liquid⸗ 
haltung einer Miethzinsforderung und Zuerfennung des Pfandrechtes 
nah 8. 1101 a. b. G. B. an mehreren in das Concursvermögen 
einbezogenen Mobilien für die Mietbzinsforderung wurde vom oberften 
Gerichtshofe in Uebereinſtimmung mit der erften Inftanz aus folgenden, 
den Sachverhalt ergebenden Gründen abgewieſen: Die Beflätigung des 
erftgerichtlichen Urtheils ſtützt fi auf die Betrachtung, daß zwar nad 
bem Yuftizbofdecrete vom 10. April 1837, 3. ©. ©. Nr. 189, das 
m 8.1101 0.5. ©. B. dem Bermiether eingeräumte Pfandrecht an 
den Einrihtungsftüden und ber Fahrniß des Miethers ſchon durch 
deren Einbringung in die vermiethete a. begründet wird und 
daß nad dem Juſtizhofdecrete v. 5. Nov. 1819, 9. G. S. Nr. 1621, 
und dem Hoflanzleidecrete v. 13. April 1826, Nr. 10201, dieſes pᷣſend 
recht dem Vermiether Kraft des Geſetzes, unabhängig von der in diefen 
Öofdecreten berührten Befchreibung, zufteht, die nur ein Mittel zur 
Feftftellung der Objecte des Pfandrechtes fein fol; daß aber bie 
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Wirkſamkeit des Pfandrechtes nad den Worten des Geſetzes durch 
das Borhandenfein der Fahrniß in den gemietheten Räumen zur Zeit 
ter Binsfordernungsflage bedingt if, woran burd bie Eröffnung des 
Concurfes über das Vermögen des Miethers nichts geändert wird; 
daß die Sperre und Inventur des Concursvermögens bei der Con- 
curseröffnung unter gewiffen Umftänden zwar die in den citirten 
Hofvecreten von 1819 und 1826 vorgefehene Beichreibung der in 
die Miethräume eingebradhten Fahrniß, woran der Bermiether fein 
gejeglihes Pfandrecht geltend machen will, nicht aber bie Bedingung 
der überreihten Zinsklage zu erjegen vermag; daß dad gefegliche 
Pfandrecht des Bermiethers als erloſchen zu betrachten ift, wenn bie 
eingebrachte Fahrniß aus welch' immer für einem Anlaß vor der Ueber⸗ 
reihung der Klage wieder weggebracht worden ift; baf im vorliegenven 
Talle die in den Miethräumen befinvlichen Waaren und Einrichtungs- 
ftüde (nad) der im Mai 1864 erfolgten Eoncnröeröffnung) in ben 
erften Tagen des GSeptentbers durch Berfteigerung veräußert und ben 
Erftehern ausgefolgt worden find, die Miethzinsklage aber erſt am 
21. September, aljo nach wieder erlofgenem Pfanprechte, überreicht 
wurde; dag der 8.1101 a. b. ©. B. dem Bermiether das gefegliche 
Pfandrecht nicht auch an dem Gelde einräumt, welches vor der Klage 
aus der Beräußerung der eingebrachten Fahrniß gelöft worden ift; 
daß durch die vom Concursmaſſe⸗Vertreter dem A gewährte Wieder- 
einfegung gegen bie verfäumte Anmeldungefrift nur ein proceffuales 
Recht eingeräumt, nicht aber eine Fiction geſchaffen wurde, vermöge 
welcher die Klage in jever Beziehung als vor ber Beräußerung ber 
in Rede ftehenden Sachen angebracht zu behandeln und ber Vertretung 
der übrigen Eoncursgläubiger die materiell rechtliche Einwendung des 
zur Beit der Klaganſtellung wieder erlofchenen Pfandrechtes entzogen 
wäre, umfoweniger als ber Ereditorenausfhuß, weldher ven Concurs⸗ 
mafjerBertreter zur Bewilligung ver Reſtitution ermädhtigte, dagegen 
ausdruclich fi verwahrt hat. 


Nr. 2756. 
Alimente pro praeterito. Verjährungsfrift. 
cute. v. 13, März, 1867, Nr. 1356 (Bet. des dad Urth. des 8. G. Weyer 
v. 20, Auguft 1866, Nr. 2408, abänd, Urth. ded O. L. ©. Wien v. 28. Nov. 
1868, Nr. 17700). &. H. 1867, €. 200 
Gegen die Klage des A um Erſat der für des muehelihe Kind 
bes Bellagten B dvırh 17 Jahre beftrittenen Alimente erhob ver 
Beklagte mit Berufung auf den 8. 1489 a. 5. G. B. die Einwendung 
ber Verjährung der feit länger ald 3 Jahre, von ver Klage zurüd, 
ausftehenden Alimentenforberung. Diefe Einrede wurde in zweiter und 
beitter Inſtanz abgewiefen, weil es ſich hier nit um einen Erfay aus 
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dem Rechtsgrunde einer Beſchädigung, ſondern um den Erſatz eines 
vom Kläger beſtrittenen Aufwandes handelt, welchen nach dem Geſetze 
der Beklagte ſelbſt hätte machen müffen, ein ſolcher Auſpruch aber nur 
der allgemeinen Berjährung unterliegt. 


Nr. 3757. 
Crecutiond-Privilegium der Bodencreditauſtalt. 


1867, Nr. 1949 (Bet. der Srmigen Decrete des 
8. ©. Blarbung u 27 Dct. 1866 — * ezez Fr 
15. Jänner 1867, Ar, 510). . 1867, ©. 891, 

In der Immobiliar- Erecution vn A gegen B bat das Gericht 
den von A feinem fFeilbietungegefuche beigelegten Entwurf des Lici- 
tationsedict® der !. E. priv. allgemeinen öfterr. Bodencreditanftalt, ale 
Sapgläubigerin der Liegenichaft, in Gemäßheit ihrer mit Minifterial- 
. exlaß vom 1. Yuni 1864, R. ©. Bl. Nr. 49, kundgemachten Statuten 
zur Borlage ihrer etwaigen Berfteigerungsbedingnifje mitgetheilt. Die 
Bodencreditanftalt überreichte die von ihr verlangten Bedingniffe, 
wovon Nr. 4 dahin lautete, daß der Erſteher gleichgeitig mit feinem 
Geſuche um Anberanmung der Tagfahrt zur Anmelvung ver Anſprüche 
auf das Meiftgebot die Vefriedigung der Forderung der Bodencredit⸗ 
anftalt, jo weit fie in das Meiftgebot fällt, oder das mit ihr darüber 
getroffene lebereintommen nachzuweiſen habe. Bon beiden Untergerichten 
wurde diefe Beſtimmung als unftatthaft erklärt und deshalb der An⸗ 
ftalt ihr Entwurf zur Verbeſſerung zurüdgeftellt. Dagegen recurrirte 
bie Bodencrebitanftalt und machte geltend, daß ihre Statuten ben Zweck 
haben, durch die darin zugeftandenen Begünftigungen bie fchnelle 
Hereinbringung ihrer Yorderungen mit Umgehung ver allgemeinen 
gejeglihen Borfchriften zu ermöglichen, daß nad 8. 122 derſelben das 
Gericht die von der Anftalt vorgelegten Ricitationsbedingniffe nur wenn 
dadurd das Intereſſe vorausgehender Gläubiger gefährdet würde, 
abändern dürfe, daß die der Hebung aller Creditanſtalten entiprechende 
Feſtſehzung Nr. 4 von den Gerichten bisher niemals beanfländet wurde 
und auch nicht gegen das Geſetz verftoße, welches vie Befriedigung 
eines Gläubiger von der Meiftgebotsvertheilung nicht als unſtatthaft 
bezeichne. 

In Erwägung, daß bie in den Statuten der Vodencrebitanftalt 
tayativ aufgeführten Begünſtigungen verfelben von Richter im Dutereſſe 
der Anftalt nicht vermehrt werden dürfen; daß die von derfelben sub 
Nr. 4 vorgelegte Beſtimmung in dem befagten Privilegium nicht 
enthalten ift; daß eine ſolche für ven Erſteher läflige Bebinguug das 
Meiftgebot verringern, fomit die Jutereſſen anderer Gläubiger des 
Erecuten und diefen felbft beeinträchtigen könnte; und daß vor ein- 
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getretener Rechtskraft der Meiſtgebotsvertheilung, insbeſondere mit 
Rückicht anf die geſetzlichen Vorzugspoſten und die Nebenforderungen 
der intabulirten Gläubiger gar nicht einmal bekannt fein kann, ob 
die Forderung der Bodencrebitanftalt durch das Meiftgebot gebedt 
ſei — hat der oberfie Gerichtshof den Recurs verworfen. 


— 


Nr. 2758. 
Actio negatoria: Erwerb der servitus viae. 


Eutſch. v. 14. März 1867, Nr. 1812 (Veit. ded das Urth. des B. &. Maner- 
tirchen v. 28, Jull 1866, Nr. 2651, abänb. Urth. des DO. 2. G. Wien v. 
28. Nov, 1866, Ar. 17760), ©, 5. 1887, ©. 270. 

Gegen die Negatorienflage des A pto. Unterfagung des Fahrens 

über da® Grundſtück des Klägers wendete der Bellagte B ein: 1. daß 
zu feinem Grundſtücke, welches auch er vom Auctor bes Klägers 
gefauft hatte, die Zufahrt nur über die Parcelle des Letzteren möglich 
fei; 2. dag Beim Abſchluß feines Kaufes der Verkäufer ihm bie 
Fahrt über die Parcelle, welche damals dem Kläger noch nicht ver- 
fanft war, vorgewiefen und zugefichert habe, und daß der Kläger von 
diefem zugeftandenen Fahrtrechte, veffen Aufnahme in dem ſchriftlichen 
Kaufvertrage des Bellagten nur ans einem Verſehen unterblieben fei, 
bei der Erridtung feines Vertrages wußte, oder nad den vorhandenen 
Umftänden wiffen mußte. In Folge des klaͤgeriſchen Widerſpruches 
wurde von B ad 1 der Beweis durch Sachverſtändige angeboten 
und ad 2 dem Kläger der Haupteid aufgetragen. Das Gericht erfter 
Inſtanz erfannte auf ven Sachkundigen⸗Beweis; das O. %. ©. unb 
der oberfte Gerichtshof erkannten fofort und unbedingt nad dem 
Klagbegehren. Gründe der dritten Inftanz: Der Umftand, dag 
der Bellagte keinen andern Fahrweg, als jenen über die Parcelle des 
Klägers, benugen kann, um zu feinem Grundftüde zu fommen, vermag 
für fi allein nicht, ihm das Necht dieſes Fahrweges zu verſchaffen 
und bat auch nicht die Folge, daß der Kläger wahrnehmen mußte, 
daß dem Bellngten ein folches Recht zuftehe, umfoweniger, da es 
möglich war, daß ein anderer Nachbar über fein Grunpftüd dem 
Bellagten die Zufahrt eingeräumt und er dennoch nur von der zugleich 
vom Kläger ihm zugeftandenen und wegen ber Kürze des Weges ihm 
günftigeren Befugniß Gebrauch gemacht hätte. Ferner würde er bie 
Folge der Unvorfichtigkeit des Ankaufes eines Grundſtückes ohne 
Zufahrt ſich felbft zugufchreiben haben, ohne daß der Kläger deshalb 
fih eine Dienftbarkeit gefallen Iaffen muß. Auf den Hanpteid, daß dem 
Kläger bei feinem Kaufe (von wen?) befannt gegeben wurbe, daß dem 
Bellagten das Fahrtrecht eingeräumt worden war, konnte beim Beftanbe 
des 8. 887 a. b. G. B. nicht erfannt werben, weil diefe Mittheilung 
ne ein mündlicher Zuſatz zum fchriftlichen Vertrage geweſen wäre. 
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Nr. 2759. 
Wette: Selbftverftändliche Verpflichtung des Wettenden zur 
Bornabme der Thätigkeit, um deren Erfolg gewettet ift. 
Eutſch. v. 14. März 1867, Nr. 1522 (Beft. bed dad Urth. des 3. ©. wie 


grund in Wien v. 8. Juli 1866, Nr. 106528, abänbernden Urth. des O. L. ©. 
ien v. 7. Nov. 1866, Nr. 10017). 6. $ 1867, ©. 181. (Radı den Acten 


erichtig 

In der Klage bed A wider die Mitglieder des Comité des 
Wiener Trabwettfahrene wegen Zurüdgabe eines vom Kläger erlegten 
Wettpreifes von 500 fl. wurde angeführt: Am 19. März, dem Bor- 
abend des Trabwettfahrens, habe B die ihm ald Präfes des Komite 
vom Kläger angebotene Wette, dag er mit feinem Pferde den Sieger 
im Trabwettfahren überholen werde, angenommen; dabei fei feſtgeſetzt 
worden, daß die Wette als nicht geſchloſſen gelten joll, wenn ver 
Kläger am 20. März zur beftimmten Stunde auf dem Rennplage fich 
nicht einfindet, und daß an jenem Tage noch vor Beginn bed Trab- 
wettfahren® der Wettpreis ver Beklagten erlegt werden muß. Kläger 
fei am 20. März auf dem Rennplage nicht erſchienen und ebenfowenig 
das Wettgeld der Bellagten erlegt worden. Da mithin ſowohl wegen 
des Eintrittes der beigefegten auflöfenden Bedingung als aud wegen 
des unterbliebenen Erlages des Wettpreifes der Bellagten eine ver- 
bindliche Wette gar nicht zu Stande kam, fo fei der Kläger berechtigt, 
die Zurüdgabe des won ihm erlegten Wettgelves zu fordern. Beklag⸗ 
terjeitö wurde die Verabredung der vom Kläger bezeichneten Reſolutiv⸗ 
bebingung geleuguet und angeführt: Es fei bei bem Eingehen ber 
Weite vielmehr feftgefegt worden, daß vie Wette auch dann giltig fein 
folle, wenn ver Kläger aus was immer für einem Grunde überhaupt 
nicht fahren werde; dad Wettgeld ver Beklagten fer aber am 20. März 
vor Beginn des Trabwettfahrens richtig erlegt worden: da nun ber 
Kläger an jenem Tage vom Kennplage weggeblieben, aljo nicht gefahren 
fei, fo babe er vie für ihn verbindliche Wette verloren und Tönne fein 
Wettgeld nicht zurüdfordern. Der Kläger widerjprach dieſen Anfüh- 
sungen der Gegner, und es wurden nun von beiden Parteien folgende 
zeferible Haupteide einander aufgetragen: Vom Kläger 1. über vie 
Feſtſetzung, daß die Wette als nicht gefchloffen gelten fol, wenn er 
auf dem Rennplage nicht erfcheint; von den Bellagten 2. über ben 
Erlag ihres Wettgeldes und 3. über die Abreve, daß die Wette vom 
Kläger verloren fei, wenn er nicht fährt. Die erfte Inſtanz ent- 
ſchied: Es wird auf den klägeriſchen Beweis durch den Haupteid 1 
erlannt und im alle feines Gelingens dem Klagbegehren ftattgegeben ; 
im Tolle des Miklingens dieſes Beweiſes wirb auf deu Beweis ber 
Beklagten dur den Haupteid 2 erlannt und wenn berjelbe nidt 
bergeftellt wird, ebenfo dem Klagbegehren ftattgegeben; im alle der 
Herftellung des Beweiſes dur den Haupteid 2 wird auf den Beweis 
ber Bellagten buch den Haupteid 3 erlannt und, wenn berfelbe 
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mißlingt, auch wieder dem Klagbegehren ftattgegeben. Gründe: 
Bird die Feſtſetzung der Reſolutivbedingung mittelft bes Haupteides 1 
bewiefen, fo ift, bei nicht beftrittenem Eintritte verfelben, die Wette 
gar nicht zu Stande gelommen, mithin dem Kläger nad $. 1435 
a. b. ©. B. der von ihm erlegte Wettpreis zurüdzuftellen. Das 
Gleiche gilt, wenn dieſer Beweis zwar nicht erbracht, andererſeits 
aber amd nicht der Erlag des Wettgeldes ver DBellagten durch ben 
Haupteid 2 bewieſen wird, weil in diefem Falle vie Wette zwar zu 
Stande gelommen, allein nah 8. 1271 0.5. ©. B. nit verbindlich 
it. Wird aber von dem Kläger mit dem Haupteide 1 die Beiſetzung 
der Refolntivbedingung nicht bewiefen, dagegen von ben Bellagten 
mittelft ded Haupteides 2 der Beweis des Erlages ihres Wettgelves 
bergeftellt, fo kommt es darauf nod an, ob vie von den Lepteren 
angeführte Abrede getroffen wurde, daß die Wette auch dann gelten 
fol, wenn der Kläger. aus was immer für einem Grunde nicht fahren 
wird, und ift derſelbe zur Zurüdjorderung ſeines Wettgeldes berechtigt, 
wenn die Beflagten viefe Abrede durch den Haupteid 3 nidyt beweifen. 

Auf die Appellation ver Beklagten, bie fi) wegen der Zulaffung 
des Haupteides 3 beſchwerten, wurde vom D. L. ©. vieler Ein aus 
folgenden Gründen befeitigt: Nach dem erftgerichtlichen Urtheile foll es 
auf diefen Haupteid erft dann anfommen, wenn nad dem Ergebniß 
der Beweisführung durch bie beiden anderen Haupteide die dom 
Kläger bezeichnete Refolutinbebingung nicht gefegt und der Wettpreis 
von den Dellagten erlegt worden ift. Hiemit ift aber die Giltigkeit 
der Wette für beide Theile feftgeftellt und in Verbindung mit dem 
Zugefländniß des Klägers, die Wettfahrt nicht unternommen zu haben, 
defien Sachfälligkeit entfchienen, ohne daß es hiezu noch eines Beweiſes 
ver Beklagten bebarf; und es iſt ganz gleichgiltig, daß und welde 
weiteren Bedingungen, unter denen die Wette auch noch nicht giltig fein 
fol, gelegt worden fein mögen, da die Giltigkeit derjelben ohnehin 
bereit jeftfteht. Der im Haupteide 3 erwähnte Umſtand wäre nur in 
der Weile von Wichtigfeit, wenn der Kläger dad Gegentheil davon, 
wenn nämlich er angeführt hätte, daß für den Fall, daß er aus was 
immer für einem Grunde nicht fahren follte, die Ungiltigkeit der Wette 
bedungen worden fej, weil dieſe Abrede eine weitere, die Wette zu 
Gunſten des ihre Ungiltigleit behauptenden Klägers auflöjende Bedin⸗ 
gung (außer der im Haupteide 1 bezeichneten Reſolutivbedingung feines 
Wegbleibens vom Rennplatze) enthalten würde. Diefer Umſtand wurde 
aber von dem Kläger nicht angebradht und in ber Unführung ber 
Beklagten, welde buch den Haupteid 3 erhärtet werben ſoll, ift bie 
Feſtſezung einer folhen Rejolutiobeningung nicht enthalten. Dieſer 
Haupteid war daher, weil für beide Steeittheile unentfcheibend, auf 
die Appellation der Bellagten zu bejeitigen. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das Uxtheil des D. 2. ©. 
aus defien Gründen und in ber ferneren Erwägung, daß in einer 
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Wette, deren Entſcheidung von der Thätigkeit des einen ober der 
- beiden Wettenden abhängt, Jeder von ihnen ſelbſtverſtändlich die Ver⸗ 
pflichtung auf fi nimmt, feine ZThätigkeit — fofern nicht etwa ein 
unüberwinbliche® Hinderniß dazwifhen kommt — eintreten zu laſſen, 
widrigens die Wette für ihn als verloren gilt und nicht blos unent- 
fhieden bleibt; daß fonft e8 ganz im Belieben eines Paciscenten läge, 
die Wirkung des Vertrages zu vereiteln ($. 914 a. 6. ©. B.); daß 
e8 mithin der Feſtſetzung der im Haupteide 3 bezeichneten Bedingung 
und dieſes Haupteibes nicht bedurfte und übrigens vom Kläger gar 
nit behauptet wurde, daß die in ber Wette übernommene Thätigkeit 
ihm unmöglih geworben fet, 


Nr. 2760. 


Rechtskraft des Beſcheides, womit die Klage aufrecht erledigt 

wird. Folgen der Verlegung der über Rechnungsbemängelungen 

ertheilten Vorſchriften: Nullität? Stellung der Rechtsmittel- 

Inſtanz zu einem das Hlagbegehren aus formellen Gründen 
abweiſenden Urtbeile, 


eutih. v. 14. ara 1867, —A Ines (Bet. des u Urth. ded 2. G. Wien 
27. Inni 1866 ee Decr. des O. % 8 Wien vom 
19, der. 1866, 6, Ye 17083). & he, Nr. 76, . 


In einem fünf Rechnungen umfaffenden Refinungsprocefie warb 
ber Kläger nad durdhgeführter Verhandlung deshalb von der erften 
Inſtanz abgewieſen, weil er ber Vorſchrift des 8. 102 a. ©. O. 
zuwider nicht jeden Mangel befonders mit fortlaufenden Rummern 
geftellt, fondern jede der gelegten fünf Apminiftrationsrechnungen als 
einen abgefonderten Mangel im Ganzen bingeftellt hatte. 

Das O. L. ©. hob Hingegen das erftrichterliche Erkenntniß auf 
und verordnete dem Landeögerichte in der Hauptſache felbft meritorifch 
zu erfennen. Die obergerichtlihen Entſcheidungsgründe waren folgende: 
Nah Inhalt des erftrichterlihen Urtheild wurde dem Kiagbegehren 
nicht ftattgegeben; ein Ausſpruch, welcher darauf bindeutet, DaB das 
Landesgericht in die Hauptfache felbft eingegangen ift, und das geftellte 
Klagbegehren in feiner Zotalität für ungegründet erkannt hat. Aus 
ven Entfheidungsgriünden aber erhellt, daß die Abweifung nur des: 
halb erfolgt if, weil Kläger der Vorſchrift des F. 102 a. G. O. ent- 
gegen in der Bemängelungsflage jebe ber gelegten fünf Aominiftrations- 
rechnungen als einen abgefonderten Mangel im Ganzen hingeftellt und 
mit Ausnahıne zweier Einnahmepoften fi damit begnitgt bat, Lediglich 
ſämmtliche Einnahme- und Ausgabepoften der einzelnen Abminiftra- 
tionsrechnungen zu widerfpredyen, und weil je nad dem Ergebniſſe 
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ber von dem Kläger und dem Geklagten über einzelne Einnahme⸗ und 
Ausgabepoften der gelegten Rechnungen angebotenen Beweiſe mittelft 
Zeugen und buch Haupteid die Zifferanfäge der einzelnen Mängel 
weſentlich verändert werben müßten, ver Kläger aber in der Klage 
barauf Feine Rüdficht genommen hat, das Gericht nicht berechtigt und 
verpflichtet ift, das Klagpetit abzuändern, und das Klagbegehren dem⸗ 
nad unbeftimmt ift und an Formgebrechen leidet. Zwar ſprechen fich 
bie Entſcheidungsgründe auch über die Beweiskraft der lediglich be⸗ 
hufs der erhöhten Einnahme einer Rechnung beigebradten Zinsfaſſion 
und bed über die ſchon früher an ven Geklagten geſchehene Berichti- 
gung der Steuern und fonftigen Auslagen dem Gellagten aufge. 
tragenen Haupteides aus, allein ed kann nicht angenommen werben, 
daß das Landesgericht damit die meritorifche Abweifung des Klägers 
begründen wollte, weil diefe Beweiſe fih nur auf einzelne Einnahme- 
und Ausgabepoften beziehen und daher nur dieſe dadurch berührt 
werben, und weil and die Schlußerörterung der Entſcheidungsgründe 
zeigt, daß dieſe Auseinanderjegung uur dazu dient, ben wahrgenommenen 
formellen Mangel des unbeftimmten Klagbegehrens zu bemeijen, und 
weil überhaupt dann, wenn eine Klage aus formellen Gründen 
abgewiefen wird, in die Hauptfache einzugehen ebenfo unerlaubt als 
überflüffig wäre. Es mußte daher angenommen werben, daß vie eben 
erwähnten Erörterungen nur dazu dienen follten, die Abweifung wegen 
Tormgebrechen des weiteren zu begründen. Das behauptete Gebrechen 
der nicht nach Vorſchrift des 8. 102 der a. ©. D. bezeichneten 
Mängel beftand fhon zur Zeit ver Ueberreihung ver Klage. Gleiches 
gilt, infoweit das 2, ©. weiters der Anficht iſt, daß das Klagbegehren 
unbeftimmt ift und daß in der Klage auf die durch die beiderſeitig 
angeführten Beweiſe ftattfindenden Aenderungen der Zifferanfäge ber 
einzelnen Mängel keine Rüdfiht genommen wurde. Nah $. 14 ver 
a. ©. D., nah Hofd. v. 6. Oct. 1783, 9. ©. ©. Nr. 197, und 
Hofd. v. 31. Oct. 1785, I. ©. ©. Nr. 489, aber ift jede Klage, 
welche gegen vie Vorſchrift der Gerichtsordnung, fomit auch gegen 
die Vorſchrift des 8. 102 der a. ©. O. verfaßt ift, zurüdzumeilen, 
rüdfihtlih zur Verbeſſerung zurüdzuftellen. Hat aber das betreffenve 
Gericht ungeachtet des obwaltenden formellen Mangels eine Klage 
aufrecht erledigt, und bat es damit felbit erklärt, daß es eben ein 
formelle Gebrechen gar nicht gefunden habe, und haben ferners auch 
bie Parteien, rüdfihtlid auch der Gegentheil dur Unterlafjung des 
gegen tie Annahme ver Klage zuläffigen Rechtsmittel des Recurjes 
fih der rihterlihen Anfchauung gefügt, fo darf weder das Gericht 
felbft bei der Endentſcheidung auf viefen Mangel zurüdtommen, un 
zwar ohne Unterſchied, ob berfelbe Gegenftand der Erörterung im 
Brocefie geweien ift oder nicht, noch ift ver Gegentheil beredhtigt, das 
übergangene Gebrechen ald Einwendung, welche ihrer Natur nad) ftets 
nur auf das angeiprochene Recht jelbit fich beziehen kann, im Proceffe, 
Glaſer, Unger u. Walther Entſch. VI. 4 
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noh aber als Nullitätsgrund gegen das geſchöpfte Urteil felbft 
vorzubringen, und nur dem Gerichte zweiter und britter Inſtanz ift 
das Befugniß eingeräumt, deshalb die Nullität des Erkenntniffes und 
des Berfahrens felbft, und zwar in jenen Fällen auszuſprechen. wo 
der Mangel eine von Amtswegen zu rügende Nullität begründen 
würde. Der vorliegende erftridhterlihe Ausſpruch verftößt fomit gegen 
die gefeglihen Beſtimmungen, infoweit felber aus obigen Gründen 
bie meritoriſche Abweifung der Klage enthält, obſchon bie gerügten 
Formgebrechen felbft dann, wenn felbe von Seite des urtheilenben 
Gerichtes noch rechtswirkſam hätten in Betracht kommen können, nur 
die gefegliche Folge haben konnten, dag das Urtheil und Verfahren 
aufzuheben und die Rüdftellung der lage anzuorbnen war. Und 
infoweit das Landesgericht, nachdem es durch Annahme ver Klage 
und dad Rechtskräftigwerden diefer Annahme felbft gebunden ift, biefe 
Anftände bei der Urtheilsfhöpfung nicht mehr erheben, und in ver 
Sache felbft das Verfahren niht mehr annulliren konnte, was eigentlich 
nah Inhalt der Entfheidungsgründe geſchah, infoweit demnach ber 
Wortlaut des Urtheils mit den Entfheidungsgründen, worin das 
Meritorifche des Procefjes gar nicht erörtert war, im Widerſpruche 
‚ febt und das 2. ©. fomit meritorifh noch nicht geſprochen hat, 
mußte nah $. 265 der a. ©. O. das nur im Appellationswege 
angefochtene Urtheil behoben und dem 8. ©. aufgetragen werben, in 
die Hauptſache felbft einzugehen und darüber zu entiheiden, und zwar 
umfomehr, als die gerügten Mängel eigentlih gar nicht beftehen ober 
unmwejentlih find, und daher fein gefegliher Grund obmaltet, um 
von Amtswegen mit dem Ausſpruche über die Nullität des Verfahrens 
von bier aus vorzugehen, und bie Frage weiters, ob zugleich auch 
das Begehren auf Zahlung des Rechnungsguthabens von dem Klager 
in biefem Procefje geftellt werden konnte, bei dem Umftande, als das 
2. ©. nad) den Entfheivungsgründen dieſe Frage bejaht hat, und 
nur der Kläger die Appellation ergriff, erſt feinerzeit, wenn etwa ber 
fpäter zu fhöpfende meritoriſche Ausſpruch angefochten werben follte, 
vor diefem Gerichte zur Entſcheidung gelangen fann. Der Kläger hat 
allerdings unterlaffen, die Mängel mit fortlaufenden Zahlen zu be= 
zeichnen, allein Dies ift hier von nur geringem und nicht wefentlichem 
Belange, und hat weder die Ueberfiht erſchwert, noch fanı dies 
beim Endausſpruche zu Unklarheit und Unzulömmlichleiten führen, 
fowie der erfennende Richter felbft erforderlichen Falles, wie häufig 
in ähnlichen Broceffen geichieht, die leichtere Ueberſicht durch Bei⸗ 
fügung von Zahlen berftellen kann. Der Kläger bat weiters überall 
den Grund des geftellten Mangels angegeben, und dort, wo ihn nad 
feiner Anfiht die Beweiſeslaſt traf, and die Beweiſe beigebradtt. 
Ob feine diesfällige Anficht richtig iſt oder nicht, und ob die Beweiſe 
genügen und vollftändig find, gehört zur Entſcheidung in ber Haupt: 
fache. Der Kläger hat weiter bezüglich der einzelnen ver bemängelten, 
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höchſt einfachen Rechnungen ein ordentliches Begehren geſtellt, und 
da er alle Ausgabepoſten in ihrer Totalität in Abrede geſtellt hat, 
ſo kann auch daraus keine Unklarheit entſtehen, daß er die Bemäng⸗ 
lung der Ausgabepoſten nur als einen Mangel hingeſtellt hat. Die 
weitere Anforderung aber, daß der Kläger in der Klage ſchon darauf 
hätte Rüdfiht nehmen follen, daß durch die erft in den Sagfhriften 
von dem Slläger und dem Gellagien angebotenen Beweiſe mittelft 
Zeugen und Haupteid die Zifferanfäge ber einzelnen Mängel geändert 
werden, kann mit Grund wohl nicht geftellt werden. Aus den Procef- 
fhriften erhellt endlich, daß beide Streittheile eben nur Beweife zur 
Erbärtung ihrer Angaben beigebracht haben, Bon dem Reſultate 
biefer Beweisfährung und beziehungsweife von der Zulaffung oder 
Berwerfung der Beweife wird abhängen, ob das Slagbegehren ganz, 
theilweife oder gar nicht flattfindet, und je nachdem wird allerdings 
der Richter den Ausſpruch entweder mit Beibehaltung oder Aenderung 
des Klagbegehrens zu jhöpfen und zu formuliten haben, wozu er 
nach dem Gejege eben berufen ift. Der Kläger aber hatte das Be- 
gehren nur einmal zu ftellen; dasſelbe theilweife zu reſtringiren iſt 
überhaupt nicht nothwendig, dasfelbe aber zu ändern ift geradezu 
unzuläffig. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerihtlidhe Ent: 
iheivung. Gründe: Der erfte Richter hat in den Gründen zu feinem 
Urtbeile erklärt, wegen bloßer Yormgebrechen den Kläger abweiſen 
zu müſſen, rüdfihtlih in eine Beurtheilung der Sache felbft nicht 
eingeben zu können. Nun hat aber das D. L. ©. in feinen Gründen 
gezeigt, daß dieſe Formgebrechen keineswegs derart find, die Beurtheilung 
der Sache zu hindern und den Weg angebeutet, wie dies gefchehen 
fönne; es ift daher nicht nöthig, wie der Nevifiondwerber zu glauben 
ſcheint, das Verfahren felbft aufzuheben und ein neues anzuordnen. 
Auch ift die Behauptung des Recurrenten, daß eine zur Gaffirung 
des Urtbeild hinreichende Nullität ſchon in einer Ordnungswidrigkeit 
bes Verfahrens, nicht auch des Urtheils beftehen fünne, ganz unrichtig, 
wie die Fälle einer fehlerhaften Befegung des Gerichtes einer Be: 
fongenheit vesfelben, des Uebergehens eines Theiles des Parteibe- 
gehrens u. f. w. zeigen. 


Nr. 2761. 


Störung im Beſitze einer Servitut durch bloßes Verbot Der 
Ausübung derjelben? 
zum. v. 19. März 1867, Nr. 2194 Bet der gteihförmigen Ertenntniffe 
bei 8. ©. Schindenan v. 8. Nov. 18066, Nr. 8015 und ded D. 2. ©. Prag 
v. 28. Dec. 1866, Nr. 28414), ©. 3. 1867, Nr. 44. 
B, anf deſſen zum Haufe Nr. 119 gehörigen Wege A, der 
Befiger des Haufes Nr. 117, durch 13 Jahre gefahren war, verbot 
4* 
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diefem die fernere Benützung des Weges, unter Androhung „anderer 
Maßregeln“ bei Fortdauer verjelben. A ftellte nun die Befigftörungs- 
Mage an, welde die unteren Inftanzen aus dem runde abwiejen, 
weil A dem Bormanne B’8 eine Erklärung audgeftellt hatte, in ber 
anerkannt ift, daß ihm das Recht des Defahrens jenes Weges nur 
auf Widerruf eingeräumt fei. 

Der oberfte Gerichtöhof betätigte diefe Entſcheidungen mit fol« 
gender Motivirung: Wenn aud von der vorliegenden Erklärung ganz 
abgefehen und angenommen wird, daß fid Der Kläger am 14. Auguft 

1866 im Befige des Rechtes befunden babe, auf dem hinter dem 
Haufe des Geklagten Nr. 119 m Schludenau befindlichen Fahrwege 
zu fahren, fo ift doch feine Störung dieſes Befiges nachgewieſen; denn 
der Kläger bat felbft nicht behauptet, daß er je vom Seflagten in 
der Benügung dieſes Weges gehindert wurde. Er ift vielmehr am 
- 14. Auguft, und aud, wie vom Geklagten in der Duplik angeführt 
wurde, und wegen unterlaffenen Wiberjpruches des Klägers (welder 
feine weitere Rede oder Schrift erftattete) ald wahr angenommen 
werden muß, noch im Eeptember 1866 unangefodhten dort gefahren. 
Wenn der Gellagte am 14. Auguft 1866 gegen. den Kläger oder 
feinen Bedienfteten auch erflärt haben jollte, daß von nun an das 
Fahren auf feinem (des Geklagten) Wege bei Nr. 119 verboten fei, 
und wenn ed nicht aufhöre, jo werde er andere Maßregeln ergreifen, 
fo erhellt daraus nod keine Störung im Befige des Fahrweges, 
indem in dieſer Erflärung nur der Sinn liegt, daß der Gellagte im 
Galle der Fortſetzung des Fahrens von Seite des Klägers Mittel 
zum Scuge feiner Rechte ergreifen wolle. Es ift aber bamit nod) 
nicht erflärt, daß viele Mittel foldhe fein werben, die vom Gelege 
verboten find und die ben Kläger auf ungefegliche Weile im Fahren 
bindern werben, noch weniger aber ift eine wirklihe Hinderung im 
Fahren eingetreten. Der Fall einer Beſitzſtörung Liegt daher nicht vor. 


Ar. 2762. 


Rang der Pfandrechte an gerichtliche Depofiten. 


gut u. v. 20, N, Bir; 1887, Nr. 1218 (Beft. des dad — — des L. G. Kralan v. 
abändernden Urth. des O. L. ©. Kralan vom 
Er Si. 966, Rr. 18757). ©. 9. 8 E 

Für C verwahrt das Kreisgericht Tarnow die vaarſchaft von 
29.000 fl., welche von C dem A abgetreten, andererſeits aber von B, 
einem Släubiger des C, mit Verbot belegt und in Execution gezogen 
wurde. A machte nun mittelft Klage gegen B das Vorredht auf diejes 
Depofitum geltend und wurde von dem oberſten Gerichtshofe aus 
folgenden Gründen abgewiefen. Die Proceßenticheivung hängt davon 
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ab, ob zur Zeit, als die gerichtlichen Verordnungen der Anmerkung 
"der Verbots- und Executionsrechte des B bei dem Depoſitum der 
Depofitencaffe des K. ©. Tarnow zukamen, C noch Eigenthümer des 
Depofitums oder das Eigenthum bavon bereitd auf A übergegangen 
war. Diefe Frage muß im erfteren Sinne beantwortet werden. Denn 
A bat durd die Geffion der Baarichaft ddo. 10. April 1859 nur 
ein perſönliches Recht gegen feinen Autor C, nidt aber das gegen 
jeden Dritten wirkſame Eigenthum an verfelben erworben. Nach 8. 425 
0.6. ©. 8. ift zur Eigenthumsübertragung nebft dem Titel auch eine 
echte Erwerbungsart erforderlich, die bei Mobilien in der rechtlichen 
Uebergabe und Uebernahme befteht, unp es gibt fein Geſetz, das von 
biefer Beftimmung des citirten Paragraphen für die Erwerbung des 
Eigenthums durch Vertrag an einer im geridtlihen Depofitenamt 
verwahrten Sache eine Ansnahme ftatuirt. Eine echte Erwerbungsart 
zur Zeit der Anmerkung ber Rechte des B kommt dem Kläger A 
nicht zu flatten, weil zu jener Zeit die Baarſchaft ihm weder förperlich 
von Hand zu Hand, was hier gar nicht thunlich gewefen, noch ſymboliſch 
durch Zeichen übergeben war, da er felbit nicht einmal behauptet, 
daß ihm C die fein Eigenthbum beweifenden Urkunden behändigt babe. 
Auch in den Depofitenbühern war zu jener Zeit bie Uebertragung 
des Eigenthums auf den Kläger nody nicht angemerkt, daher mit 
der Baarſchaft fein Merkmal verbunden, woraus der Uebergang des 
Eigenthums auf ihn zu erkennen gewejen wäre. Allerdings hatte der 
Kläger die von C ihm ausgeftellte Ceſſionsurkunde dem K. ©. Tarnow 
noch vor dem Eintreffen der gerichtlihen Verordnungen zur Anmerkung 
ber Rechte des B überreicht. Allein die Ueberreihung der Ceffions: 
urfunde bei dem Depofitengericht kann einer rechtlichen Uebergabe und 
Uebernahme des Depofitums nicht gleich geftellt und kann der Kläger 
nit von diefem Zeitpunfte an ald der Eigenthümer ver Baarſchaft 
betradytet werden, umſoweniger, da die Ueberreihung nit vom 
Cedenten C, fondern vom Kläger allein gefhehen iſt. Dieſe An 
fhauung wird übrigens auch durd das pofitive Geſetz, nanıentlich 
durch die Beftimmung des $. 6 der Yuftizminifterial- Berorbnung vom 
9. Mai 1860, R. ©. Bl. Nr. 125 unterftügt, worin der Grundſatz 
Har ausgeiprochen ift, daß der Partei, welche vie gerichtliche Erecutions- 
Berordnung bezüglich eimer in öffentliher Caſſe liegenden Baarſchaft 
erwirkt hat, daß dieſer Verordnung entiprechende Recht vom Zeit: 
punlte der an die Caſſe gejhehenen Zuſtellung derſelben an zufteht. 
Wenn daher felbft das gerichtlich -zugeiprodene Recht an einer in 
öffentlicher Caffe verwahrten Baarfhaft Dritten gegenüber erft von 
jenem Zeitpunfte an wirkſam ift, jo kann um fo minder den durch 
Bertrag ohne Untervertion des Richters erworbenen Rechten an caffa- 
mäßig verwahrten Sachen der Vorrang von einem früheren Zeitpunft 
an zugeftanden werden. 


— 54 — 


Nr. 2763. 


Gemeinſamkeit von Vertragsurkunden. 


Entſch. v. 20. Mürz 1867, Nr. 1479 (Abänd. ber gleihfärmigen Der. 
bes 2. G. Czernowitz v. 31. Auguſt 1865, Nr. 21188 und des D. L. G. 
2emberg v. 9. Oct. 1866, Nr. 25528). ©. 3. 1868, Nr. 70, 


C verlaufte dem B eine ihm dur Erbſchaft zugefallene Realität 
um 1200 fl., ein Drittel fogleih, ven Reſt in zwei Raten zahlbar, 
bezüglich derer bebungen war, daß C dem B binnen einer beftimmten 
Frift einen noch weiteren Ausweis über das Erbrecht behändige, 
wibrigen® der Käufer B die legten zwei Raten nicht zu zahlen brauche. 
Dem B wurde aud auf Grund des Kaufvertrages die Realität ein- 
geantwortet. C cebirte die obigen zwei Kauffchillingeraten an A und 
diefer bat num auf Grundlage der Geffion, dann des in den Abhand⸗ 
fungsacten des Erblaſſers aufbewahrten Kaufvertrages zwiſchen C 
und B um Einverleibung bes bevingten Pfandrechtes für vie rück⸗ 
fländigen Kauffchillingsraten. Beide Untergerichte ſchlugen das Be⸗ 
gehren ab, weil der Driginalfaufvertrag weder vom Bittfteller, noch. 
von deſſen Machthaber, ſondern von einem Dritten bei Gericht 
niebergelegt worden ift, ohne beffen Geftattung fein Gebraud davon 
gemacht werden fann, ba nah 8. 175 des Faiferlichen Patentes vom 
9. Auguft 1854, R. ©. Bl. Nr. 208, von derlei Urkunden nur ben 
Betheitigten Einfiht und Abfchriften zu gewähren find; weil das 
Gericht die Originalurfunde im Namen des Erlegerd B aufbewahrt 
und C den nadträglihen Erbrechtsansweis nicht urkundlich ges 
liefert bat. 

Der oberfte Gerichtshof bewilligte die Pränotation. Gründe: 
Die Verkaufsurkunde bildet für die beiden Eontrabenten, daher aud 
für ihre Rechtsnehmer ein instrumentam commune, auf das fie fi 
in allen Fällen berufen können und A ift eben der Rechtnehmer 
von C (8. 1394 a. 5. ©. B.); er kann daher auch ohne Zuſtim⸗ 
mung des B von diefer Urkunde Gebrauh machen. Die Frage aber, 
ob C dem B den bebungenen Erbrechtsausweis geliefert habe, ob 
daher der Anſpruch des Pränotanten auf den Kauffchillingsreft eim 
unbedingter und unbefchränfter fei ober nicht, ift nicht vom Tabular- 
richter zu prüfen, fondern dem Yuftificirungsproceß vorbehalten; genug, 
daß A eine Urkunde beibringt oder auf das bei Gericht liegende 
Driginal derjelben ſich beruft, woraus unter gewiſſen, von ibm anf 
dem gehörigen Wege zu erweiſenden Beringungen für ihn ein For⸗ 
berungsrecht erwädhlt. 














— 55 — 


Nr. 2764. 


Gerichtsſtand des Vertrages: Annahme eiuer den Zahlungs⸗ 
ort —— Factura. 


v. 20, März 1867, Nr Belt, der gleihförmigen Urth. deö K. or 
— v. 17 In 1 we und bed “E * Ban on 
27. Ron. 1806, —— 2388 . 9. 1867, &. 279, 


Der Klage des A pto. Bastın bee Raufreie für gelieferte 
Waaren wurde vom Bellagten B die Einwendung ber Incompetenz 
des angerufenen Gerichtes in Neichenberg entgegengefegt und der 
Anführung des A, daß die Zahlung des Kaufpreiſes ausdrücklich in 
befagter Stadt bedungen worden jei ($. 43 3. N.), widerſprochen. 

Der oberfte Gerichtshof bat diefe Einreve aus den folgenven 
Gründen abgewiefen: Der Borfchrift des $. 43 I. N., wonad 
das forum contractus nur dann als begründet anzufehen if, wenn 
ber Ort, wo die Zahlung geleiftet oder eine andere Verbindlichkeit 
erfällt werben foll, in einem Bertrag ausprüdlich beftimmt worden 
ft, wurde im vorliegenden alle volllommen dadurch entfprochen, daß, 
wie beiderfeit8 unbeftritten iſt, der A feiner Yactura die Worte „Zahl: 
bar in Reichenberg“ beigefegt und B die mit diefer ausdrücklichen 
Beſtimmung des Zahlungsortes verſehene Factura nebft der ihm 
zugejandten Waare angenommen bat, da ber dieſer Sadlage nicht 
behauptet werben kann, daß dad Uebereinkommen der Contrahenten 
auf den Zahlungsort nur ein flillfehweigendes gewejen fei. 


Nr. 2765. 


Unftatthaftigkeit eines Verbotes auf Forderungen an ben 
Berbotöwerber. 


Entid. ». 27. März 1867, Rr. 2Be (Bei. bed bad SDerr. des B. ©, Ge 
rungd dv. 17. Oct. 1866, Fr. 1578, abändernden Dert. bed D. 2. &. Wien 
v. %. Nov, 1866, ar 000. ®. 9. 1867, ©. 300, 

dm A, welder in Folge gerichtlichen Bergleiches ver B 692 fl. 
zu zahlen hatte, war dieſe hinwieder 669 fl. ſchuldig. Da die B 
außer ihrer Forderung gegen A kein Bermögen befigt, fo begehrte A 
für feine Forderung unter Borlage der nöthigen Beweidurfunden das 
Berbot auf die für B bei ihm liegenden 692 fl., welches in erfter 
Inſtanz nad den 88. 283 und 284 a. ©. O. bewilligt, von dem 
D. L. ©. hingegen verweigert wurde, weil nah 8. 283 a. ©. OD. 
der Släubiger nur die in Händen eines Dritten befinplichen Güter 
feines Schuloners mit Berbot belegen kann, die der B gefchulbete 
Summe Geldes aber noch in den Händen des A ift und weil ber 
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Yegızre a2 $ 2:41 nadgem:cien bat, daij ar m jamer Ärırereng gegen bie 
B wraen Manzeie arterer binaans!:her Zottumaemeıtei m Gerabr Rache, 

Der Recurs des A, werm teriele geliear madbte, va Dei 
Gr m 5.232.610. mu vem Bert: „True“ zur eme vom 
Eizirner verrdiereme Berion Kader mar wur te Un;ufsifigfeit 
res Kerbenes die m Hinten des Schreners Veltü beiinrlichen 
fskrenzen Güter azremien, mid: aber das Ürfsrtermig, daß der In: 
kaber rer Eur sch ene vom Glietiger verihirteme Berion fe, 
Atitre Sea wet: werte rom oberüen Gerihtehrie wit Berweiiung 
aut re Mercure ter jmeitee Scham; verwerten 


Nr. 3766. 
Zersiner rer Quraelxbärte zu Dem in Ungarn beñndlſichen 
uniwweziichen Zermogen Dei Curanden. 


Exit u >®. Mirz 1A67, Sr. 1390 (Beh DE Sc. DE DS G. Pin 
». 11. Sr. 1867, Mr. 21534. & 3. 196%, er. 58. 

Cxrm Core res Eimer ?. ©. meider iomebi im ben 
Berrtre a8 2 Dom ersariden Aroalandern ein bedentendet ö 
keigi, wur räfntı:h ver erfleren an Curater, rifühtlih der 
legieren rer Baier vet Coranten zu Bermögentrermultern beſtellt 
werızen Da rer Bater über rue Cirkimite aus tem unzarüchen Ber: 
mi:z ra Bier !. ©. leine reselmähigen Recbzungen legte, bie 
Lerear.:: iher re Seismimivermögensachuhrumg ichm erdwert, WeHR 


ci: erri::$ war. ie tab nd das öteradüßbe O. 2.5, aus. 


Ur are Gaüc, m zeldem ver Cærator vom Bertaui gewifler 


jäl:ze Erierizung zen Recars erzriten bare, beiiimmt, mas 2. ©. 
bearimegen. rag dieies ven Bater jur Segung von Ausweiſen 


men time tele Autwerie nicht als Re rate 
lanzex, ra er ven ber Rechuunatlegung über das —— feines 
Echnet nad ungariihen Geiegen beireit jei. 

‚ Der eberfie Gerictähof bielt jerod vie Unfforderung axfredht ad 


Erwägung. 
— — — 
veni tet jei sder werte. den !. G. Bien über die Bermaltung 
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des dem Curanden angefallenen, in Ungarn gelegenen Vermögens 
Rechnung zu legen; in Erwägung, daß andererfeits, wenn ein Curand 
in verfchiebenen Provinzen Güter befigt, welde von verſchiedenen 
Perſonen und unter der Auffiht verſchiedener Gerichte verwaltet 
werden, bie Natur der Sache es mit fi bringt, Daß jenes Gericht, 
weldem bie Perjon des Curanden unterfteht, auch von den Ein⸗ 
tünften, weldye demfelben aus dem in einer anderen Provinz befind- 
lihen Bermögen zufliegen, Kenntniß nehme, und in Erwägung, daß 
unter den gegebenen Berhältniffen umd insbejondere in Anbetradht ber 
Bericiebenheit der Verhandlung der Sahe nah den Gefegen des 
Königreiches Ungarn eine unmittelbare Aufforderung an den Recur- 
venten felbft als das kürzeſte und geeignetfte Mittel: ſich darftellte, 
wodurch fich berfelbe in feinen Rechten, foweit fle die Verwaltung ber 
Büter in Ungarn betreffen, noch nicht für verlegt betrachten Tann. 


Kr. 2767. 


| Vorausſetzungen Des Zeugenbeweiſes zum ewigen Gebächt- 
niffe; Befcheinigung der Gefahr. 


ch. v. 28, Dr 1807, Nr. 2475 (Beft. des dad Dee: des 8. G. Sechs⸗ 
han v. 12, Dec. 1866, Nr. 27005, abünd. Derr. des O. L. G. Wien v. 
. Jänner 1867, Nr. 261). G. 3. ir. Nr. 64. 

Um eine für die Entſcheidung widtige Zeugenſchaft durch den 

Tod des Zeugen nicht zu verlieren, ftellte der Släger den Antrag auf 
Bernehmung des Zeugen zum ewigen Gedächtniſſe und begründete 
fein Geſuch mit einem Krankheitszeugniſſe, in welchem beftätigt war, 
daß der zu vernehmende Zeuge einen apopleftiihen Habitus habe, und 
mit dem Hinweife auf die oberſtgerichtliche Entſcheidung vom 28. Sept. 
1859, 3. 10638 (Nr. 876 dieſer Samml.), in welcher der Rechtsſatz 
zum Ausdrucke gebracht wird, daß bei der Frage der Zengenverneh⸗ 
mung in perpetuam rei memoriam zur Darthuung ber Beſorgniß, 
bag ein taugliher Zeuge entgebe, ein firenger Beweis geſetzlich nicht 
gefordert werde. Die erfte Inflanz wies das Geſuch in der Erwäs 
gung ab, „daß durch das beigebradhte ärztliche Zeugniß, falls es über: 
haupt zur Beſcheinigung genügent anzuſehen iſt, nur dargethan würde, 
daß der Zeuge einen apoplektiſchen Habitus, d. i. eine ſchlaghafte Körper⸗ 
beſchaffenheit, und öfters an Schlaganfällen erlitten habe, nicht aber, 
daß derſelbe kränklich ſei; und in ber ferneren Erwägung, daß zwar 
ver 8.179 a. G. O. und das Hofvecret vom 27. Sept. 1784, 
9. ©. ©. Nr. 341, feinen ftrengen Beweis, wohl aber fordert, daß 
ber bie Zeugenabhörung beantragende Streittheil mit Grund beforge, 
der Zeuge Könnte ihm entgehen, ein folder Grund aber eben nicht 
dargethan wird.“ Das D. L. ©. bewilligte das Gefuh, „meil nad 
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dem Wortlaute und Geiſte des $. 179 a4. G. O. durch das ärztliche 
Zergniß hinlauglich beſcheinigt wird, daß im Berlaufe ber Zeit ber 
Zenge dem Zeugenführer entgehen könne.“ 

Den dagegen erhobenen Revifiontrecurd verwarf ber 
Gerichtshof „in Anbetracht, daß die in Frage ſtehende —* 
immerhin von Einfluß auf die Beurtheilung der vom Zengenführer au⸗ 
geregten Streitſache fein fann, und Daß zur Annahme der im 8. 179 
a. G. O. vorgejehenen Beſorgniß auch Wahrſcheinlichleitsgründe genügen.“ 


Nr. 2768. 


Unzuläſſigkeit des Anſuchens um executive Feilbietung einer 
dem Executionsführer bereits executiv eingeantworteten For⸗ 


derung. 
€ eu 10T Dr. 200G (Mbänd. ber glei Srmigen Der. 
So & Bin a as Atihlärmigen Derr. 
v. Sir. 1078). ©. 3, 1867, Mr. 00. @. 6.1887 6 2 


Nachdem A die erecntive Einantwortung einer feinem Schulduer 
B zuſtehenden, im Grundbuche einverleibten Rentenforderung und bie 
Intabnlation der Zahlungsauflage mit der Wirkung des erflen Exe⸗ 
cutionsgrades erlangt hatte, bat er um die Schägung und (gegenüber 
der Concurömafle des inzwifhen in Gaut verfallenen Schulpners) um 
die executive Yeilbietung der Rente. Diefem Anſuchen gaben die beiden 
unteren Inſtanzen ftatt. 

Der oberfie Gerichtshof dagegen wied das Feilbietungs⸗ 
begehren aus folgenden Gründen zurüd: Durch die vom Gläubiger 
am 24. Juli 1866 begehrte und am 26. desſelben Monales 
bewilligte executive Einantwortung der jährlichen Rente von 600 fi. 
ſelbſt hat er biefe nach Maßgabe feiner Forderung an Zahlungsftatt 
übernommen; er wurde baburd Eigenthümer des Rentenbezuges 
bis zum Belaufe feiner Forderung, und eine Erecution gegen fi 
ſelbſt iſt unzuläffie, Eine Execution, nachdem die Cinantwortung 
erfolgt ıft, ſtellt fih umfoweniger als zuläffig dar, als die Rente 
per 600 fl. zur Dedung des Gläubigers nah $. 349 a. ©. O. 
hinreicht; daß der Gläubiger das erecutive Pfandrecht erwirkte, be 
rechtigt nicht zur abgefonverten Yortfegung ber Execution, weil die 
Pfanprechtseinverleibung nur zum Behufe und zur Sicherung des aus 
ber Einantwortung erwachſenen Rechtes geſchah; daß gegen die be- 
willigte Schägung eine Einſprache nicht erhoben wurde, verfangt nichts, 
weil, wie früher geſagt wurde, bie Erecutioneführung bes Glaubigers 
gegen fich felbft auf das ihm bereits Gehörige ungefeglih ift und 
ein nichtiger Act zu weiteren Rechtöfolgerungen nicht geeignet fein kann. 
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Nr. 2769. 
‚ Constitutum debiti alieni. Zwangdcurs. Zinfenverjährung. 
0 . 8. 8, Be 1867, Nr. 1356 (Beil. des Urth. des 2, G. gralan p. 


—* X te d. ꝛ Fat de 8. gr u vp. 
— —** —— 


Die A Hagte wider B w — von 28.000 m poln, Cour. 
Silber-Währ. oder 7000 fl. d. W. in klingender Münze fammt den 
rüdfändigen Zinfen — aus dem Titel der von demſelben erfolgten 
Uebernahme eines von feinem Vater contrahirten Darlehens — und - 
führte zur Begründung ihres Anfpruches Folgendes an: B habe vor 
bem Bevollmächtigten ver Klägerin im Jahre 1855 erflärt, er werde 
bie Schuld feines Vaters M in Courant⸗Silbermünze fammt ven rüd- 
fländigen Zinfen entrichten; derjelbe habe fpäter auch noch vor der A 
felbft, nach dem Yahre 1856 die Erklärung abgegeben, dieſe Schuld 
abtragen zu wollen, wenn felbe in dem Erlöfe der sub Nr... .. 
zu Krakau gelegenen Realität feine Bebedung finden würde. Es war 
nämlih auf Grund des von der Klägerin wider die liegende Maſſe 
bed urfprünglihen Schuldners M erwirkten Zahlungsauftrages bie 
egecutive Einverleibung der Summe von 283.000 fl. poln. Courant 
Silber Währung im Laftenftande der erwähnten Realität vorgenommen 
worden; der gedachte Betrag konnte jedoch, miewohl für liquid 
anerkannt, aus dem Kaufſchillinge des mittlerweile veräußerten Pfand- 
objecte® nicht bezahlt werden. Der Bellagte ftellte in Abreve, vor 
dem Mandatar der A irgend welche Erklärung abgegeben zu haben, 
räumte aber ein, er babe diefelbe vor der A, jedoch mit dem Beiſatze 
gemacht: Die Zahlung aus freien Stüden, ohne eine Verbindlichkeit 
auf fi zu nehmen, ſobald er nur bei Caſſe fein werde, leiften zu 
wollen, Er behanptete ferner, daß er fi ausdrüdlich gegen bie Zah⸗ 
lung ber Zinſen verwahrt habe; eventuell wendete er Die Verjährung 
ber älteren als vreijährigen bis zum Klagtage verfallenen Zinfen 
ein. Das Gericht erfter Inſtanz erfannte, daß B das Kapital ent- 
weber in poln. Sourant Silber-Währung oder in öfterreichifchen Bank⸗ 
noten, 1 fl. ö. W. mit 4 fl. polnifch gerechnet, unbebingt; und bie 
innerhalb der drei dem Klagtage vorangegangenen Jahre verfallenen 
Binfen unter der Bedingung zu zahlen ſchuldig fei, daß durch ben 
Hanpteid die vor dem Mandatar der A erfolgte Erklärung des Ger 
Hagten, die Klagſumme ſammt Zinjen zahlen zu wollen, bewieſen 
werde, Das O. 2. ©. änderte dagegen die erfigerichtlihe Entſchei⸗ 
bung ab, indem es die Zahlungspflicht ſowohl rüdfichtlid des Capi⸗ 
tales als auch der während ber drei dem Klagtage vorgegangenen 
Jahre verfallenen Zinſen von dem ſeitens der erften Inſtanz zuge⸗ 
laſſenen Haupteide abhängig machte, und zwar in Erwägung, daß 
ein Verſprechen, vie Schuld freiwillig, ohne eine Verbindlichleit auf 
fi) zu nehmen, zahlen zu wollen, feine Obligation begründen 
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könne; bezüglich ver Baluta wurde der Ausfprud bes erſten Richters 
beftätigt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung ber erſten 
Inſtanz vollinhaltlih aus nachſtehenden Gründen: Die Klage gegen 
B ftügt fih auf die von ihm abgegebene Erklärung, er wolle das 
von feinem Pater aufgenommene Darlehen von 28.000 fl. poln. ver 
Klägerin A bezahlen, welche Erklärung zur Begründung des Anfpruches 
der Klage nach $. 1345 a. b. &. DB. genügt, weil in biefer Ge⸗ 
ſetzesſtelle die —A—— einer ſchriftlichen Urkunde nicht erfordert 
wird, wie dies z. B. F. 943 a. b. ©. B. vorſchreibt. Die Liquibität 
der Darlehensferberung von 28.000 fl. poln. an M wurde nicht be- 
firitten und erſcheint ald, mittelft des Zahlungsauftrages, bewieſen. 
Der Bellagte gibt felbft in der Einrede zu, er habe der A erflärt, 
daß er die gebadhte Summe, wenn viefelbe aus der Hypothek der 
sub Wr..... zu Krakau gelegenen Realität nicht befriedigt werden 
würde, freiwillig, wiewohl ohne irgend eine Verbindlichkeit in biefer 
Beziehung auf fi zu nehmen, nur dem Andenken feines Vaters zu 
Ehren, zahlen wolle. fobald er Geld haben werbe, melde Erklärung, 
ohne daß angefichts eines ſolchen Seftänpnifjes irgend welche Beweis- 
führung nothwendig wäre, dem Beklagten im Sinne des 8. 1345 
a. b. G. 8. die Pfliht zur Zahlung auferlegt. Auf Grund des feiner 
Erflärung hinzugefügten Beifages: er wolle bezahlen, wenn er Geld 
haben werde, kann fi) der Beklagte diefer Verbindlichkeit nicht ent⸗ 
ſchlagen, denn e8 wird bei jedem eine Zahlung Verſprechenden der 
Beſitz von Zahlungsmitteln vorausgeſetzt; ben Befig letzterer Tann 
man alfo nicht als eine Bedingung, deren Erfüllung erſt von ber 
Klägerin bewieſen werben müßte, betrachten. Durch die Worte: „frei⸗ 
willig, ohne eine Verbindlichkeit zu übernehmen“, ift das Klagrecht 
der A nicht entlräftet worden, weil der Beklagte, der, wiewohl ihm 
die Zahlung der Summe von 28.000 fl. poln. nicht oblag, dem An⸗ 
benten feines Baters zu Ehren, freiwillig zu zahlen ſich anheifchig 
machte, gerade buch dieſes freiwillige Verſprechen fich verpflichtet hat. 
Daß aber die Klagforderung aus dem Erlöfe der erwähnten Realität 
nicht befriedigt wurde, hat die Klägerin in ver Klage dargethan, es 
mußte daher der Beflagte zur Zahlung des Capitales von 28.000 fi. 
poln. oder 7000 fl. ö. W. unbedingt verurtheilt werben. Was Die 
Währung anbelangt, in welder bie Zahlung geihehen fol, fo kann 
ber Schulpner nicht angehalten werben, die Eumme von 28. fl. 
poln. ausfhliegli in Silber au leiften, fondern es muß ihm frei« 
fteben, viefen Betrag entweder in Silbermünze over in öſterreichiſchen 
Banknoten, 1 fl. 8.8. mit 4 fl. poln. gerechnet, zu entrichten, denn 
bie in Krakau gangbar gewejene polniihe Währung, in welcher Das 
Darlehen geihloffen wurde, ift in einem Theile der öſterreichiſchen 
Monarchie ausgegeben worden, kann aljo nicht als eine ausländiſche, 
fondern nur als inländifhe Eilberwährung betrachtet werben, ftatt Deren 
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ber Gläubiger die Noten der öfterreihifchen Nationalbant, wenn ver 
Schuldner mit venjelben zahlen will, nad ihrem Nominalwerthe an- 
zunehmen verpflichtet ift im Sinne des faiferlihen Patente vom 
2. Juni 1848, 3. ©. ©. Nr. 1157. Zur Zahlung der Zinfen könnte 
der Beklagte auch nur auf Grund feiner abgegebenen Erklärung ver« 
urtheilt werden, und ba er dieſe Erklärung beftreitet, die Klägerin 
aber behauptet und durch den Haupteid beweifen will, er babe ihrem 
Machthaber vie Zahlung ſowohl des Kapitales als der Zinfen zuge- 
fagt, jo mußte in Betreff der Zinfen auf den Haupteid erlannt werben. 
Die Einwendung der Verjährung, welche der Bellagte den älteren 
als dreijührährigen Zinfen entgegengefegt bat, wurde deshalb berüd- 
fihtigt, weil die Klägerin nicht bewiefen bat, die Berjährung gegen B 
unterbrochen zu haben und die gegen den urjprünglichen Schuldner M 
vorgenommenen Executionsſchritte die Unterbrehung der Verjährung 
gegen den Interceventen B an und für ſich nicht bewirkt haben. 


Nr. 2770, 


Behandlung von Forderungen der in Gütergemeinfchaft 
lebenden Gattin beim Concurs über das Vermögen bes 
Gatten. 


Entſch. v. 3. il 1867, Nr. 2026 (Beft. der Urth. des B. G. Weitra v. 
3. Juni 1866, Nr. 1186, und des O. L. G. Wien v. 5. September 1866, 
Nr. 13946). G. H. 1868, ©. 151. 


Gegen die Klage der A wider die Concursmaſſe ihres Che- 
gatten B pto. Liquibhaltung einer mit Schuldſchein vom Jahre 1864 
verbrieften und bei der dem Cridar gehörigen Hälfte des Hauſes X 
intabulirten Darlehensforberung von 1765 fl. wendete der Eoncurs- 
mafjevertreter die von den Ehegatten in den Ehepacten vom Jahre 
1862 errichtete allgemeine Gütergemeinſchaft ein. Die Klägerin wurde 
in allen Inſtanzen abgemiefen. Gründe der dritten Inſtanz: 
Dei dem Beſtande der allgemeinen Bütergemeinfchaft, vermöge welcher 
nun nad) eröffnetem Concurs über dad Vermögen des Ehemannes 
das gemeinſchaftliche Vermögen wie beim Tode zu theilen ($. 1262 
a. b. G. B.), mithin von demjelben vor der Theilung alle Schulven 
ohne Ausnahme abzuziehen waren (8. 1285), ftellte fi) die anges 
meldete Forderung der Klägerin zugleich als eine von dem gemeinſchaft⸗ 
Iihen Bermögen abzuziehende Schuld dar, fo daß fie nur im falle 
eines verbleibenden Reſtes vom Gemeinfchaftsvermögen — aus bem 
in der Klage nicht geltend gemadten Titel der Gütergemeinihaft — - 
eine Heranszahlung anſprechen kann. Es läßt fi nicht behaupten: 
die Klägerin babe fih nur gefallen zu laflen, daß ihr Antheil an dem 
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Heft des Gemeinfchaftevermögensd durch den Abzug ihrer Forderung 
verhältnigmäßig fi vermindere, und es fei, infoferne fie Glänbigerin 
ihres Ehegatten ift, ihre Coneurrenz mit den übrigen Concursgläu⸗ 
bigern dadurch nicht ausgeſchloſſen; denn da jegt die Gütergemein- 
Ihaft in Folge der Concurseröffnung ihre geſetzliche Wirkſamkeit 
äußert, ift bie Forderung ebenfo wie bie Schuld als eine gemein- 
fhaftliche anzufehen, fo daß eine die andere aufhebt. Auch Liegt in 
der Ausftellung des Schuldſcheines vom Jahre 1864 durchaus keine 
Aufhebung der früher errichteten allgemeinen Gütergemeinichaft, da 
das Beftehen einer in ber Regel nur anf den Tobesfall verflandenen 
allgemeinen Gütergemeinfhaft bie einfeitige Gontrahirung und Er- 
füllung von Verpflihtungen ja nit ausſchließt, wenn auch dann, im 
Tobesfalle oder in dem gleihe Wirkung habenden Goncursfalle, alle 
Activen und Bafflven al® gemeinſchaftliche zu behandeln ſind. 


Nr. 2771. 


Klage der in Gütergemeinfchaft lebenden Gattin gegen bie 
Concursmaſſe auf Anerkennung ihres igenthumes an 
Mobilien. 


go. v. 3. April 1867, Rr. 2027 (Beft. der we des 8. G. Weitra v. 
8. uni 1866, Mr. 1186, und de DO. 2. &. Wien v. 5. Sept. 1886, 
Nr. 18947). ©. 9. 1888, ©. 181. 

Gegen die Klage der A wider die Concursmafle ihres Che 
gatten B pto. Anerlennung bed Eigenthums an Mobilien, welche in 
die Maffe eingezogen worden waren, wenbete ber Concuremaſſever⸗ 
treter die von ben Ehegatten errichtete allgemeine Gütergemeinfchaft 
ein. Die Klägerin wurde in allen Inſtanzen abgewieſen Brände 
ber dritten Inftanz: Bei dem Beſtehen der allgemeinen Güter: 
gemeinfhaft kann die Klägerin nad $. 1262 a. b. G. B. die in bie 
Gemeinschaft mitgebrachten Fahrniſſe nit als ihr Alleineigenthurm 
aus der Concursmaſſe des Ehemannes fordern, fondern fie hat nur 
— aus dem der Klage nicht zu Grunde gelegten Titel ber Güter- 
gemeinfhaft — den Anſpruch auf Theilung des Reſtes, der nad 
Abzug aller von ihr oder ihrem Gatten gemachten Schulden von bem 
Gemeinfhaftsvermögen übrig bleiben mag. 
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Nr. 2772. 


Legitimation des Curator absentis zur Klagbeantwortung 
vor der ——— — 


eg b en W —— Ahird M der Blei Bern 
nuer- und 
v. 6. Febrnar 1867 ‚Wi. UD). Cana. d. Ted. 107, 1.8.3. 108 


Wurf die beim Handelögerichte Trieſt angebrachte Wechſelklage 
des A gegen den nad Angabe des Klägers in Venedig anfäffigen B 
wurde der Zahlungsauftrag erlaffen, nad Hofdecret vom 11. Mai 
1833, 3. ©. ©. Nr. 2612, das Gericht des Wohnortes des Be⸗ 
Hogten um bie Zuftellung ver Zablungsauflage angegangen und für 
benfelben ein Eurator beftellt, welcher innerhalb der geſetzlichen GER 
von drei Tagen ($. 7 des Geſetzes vom 25. Jänner 1860, R. ©. B 
Wr. 52, über ven Wechſelproceß), ohne das Eintreffen ver — ** 
gung der Zuſtellung an den Beklagten abzuwarten, für ihn die Ein⸗ 
wendungen gegen den Zahlungsauftrag anbrachte. Seine Eingabe 
wurde von beiden Untergerichten a limine zurückgewieſen, weil nad) 
dem Weſen der im Sinne des citirten Hofdecretes ihm übertragenen 
Euratel von einer activen Vertheidigung des Bellagten, wie fie mit 
den angebradhten Einwendungen beabfidhtigt ift, fo lang nicht die 
Rede fein kann, als weder die Zuftellung der Klage an den Legteren 
ausgewiefen, noch der im citirten Hofdecrete bezeichnete Fall feiner 
ebictalen Vorladung eingetreten ift. 

Bom oberften Gerihtshofe wurde mit Abänderung biejer Ver⸗ 
ordnungen dem Gerichte erfter Inſtanz die Erledigung des Anbrin- 
gend des Curators mit Abftanpnahme von dem erwähnten Abmei- 
fungsgrunde aufgetragen, weil das Gericht fi von Amtswegen nicht 
auf die Beurtheilung einzulaffen hatte, ob der für ven Bellagten be- 
ſtellte Curator zur Ueberreihung der Einwendungen befugt war. 


Nr. 2778. 

Mandatsverfahren: Vewilligung der erecutiven Tyeilbietung 
auf Grund der zur Sicherftellung vorgenommenen Pfändung 
und Schätung. 

Entid. v. 9. April 1867, Nr. 2723 (Beft. der glei igen Derr. des 8. ©. 
Eieteio v. DR. Ran. 100, Mr. Er, mb 38 D. 8. 6. Bere vom 

12, Yünner 1867, Nr. 128). ©. 9. 1887, ©. 8 
In Folge der Eimmenbungen, weldhe B gegen den auf bie 
Klage ded A pto. 4000 fl. ihm ertheilten Zahlungsbefehl vorbradhte, 
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begehrte und erwirkte A die fiherftelungsweife Pfändung und Schätung 
des Haufes des B und begehrte, nachdem der Zahlungsbefehl durch 
rechtöfräftiges Urtheil beftätigt mworben war, bie erecutive Feilbietung 
des Haufes, welche von beiden Untergerihten auf Grund des Urtheils 
und der voransgegangenen Erecutionsfchritte (propiforiihe Pfändung 
und Schägung) nad) den 88. 396, 426, 428, 429 wel. ©. O 
bewilligt wurde. Dagegen ergriff B den Revifionsrecurs, worin er 
geltend machte, daß A mit der ficherftellungsweifen Pfändung und 
Schätung das pignus praetorium an dem Haufe.nicht erworben habe 
und daher nicht fofort zur erecntiven Feilbietung fchreiten könne. 

In Erwägung, daß bie mach $. 7 der kaiſerl. Berorbnung 
vom 21. Mai 1855, R. ©. BI. Nr. 95, dem Gläubiger auf ben 
Zahlungsbefehl zur Sicherftellung bewilligte Execution mittelft Pfändung 
und Schäßung, oder, wenn der Kläger bereit das Pfandrecht hat, 
mittelft der Schägung, eben aud eine Eyecution ift und von der im 
31. Capitel der weftg. ©. DO. normirten Execution zur Realifirung 
einer Forderung fid nur darin unterjcheivet, daß fie wirkungslos wirb 
und nicht mehr fortgefegt werden kann, wenn durd gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung erfannt wurde, daß ed von dem Zahlungsbefehle abzu⸗ 
fommen habe, und mit Bezugnahme auf Die Motive der Untergerichte, 
bat der oberfte Gerichtshof den Recurs verworfen. 


Nr. 2774. 
Nichteinrechnung der Ferialtage in die Friſt zur Appellations- 
beſchwerde. 


Entid. v. 9. April 1867, Nr. Abänd. der leihförmigen Der. 
.G. dr inneren Stadt Wien ———— I, We Fi und ii 
O. L. G. Wien v. 12, Februar 1867, Do E 3. 1868, Nr. 60 


Nr. 2775. 


Mandatsproceß wider den noch nicht ald Eigenthümer ein- 
getragenen Erben des Pfandſchbuldners. 
gain.» —A 1867 Rr.2 2896 not, des das Deer. des L. — Wien v. 
ec. 1866 Dart des O. L. G. Wien v. 5, Februar 
1867, Soon, —X . 3. 1867, Nr. 68, 

A fuchte gegen B, den Erben feines Pfandſchuldners 'M, um 
die Zahlungsauflage an und berief fi darauf, daß das verpfändete 
Gut dem B fpeciell eingeantwortet fei. Die erſt e Inſtanz beſchied 
bie Hypothekarklage um die Einrede und verweigerte den Zahlungs» 
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auftrag, weil der Umſtand, daß der Geklagte derzeit bücherlicher 
Eigenthümer des Hypothekarhauſes fei, nicht nachgewieſen if. Die 
zweite Inſtanz erließ jedoch venfelben in der Erwägung, daß bie 
Klage wider den Satzſchuldner und rüdfichtlich deſſen Erben gerichtet 
ift, daher der Nachweis der Eigenthumseinverleibung für den Erben 
auf die Pfandſache nicht erforverlid war. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die legtere Entſcheidung in der 
Erwägung, daß der Nachweis der Einverleibung des Eigenthumsrechtes 
bes Erben auf das Pfandgut durch die Einantwortung und den Grund- 
buchsauszug, beides öffentliche Urkunden, genügend dargethan iſt, 
wonach nur der Erbe B allein zum Befige des Haufes, um weldes 
der verftorbene M noch vergewährt ift, berechtigt erfcheint. 


Nr. 2776. 


Relicitation: Anſpruch des Erecuten auf das ganze bei der 
erften Feilbietung erzielte Meeiftgebot. 


v. 9. April 1867, Nr. 2899 (Beil. des dad Detret des B. G. 
— —B— ablb. Deer, bed Dr 8, G, Mike 
v. 12, Febrnar 1867, Nr, 2428). G. 3. 1867, Nr, 68 

A hatte bei der erecutiven Feilbietung die Realität de B um 
2600 fl. erftanden, war jedoch mit den Zahlungen des Preifes im 
Rüdftande’geblieben, und bei der darauf vorgenommenen Relicitation 
wurde diefelbe Realität nur um 2300 fl. an Dann gebracht. Doch 
reichten die von A früher geleifteten Zahlungen hin, um alle Hypo— 
thefargläubiger zu befrienigen; ja es erübrigten nod circa 100 fi. 
Die erfte Inſtanz wies jelbe bei der Vertheilung des Kaufſchillings 
dem A zu. Denn biefe 100 fl. feien fein Vadium, ſondern eine Kauf: 
hillingsrate, welde nicht als verfallen angejehen werden könne; „fie 
wurben nach Befriedigung der Satgläubiger erübrigt”, gebühren daher 
nit dem Executen, fondern dem früheren Erſteher auf feine Raten- 
zahlung. Die zweite Yuflanz erfannte aber, daß dieſe 100 fl. dem 
Erecuten zulommen. Denn A bat die ganze Differenz zwifchen feinem 
Meiftgebote und dem fpäteren geringeren Dleiftgebote mit 300 fl. dem 
Erecuten als gewejenen Eigenthümer der veräußerten Realität zu ver- 
güten, daher auch den nad Verwendung des Betrages von 200 fi. 
ber von ihm geleifteten Zahlung zur Abfertigung der Hypothekar⸗ 
gläubiger bleibenden Reſt viefer Differenz von 300 mit 100 fl. 

Der oberfte Gerichtöhof .beftätigte dieſe Entjheidung in Anbe- 
tracht, daß zur Dedung des Ausfallee per 300 fl. von dem erften 
Meiftgebote auh noch dieſe nad Abfertigung der Satzgläubiger er: 
üßrigten 100 fl. in Anſpruch genommen werben müfjen. 


Glafer, Unger und Walther Entid. VI. 5 
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Nr. 2777. 

Unzuläffigfeit der Befriedigung des Hypothekargläubigers aus 
ber für das abgehraunte Haus von der Berficherungdanftalt 
geleifteten Entſchädigung. 

Entid. v. 10. zus 1867 FR 2018 2 (delt. bed das Decset dee B. ©. 
‚Rönigäwarth 21 abänd. Dear, des O. L. ©. Prag 

Ku ame De Ai lat, Der 7, Rt. 72, 

Fur 5 abgebrannte Haus des A wurde von einer Verſiche⸗ 
rungsgeſellſchaft der Betrag von 500 fl. gerichtlich erlegt. Der Glän⸗ 
biger B bat um Bedachtnahme auf feine Pfandforderung an A von 
140 fl.; Letzterer aber erklärte, er laſſe ſich dadurch in ver Erhebung 
bes Entfjädigungsbetrages nicht beirren und bat um Crfolglaffung 
ver 500 fl. Das Bezirkögericht willfahrte diefem Begehren und wies 
den B mit feinem Geſuche ab, weil diefes ein Verbot involvire und 
unftatthaft fei. Die zweite Inſtanz verweigerte dagegen bie Erfolg- 
laſſung, indem ein folder Entſchädigungsbetrag nur zum Aufbau ber 
abgebrannten Realität verwendet werben darf, A aber dadurch, daß 
er bei der gerichtlich gefhehenen Berehnung und Bertheilung des Ent- 
Ihäpigumgsbetrages unter mehrere feiner Glänbiger feine Zuftimmung 
hiezu gegeben, ventlih an den Tag gelegt hat, daß er dieſe Entſchä⸗ 
bigungsfumme nicht zum Aufbau feines abgebrannten Haufes zu ver- 
wenden gebenfe, was auch vom Bezirksgerichte beftätigt wird, baher 
ohne vorläufige Zuftimmung der Affecuranzanftalt eine andere als bie 
ftatutenmäßige Verwendung der Eutjhädigungsfumme unzuläffig ift, 
und enblid auch mehreren Gläubigern gerichtliche Verbote auf dieſe 
Summe bewilligt worden find, weldye noch aufrecht beftehen, obwohl 
fie nach dem Hofdecrete v. 18. Yuli 1828, I. ©. ©. Nr. 2354, 
hätten nicht bewilligt werben follen. | 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſe Verweigerung, weil bie 
von den Affecuranzanftalten geleifteten Kane abenbergitungen nad) 
der in dem (durch das Hofdeer. v. 18. Juli 1828, 3. G. S. N 
den Gerichtsbehörden zur Nachachtung befanntgemachten) Sofa 
decrete vom 5. Juni 1828, ausgefprohenen a. h. Abſicht unfehlbar 
ihrem Zwede gemäß zur Herftellung der beichäbigten Gebäude ver» 
wendet werden follen. 


Nr. 2778. 


Beſitzſtörung: Stillfehweigende Duldung der Befigacte ? 


Entid. v. 16. April 1867, Nr. 2921 (Bet. bed Decr. des 8. G. Bo 
v. 26, Dt. 1866 Mr. 8734, Abänd. I —8 des DO, 2 —— — 
9, Der. 1886, Nr. 29891). ©. 9. 1867, N 
Der Ale des A wider B wegen Störung im Beſitz des Fahr⸗ 
weged auf dem Grundftüd des Beklagten durch das Ziehen eines die 
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Fahrt verhinvernden Grabens wurde vom oberften Gerichtshof aus 
folgenden Gründen ftattgegeben: Der Umftand, daß A und fein 
Auctor feit vielen Jahren über das Feld des B fuhren, ift von meb- 
reren Zeugen beftätigt und hiemit bewieſen worden, daß ver Kläger 
fih in der factifhen Ausübung des Fahrens befand. Wenn nun der 
Beklagte in Abrede ftellt, davon Kenntniß gehabt zu haben, fo ift einerfeits 
nicht anzunehmen, daß, mas fo viele andere Leute im gemeinfamen 
Wohnort der Streitiheile geſehen haben, ihm allein verborgen ge- 
blieben fein fol, und anbererfeits ift dies ſchon deshalb unmöglich, 
weil das Befahren eines Feldes offenbare Spuren Hinterläßt, die von 
ihm, als Eigenthümer vesfelben, nicht unbemerkt bleiben konnten, wenn 
er aud beim Fahren felbft nicht zugegen war, zumal da, wie ein 
Zeuge ausfagte, jogar über die Saat gefahren wurde. Es muß daher 
angenommen werben, daß B Durd eine Reihe von Jahren das fahren 
bed A ftillichweigend geduldet bat, durch welche Duldung ver Letztere 
in den Beſitz des Yahrtrechtes gelommen it. 


Nr. 2779. . 


Hemmung der Erecution wegen einem Dritten drohenden 
unwiederbringlichen Nachtheils. 

. vd. 16. April 1867, Nr. 3048 (Beil. des Decr. des 9. G. Wien 
Ne März i867. Mr. 25724 Abän, Nr Der. des O. L. ©. Wien 
v. 26. März 1867, Nr. 5400). ©. 3. 1867, Nr. 70. ©. &. 1867, 6. 310, 

B batte wegen Wechjelforderungen wider die Concurdmaffe des 
C in Fortjegung der Erecution die Bewilligung zur Weilbietung einer 
Wechfelforderung des C an den Ücceptanten A von 960 Ducaten 
erwirtt. Der Letztere überreihte nun eine Klage wider B und bie 
Concursmaſſe des C um Aufhebung, mittlerweile Siftirung der Yeil- 
bietung, weil laut Empfangicheinen des C über 3000 fl. und 2000 fi. 
der Wechſel per 960 Ducaten fhon bezahlt fei, ja C noch weitere 
350 fl. erhalten babe, durch die Vornahme der Feibietung aber ihm 
die Geltendmachung diefer Zahlungen erfchwert un er Chicanen aus- 
geſetzt werde. Das H. ©. bewilligte die Siſtirung gegen eine 
Saution von 1000 fl.; die zweite Inftanz aber verweigerte biefelbe. 
Denn durch die beabfichtigte Veräußerung der Forderung des C an A, 
welche Veräußerung allerdings zur Folge hätte, daß der Eriteher ftatt 
des C Hagbar auftreten würbe, droht dem A fein anderer Nachtheil, 
als der ihm bevorftünde, wenn C over deſſen Concursmaſſe, oder der 
Pfandgläubiger B die Forderung aus dem Wechſel geltend made. 
In jedem diefer Fälle ftünde dem A zu, feine Einwendungen gegen 
den Beſtand der Forderung anzubringen; wenn er aber durch allfällige 

p* 
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Schritte des Klägers, um Sicherſtellung für die eingekllagte Forderung 
zu erlangen, in irgend einer Weiſe Schaven erlitte, fo ift dieſes fein 
Schaten, der ihm durch die Erecutionsführung von Seite des B zu⸗ 
ginge, da der Nachtheil derfelbe ift, ob C, beziehungsweife deſſen Eon- 
eursmaffe, oder ob der in die Rechte ver letzteren tretende Erſteher 
klagbar auftritt. Auf diefen Fall paßt daher, da die Einwendungen 
des A nicht beirrt werden, fowie feine Rage im Proceſſe nicht ver- 
ändert wird, e8 mag C, der ja noch keineswegs erflärt bat, daß feine 
Forderung an A erlofchen fei, oder der Eeſteher als Kläger auftreten, 
mithin fein Recht dur die Erecutionsführung felbft nicht gekränkt 
ift, der zweite Sat des Art. 3 des Hofdecretes vom 29. Mai 1845, 
J. ©. ©. Nr. 889, nidt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte jedoch die erſtgerichtliche Si- 
ſtirung der eilbtetung, weil die gefeglichen Bedingungen einer foldhen 
mit Rüdficht auf die beigebrachten Behelfe und den Erlag einer Cau⸗ 
tion, dann auf die größeren Schwierigleiten, welde für A mit ber 
Geltendmachung feines Anſpruches auf Rüdftellung des Wechſels, bei 
deffen Uebergang in die Hände eines dritten Erſtehers, immerhin ver: 
bunden fein könnten, al® genügend erfüllt anzufehen find. 


Nr. 2780. 
Erecutivproceg auf Grund eines Triegägerichtlichen Urtheils. 
Entid. v. 16. April 1867, Nr. 3128 (Bei des Decr. des 2. G. Wien 
vom 15, Jänner 1867, Nr. 2815, Abänd. des Decr. des O. L. G. Wien 
vom 12, Yehruar 1867, Nr. 2987). ©. 3. 1967, Nr. 0, 

A belangte den gewefenen Öfficter B auf Zahlımg von 700 fi., 
geftügt auf ven beglaubigten Auszug eines kriegsgerichtlichen Urtheils, 
worin ihm, A, biefe 700 fl. zuerkannt, und aud die Clauſel „tund- 
gemacht und vollzogen“ enthalten war. Die erfte Inſtanz orbnete 
hierüber eine Tagſatzung nad 8. 298 a. ©. O. — wie gebeten — 
an; die zweite aber verordnete, blos mit Anberaumung einer Tag 
fagung nah 8. 16 a. ©. D. vorzugehen in ber Erwägung, „daß 
die der Forderung zu Grunde liegende Urkunde in Beziehung ihrer 
ußeren Form nit die Einleitung des Erecutionsverfahrens redt- 
fertigt“. 

Auf Revifionsrecurs des Klägers, welder in dieſer Begründung 
den Umſtand vermißte, in welder Richtung vie äußere Form ber 
öffentlihen Urkunde mangelhaft fei, beftätigte der oberſte Gerichtshof 
den Beſcheid erfter Inftanz, weil die Beilage der Klage fi als eine 
von einer hiezu berechtigten öffentlihen Behörde, dem Militärgerichte, 
ausgeftellte Beurkundung eines dem A buch ein als vollziehbar er- 
Märte8 Triegögerichtliches Urtheil zuerkannten Erſatzanſpruches darftellt, 
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in der äußeren Form diefer Urkunde fein der Cinleitung der im 
8. 298 a. ©. D. und in dem Hofvecr. v. 7. Maui 1839, I. ©. ©. 
Nr. 358, vorgefehenen Berfahrungsart entgegenſtehendes Gebrechen 
gefunden werben kann, und auch bei Einleitung diefer VBerfahrungsart 
die binfichtlih des Rechtsbeſtandes des Erfaßzufpruhes dem Ge- 
klagten etwa zu Gebote ftehenden Einwendungen geltend gemacht 
werden können. 


Nr. 2781. 


Legitimation des Vertretungsleiſters zur Einlegung von Rechts— 

mitteln für die -Vertretenen. Behandlung einer auf ver- 

ichievenen idealen Theilen des feilgebotenen Grundſtückes in 
verjchiedener Reibung fichergeftellten Forderung. 


€ 18. ril 1867, Nr. 3159 Auf 5. der leichförmigen . 
FR ‚Si v. 3. Der. 1866, des oe ‚& Bien vom 
ebruar 1867, Nr. 1538). G. 5. Ne, 

Auf v dem im Erecutionswege verfauften —— der Ehe⸗ 
leute D und E haftet ſeit 1864 eine Satzpoſt von 800 fl., die von 
dem urfprünglihen Gläubiger auf A und von dieſem auf B durd 
Ceffion grundbücherlich überging. Auf dem nämlichen Out haftet eine 
Vorderung des C von 1300 fl. und zwar feit 1863 nur auf ver 
Eigenthbumshälfte des D, ſeit 1865 aber auf der ganzen Liegenſchaft. 
Bei der Meiftgebotsvertheilung wurde vom Gericht erfter Inftanz 
C mit feiner Forderung vor dem B auf den ganzen Kaufſchilling an⸗ 
gewiejen. In Folge tefjen ging B mit einem Theilbetrag feiner For- 
terung leer aus, den er nicht verloren haben würde, wenn C mit 
einer Yorberung vor ihm nur auf die dem Outsantheil des Erecuten 
D entſprechende Hälfte des Meeiftgebotes angewiefen worden wäre, 
Diefe Bertheilung nun war der Grund des von A als Cedent und 
Bertretungsleifter de8 B dagegen angebrachten Recurjes, welchen das 
O. 8%. ©. aus dem formellen Grund der dem A mangelnden Legi- 
timation zur Ergreifung des Rechtsmittels und aus meritorijchen 
Gründen verwarf. 

In Erwägung, daß A, infoferne er als Cedent des B dem⸗ 
jelben die Vertretung leiftet, nicht als zur Ergreifung des Appella- 
tiondrecurjed gegen bie angefochtene Meiftgebotövertheilung unberechtigt 
anzufehen war; taß bei einer verſchiedenen Belaftung der zwei Hälften 
einer im Executionswege verfteigerten Liegenſchaft der auf der einen 
Hälfte.in der Priorität ſtehende Pfandläubiger allerdings mit feiner - 
ganzen Forderung aus diefer Hälfte ſich zahlhaft machen kann, dies 
aber felbftverftändlih nur fo weit möglich ift, als viefe Hälfte, refp. 
die Hälfte des Kaufpreifes, dazu hinreicht; daß es hiernach nicht 
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angeht, bei der Vertheilung des Meiſtgebotes für das Bauerngut der 
Eheleute D und E ter nur auf der Gutshälfte des D der Sagpoſt 
des B grundbücherlich vorangehenven Vorberung des C den Vorrang 
auch auf der Gutshälfte der E einzuräumen; daß vielmehr eine dem 
Zabularftand entfpredhende Bertheilung des Meiſtgebotes nur durch 
die Theilung des ganzen Kaufſchillings in zwei Hälften und durch Zu⸗ 
weifung jeder Hälfte nad) Maßgabe der Rangorbnung der auf ber 
ganzen Liegenfhaft oder nur auf der einen ober der anderen Hälfte 
des Gutes haftenden Forderungen erzielt werben kann, hat der oberfte 
Gerichtshof auf ven a. o. Revifionsrecurs des A dem Gerichte erfter 
Inftanz aufgetragen, mit Beahtung des Umftandes, daß die Satzpoſt 
des C nur auf der einen Hälfte der im Erecutiondwege veräußerten 
Liegenfhait der; Forderung des B im Grundbuch vorgeht, ein neues 
Meiftgebotövertheilungs: Erkenntniß zu ſchöpfen. 


— —— — - — 


Nr. 2782. 


Bauernerbfolge: Fortbeſtand der die Befriedigung der Mit— 
erben erleichternden Beſtimmungen nach Aufhebung des Unter⸗ 


thänigkeitsverbandes. 
Entſch. v. 17. April 1867, Nr. Belt. des Urth. des B. G. Mogita 
N 100, ir, 200, Sn, „be ii Ge OR 6, Kratau Som 
Diet. 1866, Ar. u G . 1868, ©, 248, 


Der Bomb der A belangte deren Schweſter B, welcher nad 
ter Bauernerbfolge tie Rufticalwirtbfchaft ihres gemeinſchaftlichen Ba- 
ters gegen Veiriedigung der A mit ihrem Erbtheilsanſpruch eingeant« 
woriet worden war, anf fofortigen Erlag des geridtlih auf 402 fl. 
—A— Betrages der Erbportion der A bei der Waifencafle. Das 

Gericht erfter Inſtanz verurtheilte die B zum Erlag, jedoch mit 
Bewilligung von Raten nad 8. 3 des Patented vom 3, April 1787, 
3. ©. S. Nr. 658. Das D. 2. ©. hingegen condemnirte die B 
zum fofortigen Erlag der vollen Slagfunme‘, weil die dem Grund⸗ 
erben in dem früheren Geſetze eingeräumte Berechtigung zur friften- 
werfen Auszahlung der Miterben nur ein Zugeftänpniß an ben mit 
Urbarialleiftungen vielfach beſchwerten Grundbeſitz geweien fei und 
zur Zeit, wo die Urbariallaften längſt aufgehoben find, eine ſolche 
Berorzugung des Grunderben nit mehr gerechtfertigt und eine Un- 
gerechtigfeit gegen die Miterben fein würde. 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte das erfigerihtlihe Er: 
fenntniß und bemerfte gegen die obergerichtlihe Motivirung, daß un- 
geachtet des aufgehobenen Unterthänigkeitsverbandes, die auf die Erb» 
folge in Rufticalgüter und insbefondere auf Befriedigung der Miterben 
durch ten Stammerben bezugnehmende Borfchrift aufrecht erhalten und 
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durch bie Miniſterialverordnung vom 2. November 1855, Nr. 1 des 
R. ©. BL. vom Jahre 1856 fogar erft ausprüdfih auf das Krakauer 
Gebiet ausgebehnt worden ift. 


Nr. 2783. 

Meffenftiftung: Verpflichtung des Beſitzers eines mit einer 
jolhen belafteten Grundſtückes zur Zahlung ohne Nachweis 
der Berfolvirung der Medien. 

Entf, v. 17, April 1807, Nr. 2602 (Beſt. des das Urth. des L. G. 
v. Anguſt 1505 Nr. 46408, bin et des DO. K G. — 
12, Dec. 1806, Nr. 20480). G. H. 1867, ©. 208 
| Zur Ausführung einer legtwilligen Meſſenftiftung des Herr- 
fhaftöbefigere M hatte deffen Erbe N die Stiftungsurfunde des 
Imhaltes, daß bei der Herrfchaft ein ewige® Kapital von 1000 fl. 
verbleiben und davon die jährlihden 5% Zinſen zur Lejung von 
zwei Meffen in jeder Woche verwendet und dem Berjolventen aus- 
gezahlt werben follen, errichten und auf der Herrſchaft intabuliren 
laffen. Mit diefer Laſt erwarb B das herrfchaftlihe Out und nachdem 
er in Concurs gerathen war, wurde von deu biſchöflichen Drdinariat 
im Jahre 1865 die Anmeldungsklage mit der Bitte überreicht, daß 
das Stiftungscapital per 1000 fl. nebit den feit 4. Februar 1862 
ausſtehenden Zinſen unter Location in der zweiten Claſſe als liquid 
erflärt werde. Das Geriht erfter Inftanz gab dem Klagbegehren 
nur für das Gapital ftatt, weil die vom Concursmaſſevertreter ab» 
geleugnete Perfoloirung der Mefjen feit 1862 von dem Kläger nicht 
bewieſen wurde. Das DO. 2. ©. Hingegen liquidirte aus folgenden 
Gründen aub den Zinfenanfpruh: Die Verpflihtung zur Zahlung 
der Zinfen auf Seite des Beflgers der dafür verpfändeten Herrſchaft 
ft eine unbebingte und kann von ihm ohne Bewilligung der mit ber 
Aufrechthaltung der Stiftung betrauten Behörde nicht abgelehnt werden. 
Er hat dafür eine Gegenleiftung nicht zu fordern, weil die Perſol⸗ 
virung ber Meffen nicht für ihn, fondern den Stifter gilt. Iſt aber 
die Meffenlefung nicht eine dem Befiger der Pfandſache gebührende 
Segenleiftung, fo bat er fein Recht, den Beweis der Perfolvirung 
zu fordern. Daß diefelbe nach der Intention des Stifters ftattfinde, 
iſt Sache des mit der Sorge für die Erfüllung betrauten Ordina⸗ 
riates, welches fi darüber nicht bei dem Pfanpfchuldner, fondern bei 
der competenten Kirchenbehörde auszuweiſen hat. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil des DO. 2. ©. 
mit Bezugnahme auf die Gründe desfelben und in weiterer Erwä⸗ 
gung, daß die Perſolvirung der Meffen und deren Zahlung von ber 
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vorläufigen Zinfenabftattung, jedech für den Plenbihuldae felbft nur 
mit analoger Anwendung des 5. 709 a. b. ©. B., nicht reſolittiv, 
jondern nur fuspenfiv bedingt war, weil er ſich fonft durch einen 
Zinjeurüdftand von ber ferneren Entrichtuug der Zinſen im Wiber- 
iprud mit der Stiftungsurfunde und offenbar widerrechtlich befreit 
haben würde. 


— — — — — 


Nr. 2784. 
Haftung des Verwahrers für das ihm entwendete Depoſitum? 


u. 17. April 1867, Nr. 2846 (Belt. des Urth. des B. 
ie Der. 106, Nr. 18571, Abänd, Nm he 8O. L. G. Brian von 
6, Februar 1867, Nr. 1339). G. 3. 1867, Nr. 71. 

A hatte dem Uhrmacher B im Sommer 1866 eine Uhr zur 
Reparatur übergeben und belangte ihn auf Erfag des Werthes der- 
jelben, weil fie dem B geftohlen worten fei. Diefer entgegnete, daß 
bie ühr ſchon fertig, aber von A nicht abgeholt worden war, als 
drei prenßilhe | Soldaten als Kaufluftige in fein Gewölbe famen, deren 
einer, als er, B, fih um noch andere Uhren zu holen, in das Reben: 
zimmer entfernt, ungeachtet ber Anwefenheit feiner Gattin und feines 
Lehrjungen die Uhr des A entwendete und die Flucht ergriff, auch, 
obſchon er verfolgt wurde, doch entlam und fpäter nicht mehr aus⸗ 
geforfht werben fonnte. Die erfte Inftanz wies den Kläger ab, aus 
folgenden Gründen: „In Anbetracht der vorliegenden Umftände muß 
bie Entwendung der fraglihen Uhr bezüglich des B, welcher hier neben 
feiner Eigenſchaft als Beftellter zu einer Arbeit auch als Berwahrer 
anzufehen iſt, als ein bloßer Zufall angejehen werben, inden hieraus 
bervorgebt, daß er die Pflichten, die ibm ale Verwahrer der Uhr 
oblagen, erfüllt, die zur Sicherung dieſes Dbjecte® vor Schaden 
nöthige gewöhnlihe Sorgfalt — denn eine außergewöhnliche wird 
vom Gefege nicht verlangt — an den Tag gelegt hat. Nach 8. 964 
a. b. G. B. haftet der Berwahrer dem Hinterleger blos für ven durch 
die Unterlaffung der pflihtmäßigen Obſorge verurfadhten Schaben, 
aber nicht für den Zufall.” Die zweite Inftanz erfannte auf Erfag- 
pflicht des B. „Denn, da er die reparirte Uhr port aufbängte, wo 
fih gewöhnlich vie Reparaturuhren befinden, und da fie ihm von 
diefem Orte, ungeachtet feine Ehegattin und der Lehrjunge im Zim⸗ 
mer anwejend waren, entwendet wurde, fo geht daraus hervor, daß 
fie ohne allen Verfchluß in einem Zimmer aufgehängt war, in wel» 
ches den Leuten der Zutritt geftattet gewefen ift und daß bei ganz 
gewöhnlichen Fähigkeiten erfannt werden kann, daß eine Entwendung 
befonder® dann leicht möglich ift, wenn fi der Meiſter felbft aus 
dem Berwahrungsorte entfernt. Cine folhe Verwahrungsart einer 
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goldenen, daher werthuolleren Uhr kann nit eine forgfältige genannt 
werden, und dies umfoweniger, als der Gellagte ſelbſt anführt, es 
ſei bloßer Zufall, daß die feindlichen Solvaten gerade die Uhr des 
Klägers in die Hände befommen haben und fie eben fo gut eine 
andere hätten entwenden fönnen, ſomit felbft zugibt, daß eine Ent- 
wendung leicht eintreten konnte.“ 

Der oberite Gerichtshof beftätigte das erftrihterlide Ur— 
tbeil: „Für den ©ellagten ftreitet nämlich nad $. 1296 a.6. ©. 2. 
die Vermuthung, daß der Schaven des Klägers ohne fein Berjchulden 
entjtanden fei, und wenn ihm aud nad $. 1298 a, b. ©. B. der 
Beweis obliegt, daß ihm fein Berfhulven zur Laſt falle, weil er an 
ber Erfüllung feiner vertragsmäßigen Verbindlichkeit gehindert ifl, fo 
bat doc ſelbſt der Kläger ein anderes Verſchulden des Gellagten 
nicht behauptet, ald den Mangel der pflihtmäßigen Obforge für die 
Uhr, weil er fie nicht einſchloß. Hierin Liegt aber kein Verſchulden 
des Geklagten, welcher als VBerwahrer der ihm anvertrauten Taſchen⸗ 
ubr nah 8. 964 a. b. ©. B. nur aus der Unterlaflung der pflicht- 
mäßigen Dbforge, nicht aber für ven Zufall haftend if. Er war 
nicht verpflichtet, fie unter befonderen Verſchluß zu nehmen, da ihm 
fein Arbeitszimmer binlänglihe Sicherheit bot, umfomehr, als feine 
Sattin und fein Lehrjunge fih dort befanden. Es kann ihm daher 
nicht als Berjchulden angerechnet werden, wenn er die Uhr des 
Klägers neben den anderen Uhren in feinem Zimmer aufhängte, wie 
e8 bei jedem Uhrmacher üblid ift. Der Schaden, welcher blos durch 
Zufall entitand, trifft daher den Kläger.“ 


Nr. 2785. 


Einfluß der Appellation gegen ein durch mehrere Eide be- 
bingtes Urtheil auf den Antritt der nicht ausdrücklich im 
Beſchwerde gezogenen Eide. 


Eutſch. v. 24. April 1807, Nr. 8868 (Mbünd. bed das Decr. des H. ©, 
Wien v. 2, yuli 1866, Ar, 18711, abänd. Deer, bed O. 2. G. Wien v. 
19, März 1867, Nr. 4908). ©. 3. 1867, Nr. 70, 

In der Rechtsſache des A wider B hatte die erfte Inſtanz über 
fieben Bunte, darunter bei ſechs auf dem Kläger aufgetragene, rüd- 
ſchiebbare Haupteide erkannt. Diefer überreichte die Appellationsan- 
meldung und Beſchwerde, weil er buch den ganzen Inhalt des 
Urtheils fi befchwert fühle und führte vie legtere in Bezug auf 3 
der fieben Punkte und bezüglich der Gerichtöloften aus. Die zweite 
Inftanz änderte in zwei Punkten die Haupteide ab, ließ vier Punkte, die 
durch Daupteide zu beweilen waren, unberührt, beftätigte den eriten 
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Punkt und beftimmte eine Frift von drei Tagen nad Rechtskraft des 
Erfenntniffes zur Antretung blos der zwei abgeänderten Haupteide. 
Am fünften Tage nady der Zuftellung des obergerichtlichen Urtheils 
trat der Beklagte B die vier Hanpteive bezüglich der unberührt be⸗ 
laffenen, fomit für rechtsfräftig gehaltenen Punkte als ſtillſchweigend 
zurüdgejchoben an, worüber die erfte Inſtanz eine Tagſatzung zur 
Prüfung der Eidesformeln, und als Kläger feinerjeitd am 9. Tage 
nad) der Urtbeildzuftellung, als nad Rechtskraft desfelben,. die Eide 
bezüglich aller ſechs Punkte antrat, gleihfalls eine Tagſatzung — ohne 
weiteren Beifag — anorbnete. Die zweite Inſtanz verorbnete, beide 
Geſuche als verfpätet angebracht zurüdzuweifen. „Denn nad 8. 258 
a. G. D. fol in dem Falle, wenn das Urtheil mehrere Bunte ent» 
hält, der Appellationswerber jene Har ausprüden, wodurd er befchwert 
zu fein glaubt; jeme aber, wider weldye er ſich nicht ausdrücklich be⸗ 
ſchwert hat, erwachſen in Rechtskraft und können nicht mehr abgeän- 
dert werben. Nachdem nun A in feiner Beichwerbeführung gegen das 
Urtheil des H. ©. die Punfte besfelben, durch melde er fi be 
ſchwert eradhtete, auspriüdlih angeführt und als ſolche nur drei (und 
die Gerichtötoften) bezeichnet hat, jo iſt dieſes Urtheil in ben übrigen 
vier Buntten bereits mit Ablauf der Appellationsfrift in Rechtskraft 
erwachſen und find deshalb auch dieſe Punkte in dem, feither gleidy- 
falls bereits recdhtefräftig gewordenen obergerichtlichen Urtheile aus- 
prüdli als unberührt gelaffen bezeichnet worden. Demnad waren 
die in den vier Abjägen fententionirten Haupteide, nach der biefem 
erftrichterlichen Urtheile beigefügten Borfchrift, von dem Kläger binnen 
drei Tagen nad Rechtskraft des Urtheild anzutreten oder zurüdzu- 
ſchieben, widrigens fie als ſtillſchweigend zurüdgefchoben zu betrachten 
waren; und ebenfo hatte der Beklagte dieſe Haupteide, als zurüdge- 
fhoben, binnen den nädften drei Tagen anzutreten, wibrigens das 
Wirerjpiel deffen, was er zu befhwören hatte, für wahr zu halten 
und er zu diefem Beweiſe nicht mehr zuzulaſſen war.” 

Auf Revifionsrecurs des Beklagten bat der oberfte Gerichtshof 
die Entiheidung zweiter Inftanz, joweit damit die Eidesantretungen 
beider Streittheile für verfpütet erflärt wurden, behoben, dagegen, - 
jofern damit das Eidesantretungsgeſuch des Geklagten, B, jurüdge 
wiejen wurde, beftätigt. „Da nämlich zwar ber 8. 258 a. G. O. vie 
oberwähnte Vorſchrift enthält, Dagegen aber das Hofdect. v. 15. Jänner 
1787, 3. G. ©. Nr. 621, lit. kk, die Appellationsanmeldung als 
das Wefentliche des Appellationdzuges und die Ausführung berfeiben 
— die Beſchwerden — als emtbehriich bezeichnet, konnte Kläger nicht 
‚vorausfegen, das D. 2. ©. werde bei feiner allgemein gehaltenen 
Appellationsanmeldung jene Punkte des erftrichterlihen Urtheils, be» 
züglich deren fie nicht ausgeführt wurde, unberührt laffen, daher eine 
Rechtskraft des dem ganzen Inhalte nach angefochtenen Urtheil® im 
den vier Punkten nicht annehmen, fomit auch nicht die diesfälligen 
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Eide ſogleich und vor herabgelangter obergerichtlicher Entſcheidung 
antreten. Letztere wurde beiden Theilen am 16. Februar 1867 zu⸗ 
geſtellt, daher die am 25. Februar überreichte Eidesantretung des 
Klägerd Teineswegs verfpätet war und mit Recht angenommen wurde, 
während das Eidesantretungsgeſuch des Geklagten, überreiht am 
21. Februar, vor Ablauf der dem Gegner zuſtehenden Frift verfrüht 
war, demnad als ſolches ſchon in erfter Inftanz hätte zurückgewieſen 
werben follen. Durch gegenwärtige Entiheidung ift übrigens Recur— 
rent B nicht fchlechter geftellt als durch jene zweiter Inftanz, viel- 
mehr günftiger, da Kläger nun die Eide in den obigen vier Punkten 
ablegen muß, während nad) der obergerichtlihen Erledigung er durd 
das Verſäumniß des Geklagten von der Ablegüng derjelben befreit 
geworden wäre.“ 


Nr. 2786. 


Hemmung ber Execution wegen Einleitung des ftrafgericht- 
lichen Berfahrens. Ä 
— v. 24. April 1867, Nr. 3418 (Beſt. des Decr. des B. G. Hallein v. 
21. Febrnar 1867, Nr. 79, Abänd. des Decr. des O. 2. G. Wien vom 
24. Rürz 1867, Nr. 4392). ©. 9. 1867, ©. 275, 

Auf das beim forum cognitionis angebrachte Geſuch des Be- 
Hagten B um Einleitung des flrafgerichtlihen Verfahrens gegen ven 
Kläger A wegen Betrug durch Meineid und um Suspendirung bed 
Eintrittes der civilrechtlichen Folgen des Urtheils, wodurch dem Klag— 
begehren unter der Bebingung der Eibesleiftung des Klägers ftatt- 
gegeben worden war, Bi® zur firafaerichtlichen Entfcheidung, wurde 
von dem Gerichte die Anzeige des Verbrechens dem competenten Straf: 
richter abgetreten ımd bie nachgefucdhte Suspenfion der civilgerichtlichen 
Schritte nad) Hofdecret vom 6. März 1821, 9. ©. ©. Nr. 1743, 
verordnet. Das D. 2. ©. verweigerte die Siftirung, weil nad) der 
Beſtimmung des citirten Hofdecretes in dem alle, wo es fih um 
bie Execution handelt, die ftrafgerichtliche Anzeige feinen aufſchiebenden 
Einfluß zu üben vermöge. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erſtgerichtliche Ent- 
fheibung, in Erwägung, daß das Hofdecr. v. 6. März 1821, Nr. 1743, 
zwar nur von folden Anzeigungen eines Verbrechens ſpricht, die vor 
der Klage oder im Laufe des Procefjes vorkommen; daß aber hieraus 
die Nichtanwendbarkeit desfelben auf das Vollftredungsverfahren nicht 
gefolgert werben kann, weil es, nad feinem Eingang, nur auf die 
Anfrage Hinftchtlich der während des Proceſſes vorkommenden Indicien 
eines Verbrechens erlaffen wurde und daher unmittelbar nur dieſe 
Anfrage zu beantworten hatte; daß, wenn dad Geſetz in Betreff eines 
Anfpruches, vefien Beftanb bei ftrafgerichtlicher Feftftellung eines Ver⸗ 


— 76 — 


brechens entfallen würde, das Civilverfahren ſchon in dem noch nicht 
unmittelbar zur Realiſirung des Anſpruches führenden Stadium der 
Verhandlung und Entſcheidung ſiſtiren läßt, nicht abzuſehen iſt, warum 
die Siſtirung nicht umſomehr ſich auf das Executionsverfahren er- 
ſtrecken ſoll; und daß nach der vom Civilrichter der erſten Inſtanz 
verfügten Vorlage der Criminalanzeige bei dem Strafgerichte nur mehr 
der Ausſpruch des letzteren für die Entſcheidung der Frage maßgebend 
ſein kann, ob nämlich der den Zahlungsanſpruch des Klägers A 
begründende Haupteid als giltig abgelegt zu betrachten ſei. 


Nr. 2787. 


Rangordnung der geſetzlichen Pfandrechte verſchiedener Ver⸗ 
miether. 


—98 25. April 1867, Nr. 2943 GBeſt. des Decr. gi 3. G. Mariahilf 
en v. 20. Dec. 1866, Nr. 20242, Ahänd. ded Decr. des D. 2. @. Wien 
v. 19, Febrnar 1867, Nr. 2878), ©. 3 1867, Nr. 53, 6 5 1867, ©. 222, 
A hatte die Pianpbeichreibung der Fahrniſſe feines Miethere C 
erwirkt, und als diefer in dad Haus des B überfievelte, erwirkte der 
Legtere gleichfalls die Pfandbeſchreibung. Auf Betreiben des A ward 
dann die fahrende Habe des Schuldners verkauft und nun wiberfeßte 
fih B der Erfolglaffung des Erlöſes an A, indem er fih barauf 
berief, daß die Effecten zulegt in feinem Haufe fi befanden. Die erfte 
Inftanz entjchied für A, die zweite für B. Denn — fo lautete die 
Begründung des Obergerihtes — A hut die Behauptung des B, daß 
derjelbe den C wegen Zahlung des ſchuldigen Miethzinſes per 91 fl. 
50 Fr. belangt habe, und daß zur Dedung des legteren die veräußerten 
Effecten des C feit dem 2. Yebruar 1866, an weldhem Tage berfelbe 
in fein Haus zog, als Pfand für ven Miethzins gedient haben, nicht 
widerſprochen. A bat ferner weder behauptet noch dargethan, daß B 
von dem an ben veräuperten Effecten des C früher erworbenen ere- 
cutiven Pfandrechte des Bittftellers Kenntniß hatte oder haben konnte. 
Derfelbe hat auch von dem Rechte der Transfericung diefer Möbel 
feinen Gebrauh gemacht, fonvern biefelben in Verwahrung des C 
belaffen. Da nun dem Bermiether einer Wohnung zur Sicherftellung 
des Mietbzinfes nah $. 1101 a. b. ©. B., Hofveer. v. 13. April 
1826, Nr. 10201, und vom 10. April 1837, 9. ©. ©. Nr. 189, 
das geiegliche Ppfandrecht auch an jenen Sachen zuſteht, welche dem 
Miether von einem Dritten anvertraut wurden, als eine anvertraute 
Sache ſich aber auch die oberwähnten von A früher gepfändeten Effecten 
des C darſtellen, — da ferner nach dem obeitirten Hofdecrete vom 
10. April 1837 das gefegliche Pfanprecht des Vermiethers von dem 
Zeitpunkte der Einbringung der Fahrniſſe in die gemiethete Wohnung 
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beginnt und auch gegen jene Gläubiger des Miethers geltend gemacht 
werben Tann, melde bereit8 früher Pfanprechte an ber eingebrachten 
Fahrniß erworben haben, jo mußte der Bittfteller, da der Vermiether 
B in die vom erfteren angefuchte Erfolglaffung des viesfälligen Feil- 
bietungserlöfes nicht allem nicht gewilligt, fondern vielmehr ſelbſt 
feine Anfprüche hierauf erhoben bat — mit feinem Erfolglaffungs- 
begehren abgewiejen werben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte jedoch den erfirihterlichen 
Beſcheid in Erwägung, daß das gefegliche Pfandrecht des Vermiethers 
für die Miethzinsforderung von dem Zeitpunfte ver Einbringung der 
Effecten in die gemiethete Wohnung wirffam und durd die gerichtliche 
Beſchreibung unbedingt auf den befchriebenen Effecten firirt wird, und 
baß demnach, wo mehrere auf demſelben privilegirten Titel beruhende 
Pfandrechtsanſprüche concurriven, lediglich die Priorität der Wirkſamkeit 
des in Rebe ſtehenden Rechtes entſcheidet. 


Nr. 2788. 

Zuſtellung der gerichtlichen, das Aerar betreffenden Mieth— 

und Pachtaufkündungen an die Finanzprocuratur. 

. u. 30, April 1807 8 8572 en des Derr. | des B. G. Kloſter⸗ 
* zig. 16 18, Zäune: ünb. des Dee ui O. L. ©. 

— —— Nr. 8714). ©. 8. 186 

Nachdem die gerichtliche Eingabe, womit das Sit Kofternen- 
burg der n. ö. Statthalterei für die n. ö. Landesbau-Direction die 
Pachtung eines Steinbruches auflündigte, vem Statthalter am 8. Februar 
1866 mit dem gerichtlichen Beſcheid zugeftellt worden war, wurde von 
der Finanzprocuratur in Vertretung des ka k. Aerars im Yänner 1867 
gegen das Stift die Klage pto. Unwirkſamkeit der Aufkündigung über⸗ 
reicht, vom Gerichte erfter Inſtanz aufrecht verbeſchieben, vom O. L. G. 
hingegen abgewieſen, weil die Zuſtellung der Kundigung bereits am 
8. Februar 1866 geſchehen, mithin die Klage nach 8. 6 der Verordnung 
vom 16. Nov. 1858, R. G. BL. Nr.213, verfpätet angebracht worden ift. 

Auf den Revifionsrecure der Finanzprocuratur, worin fie ſich 
auf die Juſtizm.⸗Verordn. vom 29. Dec. 1857, Nr. 224564, berief, 
wurde vom oberften Gerihtöhofe der Beſcheid ber erften Inftanz be- 
flätigt, weil nad dieſer Verordnung die Zuftellung aller gerichtlichen 
Erledigungen in Streitfahen, die das 1. k. Aerar ober die demſelben 
gleihgehaltenen Fonde betreffen, nicht an bie Apminiftratiubehörbe, 
fondern an die Finanzprocuratur zu vollziehen ift, mithin die, nach der 
Bitte des aufkündigenden Stiftes jelbft, an die Statthalterei erfolgte 
Zuftellung der Kündigung der Annahme der Anfehtungsklage der Re⸗ 
eurrentin nicht im Wege ſteht. 
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Nr. 2789. 
Executivproceß: Schufpfchein. 


ai. b. 30. Ayril 1867, Ar. 3688 (Beil. deö a Sen. des 2. G. Wien 
Jänner 1867, Nr. 2077, abänd. Deer. de8 DO. 8. ©. Wien u. 
Februar 1867, Nr. 3508). ©, 5. 1807. 6. 286. 


Auf die Klage des A pto. Zahlung von 1500 fl., welde mit 
dem vom Bellagten gefchriebenen und unterfchriebenen, die Hingabe 
des Gapitales von 1500 fl. beftätigenden und das Verſprechen ver 
Berzinfung und Zurüdzahlung enthaltenden Briefe inftruirt war, wurde 
in erfter Inſtanz Die vom Kläger begehrte Einleitung des Erecutiopro- 
cefjed aus dem Grunde ‚verweigert, weil in dem Briefe nicht aus⸗ 
drücklich das Rechtsgeſchäft ald Darlehen bezeichnet ift. 

Der oberfte Gerichshof verordnete die Einleitung des Erecutiv- 
procefje, weil in dem Briefe, der mit der äußeren Förmlichkeit eines 
für ein Darlehen ausgeftellten Schuldſcheines verfehen ıft, ver Rechts⸗ 
titel zwar nit ausdrücklich mit dem Worte „Darlehen“, mohl aber 
dadurch als ein foldes bezeichnet wurde, daß bie darin enthaltenen 
Beftimmungen vollftändig dem im $. 983 a. b. ©. 3. aufgeftellten 
Begriff des Darlehens entipreden. 


Nr. 2790. 
Beftandvertrag über ein rabicirted® Wirthögewerbe : "Pacht 
oder Miethe? 


Entſch. p. 1. Mai 1867, Nr. 3266 „(Bet ve das A des B. G. Melzil 
v. 12. Nov. 1866, Nr. 9433, abänd. net. De DD. G, Prag v. 4. Fe: 
bruar 1867, Nr. 30853). @ 3.1 6, Sr Nr. 78. 


A batte von B eine auf deſſen Haufe radicirte Wirthsgerechtig⸗ 
feit ſammt ben zum Betriebe berjelben und feiner Wohnung nöthigen 
Räumlichkeiten in Behand genommen, welche ihm von Letzterem am 
26. Auguft zur Räumung bis 30. September gelündet wurde. B 
wendete ein, daß bie Inbeftanduahme der radicirten Befugniß bes 
Ausſchankes und der Gaftnahrung ein Parhtvertrag ſei, daher zufalge 
8. 2 c der Haiferl. Berorbn. v. 16. Rov. 1858, R. ©. BL. Nr. 213, 
ihm nicht blos 5 Wochen, fondern 6 Donate vor ber verlangten 
Räumung gelündet werden müſſe; dann daß die vertragämäßige drei⸗ 
jährige Pachtzeit noch nicht abgelaufen fei. Die erfte Inftanz machte 
die Öiltigfeit der Auflündigung von dem Beweiſe durch Haupteid über 
eine bebumgene breijährige Beſtanddauer abhängig, und erklärte pas 
obwal tende Rechtsverhältniß als jenes ber Miethe, weil, obſchon das 
Recht, die Schanf: und Gaftnahrung zu betreiben, in Beſtaud gegeben 
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wurde, dieſes doch nicht mit Fleiß und Arbeit verbunden, und zum 
Gebrauche ber in Beftand gegebenen Objecte eine weitere Bearbeitung, 
d. i. Umänberung berfelben nicht nothwendig if. Das Obergeridt 
erklärte die Auflünbigung für unwirkſam. „Denn bei dem vorliegenden 
Beftandverhältniffe war die Ausübung ber Saftnahrung bie Hauptſache, 
und die hiezu überlaffenen Localitäten müfjen blos al8 ein Zugehör, 
ohne welches die Hauptſache nit benügt werben faun, angefehen 
werden. Da jeboh die Ausübung einer Saftnahrung ſtets Mühe⸗ 
waltung und Fleiß fordert, fo ftellt ſich das vorftehende Beftandver- 
bältnig gemäß 8. 1091 a. b. G. B. nicht als eine bloße Miethe- 
von Haußlocalitäten, fondern als ein Pacht heraus, was bei Wirthe- 
häuſern aud ſchon dem allgemeinen Sprachgebrauche entſpricht, wes halb 
jedenfalls die in $. Ze oder kaiſerl. Verordn. vom 16. Nov. 1858, 
R. ©. DI. Nr. 213, beftimmte Kündigungsfrift von 6 Monaten ein- 
zutreten hatte, welcher jedoch von B in feinem Kündigungsgeſuche nicht 
entſprochen worden ift.“ 

Der oberfte Gerichtshof fand im vorliegenden Rechtsgeſchäfte 
einen Pachtvertrag, weil die Ausübung des Gewerbes ver Saftnahrung 
ganz unmöglich wäre, wenn ber Wirth feinen Fleiß und feine Mühe 
anwendet, um feine Gäfte zufrieden zu ftellen. 
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Nr. 2791. 


Haftung des Notars für deu durch die unterlaſſene Proteſt— 
erhebung berbeigeführten Verluſt des Regreßrechtes Des 
Wechfelinhaberd gegen die Bormänner. 


. 8. 7. Mai 1867, Nr. 3436 (Aband. der glei üärmi en Urt 
BG 6. Dtm v2, "Sept. 1866, En 0550 un de eb 2.6.0 Brü in 
30, Jänner 1867, Nr. 809 ®. 3. 1868 


A. tagte wider den Notar B M Zahfung b bes  Desferge 
von 265 fl., weil der Bellagte die Proteftlevirung bei einem Wechſel 
unterlaflen hatte und hiedurch die Regreßrechte verloren gingen. Nach 
durchgeführtem Verfahren, in welchem der Bellagte die Falſchheit des 
Acceptes einwendete, erkannten beide Untergerichte auf Abweiſung 
des Begehrens. In den Gründen wurde geſagt, daß der Bellagte 
allerdings geſtand, den am 12. April 1864 fälligen Klagwechſel am 
14. April 1864 Mittags zur Proteftlevirung erhalten zu haben; bag 
ber Notar nicht befugt war, entgegen dem erhaltenen Auftrage die 
Proteftlevirung aus wa3 immer für Gründen zu unterlaffen und daß 
der Bellagte durch Bernadhläffigung feiner Pflicht dem Kläger infoferne 
erfagpflitig wurde, als dieſer durch den Entgang bes Regreßrechtes 
zu Schaden kam. Kläger müſſe aber beweijen, daß er bei Aufredt- 
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haltung des Regreßrechtes von den in biefem Falle Negreßpflichtigen 
auch wirklich den Wechfelbetrag eingebradht haben würde, weil er nun 
im Falle der Möglichkeit einer Befriedigung als Beichäbigter ange: 
ſehen werben kann. Diefer Nachweis wurde .jedod nicht geliefert. 
Denn C, welcher erwiejenermaßen den mit dem falfhen Accepte feiner 
Gattin verfehenen Wechfel weiter begab, ift fofort flüchtig geworben 
und befigt nad) dem Geftänpniffe des Klägers fein Vermögen. Der 
Trafſant D hat allerdings das zur Zahlung des Wechjeld nötbige 
Vermögen, und wenn audy dem Kläger nicht zugemuthet werden kann, 
gegen ihn die Bereicherungsflage nah Art. 83 der W. D. anzu: 
ftrengen, weil Kläger den Wechſel durd Giro des E an fi brachte 
und Kläger felbft angibt, daß er die Berhältniffe nicht kenne, in welchen 
D zum Wechſel ftehe, fo hatte er doch, da dee Beklagte die Echtheit 
der Fertigung des D auf dem Wechſel widerſprochen, die Echtheit 
‚biefer Fertigung, von welder die Zahlungspflidht des D bebingt ift, 
zu erweifen, weil er nur unter biefer Vorausfegung von dem Be- 
klagten, der die Regreßnahme vereitelte, eine Entſchädigung zu fordern 
beredhtigt wäre. Diefer Beweis lag jedenfall® dem Släger ob, weil 
aus ven 88. 133 und 134 a. ©. O. Har hervorgeht, daß die Be- 
bauptung der Unechtheit einer Unterfchrift feine Einwendung, fondern 
ein Widerfprud ift, und Jener, der aus der Echtheit derſelben ein 
Recht ableitet, felbe zu beweifen hat. Diefen Beweis hat aber Kläger 
nicht angeboten, daher jene Fertigung aud nicht als echt anzufehen 
und die SZahlungsverpflihtung des D nicht dargethan ifl. Der un⸗ 
mittelbare Vormann E ift Cridar und zahlungsunfähig. Zur Klage 
gegen bie Acceptanten war ber Proteft nicht nothiwendig und wurde 
Kläger fahfällig, weil ihre Unterfchrift falſch war. 

Der oberfte Gerichtshof bat mit Abänderung beider Urtheile 
ben Bellagten zur Zahlung bes Wechfelbetrages verurtheilt aus fol- 
genden Gründen: Beide Inftanzen haben anerlannt, daß ver beflagte 
Notar dur die Bernadläffigung feiner Pflicht infoferne erfagpflichtig 
wurde, als Kläger dadurch einen Schaden erlitten bat. Nad Art. 41 
W. O. iſt aber zweifellos, daß der Kläger durch die Unterlafjang ber 
Proteftlevirung des Regreßrechtes verluflig wurde. Der Schade ift 
fomit der VBerluft des Regreßrechtes. Auf dem Wechſel erſcheinen drei 
©iranten: C, D und E. Da Kläger mit feiner lage gegen die 
Ucceptanten jachfällig wurde, fo wäre Kläger, wenn ber Proteft von 
dem Bellagten, feiner Pflicht gemäß, erhoben worden wäre, in ber 
Lage geweien, das Regreßrecht gegen obige drei ®iranten geltend zu 
maden. Der Bellagte ift ſomit verpflichtet, den Schaden des Klägers. 
den er durch die Unmöglichkeit, feine Regregrechte gegen die drei Gi⸗ 
ranten geltend zu machen, erleidet, zu erjegen. Um von biefer. Erſatz⸗ 
pfliht frei zu fein, lag dem Bellagten ob, nachzuweiſen, daß Kläger 
durch ben Verluſt der Regregrechte feinen Schaven erlitten, d. i. zu 
erweifen, daß Kläger von den Giranten eine Zahlung im Regreßwege 
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nicht erhalten hätte. Diefe Beweislaft liegt dem Geklagten ob, weil 
der Beriuft der Regreßrechte durch fein Verſchulden herbeigeführt 
wurde, er fomit erweifen muß, baß dieſes Regreßrecht keinen Werth 
babe, wenn er von der Erfagpfliht losgeſprochen werben foll. Dieſen 
Nachweis hat Bellagter jedoch nicht geliefert, wenngleich bie Derzeitige 
Zahlungsunfähigkeit des C anerfannt wurde, da Bellagter nicht nach⸗ 
gewiejen bat, daß eine Zahlung von D und E nidt zu erhalten ge= 
weſen war und nicht zu erhalten fein wird, welcher Beweis durch die 
vom Bellagten behauptete Unechtheit des Giro des D und des fpäter 
gegen E ausgeſprochenen Concurſes keineswegs hergeftellt if, da es _ 
nicht unmöglich, daß beffenungeachtet eine Zahlung erfolgt wäre oder 
erfolgen würbe. Es enthält daher der den Kläger abweiſende Aus⸗ 
ſpruch der Untergerichte eine offenbare Ungeredtigkeit, weshalb dem 
a. 0. Revifionsbegehren ftattgegeben wurde. 


Nr. 2792. 


Mandatöverfahren ad praestandum factum. Einleitung 
besfelben auf Grund eines bei Gericht Tiegenden Protokolles. 


u v. 7, Mai 1867, Nr. 8799 BR bed Deer. des B. ©. Raab vom 
50, Säuner 1867, Nr. 289, Ubänd. des Decr. bed D. 2, @. Wien v. 2. Apr 
1867, Nr. 5957). ©. 3. 1867, Rr. 71. 

A belangte den Miterben B mit Mandatsflage auf Legung ber 
Rechnung über die von ihm durch 4 Donate geführte Verwaltung: 
der Berlaffenfchaftsrealität, auf Grund eines bei der Verlaſſenſchafts⸗ 
abhandlungsbehörde aufgenommenen, bei dem. Gerichte - verwahrten - 
Protofolles in Bezug auf die Uebernahme des Bauerngutes, worin B 
fih verpflichtete, bis einfchlieglih 6. Tänner 1867 die Rechnung zu 
legen. Die erſte Inſtanz erließ an B den Auftrag zur Rechnungs⸗ 
legung binnen vierzehn Tagen unter Androhung der Execution. Da⸗ 
gegen recurirte B. „Denn die 88. 1, 2, 3, 6 und 7 ver Yuflizm.- 
Beroron. v. 18. Yuli 1859, R. ©. Bl. Nr. 130, zeigen, daß das 
Mandatsverfahren, daher auch der Zahlımgabefehl, nur bei Gelb- 
forderungen, nicht aber bei anderen Rechtsanſprüchen ftatthabe, weil 
darin nur von Forderungen, Haupt- und Nebengebühren, von Capital 
mb Zinſen, von Zahlungsbefehl, von Forderungen, Zinfen und barem 
Gelde geiprohen wird. Die zweite Inſtanz hob dieſen Auftrag auf, 
„weil die Urkunde, auf welde das Klagbegehren geftügt ift, nicht in. 
Urſchrift der Klage beigelegt wurde, überhaupt keine folche öffentliche 
Urkunde ifl, deren der 8. 1 lit. a ber Juſtizm.⸗Verordn. v. 18. Yuli 
1869 erwähnt und aus verfelben auch das Recht des Jägers, 
Rechnung zu fordern, nicht mit Beſtimmtheit erhellt.“ 

Ginfer, Unger u. Walter Entf. VI. 6 
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Der oberfte Gerichtshof beftätigte ven erftrichterlichen Auftrag, 
weil im 8. 1 der angeführten Miniftertalverorpuung, mit Bezug auf 
bie kaiſer. Berorbnung vom 21. Mai 1855, R. ©. BI. Nr. 96, 
eigentlich nur das für Notariatsurkmden beftimmte beſchleunigte Ber- 
jahren aud) auf bie daſelbſt genannten anderen Urkunden ausgebehnt 
wurde, in legterer Verordnung die Erfüllung aller perſönlichen Ber⸗ 
hindlichteiten den Gegenſtand dieſes Verfahrens bildet, auch im 8. 1412 
a. b. G. B. die Zahlung „als Leiſtung deſſen, was man zu leiſten 
ſchuldig iſt“ bezeichnet wird; weil ferner das bei Gericht in Abhand⸗ 
lungsſachen aufgenommene Brotofoll allerdings eine öffentliche Urkunde, 
das Original bort aufbewahrt ift und ber Gellagte barin ganz deutlich 
zue Erftattung der Rechnung fi verpflichtet hat. 


Nr. 2793. 


Negreß des wegen der Staatdgebühr für frühere Hebertragungen 
eined Grundftüdes in Anſpruch genommenen Beſitzers gegen 
feine Bormänner. 


&. d. 7. Mai 1867 ————— — G. Kloſter⸗ 
3 1866 . 
— 35 en En a Der N . ©, Wien vom 


B 8 am September 1865 ein aus i in Wien an C ver- 
tauſcht und dabei bevungen, daß C die Staatsgebühr von dem Tauſch⸗ 
gefchäfte zu tragen babe. C vertaufchte das Haus am 4. September 
1865 an A, deſſen Eigenthumsrecht auch im Grundbuche einverleibt 
mwurbe, Die von dem Taufchvertrage ddo. 1. September 1865 zwifchen 

C. und B mit 2838 fl. 75 fr. bemeflene Stantögebühr wurde weber 
von C noch von B, fondern von A als dermaligem Eigenthümer 
bes vertaufchten Hauſes eingeforbert und wider ihn auf dem letzteren 
pränotixt. A fuchte nun feinerjeits ben Regreß, und zwar nicht bei C, 
fondern bei B ald dem geſetzlich für die Uebertragungsgebühr Haf⸗ 
tenden und begehrte unter Borlage ber beiden Taufchverträge, des Zah⸗ 
Iungsauftrages und einer öffentlichen Urkunde über die wider ihn voll⸗ 
zogene Pränotirung die Euperpränptirung feiner angeblichen Regreß⸗ 
forderung pr. 2838 fl. 75 kr. fammt Nebengebühren an B auf einer 
für diefen haftenden Sagpoft. Das Bezirksgericht bewilligte anf Grund 
des tayamtlihen Zahlungsanftrages die Pränotirung fo wie gebeten. 
Das D. 2. ©. verorbnete bie Abweifung derſelben. „Denn“, jagen 
bie Gründe, „durch den Zahlungsauftrag ift der Beſtand einer For⸗ 
berung an die Recurrenten keineswegs bargethan, und nicht einmal bie 
Leiſtung, für welche ver Erſatz geforbert wird, erwieſen; es fans baher 
biefer Auftrag nicht als eine einen halben Beweis machende Urkunde 
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angejehen werben, daher bie gejeglichen Erforberniffe zur Pfandrechts⸗ 
pränotirung mangeln.“ 

Der oberfte Gerichtshof hat ben gegen biefe Eniſcheidung über« 
reichten Reviſionsrecurs zurückgewieſen, „weil eine Regreßforderung 
für den Recurrenten jedenfalls erſt durch die nicht nachgewieſene Zah⸗ 
lung der auf ſeinem Hauſe in Wien pränotirten Forderung einer 
Uebertragungsgebühr per 2838 fl. 75 kr. entſtehen würde, und in 
dem von ihm ſelbſt beigebrachten Vertrage vom 1. September 1865 
B als derjenige bezeichnet iſt, welcher jene Uebertragungsgebühr 
eigene zu bezahlen hätte. 


Nr. 27 94. 


Unzufäffigfeit ver Einleitung des Executivproceſſes auf Grund 
einer blo8 mit dem Familiennamen des Schuldners unter- 
fchriebenen Urkunde. 


Enrtid. v. 7. Mai 1867, ar 8812 (Beit. bed dad Der. des B. ©. der 
inneren Stabt Wien dv. 23. Jehruar 1867, Mr. 6941, abänb. Deere. des 
O. L. G. ia März 1867, Ar. 4819). ©, 3. 1867, Nr. b6, 

Ein Geſuch um Einleitung des Erxecutivproceſſes auf Grund 
einer 6lo8 mit dem Familiennamen des Schuldners unterfchriebenen 
Urkunde wurde von ben beiden höheren Inſtanzen abgewieſen, von 
ber dritten in der Erwägung, daß der Name, wodurch ein Menſch 
von ben anderen unterſchieden wird, in feinem "Yunamen und Vor⸗ 
namen beftebt, mithin unter Unterfchrift oder Yertigung bie Beifegung 
des Bor- und Bunamens verflanden werden muß. 


Nr. 2795. 


Oppofitionsflage, geftügt auf den Nachweis der im Hauptproceß 

gar nicht behaupteten Unechtheit einer Urkunde. 

. u. 8. Mai 1867 lee — * bp IL — * — Orden 
u, 2. Rov, 1866, N. 1nlae 29, Jänner 

A bat am Fe — —— wider B um Ertenntnif, feine, . 
bes A, Unterfrift auf dem Wechſel vom 20. Auguft 1862 per 300 fl. 
fei unecht und bie von B wider ihn am 14. März; 1865 biesfalls 
erwirkte Execution aufzuheben, weil Buch das ftrafgerichtliche Urtheil 
som 17. Auguft 1865 ein gewilfer C wegen Fälſchung feiner — 

6* 
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des A — Unterſchrift auf obigem Wechſel des Verbrechens des Be⸗ 
truges ſchuldig erkannt und er, Kläger, bezüglich der Nichtigerklärung 
des Wechfeld und feiner Erſatzanſprüche auf den Rechtsweg verwielen 
worden war. Die erfte Imftanz wies den Kläger ab. Denn ver 
erfte Punkt feines Begehrens, nämlich der Ausſpruch der Unechtheit 
feiner Unterſchrift, ift ſchon durch das Strafgericht erfolgt und bedarf 
teiner weiteren Beftätigung. Was aber die Aufhebung der Execution 
betrifft, fo fpriht das Strafurtheil nit aus, ob ver von C ge- 
fälſchte Wechjel derjenige fei, auf befien Grund die Zahlungsauflage 
erwirlt ‘wurde. Wenn aber aud biefe Ipentität durch Haupteid er⸗ 
wiefen werben könnte, fo wäre daraus nod nicht auf die Ungiltigkeit 
der Erecution zu fchliegen. Denn abgefehen davon, daß aus der ge- 
pflogenen Verhandlung nicht zu entnehmen ift, ob Klager al® Accep- 
tant, als Ausfteller oder ald Girant auf dem Wechfel gefertigt er- 
fcheine und daß nah den Beftimmungen der Art. 75 und 76 der 
Wechſelordnung nicht jede Unechtheit der Unterfhrift eines Wechſel⸗ 
verpflichteten den Wechſel ungiltig madt, fo ift die Zahlungsauflage 
bereit8 rechtöfräftig geworben und der Kläger mußte bereits bei deren 
Auftelung gewußt haben, ob feine Yertigung auf dem Wechſel echt 
fei oder nit. War fie unecht und er hat veffenungeacdhtet die Zah⸗ 
Iungsauflage in Rechtskraft erwachſen lafjen, fo fteht ihm gegenwärtig 
nit mehr das Recht zu, die Erecutionsacte anzufechten, da auch nad) 
8. 1432 a. b. ©. B. nicht einmal eine bereit gefchehene Zahlung, 
von welcher der Zahler wußte, daß er fie nicht ſchuldig fer, zurück⸗ 
geforbert werden kann. Das vom Kläger berufene Hofdecret vom 
22. Suni 1836, 9. ©. ©. Nr. 145, ſpricht gerade gegen ihn, indem 
bie vom Strafgerichte ausgeſprochene Fälſchung des Wechſels keines⸗ 
wege als eine der Zahlungsauflage nachgefolgte Thatſache aufzufaflen 
ift, weil fie bereit vor Erlaffung der Zahlungsauflage beſtand, und 
nur der gerihtlihe Ausſpruch der Fälſchung ihr nachfolgte; biefer 
nachgefolgte Ausfpruch ift dermalen infofern unentſcheidend, als dadurch 
die vom Geklagten rechtskräftig erworbenen Executionsrechte nicht mehr 
beirrt werden können. Die zweite Inſtanz machte die Bewilligung 
des Klagbegehrens von dem Beweiſe durch Haupteid über die er⸗ 
wähnte Identität des Wechſels abhängig. Die Gründe gingen dahin: 
Das ſtrafgerichtliche Erkenntniß vom 17. Auguſt 1865 ſtellt ſich im 
Sinne des Hofdecretes vom 22. Juni 1836, Nr. 145, allerdings als 
eine der Zahlungsauflage nahgefolgte Thatfahe, wodurch das Exe⸗ 
cutionsrecht des B erlofchen ift, dar. Dasfelbe hätte andy dann, wenn 
bie Fälſchung des Wechſels von A im Wege der Einwendungen geltend 
gemadht worden wäre, gemäß Hofdecretes vom 6. März 1821, 
I. ©. ©. Nr. 1743, nit umgangen werben können, fondern ber 
Schöpfung des Civilurtheild vorausgehen müſſen, und hätte mit 
NRüdfiht auf ven Art. 4, Abfag 5, und die Art. 12 und 21 der 
W. D. die Aufhebung der Zahlungsauflage zur Yolge gehabt, gleich 
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viel in welder Eigenſchaft fie gegen A erging. Es kann ihm nun 
beshalb, weil er dieſelbe in Rechtskraft erwachſen ließ, nicht benommen 
werben, auf Grund des firafgerihtlihen Erkenntniſſes die Aufhebung 
ber Eyecution zu begehren und ftellt fi daher die Klage als eine 
nad dem Hofbdecrete vom 22. uni 1836, 9. ©. ©. Nr. 145, zu- 
löffige Oppofitionsflage dar. 

Auf Die Revifionsbefchwerbe des B, welcher hervorhob, daß das firaf- 
gerichtliche Erfenntniß eigentlich nur ein ſpäter zum VBorfchein gelommenes 
Beweismittel, die der Zahlungsauflage vorhergegangene Fälihung aber 
eine ſchon vor der letzteren beftandene Thatfache fei, weldhe daher im 
Wege der Einwendungen hätte ihm entgegengefegt werben follen, und 
daß er durch Unterlafjung verfelben bedeutende und gegen ben Fälſcher 
uneinbringliche Erecutionstoften hatte, beftätigte der oberfte Gerichtshof 
das obergerichtlihe Urtheil. Gründe: „Durch ven Zahlungsauftrag 
bat der. damalige Kläger B kein neues materielles Recht erlangt, 
fondern es wurbe nur jened Recht, welches ihm ald Wechjelinhaber 
gegen die Wechjelverpflichteten zufteht, gerichtlich anerkannt und die Be- 
dingung erfüllt, welche das Geſetz anoronet, um mit richterlicher Hilfe 
jene Forderung von dem Verpflichteten eindringlich zu machen. Das 
Borberungsreht des Klägers ift nach wie vor an ben Wechfel ge- 
bunden. Entfällt der letztere, ſo kann auf Grund der Zahlungsauflage 
allein die Zahlung nicht mehr begehrt werden. Der Zahlungsauftrag 
Tiegt zwar nicht vor, und ift auch nicht angegeben, in welder Eigen⸗ 
ſchaft A auf vem Wechſel erfcheint; allein es iſt ſelbſtverſtändlich, daß 
die Zahlungsauflage nur dahin lauten konnte, daß A als Ausfteller 
ober als Acceptant oder al® Girant des Wechſels zur Zahlung ver⸗ 
pflicgtet fei. Nun ift aber durch das ftrafgerichtliche Urtheil erwieſen, 
bag feine Unterfehrift auf dem Wechſel — deſſen Identität voraus» 
gefegt — ein Falſum fei, daß er fomit weder Acceptant, noch Aus» 
ſteller, noch Girant, überhaupt lein Wechfelverpflichteter iſt. Es ent- 
fallt daher die Borausfegung, auf Grund welcher der Zahlungsauftrag 
erlaffen wurde, und fomit auch die Wirkfamleit vesfelben gegen A 
und die auf Grund derfelben erwirkte Execution. Unzweifelhaft wäre 
der Zahlungsauftrag nicht erfloffen oder im Civilproceffe behoben 
worben, wenn bem Civilrichter Die firafgerichtliche Entſcheidung be⸗ 
fannt geweſen wäre; Da nun das civilgerichtlihe Erkenntniß lein 
neues materielles Recht ſchafft, Sondern nur zur Durdführung eines 
ſchon beſtandenen materiellen Rechtes dient, ein ſolches aber nicht vor⸗ 
banben ift, fo muß ber Richter aud die Ungiltigkeit biefer unter 
unrichtigen Borausfegungen erfolgten Entſcheidungen ausſprechen und 
lann nicht die richterlihe Hilfe zur Durchſetzung nicht beftehender 
Rechte gewähren. Unter diefen Umſtänden ift es uuenticheibend, daß A 
bie Einbringung von Einwendungen gegen den Zahlungsauftrag unter- 
ließ, weil hiedurch nur procefiualifche Folgen entftchen, bie barin 
befteben, daß die Angaben des Klägers für wahr gehalten werben und 
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ber Zahlungsauftrag rechtswirkſam wird, an dem materiellen Rechts⸗ 
verbältniffe aber dadurch Feine Aenderung eintritt. Der Nachweis, 
daß ein materielles Recht nicht befteht und dem B gegen A aus bem 
fraglichen Wechſel auch früher nicht zuftand, wurde durch das firaf- 
gerichtliche Erkenntniß erft bergeftellt und da tiefes lettere dem Zah⸗ 
Iungsauftrage nachfolgte, ift auch das Hofdecret vom 22. Yuni 1836, 
J. G. S. Nr. 145, anwendbar. 


Nr. 2796. 


Behandlung der Dienftbotenlöhne bei der Meiftgebotöver- 
theilung. 
Extid. v. 8, Dei 1867, Br 8801 018 des das Det, des 8. G. Kreus⸗ 
münſter v. 3v abänd, Den, N D.%. G. Wien vom 
uguft en in. lan). &. 9. 1867, 6. 238, 

In Ber —— des Meiſtgebotes * ein im Executions⸗ 
wege verfauftes Bauerngut wurden von der erften Inſtanz rüdftändige 
Dienftbotenlöhne für Arbeiten, die zur Bewirthſchaftung des Gutes 
verrichtet worben waren, vor den Zabulargläubigern gefett. Das 
O. L. G. entſchied, daß bei der erecutiven Meiftgebotsvertheilung nur 
die lanbesfürftlihen Steuern und die ihnen gleihgeftellten Giebigkeiten 
als Borzugspoften zu behandeln find, Dienftbotenlöhne aber ben 
Steuern nit gleichgeftellt werben. 

Der oberfle Gerichtshof traf dieſen Entſcheidung mit Bezug⸗ 
nahme auf die Motivirung des O. 


Nr. 2797. 


Umfang der der Abhandlungsbehörde zulommenden Bi 
von Erbserflärungen. 


zei: v. 14. Mai 1867, Nr. 8808 88 des Dect. des 2.8, Wien vom 
er 1867, 2377, Abänb. deö Der. dei D. 2. ©. EDien nem 
26, Sehrnar 1867, Str. 280). G. 3. 1867, Nr. &, 

Die Erblafferin M verfügte legtwillig: „follte fi eim Be- 
wanbter meines Mannes melden, der fich ebeufalls ſchreibt von G., 
fo fol ex mit Erbe fein“. Anf Grund dieſes Teftamentes und ‚der 
Behauptung, ex fei ein Verwandter bes verftorbenen Ehemannes der 
Erblafferin: Andreas v. ©., überreichte ein gewifler Alois G. eine 
Exhserllärung, welche von ber erften Juſtanz angenommen, von den 
Dbergerihte aber and folgenden Sriimden a limine zurückgewieſen 
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wurde: „Jur Geltendmachung eines Erbrechtes aus dieſer letztwilligen 
Anordnung zu dem Nachlaſſe der M wird nicht nur die Verwandtſchaft 
mit Andreas von G., ſondern noch der weitere Umſtand erfordert, 
daß der Berwanbte des Anderas v. ©. fih ebenfalld „von ©.“ 
Schreibe. Wenn num auch die Trage, ob der Erbanfpredher wirklich 
Berwandter des Anderas v. ©. fei, nicht fchon bei ver Erbserflärung 
zu erörtern umb zu enticheiden ift, fo gebt doch ſchon aus den eigenen 
Angaben dieſes Erbanfprechers unzweifelhaft hervor, daß derſelbe fich 
nit „von G.“ jchreibt, und daß ſonach derſelbe ein folder Ber- 
wanbter bed Andreas v. ©. nicht ift, welchen die Exrblafferin in ihrer 
legtwilligen Anordnung zum Miterbrechte berufen hat. Da nun Alois 
®. in feiner Erbserklärung jein Erbrecht zu ber Berlaflenfhaft ver M 
lediglich auf die angeführte legtwillige Anordnung derſelben ftügt, ein 
Erbrecht aus dem Titel der gefeglihen Erbfolge aber umfoweniger In 
Anfpruh nimmt, als er eine Berwanbtichaft mit der M überhaupt 
nicht behauptet, und da bie Vorſchrift des 8. 122 des Geſetzes 
v. 9. Anguft 1854, R. ©. BI. Nr. 208, wornad jede in der vor- 
gejhriebenen Form außgeftelite Erbserflärung von dem Gerichte anzu- 
uehmen ift und ber Beweis des Erbrechtstitels auch nachträglich bei- 
gebracht werben kann, doch nur dahin zu verfiehen ift, daß ein zur 
Begründung ber Erbserflärung genügender Erbrechtstitel fich wenigſtens 
ans den eigenen Angaben der Partei ergeben muß, was aber bier 
gewiß nicht ber Tall ift, jo mußte die angebrachte Exrbserflärung als 
zu einer Annahme und weiteren Verhandlung offenbar nicht geeignet 
zurüdgewiejen werben. * 

Der oberfie Gerichtshof gab dem Reviſionsrecurſe des Alois ©. 
ftatt und beftätigte die Eutſcheidung des 2. ©. „in der Erwägung, 
daß nah 8. 122 des Geſetzes v. 9. Auguft 1854, R. ©. DL. 
Rr. 208, jede in der vorgefhriebenen Form ausgeſtellte Erbserklärung 
anzunehmen ift, jene bes Recurrenten fih auf bie legtwillige Anord⸗ 
nung der M ftüßt, und über die frage, wie bie geflellte Bebingung 
zu verftehen fei, nicht ohneweiters abgejprochen werben Tann“. 


| Nr. 2798. 
Pfändung zur Sicerftellung gegen einen Nachlaß, während 
bed Zuges der Gläubigerconvocation bewilligt. 
Entid. v. 14, Mai 1867, Mr. 4008 (Ber. bed Derz, den RN G. Jun —— 


* 7. Res, 1000, WE. vu, ‚se —5* 8 tag bom 
“ 0 4 9 nf . d. 
Ge Nr. 7 
. A ew irtie gegen den Nachlaß des B die Pfändung zur Sicher 
Kellung. Dagegen recurrirte der für ben Nachlaß des B beſtellte 
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Curator, weil von ber Abhandlungsbehörde noch vor der Pfändungs- 
bewilligung, auf fein Anfuchen die Edicte zur Einberufung ber Ber- 
Infienihaftsgläubiger waren ausgefertigt worben, der Anmeldungs⸗ 
termin nicht abgelaufen fei, vaher zu Folge 8. 813 a. b. G. B. jebe 
Erecution des Nachlaſſes ſich als unzuläffig darftelle. Die zweite 
Inſtanz gab dieſer Beſchwerde ftatt und hob die Bfändungsbewilligung 
auf. „Denn die Einberufung der Berlaffenfhaftsgläubiger muß eine 
ſolche Wirkung haben, daß deren Zwed nicht durdy Verfügungen eines 
anderen Gerichtes aufgehoben werde. Dieſes würde gejcheben, wenn 
ungeachtet des Edictes Executionsacte gegen die Berlaffenihaft von 
einem anderen Gerichte in Vollzug geſetzt werben dürften. Es macht 
die Sache nicht anders, daß es ſich um eine wechfelgerichtliche Epe⸗ 
eution zur Sicherſtellung handelt; denn fobald der Curator der Ber- 
laſſenſchaft des Wechſelſchuldners die Hilfe der Abhanplungsbehörbe 
nah $. 813 a. b. ©. B. anruft, muß fih auch der Wechjelgläubiger 
biefer im 8. 813 ausgebrüdten Beftimmung fügen, weil das Wechſel⸗ 
gejeg den Beftimmungen des a. b. ©. B. über die Verlafſenſchafts⸗ 
abhandlungspflege nicht derogirt, folglih alle dieſe fcheinbar mit 
einander collivirenden Geſetze fo ausgelegt und erfaßt werben müflen, 
baß fie mit und nebeneinander beftehen können, ohne einen Widerſpruch 
zu enthalten. Hiezu fommt noch, daß der 8. 8 der Yuftizminifterial- 
Berorbnung vom 25. Yänner 1850, R. ©. BI. Nr. 52, und die 
Minifterialverorpnung vom 19. April 1855, R. G. BL Nr. 75, 
feinen anderen Zwed verfolgen, ald dem Wechfelgläubiger eine Sicher- 
ftellung gegen allfällige Verſuche des Wechſelſchuldners, fein Vermögen 
zu vertufchen, zu verſchaffen. Diefe Nothwendigkeit entfällt bei einer 
Berlafienfhaft, die durch einen Curator beforgt wird, weil biefer 
‚begügli der ihm anvertrauten Verwaltung der Abhandlungsbehörde 
verantwortlich ift, fohin bei ihm der Zweck des vorbezogenen Geſetzes 
nicht eintritt, einem Geſetze aber nad 8. 6 a. b. ©. B. kein anderer 
Verſtand beigelegt werben darf, als welcher aus der eigenthämlichen 
Bedeutung der Worte... und aus der Haren Abfiht des Geſetz⸗ 
gebers hervorlenchtet. Diefe Abficht leuchtet aus dem Schlußfage des 
8. 814 a. 6. ©. B. hervor, wornad den Gläubigern, die ſich nicht 
gemeldet haben, kein anderer Anſpruch auf ven Nachlaß zufteht, als 
infofern ihuen ein Pfandrecht gebührt, woraus aber folgt, daß die 
Wirkung des Convocationsedictes die if, daß kein neues Pfandrecht 
erworben werben kann, weil im gegentheiligen alle das, mas das 
Geſetz durch die Einberufung der Gläubiger erreicht wifjen will, 
gerabe vereitelt werben würde. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftricgterliche Ent⸗ 
ſcheidung. Gründe: Der 8. 813 a. b. ©. B. räumt dem Erben 
ober Berlaffenfchaftscurator, welcher die Einberufung der Glaͤubiger 
angejucht bat, nur das Recht ein, bis nad Ablauf des Aumeldungs- 
termines mit deren Befriedigung inne zu halten, entzieht fomit 
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biefen nur das Recht, ihre Befriedigung, d. i. die Zahlung, zu 
fordern, keineswegs aber verbietet er ihnen, Sicherſtellung durch 
Erecntion, Pränotirung u. f. w. zu verlangen. Der Zwed des obigen 
Sefegeß geht auch — wie $. 815 zeigt — nur dahin, dem Erben 
ed möglich zu machen, mit Sicherheit die Berichtigung der Schulden 
der Berlafienfhaft und ber Bermächtniffe vorzunehmen, was natürlich 
die im 8. 814 erwähnte Wirkung nach ſich zieht, dag Slänbigern, 
welche fi nicht meldeten, dann, wenn die Verlaſſenſchaft durch die 
Bezahlung der angemeldeten Forderungen erſchöpft worben ift, fein 
weiterer Anſpruch zufteht, als infofern ihnen etwa ein Pfanbredht 
gebührt, woraus aber nicht gefolgert werben kann, daf bie Erwerbung 
eines neuen Pfandrechtes unzuläffig fei. - 


Nr. 2799. 


Unzuläffigleit des gegen einen Schiedsrichter nach Vernichtung - 
feined Spruches gerichteten Begehrend auf Schöpfung eines 
neuen. 


Entie. d. 15. Mat 1807, Mr. 2225 (Beh. bed litt. he) RG, Gtanidlen 
v. 27. , Nr. 14529, Abänd, ded lrth. bed D. 2. ©. Lemberg 
v, 9, Jänner 1867, Nr. 41117). ©. 3. 1868, Sir. 28. 


A und C hatten mittelft Compromiſſes zur Schlihtung ihrer 
gegenfeitigen Streitigkeiten anläßlih der Bachtung der Güter X deu B 
ala Schiedsrichter ernannt, welcher Letztere das Schiedsamt ausübte 
und das Laudum fällte;. dasfelbe wurde aber mit Entjcheibung bes. 
oberftien Gerichtshofes aus dem Grunde als nichtig aufgehoben, weil 
der Schiedsrichter, gegen den Inhalt der ihm vorgefchriebenen Procedur⸗ 
tegeln, die Streittheile perfönlich nicht einvernahm, ſondern ſich blos 
mit dexen fchriftlichen Angaben begnügte. A Magte ſonach den Schieds⸗ 
richter B auf Füllung eines neuen Schiedaurtheils unter Beobachtung 
der ihm im Compromiffe vorgezeihneten Ordnung. Das Klagbe⸗ 

ehren wurde dadurch begründet, daß der Schiedsrichter mittelft des 
Eompromifles und rüdfihtlih dur Annahme des Schiedsamtes den 
compromitticenden Parteien gegenüber vie Verpflichtung übernahm, bie 
ihm anvertraute Entfheidung ber fraglichen Streitigkeiten zu fällen; daß 
das Eompromiß, wie ein anderer Vertrag, den gefeglichen Rormen über 
die Verträge unterworfen fei, wonach im Falle, als ein Coutrahent ben 
Bertrag gar nicht, oder nicht auf die bebungene Weiſe erfüllt, der andere 
Contrahent nicht berechtigt ift, vom Bertrage abzuſtehen, fonberu nur 
die genaue Erfüllung des Vertrages zu fordern (8. 919 a. b. G. B.); 
Daß demnach; umgeachtet ber erfolgten Aufhebung des gefüllten Schieds⸗ 


— 9% — 


urtheils die Competenz und Verpflichtung des Schiedsrichters zur 
Fällung eines neuen Landums nicht aufgehört habe, zumal es ſchon 
aus der Natur eines jeden Compromiſſes fließt, daß die ſchiedsrich⸗ 
terliche Thätigleit jo lange zu dauern babe, bis der Streit final 
entichieden fei. — Das Geriht erfter Inflanz erkannte gegen das 
Klagbegehren; das O. L. ©. nad bemfelben. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Urtheil der erften Zuſtanz 
aus folgenden Gründen: Der vom Belangten über die Pachterſätze 
gefällte Schiedsſpruch wurde mit Urtheil des oberften Gerichtshofes 
aus dem Grunde für null und nichtig erflärt, weil der Schiedsrichter 
die ihm von den Parteien vorgefchriebene Procedur nicht eingehalten 
nnd durch Außeraditlaffung der feftgefegten Beſtimmmgen die ihm 
ertheilte Macht überjchritten bat. Da nun in dem {Falle der Nich- 
tigkeit des Schiensipruches den Parteien gemäß 88. 363 und 364 
weitgal. ©. O. nichts anderes übrig bleibt, als den Rechtsſtreit bei 
dem ordentlichen Richter anhängig zu machen und alfo auszuführen, 
als ob vie Sache vor einem Schiedsrichter nie wäre verhandelt worden, 
fo kann aud der Schiedsrichter auf das einfeitige Einfchreiten eines 
Streittheiled ohne feine und des anderen Streittheiles Zuſtimmung 
zur Fällung eines neuen Schiebdsrichterſpruches nicht mehr verpflichtet 
werden, zumal vie Beftimmung des $. 919 a. b. ©. B. auf den vor- 
liegenden Fall mit Hinblid auf die fpeciellen Anoronungen ver Ge⸗ 
ritsorbnung über den Eompromißvertrag feine Anwendung findet. 
Es mußte demnach das erftrichterliche Urtheil beſtätigt Werden. 


Nr. 2800. 


Haftung ded Unternehmers einer Babeanftalt für das ben 
Badenden Entwenbete? | 


Eutſch. v. 16, Mai 1867, Ar. 3687 (Be. des dad Urth. dei B. ©, Leopolb⸗ 
Radt in Wien v. 27. He Sıabr, eblnı uch, ve) ©. % @. 
Wien vu. 26. März 1867, Nr. 23286). @. 3. 1867, Nr. 50, 


A begründete eine Schadenerſatzklage gegen die Dianabad-Ge- 
ſellſchaft mit folgender Anfährung: Cr babe eine Badekarte gelöſt 
und fih mit jeinem Freunde C in die ihnen vom Badediener ge- 
meinfam zugewieſene Cabine Nr. 18 begeben, wofelbfi fie Beide 
ihre Kleidungsſtücke und er insbefondere feine goldene Uhr und Seite 
im Werthe von 72 fl. hinterlegten. Er babe ſodaun die Kabine vor 
C verlaffen, jei auch nach biefen ans dem Babe gelummen. C babe 
jedoch die Thäüre durch Zufchlagen gefperrt und biefelbe bei der Räd- 
funft aus dem Bade offen gefunden. Eine fofortige Unterfuchung habe 
für C den Abgang eines Portemonnaies mit 19 fl., für ihn, A, den 
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Abgang der Uhr und Kette ergeben. Die erfte Inſtanz erachtete 
die Klage für zuläfftg und begründete dies wie folgt: „Da durch 
das Geſtändniß der geflagten Unternehmung nachgewieſen ift, daß bie 
AnHeivecabinen im Dianabad durch bloßes Zuſchlagen verſchließbar 
find, daß die zum Oeffnen der ſo geſchloſſenen Cabinen erforderlichen 
Schlufſel ſich ausſchließlich in Händen der Bedienſteten der Anſtalt 
befinden und daß die Badegäſte, da ihnen keine Schlüfjfel behändigt 
werben, wegen Deffnung ver Kabinen jederzeit an die Bedienſteten 
ber Anftalt fih zu wenden haben, tritt viefelbe dem Badegaſt gegen- 
über, dem fie dur ihre Bedienſteten eine Ankleivecabine anweift, 
gemäß 88. 863 und 957 a. 6. ©. B. in das Verhältnig eines Ver⸗ 
wahrer8 der von vemfelben in der Cabine hinterlegten Gegenftände. 
Werben pur den zugelaffenen Haupteid die vom Kläger angeführten 
Thatumſtände erwiefen, jo erjcheint der Klaganſpruch im Geſetze 
gegründet. Denn die Hauptpflicht des Verwahrers beiteht darin, bie 
in feine Obforge genommenen Gegenftände ſorgſam zu verwahren 
und dem Hinterleger auf fein Verlangen zurüdzuftellen; und will bie 
gellagte Geſellſchaft fich dieſer Bertragspflicht oder der and der Nicht: 
erfüllung derſelben refultirenden Erfagpflicht entfchlagen, jo bat fie 
den Beweis zu führen, daß ihr die Nüdftellung ohne ihr Verſchulden 
unmöglich geworben fei. Ein folder Beweis wurde jedoch von ber 
Gejellſchaft weder hergeftellt noch angeboten. Auch der durch ven 
vorliegenden Einftelungsbeihlug des Strafgerichtes nachgewieſene 
Umftand, daß die dem Kläger abhanden gelommenen Sachen entwendet 
worben find, kann die Geklagte von der im 8. 964 a. 6. ©. 8. 
auferlegten Erfagpflicht nicht befreien. Denn einerjeits befreit nicht 
jede widerrechtliche Handlung Dritter von dieſer Erſatzpflicht, fondern 
nur eine folche, welche felbft durch Anwendung ver pflichtimäßigen 
Dbforge nit hintangehalten zu werden vermag, während die gellagte 
Geſellſchaft es unterlaffen bat, gemäß 8. 1298 a. b. ©. B. and 
nur einen Anhaltspunkt dafür zu liefern, daß die Entwenbung der 
abhanden gelommenen Gegenftände lediglich in einer ſich als unver- 
ſchuldeter Zufall darftellenden widerrehtligen Handlung britter Per» 
fonen ihren Grund babe; und anvererfeits ift durch den Einftellung9- 
beſchluß noch keineswegs dargethan, daß es bie widerrechtliche Hand» 
lung einer britten von der Unternehmung und deren Bedienſteten 
verſchiedenen Perjon war, durch welche vie Rädftellung des verwahrten 
Gutes unmöglih wurde.“ Das O. 2. ©. fand in dem Verhältniß 
des Babegaftes zur Sefellihaft überhaupt keinen Berwahrungsvertrag 
und wies baber bie lage ab. „Der behauptete Berwahrungsotrtrag“ 
— Befagen die Motive — „kann als geihloffen nit angeſehen 
‚werden. Denn der VBerwahrungsvertrag ift feiner Natur nad em 
Realvertrag und bedarf zu feinem Zuſtandekommen der wirklichen 
Uebergabe und Uebernahme ver zu verwahrenden Sache; eine blos 
ſymboliſche Uebergabe im Siune des $. 427 a. 6. ©. B. und eine 
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ſolche Uebernahme, welche erft aus concludenten Handlungen nad 
8. 863 a. b. ©. 8. abgeleitet werben fol, genügen zur Conſti⸗ 
tuirung eines Berwahrumgsvertrages in Bezug auf bewegliche Sachen, 
mie ſolche hier in Frage ftehen, nicht. Es ſprechen für den Kläger 
aber auch vie Beftimmungen ver 88. 970 und 1316 a. 6. G. 8. 
nit. Denn abgejehen davon, daß diefe Paragraphen nur Aus- 
nahmsbeſtimmungen gegenüber von Wirthen, Schiffern und Fuhr- 
leuten enthalten, fett 8. 970 gleihfall® die körperliche Webergabe 
voraus, während $. 1316 beftimmt, daß obige Geſchäftslente nur 
jenen Schaden verantworten, welchen ihre eigenen ober bie von ihnen 
zugewiejenen Dienftperfonen an ben übernommenen Sachen verur- 
ſacht haben. Da nun von dem Kläger die Effecten der Gejellichaft 
oder einem ihrer Diener factifch nicht übergeben, von ber legteren 
alfo auch nicht übernommen worden find, und ber Kläger nicht ein- 
mal behauptet hat, daß ber Schaden durch bie Bedienfteten der An⸗ 
ftalt zugefügt wurde, jo kann von einem Rechte zur Klage nicht bie 
Rede fein.“ 

Auf Revifion des Klägers hat der oberfle Gerichtshof ben 
Tenor des Urtheild der Zweiten Inſtanz beftätigt. Die Gründe 
weichen indeß nicht unmwefentlih von der Motivirung der zweiten 
Inſtanz ab. Es heißt darin: „Wenn auch bei der im Dianabab 
beftebenden Einrichtung die gellagte Geſellſchaft ale für einen durch 
Vahrläffigfeit ihrer Organe ermöglichten Berluft der durch Hinter- 
legung in den dazu beftimmten Cabinen ftillichweigend zur Obforge 
übergebenen Effecten verantwortlich angefehen werben könnte, fo er⸗ 
fheint doch im vorliegenden Falle ein foldhes Verſchulden nicht er⸗ 
weislih, weil Kläger dieſe Cabine nicht allein benügt bat, uub bie 
Behauptung, worüber ver erfte Richter den Haupteid zugelaflen bat, 
Wort für Wort richtig fein könnte, ohne daß dadurch die Möglichkeit 
eined ohne Berfchulden der Organe der Babeanftalt erfolgten Hin⸗ 
wegkommens ausgefchloffen wäre.” 


Nr. 2801. 


Berfältuif bed inlänvifchen Nichterd zu dem um bie 
ECxecution feines Erlenntai gee angegangenen ausländiſchen 
Gerichte. 

16. . 4064 Bien v. 
. 1 Bee — —— a (Bei. ber Decrete des H. G. 


bed ©. 2. @. Wien >. ct 1867 
6217). ©. $. 1867, ©, 348, * 


Nachdem die Prätur Oſtiglia (im Benetianiſchen) auf Requi⸗ 
fition des · H. G. Wien die dem A wider B in Oſtiglia bewilligte 
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executive Mobilienpfändung vollzogen hatte, wurde dort über B ver 
Concurs eröffnet und von der beſagten Prätur der Vollzug der 
Schägung, um welde fie das H. ©. auf Einfchreiten des A erfuchte, 
aus dem Grunde abgelehnt, weil nad) dem italienischen Geſetze ber 
Erecution extra coneursum nicht die Ausdehnung, wie in Defterreich, 
gegeben fei, und die Schäßung namentlich nicht ſchon auf Grund ver 
vorgängigen gerihtlihen Pfandbeſchreibung bewilligt werden könne. 
Bon diefer Ablehnung wurde A in erfter Inftanz ohne Weiteres 
verfländigt. Dagegen reamrirte er an das O. L. G., welches ihn mit 
ben Bedeuten abwied, daß weder das H. ©. no das O. 8. ©. 
fih mit dem ausländiihen Geriht in Erörterungen tarüber einzu- 
lofjen habe, weldhe Geſetze für das letztere gelten und wie fie aus⸗ 
zulegen find, fondern daß es Sache der Partei fei, wenn fie die 
Weigerung der Prätur Oftiglia als den dortigen Geſetzen wiber- 
Iprehend anftebt, die Beſchwerde dagegen an bem gehörigen Orte 
anzubringen. 

Der Revifionsrecurd des A, worin er anbrachte, daß ihm die 
Beichwerbeführung bei dem Wppellationsgeriht in Venedig wenig 
helfen witrbe, und die Verwendung auf piplomatifchem Wege begehrte, 
wurde vom oberften Gerichte verworfen, weil vie Weigerung ver 
Prätur Oftiglia nicht anf Außerachtlaſſung der in Betreff der Exe⸗ 
cution biesfeitiger Urtbeile für vie italienifhen Gerichte beftehenden 
Verbindlichkeit, fonbern auf der Auslegung der dortigen Geſetze über 
bie Buläffigleit der Execution extra concursum beruht, wogegen ber 
Recurrent nur im dortigen Inflanzenzuge Abhilfe finden kann. 


Nr. 2802. 


Nichtzuftändigfeit der ſtädtiſch-delegirten Bezirksgerichte für 
Berbandlungen über die Amortifation von Privaturkunden. 


zutit. vu. 21, Mai 1867, Nr. 4065 (Anfheb, ber gleihfürmigen Deer. 
des 8. G. Wiener Neuftadt v. 13. März 1867, Nr. 978 und de O. L. G. 
Wien v. 9. April 1867, Ar. 5662). ©. 3. 1868, Mr. 16, 

Die Erben der in der Stabt X wohnhaft’ gewefenen M baten 
bei dem daſelbſt befindlichen Gerichtshofe um Einleitung der Amorti⸗ 
firung einer zu Ounften ber Erblafierin lautenden Privat:Schuld- 
urkunde über 2000 fl. Das Gefuh wurde von beiden Untergerichten 
& limine abgewiefen, weil nad $. 32 der I. N. das. Amortifations- 
verfahren bezüglich der fraglichen Urkunde ausprüdlih den Bezirks⸗ 
gerichten übertragen ift, jomit gerade nad) bem von ben Recurrenten 
bezogenen 8. 12. 9. N. die Gerichtsbarkeit des Gerichtshofes auf den 
engeren Sprengel beſchränkt iſt und bie nur auf das Berfahren in 
Streitfahen Bezug nehmenden Beftimmungen der 88. 14 und 15 
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I. N. hier nicht maßgebend erfcheinen. Es ift zu bemerken, daß bie 
Bittfteller früher beim ftädt.-del. B. ©. in X diesfalls eingefchritten 
waren, und auch dieſes fi für incompetent erllärt hatte, 

Der oberfte Gerichtshof verordnete die Annahme und geſetzliche 
Erledigung des Amortifirungsgefuches. Die Begründung ging im 
Weſentlichen dahin, daß zufolge des $. 12 9. R., des organiſchen 
Geſetzes vom 10. Jänner 1853, R. ©. Bl. Nr. 10 (D 8. 6), und 
der Gefegeserläuterung vom 2. October 1854, R. ©. BI. Nr. 253, 
bie gefammte Gerichtöbarkeit in erfter Inſtanz von den Gerichtshöfen 
in dem ganzen Umfreife des Stadt» oder Ortögebietes ihres Umkreiſes 
auszuüben ift; daß nur jene Geihäfte davon ausgenommen und ben 
ftäbt..del. B. G. — welche diefe Benennung im Gegenſatze zu ben 
Bezirksämtern als Gerichten haben — zugewieſen find, die im 8. 12 
burh Berufung der SS. 15, 37 u. ſ. w. bezeichnet werben, daß 
aber barunter der $. 32.9. N. über bie Amortiſirungen nicht erjcheint,. 
daß im felben der Ausdruck: „ftädtifch-velegirtes Bezirksgericht“, wie 
er fjonft in den 88. 46, 55, 77, 83 und 92 immer insbefondere 
beigefegt ift, nicht vorkommt; daß demnach im 8.32 nur ba8 B. ©. 
im Allgemeinen, d. 5. das ordentliche Gericht des Bezirkes oder Ortes 
verfianden werden kann, welches ordentliche Gericht dort, wo ein 
Gerichtshof befteht, nach den eben aufgeftellten Grundſätzen und Regeln 
für die Bewohner der Stadt und feines dazu gehörigen Umkreiſes 
ober engeren Ortsgebietes dieſer Gerichtshof felbft iſt. 


Ir. 2803. - 


Zuftändigfeit der Handeldgerichte für Klagen aus Handels⸗ 
gejchäften wider eine Verlaffenfchaft. 
2. Mai 1867 Kr. 205 Abünd, der gleihfärmi Dee. 
6 6. —— 507, Nr. BOR7E und dee ©. 2. Eiien 
—4 7217). @ vn 3 Nr. 74, 


A, ——— dem B zum Betriebe feiner Fabrik Rohſtoffe ge⸗ 
liefert hatte, überreichte auf Grund des zwiſchen ihnen geſchloſſenen 
Vertrages wider bie Verlaſſenſchaft des B zu Handen feiner erklärten 
Univerſalerbin eine Klage auf Geſtattung der Einſicht der Gewerbs⸗ 
bücher und auf Zahlung mehrerer Beträge beim H. ©. Dieſes wies 
die lage als nicht dahin gehörig zurüd, „va nah 8.37 der J. N. 
vom 20. November 1852, R. ©. Bl. Nr, 251, Klagen, welde 
Berlaffenfgaftsfhulden zum Gegenflande haben, fo lange die Ein 
antwortung des Nachlaſſes nicht erfolgt ift, bei der Abhandlungs⸗ 
behörde angebradht werden müffen, welche das H. ©. nit iſt“. Die 
zweite Ynftanz beftätigte tiefe Abweifung, „weil bie Klage nicht 
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gegen die angeblich bei vem H. ©. protokollirte Fabriksfirma, ſondern 
gegen bie Berlaffenfchaft des B und rüdfichtlich gegen deſſen Erbin 
gerichtet if, und daher zufolge SS. 37 und 58 I. N. — melde 
duch bie Vorſchrift des Art. 271 Handelögefepes, und rüdfichtlih 
8. 38 des Einführungsgefeges zum H. G. B. nicht aufgehoben 
wurden — jelbft dann, wenn das ber Klage zum Grunde liegende 
Geſchäft auf Seite des Geklagten als ein Handelsgeſchäft anzufehen 
ift, das H. ©. nicht als competent erfcheint.“ 

Der oberfte Gerihtshof hat in Abänderung diefer Entſcheidungen 
bie Annahme der Klage durch das H. ©. verorbnet. „Denn nad 
$. 1’ des Handelsgeſetzes derogirt felbes allen auf Gegenſtände dieſes 
Geſetzes ſich beziehenden Beroronungen, und das Geſchäft, auf welches 
die Klage fih ſtützt, iſt nach Art. 271 des Handelsgeſetzes ein 
Hanbelögefhäft, daher zufolge 8. 38 des Kinführungsgefeges zum 
H. ©. 8. das H. ©. im NRedtsftreite darüber zuftändig. Berner ift 
ver 8. 37 der 3. N., welder die Klagen gegen eine Verlaſſenſchaft 
vor gefchehener Einantwortung an die Abhandlungebehörde weiſt, 
bafelbft im zweiten Hauptftäde in ber erften Abtheilung über ven 
perfönlichen Gerichtsſtaud enthalten, wurde daher irrig auf ben in 
ber britten Abtheilung, welcher von ber Handeld- und Seegerichts- 
barkeit handelt, erwähnten Cauſalgerichteſtand angewenbet, durch 
welche irrige Geſetzesanwendung die Abänderung ber gleichförmigen 
Entfcheidungen ſich rechtfertigt.“ 


Nr. 2804. 


Behandlung von rüdjtändigen Vermögensübertragungsgebühren 
bei der Meiftgebotsvertheilung: Berechnung ber Yrift für bie 
ſachliche Haftung. 


Entf. v. 28. Mai 1367, Nr. 4891 (Beft. des dad Dect. ded B. G. Hallein 
v. 9. Februar 1867, Nr. 906, abänd, Decr. des O. L. G. Wien v. 2, April 
1867, Nr. 5948). ©. 5. 1867, ©. 58, 


Bei ber Bertheilung des Meiftgebotes für eine executio verkaufte 
Realität nahm die erfte Inſtanz am 9. Februar 1867 „die Kauf- 
gebühr aus dem Bertrage ddo. 29. Jänner 1859" unter vie Vorzugs⸗ 
poften auf. Dagegen befchwerte ſich jener Hypotbelargläubiger, welcher 
durch den Betrag diefer Gebühr an feiner Forderung Abbruch erlitt, 
weil jene Gebühr, als meit über drei Jahre aushaftend, erſt nad 
allen Zabulargläubigern zu claffificiren fei. Die zweite Inſtanz 
verorbnete auch biefes, denn „gebachte Forderung genießt, als vom 
Jahre 1859 herrührend, nicht jenes Vorzugsrecht, welches berjelben 
in erſter Inſtanz gegeben wurde“. Im Nevifiondrecurfe wurde 
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erwähnt, daß bie fragliche Gebühr erft am 6. Februar 1867 bemeffen 
und der Zahlungsauftrag am 7. desjelben Monats dem Erſteher der 
Realität war zugeftellt worden, jo daß zufolge der Verordnung bes 
Vinanzminifteriums vom 3. Mai 1850, R. ©. Bl. Nr. 181, I, 
14, das Vorzugsrecht verfelben erft binnen drei Jahren von dem 
Tage ber Zuftellung (7. Yebruar 1867) erlöſche, aljo noch immer 
aufrecht beftehe. 
Der oberſte Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche Entſchei⸗ 
bung. Denn es kann unter den im bezogenen Abfage III, 14 erwähnten 
Steuerpflichtigen mit Bezug auf das Patent vom 9. Februar 1850, 
R. ©. Bl. Nr. 50, doc zunädft nur Jener verftanden werben, ber 
die fteuerbare Handlung unternommen hat, aljo bier der Berkäufer 
und der Käufer, welche den biesfälligen Vertrag vom 29. Jänner 1859 
Ihlofjen, gegen die aber jeit 18. März 1859, wo dem Steneramte 
bie darauf gegründete Befiganfchreibungsverordnung zur Gebühren. 
bemeſſung zugeftellt wurbe, feine Bemeflung der Gebühr erfolgte, daher 
au gar Fein Zahlungsauftrag erlafien wurde, da Beides erft acht 
Jahre jpäter und nicht gegen bie urfprünglich Zahlungspflihtigen, 
jondern gegen den Erfteher ver Realität, daher nur vermöge des 
Beide Pfandrechtes erfolgte, weiches aber zufolge obigem Ab- 
fag IM, 14 Binnen rei Jahren erliſcht, wenn nicht bie Gebühr im 
den öffentlichen Büchern erſichtlich gemacht worben ift, was im vor⸗ 
liegenden Falle nicht geihah. Hat nun entweder das Gericht — wie 
ber Vertreter des Aerars behauptet — es unterlaffen, im Jahre 1859 
den Kaufact zur Gebührenbemeflung dem Steueramte mitzutbeilen 
(was jedoch erftered unter Vorlegung bes biesfälligen Zuftellungs- 
bogens vom 18. ar 1859 in Abrede ftellt) oder das Steueramt 
felbft überfehen, die Bemefjung vorzunehmen und den Zahlungsanf- 
trag an die unmittelbar Verpflihteten zu erlaffen, jo kann nicht ſtatt 
berfelben nach Verlauf von acht Jahren eine britte Berfon unmittel- 
bar in Anſpruch genommen, rüdfihtlih ein Hypothekargläubiger zur 
Zahlung der Gebühr angehalten werben, zumal dieſes nicht einmal 
dann gejchehen bürfte, wenn fogleih im Jahre 1859 ein Zahlungs⸗ 
befehl geſchöpft und der Partei zugeftellt, jedoch die Erſichtlichmachung 
im öffentlihen Buche nicht bewerkftelligt worden wäre. Auch würde 
fonft das Inſtitut der öffentlihen Bücher an Bertrauenswürbigleit 
verlieren, wenn man ungeadhtet des Standes besfelben doch in Nach⸗ 
theil kommen könnte, falls — ſei es auch vor noch fo langer Zeit 
— eine Behörde ein Veberfehen begangen bat. 
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Nr. 2805. 
Mieth⸗- oder Pachtvertrag? Geſetzliches Pfandrecht des Be—⸗ 
ſtandgebers. 


Eutſch. v. 4. Inni 1867, Nr. 4066 (Ben der Urth. des ©,  Hernals 
v. 5. Yänner 1867, Nr, 26849, und de8 ©. 2. ©, Wien v. 18, Re 1867, 
dir, 3079). ©. 3. 1887, Nr. 62. 

B batte den C fein Grundſtück zu bem Zwede in Beſtand ge: 
geben, damit Resterer auf demfelben ein hölzernes Theater errichte. 
A, ein Gläubiger von C, führte gegen dieſes, einen Gegenſtand des 
Grundbuches nicht bildende Theater Erecution; doch widerſetzte fi B 
ber Erfolglaſſung des Meiſtgebotes an A, indem er für Zinsrückſtände 
" fein gejegliches Pfandrecht als Beſtandgeber geltend machte. Dagegen 
beſtritt A deffen Pfandrecht, indem er ſich auf den Wortlaut des 8. 1101 
bes a. b. ©. B. berief und hervorhob, daß dieſe Gefegesftelle keines» 
wege, wie die Gegenfeite behaupte, jedem Beſtandgeber ein vom Tage 
der Illation wirkſames gefeglihes Pfandrecht an den inveetis und 
illatis einräume, fondern genau jowohl die Subjecte, weldhen das Pri⸗ 
vileginm zuſtehe, als auch vie Objecte, auf welche ſich das gefetliche 
Pfandrecht erfixede, ſpecificire; daß Ausnahmen, wozu bie Verfügung 
ded genannten Paragraphen gehöre, jtreng auszulegen find unb daß 
fomit felbft dann, wenn über die Tragweite des $. 1101 des a. b. G. 2. 
ein Zweifel beflände, dem Gegner, weil er einen leeren Öartengrund 
zur Erbauung eines Theaters in Beftand gegeben bat, alio offenbar 
als Verpächter anzufeben ift, kein geſetzliches Pfandrecht an dem Theater 
nebft Requifiten zugeftanden werben könne, indem ein ſolches Pfand» 
recht dem Verpächter eined Grundſtückes nur an dem auf dem Pachtgute 
vorhandenen Bieh und den Wirtbichaftsgeräthichaften umd den darauf 
noch befindlichen Früchten zuftehe. Schlieglih wurde noch darauf hin- 
gewiefen, daß bie diefem Gejege zu Grunde liegende legislatoriſche 
Abficht nur dahin gehe, den Beitanpgebern bei den gewöhnlichen Arten 
von Beftanpverträgen aus national-öfonomilhen und ſocial⸗polizeilichen 
Rüdfihten eine befondere Sicherheit einzuräumen. Die erfte Inſtanz 
entſchied, daß B „ald Verpächter des Grundes, anf welchem das 
Theater erbaut ift, bezüglich feiner Pachtforderung das Pfandrecht an 
den eingebrachten Wirthſchaftsgeräthſchaften habe, worunter im weiteren 
Sinne nicht blos die zu einer Landwirthſchaft, ſondern überhaupt die 
zu einer wirthſchaftlichen Unternehmung gehörigen Geräthſchaften ver⸗ 
ſtanden werben müflen; daß eben das Theatergebäude ſelbſt und bie 
derim befindlichen Effecten unter viefen Begriff fallen, daß B biefes 
geſetzliche Pfandrecht auch dur die angefudte und ganz gejegmäßig 
bewilligte pfandweiſe Beichreibung geltewd machte”. Die zweite Ims 
flanz entichied zu Gunften des B aus folgenden Gründen: „Der 
—5 Beſtandvertrag iſt als Miethvertrag zu betrachten, weil darin 

Grundſtücke zum Behufe der Aufſtellung eines Theaters in Beſtand 
Glaſer, Unger u. Walther Entſch. VI. 7 
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. gegeben wurden und daher die Grundſtücke nicht als ertragsfähiges 
Object betrachtet waren, ſondern in einer Weiſe benützt werben ſollten, 
welche eine unmittelbare Anwendung von Fleiß und Mühe ausge: 
ſchloſſen hat. Allerdings erforderte Das gebaute Theater eine Mühe: 
weltung, was aber belanglos bleibt, weil nidht das aufgeführte Ge: 
bäube, fondern der Grund Gegenftand des Vertrages war und ein 
folder nad Umſtänden ſich auch ohne Bearbeitung gebrauchen läßt. 
Der 8. 1101 des a. b. ©. DB. gewährt nun dem Bermiether einer 
Wohnung ein gejeglihes Pfandrecht an den eingebrachten Einrich⸗ 
tungsftüden, welche zur Seit der Klage noch darin befindlich find. 
Indem das Gefeg bier den Ausprud „Wohnung“ gebraudt, wollte es 
eben die gewöhnlichen Fälle berühren und unbeftritten. erſtreckt fich 
das bezeichnete Recht des Vermieters auch auf alle anderen Locali« 
täten, welche zur Aufnahme von Effecten und Geräthichaften beftimmt 
find, ebenfo wie unter dem Ausprude: „Einrihtungsftüde und Fahr⸗ 
niſſe“ jeve bewegliche Sache verftanven fein fol, welche eben in jenen 
Localitäten untergebracht wird. Diefe Anſchanuug ftägt ſich auf die 
Betrachtung, daß die offenbare Abficht des Geſetzgebers: dem Beftand- 
geber Yon Realitäten wegen ber mit benfelben verbundenen Laften 
eine befondere Garantie zu verfchaffen, nicht erfüllt wäre, wenn bie 
im 8. 1101 des a. b. ©. B. gebrauchten Worte im eingejchräntten 
Sinne genommen würden. Der gleihe Grund macht fid in dem vor- 
liegenden alle geltend, wo ein freier Plag zur Aufftellung eines 
inbuftriellen Unternehmens vermiethet war, und ebenfo, wie bei ber 
Bermiethung eines Hofraumes, eined Gartens das geſetzliche Pfanp- 
recht fih auf alle daſelbſt eingebrachten Yabrniffe erftreden würde, 
muß dasſelbe für jene beweglihen Sachen wirkfam fein, welde eben 
auf dem freien Plage fid, befinden. Uebrigens fteht das im bezeich« 
neten Geſetze gewährte Privilegium nicht vereinzelt, da aud in an- 
deren Fällen und neueſtens durch die Handelsgeſetze mehrfah ein 
geſetzliches Pfandrecht verliehen if, weshalb die Regel, daß Aus⸗ 
nahmebeftimmungen firenge auszulegen find, bei biefer Enticheidung 
nicht beirrt.* In dem gegen bie obergerichtliche Entſcheidung ein- 
gebradhten Revifionsrecurfe wurde zunächſt betont, daß dieſer Recurs 
nicht als gegen gleichlautende Entſcheidungen gerichtet betrachtet 
werden könne, weil die beiden Untergeridhte in der Motivirung 
bon geradezu entgegengejegten Standpunkten ausgehen. Es wurbe 
ferner hervorgehoben, daß zur Ausbanung bes Theaters auf bem 
fragliden Grundſtücke Fleiß und Mühe aufgewendet werben mußte, 
daß es fih aljo nicht um einen Miethvertrag. handle; daß ber 
8. 1101 des a. 6. ©. 8. deshalb, weil auch andere Geſetze Pfanp- 
reht ex lege einräumen, noch nicht aufhöre, ein Ausnahmsgeſetz 
zu bilden, und daß endlich fein Grund abzufehen wäre, warım ber 
Geſetzgeber nach der Anſchauung des Obergerichtes gerade dem Ber- 
mietber ein binfichtlich der Objecte ganz unbeſchränktes Pfandrecht ein- 
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räumen wollte, während er das Pfandrecht des Verpächters auf 
beftimmte Gegenftände beichräntte. 

Der oberfte Gerichtehof fand jedoch dieſem Recurſe keine Folge 
zu geben, in der Erwägung, daß die im $. 1091 des a. b. ©. 2. 
gemachte Unterfheidung zwilhen Mieth- und Pachtvertrag ſo auszu⸗ 
legen iſt, daß jeder Beſtandvertrag ſich in die eine oder andere Art 
reihen läßt; daß bei dieſer Unterſcheidung die unmittelbare Ge⸗ 
brauhäbeftimmung in's Auge zu fafjen ift, und daß im vorliegenden 
Falle die Grundflähe in Beftand gegeben wurde, nicht zur frucht:- 
bringenden Bearbeitung des Bodens felbft, fondern zum Gebraude 
derfelben als Raum, um daſelbſt eine Ermwerbsunternefmung zu er« 
richten, deren Betrieb erft zur Einbringung eines Gewinnes zu be: 
nügen war; daß demnach unter Feftbaltung der Auffafjung des Ober- 
gerichte® in ben gleihförmigen untergerichtlihen Entſcheidungen eine 
Berlegung des Geſetzes nicht gefunden werben fonnte. 


Nr. 2806. 

Abgrenzung des ftreitigen Verfahrens vom nichtitreitigen : 
Aufftellung eines Verwalters einer gemeinfamen Sache. 
2. ‚4. Dun 1098 1867 — 4777 GBeſt. des Decr. des B. G. Hernals v. 
ir Dr des Derr. u L. ©. Wien vom 

1867, Nr. aa, Mi 1868, Nr. 52, ©. 5. 1867, ©. 206. 


Die A, ——— von zwei Häuſern, bat in einem Ge⸗ 
fuche um Anordnung einer Tagſatzung zur Einvernehmung ihres Gatten 
B, des Mitbefigers ver Häuſer über einen gemeinſchaftlich aufzuſtellenden 
Verwalter derfelben, eventuell, falls feine Einigung erzielt würde, 
gemäß 8. 836 a. b. ©. DB. um Beſtellung eines Verwalters biejer 
beiden Häufer. Bei der auf dieſes Geſuch angeordneten Tagſatzung 
wurde eine Einigung der Parteien nicht erzielt und die Geſuchſtellerin 
wurde nun von der erſten Inſtanz angewieſen, ihre Anſprüche im 
ordentlichen Rechtswege, d. h. mittelſt Klage, geltend zu machen. Das 
O. L. ©. bat auf den Recurs der A bie erſtgerichtliche Entſcheidung 
babin abgeändert, daß die Aufftellung eined Verwalters der Häufer 
bewilligt, zur Wahl eines foldhen die Kinvernehmung beider Theile 
veranlagt und für ven all, als ein Einverſtändniß nicht erzielt werden 
follte, diesfalls mit der gerichtlichen Beftelung eines gemeinfchaftlichen 
Berwalter® vorgegangen werde; denn es handle fi hier um die Ver: 
waltung von Saden, woran beiden Theilen gleiche Eigenthumsrechte 
zuftehen, daher um Ausführung der gefelichen Beftimmung bes $. 836 
0.6. ©. B. Hiebei fei weder über ein ftreitige® Rechtsverhältniß zu 
entieiden, noch ein Beweisperfahren nothwendig, daher bie Durch⸗ 
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führung eines Rechtsſtreites nicht erforderlih (SS. 2 und 7 des Ge⸗ 
feges vom 9. Auguft 1854 über das Verfahren außer Streitfachen) 
und erſcheine, da es fi) eben um vie Verwaltung handelt, die Ein- 
freitung und Verfügung um fo dringliher, weil es fih um eine 
proviſoriſche Maßregel zum Schuge des Eigenthumes handle und hie- 
durch das gleiche Recht für beide Theile gewahrt werde, indem aud 
dem früheren Zugeftänpniffe der Berwaltung durch ven Ehegatten für 
denſelben uoch keineswegs das Recht erwachſen fei, gegen den aus⸗ 
drücklich ausgeſprochenen Willen feiner Gattin für fie vie Verwaltung 
fortzufegen. 

Der oberfte Gerichtshof heftätigte den erftrihterliden Be- 
jcheid in Erwägung, daß es ſich nicht lediglich um die im $. 836 
des a. b. ©. DB. vorgefehene, eventuell durch den Richter zu trej⸗ 
iende Wahl der Perfon eines Verwalters einer gemeinfchaftlichen Sache, 
fondern erft um die Entiheidung der Frage handelt, ob die A, nachdem 
fie die Eheſcheidung beabfihtigt und deswegen ihrem Gattten B bie 
Berwaltung ihres Vermögens zu entziehen erflärt hat, bereditigt jet, 
zu begehren, daß für die Häufer, an deren Miteigentbum fie ge- 
ſchrieben fteht, im Intereſſe beider Ehegatten eine vritte Perfon als 
Berwalter aufgeftellt werve; daß über die Frage der unbebingten 
oder bedingten Verpflichtung eines Theilhabers zur Geſtattung einer 
wichtigen Veränderung, welche zur befjeren Benugung einer gemein: 
ſchaftlichen Sache vorgeihlagen wird, wohl gleihmäßig wie im 
8. 836, auch im $. 835 a. 6. ©. 3. der Richter zur Entiheibung 
berufen erſcheint, daß es fi) aber dabei und namentlich auch im vor: 
liegenden Falle um die Entſcheidung einer Rechtsfrage handelt, 
wobei nicht lediglich das Vorliegen einer Gemeinſchaft des Eigen⸗ 
thumes genügt, fondern noch einfchlägige beſondere Verhältniffe von 
Einfluß fein können, deren Unterfuhung nicht von Amtawegen vor⸗ 
zunehmen ift; dag nad den SS. 108 und 117 des a. b. G. B., 
wenn bei einer Eheſcheidung Streitigkeiten vortommen, welde ſich 
auf die Abjonderung des Vermögens oder auf andere Forderungen 
umb Gegenforberungen beziehen, bei dem Mangel der Erzielung eines 
Bergleihes die Parteien (mit alleiniger Ausnahme des im ojficiöfen 
Wege für Gattin und Kinder inzwiſchen zu beſtimmenden Unterhaltes) 
auf das ordentliche Rechtöverfahren zu verweifen find; daß wegen ber 
Haren Analogie diefe Vorſchrift auch auf den vorliegenden Fall der 
beabfihtigten Einleitung der Eheſcheidung Anwendung findet ; daß zur 
Anorbnung einer Sequeftration im Sinne der allgemeinen Gerichts- 
ordnung die gejeglichen Beringungen nicht nachgewieſen find. 
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Nr. 2807. 


Behandlung rüdftändiger Bermögensübertragungsgebühren 
bei der Meiftgebotsvertheilung: Unwirkſamkeit ver nach Ablauf 
ber dreijährigen Verjährungsfriſt erwirkten Intabulation, 


Eutſch. v. 5. Inni 1867 ar 4707 (Bet. der nietafürigen Deer. bes 
B. ©. Hernals v. 15, an Tat une be O. L. G. Wien 
v. 24, * 1867 Nr. 7813). G. 3. 1887 Nr. 58 


Bei der am 15. März 1867 gepflogenen Berfandtung über 
die Bertheilung des Meiftgebotes einer Realität begehrte das Aerar 
die Berichtigung eines Reſtes von 65 fl. einer Bermögensübertragungs- 
gebühr als Borzugspoft, bezüglich welcher Gebühr der Zahlungsauftrag 
der zahlungspflichtigen Partei zwar ſchon am 4. Iuli 1862 zugeitellt, 
jeboch derfelben fpäter noch die Frift bis Georgi 1864 ertbeilt, und 
am 12. September 1866 (alfo vor der am 8. November 1866 ftatt- 
gefundenen Feilbietung) die Einverleibung auf die Realität war erwirkt 
worden, jo daß mit Rüdfiht auf den von Georgi 1864 beginnenden 
Berlauf der dreijährigen Berjährungszeit, dann die durch Die Einver⸗ 
leibung gefchehene Unterbrehung ber Verjährung, wenn man ſchon 
ben Ablauf der dreijährigen Frift annehmen wollte, das Vorrecht des 
Aerars gewahrt fei. Das Aerar berief fi) dabei auf die Minifterial« 
verordnung vom 3. Mat 1850, R. ©. BL. Nr. 181, Abſatz III, 14, 
und $. 11 des Gejeges vom 13. December 1862, R. ©. BI. Nr. 89, 
wonach das Vorrecht der Gebühren erft nad Ablauf der zur Bes 
rihtigung derfelben offenftehenden Friſt zu erlöſchen bat, dann, daß 
das Befugnif der Behörden, Termine zur Zahlung zu ertheilen, dem 
Rechte des Aerars nicht abträglih fein kann. — Alle drei Inftanzen 
erkannten dem Aerar das Vorrecht nicht zu. Die erfte Inftanz, weil 
das Vorrecht bereits mit 4. Juli 1865 verjährt war, weldhe Ber- 
jährung durch die gegebene Zahlungsfrift nicht unterbrochen wurde, 
indem dadurch die Rechte der Satgläubiger beeinträchtigt würden ; 
bie zweite Inſtanz in ver Erwägung, daß nad 8. 11 des Geſetzes 
vom 13. December 1862 die geleglihe und nicht die verlängerte 
Friſt maßgebend ift, durch das Einverftänpniß der Gebührenbehörbe 
mit dem Schuloner den Rechten der Gläubiger nicht entgegengetreten 
werben kann und auch die Einverleibung erft nad) eingetretener Ber: 
Rötung angefudht wurde. 

er oberfte Gerichtshof ftüßte fih auf Nachſtehendes: Zuge⸗ 
gebenermaßen ift ber gebührenpflidhtigen Partei ver Auftrag zur Zah⸗ 
“kung jener Summe, deren Reft die 65 fl. bilden, am 20. Mai 1862 
zugefiellt worden, wonach das gefeglihe VBorreht der Gebühr am 
20. Mai 1865 verjährt war (Miniſterialderordnung vom 3. Mat 1850, 
Ar. 181, III, 14) und die Verjährung nicht erfl mit der bis Georgi 
1864 von der Finanzbehörde erweiterten Frift begonnen hat, da 
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das Gejeg vom 13. December 1862, Nr. 89, im $. 11 beftimmt, 
daß das Vorrecht in dem Falle, wo dad Geſetz — alſo nicht eine 
Behörde — Friften zur Entrihtung der Gebühr gegeben hat, erft 
nad) drei Fahren vom Verlaufe der betreffenden geſetzlichen — nicht 
wie im Recurſe gejagt wird, der ertheilten oder erweiterten Friſt zu 
erlöfhen bat. Auch wäre e8 mit dem Vertrauen, welches bie öffent- 
lihen Bücher genießen jollen, nicht vereinbar, wenn Gebühren, bie 
über drei Jahre oder noch länger rüdjtändig find, zum Nachtheile 
der Gläubiger ein Vorrecht genießen follten, weil dem Zahlungs⸗ 
pflitigen noch weitere riften gegeben werben, von denen die Gläu⸗ 
biger feine Kenntniß haben, bie vielmehr vermöge des Zeitpunktes 
des Entſtehens der Gebühr jelbe für längft berichtigt, oder doch deren 
Vorrecht für erlofhen Halten müffen. Die am 12. September 1866 
gefchehene Einverleibung der Gebühr konnte Dod eine bereitd am 
20. Mai 1865 eingetretene Verjährung nidyt unterbreden und das 
fhon verlorene Vorredht wieder aufleben machen. Endlich mag das 
Zuwarten des Xerard fein Recht dem Schuldner gegenüber nicht 
beeinträchtigen, wohl aber Tann biefes im Berbältniffe zu ven 
Hypothekargläubigern ebenjo gejchehen, wie es bei legteren der Fall 
ift, wenn fie dem Schuldner Friften über die Berjährungszeit hinaus 
zugeitehen. 


Jr. 2808. 
Nichterecutive Einverleibung auf Grund eined Schiedöfpruches. 


gatidı: v. 6. Juni 1867, Nr. 4548 (Belt. des Decr. des 2. G. Lemberg v. 
7. Jänner 1866, Nr. 62150, Ahänd. des gen. des D. 8. 6. Lemberg v. 
10, Anguft 1866, Rr. 15545). G. 3. 1867, Nr. 83 


A. batte mit B das Uebereinkommen getroffen, ihre Streitigleit 
einem Schiedsgerichte zu unterziehen und B in dieſem Ueberein⸗ 
tommen bereit8 bewilligt, daß bie aus dem künftigen Schiedsſpruche 
für A fi etwa ergebenben Rechte auf feine Realität einverleibt 
werben können. Als nun ein folder Spruch zu Bunften des A erfolgt 
war, bat viefer bei der Realinſtanz um Imtabulation oder doch Prä⸗ 
notirung ber ihm zuerfannten Anſprüche. Die erfte Inftanz bewilligte 
auf Grund des ompromißvertrages und bes ſchiedsgerichtlichen 
Urtheiles blos die Pränotirung, weil die Intabulation der im ſchieds⸗ 
richterlichen Vergleiche jeitens de® B eingeräumten Hypothek auf Grund- 
lage des Urtheils begehrt wird, welches aber, wenn deſſen Erecution 
nit vom zuftändigen Richter bewilligt wurbe, feine tabularfähige 
Urkunde ift und die Intabulirung nicht zuläfftg macht. Die zweite 
Suftanz bewilligte die Einverleibung: denn B hat anticipativ in ber 
Compromißverfchreibung die Intabulirung der in Rebe ftehenden aus 
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dem Schiedsſpruche für den Bittfteller fi ergebenden Rechte bewilligt, 
daher eine neuerliche Auffanbung nicht mehr nötbig war; ed bat fomit 
Bittfleller die Intabulation diefer Rechte nicht im Wege der Execution 
bes Schiebsfpruches, jondern zur Sicherftellung derſelben, mithin ganz 
gegründet, bei der Realbehörde angefucht. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte bie Enticheivung ber erfien 
Inftanz. Gründe: B bat das Begehren um Imtabulation nicht im 
Erecutionswege bei dem zuftänbigen Erecntionsrichter, fondern nur im 
Siherftellungswege bei der Kealinftanz angefudt: in dem Sicher⸗ 
ftellungswege aber kann ein Schiedsſpruch nad) den Beftimmungen ber 
88. 432 und 435 a. b. ©. B., dann nad) Analogie des Hofbecretes 
vom 24. Dec. 1798, 3. ©. ©. Nr. 446, als eine intabulations- 
fähige Urkunde nicht angefehen werben. Die Intabulationsclaufel in 
der Compromißverjchreibung felbft entipricht den Anforberungen bes 
8.435 a. 5. ©. B. keineswegs, weil in derfelben die zu intabulirenden 
Rechte umd Verbinplichkeiten fpeciell nicht bezeichnet find und im 
Vorhinein nicht bezeichnet werben konnten. 


Nr. 2809. 


Sortbeftehen des ganzen Ausgedingd nach dem Tode eines 
der berechtigten Ehegatten. 


Eutiß. — . 14. N, 1867, Nr. 4552 (Beſt. deö urtb: des B. ©. Gabel p. 
ec. 1 Abänd. nes Heil. des O. L.G. Prag v. 2. April 
—* 6798). ©. 5. 1867, ©. 383, 

Die see A hatten ihr Gut mit Vorbehalt eines Auß- 
gedings verfauft und ver Käufer in der Vertragsurkunde ſich ver- 
pflihtet, dem A und feiner Gattin das lebenslängliche Ausgeding 
(Wohnung und Naturalien) za leiften. Das Gut, worauf das Aus- 
geding ficherftellt wurde, überging auf ven B und nad dem Tode 
des Ehegatten A belangte feine Witwe den B auf Leiftung des ganzen 
Naturalien⸗Ausgedings. 

Mit Abänderung des obergerichtlichen Urtheils, worin ber Klä⸗ 
gerin nnr die Hälfte ber Naturalien zuerfannt wurde, hat ber oberfte 
Gerichtshof dem Klagbegehren vollſtändig flattgegeben in Erwägung, 
daß das Wort „Iebenslänglih” im Kaufvertrage anf das ganze Aus- 
gebing bezogen werben muß, da für das Naturalien-Auögening ein 
anderer Zeitraum nicht fefigefegt ift, von einer Verringerung des 
Geſammtausgedings im Yalle des Todes eines Ehetheiles im Ver⸗ 
trage feine Erwähnung gemacht ift und eine Halbirung besfelben in 
dem bejagten Falle nur dann eintreten könnte, wenn fie im Vertrage 
ausbrüdlich beftimmt worden wäre, zumal vie Hälfte bes für zwei 
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Perſonen bemeſſenen Ausgedings nicht immer zur Verpflegung Einer 
Perſon hinreicht, welche doch bei Feſtſetzung eines Ausgedings durch 
Kaufvertrag ſtets bezweckt iſt, da dasſelbe einen Theil des Kauf⸗ 
preiſes vertritt. 


Nr. 2810. 


Einbringung rückſtändiger Vermögensübertragungsgebühren 
durch Execution gegen den ſpäteren Erwerber des Gutes. 


Entſch. v. 14. Juni 1867, Nr. 4622 (Abänb. ber gleichförmigen Der. 
des B. ©. Bettan v. 25. Nov. 1866, Nr. 13350, und dei O. 8, ©. Graz 
v. 5, Febrnar 1867, Nr. 1451). ©. 3. 1867, Nr. 84. &. H. 1867, ©. 408. 


Die C hatte ein liegendes Gut erworben und es ergingen au 
fie im Juni 1865 und im Jänner 1866 die Anfträge zur Zahlung 
der Uebertragungsgebühr. Ehe viefe erfolgte, verkaufte die C ihr Gut 
an B und nun richtete die Finanzprocuratur gegen diefen ein Geſuch 
um Einverleibung des erecutiven Pfandrechted. Die erfte und zweite 
Inftanz ſchlugen das Geſuch ab; die erfte, weil nad) Vorſchrift bes 
Minifterialerlaffes vom 27. December 1859, R. ©. BI. Nr. 236, 
wenn es fi) um Geltendmachung ver im $. 72 des Patented vom 
9. Februar 1850, KR. ©. Bl. Nr. 50, und im Ab. III, 14 der 
Min.:Bdg. vom 3. Mat 1850, R. G. Bl. Nr. 181, ausgeſprochenen 
Haftung der bezüglihen Sache für die Gebühr handelt, nit nur 
die Geſuche um Eintragung der Zahlungsauflage gegen den bücherlich 
eingetragenen Eigenthümer der zu belaftenden Sache mit ber aus: 
drüdlihen Bezeihnung als Befiger ver haftungspflidtigen Güter zu 
richten find und ebenfo ver diefer Perſon zuzuftellenpe 
Zahlungsauftrag zu lauten bat; daß aber die dem Geſuche alle- 
gieten Zahlımgsanfträge nur gegen C umdb nit gegen B ald Be- 
figer des baftungepflihtigen Gutes lauten. Das Dbergeriht bezog 
fih auf viefe Gründe ımd fügte bei, dag der Minifterial-Erlaß vom 
27. December 1859, Nr. 236, ausdrücklich vorfehreibt, daß der dem 
grundbücerli eingetragenen Cigenthümer zuzuſtellende Zahlungs- 
auftrag mit der Bezeichnung: „als Beſitzer des haftungspflichtigen 
Sutes“ zu lauten babe, was auch ſchon darans hervorgeht, daß, 
bevor gegen den vom perjönlich Verpflichteten verfchiedenen Be⸗ 
figer des Gutes die Einverleibung des executiven Pfandrechtes 
erwirkt werden Kann, demſelben der Zahlungsanftrag zugeftellt und 
rechtsfräftig geworben fein muß und hiefür die vom Gelege aus: 
geiprodene Haftung, welche ohnehin während der Dauer der den 
Uebertragungsgebühren eingeräumten Priorität unbeirrt bleibt, nicht 
genügt. 
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Auf den außerordentlichen Revifionsrecurd der Finanzprocu⸗ 
ratur bewilligte der oberfte Gerichtshof die gebetene erecutive Ein- 
verleibung, „weil derlei Gebühren zufolge $. 72 des Patente vom 
9. Februar 1850, Nr. 50, auf der Sache haften, in Gemäßheit 
der Minifterigl-Berorbnung vom 3. Mai 1850, Wr. 181, anf bie 
Dauer von’ brei Yahren vor allen anderen darauf erfichtlichen For⸗ 
derungen ein Vorrecht haben, demnach im Sinne de8 8. 443 a. b. G. B. 
anf jeden weiteren Eigenthbümer ber damit behafteten Sache über-. 
geben; die fraglichen Gebühren zu einer Zeit entftanden find, wo C 
bie haftungspflichtige Sache noch felbft befefien hat, daher die Zahlunge- 
aufträge gegen fie gejeglich erlafien wurden und in Rechtskraft er- 
wachſen find; weil ferner die Yinanzprocuratur ihr darauf geftügtes 
Erecutionsgefudh and) gegen B als neuen Eigenthümer der Realität 
gerichtet, fomit auch dem Meinifterialerlaffe vom 27. December 1859, 
Nr. 236, kraft deſſen ſolche Gefuche gegen ven jeweiligen Eigenthümer 
gerichtet fein, aber deswegen nit auch die Zahlungsauflagen- auf 
feinen Namen lauten müfjen, volllommen entfprocdhen hat.“ 


Nr. 2811. 

Erecutive Feilbietung eines gemeinfchaftlihen Gutes: Un- 
giltigkeit des Actes gegenüber einem der Miteigenthümer. 
Entſch. 9. 18, et Nr. 5249 (Beil. ded dad Decr. des L. 2 Bien 
2 5. Mile 1000, A 1 abänd. Decr. des O. L. G. Wien v. 18. April 

1867, Nr. ©. 3, 1867, I, 78. 6, 9. 1867, 6, 8 

Es wurde am m 26 —— 1867 die den Eheleuten Karl und Anna 
B gehörige Realität feilgeboten, von A erſtanden, vom Gerichtshofe aber 
in Erledigung des Weilbietungsprotofolles „bei dem Umftande, ald über 
das Vermögen des Karl B bei demſelben Landesgerichte am 23. Februar 
1867 der Concurs eröffnet worden war, die obige Yeilbietung ber 
zur Hälfte dem Karl B gehörigen Realität als nicht zu Recht beſtehend 
erlärt". Das D. 8. hob anf Recurs des Erftebers dieſen 
Beſcheid, infoweit damit nd bie in Anfehung der der Anna B ge- 
börigen Hälfte vorgenommene Yeilbietung als nicht zu Recht beſtehend 
erflärt wurde, auf, da ohne Einfchreiten der betbeiligten Parteien zu 
einem ſolchen Ausſpruche feine Beranlaffung vorlag, übrigens es feinem 
Anſtande unterliegen farm, den auf dieſe Haushälfte entfallenden 
Antheil des Meiſtgebotes zu ermitteln, auch Tein Grund vorliegt, bie 
in Anfehung biefer Realitätenhälfte vollzogene Execution als rechts— 
unwirkſam zu erklären. 

Dagegen ergriff Anna B den Recurs, welden der oberſte Ge⸗ 
richtahof aus den obergerichtliden Gründen verwarf. 
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Nr. 2812. 
Reformatio in pejus bezüglich des Ausſpruches über die 
Proceßkoſten. 
— t Beſt. nnd Abänd, der 
Jen Nr. 4971 (theitweife Beſt. — 


—— an 9 — Br. 68 und bea D. 8. 0 
. NRürz .9 Gasz. d. Trib 1868, Ar, 38 u. 34, 


In einem Proceß sat Die —* Snftanz der Bellagten einen 
Erfüllungseib und einen Haupteid aufgetragen, viejelbe, wenn fie ven 
einen ober den anderen Eid ſchwört, klagfrei geſprochen und zugleich 
den Erſatz der Proceßkoſten ihr zuerkannt, in dem Falle aber, daß ſie 
feinen der Eide ableiſtet, dem Klagbegehren ſtattgegeben und die Be⸗ 
klagte zum Erſatz der Proceßkoſten verurtheilt. Auf die nur vom 
Kläger ergriffene Appellation beſeitigte das D. L. ©. den Erfüllungseid, 
ſprach aber zugleich für alle Fälle die Compenſation der erſtge⸗ 
richtlichen Proceßkoſten aus. Dagegen ergriffen beide Parteien die 
Revifionsbefhwerde: Die Beklagte wegen Eliminirung des in erſter 
Inſtanz alternativ zugelaſſenen Erfüllungseides; ver Kläger mit der 
Bitte um Zuerkennung des Erſatzes der erftgerichtlihen Proceßkoſten 
bet Nichtablegung des der Beklagten aufgetragenen Haupteives. 

Der oberfte Gerichtshof hat, mit VBerwerfung der Beſchwerde 
der Beflagten, jener des Klägerd in der Erwägung ftattgegeben, daß 
das O. L. G. indem es, der Appellation des Klägers entiprechend, 
ben in erfter Inſtanz alternativ zugelafienen Erfüllnugseid der Geg⸗ 
nerin befeitigte, die Rage, in welche der Kläger in Betreff ver Proceß⸗ 
toften durch das im Koftenpunfte unangefochten gebliebene Urtheil 
bes erften Richters geſetzt worden war, nicht mehr zu feinem Nach—⸗ 
theile abändern burfte. 


Nr. 2813. 

Unzuläſſigkeit der Erecutionsführung auf das feilgebotene, 
aber dem Erſteher noch nicht zugefchriebene Gut durch 
Gläubiger des bisherigen Beſitzers. 

€ v. ni 1867, Nr. 5247 (Abund. der gleichfö D 
ee. —S— 5 — — ee ® 

Wien dv. 24, April 1867, Nr. 7881). ©. 3. 1868, Nr. 20. 

B erftand bei ver im Sabre 1861 ftattgefundenen erecutiven 
Beräußerung das dem C gehörige Grundſtück, erwirkte aber die Ein» 
verleibung feines Eigenthumsrechtes erft im Juli 1864, hatte auch 
von ber in den Ficitationsbepingnifien dem Erfteher eingeräumten Be⸗ 
fugnig, feine Rechte aus dem Teilbietungsprotofolle fogleih auf ber 
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Realität ficherftellen zu laffen, feinen Gebrauch gemacht. Mittlerweile 
war ſchon im „Jahre 1863 dem Gläubiger A des noch immer ale 
Eigenthümer im Grundbuche erfheinenden C die .‚Pränotirung und 
am 18. Februar 1864 — aljo vor der Befiganfchreibung bes A vom 
Juli 1864 — die erecutive Einverleibung des. Pfanprechtes für eine 
Forderung an C, fohin au am 2. April 1864 die executive 
Schägung des Grundes bewilligt worden. Daranf begehrte A in 
einem wider feinen Perſonalſchuldner C und den neuen Grundeigen⸗ 
thümer B gerichteten Geſuche die erecutive Feilbietung des Grundes, 
welchem Geſuche in erſter und zweiter Inſtanz ſtattgegeben wurde, 
von letzterer mit der Motivirung, daß die Unterlaſſung der grund⸗ 
bücherlichen Einverleibung des Licitationsprotokolles dem B zur Laſt 
fällt; daß die Pränotirung ſchon zur Zeit der Vergewährung haftete 
und nur im Rechtswege die Löſchung derſelben durchgeführt werden 
kann und überhaupt die Bewilligung ver Feilbietung durch den $. 6 
ber faiferl. Verordnung vom 19. September 1860, R. ©. Bl. Nr. 212, 
gerechtfertigt erjcheint. 

Der oberfte Gerichtshof änderte diefe Entſcheidungen ab und ver- 
weigerte bie Yeilbietung. Denn ber fraglicde Grund ift bereits im 
Juni 1861 im Wege der erecutiven Feilbietung von B ald Meift- 
bieter erftanden worden. Als folder hatte er nur die Verpflichtung 
übernommen, die auf jelben haftenden Schulden nah Maßgabe des 
Meiftgebote® zu berichtigen, und A konnte durch bie nach der Feil⸗ 
bietung erwirkte Pränotirung nur Rechte auf das Meiftgebot, fofern 
ex nicht ſchon bezahlt war, keineswegs aber auf neuerliche Feilbietung 
— außer dem nicht als vorhanden behaupteten alle der Nichtzu- 
baltung der Licitationsbedingniſſe — erlangen. Bei der entgegen- 
gefegten Anfiht würde man auf die Inconfequenzen gerathen, daß 
Niemand mit Sicherheit auf ein Reale mitbieten könnte, indem es 
anderen Öläubigern des Erecuten immerhin möglich bliebe, ein Pfand- 
recht daran zu erwirfen, bevor ber Erfteher feine Rechte grund- 
bücherlich ficherftellen kann; ferner, daß ein erft nach der Yeilbietung 
eintretender Pfandgläubiger zu feiner Befriedigung kommen könnte, 
während mande vor der Teilbietung ſchon beftartvene Gläubiger wegen 
Unzulänglichleit des Kaufpreifed leer ausgingen. Es wäre baher in 
ber neuerlihen Tseilbietung ein offenbares Unrecht gegen B gelegen. 


Nr. 2814. 

Abänderung der im Urtheile feſtgeſetzten Eidesformel: 
Eutſch. v. 25. Juni 1867, Nr. 5868 (Beit. des Decr. ded L. G. Brünn 
6. 19, März 1867, Nr. 2496, Abänd. des Deer. des D. 2%. G. Brünn v. 

8. Mai 1867, Nr. 4964). ©. 5. 1867, ©. 886, 
Der Haupteid, wovon die Berurtheilung des DBellagten B zur 
Zahlung von 469 fl. an ben Kläger A abhängig gemacht war, lautete 
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dahin, daß B dem A für gelaufte Waaren einen Reſt von 469 fi. 
ſchuldig geblieben fei, und wurde dem A ſtillſchweigend zurüdgeichoben. 
Bei der auf die Eidesantretung desfelben angeorpneten Tagfahrt er- 
Härte A, nah genanerer Durchſicht feiner Bücher gefunden zu haben, 
daß der Schulpreft des B nur 457 fl. beträgt und ftellte das Be- 
gehren, zur Beſchwörung diefer Fleineren Summe zugelaffen zu werben. 
Dagegen proteftirte B, und die contradictorifhe Verhandlung wurde 
vom Gerichte erfter Inftanz durch Bemilligimg der Vitte bed A er: 
ledigt, mogegen das O. L. ©. dieſelbe abwies. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte den erſtgerichtlichen Beſcheid 
mit dem Zuſatze, daß in Folge der Aenderung der Eivesformel der 
im Urtheile bedingt zuerfannte Betrag um 12 fl. vermindert wird. 
Gründe: Die von A beantragte Faffung des Haupteides nimmt 
Einfluß nur auf die Höhe der Schuld des B und bezwedt eine Be⸗ 
rihtigung der in Der Klage enthaltenen Berechnung diefer Schuld, be⸗ 
ziehentlich des der Klage beigeſchloſſenen Buchauszuges. Die Berich⸗ 
tigung eines Rechnungsfehlers kann jedoch mit Rüdficht auf 8. 1388 
a. b. ©. B. felbft nad gefälltem Urtheile nicht vermehrt werpen. 
Durch diefe Aenderung der Eidesſormel wird aud fein Nachtheil 
für B, vielmehr der Bortheil herbeigeführt, daß fi feine Schuld an 
A um 12 fl. vermindert, was als nothwenbige Folge der Aenderung 
in der richterlichen Entſcheidung auszudrüden war. Durch die geiek- 
—F Bor (8. 205 a. ©. 9. und Hofdecret vom 17. Yuli 1787, 

. Nr. 607, über den zurüdgefhobenen Haupteid, worauf 
* 8 L. ©. in feiner Motivirung bezog), daß ber Eid fo ab- 
gelegt werben muß, wie er im Urtheile aufgetragen ift, ift nicht auch 
die Unftatthaftigkeit jeder Berichtigung der Yormel nah dem er: 
gangenen Urtbeil, wenn der Gegner damit nicht einverflanden wäre, 
ausgeſprochen; fie ift vielmehr zuläffig, wenn — wie hier — aus 
ver Bernehmung des Gegner offenbar wird, daß die beantragte 
Aenderung das Welen des Proceſſes in der Rechtsfrage gar nicht 
berührt und dem Rechte des Gegners in feiner Weife abträglich ifl, 
da es mit dem wirflihen Rechte nicht im Einflange ſtehen würde, ben 
Derluft des Proceſſes darauf zu verhängen, daß die Partei einen 
Nebenumftand nicht zu beſchwören vermag, deſſen Unridtigleit von 
ihr erft nachträglich erfannt wurde und der fi ohne Beeinträchtigung 
der Öegenpartei aus der Eidesformel befeitigen läßt. 
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Nr. 2815. 


Widerruf der bereit erfolgten Annahme ber Erbserffärung 
dur das Gericht. Einfluß der einem Mönche ertheilten 
Dispenjation auf deſſen Erbrecht. 


Entih. ©. v. 3. Jul 37 Nr. * (Bet. der : gleichfürn örmigen Der. de 
Briun, v. 12, Mürz 1867, Nr G. Brünn v 
7. Mai 1867, Nr. 4186). rw 9. ber, Nr. 377. 


Die vom Abhandlungsgerichte erft angenommene Erbserflärung 
bed A zum Nachlaß des ohne Teftament verftorbenen M wurde auf 
‚ven von den anderen Succeſſionsberechtigten erbrachten Nachweis, 
daß A Benebictinermönd ift, zurückgewieſen und diefer Erlaß vom 
O. 2%. ©. beftätigt. 

A ergriff den Reviſionsrecurs, welchen der oberfte Gericht&hof 
verwarf. Gründe: Im formeller Beziehung kann in ber Anficht 
ber Untergerichte, daß die Abhanplungsbehörde berechtigt jet, ihre 
frühere Erledigung der Erbserklärung des A, reſp. bie Annahme 
derfelben, in Folge des gelieferten Beweiſes feiner Erbunfähigfeit,. 
wieber aufzuheben und bie Erböerklärung zurüdzumeifen, eine Nichtig- 
fett oder offenbare Ungerechtigkeit nicht erkannt werden, umfjoweniger, 
als die erfte Erledigung in Folge mangelhafter Nachweiſe und ver 
Berfhweigung von Thatſachen ergangen war und der Stand ber 
Angelegenheit durch die Ergänzung der Erbsertlärung weſentlich ge- 
ändert worden ift. In merito: Benedictiner-Orbenspriefter unterliegen 
dem Amortifationdgefege und find geradezu erbunfähig. Den Orbens- 
obern fteht aber nicht das Recht zu, Dispenfationen von den geltenden 
Staatsgefegen zu ertheilen. 


Nr. 2816. 
Ablegung des einer Gefellfchaft auferlegten Eides nad 
Auflöfung derfelben durch einen der Gejelljchafter. 
er v. 8, tod, I. Sr 1867, Nr. 5601 (Beit. 4 das are. F ED: G. Wien v. 


26078, abänd. Fe v. 14, Mai 
867, Nr. 8758). ©. 3. 1867, 


In einem NRechtöftreite, den A und C als deweſene Geſell⸗ 
ſchafter der aufgelöſten Firma C & Comp. wider B führten, kam es 
auf den von „ben Klägern” abzulegenden Schätzungseid an. Gie 
troten ihn mit dem Bemerken an, daß A benjelben fchwören werde, 
maräber eine Berhandlung eingeleitet wurbe, im welcher B geltend 
machte, daft Beide, A und: C, den Eid angeboten, pie Gerichte zweiter 
und britter Inſtanz auf den Eid der Kläger, alfo Beider, erkannt 
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haben, die Kläger nicht mehr als Firma, vie bereits erlofhen war, 
einfchritten, daß der Betrag des Schadens ihnen Beiden befannt fein 
mußte und daß A niht auch für C fchwören könne. Die erfte 
Inftanz entſchied, Daß beide Kläger zur Ablegung des Eides zu er- 
iheinen haben in Erwägung, daß einerfeitd zwar beide Kläger ven 
Schätzungseid rechtzeitig angetreten haben, daß jedoch das Erkenntniß 
ausprüdlich befagt, die Kläger haben ven Schägungseid abzulegen, 
und daß im vorliegenden Falle phyſiſche Perfonen als Kläger ein- 
jchreiten, dieſelben nicht als öffentlihe Geſellſchafter Hagen, und daß 
in den Satzſchriften nirgends gefagt wird, daß ber Ein, zu weldem 
ſich vielmehr beide Kläger ausprüdlich erboten haben, nur von Einem 
aus ihnen, fpeciell von A, abzulegen fei. Die zweite Inſtanz er- 
tannte: der Schägungseib fei dem Geſuche gemäß von A allein ab» 
zulegen. Deun im Erkenntniſſe wird der fraglihe Eid den Klägern 
nur collectiv vorbehalten, ohne daß darin das Wort: „Beide“ ange 
führt und ohne daß die Berfon, welde den Eid abzulegen bat, benannt 
eriheint. Die Auslegung dieſes Erkenntniſſes dahin, daß beide 
Kläger den obigen Schägungseid abzulegen haben, erjcheint nicht 
gerechtfertigt, vielmehr muß es als hinveihend und dem Sinne und 
Seifte des Erkenntnifſes entiprehend angejehen werben, daß der Eid 
von A allein abgelegt wird, weil der zu ſchwörende Schätungseib 
fi) auf Thatſachen bezieht, welde in die Zeit ver zwiſchen beiben 
Klägern beftandenen Handelsgeſellſchaft fallen, und weil jeder ber 
beiden Kläger die legtere zu vertreten berechtigt war. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtlihe Entſchei⸗ 
dung. „Denn fowohl nah Inhalt der Wirerflage ver A und C, 
wie ber früheren Klage des B gegen Beide, „als gewefene öffentliche 
Geſellſchafter ber Firma C & Comp.“, haben dieſe gemeinſchaftlich 
und in legterwähnter Eigenſchaft das dem Rechtsſtreite zu Grunde 
liegende Gefchäft mit B geſchloſſen. Seine durchgehends an C & Comp. 
oder an A gerichteten Briefe zeigen, daß er nur mit der Firma, und 
indbefondere mit A perfönlidh den Bertrag abſchloß. Es ift demnach 
jeder der beiden gewejenen öffentlichen Geſellſchafter, namentlid aber 
A beredtigt, den Betrag des den beiden Mitgliedern obiger Gefell- 
Ihaft zugegangenen Schadens ſchätzungsweiſe zu beſchwören. 


Nr. 2817. 


Verhandlung in possessorio summariissimo über unbe- 
fugte Ausdehnung der Servitut ? 
Zuti. v. 3, Inli 1867, gr. 5505 je 05 (Ben. & der x gleihförmigen Deer. hei des 8. G. 


Te — 8. März 
719). ae A Tb 1867, Nr. 28 und 4. G. 3. Br, fer 2e 


Auf bie lage des B gegen A war in possessorio summariissimo 
entſchieden worben, daß A den B im Beflge des Rechtes, einen großen 
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Bottich („una mastella grande“), der zwei Brunneneimer hielt, täglich 
mit Wafler von ver Eifterne des A zu füllen, geſtört und dieſen 
Waſſerbezug dem B ohne ferneren Widerſtand zu geftatten habe. 
Als nım B, der fein Recht auf die letztwillige Anordnung des Autors 
bed A gründete, anfing, fich besfelben in ausgiebigerem Maße zu 
bevienen, indem er täglich einen größeren, vier Eimer haltenven 
Bottih füllte, wurde er von A megen dieſer Ueberſchreitung in 
possessorio summariissimo belangt. Das Gericht erfter Inftanz wies 
die Klage ab, weil die Frage nad) dem größeren ober kleineren Umfange 
ber Dienftbarkeit, vie B nach dem voranfgegangenen gerichtlihen Er⸗ 
kenntniß thatfächlich befitzt, außer dem Bereiche des possessorium summa- 
riissimum liegt, folglid bier nicht zu entſcheiden if. Das O. L. ©. 
beftätigte dieſes Erkenntniß und bemerkte in feinen Motiven, daß B, 
indem er täglich einen großen Bottih Waſſer aus der Eifterne des 
A fchöpft, von dem in der legtwilligen Verfügung ihm eingeräumten 
und vom Richter im vorigen Proceß ihm zuerlannten Recht Gebraud 
macht; daß der Marimalgehalt des Vottichs, den er filllen barf, nicht 
um gegenwärtigen pofjefjoriihen Streit zu entſcheiden ift, und daß Die 
Thatſache, daß B durch das Schöpfen einer Waſſermenge, welche dem 
Gehalt eines Gefaäͤßes von ver in ber Klage bezeichneten Größe ent⸗ 
ſprach, feine bisherige Ausübung des Waflerbezuges ausgedehnt und 
fomit den Befig des Klägers geftört hat, weder aus den Acten fich 
ergibt, noch durch den vom Kläger angetragenen Zeugenbeweis feit- 
zuftellen wäre, wenn aud die Zeugen feine desfallfigen Anführungen 
vollfländig beftätigten. 


Nr. 2818. 


Nichtigkeit eined gerichtlichen Vergleiches wegen der beim 
Abſchluß und ver Intimirung desſelben vom Gerichte be- 
gangenen Formfehler. 


4, Juli 1867, Nr. ufbeb. ber gleihförmigen Urth. 
— 6, Bachunic n. Do „Sep. io, di Er ee 
alan v. 11. Eept. 1 1866, 10068), © 6. 5. 1888, Er. 

* die Klage des A wider B pto. Zurückſtellung eines Grund⸗ 
ſtückes lam noch vor der Einrede ein gerihtliher Vergleich zu Stande, 
wonach in dem Falle, Daß von drei namhaft gemachten Zeugen zwei die 
Behauptung des B, das Grundſtück von A gelauft zu haben, beftätigen 
werben, dasſelbe dem B verbleiben — im entgegengefeßten Tsalle aber 
B zur Herausgabe des Grundftüdes verpflichtet fein fol. Das Ergebnig 
bes Zeugenverhöred mar dem Kläger günftig, welcher nun im Erecutions- 
wege die Herausgabe der Liegenſchaft begehrte. Der beiwilligende Be- 
ſcheid des Gerichtes erfter Inflanz wurde im Recurswege caffirt und 
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dem Gerichte die Fällung eines Urtheild aufgetragen, weil der Vergleich 
auf einen Beweis durch Zeugen einem Interlocut gleichzuftellen, 
mithin der Gerichtsordnung gemäß ein Enburtbeil zu fchöpfen jet. 
Diefem Auftrage entiprechend entſchied das Gericht über die Klage des 
A, welche zum Bergleihe geführt hatte, durch Urtheil zu Gunſten des 
Klägers und das D. 2. ©. beftätigte auf die Wppellation bes B 
dieſe Entſcheidung. 

Dagegen richtete B die außerordentliche Reviſionsbeſchwerde 
an den oberſten Gerichtshof, welcher in Erwägung, daß das über 
den Vergleich der Parteien errichtete Protokoll gegen die Vorſchrift 
des $. 247 der Geſchäftsordnung für die Gerichte vom 3. Mai 
1853, R. ©. Bl. Nr. 81, ohne Beiziehung eines beeiveten Schrift⸗ 
führers anfgenommen wurde; daß deſſen Inhalt auch nicht die Be⸗ 
obachtung ber im $. 193 ebendort enthaltenen Vorſchrift ergibt, 
wonad das verbindliche Erklärungen der Parteien enthaltende Pro⸗ 
tofoll vorläufig vorzulefen war; daß laut der vorliegenden Acten ven 
Parteien nur die Einfihtnahme von dem Vergleichsprotokoll und bie 
Erhebung von Abfchriften vesjelben freigeftelt nnd fomit die Vor: 
Ihrift des Hofdecretes vom 18. Juni 1813, I. ©. ©. Nr. 1054, 
außer Acht gelaflen wurde, gemäß welder bei Erledigung des über 
einen gerichtlichen Vergleih aufgenommenen PBrotololled ver an bie 
Parteien auszufertigenden Verſtändigung ber Inhalt des Vergleiches 
wörtlih einzufhalten if; daß der in Rede ſtehende Vergleich wegen 
diefer die Nichtigkeit desjelben begründenden Gebrechen wicht geeignet 
ift, die Grundlage richterlicher Entſcheidungen zu bilden — die Ar 
theile der erſten und zweiten Inſtanz und das ganze Verfahren, 
mit Ausnahme des auf die Klage erlaffenen Befcheives und des Zeugen: 
verbörsprotofolles, aufgehoben und dem Gerichte erfter Inſtanz auf: 
getragen hat, zur Erftattung ber Einrede eine neue Tagfahrt auszu- 
ſchreiben und das weitere gejegliche Amt zu handeln. 


Kr. 2819. 

Anfpruch eined vorzeitig entlaffenen Lohnarbeiters auf Ent- 
Ihädigung ? 

Entid. v lt 1007, ge (Bei: deö dad Urth. des B. ©. Kiub⸗ 


berg dv. 30 . Din, 156 os des G. Graz nam 
g ——— gr a raz 


B, in der Eiſengewerkſchaft C ale —— für ein Jahr — 
vom 25. Zuli 1862 bis dahin 1863 — angeſtellt, führte au, daß 
er am 2. Mai 1863 wegen Einſchränkung des Betriebes aus beu 
Dienft entlaffen wurde und daß die Gewerlihaft nad 8. 79 ber Ge⸗ 
werbeorbnuung vom 20. December 1859, R. ©. Bl. Nr. 227, m 
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Folge diefer vorzeitigen und ohne geſetzlichen Grund ($. 78 ebenport) 
gefchehenen Entlaffung ihm zur Zahlung der bevungenen Wochen- 
löhne vom 2. Mai bis 25. Juli 1863 und des Relutums der ver: 
tragemäßigen freien Koft und Wohnung für benfelben Zeitraum ver- 
pflichtet jet. A, welchem B feinen Anfpruch cedirt hat, belangte nun 
mit dem Cedenten als Bertretungsleifter die Gewerkſchaft auf Zahlung 
der Entfhäbigungsforderung im Betrage von 180 fl., nämlid: für 
12 Woden Lohn & 10 fl., 120 fl., und für 12 Wochen Koft und 
Wohnung 60 fl. Die Beklagte wendete ein: B habe, da er nad ber 
Reftringirung des Betriebes im Jänner 1863 (durch Auflaffung eines 
Senfenhammers) als fog. Kramrichter verwendet wurde und dieſe 
Beſchäftigung ihm nicht zufagte, den Dienft freiwillig verlaffen, womit 
jeder Erſatzanſpruch entfallen fei. Das Thatfächliche dieſer Einwendung 
wurde, bis auf den Umftand der freiwilligen Aufgabe des Dienftes, 
von B zugeftanden, welcher anf feiner Anführung bebarrte, von ber 
Gewerkſchaft entlaffen worden zu fein, und zum Beweis veffen der- 
jelben den Haupteid aufteug. Die erfte Inſtanz erfannte auf diefen 
Haupteid und auf den Schägungseid des B, daß ihm durch bie Dienft- 
entlaffung ein Schaben von 60 fl. an feinem Lohne erwachjen fei, 
und verurtheilte, unter der Bebingung dieſer Beweiſe, die Gewerk—⸗ 
haft dem Ceffionar A zur Zahlung des auf 60 fl. für Lohn und 
auf 39 fl. für Koft und Wohnung, zufammen 99 fl., berabgejegten 
Klaganſpruchs. Vom DO. L. ©. wurde die Klage unbebingt abgewiefen, 
weil in den Wällen der 88. 79 bie 81 der citirten Gewerbeordnung 
bie Grundfäge des a. b. ©. B. über Schadenerfag zur Anwendung 
zu bringen feien, mithin dem Slläger der Beweis oblag, daß er einen 
Schaden erlitten babe, zu deſſen Vergütung die Gewerlkſchaft ver- 
pflitet wäre. Nun babe er weder angeführt noch bewiefen, daß er 
durch die Dienftentlafjung von Seite der Bellagten am 2. Mai 1863 
(weiche daher aud, unentſcheidend iſt) beſchädigt worden fei; wenn 
der Kläger, wie er behauptet, weder Kohn noch Koft und Wohnung 
befommen hat, fo liege darin feine Beſchädigung, weil er auch feine 
Arbeit geleiftet hat. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte da8 Urtheil der zweiten 
Inſtanz. Gründe: Der Släger, refp. fein Bertretungßleifter und 
Cedent B hat felbft zugeftanven, daß bereits im Jänner 1863 ein 
Senfenhammer der Gewerkſchaft aufgelaffen wurde und bei Entlaffung 
von 16 daran beſchäftigten Urbeitern dasſelbe Schidjal aud ihn ale 
Epmeifter getroffen haben würde, wenn ihm nicht die Stelle eines 
Kramrichterd angetragen worden wäre. Dagegen habe er fpäter pro- 
teftirt und im folge deffen fei er am 2. Mai 1863 entlaffen worden. 
Durch biefe Angabe in Uebereinſtimmung mit ben anderen Beweiſen 
ift feftgeftellt, daß B mit der Auflafjung bes Breithammerbetriebes 
in welchem er als Eßmeiſter angeftellt mar, das Erlöſchen feines 
urfprüngliden Dienftverhältnifiee nah $. 81 der Gewerbeorbnung 

Glafer, Unger u. Walther Eutſch. VI. 8 
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felbft anerkannt, das neue Dienftverhältnig als Kramrichter in legter 
Zeit abgelehnt, hiermit feine Entlaffung felbft herbeigeführt und, da 
er zur meiteren Fortſetzung ber ihm obgelegenen Arbeiten nicht mehr 
bereit war, nah 8. 1155 a. b. ©. B. jeden Anfprud auf Ent⸗ 
ſchädigung eigenwillig verwirkt hat. Deshalb und aud mit Bezug: 
nahme auf die Motive des O. L. ©. wurde die Entſcheidung der 
zweiten Inſtanz aufrecht erhalten. 


Ir. 2820. 


Irrige Angabe einer geſetzten Nummer in dem Lottozettel. 


Entih. v. 9. Juli 1867, Nr. 5413 (Beit. des das Urth. der Prütur Trieft v. 
21. Jänner 1 Nr. 171, abänd. Urth. des O. L. G. Trieft v. 17. April 
1867, Nr. 1431). Gazz. dei Trib. 1887, Mr. 19, ©. 2. 1868, Rr. 10, 


Die laut Einlagihein in der Lottocollectur des B gejegten 
Zahlen 10, 14, 47 wurden gezogen. A, weldhem der Einfeger gegen 
feinerzeitige Ausfolgung ber Gewinnfthälfte ven Schein cebirt hatte, 
meldete fih in der Colleetur um die Auszahlung des Terno per 
144 fl., die ihm aber verweigert wurde, weil die Zahlen auf dem 
Einlagſchein mit jenen der Driginallifte nicht flimmten; Xottopatent 
vom 13. März 1813, 8. 4 (Polit. ©. ©. Franz I. 40. Bp. Nr. 27). 
Er belangte nun den Collectanten B auf Zahlung der befagten 
Summe ald Schadenerfag (88. 1294 und 1295 a. 6. ©. B.). Gegen 
den von A probucirten Einlagſchein berief fi der Beklagte auf den 
davon abweichenden Eintrag in die Originallifte und auf den citirten 
$. 4 des Rottopatents, gemäß welchem „immer nur nad) dem Imbalt 
ber Originalliften allein entſchieden und jedes Vorgeben der Parteien, 
al8 wären andere Zahlen geipielt worden, nicht beachtet werden kann“. 
Der Kläger replicirte, daß mit diefer Vorſchrift nur das Verhältniß 
zwifchen dem Cinfeger und dem öffentlihen Aerar getroffen werve: 
der Einfeger babe allerdings das Spiel verloren, wenn zwar fein 
Einlagſchein, nicht aber die Driginallifte die gezogenen Zahlen auf- 
zeigt; handelt e8 fi aber um die Entſchädigung für daß ver- 
lorene Spiel, die der Befiger eines foldhen Einlagſcheines von dem 
Collectanten anfpridt, fo beweife, umgekehrt, der Einlagſchein 
und nicht die Driginalfifte. Subſidiariſch erbot fi) der Kläger zum 
Zeugenbeweis durd feinen Auctor und Cedenten, der aber vie That- 
ſache, daß die im Einlagſchein notirten Zahlen von ihm gefegt wurden, 
nit zu beftätigen vermochte — und trug f&hlieglih dem Beklagten 
über den nämlichen Umftand ven unrüdihiebbaren Haupteiv auf. Das 
Gericht erfter Inſtanz, welches den B zur Zahlung der Hälfte ver 
Klagſumme verurtheilte, hielt bafür, daß, dem Collectanten gegenüber, 
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das Spiel auf die drei gezogenen Zahlen durch den Einlagsfchein 
vollftändig bewiefen und der davon abweichende Zahleneintrag in ver 
Driginallifte auf eine Unachtſamkeit des Collectanten zurüdzuführen 
fei, deren Folgen aber er nicht allein, fonbern der Kläger mitzu- 
tragen habe, weil ein Berjchulden aud, feinem Auctor zur Laſt falle, 
welcher vie im 8. 4 des Lottopatentes hervorgehobene Vorſicht, „Ber 
dacht zu nehmen, daß Alles richtig in die Driginalliften eingeiragen 
werde, und fi) das ganze Spiel nad) gefchehener Regiftrirung zurüd- 
fagen zu laſſen“, nicht beobachtet habe, weshalb ber Kläger mit dem 
Bellagten den Schaben verhältnigmäßig, und zwar, ba fi das Ber: 
bältnig anders nicht beftimmen lafle, zu gleichen Theilen tragen müffe 
(8. 1304 a. b. ©. B.). — Bom D. L. ©. wurde die Klage aus 
ben folgenden Gründen ganz abgemwiefen: Nach dem $. 4 des Lotto⸗ 
patente® müſſen bie gewählten Zahlen, fo wie fie der Spieler an: 
fagt, in die zum Amtsgebrauch aufzubewahrenvden Originalliften ein- 
getragen werben. Nah $. 5 macht der dem Spieler auszuhändigende 
Einlagſchein nur für den eingefegten Betrag einen Beweis: es find 
darin außerdem die Collecturnummern, Tag und Ort der Ziehung 
und das erfte und legte Marginal, unter welchem das Spiel in die 
Driginallifte eingetragen wurde, nicht aber audy die gefpielten Zahlen 
zu vermerken, Wenn daher ein Rotto-Einlagfchein gleihwohl auch den 
Bermerk der geipielten Zahlen enthält, jo können diefe Zahlen nur 
von der Driginallifte dahin übertragen, und wenn ber Einlagfchein 
und bie Originallifte darin von einander abweichen, fo kann ber 
Berftoß nur bei der Ueberfchreibung begangen worden fein, mithin 
der Einlagfchein dafür, daß die darauf vermerkten Zahlen bie vom 
Spieler gejegten find, Teinen Beweis geben. Demnady mußte ber 
Kläger feine Anführung, daß die gezogenen Zahlen 10, 14 und 47 
gefpielt wurden, auf eine andere Art, als durch den Einlagfchein, 
beweifen. Der dafür angetragene Zeugenbeweis mißlang ihm aber 
und der irreferible Schiedseid ift unzuläffig, weil die damit zu be- 
weifende Behauptung, ohne irgendwie unterftügt zu fein, vielmehr 
durh die mit dem Charakter einer öffentlichen Urkunde beffeivete 
Driginallifte widerlegt wird. 

Auf die Reviſionsbeſchwerde des KHlägerd, worin für bie erft- 
gerichtliche Entſcheidung ein Präjudiz ber dritten Inſtanz (Ent- 
ſcheidung vom 20. September 1859, Nr. 10548; fiehe Nr. 863 der 
gegenwärtigen Sammlung) angerufen wurbe, beftätigte der oberfte 
Gerichtshof das Urtheil des O. %. ©. mit Bezugnahme auf deſſen 
Motivirung nnd mit Hinzufügung der nachftehenden Erwägungen: 
Um feine Schavenerfagforderung zu begründen, mußte der Kläger 
anf den Widerfpruch des Beklagten vor Allen beweifen, daß fein 
Auctor auf die im Einlagſchein vermerkten Zahlen in der That 
gefpielt bat. Mit dem Einlagſchein felbft konnte er diefen Beweis 
nit erbringen, weil nah den 88. 4 und 17 des Lottopatentes 
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der Eintrag in bie Driginallifte ausfchlieglich feftftellt, welches Spiel 
gemacht worben fei, alle auf das Spiel begüglihen Fragen „nur nad 
Inhalt der Driginalliften allein“ zu entſcheiden find und ber Einlag- 
ſchein, als eine bloße Abſchrift, nicht beweift, daß bie darin notirten 
Zahlen gejegt wurden. Da nun auch der mit dem Zengniß bes 
Anctors des A verjuhte Beweis dieſes Umftandes ihm mißlungen 
if, fo entfällt die Annahme einer vom Kläger erlittenen Beſchaͤdigung 
und damit ber rechtlihe Grund feines Erſatzanſpruches. Was endlich 
bie in der Reviſionsbeſchwerde citirte oberfigerichtliche Entſcheidung 
anbetrifft, jo berubte viefelbe auf einem andern Thatbeſtand und 
wurde für ein auberes Kronland (Benezien) mit Zugrundelegung des 
in vdemfelben geltenden Geſetzes (Patent vom 22. Juni 1817 und 
Yuftruction vom 27. September 1817) getroffen, welches von ben 
bier angerufenen Borjchriften abweicht. 


Nr. 2821. 


Bücherliche Belaftıng eined Grundftücdes mit dem Verbot der 
Berfhuldung und dem Gebot der Abtretung. 


8 o. un 1067 Ri 5712 pen Ber ihfärmigen Decr. bed B. G. 

Cza Tg 867, Nr. 27 O. L. ©. Prag v. 28, Mai 
— Kr. ass), Pe 9. der, ©, 306, 

Das Eigenthum an der Liegenfhaft X ift für bie B im 
Grundbuch mit der Beſchränkung eingetragen, daß fie diefelbe ohne 
Zuftimmung ihres Vaters nicht verſchulden darf und einem ihrer 
Kinder erfter oder zweiter Ehe abtreten muß. Das Geſuch eines 
Slänbigerd der B um inverleibung bes erecutiven Pfandrechtes an 
der befagten Liegenfhaft wurde von beiden Untergerichten abgewieſen 
und der dagegen ergriffene Revifionsrecurd vom oberften Gerichtshof 
verworfen, weil ein Schuldner zwar nit durch eine von ihm feldft 
ausgehende Erklärung, die eigene Realität nicht zu verfchulden, feinen 
Gläubigern das Recht entziehen kann fih aus berfelben zahlhaft zu 
machen; dagegen wenn die Realität ſchon mit dem Verbot der Ber: 
(huldung erworben wird, dieſe Deigränlung, an welde zugleich 
Rechte dritter Perjonen gefnipft find, gleich jeder, anderen grund« 
bücderlihen Belaſtung gewahrt werben muß; im vorliegenden Falle 
aber die B, außerbem daß ihr das Verbot der Berjhuldung ohne 
Einwilligung ihres Vaters auferlegt ift, zugleich verpflichtet iſt, Die 
Realität einem ihrer Kinder ans erfter ober zweiter Ehe zu hinter⸗ 
laſſen, mithin ihre Kinder an der Sache ohne weitere Einſchuldung 
bereits ein eventuelles Eigenthum erworben haben, das ihnen durch 
die Erecutionsführung des Necursenten nicht entzogen werben barf. 
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Nr. 2822, 


Bedingte Berurtheilung des Pfanpnehmerd zur Nüditellung 
der Pfandjache gegen Tilgung der Pfandſchuld. 


Entid. v. 10, Inli 1867, Nr. 4436 ae Bel bed dad Urtheil bed B. ©. 
Rralan v. I. N 1906 Nr. os des O. 2. G. Sralan 
1866, Nr. —— 868, ©. 130, 


* die Alan bes A wider B F —— von ver⸗ 
pfändeten Mobilien, welche in erfter Inſtanz unbedingt aus dem 
Grunde abgewieſen worden war, weil A die Schuld von 100 fl., 
für welche er bie Sachen verpfändete, weder dem B zurüdgezahlt, 
noch bei Gericht niedergeiegt hatte, wurde B vom oberften Gerichts⸗ 
bofe zur Zurüdgabe ver Pfandſachen gegen Zahlung der Schuld von 
Seite des A verurtbeilt, weil mit der Tilgung der Schuld, wofür 
das Pfand gegeben worden, auch das Pfandrecht erlifht und ber 
Pfandinhaber nn Sdugt if, das Pfand vorzuenthalten (88. 469 
und 471 a. b. G. B.). 


Nr. 2823. 
Aufforderungsproceß: Berühmung? 


Euntſch. dv. 10. Juli 1867, Nr. 4447 k ik des Urth. des H. G. Wien v. 
4, Dec. 1866, Sir. — — ee wen med D.%. 6 Wien v. 10, April 


Der —8 B war nt A in Geſellſchaft ge⸗ 
ſtanden, und hatte nach Auflöſung verſelben mit ihm noch mehrere 
Geſchaäftsangelegenheiten zu ordnen. Zu dieſem Ende richtete B an 
feinen gewejenen Compagnon ein Schreiben, worin er ihm befannt 
gab, daß er noch eine Forderung auf Erſatz der Hälfte der Repara: 
turfoften zweier Caffen im Betrage von 56 fl. und 82 fl. 10 kr. 
zu ftellen babe, weshalb er ihm dieſelben gutbuchen wolle. Diefes 
Schreiben nahm A zum Anlaffe, gegen B eine Aufforderungsflage zur 
Darthuung der darin enthaltenen Berühmung mit einem Forderungs⸗ 
anfprudhe einzubringen und das Begehren auf Ausführung viefes 
Rechtes bei fonftiger Auflegung des ewigen Stillſchweigens zu ftellen. 
Das Geriht erfter Inftanz wies den A ab. Das DO. L. ©. gab 
Dagegen dem Klagbegehren ftatt, weil in dem Briefe nach feinem 
Haren Imbalte an ben Adrefſaten eine Forderung geftellt werde, und 
wenn in vemfelben auch fein Begehren auf fogleihe Zahlung enthalten 
fei, fo babe ſich der Brieffteller doch durch die verlangte Gutbuchung 
und Berechnung eines beftinmten Forderungsrechtes gerühmt; es ſtehe 
daher dem Kläger nad 8. 66 a. ©. D. das Recht zu, den Geklagten 
zur Ausführung dieſes Rechtes aufzufordern. Wenn ed auch richtig iſt, 
daß fich Der Gellagte dieſes Rechtes nur gegen ven Kläger und nicht gegen 
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andere Perfonen gerühmt bat, wie der 8. 66 a. ©. D. zu forbern 
jcheint, da es bafelbft heißt: „Wenn Yemand fi) gerühmt bat, daß 
ihm wider einen Dritten ein Recht gebühre ꝛc.“, jo bebiene fi das 
Sefeg in vielen Fällen (88. 22, 364, 1093 a. b. ©. 8.) dieſes 
Ausprudes, wo es eigentlih den Gegner darunter verfteht, da nicht 
der unbetheiligte Dritte, ſondern eben nur Derjenige, wider welchen 
der Anſpruch behauptet wird, ſich hiedurch beunruhigt fühlt, weshalb 
das Geſetz aud nur dieſen hüten wollte. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte dagegen das Erfenntniß ber 
erften Inſtanz aus folgenden Gründen: Das Rechtsmittel der Auf- 
forderungsflage ift nad der ausprüdlich beigefügten Bezeihnung: 
provocatio ex lege diffamari aus dem gemeinen Procefje in bie 
öfterreihifche Civilproceßordnung aufgenommen worben und hat ben 
Schutz wider eine benadhtheiligende Rechtsberühmung zum Gegenſtande, 
d. bh. gegen Acte, wodurch Jemand fih zum Ruhme und zur Be- 
ſchwerde eines Dritten den Beftand eines Klagerechtes auf eine Weife 
behauptet, daß dieſe Behauptung felbft oder die Art berjelben dem 
Dritten zum Nachtheile gereicht, feinen Rechtékreis beengt oder 
gefährdet. Eine folhe Berühmung kann aber in dem von B an A 
gerichteten Briefe, welder die Mittheilung enthält, daß zwei aus ber 
gemeinfchaftlichen Geſchäftsperiode gelieferte Caſſen zur unentgeltlicgen 
Neparatur übernommen werben mußten, und worin bie Soften ber 
Reparatur mit dem Erſuchen befanntgegeben werben, bie Hälfte ber- 
jelben dem B gutzufchreiben, nach dem gemeinen Verſtande der Worte 
in ihrem Bufammenhange und nad der Natur ter Berhältniffe nicht 
gefunden werden. Auch muß jeve Ausnahme von der Regel, daß es 
Jedermann freiftehe, feine allfälligen Anſprüche an andere Perſonen 
früher oder jpäter oder auch gar nicht im gerichtlichen Wege geltend 
zu machen, firenge bewiefen werden (Hofdecr. vom 15. Jänner 1787, 
3 ©. ©. Nr. 621, lit. ce). Eine ſolche Ausnahme ift aber bier 
nicht vorhanden. 


Jr. 2824. 


Deffentliche Urkunde ? 


Entid. v. 10, Juli 1867, Nr. 2100, a bed das Urt el, bed B. ©, 
Krzedzowice v. nni 1866, Rr.1 abänb. Ar: a ed 7 % 6. Kralan 
v. 20, Ron. 1866, Nr. 1 


Die volljährig gewordenen en und Erben des im Jahre 
1841 verftorbenen M belangten ihren Stiefoater B auf Herausgabe 
der väterliben Grundwirtbfchaft, welde nad dem Tode des M dem 
Dellagten von der Herrihaft zur Verwaltung für die damals noch 
minderjährigen Kläger übergeben worden fei. Zum Beweis für dieſes 
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von B abgeleugnete Berhältnig producirten die Kläger das von N als 
Repräfentant der Herrſchaft ausgeftellte Zeugnig des Inhaltes: daß 
im dem berrfchaftlien, von dem Generalötonomen verfaßten Inventar 
der Untertbansleiftungen im Jahre 1842 bei der ftreitigen Grund⸗ 
wirthihaft die Anmerkung ftehe, daß B die Witwe des M geheiratet 
bat und die Wirtbfchaft für deflen Kinder verwaltet. Gegen vie 
Anfiht der erften Inſtanz, welche viefem Zeugniſſe Beweiskraft 
beilegte, haben die Obergerichte die Kläger abgewiejen, weil — nad) 
den oberftgerichtlihen Motiven — jenes Zeugniß lediglich als ein 
Privatzeugnig betrachtet werden muß, da, wenn auch defjen Aus: 
fteller N wirklich als Dominicalrepräfentant angefehen wird, die von 
ibm bezeugte Anmerkung blos in einem zu Gunſten der Herrſchaft 
verfaßten Verzeichniß der bäuerlichen Giebigkeiten, mithin in einer 
Urkunde aufgenommen wurde, welche ohne Intervention der Berpflich: 
teten, namentlich des Bellagten B, errichtet worden war, daher über 
die Befigverhältniffe des Letzteren nicht entfcheiden kann. 


Nr. 2825. 


Unzuläffigkeit der Würdigung der gegen eine bereitd einver— 
leibte Notariatsurfunde geltend gemachten Nichtigkeitsgründe 
durch die Tabularbehörde. 


Eutin, \ h. 16. : ul 1867, Nr. 5006 (Belt. der Decr. bed N. L. G. P Kar 
v. 2. M in 186 Nr. 4024 und des DO. 2. ©. Prag.d. April 1 
ir, 10445). Zeitſchr. f. d. üftere. Notariat 1869, Tr. 1, 

Die C hat am 21. März 1860 mit ihren beiden Söhnen A 
und B einen Bertrag abgeſchloſſen, laut welchem fie das Eigenthum 
der Herrihaft X ihrem Sohne A abtrat und das Pfandrecht für eine 
jährige Rente per 2400 fl. für ſich darauf landtäflich ſicherſtellte. 
Ueber biefen Abtretungsvertrag wurde am nämlihen Tage eine No» 
tariatsurfunde aufgenommen und auf Grund derſelben das ftipulirte 
Eigenthums⸗ und Pfandrecht auf dem Gute X intabulirt. Darauf 
begehrte A beim 8. ©. Prag als Tabularinftanz unter Nambaft- 
machung mehrerer geringfügigen Formgebrechen ber Notariatönrkunde, 
die Unmwirkfamerflärung verjelben, ferner die Löfhung bes für ihn 
intabulirten Eigenthums an der Herrfhaft, fowie des für die Leib- 
vente der C per 2400 fl. einverleibten Pfandrechtes, endlih unter 
Beibringung eines anderen blos zwiſchen ihm und ber C am 19. März 
1860 abgejhloffenen Vertrages, die Einverleibung des Eigenthums⸗ 
rechtes an der Herrichaft für fih und bes Pfandrechtes der C für 
eine Reibrente von nur 600 fl. jährlih. Das 2. ©. hat in Erwägung, 
daß die Unwirkſamkeit einer Notariatsurtunde nur a) mittelft einer 
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Klage auf Ungiltigfeit oder b) als Folge einer Difciplinarverhandlung 
des eingetretenen Notar (88. 172 und 175 der Notariatdorbnung 
vom 21. Dat 1855, R. ©. Bl. Nr. 94) oder endlich c) durch den 
Abſchluß eines neuen Vertrages herbeigeführt werben kann (8. 920 
0.56. ©. B.); daß zum Ausſpruche der Unwirkfamleit des zu löſchen⸗ 
den Vertrages nah a und b das L. ©. als Tabularbehörve nicht 
competent ift und der nunmehr zur Einverleibung vorgelegte Vertrag 
vom 19. März 1860 nad 8. 920 a. b. ©. 8. als ein den inta- 
bulirten Bertrag aufhebender Act nicht angefehen werben kann, weil 
er vor der Errihtung desſelben und ohne den B abgefdhloffen wurde, 
das Gefuh des A zurüdgemiefen. 

Das O. L. ©. beftätigte diefe Entſcheidung und der oberfte 
Gerichtshof verwarf den a. o. Reviſionsrecurs des A aus folgenden 
Gründen: Wenn auh das Gefuh des Necurrenten in erfter Linie 
auf Unwirkfamerklärung des Notariatsactes® vom 21. März 1860, 
mit welchem ber zwifchen C, al8 Befigerin der Herrfhaft X und ihrem 
Sohne A mit Zuziehung des zweiten Sohnes B über dieſe Herrichaft 
bereits gefchloffen geweſene, in Originalausfertigung beigebradhte und 
biefem Notariatsacte beigefchloffene Privatabtretungsvertrag des näm- 
lichen Datums zu einer öffentlihen Urkunde erhoben wurde, wegen 
des bei dieſem Notariatsacte eingetretenen Gebrechens bed 8. 50, lit. d 
N. D. gerichtet erfcheint, fo iſt dieſes Geſuch dennoch nad feiner 
Weſenheit und eigentlichen Tendenz ein Tabulargefuch, weil in dem⸗ 
jelben weiterd um bie Iandtäfliche Löſchung der auf Grund der ge- 
dachten Urkunde intabulirten Eigenthums- und Pfandrechte, und dann, 
unter Beibringung einer anderen zwifhen C und A ohne Zuziehung 
bed B über biefelbe Herrihaft X errichteten Abtretungsurfunde von 
wefentlich verfchievenem Inhalt und von dem früheren Datum, 19. März 
1860, um Intabulation der im dieſer zweiten Urkunde ftipulirten 
Eigenthums- und Pfandrechte gebeten wurde. Es mußte johin dieſes 
Geſuch vom L. ©. als Tabularbehörde jedenfalls in Verhandlung 
genommen und in Bezug auf die erfte Bitte wegen Unwirkjamerklärung 
bes erwähnten Notariatsactes, welche Amtshandlung nit in ben 
Bereih der Tabularbehörde gehört, abgewiefen werben. Inſoweit 
übrigens in dieſer Bitte die Anzeige von einem die Ungiltigfeit des 
Notariateactes begründeten Gebrechen vesfelben enthalten ift, wurbe 
von dem D. 8. G., unverweilt nach erlangter Kenntniß dem 2. ©., 
jedoch felbftverftänpfich in feiner Eigenfhaft als Gerichtshof erfter 
Inſtanz, die Amtshandlung nah $. 40 und 167 N. OD. aufgetragen, 
beren Rejultat feinerzeit den Intereſſenten bekannt gegeben werden 
wird. Sollte nah dieſem Reſultate auch wirklich der Notariatdact 
vom 21. März 1860 für unwirkſam erflärt werben, fo würde bie- 
duch der rechtsförmlich und mit allen gejeglihen Erforderniſſen ab» 
geſchloſſene und längſt rechtskräftig intabulixte Abtretungsvertrag vom 
21. März 1860 feineswegs feine Rechtögiltigkeit, ſondern nah 8. 4 
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und FON. D. nur feine Eigenfchaft als öffentliche Urkunde verlieren, 
und darum kann aud darin, daß der begehrten Löfchung der auf 
Grund diefes Abtretungsvertrages bewilligten Eigenthbums: und Pfand» 
recht8- Einverleibung, dann der auf Grund des älteren, von dem 
Vertrag vom 21. März 1860 wefentlih abweichenden und die durch 
legteren bereit8 erworbenen Rechte verlegenven Abtretungsvertrages 
vom 19. März 1860 begehrten Intabulation des Eigenthumes und 
Pfandrechtes nicht ftattgegeben wurde, eine Nichtigkeit oder Ungered: 
tigkeit nicht erblidt werben. 


Nr. 2826. 


Mandatsproceß: Unerftredbarkeit der Frift zur Einwendung 
gegen den Zahlungsbefehl. 
gute. v. 17. Juli 1867, Nr. 6115 (Abänd, der ———— Dee, 
G. See) A „19. eh Aal 186 w 830 und de 
r. 6. 8. 1867, & 

Der oberſte Gerichtshof hat das in offener gi angebrachte 
Geſuch des B um Erweiterung des Termines zum Anbringen ver 
Einwendungen gegen ben auf die Klage des A ihm ertheilten Zah— 
lungsbefehl a limine abgewiejen. Gründe: Der Bahlungsbefehl wird 
mit ber Androhung der Execution erlaffen, welcher nad $. 5 ber 
taiferl. Verordnung vom 21. Mai 1855, R. ©. Bl. Nr. 95, und 
8. 3 der J. M. 8. vom 18. Juli 1859, R. ©. BL. Nr. 130, 
nur mittelft der binnen 14 Tagen anzubringenden Einwendungen 
begegnet werben kann. Nah Ablauf diefer Frift erwächſt der Zah⸗ 
lungsauftrag in Rechtskraft; vie Crweiterung der Friſt iſt gejeglich 
unftattbaft und das darauf gerichtete Gefuch von Amtöwegen zurüd- 
zuweilen. 


Nr. 2827. 


Verbindung der Abweifung des Friſtgeſuches mit der An⸗ 
ordnung der Tagfahrt zur Aecteninrotulirung. 
uli 1867, Nr. 6071 (Beft. des Decr. bed 8.6. Olmütz v. 


€ 
%, Woril er 2925, Abänd. des Decr. de O. 2. ©. Brünn v. 21. Mai 
1867, Nr. 5284). G. H. 1867, ©. 877, 
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Nr. 2828. 


Entjehädigung des Curator ad actum durch Denjenigen, 
Bin deſſen Verlangen er bejtellt wurde. 


ic. © 28, Juli 1867, Nr. 6333 (Belt. des Det. dee 9. G. Wien v. 
pril 100 Nr. 169481, Abänd. dei Decr. ded DO, L. G. Wien vom 
21. Mai 1867, Nr. 8862), ©. 3. 1867, Wr. 72. 


Advocat A wurde auf Anfuchen der B in feiner Eigenfchaft ale 
Subftitut des verftorbenen Vertreterd eined vorlängft aufgehobenen 
Concurſes zum Curator ad actum mit ber Weifung beftellt, über 
eine von der B der Concursmaſſe gezahlte und nicht orpnungsgemäß 
quittirte Summe die ordentliche Yöfchungserflärung auszuftellen. Dr. A 
fertigte die Töfchungserflärung aus, legte fie dem Gerichte, welches 
den Auftrag ertheilt hatte und ehemals vie Concursbehörde war, 
zur Genehmigung vor und bat, der B die Berichtigung feiner ver: 
zeichneten Erpenfen aufzutragen. Die erfte Inſtanz genehmigte bie 
vorgelegte Löſchungserklärung und trug die Erpenſen der B zur 
Berihtigung auf. Dieſe recurrirte gegen den ertheilten Auftrag. 
Die zweite Inſtanz bob den angefochtenen Theil des Beſcheides 
auf, „weil die Ausftellung einer intabulationsfähigen Quittung nad 
88. 1369 und 1426 a. b. ©. B. zu den Obliegenheiten des be- 
friedigten Gläubiger gehört und ber Curator die Vergütung für 
feine Mühewaltung nur von ber Partei, für welche er als Vertreter 
beftellt wurde, in Anfprud nehmen kann“. Hiegegen recwrirte Dr. A 
und bemerkte, daß all’ das, was etwa vom befriedigten Gläubiger 
gelten fann, von ihm im gegebenen Yalle nicht gilt, da er feines 
von Beiden ſei. Da er ferner ald Curator ad actum beftellt wurde, 
gehe es aud nicht an, ihn. mit feinen Erpenien an die Partei zu 
weijen, zu deren Vertretung er beftellt worven ſei, da dies eben nicht 
geſchehen jei. Zweifellos habe er jevod im Intereſſe der B gearbeitet, 
die durch ihre Sorglofigkeit bei ber feinerzeit erfolgten Zahlung ber 
fraglihen Summe die jegt nothwendige Austellung einer Löſchungs⸗ 
erklärung veranlaßte, deren Koften an Stempeln ꝛc. nunmehr wohl 
fie, nit aber er, Dr. A, zu tragen babe. 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte bie erftrihterlihe Ent- 
iheidung „in Erwägung, daß im vorliegenden Falle die nachträgliche 
Löſchungserklärung durch die anftandelofe Annahme der früheren un- 
vollftändigen Quittung von Geite der Zahlerin B veranlaßt wurde, 
fie daher die Folgen zu tragen bat, und daß übrigens die Beftellung 
des Dr. A als Curator ad actum blos im ntereffe der Löſchungs— 
werberin erfolgte, dieſer fohin jedenfalls obliegt, die Koften vorzu— 
ſchießen, vorbehaltlich des eventuellen Regreſſes an der Gegenparter“. 
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Nr. 2829, 
Unentgeltliche Surkigehe des Pfandes im Sinne bes 
$. 485 St. ©. 


Entf. v. 30. Inli 1867, Nr. 6061 (Beft. des dad Urth. des 8. G Sim 
v, 26. Dec. 1866, Br a: Urth. O. L. G. Wien v. 16. Apri 


⸗ + ’ . 

A wurde von dem ÖStrafrichter wegen der im $. 485 St. ©. 
bezeichneten Uebertretung zur unentgeltlihen Zurüdgabe der ange- 
nommenen Pfänder verurtbeilt, und wurde von dem Strafrichter 
feinem Schuldner B der Berfagfchein zurüdgeftellt, welchen dieſer 
dem A für das Darlehen verpfändet hatte. Nun belangte A ven B 
auf Zurückzahlung des Darlehens per 12 fl., wogegen der Bellagte 
einwendete, daß er in Folge der Verurtheilung des Kläger® zur 
unentgeltlihen Zurüdftellung ver Pfänder, zur Zahlung ber ein- 
geflagten Forderung nicht mehr verpflichtet fei. Das Gericht erfter 
Inftanz erkannte aus folgenden Gründen auf Abweifung des A: Bei 
der Redaction des $. 485 St. ©., welcher dem früheren, vor dem 
a. b. ©. 8. verfaßten Strafgefege vom Jahre 1803 fremd war, 
muß der Geſetzgeber die Beftimmungen bes a. 6. ©. B. vor Augen 
gehabt haben. Sollte daher dem nad 8. 485 St. ©. Strafburen 
der Tortbeftand feiner Forderung nad Reftitution der Pfandſache an 
den Schuloner gefihert bleiben, fo durfte er im Sinne des 8. 467 
a. b. G. 3. nur zur Zurüdftelung mit Vorbehalt oder zur Zurüd: 
ftellung ſchlechtweg verpflichtet werden. Der im $. 485 St. ©. ge- 
brauchte Ausprud „unentgeltlihe* Zurüdgabe ift daher im Gegen: 
fage zur entgeltlihen Zurückſtellung nah $. 469 a. b. ©. 2. 
(Zahlung der Schuld gegen Rückſtellung bes Pfandes) mit Hinblid 
auf den 8. 864 ebenvort fo auszulegen, daß der Pfaudnehmer zur 
Reftitution verpflichtet fein fol, ohne irgend eine Leiftung von dem 
Verpfänder fordern zu können. Sonft müßte dem $. 485 St. ©. 
die gezwungene Deutung gegeben werben, daß ber Gläubiger das 
Pfand vorläufig ohne Entgelt zurüchzuſtellen habe — eine Auslegung, 
für die jeder Anhaltspunkt fehlt, zumal der 8. 485 auf die Wieder- 
bolung der Webertretung als Strafe auch ven Erlag bed auf das 
Pfand geliehenen Betrages fest, welche Strafe aber nad 88. 240 
und 241 St. G., als eine Geldſtrafe, nicht dem Berpfänder, ſondern 
dem Armenfond zufällt. Das O. L. ©. verurtheilte ven B nad dem 
Klagbegehren und motivirte feine entgegengejettte Auslegung des 
8, 485 St. ©. in folgender Weife: Die Anordnung, daß der Pfand- 
nehmer auch fein Forderungsrecht aus dem Darlehensvertrage verliert, 
it im 8. 485 St. ©. nicht enthalten und darf Daraus umfoweniger 
abgeleitet werben, ala eine foldhe Ableitung geradezu gegen den 8. 1447 
a. b. G. B. verfloßen würde. Die erftgerichtlihe Interpretation bes 
8. 485 würde auch zu einem Widerſpruch mit der Beftimmung bes 
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8. 241 St. ©. führen, wonach Gelpftrafen jedesmal dem Armen: 
fond verfallen, während bei diefer Auslegung der Berluft der For⸗ 
derung für den Gläubiger zu Gunften des Schuldners einträte. Die 
Unbaltbarfeit diefer Auslegung ergibt ſich auch Daraus, daß der $. 485 
nur eine Uebertretung zum ©egenftand bat, worauf die Geſetz⸗ 
gebung gewiß nicht eine ftrengere Strafe verhängen wollte, als auf 
das Bergehen des Wuchers, das im Patent vom 2. Dec. 1803, 
3. ©. ©. Nr. 640, nicht mit der Strafe des ganzen Verluſtes des 
Anfpruches auf das gegebene Darleihen bedroht if. Nah dem Ge- 
fagten und mit Rüdfihtnabme auf die accefjorifhe Natur des Piand- 
vertrages, der neben dem Darlehensvertrag befteht und nad 8. 1343 
a. 6. ©. 3. dem Gläubiger ein neued Recht: auf Befriedigung aus 
ber Pfanpfadhe, einräumt, Tann unter der „unenigeltlihen“ Zurück⸗ 
ftellung des Pfandes nad $. 485 St. ©. eben nur die Aufhebung 
des Pfanpvertrages, niemals aber aud jene bed Darlehensgeichäftes 
ober gar der Berluft des Darlehens verftanden werben. 

In Erwägung, daß im Geſetze, $. 485 St. ©., der Verluft 
ber mit dem Pfande verficherten Forderung ausprüdlih nicht aus- 
geiprochen und erft auf den zweiten Uebertretungsfall die Strafe des 
Erlages des geliehenen Betrages verhängt ift, und mit Bezugnahme 
auf die Motivirung des D. L. ©. beftätigte der oberfte Gerichtshof 
das Urtheil der zweiten Inſtanz. 


Kr. 2830. 


Reltcitation, erwirkt wider den Curator ad actum des ver: 

ftorbenen durch Erben vertretenen Erftehers und aufrecht- 

erhalten gegenüber der Concursmaſſe desjelben. Verzicht des 
Gläubigers auf dad Recht, die Relicitation zu begehren. 


Entid. v. 31. Inli 1867, Nr. 6151 (Bet. bes dad Decr. des 2. G. Wien 
y. 31. Der. 1866, Rt. 7 76106, abänd. gu. b des D.8. 6, Wien v. 10, April 
867, Nr. 4143). ©, 3. 1868, Nr. 


A batte am 29. Mai 1855 bie Ehenterrenlitäten in... m 
Wege der erecutiven Berfteigerung als Meiftbieter erflanden und 
hätte den Licitationsbedingniffen zufolge das Meiftbot in zwei Raten 
erlegen follen. Diefer Verpflichtung fam jedoch A nicht nad, fondern 
ließ fi von den einzelnen Saggläubigern fogenannte Liegenlaflungs- 
erflärungen ausftellen, ohne jedoch in ver folge die Zinfen viefer 
von ihm zur Zahlung übernommenen Saßpoften bezahlt zu haben. 
Im Yahre 1865 ftarb A, der bis dahin die erflandenen Realitäten 
inne hatte und benugte, und es fchritt fohin bie Sapgläubigerin B 
gegen ven für bie Berlaffenfhaft des A beftellten Curator um bie 
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Relicıtation der von A erftandenen Realitäten, die demſelben nod 
nicht eingeantwortet waren, ein. Auf Ausbleiben des Verlaſſenſchafts⸗ 
curatord von der zur Ausweifung der Erfüllung der Yeilbietungs- 
bebingnifle angeordneten Tagſatzung wurde die gedachte Relicitation von 
dem Gerichte erfter Inſtanz bewilligt. Bald darauf wurde über den 
Nachlaß des A der Concurs eröffnet und die Relicitationsbewilligung 
wurde mit Abweiſung der von dem A'ſchen Concursmaſſevertreter 
Dagegen eingebrachten Recurfe in beiden höheren Inſtanzen beftätigt. 
Der A'ſche Concursmaſſevertreter brachte außerdem gegen die B eine 
DOppofitionsklage ein, worin das Begehren um Ertenntniß geftellt 
wurde: „Es finde die fragliche Relicitation nicht ftatt”, denn 1. fei 
für die A'ſche Berlaffenfhaft mit Umgehung der gefeglihen Erben 
ein Curator ad actum beftellt worden, es lägen angenommene Erbs- 
erflärungen vor und es fei ſonach die Quratelsbeftellung null und 
nichtig; 2. babe A bereits im Jahre 1862 einen Kaufſchillingsaus⸗ 
weis erftattet, worüber die Verhandlung noch nicht beendet fei, die 
Relicitation könne aber erft dann bemilligt werben, bis entjchieven 
fei, daß die Licitationsbedingniffe nicht erfüllt ſeien; 3. ſtehe der 
phyſiſche Befig und Genuß der zu relicitirenden Realitäten der Con⸗ 
eursmaffe zu, die Nelicitation wäre daher eine feparate, unzuläffige 
Erecution gegen die Concursmaſſe; endlich 4. feien bie Bedingniſſe 
der gellagten Gläubigerin gegenüber jedenfalls als erfüllt anzufehen, 
denn der Rechtsvorgänger der B, nämlih C, habe mit der Erklärung 
vom 10. November 1855 dem Erfteher nicht nur eine Zahlungsfrift 
von einem Jahre eingeräumt, fondern habe fi auch einverftanden 
erklärt, daß die erftandenen Realitäten dem A gerichtlich eingeant- 
wortet und grundbücherlich zugefchrieben werden. Das Recht der B, 
die Wieberverfteigerung zu begehren, fei alfo durch diefe Erffärung 
erlofhen. — Das Gericht erfter Inſtanz erfannte: Die früher be- 
willigte Relicitation finde nicht flatt. Gründe: Da das im $. 388 
a. ©. D. normirte Recht des Gläubigers, die Relicitation zu begehren, 
fih nicht auf ein Urtheil oder Vergleich, fondern auf den Act bes 
Erſtehers gründet, fo muß nad Analogie des Hfd. v. 22. Juni 1836, 
3 ©. ©. Nr. 145, dem Erfteher das Recht eingeräumt werben, 
jederzeit die Aufhebung ver bewilligten Relicitation zu begehren, wenn 
er darzuthun vermag, daß das fragliche Recht des Gläubigers durch 
ein ber gefchloffenen Feilbietung nachfolgendes Factum erlofhen ift. 
FMäöger fügt nun fein Begehren auf die von C ausgeftellte Erklärung, 
worin biefer dem Erfteher das Capital per 6000 fl. auf ein Jahr 
als Darlehen beläßt und einwilligt, daß bie erftandenen Renlitäten 
dem A eingeantwortet und grumbbicherlich zugefchrieben werben. In 
dieſer unbebingten Einwilligung des Glänbigerd und in der Annahme 
des A ald Perſonalſchuldner liegt eine Anerkennung des Glänbigers, 
daß er fi mit dem Erſteher über die dem Letteren nach 8. 339 
a. G. O. obliegenden Verbindlichkeiten geeinigt habe, fomit eine Ver⸗ 
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zihtleiftung auf das Recht, dem Erſteher wegen Nichterfüllung ver 
Licitationsbedingniſſe die Uebergabe der Realität zu verweigern, daher 
auch ein Verzicht auf das Nedt, die Welicitation zu begehren. Da 
obige Erklärung grundbücherlich einverleibt wurde, jo kann die B ale 
Rechtönachfolgerin des C auch von diefem echte keinen Gebraud 
mehr mahen. — Das O. L. ©. erlannte: Dem Slagbegehren werde 
nicht ftattgegeben und finde demnach die Relicitation ftatt. Gründe: 
Die Relicitation ftelt fih als ein Act der Erecution gegen den 
fäumigen Erſteher dar und will der Letztere die verhängte Erecution 
von fih abwenden, fo ſteht ihm, vermag er nicht den Gläubiger nad) 
8. 338 a. ©. D. zu befriedigen, nur jenes Rechtsmittel zu, welches das 
Hfd. v. 22. Yuni 1836, Nr. 145, bezeichnet. Das Recht des Satz⸗ 
gläubigers, die Kelicitation zu begehren, gründet fi nicht auf den 
Act der Erftehung, wenn felbe auch natürlich eine nothwendige Vor⸗ 
ausjegung für den Eintritt diefes Mechtes bildet, welches vielmehr in 
der Nichterfüllung der Yeilbietungsbepingnifle feinen Grund bat und 
durch den erwirkten Erecutionsbejcheid, nämlich die Relicitations⸗ 
bewilligung feinen gejeglihen Ausdruck findet. Diefer Beſcheid Liegt 
bier vor und an denſelben müffen jene Forderungen gefnüpft werben, 
welche das citirte Hofdecret zieht. Die dem Klagbegehren zu Grunde 
liegenden Xhatfachen find aber dieſem Beſcheide nicht nachgefolgt, 
fondern lange vorhergegangen, es bevarf daher nicht deren Gewicht 
zu erörtern, weil biefelben nichts entjcheiden können. Alle jene Gründe 
aber, weldye in der Verhandlung gegen die Zuläffigfeit der Relicitation 
auch abgejehen von der Urkunde des C fi geltend machen, haben 
bereitd damals ihre Widerlegung gefunden, als die Wiederverfteigerung 
von den Gerichten bewilligt wurde... Da nun die Klage zur Be- 
gründung des Begehrens fih auf Thatſachen bezieht, welde in eine 
Zeit jallen, wo das Relicitationsreht der Geklagten noch gar nicht 
beftand, mußte viefelbe abgewiefen werben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſe Entſcheidung, weil 1. Die 
Relicitation noch vor der Concurseröffnung bewilligt wurde, bie 
Realitäten von A noch nicht eigenthämlich erworben worden, mithin, 
weunglei A nad den Feilbietungsbebingniffen fofort nad geichloffener 
Feilbietung das Recht zum phyſiſchen Befige und Genuffe erlangen 
follte, nocy nicht ein in feine Concursmaſſe gehöriges Vermögen ge- 
worden find und deshalb deren Relicitation keineswegs als eine 
Separaterecution gegen die Concursmaſſe angejehen werden kann; 
weil 2. der Vorgang, zufolge veflen für die Berlaffenfhaft des A 
ein Curator beftellt wurde, bereits im Recurswege, durch frühere 
oberftgerichtliche Entſcheidung aufrecht erhalten und durch dieſelbe die 
auch gegenüber der A'ſchen Concursmaſſe eingetretene Rechtskraft des 
landesgerichtlihen Relicitationsbeſcheides ausgeſprochen worden ift; 
weil 3. der von A überreichte Kaufſchillinggausweis bei dem Umftande, 
daß eine jeither und insbefondere zur Zeit des angebrachten Relicitations: 
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geſuches bereits erfolgte genehmigenve Erledigung desſelben nicht nach⸗ 
gewiejen werden konnte, vielmehr mehrere Gläubiger dagegen Anſtände 
erhoben, nicht als Nachweis der Erfüllung der Feilbietungsbedingnifie 
und insbejondere ver Einhaltung der bebungenen Zahlungsfriften 
gelten und überhaupt die Einreihung eines bloßen Meiftgebotöver- 
tbeilungsentwurjes, ohne jene Nachweiſe, den Erſteher von ver im 
8. 338 a. ©. D. bezeichneten Folge der Zahlungsverfäumnig nicht 
befreien kann; weil 4. die Erklärung des C vom 10. November 1855 
eigentlih nur dad Zugeſtändniß einer Zahlungsfrift bis 10. November 
1856 enthält, daraus aber und aus feiner Zuftimmung zur Intabus 
Istion des A ein Verziht auf das Recht (8. 338 a. ©. O.), bei 
verfäumter Zahlung die Relicitation zu begehren, umfoweniger gefolgert 
werden kann, als C für diefen Fall die fofortige Einforberung des 
Capitals ohne Auflündigung fi) vorbehalten Hat; weil diefe grund- 
bücherlich eingetragene Erklärung auch die B, als Nadyfolgerin des C, 
in dem Recht, die Relicitation zu fordern, nicht beſchränken konnte; 
weil an der befagten Erklärung aud durch den von C mit A am 
T. Februar 1857 geichloffenen Vertrag nichts geändert, ſondern nur 
bie Zahlungsfrift nochmals, allein mit den gleihen Vorbehalten gegen 
das Berfäumniß derfelben erweitert wurde; und weil endlih aud nad 
der für den Xheilbetrag per 3000 fl. von dem ganzen Capital am 
11. April 1859 ausgeftellten Ceſſion und reip. der von A beige 
festen Agnofcirungserflärung für den Fall der nicht pünktlihen Zinfen- 
zahlung die alljogleiche Fälligkeit dieſes Eapitaltheilbetrages bedungen 
worden iſt, — wonach denn, bei dem mangelnden Beweis einer die 
Berechtigung der B zum Relicitationsbegehren ausſchließenden That⸗ 
ſache einerſeits und der Erfüllung der dem A obgelegenen Zahlungs- 
verbindlichleiten andererſeits, die Bewilligung der Relicitation als 
unftatthaft nicht erfannt werben fann. 


Nr. 2831. 


Gerichtlihe Beſtimmung der dem Sequefter gebührenden Ent- 
lohnung in nichtftreitigem Berfahren. 


—38 2 6. Anguft 1867, Nr. 6170 (Bet. des Decr. des 8. G. Rzeszow 
wann ' r. 11, etneife Kain, des Decr. des RR 
lan og Son. 1866, Nr. 11674). G. 3. 1867, Nr. 95, 


Einige Erben hatten gegen Miterben die Sequefiration eines 
bedeutenden in den Nachlaß gehörigen Gutes auf ihre Gefahr und 
Koften erwirtt. Nach deren Beendigung bat der Sequefter um Be- 
ftimmung ber Berfohnung feiner Mühewaltung und der Auslagen — 
die er aber nicht fpecificirte — mit Hinweifung auf den günftigen 
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Erfolg bei dem Bruttoerträgniffe von ungefähr 14.000 fl., wovon 
dem Nachlaſſe die Hälfte als Neinertrag blieb, und auf die Dauer 
der Sequeftration von 500 Zagen. Die Sequeftrationswerber bes 
ftritten feine Leiftungen und verlangten, daß er im ordentlichen Rechts: 
wege'wie ein Bevollmächtigter — dem er zufolge 8. 1004 a. b. G. B. 
glei zu achten fei — feine Forderungen ausweife und geltend mache, 
Die erfte und zweite Inftanz gingen jedoch mir der Beſtimmung 
ber Berlohnung vor, weldhe die erfte zu 10% des Reinertrages 
mit 700 fl., die zweite à 2 fl. für jeden Tag der Dauer der Seque⸗ 
ftration mit 1000 fl. bemaß, und zwar in ber Erwägung, daß dem 
Sequefter für die Gefhäftsführung eine Berlohnung, wenn er fid 
derfelben nicht ausprüdfich begeben hat, gebühre, die vom Gerichte, 
welches die Sequeftration übertragen bat, mit Ausfhluß des weit. 
länfigen und langwierigen procefjualifden Verfahrens zu beftimmen 
fei, indem fonft wohl ſchwerlich Jemand ſich zur Uebernahme ver 
Sequeftration entſchließen könnte, wodurch die Yuftizpflege in ihrem 
ordnungsmäßigen Gange zum Nachtheile ver rechtſuchenden Parteien 
aufgehalten werden müßte. Beide Parteien ergriffen ben Reviſions⸗ 
recurs, der fowohl anf Seite des Sequefterd, welder einen größeren, 
al® den in der zweiten Inſtanz ſchon erhöhten Betrag in Anfprud 
nahm, als auch auf Seite der Erben, fofern fie neuerdings die 
Bermeifung des Sequefter8 auf den Rechtsweg begehrten, ein außer: 
orbentliher war. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf beide außerorbentlichen Re- 
curfe, fowie den orbentlihen Recurs der Erben, die fih aud gegen 
bie vom Obergerichte vorgenommene Erhöhung der Ziffer befchwert 
batten, und beftätigte die Entſcheidung der erften Inſtanz mit Vor⸗ 
behalt des Rechtsweges für den Sequefter, falls er mehr als die 
700 fl. ausfprehen zu könne glaube. „Denn es kann in der Be- 
ftimmung der Verlohnung mit 700 fl. eine offenbare Ungerechtigkeit 
in feiner Beziehung gefunden werben, nämlid weder dem Sequeſter 
gegenüber, da gar feine näheren Umftände über feine Leiftungen als 
Sequefter vorliegen, welche Anbaltspunfte für eine höhere Summe 
bieten würden, noch foviel e8 die Sequeftrationswerber betrifft, weil 
ihon nad der Natur der Sache bei der Sequeftration eines Gutes, 
bie über 16 Monate dauerte, die ferner ein Bruttverträgniß von 
14.000 fl. und einen Neinertrag von 7000 fl. ergab, eine Ber- 
gütung von 700 fl. nicht als überfpannt, viel weniger al® offenbar 
ungerecht betrachtet werben Tann.“ 
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Nr. 2832, 
Srifterweiterung mit NRüdfiht auf den Zeitpunkt der 
Recognofcirungstagfahrt. 


v. 6. Auguft 1867, Nr. 6605 (Beil. des die Decr, des 2. ©. Wie 
a Mai 1887. Hr. 24302 ı 242 band, Der. des O. 6. Bin 
v. 12, Juni 1867, Rx, 10874). ©. 9. 1867, 6, 39. 

Am 30. April überreichte der Kläger A das Gefuh um An- 
ordnung der Acteninrotulirungs- Tagfahrt, wegen der mit 29. April 
verftrichenen Einrevefrift. Ebenfalls am 30, April wurde vom Be 
klagten B ein Geſuch um frifterweiterung zur Einrede angebradt. 
Uebrigens hatte B am 13. April die Recognofcirung der Driginalien 
der Slagebeilagen begehrt und war hiezu auf den 2. Mai die Tag- 
fahrt anberaumt worden, nad deren Abhaltung das Gericht erfter 
Inſtanz zur Erledigung der obigen zwei Geſuche fhritt, indem es 
das Geſnuch des A pto. Ücteninrotulivrung bewilligte und das Frift- 
gefuh des B ab» und auf den Inrotulirungsbeichein wies. Vom 
D. 8. ©. Hingegen wurde das Gefuh des A zurüdgewielen und 
auf jene® des B eine weitere Einredefrift von acht Tagen bewilligt, 
weil B die Recognofcirung der Slagebeilagen ordnungsgemäß ange- 
fucht bat, varüber die Tagſatzung feftgefegt und auch abgehalten 
wurde, vorher aber die Erftattung der Einrede wohl nicht erfolgen 
konnte. 

Auf den Recurs des A, welcher die Präcluſion der Einrede⸗ 
friſt durch die Ueberreichung ſeines Geſuches um die Acteninrotulirung 
urgirte, hat der oberſte Gerichtshof den Beſcheid des O. L. G. aus 
befien Gründen und zur Vermeidung eines Reſtitutionsprocefſſes zu 
beftätigen befunden. 


Nr. 2833. 


Unzuläffigfeit bed in der Syndicatsbeſchwerde geftellten Be⸗ 

gehrend auf Ungiltigerflärung einer richterlihen Verfügung. 
u. 6, Auguft 1867, Nr. 6667 . ded Erlenntniffed des O. 2, G. 

Ente. Kralaı Mai 1866, —*2 — G. Z. Bon! Nr, 87, 

Das Bezirlögeriht in Krzeszowice erlaubte, die dem minber- 
jährigen A angefallene Nachlaßwirthſchaft X — nur auf einfeitiges 
Begehren der Mutter und VBormünderin, ohne daß das Gefuh vom 
Mitvormunde mitgefertigt oder von ihm das Gutachten abverlangt 
worden wäre ($. 213 a. b. ©. 8.) — aus freier Hand zu ver- 
taufen, und genehmigte jelbft den diesfalls abgefchloffenen Kaufver- 
trag, ohne ihn nad Vorſchrift des 8. 83 I. N. dem zuftändigen 
Gerichtshofe zur Genehmigung vorzulegen. Nach erreichter Groß- 

Olajer, Unger u. Walter Entic. VI. 9 
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jährigfeit überreichte A eine Syndicatsbeſchwerde wider das Bezirko⸗ 
geriht und begehrte, daß die Genehmigungsclaufel des Bezirks⸗ 
gerichte8, fowie die ertbeilte Bewilligung zum Verkaufe feiner Realität 
behoben und eine neuerlihe Verhandlung vorgenommen werde. Das 
D. 2%. ©. erfannte, daß das Bezirkögeriht und rüdfihtlih ver 
Bezirksrichter B für dieſen gefegwidrigen Vorgang dann, wenn ein 
hieraus entftandener Schaden erwiefen fein wird, verantwortlich fei, 
und verorbnete, den dem A zugefügten Schaden ziffermäßig nachzuweiſen. 

Der oberfte Gerichtshof hat die obergeridhtlihe Entiheibung 
aufgehoben, den A mit feiner Syndicatsbeſchwerde abgemwiefen und 
ihm freigeftellt, die Ungiltigleitsertlärung des zwiſchen der Vormün⸗ 
derin und dem Käufer über die Naclafrealität in X gefchloffenen 
und vom Bezirfögeridhte genehmigten Kaufvertrages im ordentlichen 
Nechtöwege zu begehren. Gründe: Die Syndicatsbeſchwerde iſt 
zwar als folche bezeichnet, es geht jedoch ihr Begehren nicht dahin, 
daß das Bezirkägeriht aus Anlaß des geſetzwidrigen Vorganged bei 
der Approbation diefes Kaufvertrages für verantwortlid, erklärt werde, 
fondern fie ſtrebt blos an, daß die Genehmigungsclaufel des Bezirks⸗ 
gerichtes, fowie die ertheilte Bewilligung zum Verkaufe der Realität 
behoben werde. Da nun die faiferl. Verordnung vom 12. März 1859, 
R. ©. BL. Nr. 46, vorausfegt, daß der Erſatz des Schadens, der einer 
Bartei aus einer pflichtwidrigen Anıtshbandlung zugeht, gegen das im 
Verſchulden befindliche Gericht begehrt werde, vie Aufhebung eine® 
Bertrages aber und fohin aud des in Rede ſtehenden Kaufvertrages, 
nur um orventlihen Rechtswege Platz greifen kann, fo mußte bie 
Syndicatsbeſchwerde mit dem Beifügen zurüdgemwtefen werven, daß 
ed dem Beſchwerdeführer freifteht, im ordentlichen Rechtswege bie 
Aufhebung des Kaufvertrages zu begehren. 


Nr. 2834. 


Borlage der Hanbelsbiicher in einem wegen eines gemein» 
rechtlichen Anſpruches und nicht vor dem Handelsgerichte 
geführten Proceffe. 

Entid. v. 6. Anguft 1867, Rr. 66 6670 (Beft. des Decr. ded B. ©. Potten⸗ 
fein v2, Sebrun 1867, Nr. 678, Jeing des Deer. bes O. CG Wien 

9. April 1867, Ar. 6013). ©. H. 1867, ©. 450. 
A sehr itt mit der Paulianifhen Klage die von feinem Schulpuer 
C der Bellagten B gemadte Schenkung. mit Bezugnahme auf feine 
Handelsbücher, aus denen fi die Forderungen gegen C ergeben. 
Nun verlangte die B, geftügt auf ben Art. 37 des Handelsgeſetz⸗ 
buches, die Borlage der Handelsbücher, weldhe vom Gericht erfter 
Inftanz dem Kläger verordnet wurde, wogegen das O. L. ©. das 
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Begehren der B wegen Unanmwenbbarleit der citirten Specialbeftimmung 
des Handelsgeſetzes in dem nicht beim Handelsgerichte ftattfindenden 
über einen gemeinrechtlihen Klaganſpruch geführten Verfahren abwies. 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte die erſtgerichtliche Ber: 
ordnung, weil die Klage des A doc zunächſt ſich darauf gründet, daß 
er gegen den Geſchenkgeber Forderungen habe, zu deren Beweis er 
fih eben auf die Handelsbücher berief. 


Nr. 2835. 


Beitreitung der ehelichen Geburt eines pofthumen, mehrere 
Fahre alten Kindes durch die Mutter: Unzuläſſigkeit ber 
Abweifung der Klage a limine. 
zurii. v. 6, Auguft 1867, Nr. 6814 (Abund. der gleich fürmig en Beer. 
ded 8. ©. Hernald v. 22, Mai 1867, Nr. 10604 und ded O. L.G. Wien 
v. 18. Juni 1867, Nr. 10841), ©. 3. 1867, Pr. 95, 

Die A brachte im Mai 1867 eine Klage gegen den VBormund 
ihres im Jahre 1854 geborenen Kindes B ein, worin fie geltend 
machte, B fei zwar acht Donate nad dem Tode ihres eriten Gatten 
geboren, es fer jedoch ihr jetiger Gatte ver Vater ihres Kindes. Die 
beiden unteren Inſtanzen wiefen dieſe Klage fofort zurüd, weil die 
im 8.159 a. 6. ©. 8. erwähnte Frift abgelaufen fei und weil ber 
Mutter fein Recht zuftehe, die ehelihe Geburt ihres Kindes zu be- 
ftreiten. 

Der oberfte Gerichtshof änderte diefe Eutſcheidung ab und ver- 
ordnete die Annahme und gefegmäßige Erledigung der Klage, „weil 
nach Hofd. dv. 6. Oct. 1783, 9. ©. ©. Nr. 197, d, dann Refolu> 
tion v. 31. Dct. 1785, 9. ©. ©. Nr. 489, t, der Richter fich 
nit von Amtswegen in das Innere einer Klage einzulaffen, daher 
auch nicht von Amtswegen ſchon über vie Klage auszufprechen bat, 
ob die Friſt zu berfelben etwa verftrihen und ob der Kläger zur 
Anbringung derſelben berechtigt fei”. 


Wr. 2836. 


Rechtskraft des Erecutionsbejcheided ungeachtet mangelhafter 
Zuftellung des die Grundlage der Execution bildenden 
Spruche, 


Eutſch. v. 7. Auguſt 1867, Nr. 6785 (Beit. des das Decr. des H. ©. Wien 


v. 7. Juni 1867, Nr. ass, aufkeh er, des O. L. G. Wien dv. 18. Juni 


1867, Ar. 10843). G. H. 1867, ©, 326, 


A begehrte gegen B die Annullirung der von dem Lebteren 
Wider ihn erwirften Crecutionsacte, die bis zur Bewilligung der 


9* 
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Schuldhaft vorgefchritten waren, inbem er nachwies, daß die wechſel⸗ 
gerichtlihen Zahlungsauflagen, weldhe zum Crecntionsverfahren ge« 
führt hatten, ihm niemal® zugeftellt wurden und fomit nicht rechts⸗ 
fräftig geworden waren. 

Der oberfte Gerihtshof wies den A mit feinem Geſuch ab, 
weil er den von B auf Grund der Zahlungsauflagen erwirkten und 
ausgewiefenermaßen dem A zu eigenen Händen zugeftellten Beſcheid, 
womit dem B die erecutive Mobilienpfändung und Schägung bewilligt 
wurde, in Rechtskraft treten ließ und dadurch, fowie durch das, lant 
der von ihm mitunterzeichneten Pfändungsrelation, mit dem B ge 
troffenen Uebereinlommen, daß die im Erecutionsverfahren eines an- 
deren Släubigers, C, wider ihn aufgenommene Schägung berfelben 
Mobilien auch für die Execution des A zu gelten habe, die Rechts⸗ 
beftändigfeit der erwähnten Zahlungsauflagen und der Executions⸗ 
führung auf Grund derfelben bereits anerkannt hat. 


Nr. 2837. 


Behandlung ded zur Sicherftellung einer Rente einverleibten 
Capitales bei der Meiftgebotsvertheilung : Unzuläffigkeit 
jelbitändiger Pfändung diefes Bededungscapitales. 
Eutſch. v, Fe Kir nft 10, E 6604 (Beſt. des das Decr. bed L. ©. 
Wien v. 8 3— Eee des O. L. —* Wien vom 

7 uni — — —* San 3. 1867, Ar. 968, 

Für die Z war auf dem * der X eine lebenslängliche 
Rente durch Einverleibung eines Capitales von 3000 fl. ſichergeſtellt. 
A, ein Gläubiger der Hauseigenthümerin, erwirkte „die executive 
Pfändung und Einantwortung dieſes Bedeckungscapitals“, worauf 
jedoch bei der executiven Feilbietung des Hauſes, ſowie bei der 
Meiſtgebotsvertheilung keine Rückſicht genommen ward. Vielmehr ward 
das Capital von 3000 fl. Niemand zugewieſen. Nunmehr richtete 
A gegen die der Z unmittelbar folgende Pfandgläubigerin B ein 
Geſuch „um Erkenntniß, daß nad dem feinerzeitigen Ableben der 
Kentenbezieherin Z die 3000 fl. ihm zuzuweiſen ſeien“. Die erfte 
Inſtanz entſchied zu ſeinen Gunſten. Gründe: „Das fragliche 
Capital bildet zwar einen Theil des Kaufſchillings und wäre nicht 
der X auszuzahlen, ſondern zur Befriedigung der Satzgläubiger nach 
ihrer Rangordnung zu verwenden, wenn Niemand von denſelben ein 
Vorrecht auf Befriedigung aus dieſer Poſt erworben hätte. Dieſes iſt 
aber der Fall bei A, welcher in Folge des am 1. September 1864 
erworbenen erecutiven Pfandrechtes an diefer Poſt aus derſelben und 
zwar vor allen übrigen dieſer Satzpoſt nachſtehenden Gläubigern be- 
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friebigt werben muß, zumal er nachträglich beim Handelsgerichte auch 
bie erecutive Einantwortung der Sabpoft erwirkte. Diefe Sagpoft 
bildet zudem nad 88. 469, 526 und 1446 a. 6. ©. 2. fo lange 
ein ſelbſtändiges Rechtsobject, als fie nicht gelöfcht worden ift, daher 
auf diefelbe von Jedermann felbfländig Rechte erworben werben 
fönnen, die bei Auszahlung der betreffenden Satzpoſt berüdfichtigt 
werden müffen (8. 455 a. b. ©. B.).“ Die zweite und dritte 
Inſtanz mwiefen ven A ab. Die Gründe der dritten Inſtanz waren: 
„Daß das fraglihe Kapital keineswegs als eine zu Gunſten ver X 
haftende Satzpoſt anzufehen ifl, indem es laut Grunpbuchdertract 
nicht zu deren Gunſten conftituirt, fondern vielmehr das Pfandrecht 
für ein Capital von 3000 fl. zur Sicherftellung der der Z gebühren- 
den jährlihen Rente für die Z einverleibt worden ift; daß hiernach 
diefes Bededungscapital nur als ein behufs der Sicerftellung bes 
Rentenbezugsrechtes der Z der freien Verfügung der Wealitätseigen- 
thümerin entzogener Theil des Realitätenwerthes angefehen werben 
kann, welcher einen Theil des Kaufjhillings für das verfteigerte Haus 
bildet, und alfo, nad Erlöſchen des Rentenbezugsrechtes der Z, nicht 
der ehemaligen Eigenthümerin bes Haufes auszuzahlen, fondern zur 
Befriedigung der aus dem Meiftgebotserlöfe zu berichtigenden Forde⸗ 
rungen der Pfandgläubiger der Realität zu verwenden ift“. 


Nr. 2838. 


Hemmung ber Erecution auf Berlangen des Strafgerichtes. 

. dv, 18, Bus 1867, Nr. 6008 (Belt. des Decr. dei 8. ©. Leit⸗ 

28, April 1667, Ar. 2189 und des O. L. G. Prag v. 4. Juni 1867, 
Nr. 13399), ©. 3. 1867, Nr. 96, 

Auf Anfuchen des A, gegen welden eine executive Yeilbietung be= 
willigt war, bewilligte das Strafgericht, das mit der Unterfuchung über 
einen in dem gegen A geführten Proceffe vom Bertretungsleifter des 
Gegners B abgelegten, angeblich falſchen Eid befaßt war, die Ein- 
ftellung der Execution. Das DO. L. ©. verwarf den dagegen ergriffenen 
Recurs des B aus folgenden Gründen; Wenngleih das Hofdecret 
vom 6. März 1821, 9. ©. S. Nr. 1743, den Givilrihter zur 
Siftirung des Verfahrens bis zur Entſcheidung der Sache, nicht aber 
auch zur Siftirung der Erecution ermädtigt, jo gilt diefed nicht in 
gleihem Maße von dem Unterfuhungsd- oder Strafgerichte, zumal 
diefe® nad ven 88. 352, 361 und 431 St. P. O. aud über die 
privatrechtlichen Folgen einer firafbaren Handlung zu erfennen bat. 
Wird im vorliegenden Falle erkannt, daß ein falſcher Parteieid 
geſchworen worden ift, fo muß der Strafrichter auch den Eid in civil: 
rechtlicher Beziehung für nicht abgelegt erklären und damit aud bie 
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auf Grund dieſer Vorausſetzung eingeleitete Erecution annulliren, wobet 
e8 feinen Unterjchied macht, daß ein Vertretungsleifter den Eid ab⸗ 
gelegt hat; und es läßt fomit das obcitirte Hofvecret in Bezug auf 
Einftellung der bis zum dritten Grade gelangten Erecution bis zur 
vechtsfräftigen Entſcheidung über das Strafverfahren für den Straf- 
rihter eine analoge Anwendung und Enticheivung allerdings zu. 

Der oberfte Gerichtshof hielt gleichfalls das Strafgericht berech⸗ 
tigt, da es tiber den von dem Beſchuldigten zu leiftenden Schaden⸗ 
erſatz zu erkennen bat, diejenigen Vorfehrungen zu treffen, welche 
geeignet find, den Schaden, welcher aus der firafbaren Handlung ent- 
ftehen würde, zu verhindern, zumal für die Einftelluug der Erecution 
in einem folden alle der nämliche Grund fpricht, aus welchem nad 
bem Hofdecrete vom 6. März 1821, Nr. 1743, wegen vorhandener 
Berdachtsgründe einer nach dem Strafgejege firafbaren Handlung mit 
bem civilgerichtlichen Berfahren innegehalten werben fol, und weil 
die Strafbehörbe in ihrem Requiſitionsſchreiben an das Civilgericht 
wegen Siftirung ber Feilbietung audgeiprochen hat, dag C des Ber- 
brechens des Betruges durch Ablegung eines falſchen Eides dringend 
verdächtig fei, der Meineid des freiwilligen Vertretungsleiftere aber 
dem falfhen Parteieive und nicht blos einer falfhen Zeugenausſage 
gleihgeftellt werden muß. 


Nr. 2839. 
Novation durch Geben und Nehmen eined Wechjels. 


.v. 14, Anguft 1867, Nr. 7076 (Beft. des des 9. ©. u 

>. Mon, 1966 nr A688, Abkud, de ei. es 0.2.8. RL v, 12 Wort 
1867, Nr. 6202). ©. H. 17, &. 42. 

Der vom Bellagten angebrachten Einrebe, daß bie Mägerifche 
Forderung des Kaufpreifes für Waaren in Folge der Uebergabe eines 
Wechſelacceptes des Beklagten an ven Kläger erlojchen fei, wurde vom 
oberften Gerichtshofe ftattgegeben und demnach das Slagbegehren ab- 
gewiefen, weil mit dem Geben und Nehmen des Wechfels eine Nova- 
tion der Forderung durch Umänderung des Rechtsgrundes herbeigeführt 
worden ift, welcher bei der Wechfelforderung im Wechfel felbft Liegt. 


+ 
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Nr. 2840. 


Gerichtöftann des Vertrages: Begründung besjelben durch 
Annahme der erft nach der Waarenſendung überjchidten, den 
Zahlungsort augebenden Yactura. 


Entf. v. 22. Anguft 1867, Nr. 7106 (Beft. des das Urth. des H. ©. 
Wien u. 8. März 1867, Nr. 8868, abänd. Urth. des O. 8. &, Wien vom 
13, Juni 1867, Nr. 8241). ©. 3. 1868, Nr. 6, 

In einer bei dem Handeldgerichte zu Wien al® forum con- 
tractus anhängig gemachten Rechtsſache wurde der erhobenen exceptio 
fori von dem Gerichte erfter Inſtanz ftattgegeben, weil der Geklagte 
die die Zahlung in Wien bepingende Factura erft nah Empfang der 
Waaren, um deren Bezahlung es fi handelte, erhalten hatte. Das 
O. L. ©. erfannte auf den vom Kläger aufgetragenen Haupteid über 
den Empfang der Factura und der Waaren. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Erkennt⸗ 
niß mit Beſchränkung des Haupteides auf den Empfang der Factura. 
Gründe: Wenn der Gellagte den Brief mit der die Zahlung in 
Wien bepingenden Factura vom 30. März 1866 wirklich erhalten 
bat, jo müßte die unbeanftändete Annahme diefer Factura als ein 
ſtillſchweigendes Einverftänpnig mit der Bedingung des Zahlungs- 
orted Wien, auch wenn diefe Bedingniß nicht ſchon bei der Waaren- 
beftellung, ſondern erft nachträglich bei ber Zuſendung der beftellten 
Baare gemacht wurde, und jelbft dann gelten, wenn wirklich die 
Factura dem Gellagten erft fpäter als die facturirte Waare zuge: 
fommen wäre; denn in dem einen wie in dem anderen Falle wäre 
der Geklagte beredhtigt und in der Rage geweſen, falls er ſich dieſer 
Bebingung nicht fügen wollte, dem Kläger die Waare zu retourniren 
oder zur Dispofition zu ftellen, und hätte er etwa, noch bevor er 
bie von dem Kläger eben mit der Factura befanntgegebenen Verkaufs⸗ 
bedingungen kannte, bereits mit der Waare verfügt, fo müßte umjo- 
mehr angenommen werden, daß er ſich den in der erft zu gewärtigenden 
Vactura enthaltenen Berfaufsbedingungen im Borbinein unterworfen 
haben. Demzufolge erſcheint ter vom Obergerichte zugelaffene Haupt⸗ 
eid, ungeadhtet er den Umftand nicht enthält, ob der Geklagte die 
befagte Factura vor oder bei Empfang der Waare erhalten habe, 
noch immer entfcheidend. Soweit aber der vom Obergerichte zugelaffene 
Haupteid auch auf den von dem Gellagten widerfprodenen Empfang 
ber Waare gerichtet ift, konnte der Beweis dieſes Umſtandes für die 
Entſcheidung der Sompetenzfrage nicht als nothwendig, und mußte 
vielmehr die Ausdehnung des Eides auch auf dieſen Umſtand als 
ber Entfcheidung der Hauptſache vorgreifend erfannt werden. Dem: 
gemäß wurde das obergerichtlihe Urtheil, foweit es die Stutthuftig- 
keit der exceptio fori davon abhängig macht, daß der Gellagte ven 
Nihtempfang der Yactura zu befhwören vermag, beftätigt, die Eides⸗ 
formel aber dem Geſagten gemäß abgeändert. 
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Nr. 2841. 


Erecution zur Sicherftellung im Mandatsproceg: Pfändung und 
Sequeftration ded dem Erecutiondführer bereitd verpfändeten 
Gutes. 


Kugup 1007, 1867 R- 7314 is, abi bed Deere. des B. G. Sr 
ind des Deer. des O. L. 
nn. 2 —— —* @. 5. 1867, &. 439, 

Im Zuge des Verfahrens abe ven Recurs bed B gegen ben 
von A ertheilten Auftrag zur Zahlung eines mit Hypothek verſicherten 
Capitals begehrte A zur Sicherftellung die Einverleibung des erecutiven 
Pfandrechtes auf der verpfändeten Liegenſchaft und die erecutive Se⸗ 
queftration berjelben. 

Der oberfte Gerichtshof bewilligte das Geſuch. Gründe: Der 
gegen einen Zahlungsbefehl ergriffene Recurs hat nad 8. 3 der Ver⸗ 
ordnung vom 18. Juli 1859, R. ©. Bl. Nr. 130, in Betreff ver 
Ertheilung der Erecution zur Sicherſtellung feine aufſchiebende Wir- 
fung. Nach $. 4 ebenvort können zur Sicherftellung bie Executions⸗ 
arten: Pfändung, Schägung und Sequeftration gleichzeitig flattfinden 
und das in legterem Paragraph für den Fall, als die eingeflagte 
Forderung bereits mit einem Pfand verfichert wäre, ftatuirte Erfor- 
berniß, daß die Unzulänglichleit viefes Pfandes glaubwürdig bar- 
gethban werben muß, kann nur von bem Tall veritanden werden, wo 
ber Öläubiger ein weiteres Pfand erlangen will, weil fein Grund 
abzufehen ift, warum der ein Pfand ſchon beſthende Glaͤubiger ein 
beichräntteres Executionsrecht haben und von dem Anſpruch auf 
Schägung der Pfandſache, die im $. 7 ver kaiſ. Verorbnung vom 
21. Mai 1855, R. ©. Bl. Nr. 95, ausdrücklich für zuläffig erklärt 
if, und, bei nachgewieſenem Bedürfniß einer ergiebigeren Sicherftellung, 
auf die Gequeftration derjelben ausgeſchloſſen fein fol. 


bl 


Nr. 2842, 


Verhältniß der Wiebereinfegung wegen jchlechter Vertretung 
zu ber wegen verfäumter Frift. Rechtskraft der die Wieber- 
einſetzung verfagenden Entſcheidung. 

28, 1867, Nr. 5767 . 

Eutii. 1. m 3 222, Koi, an ne —— des 8 8 danuel 


v. 20 un vom 
Fo en Kr. er, —8B 


A * in einem —— * B, in weihem ihn ein 
Notar vertrat, einen Eid abzulegen. Der Notar verſäumte die Friſt 
und das Begehren um Reſtitution dagegen warb abgewieſen. Nun: 
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mehr verlangte A Reftitution wegen ſchlechter Vertretung. Die erfte 

Inſtanz verweigerte dieſelbe, weil nur ſchlechte Vertretung durch einen 
Advocaten einen Reſtitutionsgrund bilde; die zweite war hierin der 
entgegengejegten Anſicht und gewährte die Wiedereinfegung mit An- 
wendung der Vorſchriften des Hofdecr. vom 6. Detober 1785, Nr. 477, 
Patents vom 1. Juli 1790, Nr. 31 und Hofdeer. vom 19. December 
1801, Nr. 545 der J. ©. ©. auf den Fall notarielleer Barteien« 
vertretung. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erſtrichterliche Er— 
fenntniß. Grunde: Obige drei Hofdecrete fprechen nicht für Die Be- 
willigung ber gebetenen Keftitution, weil es fi hier lediglich um bie 
Verſaͤumung einer Fallfrift handelt. Fur biefen Fall aber iſt bie 
Bievereinfegung in den vorigen Stand nad Weifung des 8. 372 
lit. aa. ©. O. anzufuchen, und es kann diefe Berfäumung nicht aud) 
als ein Grund angeführt werden, bie Neftitution wegen mangelhafter 
Vertretung anzufuchen, da für erftere eine befonvere gejegliche Bor- 
Ihrift befteht, und die mangelhafte Vertretung im Falle ver letzteren 
Reftitution nur auf das Meritum des Nechtöftreites ſich bezieht, 
wohin die unterlafjene Anbietung eines Beweiſes, unterlaffene Bor- 
bringung von Einwendungen u. bgl. gehört. Es müßte fonft auch 
jede Reftitution zur Erftattung einer Satzſchrift, jene Rechtfertigung 
des Ausbleibens von einer Tagfagung, ſobald die betreffende Partei 
von einem Rechtöfreunde vertreten war, Anlaß zur Reftitution wegen 
mangelhafter rechtsfreundlicher Vertretung geben, was aber den Bor- 
fhriften der a. G. D. zumwiderlaufen würde. Dit dem Anfuchen um 
Wiedereinſetzung in den vorigen Stand wegen unverfchuldeter Ber- 
faumung der Eidedantretungsfrift wurde aber zugeftandenermaßen ber 
Kläger bereits rechtskräftig abgewiefen, und er kann jett dieſes 
Keftitutionsbegehren unter der gerichtSorbnungsmibrigen Form ber 
Neftitution wegen mangelhafter rechtsfreundlicher Vertretung nicht 
nochmals anbringen. 


Nr. 2843. 
Borgang bei Benützung eined neuen Zeugen ftatt eined Ver⸗ 
itorbenen. 


v. 28, 6%, 9, 20 u Nr. 7 Zoend. der Bel des * ®. —— 


v. Na hi 1867 
7008). 6 5 1868, e%. 
Auf das ın Ion er Inſtanz ohne Weiteres bewilige Geſuch des 
A um Bulaffung eines anderen Zeugen an Stelle des im Beiurtbeil 
benannten, inzwiſchen verftorbenen Zeugen, hat das O. 8. G., in 
Erwägung, daß zufolge Patents vom 13. September 1787, 3. ©. ©. 
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Rr. 719 und der Hofdecrete vom A. Juni 1795, Nr. 234, 18. Sep- 
tember 1844, Nr. 830 und 13. Februar 1845, Nr. 868 der I. G. S. 
in dem vorliegenden Falle nach den Grundſätzen der Weftitution in 
den vorigen Etand zur Beibringung neuer Beweismittel zu verfahren 
ift, ven A ab- und auf die citirten Vorſchriften gewiefen. 

Auf den Recurs des A veroronete ver oberfte Gerichtöhof der 
erften Inftanz die Entſcheidung über deſſen Gefuh nad vorgängiger 
Anhörung beider Parteien. Gründe: Das Hofbeer. v. 18. September 
1844, Nr. 839, erläutert den 8. 221 ver weftgal. Gerichtsordnung, 
welcher aber nur vorfchreibt, daß auf Geſuche, wie das vorliegende 
des A, Tagſatzung anzuorenen und nah Vernehmung ber Parteien 
darüber zu entſcheiden (aljo das Geſuch weder a limine abzumeifen, 
noch fojort zu bewilligen) ift, ohne auf eine Wievereinfegung ob noviter 
reperta, die jhon ein Endurtheil vorausjegt, hinzuweifen. 


Nr. 2844. 
Beweislaſt Hinfichtlich der Echtheit von Urkunden. 


v. 28, Anguft 1867, Nr. 7006 der gleihfürmigen des 
B. Branuau 1. Mia! 1 8 500, De. 1 10 Fu — len vom 
10, Oct. 1866, Nr. 1 Bi 7 

Zur Begründung der la a —— einer angeblich von 

dem Kläger dem Geklagten ausgeſtellten Schenkungsurkunde, auf 
Grundlage welcher der letztere bereits eine früher dem Kläger gehörig 
genelene Satzpoſt grundbücherlich erworben hatte, behauptete ber 
läger, daß die Urkunde unecht, unterjhoben, von ihm weber aus- 
geftellt, noch unterfchrieben worden fei. Died wurde vom Gellagten 
einfach witerfprochen und da von Kläger Beweiſe für feine Behaup- 
tung nicht beigebracht wurden, fo ftritt man fich lediglid darüber, ob 
Kläger die Unechtheit over Gellagter die Echtheit der beftrittenen 
Urkunde zu beweifen habe. Das Gericht erfter Inſtanz war der erfteren 
Anfiht und wies den Kläger ab. Das D. L. ©. beftätigte dieſes 
Urtheil aus nachfolgenden Gründen: Durch die beftrittene Schenkungs⸗ 
urfunde, auf deren Grund das Eigenthumsrecht bezüglich eines Be- 
trages von 300 fl. für den Geklagten einverleibt worden ift, wurde 
Letzterer zweifellos und auch unbeftritten im Sinne des Geſetzes 
Kigenthümer dieſes Betrages. Derfelbe ift in feinem Eigenthume zu 
[hüßen, und wenn der Kläger heute behanptet, daß die Schentuugs« 
urkunde unecht und daher ungiltig fei, muß er darüber den Beweis 
führen, der Gellagte hat gegenwärtig nicht mehr bie Verpflichtung, 
die Echtheit der Urkunde zu erweifen, weil er auf Grund derſelben 
bereitd das Eigenthumsrecht erworben hat, und weil eben deshalb 
die Urfunde aud gar nicht mehr als Beweismittel in dieſem Proceffe 
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vorfommt, weshalb der 8. 133 der a, ©. O. bier durchaus nicht 
anwendbar if. Wollte der Kläger die Ungiltigfeit der Schenkung 
conftatiren, jo müßte er ſolche Thatſachen anführen und felbe fofort 
auch erweilen, welche nah dem 17. Hauptftüde des II. Theils des 
a. b. ©. B. den Vertrag ungiltig machen; es ftand dem Kläger auch 
bevor, die Unechtheit feiner Unterſchrift darzuthun; denn biejenigen, 
welche auf Grund der Urkunde bereits das Eigenthumsrecht erworben 
haben, haben viesfalls Leine Beweiſeslaſt. 

Der oberfte Gerichtshof theilte die Anficht der unteren Gerichte. 
Die Gründe feines Erfenntniffes lauteten: Dem außerorventlichen 
Revifionsbegehren des Klägers wurde aus den bereit von bem 
O. L. ©. entwidelten Gründen keine Folge gegeben, zumal nad) $. 104 
der a. ©. O. derjenige, welcher eine Thatſache anführt, ſchuldig ift, 
jolhe zu ermweifen. Da nun der Kläger fein Klagrecht auf die Bes 
bauptung gründet, daß die fraglide Schenkungsurkunde uneht und 
unterfchoben fei, fo ift auch jebenfalld dem Kläger obgelegen, ben 
Beweis feiner Behauptung herzuſtellen. Nachdem er venfelben nicht 
erbracht bat umd feine Berufung auf den $. 133 ver a. © O. 
offenbar unrichtig iſt, weil dieſe Gefegeöftelle den Fall vor Augen 
bat, daß Jemand eine Urkunde beibringt, aus welder er ein Recht 
für ſich ableitet, dieſer Fall aber bier nicht eintritt, weil nicht der 
Geklagte, jondern der Kläger die Schenkungsurkunde beigebracht hat, 
der Geklagte daher auch nicht den Beweis ihrer Echtheit zu liefern 
verpflichtet ift, jo ift Die Abweiſung bes Klaͤgers ganz geſetzmäßig 
erfolgt. 


Nr. 2845. 

Unzuläſſigkeit der Prüfung der Rechtskraft des wegen einer 
Vermögensübertragungsgebühr ergangenen Auftrages durch die 
Grundbuchsbehörde. 

v. 28, Augnft 1867, Nr. 7508 der glei öemige en an des 

—33 veruais . Mai 1867, Nr. us Fee MH wer Wien vom 
1867, Nr. 1228), 

Das —— Hernals 8* d um a eines an B er- 
lafienen Auftrags zur Zahlung einer Eigentbumsübertragungsgebühr 
von 451 fl., welcher mit der vom bejagten Steueramt beigefegten 
Betätigung der Rechtskraft verjehen war, die Intabulation des exe⸗ 
cutiven Pfandredts bei dem Haus des B. Das Gefuh wurde von 
beiden Untergeridhten bewilligt, vom O. 2. ©. mit Berufung auf bie 
vorerwähnte amtliche Beftätigung der Rechtskraft der Zahlungsauflage. 
Dagegen recurrirte B, weil er gegen den BZahlungsauftrag den Re—⸗ 
curs ergriffen hatte und darüber noch nicht die Erledigung erfolgt iſt, 





- 10 — 


mithin der Zahlungsauftrag die Rechtskraft nicht beftritten habe und 
daher nad der Suftizminifterialverorbnung vom 13. December 1852, 
NR. 8 DI. Nr. 256, die begehrte Intabulation nicht bewilligt werden 
durfte 

Der oberfte Gerichtähof verwarf den Recurs, weil mit Rüde 
fihtnahme auf das Motiv des O. 2. ©. und bei dem Umftanve, daß 
bie vom Geſetz vorgefchriebenen Exrforberniffe der Intabulation vor⸗ 
handen waren, und daß die Grundbuchsbehörde auf die Prüfung 
der Richtigkeit der fteueramtlihen Beſtätigung ver Rechtskraft des 
Zahlungsauftrags fih nicht einlaffen kann, ſondern ber Recurrent fi 
diesfalls an die Finanzbehörde zu wenden hatte, in ben angefochtenen 
Entſcheidungen der Untergerichte eine offenbare Ungerechtigkeit nicht 
zu erbliden if. 


Nr. 2846. 
Bermuthete Vollmacht ded zum Verkauf Beitellten zum Em- 
pfang der Zahlung. 
Entf. v. 3. Sept. 1867, Ar. 7608 (8 bed rt des 9. ©. 
16. Mt 106, Mr. as, Abdanken. A u vom 
8. Iuli 1867, en sog G. u 1888, Nr. 1 


A begehrte von B die Zahlung einer —5* per 50 fi. 
Der Bellagte wendete die einem Ladendiener des Klägers geleiftete 
Zahlung ein. Der Kläger wiverfprady dieſe Zahlung und das Mandat 
des Ladendieners zum Geldempfange, wogegen Bellagter erinnerte, 
daß die Geftattung des Verkaufes von Waaren nah 8. 1030 a. b. 
©. B. der Vermuthung Raum gebe, daß das dazu beftellte Indivi⸗ 
dumm auch zur Empfangnahme der Zahlung bevollmädtigt war. Das 
Gericht erfter Inſtanz erfannte auf den dem Kläger über die Zah⸗ 
lung aufgetragenen Haupteiv. Das DO. L. ©. verurtheilte den Be 
Hogten unbedingt nad dem Sllagbegehren, weil eine gefeliche Ber: 
mutbung für die Bevollmächtigung des vom Bellagten nicht näher 
bezeichneten Ladendieners des Klägers zur Annahme der Zahlung 
nicht ftreitet und vielmehr nah 8. 1008 a. b. G. B. eine befonvere 
Vollmacht erfordert wird, welche aber hier nicht vorliegt, indem Be- 
Hagter gar nicht behauptet, daß das in Rede ftehende Individuum 
mit der Berwaltung des Kaufladens des Klägers betraut, oder daß 
bemfelben vom Klager der Waarenverkauf geflattet worden war 
(88. 1027 und 1080 a. b. ©. 8.) und daher die Zahlung, wenn 
fie auch ftattgefunden hätte, nicht als eine giltige und rechtswirffame 
angeſehen werden kann (8. 1424 a. b. ©. B.). 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Inſtanz, 
weil der vom erften Richter zugelafiene Eid allerdings entfcheidend 
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erjcheint, indem zu vermuthen ift, daß ein Individuum, welches zum 
Berlaufe von Waaren beftellt ift, auch berechtigt fei, Geld in Empfang 
zu nehmen, und weil Kläger um fo minder einen Grund hat, fi 
gegen bie Eideszulaſſung zu beſchweren, als daburd die Entfcheidung 
feinem eigenen Gewiſſen übertragen wird, nachdem er felbft vorher 
fie brieflih dem Gewiſſen des Bellagten überlaffen hatte. 


Nr. 2847. 


Benennung neuer Zeugen ftatt der ſchon vor dem Snter- 
locut verftorbenen; Stellung ded Antrages nach Ablauf der 
Beweisantretungäfrift. 


Eutid. v. b. Sept. 1867, Nr. 7375 (Bet. des das Decr. des B. G. Hallein 
v. 18, April 1867, Nr. 285, abänd. Deer. de O.2. G. Wien v. 10, Juli 
1867, Rr. 8501). ©. 9. 1868, &, 158, 

Durh das dem Kläger am 24. November 1866 zugeftellte 
Beiurtheil vom 20. October war derfelbe zu einem Zeugenbeweis 
zugelaffen worben, den er am 9. December antrat. Der mit ber 
Zeugenvorlabung beauftragte Gerichtsdiener machte die Anzeige bes 
bereit8 im Jahre 1862 eingetretenen Todes von zwei der abzu— 
börenden Zeugen, an deren Stelle nun der hiervon am 17. December 
verftändigte Kläger mit Gefuh vom 27. December andere Zeugen 
namhaft machte und deren Vernehmung begehrte. Der Bellagte 
proteftirte Dagegen, weil die Zeugen, an deren Stelle der Kläger die 
nenen Zeugen jegen will, nicht „in der Zwiſchenzeit“ ($. 221 weſtgal. 
G. O.), fondern bereit8 vor dem Interlocut verftorben waren und 
weil, davon abgefehen, ver Kläger die Zulaſſung der fubftituirten 
Zeugen erſt nach Berftreihung ter Beweisantretungsfrift begehrt hat 
(8. 221 weſtgal. ©. O.). 

Der oberfte Gerihtshof hat dieſe Einwendungen abgewiefen 
und das Gefuch des Kläger bewilligt, und zwar in Erwägung, daß 
e8 nad) dem Geiſte des 8. 221 weftgal. ©. O. wohl nur darauf an- 
fommen fann, ob bie durch das Beiurtheil zugelaffenen Zeugen vor 
ihrer Abhörung verftorben find, und daß die Beweisantretungsfrift, 
innerhalb ver bie Zulaſſung anderer Zeugen begehrt werben fol, 
jelbftverftändlih nur von dem Beitpuntt, in welhem ber Tod ber 
durch das Interlocut zugelaffenen Zeugen der Partei befannt wurde, 
berechnet und als diefer Zeitpunft hier nur der Tag der Zuſtellung 
des Beicheives vom 17. December angejehen werden ann, 
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Nr. 2848. 


Vora usſetzungen der proviſoriſchen Sequeltration des GStreit- 
objectes. 


Entſch. v. 5. Sept. 1867, Nr. 7889 (Beſt. des bad Decr. des B. G. Nenn 
tircheu v. 24. Mai 1867, Nr. 2236, abänd. Decr. des O. L. G. Wien vom 
10, Juli 1867, Rr. 11820). ©. 8. 1867, ©. 150, 

Das grundbücherlich dem verftorbenen M und feiner Ehefrau B 
zugefchriebene anziehen Nr. 34 zu X fol laut Ehepacten und 
Teftament des M nad deſſen Tod gegen Zahlung von 3000 fl. und 
Leiftung des Ausgebings an die Witwe, dem A zufallen. Bon ber 
Witwe wurde die erwähnte Verfügung angefochten, und vor der Ent- 
ſcheidung dieſes Procefjes begehrte A die proviforifhe Sequeftration 
bes von der B bemwirthfchafteten Ganzleheus unter Anführung, daß 
fie durch Holzſchlag ten Werth ver Liegenſchaft ſchmälert. Die in 
erfter Inſtanz mit Berufung auf $. 347 a. b. G. B., 8. 127 v8 
Patents vom 9. Auguft 1854, R. ©. BI. Nr. 208, und $. 293 
a. ©. D., gegen Caution bewilligte Sequeftration wurde vom D. 2. ©. 
abgefchlagen und ber oberjte Gerichtshof beftätigte Die obergerichtliche 
Berordnung, in der Erwägung, daß der vom $. 127 (Abſ. 1) des 
Patente vom 9. Auguft 1854 vorausgefegte Fall bier nicht vor- 
liegt, weil e8 fih nit um das Erbredt zum Nachlaſſe des M, 
fondern um das auf die Ehepacte geftügte Recht des A zur Ueber⸗ 
nahme des Eequeftrationsobject8 gegen Hinauszahlung von 3000 fl. 
und Leiftung des Ausgedings an die Witwe handelt; daß der 8. 292 
a. ©. D. außer Anwendung bleibt, weil dort vorausgeſetzt ift, daß 
fein Theil fih im Befig befindet, bier aber die Witwe im that: 
fächlihen Befig und fogar Miteigenthümerin der Liegenſchaft ift: 
daß endlich der Sequeftrationswerber auch nicht, wie der $. 293 
a. ©. O. vorausfegt, als Kläger die zu fequeftrirende Liegenſchaft in 
Anſpruch genommen, noch die Gefahr des Entgangs oder der Ent- 
werthung nachgemiejen hat. 


Nr. 2849. 


Erecution auf eine Staatsobligation, wegen welcher die Amorti⸗ 
firung eingeleitet ift. 

Entid. v. 12. Sept. 1867, Nr, 7774 (Beft, der gleichförmigen Decr. des H. ©. 
Wien v. 15, EX 1867, Nr. 06364 und des Sr G. Bien v. G. 8 
1867, Nr. 14018). ©, 3. 1867, Nr. 96. ©, 5.1868, ©. 74, 

‚ A erfuhr, daß fein Schuldner B um die Amortifirung einer 
Nationalanlehens-Obligation angefucht habe, und erwirkte bie gericht: 
che Pfändung diefer Obligation durch Vormerkung bei der Staats: 
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Ihuldencafje, damit feinerzeit die neue Obligation nicht an den 
Schuldner ausgefolgt werde. Nun fuchte er aber and um die eye- 
cutive Weilbietung der Obligation und als dieſe nicht bewilligt ward, 
um bie erecutive Schägung der Anfprüde an, welde feinem Schuldner 
auf die in der WUmortifirung begriffene Obligation zuftehen. Die 
erfte Inſtanz wies ihn hiermit neuerlich zurüd, weil die Pfändung 
nicht auf diefe eventuellen Anfprüdye, jondern auf die zu amortifirende 
Obligation felbft und rüdfichtlich auf die nah durchgeführter Amor⸗ 
tifirung an deren Stelle tretende neue Obligation bewilligt wurde; 
überdies auch ein eventueller Anſpruch, als verzeit noch nicht be= 
ftehend, fein Object der Erecution fein könne. Auch flehe die hier 
angefirebte Erecutionsführung mit ter für die Execution von Staats⸗ 
ſchuldverſchreibungen beſtehenden gejeglihen Vorſchrift (Hofvecr. vom 
24. Yanner 1844, 3. ©. ©. Ne. 778) im Widerſpruche. Das 
D. L. ©. wies den gegen biefen Beſcheid ergriffenen Recurs zurüd, 
weil der Recurrent nicht zu behaupten vermag, daß zu Gunften feines 
Schuldners dermalen ein Anſpruch auf Ausfolgung einer neuen Obli- 
gation und neuer Coupons befteht, welcher erſt dann eintritt, wenn 
die Dedingungen zur definitiven Amortifirung vorhanden find. Diele 
bat aber Recurrent nicht nachgemiefen, und ift e8 auch ungewiß, ob 
biefelben je eintreten werden. Der Schuloner bat daher dermalen 
nur eine Hoffnung, neue Coupons und eine neue Obligation zu 
erlangen. Dieje Hoffnung war aber nicht Gegenftand der Pfändung; 
aud fehlen alle Anhaltspunkte zu ihrer Schätzung und Yeilbietung. 
Der Recurrent hat durch die Vormerkung feines Pfandrechtes bei ber 
Staatsſchuldencaſſe alle derzeit möglichen Erecutionsredhte erlangt und 
erft wenn die neue Obligation ausgefertigt fein wird, mag er zufolge 
des ihm daran zufommenden Pfandrechtes fih aus dem Berlanfe 
berfelben zahlhaft machen; vermal aber liegt fein weiterer ©egen- 
fand vor, der von vemfelben gepfändet, gefchägt und feilgeboten 
werden könnte. 

Den gegen diefe gleichlautenven Entſcheidungen der beiden erſt⸗ 
rihterlihen Inſtanzen ergriffenen außerordentlihen Reviſionsrecurs 
wies der oberſte Gerichtshof als ganz unbegründet zurüd., 


Nr. 2850. 


Verurtheilung zum Erſatz der Koften ded vor der erften Zag- 

fahrt durch Nüdtritt von der Klage beendeten Verfahrens. 

Eng v. 12, Sept. 1867, Nr. 7929 (Aufh. der sleinfärmigen Deer. 

des B. ©. Viellitz v. 27. Mai 1867, Nr. 3816 und des DO. 2. G. Brünn 
v. 8. Iufi 1867, Nr. 7076). ©. $. 1868, ©. 416, 

Das Geſuch des B um Zuerkennung des Erſatzes ber durch Die 

Beſitzſtörungoklage des A ihm verurjachten Koften wurde von beiden 
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Untergerichten ab⸗ und B auf den ordentlichen Rechtsweg gewieſen, 
weil A noch vor dem Verhandlungstag von der Klage zurück⸗ 
getreten war. 

Der oberfte Gerichtshof bat mit Aufhebung der untergericht- 
lihen Decrete dem Gerichte erfter Iuftanz aufgetragen, im Nachhang 
zu feinem Beſcheid, womit e8 den Nüdtritt des A von der Klage 
den Parteien kunpgegeben bat, über den Koftenerfaßanfprud) des B 
zu entjcheiden, weil bem DBellagten auch in dem Falle, wenn ber 
Kläger noch vor der Tagfahrt zurüdtrat, Koften erwachſen fein 
fönnen, deren Erfag dem Letzteren nad 8. 399 a. ©. D. obliegt 
und beren Liquibirung nicht erft zum Gegeuftand einer beſonderen 
Klageführung zu machen if. 


Nr. 2851. 
Koften der Eidesablegung. 


Entid, v. 12, Se 1867, Nr. m (Beft. dei Sen. des B. G. Schwechat 
v. 28. März 1867 1451, 4 and. ded Decr. ded DO. 2. ©. Wien vom 
6. Ania 1867, Wr. 12597). ©. 3. 1808, ft. 7. 


Nr. 2852, 
Rangordnung der Koften der Relicitation. 


a. v v. 12, Sept. 1867, Nr. 7990 Apip. et gleihförmigen Decr. 
3 G. Kloſternenburg v. 17. Juni 1 1560 und des O. L. G. 
Bien v. 30. Juli 1867, Wr. 13665), — 1868, ir. 18.0.8. 1868, ©. 44, 


A hatte die erecutive Feilbietung einer Liegenfchaft erwirkt und 
babei in die Bebingungen aufgenommen, daß, falls der Erſteher bie 
Zahlungsfriften nicht einhalten würde, fein Babium zu Öunften ber 
Hypothelargläubiger verfallen fein und bie Welicitation auf deſſen 
Koften und Gefahr erfolgen ſolle. Weil der Exfteher wirklih außer 
dem Babium nichts am Meiftgebote berichtigte, erwirkte A die Relici⸗ 
tation und bat nad deren Bollzug um Beftimmung und Erfolglaffung 
der Koften der Relicitation, indem auf feine Forderung an Capital 
nichts entfalle. Es wurben bie anderen Gläubiger vernommen, von 
denen zwei fi der Erfolglaffung widerfegten, weil das Vadium in 
den Bedingungen ausdrücklich den Hhpothelargläubigern war zuge- 
wiejen worden, die Relicitation auf Koften des Erſtehers zu gefchehen 
batte, daher dieſe Koften nit aus der Erecutionsmafle beftritten 
werben bürfen, fondern A ſich diesfalls an den Erfteher halten müffe. 
Die erfte Inftanz wies das Geſuch ab wegen der obigen von ihm 
ausgegangenen Licitationsbedingnifie bezüglich ded Vadiums und ber 
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Relicitationskoften, und weil e8 Sache des A geweſen wäre, bie 
Bedingungen derart feftzufegen, daß vor Allem die Relicitationskoſten 
aus dem verfallenen Vadium zu berichtigen ſeien; weil endlich Bitt- 
fteller auf ven 8. 1037 a. b. ©. 2. fi nicht berufen kann, indem 
er mit der Relicitation fein fremdes Geſchäft, auch nit um den 
Nugen eined Dritten zu beförvern, und bei dem ungünftigen Aus- 
falle der Relicitation auch nicht zum Maren überwiegenden Vortheile 
geführt bat. — Das O. L. ©. -beftätigte diefe Entſcheidung, weil ver 
Bertheilung der Erecutionsmafle, welche ald Ein Act von der Real- 
inftanz zu verfügen ift, die Liquidirung ber einzelnen Forberungen 
voranzugehen hat, daher nicht auf Einfchreiten eines einzelnen Gläu⸗ 
bigers, deſſen Forderung noch nicht liquidirt ift, mit einer Erfolg. 
loffung aus der Erecutionsmafje vorgegangen werden kann, übrigens 
dem A vorbehalten bleibt, feine vermeintlichen Anfprüche bei der Ver⸗ 
handlung über die Bertheilung des Meiftgebote8 zur Geltung zu bringen. 

Der oberfte Gerichtshof veroronete die Liquidirung und Er—⸗ 
folglaffung obiger Koften. Denn 1. ift die Relicitation nur eine Er- 
neuerung ber früheren Weilbietung und, fowie dieſe, das nothwendige 
Mittel, um die Pfandſache zur Befriedigung der Gläubiger geeignet 
zu maden. 2, Die diesfälligen Koften find daher ſolche, welche jeder 
Slänbiger nad) dem Gefege hätte machen müffen, um zur Bahlun 
feiner Forderung zu gelangen, weshalb in Gemäßheit des 8. 10 
0.6.8.8. und des Hfb. vom 19. Nov. 1839, 3. ©. ©. Nr. 388, 
biefe Koften vor allen auveren Yorberungen aus dem Kaufpreiſe zu 
zahlen find. 3. Das erledigte Vadium ift nur ein Theil des bei der 
Relicitation erzielten Meiftgebotes, kann daher allerdings für die 
Koften der Feilbietung in Anfprud genommen werben. 4. Der Um⸗ 
fland, daß in den Bedingungen der erften Feilbietung die Bedingung, 
baß die Koften einer etwaigen Relicitation vor Allem aus dem Vadium 
zu. berichtigen feien, nicht erfcheint, ift ganz unentſcheidend, weil nach 
dem Obigen das Babium nur ein Theil des Kauffchillings ift, aus 
bem A vor Allem fi) wegen gedachter Koften erholen kann. 5. Hat 
derfelbe durch bie Beftimmung, daß das Vadium zu Ounſten ber 
Hypothekargläubiger verfalle und die Kelicitation auf Koften des 
früheren Erſtehers erfolgen würde — meld’ letzteres ſich von felbft 
verfteht (8. 338 a. ©. DO.) — keineswegs auf fein Recht, dieſe 
Koften aus dem zu erzielenden neuen Erxlöfe zu erhalten, verzichtet, 
und obiger Berfall fann wohl nur dahin verftanden werben, daß 
niht der fäumige Erfteher, wenn bei ber neuen Feilbietung ein 
gleicher oder nod höherer Preis als der von ihm zu zahlende erzielt 
würde, einen Anſpruch auf das Vadium haben, fondern daß dieſes zum 
neuen Meiftgebote binzugefhlagen werben folle. 6. Endlich find alle 
Ünterefienten bereitS vernommen worden und braucht Bittfteller nicht 
auf eine neuerlihe Verhandlung mit felben gewiefen zu werben. 


Glafer, Unger u. Walther Entf. VI. 10 
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Nr. 2853. 


Unzuläffigfeit der Beftellung einer Hypothek an einer fitei- 
commiffariihen Subftitution. 


Entid. v. 12. Sept. 1867, Nr. 8048 (Bet. der Decr. des 2. G. Wien v. 
21. Mai 1867, Nr, 27366, und des O. X. ©. Wien v. 23. Juli 1867, 
Nr. 12941). G. 3. 1867, Nr. 94, 


M hat feinen Bruder ald Erben eingefegt und zwei Neffen 
demfelben fideicommifjarifh fubftituirt. Die Erbjhaft wurde dem 
Fiduciar eingeantwortet und das Teſtament des M zur Sicherfiellung 
des Reftitutionsanfprudes der Nacherben im Grundbuche bei ben 
Liegenschaften des Nachlaſſes eingetragen. B, einer der fideicommiſſa⸗ 
riihen Erben, welhem A Grebit bis zu 30.000 fl. eröffnet hatte, 
beftellte nun vemfelben für diefe Summe eine Hhpothel an feinem 
einverleibten „eventuellen* Sukftitutionsredt und A begehrte unter 
Borlage der Pfandbeſtellungsurkunde vie Eintragung im Grundbude, 
welche von heiten Untergeridhten aus tem runde verweigert wurde, 
„weil vie blos eventuellen Aniprüce, welche dem B aus ber haftenden 
Subftitution möglicherweife zufommmen können, derzeit fein Gegenftand 
einer grundbücherlichen DBelaftung find“. Dagegen ergriff A ben 
Reviſionsrecurs, in welchem er ausführte, 1. daß mit vem Erbſchafts⸗ 
anfritt des Fiduciars die Bedingung, unter der B zur Erbichaft 
(nady:) berufen wurde, erfüllt, daß fomit dermalen deſſen Erbrecht 
ein zwar betagte® (bi8 zum Tode des Fiduciars binausgefchobenes) 
und infofern fünftiges, allein ein unbebingtes, feſtes und vererbliches 
Recht und, foweit e8 durch pen Eintrag bereits fichergeftellt ift, ſogar 
ein gegenwärtige Recht fei; 2. daß, felbft wenn das Subftitutions- 
recht bes B ein noch bedingtes, ein eventuelled Recht in dieſem 
Sinne wäre, dasſelbe nichtsdeſtoweniger Gegenſtand privatredtlichen 
Verkehrs und darum einer giltigen Verpfändung fähig fei ($. 448 
a. b. © 82.) 

Der oberfte Gerichtshof verwarf den Recurs, weil die Anfprüche 
des B aus der von M lebtwillig angeorbneten Subftitution erft mit 
bem wirklichen Eintritt des Subftitutionsfalles zur rechtlichen Eriftenz 
gelangen können, der Subftitutionsfall aber noch nicht eingetreten ift, 
mithin die angefochtenen Entſcheidungen der lintergeridhte als voll- 
tommen geſetzlich erkannt werben müflen. 
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Nr. 2854. 


Zuftändigfeit zur Vornahme der DBergleichöverfuche vor der 
Eheſcheidung. 
En 6. a 12, Sept. 1867, m 8015 (8 Beil. bei der glei u eu gell. des 
L. G. Wien v. 18. Juni 1867, Nr. Wien vom 
23, Ini 1867, Nr. 13245), G. "2 1508 

Eine in Jaroslau wohnhafte Ifraelitin —— gegen ihren in 

Wien wohnhaften Gatten auf Grundlage eines Zeugniſſes des Rab⸗ 
biners von Jaroslau, in welchem beftätigt wurde, daß er fie frucht- 
108 ermahnt habe, von der beahfihtigten Scheidung von ihrem Gatten 
abzuftehen, bei dem Wiener L. ©. eine Klage mit der Bitte ein, zu 
erfennen, die Scheitung von Zifh und Bett zwifchen den Eheleuten 
finde ftatt. Alle drei Inftanzen haben das Geſuch a limine abge- 
wiefen. Gründe des oberften Gerichtshofes: Die nach Weifung des 
8. 132 des a. b. G. 2. hier in Anwendung kommenden allgemeinen 
Vorſchriften für eine Scheidung von Tiſch und Bett lauten in ben 
88. 104 bis 110 a. b. ©. B. dahin, daß der Richter ein darauf 
bezügliches Geſuch nicht annehmen barf, wenn ihm nit das Zeugniß 
des Eeelforgers über ven dreimaligen Vergleichsverſuch vorliegt, wonach 
erft (8. 107) das Gericht feine Amtsthätigkeit zu beginnen hat; das 
beigebrachte Zeugniß ift aber nicht von dem Seelforger in Wien, ber 
nah dem Wohnorte des Gatten aud für bie Gattin der zuftänbige 
ift, ansgeftellt, und enthält nicht die Beftätigung, daß die Verfuche 
zu brei verfchiedenen Malen gemacht wurden und fruchtlos blieben, 


Nr. 2855. 


Ceſſion des Reſtitutionsanſpruches des fideicommiffarifchen 
Subſtituten vor Eintritt des Subſtitutionsfalles: Umfang 
derſelben. 


. 18, Sept. 1867, Nr one eitieife eibänd, ber Urth. des 2. ©. 
—2 v. 6 6. Son, i86e, N 7A mi es O. 8 6. —* v. 2. Mai 
7, Mt. os, 6 6. —2 e.1 

Die M * bie N ald Erbin ihres —8 mit der Ver⸗ 
bindlichkeit ein, dasſelbe nach ihrem Tode dem B und feinem Sohne zu 
hinterlaſſen. Die M ftarb im Jahre 1857; darauf cedirte B ber A alle 
Rechte, die ihm aus dem Teftamente der M zuftanden. Sodann ftarb 
ber Sohn bed B und endlich bie N. Nun trat die A mit einer Klage 
gegen B anf Zahlung von 6000 fl. ale Erjag für bie ihr cedirten 
Erbrechte auf, weil er die ganze duch ven Too feines Sohnes ihm 
allein angefallene, rücſichtlich zugewachſene Verlaſſenſchaft in Befig 

10* 
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genommen und barüber andermeitig verfügt, felbe aber dei Werth 
von 6000 fl. gehabt habe. B beftritt die Giltigfeit der Ceffion, da 
der $. 879, Puntt 4 des a. b. ©. B. jeden Vertrag als ungiltig 
erklaͤrt, wodurch eine Erbſchaft, die man von einer dritten Perſon 
hofft, noch bei Lebzeiten derjelben veräußert wird; jedoch wendete er 
nicht ein, daß er nur feine und nicht aud feines Sohnes Erbrechte 
abgetreten babe. Das Gericht erfter Inſtanz erlannte nah bem 
Klagbegehren, weldhes vom D. 8. ©. abgewiejen wurde. 

Der oberfte Gerichtshof verurtheilte ven Gellagten zur Zahlung 
von 3000 fl., d. i. die Hälfte der Klagfumme. Gründe: Ein Redt 
auf die Verlaſſenſchaft der M ift dem Geflagten allerdings ſchon durch 
den Tod derſelben erwachſen und jomit angefallen, nämlich nad 
SS. 608 und 613 a. b. ©. B. das Recht, von der eingejegten 
Erbin N zu verlangen, daß diefe die ihm von der Erblafferin zu: 
gedachte Hälfte ihres Nachlaſſes nah SS. 504, 507 und 508 a. b. 
G. 3. in der Subftanz ungefhmälert binterlaffe. Der Oellagte konnte 
zwar mit der ihm zugedachten Bermögenshälfte bei Lebenszeit der N 
nicht verfügen, nichts davon veräußern oder verpfänden; aber das 
ibm ſchon durch ven Tod der M angefallene, wenngleih durch das 
Borfterben der Fiduciarerbin bedingte und deshalb binfichtlich der 
Realifirbarkeit ungewifje Recht konnte er, jowie es ihm zuftand, gleich 
jedem anderen Rechte nah $. 878 a. b. ©. B. auf die Klägerin 
durch Ceffion übertragen; denn es wurde dadurch nichts Unmögliches, 
nichts Unerlaubtes zugefihert. Der Yall des 8. 879, Punkt 4, tritt 
bier nicht ein, denn es handelte ſich bei ver Ceſſion nicht um eine 
Erbſchaft, die der Gellagte von der damals noch am Leben geweienen 
Fiduciarerbin N hoffte, fondern um das ihm angefallene Erbredit 
nach ber bereitS verftorbenen M, an welchem Rechte N nicht® ändern 
konnte. Es Tiegt in dieſer Ceſſion ein.nah 8. 1267 a. b. ©. 2. 
giltiger Hoffnungslauf, und es jchließt auch der $. 1278 den Verlauf 
eines angefallenen, wenngleich bevingten und deshalb noch ungewiſſen 
Erbrechtes nicht aus. Da nun Geklagter der Slägerin die Geltenb- 
machung dieſes ihr abgetretenen, dur den erjolgten Tod der N zur 
Kraft gelarigten Erbrechtes dadurch vereitelt hat, daß er basjelbe für 
feine Berfon geltend machte, ift die Klägerin nad 88. 919, 932, 
1294, 1295 und 1324 a. b. ©. B. berechtigt, Schapenerjag und 
volle Genugthuung zu fordern. Es konnte aber der Klägerin als 
ber ihr gebührende Erfag nur die Hälfte des angefprochenen Betrages 
zuerfannt werden, weil der Geklagte ber Klägerin nur das ihm aus 
dem Teftamente der M zuftehende Erbrecht abgetreten, vüdfichtlich 
verfauft hat, viejes aber damals nur in dem eventuellen Rechte auf 
bie Hälfte des Subftitutionsvermögens beftand, und das ihm nad) 
dem Geſetze zulommende Zuwachsrecht auf die feinem Sohne ebenfalls 
fubftitutionsweife zugedachte Bermögenshälfte erft durch den vor dem 
Ableben der Fiduciarerben erfolgten Tod des Sohnes als entftanden 
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und angefallen betrachtet werden kann, indem der Sohn vor bem 
Ableben der Fiduciarerbin über das ihm als Subftitionserben zugedachte 
eventuelle Erbrecht verfügen, allenfalls zu Gunften der Yiduciarerbin 
darauf verzichten fonnte, hingegen dem Gellagten eine Verfügung mit 
viefem Rechte des Sohnes vor deſſen Ableben, folglich zur Zeit ber 
Ceſſion, nit zuftand. Im diefe Unterſcheidung des Erbrechtes des 
Geflagten von jenem feines Sohnes mußte, ungeachtet der Geklagte 
in biefer Beziehung feine fpecielle Einwendung in der Verhandlung 
gemacht hat, dennoch eingegangen werben, weil biezu ſchon feine 
Dppofition gegen den Anfprudy der Klägerin auf einen Scaden- 
erfag überhaupt und gegen den angejprodenen Betrag in&befondere 
Beranlaffung gibt. 


Nr. 28356. 

Gerichtsſtand des Fiscus. Gerichtsſtaud des Vertrages: DVer- 
Iprechen der Einſendung au den eventuellen Ceſſionar? 
Eutſch. v. 18. Sept. 1867, Nr. 7502 (Bet. des Urth. des L. G. Wien v. 
28, Dec. 1866, Nr. 73863, Abünd.. des Urth. de D. 8. G. Wien vom 
21. Mai 1867, Nr. 8876). ©. 3. 1867, Nr. 2. ©. 9. 1868, ©. 44, 

Im Jahre 1859 hatte die pamalige f. k. Statthaltereiabtheilung 
in Preßburg mit C einen Lieferungsvertrag abgeſchloſſen, und ſich 
verpflichtet, dem C nady erfolgter Lieferung Certificate über die Höhe 
der entftandenen Forderung auszuftellen. Das geihah denn’ aud, und 
murben dem C Certificate mit Angabe der Ziffer und Rechtsgründe 
ber Forderung und des Zahlungsbetrage® übergeben; auch ward dem 
C in den Certificaten das Geffionereht mit dem Beilage eingeräumt, 
„daß derſelbe im Geifionsfalle anzuzeigen habe, an wen ber For— 
derungsbetrag einzufenven fein wird". A, Ceſſionar des C, erhob nun 
auf Grund der ihm abgetretenen Certificate gegen den Fiscus bei 
dem 2%. ©. Wien Klage auf Zahlung und begründete die Competenz 
vornehmlich mit dem Hinweiſe auf das in den Certificaten gegebene 
Einfenpungsverfprehen und fein Domicil in Wien. Die erfte Inftanz 
erflärte fi incompetent, die zweite entſchied im entgegengefegten ' 
Sinne. „Wenn der Fiscus aus den Gertificaten*, heißt es in den 
Motiven, „überhaupt und namentlich gemäß der Eeffion dem Kläger 
verpflihtet wäre, jo würde er auch ſchuldig fein, dvemfelben den 
Betrag einzufenden, da der Kläger ja eben, dem Schlußſatze ber 
Certificate gemäß, als Geffionar des C den Anfpruh macht, daß 
ihm der Betrag eingelandt, das heißt, da er in Wien wohnt, nad 
Wien gefandt, beziehungsweife in Wien ausbezahlt werde. Es greift 
daher ver Gerichtsſtand des 8. 43 3. N. Plag, indem dieſer Para- 
graph nicht fordert, daß der Zahlungsort ausprüdlich benannt werbe, 
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fondern e8 nach demſelben genügt, daß der Zahlungsort im Ber- 
tenge ausbrüdlich beftimmt wurde. Die Bezeichnung bes Zahlungs⸗ 
orte8 fann aber aud in anderer Art als durch Benennung des Ortes 
erfolgen, wenn, wie im vorliegenden alle, die Einfendung des Be: 
trages an den Ceſſionar zu gejhehen bat, mo aljo ber jemeilige 
Wohnort des Letzteren ald der ausdrücklich beftimmte Zahlungsort 
fih darftellt.“ 

Bom oberften Gerichtshofe wurde das Urtbeil des erften 
Richters wieber hergeftellt. In den Gründen wirb hervorgehoben: 
„Kläger fucht die Zuftändigleit des Wiener L. ©. damit zu begrün- 
den, daß jede Forderung wider den Fiscus an dem Hauptfige der 
Winanzverwaltung eingellagt werden könne, und baß überdies in bem 
vorliegenden alle die Zahlung an feinem Wohnftge in Wien aus» 
drücklich zugefihert worven fei. Weber das Eine noch das Andere ift 
rihtig; im Sinne des $. 23 der J. N. ift die Finanzprocuratur 
in Wien zur Vertretung des Fiscus hinfichtlih der nicht in ihrem 
Sprengel und für deſſen Bebürfniffe eingegangenen Berbindlichleiten 
nicht berufen. Kläger macht eine von einer ungariſchen Berwaltungs- 
behörde übernommene Zahlungsverbinblichkeit geltend; dieſe Behörde 
bat fi aber weder in dem mit C abgefdloflenen Verträge, noch 
ſonſt wo zur Zahlung in Wien verpflichtet, und nur in den über 
einzelne Lieferungen ausgeſtellten, die Zahlung in beſtimmten Ter— 
minen zufihernden und im Ceſſionswege dem Kläger zugelommenen 
Eertificaten die Einſendung an den allfälligen Ceſſionar in Ausſicht 
geftellt, wobei zwar bie Belanntgebung des Ceſſionars ald Bedingung 
der Einſendung des Betrages an ihn aufgeftellt erfcheint, ohne daß 
man beshalb die Zahlung an einem beftimmten Drte oder etwa an 
jevem Orte, wo der allfällige Eeifioner fie wünſchen würde, als aus⸗ 
drüdlih bebungen oder vereinbart anfehen kann.“ 


Nr. 2857. 


Zeugniß von Beamten über bienftlihe Wahrnehmungen: 
Polizeiliche Ansgleichöverhandlungen. 


». 19, Sept. 1867, Nr. 5062 (Bel. des * bt 8 83 en 
—— — 1866, Rr. 43065, ab ab. Irth, —— —8* 
1867, Br 6.3 


In einer Rechtsſache hatte die ae ben  engenbenei 
durd zwei Polizeicommifjäre über eine Verhandlung angeboten, welche 
zwifhen ven ftreitenden Parteien mit Beziehung auf den fireitigen 
Gegenftand vor ben PBolizeicommiffariat war gepflogen worden. Das 
Gericht erſter Suflanz hielt den Beweis für irrelevant und erfannte 
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fofort auf Abweifung der Klage. Die Klägerin appellirte und beftand 
auf Zulaffung des Beweifes, wogegen der Beklagte in der Appellations- 
einrede geltend machte, daß die bezeichneten Commifjäre al® Zeugen 
nit vernommen werben können, weil deren Ausfagen bie Verlegung 
eines Amtsgeheimniffes in fid fließen würden. — Das O. L. G 
erfannte auf den Zeugenbeweis. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtlihe Entſchei⸗ 
bung. Gründe: Das Hfb. vom 8. März 1791, Nr. 123 9. ©. ©,, 
ſchließt nur die Zeugenſchaft von Gericheperſonen über us aus, 
was ihnen im ihrem Amte des Dienftes halber vor Gericht befannt 
geworden ift und worüber fie den Eid ber Verſchwiegenheit abgelegt 
haben, und dem Hfd. vom 29. November 1808, Nr. 38.084, rüd- 
fihtli) vom 2. März 1825, Nr. 8197 (welches von der k. k. all- 
gemeinen Hoflammer an bie Unterbehörben ihres Verwaltungszweiges 
erlafien worden ift), kann füglich nicht der ausgedehnte Einn beis 
gelegt werben, daß es unterfagt fein fol, Organe einer Polizei- 
behörbe in einer ftreitigen Parteiangelegenheit, binfichtlih welcher nur 
zum Zwecke eines Ausgleichöverfuches eine polizeibehördliche Ingerenz 
ftattfinden konnte, als Zeugen vor Gericht über den nämlichen Gegen- 
ſtand und in der Sache verjelben Parteien, deren Streit dafelbft vor⸗ 
gebracht wurde, zum Behufe der gerichtlichen Entſcheidung zu ver- 
nehmen, da doch diefen Parteien gegenüber e8 kein Amtsgeheimniß 
fein fann, was zwifchen ihnen felbft vor der Polizeibehörde vorfiel. 


Nr. 2858. 


Eompetenz des Gerichtshofes erfter Inftanz zur Genehmigung 
bes Verkaufes von Liegenfchaften einer Minderjährigen zu- 
gefallenen Erbſchaft. 

v. 19, Sept. 1867, Nr. 8148 (Aufhebung des B er 6. 
ig 284 24. Anguft 1867, vr 150) I ae 

Der Beihluß des 8. ©. Salzburg, womit die vom 8. @ 
Hallein als Abhandlungsgeriht nah 8. 83 I. N. angeſuchte Geneh⸗ 
migung des Verlaufes von Liegenfchaften einer minderjährigen Erbin 
angefallenen Berlaffenfchaft aus dem Grunde abgelehnt wurde, weil 
es fih um vie Beräußerung von Immobilien einer Verlaſſenſchaft, 
nit der Pupillen handelt, wurde vom Präfiventen des 2. ©. ſus⸗ 
pendirt und vom D. 2%. ©. nah 8. 172 der Geſchäftsordnung vom 
3. Mai 1853, R. ©. Bl. Nr. 81, dem oberften Gerichtshofe vor» 
‚gelegt, welcher in Erwägung, daß die Beitimmung des 8. 83 I. N., 
welche die Genehmigung der Veräußerung unbewegliher Sachen ber 
Mündel und Pflegbefohlenen dem Gerichtöhofe erfter Inſtanz vor- 
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bebält, auf der Borausfegung der höheren Wichtigkeit einer ſolchen 
Ungelegenheit beruht und daher mit der angeorpneten Ingerenz be 
Gerihtöhofes erfter Inftanz nur eine noch größere Bürgfchaft für 
die forgfältige Wahrung jener Perſonen bezwedt; daß aber dieſes 
Interefie in gleihem Maß berührt ericheint, mag es fih um ben 
Berlauf von Immobilien, die Mündeln over Pflegebefohlenen eigen- 
tbümlich gehören, oder von Liegenfchaften handeln, die ihnen bereits 
erblih angefallen und nur noch nicht eingeantwortet und grundbücher- 
Ich zugefchrieben find, weil auch das angefallene Erbredt jchon ein 
Dbject des Erbenvermögens ift, und daß es fi bier auch nit um 
einen vom Erblaffer angeorpneten oder durch dringende Zahlungen 
oder zur Vermeidung eines offenbaren Nachtheils nöthigen, ſondern 
um einen um des Vortheils millen beantragten Berfauf handelt, mit: 
bin auch nicht die Vorausfegungen des 8. 145 des Geſetzes vom 
9. Auguft 1854, R. ©. Bl. Nr. 208, eintreten, — den Beſchluß 
des 2. ©. aufgehoben und dem 8%. ©. vie Entfheidung über den 
Berfaufsantrag aufgetragen hat. 


Nr. 2859. 


Abgrenzung des Wirkungskreifed der Gerichte und der Ver⸗ 

waltungsbehörden: Klage einer Eifenbahngejellichaft gegen eine 

andere auf Nichtigerflärung der Coucefjion wegen Verlegung 
eines ber erfteren ertheilten Privilegiums. 


Entid. v. 2a, sat. 1867 a nr 
17. April 1867 Abänd 8* Decr. O. L. G. Win dv 
5. Juni 1867, Pr. 506). 8 . 1867, Pr, * 8 H. 1867, ©. 886, Gazz, 


b. 1867, 


Mit der Eonceffionsurfunde vom 1. December 1866 (R. ©. Bl. 
vom Jahre 1867, Nr. 6) wurde von Sr. Majeſtät auf Grundlage 
des Tail. Batentes vom 20. September 1865, R. G. Bl. Nr. 89, 
der k. k. priv. öfterr. Staatseifenbahn-Gefelihaft das Recht zum 
Bau und Betrieb mehrerer in 1 bi8 4 des 8. 1 der Urkunde be= 
zeichneten Rocomotiv: Eifenbahnen ertheilt, die Dauer derjelben mit 
Ueberſchreitung des im $. 7 ver Verorpnung des Handeldminifteriums 
vom 14. September 1854, R. ©. Bl. Nr. 238 (betreffend die Er⸗ 
tbeilung von Conceffionen für Privat: Eijenbahnbauten) firirten Ter⸗ 
mines von 90 Jahren, auf 99 Jahre feftgejegt, die Befreiung von 
her Einkommenfteuer auf zehn Jahre bewilligt und ver Jahresbetrag, 
welcher zur Berzinfung und Amortifation der zur Aufbringung bes 
Bahnanlagecapitals emittirten Obligationen nothwendig if, von ber 
Staatsverwaltung garantirt. Die a. pr. Kaiſer Ferdinands-Nordbahn⸗ 
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Geſellſchaft, ihre Rechte durch dieſe Conceſſion und zwar der im 
8. 1 der Urkunde sub 1 und 2 (1. Verlängerung der jüpöftlichen 
Staatsbahn von Mardhegg über Stablau zur Einmündung in den 
Wien-Raaber Bahnhof; 2. von Stadlau über Süßenbrunn, Wolfers- 
borf, Miſtelbach, Laa, Friſchau bis zur Einmündung in die Brünn» 
Roffiger Bahn) angeführten Linien als gefährdet und beeinträchtigt, 
den Bau jener Bahnen als einen Eingriff in ihr augjchliegliches 
Privilegium betrachtend, belangte nun mit Klage vom 11. April 1867 
tie Staatseifenbahn-Gefellihaft und das k. k. Stuaatsärar und be- 
gehrte das richterlihe Erfenniniß: I. Die der Staatsbahn-Geſellſchaft 
ertheilte Bewilligung zum Bau der im $. 1 der Conceſſionsurkunde 
vom 1. December 1866, sub 1 und 2 bezeichneten Eiſenbahnen fei, 
joweit durch diejelben in ihrem Zuſammenhange eine Rocomotiveifen- 
bahnverbiudung a) von Wien mit Brünn und b) von dem Puntte ver 
Norbbahn, wo diefe von der neuen Eiſenbahn durchſchnitten wird, 
mit Brünn bergeftellt werben fol, nicht zu Recht beſtehend und ber 
Kaifer Ferdinands Nordbahn gegenüber rechtsunmirffam; es jet dein» 
nad II. die Staatseiſenbahn-Geſellſchaft zum Bau und Betriebe einer 
Locomotiveifenbahn von Wien über Stadlau, Süßenbrunn, Wolters. 
dorf, Miſtelbach, Laa, Friſchau bis zur Einmündung in die Brünn— 
Roffiger Bahn nicht berechtigt; III. wenn die Staatseifenbahn: Gejell- 
ihaft deſſenungeachtet eine ſolche Bahn herſtellt, ſei diejelbe zu Gunften 
der Kaiſer Ferdinands-Nordbahn zu confisciren, beziehungsmeije in 
das Eigenthum der legteren verfallen und IV. im Falle der nicht berech— 
tigten Herftellung einer ſolchen Bahn jeien die Staatseijenbahn:Gefell- 
ſchaft und das Staatsärar in solidum ſchuldig, der Kaifer Ferdinands— 
Nordbahn allen daraus und aus dem Bahnbetriebe erwachjenen, er⸗ 
weislihen Schaden zu erjegen. Diefe Klage murde in Erwägung, 
taß die Ertheilung von Privilegien, rüdfihtlih Concejfionen ein 
Ausflug der geſetzgebenden Gewalt ift, Gerichte aber auf Rechtsun⸗ 
wirffamfeit oder Zurüdnahme eines Actes der gejeßgebenden Gewalt 
zu ertennen in Hinblid auf $. 1 a. b. ©. B. nit befugt find, von 
der erften Inftanz wegen Unzuftänvigfeit des Gerichte a limine abge- 
wiefen. — Auf den Recurs der Klägerin bat das O. L. ©. den Beſcheid 
der erften Inſtanz aufgehoben und derſelben aufgetragen, vie Klage 
mit Abftanpnahme von obigem Abweiſungsgrunde der ©. O. gemäß 
zn erledigen. Diefe Verordnung wurde damit motivirt, daß nad 8. 1 
der I. N. eine gerichtliche Klage ohne vorgängige gerichtsordnungs⸗ 
mäßige Verhandlung von Amtswegen nur bei offenbarer Incompetenz 
abzumeijen ift, die gegenwärtige Klage und ihr Begehren im Ganzen 
nur die privatredhtlihe Rüdmwirtung ver der beklagten Eiſenbahngeſell⸗ 
haft eriheilten Conceſſion und der Ausführung verfelben auf die von 
der Klägerin aus ihrem Privilegium von 1836 hergeleiteten Rechte 
zum Gegenftand bat, in diefer Richtung aber — Collifion private 
rechtlicher Intereſſen — eine offenbare Incompetenz nicht vorliegt. 


Der oberfte Gerichtshof beftätigte den erftgerichtlichen Beſcheid 
in Erwägung, daß das Begehren ber Klage in erfter Linie dahin 
gerichtet ift, daß die in der Conceſſionsurkunde vom 1. December 1866 
ertheilte Bewilligung u. f. w. (wie in I der vorbin angeführten lag: 
bitte) als nicht zu Recht beftehend und der Slägerin gegenüber ale 
rechtsunwirkſam erflärt werde und demgemäß die beflagte Eifenbahn: 
Sefelihaft zum Bau und Betriebe u. ſ. w. (fiehe II bes Betits) 
nicht beredhtigt fei, daß jedoch nach 8. 2 des Eifenbahn-Eonceffions- 
gefeße® vom 14. September 1854, R. ©. Bl. Nr. 238, die Con 
ceffion der Bahnanlage von Sr. Majeſtät ertheilt wird, wie benn 
auch die der beflagten Bahngeſellſchaft ertheilte Conceſſionsurkunde 
vom 1. December 1866, Nr. 6 des R. ©. Bl. von 1867, ein von 
Er. Majeftät auf Grundlage des a. h. Patentes vom 20. September 
1865, R. ©. Bl. Nr. 89, erlaffenes, in der für die Kundmachung 
von Geſetzen vorgejchriebenen Art verlautbartes Gefetz iſt; daß der 
Rechtsbeſtand und die Rechtswirkſamkeit eines Actes der gefetzgebenden 
Gewalt fein Gegenftand civilrechtlicher Verhandlung und Entſcheidung 
fein und mithin der beflagten Geſellſchaft das ihr durch die erwähnte 
Eonceffionsurfunde im Wege der Geſetzgebung zuerlannte Recht zum 
Bau und Betriebe der darin bezeichneten Bahnlinien burd eine 
gerichtliche Entſcheidung nicht aberfannt werden kann; daß aber aud 
die Frage der Bereinbarkeit der Conceſſionsurkunde mit dem Privi⸗ 
legium der Klägerin fi ebenfo im Sinne der 88. 6 und 13 des 
Eifenbahn: Eonceffionsgefeges vom 14. September 1854, Nr. 238, 
wie im Sinne des Hoflanzleivecretes vom 26. Nov. 1842, Nr. 6567, 
und des Juſt. Hofdecreted vom 9. Yuli 1845, Nr. 896 9. ©. S., 
der Entfcheidung des Civilrichters entzieht; daß die mit der Con⸗ 
ceffionsurlunde ertheilte Bewilligung zu den darin bezeichneten Bahn⸗ 
bauten die im abminiftrativen Wege (8.6 des Geſetzes vom 14. September 
1854) vorhergegangene Erörterung der in Bezug auf das Privilegium 
der Klägerin obwaltenden Berhältniffe vorausjegt und die Berein- 
barkeit der Conceſſion mit diefem Privilegium in Folge der wirklich 
ftattgefundenen Conceffionsertheilung als bereit8 im adminiſtrativen 
Wege anerkannt und entfchieven betrachtet werden muß; daß das 
sub III geftellte Petit fih nur als ein Ausflug des Begehrens um 
das Erkenntniß auf Rechtsunwirkſamkeit der Conceſfion darftellt und 
als folder keinen Gegenſtand felbftändiger Austragung im Kivil- 
rechtöwege bilden fann; daß endlich dasfelbe auh von dem sub IV 
begehrten Ausſpruch über die Solidarverbindlichleit der Bellagten 
zum Schabenerfage gilt, ein beftimmter Erſatanſpruch überhaupt nicht 
geftellt wurte und eine Erfagpflicht im Grundſatz über die vorliegende 
Klage im gerichtlihen Wege nicht ansgeiprocdhen werten kann, ba bie 
Boransfegung eines ſolchen Ausſpruches, nämlih die Ungiltigfeit der 
Conceffion vom 1. December 1866, im Wege biefer Klage nicht 
feſtzuſtellen ift. 


Nr. 2860. 


Außerorbentliher Recurs gegen die gleichförmige unterrichter- 
liche Abweifung eines Gefuched um Intabulation: Rückwirkende 
Kraft der aufrechten Erledigung besfelben. 


Entid. v. 24. & t. — Nr. 7054 DER bat arty. ie bed 2 € . Lems 
berg v. 28, Ynguk 1i06 G Tembers 
Ayril 1867, Nr. 2000) 20: 508, di ER 


Nr. 2861. 


Unzuläffigfeit einer befonderen Verhandlung über die Legung 
von Neuerungen in der Schlußichrift. 


v. Ede E: 1867, Nr. 8461 (Beft. pe da8 Decr. des 9. G. Wien 
v. —— Fr. 68008, abü ar. des O. L. G. are Auguft 
867, Nr. 13936). @. 2. 1888. Nr. 77. 


In einer —— wurde mit der Schlußſchrift das Geſuch 
um Zulaſſung der darin vorgebrachten Neuerungen überreicht. Das 
Gericht erfter Imftanz, von der Anfiht ausgehend, es habe nicht 
ohne Bernehmung des Gellagten zu entfcheiden, ob vie in der Schluß- 
Ihrift gebraten Neuerungen und Beweismittel lediglich zur Ent⸗ 
kräftung der in ber Duplik vorkommenden Neuerungen dienen ober 
nicht, beftimmte eine Zagfagung zur Anhörung des Gegner. Vom 
D. 8. ©. wurde das Geſuch jofort abgewiefen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den Erlaß bes O. L. ©, 
weil die Anbringung von Neuerungen in der Schlußſchrift nad 8. 57 
ber a. ©. D., fofern folde unmittelbar zur Entkräftung der in ber 
Duplit beigebradhten Neuerungen dienen, ohne Legungsanſuchen, außer- 
bem aber gar nicht geftattet, das Legungsgeſuch aljo entweder 
überflüfftg oder geſetzlich unftatthaft if und das Gericht ven Beruf 
nicht hat, über ein geſetzlich unftatthaftes Begehren, fei e8 um ben 
Widerſpruch oder etwa um die Beiſtimmung des Gegners zu ver- 
nehmen, eine Berhandlung einzuleiten. 
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Nr. 2862. 


Juriſtiſche Natur der „Nachbarfchaften” in Käruten. Beſitz⸗ 

ſtörungsklage des Pächters der gemeinſchaftlichen Sache gegen 

Miteigenthümer, welche am Vertragsabſchluß nicht theilge- 
nommen batten. 


Entſch. v. 3. Sept. 1867, Nr. 7351 — der Ertkenntniſſe des B. ©. 
Kötſchach v. 16, Februar 1867 Ar. 122 d des O. L. G. Graz v. 19. Juni 
1867, Nr. 5023) —58 1807, 9 Nr, 86*), 

Die Alpe „Miſoria“ gehört einer „Nachbarſchaft“, welche aus 
87 Mitgliedern befteht. Solches Nahbarfchaftseigenthum wird nicht 
als Gemeindegut, jondern als Privateigentbum ver Mitglieder ber 
Nahbarfchaft angefehen. Die Benügung jener Alpe beitand in ber 
Regel darin, daß jedes Mitglied zur Alpenzeit eine entfprechende 
Anzahl Vieh auf die Alpe trieb; einige Male wurde die Alpe auch 
an Dritte verpachtet, und eine ſolche Verpachtung bat namentlich in 
ven Fünfziger Jahren ftattgefunden. Nachdem nun in den Sechsziger 
Jahren die einzelnen Mitglieder die Alpe wieder felbft benügt und 
ihr Vieh jährlich aufgetrichen hatten, fehloffen im Jahre 1865 42 
Mitglieder mit zwei Italienern einen neuen Pachtvertrag. Ihre Be- 
rechtigung leiteten fie Daraus ab, daß den Vertrag diefelbe Gemeinde⸗ 
repräſentanz unterjchrieben habe, welche den früheren Pachtvertrag ab- 
gefchlofjen hatte, Dann daraus, daß die Stimmen der Miteigenthümer 
nah dem Berhältniffe der von ihnen bejeflenen ganzen, halben und 
Drittelhäufer zu berechnen ſeien, bei welcher Berechnung fi eine 
Mehrheit für den Bertragsabihluß ergab. Da indeß die Gegenpartei 
ten Bertrag nicht anerkannte und pie Alpe weiter benütte, kam es 
zu einer Befigftörungsflage, welche die Pächter gegen fie anftellten. 
Beide Untergerichte erkannten nad) dem Klagbegehren. Das Gericht 
erfter Inftanz ftügte fih darauf, daß die Kläger durch den Pacht⸗ 
vertrag in den Beſitz des Rechtes gelangten, die Alpe, melde laut 
Grundbuchauszuges ein gemeinfhaftliches Eigenthbum ber Bürgerſchaft 
zu Mauthen ift, ausjchließend zu gebrauchen und zu benügen, im 
welchem Befige fie in Gemäßheit der Verorbnung vom 27. October 
1849, 8. ©. 3. Nr. 12, vorderhand infolange gefhügt werben 
müßten, ald das Pachtverhältnig dauert, umfomehr, weil die Kläger 
eingeftandenermaßen im Monate Mai 1866 in der gepachteten Alpe 
zur Berbefferung der Weide geihwentet, an den Alpenhütten und 
Stallungen der Alpe verfchiedene Aufbefferungen vorgenommen und 
daher factiſch auch Befigrehte ausgeübt haben; daß der Abſchluß des 
Pachtvertrages durch die Kundmachung ddo. 10. März; 1866 mit 
dem Bemerken zur allgemeinen Kenntniß gebracht wurde, daß biefer 


*) Aus Berjeben bier, ftatt nach Nr. 2845, eingereibt. 
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Padtvertrag in der Gemeindefanzlei zur Einfiht aufliege; daß die 
Geklagten nit in Abrere ftellen, das Vieh erft am 25. Mat 1866, 
alfo nad der geichehenen Kundmachung des Pachtvertraged auf bie 
Alpe getrieben zu haben, und dieſer Viehauftrieb daher als eine Beſitz- 
flörung erſcheint, weil e8 dem Geklagten nur bevorftand, die Giltigfeit 
des Pachtvertrages anzufehten; daß alle ihre heutigen Einwendungen 
gegen den aufrechten Beftand des Pachtvertrages hier nicht am Plage 
find, weil diefe Frage nur im orbentlihen Rechtswege zwijchen den 
bentigen ®ellagten und ihren Mitbürgern, welde die Verpachtung 
vorgenommen haben, auszutragen ift; daß nah 8. 5 der kaiſerl. 
Berorbnung vom 27. October 1849 es vorliegend nur auf die 
Erörterung und auf ven Beweis ver Thatſache des letzten factiichen 
Vefigftandes und über die erfolgte Störung anfommt. Das O. 2. ©. 
fügte noch bei, daß die von den Klägern auf der Miforia-Alpe aus: 
geübfen Befigacte von ven Geklagten nicht widerſprochen worden find 
und daß der Pachtvertrag vom Jahre 1865, auf deſſen Grundlage 
die Befishandlungen ausgeübt worben find, von berjelben Gemeinde: 
vorftehung abgefchloffen worden it, melde factiih und ohne Bean 
fländigung einen früheren Pachtvertrag abgefchloffen hat, und daß 
daher in diefer Beziehung eine offenbare Rechtsungiltigkeit, melde 
bie Klage als unftatthaft erjcheinen liege, nicht vorliegt. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf den Necurs der Bellagten und 
bezog fi) auf die vorftehende Begründung der Untergerichte. 


Nr. 2863. 


Behandlung der Ausgedinge bei der Meiftgebotsvertheilung. 


Eutid. v. 26. Seht. 1867, Nr, 8238 (Belt. des Der. des 8. ©. Nied v. 
15, Juni 1867 2588, Obins, des Decr. des DO. 2. G. Wien „Ben 
25," Iuli 1867, Ar. 18268 3263). © ind hs 5, 1888, ©, 5 
In den Bedingniſſen zur Yeilbietung einer Realität wurde 
beftimmt, baß ber Erfteber das auf derſelben haftende Ausgeding der 
Eheleute A in Natur zu entrichten babe, jo weit fih das Meiftgebot 
erfiredt. Die erfte Inftanz fand, daß der auf das Ausgeding noch 
entfallende Reft des Kaufſchillings mit 1900 fl. den bereit mit 
2900 fl. ermittelten Capitaldwerth des Ausgedinges nicht dedt, und 
entſchied, daß ber Erfteher zwar das ganze Ausgeding zu entrichten babe, 
Dagegen befugt fei, jenen Betrag, um melden der Werth des jährlichen 
Ausgedinges die fünfpercentigen Intereflen des Kaufſchillings überfteige, 
von diefem Capitalsrefte, als feiner Schuld, in Abzug zu bringen. Da- 
gegen beſchwerte fi der vem Ausgedinge im Grundbuchsſtande zunächſt 
folgenve Hypothekargläubiger B, und bie zweite Inftanz entſchied, daß 
pie Auszugsberechtigten mit dem durch den Erlös nicht gededten Theile 
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tes Capitaldwerthes ihres Ausgedinges zu Verluſt geben und der Reſt 
tes Erlöjes (aljo 1900 fl.) nah dem feinerzeitigen Erlöſchen des Aus: 
zuges dem B, als zunächſt folgenrem Saggläubiger, zufalle. Gründe: 
Nah 8.328 a. G. O. hat der Meiftbietende die auf dem erfauften 
Gute haftenden Schulden nur nah Maßgabe ver Zuläſſigkeit des 
Meiftgebotes zu übernehmen, und müflen ſich aud die Gaßgläubiger, 
melde nit ganz zum Zuge fommen, einen verbältnigmäßigen Ab- 
zug gefallen laſſen. Diefe allgemeine Regel findet audy bei ben 
Auszugsberechtigten ftatt, teren ausgemitteltes Reluitionscapital nur 
theilweife im Meifigebote feine Dedung findet, und zwar bier umfo- 
mehr, als im 8. 5 ter Licitationsbedingniffe ausdrücklich feitgejegt 
ward, Daß der Erfteher den auf dem Gute haftenden Auszug zwar 
in natura, jedoh nur nad Maßgabe des Meiftgebote® und Grund: 
buchſtandes zu übernehmen habe, jo wie, daß das zum Behufe der 
Liquidirung des Auszuges ermittelte Capital nah Ableben der Aus— 
zügler fogleih den hierauf angewiefenen Gläubigen auszuzahlen fei; 
endlich liegt aud ein Wiverfprud darin, einerjeitS auszufprechen, daß 
ter Naturalauszug theilweile zu Berluft gehe, und andererſeits doch 
wieder defjen Ergänzung und zwar zum Nachtheile des nachfolgenden 
Sapgläubigers zu verfügen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Meiftgebotsvertheilungs- 
Erkenntniß erfter Juſtanz. Gründe: Daraus, daß aud die Aus- 
gedinger, wenn das Meiftgebot nicht ausreicht, fi mit dem, nad) bez 
Priorität des zur Sicherftellung ihre® Auszuges haftenden Pfandrechtes, 
Darauf entjallenden Meiftgebotsrefte begnügen müffen, folgt wohl, daß 
fie mit dem unbebedten Refte ihrer capitalifirten Forderung, alfo mit 
1000 fl. zu Berlufte geben, und nur fo lange, als der Meiftgebots- 
reft von 1900 fl. dazu ausreicht, ven Auszug fordern können, keines⸗ 
wegs aber, daß der zur Dedung ihrer Hypothekarforderung verblei- 
bende Meiftgebotsreft nicht dazu verwendet werden dürfe, fie fo Lange 
als möglich den fihergeftellten Auszug in natura genießen zu laffen, 
was bei dem Umftande, ald der Jahreswerth des Auszuges 145 fl. 
beträgt, die Öpercentigen Zinſen von 1900 fl. aber nur auf 95 fl. 
jährlich fi belaufen, eben nur auf die Art möglich ift, da der jähr- 
(iche Abgang dem Kapitale entnommen wird, daher auch die im 8.5 
der Licitationsbetingniffe vorgefehene Herauszahlung des Capitals 
an die hierauf angewiefenen Gläubiger umfomehr nur von dem nad 
Erlöfhen der Auszugsverbindlichkeit noch vorhandenen Capitale zu 
verſtehen ift, als ja nad demfelben 8. 5 der Erfteher ven vollen 
Auszug in natura zu leiften bat, dabei aber zur Abrehnung vom 
Meiſtgebote befugt ift, welche Abrechnung, foweit ſich der Jahreswerth 
nicht mit den fünfpercentigen Zinfen des Ablöfungscapital® compen= 
firt, ſelbſtverſtändlich von diefem Capitale geſchehen muß. 
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Nr. 2864. 


Abgrenzung des Wirkungskreifes der Gerichte und Verwal⸗ 
tungsbehörden: Waſſerzufluß zu Mühlen. 


Entſch. v. 2. October 107, Mr. 8626 (Anfheb. des dad — des B. ©. 
Ravelbach v. 1, Mär, 106 7, Ar. 962, aufbeb. Derr. des DO. 2. G. Wien 
y. 3. Juli 1867, Nr. 11903). ©. 3. 1868, Nr. 12, ©. 5. 1868, ©. 146, 

Die Orundbefiger A belangten den Müller B wegen Befisftörung, 
weil der Letztere auf einer zwiſchen ihren Wiejen gelegenen Mulde, 
ſowie auf ihren Wieſen felbft Erdaushebungen vornehmen, Gräben 
ziehen, das Erdreich auf ihre Wiejen auswerfen ließ und daburd ihnen 
eigenmäctig das Waſſer ableitete und ihre Wiefen befchädigte. Das 
Geriht erfter Inſtanz erfannte in merito. Auf den Recurs bes 
Beklagten hob das O. L. ©. das Verfahren und Erfenntniß auf und 
wied den Gegenftand an die politiihe Behörde in der Erwägung, 
daß es fi) darım handle, inwieweit der Geklagte als Mühlen: 
befiger zum fortdauernden Genuffe des Mühlwaſſers die ihm als 
Befisftörung angeſchuldete Handlung unternehmen konnte, und bie 
Entſcheidung diefer Streitigkeiten nad Min.-Bog. vom 7. Juli 1860, 
R. ©. Bl. Nr. 172, zur Competenz der politifchen Behörde gehört. 

Der oberfte Gerichtshof dagegen trug dem O. 8. ©. auf, in 
bie Sache jelbft, al® zur Berhandlung im Rechtswege geeignet, ein- 
zugeben, weil vie Klage ſich nicht auf eine zum Nachtheile des Müllers 
vorgenommene Yenderung des Gerinned, fondern auf eine angeblich 
von ihm eigenmädtig auf dem Grunde der Kläger vorgenommene 
Aufgrabung und Erweiterung von Quellen gründet, um fi) mehr 
Waſſer zu verichaffen, als er bisher zu feinem Werkbetriebe bejaß, 
daher zur Verhandlung im Rechtswege gehört. 


Nr. 2865. 


Behandlung von Servituten bei der erecutiven Teilbietung 
des dienenden Grundſtückes. 


Entjl. v. —* —I 1867, Nr. 8659 (Beſt. des das Dect. des L. ©, Gr 
Inni 1867, Br ‚5509, abänd. ze: des DO. 2. G. Graz v. 17. Zul 
7, Rt. 7545), G. 3. 1868, Nr. 1, 

Auf einer Real war die Dienfibarfeit des Nichthöherbaueng 
zwar nicht im Befig-, wohl aber im Laftenjtande und dort am erften 
Plate einverleibt. Schon bei Bewilligung der executiven Schägung 
wurde dem damit betrauten Beamten verorpnet, auf diefe Dienftbars 
keit Bedacht zu nehmen; doch war in dem Schäßungsprotofolle nicht 
insbeſondere bemerkt, ob und daß biefer Weilung entiprochen worden 
fei. Der Erfteher der Realität A bat nun, den Servitutsberedhtigten 
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B mit feinem Anſpruche, daß die Servitut auf der Realität belaflen 
werde, auf den ordentlichen Rechtsweg zu weifen, weil die Dienft- 
barkeit nicht im Befig-, fondern nur im Laftenftande ausgezeichnet, 
bei ver Schägung der Realität und in ben Licitationdbedingniffen 
niht berüdfihtigt, daher nur ihr zu ermittelnder Werth bei ber 
Meiftbotvertheilung zu liquidiren und zu beachten fei. — Die erfte 
Inftanz gab diefem Klagbegehren ftatt. Gründe: Es Tann die bei 
ber Verhandlung über die Bertheilung des Meiftgebotes geforderte 
Aufrechterhaltung der Servitut in natura auf diefe Verhandlung nicht 
ausgefprochen werben. Nah 8. 328 u. ff. der a. G. O., Hfd. vom 
11. Auguft 1827, 3. ©. ©. Nr. 2300, und 15. Yänner 1787, 
I. ©. ©. Nr. 621, lit. s, find für die Beflimmung derjenigen Laften, 
welche der Erfteher zu übernehmen bat, nur bie Licitationsbebingniffe 
und das Schägungsprotofoll maßgebend. B ift von ber auf dieſen 
Orundlagen bewilligten erecutiven Yeilbietung verftändigt worden, und 
hat insbefondere gegen die Ticitationsbedingniffe feine Einſprache er- 
hoben. In denfelben ift der Vorbehalt der Uebernahme der Serpitut 
niht gemacht; laut des Schägungsprotofolles ift die nur im Laften- 
ftande erfihtlih gemachte Servitut bei der Werthbeftimmung der 
Realität nicht berückſichtigt. Es kann daher der von B erft aus 
Anlaß der Meiftgebotsvertheilung erhobene Anfprud auf Belaffung der 
Servitut in der vorliegenden Verhandlung nicht weiter beachtet werben. 
— Die zweite Inſtanz bat in der Erwägung, daß die Servitut auf 
der Realität am erften Plage haftet, fomit weder der Beſitzer der 
Realität, noch einer der Saygläubiger, noch der Käufer der Realität 
beredhtigt ift zu verlangen, daß die Realität fervitutsfrei veräußert 
werde, und ber Servitutsberechtigte fi mit der Ablöfung feines 
Rechtes im Geld begnüge; daß Serpituten mit dem Beflge der 
Realität auf jeden Befignachfolger übergehen, fomit auch auf ven 
Erfteher, wenn die Licitationsbepingniffe diesfalls feine Ausnahme 
enthalten, was vorliegend nicht der Fall ift; daß im $. 1 der Be⸗ 
bingniffe auf die gerichtlihe Schäßung hingewiefen ift, dabei aber 
laut Protokolls die Schägmänner ausprüdlih angewiefen wurden, 
ten Werth der Realität mit Berüdfichtigung der darauf haftenden 
fragliden Servitut zu erheben; daß vie Außeradtlaffung diefer 
Weifung aus dem Schägungsprotofolle nicht erhellt; daß jelbe, fowie 
die Nichtberüdfichtigung der Servitut bei der Schägung überhaupt, 
dem Berechtigten nicht nadhtheilig fein könnte; daß B fi im Befige 
des Rechtes befindet, daher zur Darthuung besjelben im ordentlichen 
Nechtswege nicht aufgefordert werden Tann, vielmehr Derjenige, 
welcher die Erlöfhung des Tabularrechtes behauptet, Diefe gegen 
den Befiter beweifen muß, — ven Erfteher A mit feinem Begehren 
abgewiefen. 

Der oberſte Gerihtshof beftätigte dieſe Entſcheidung mit Be⸗ 
ziehung auf die Gründe der zweiten Inftanz und in Anbetracht, daß 
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die Eintragung der fraglihen Servitut im Laftenftande, anftatt im 
Beſitzſtande, ihre Haftung auf der Realität nicht beirrt, dann wegen 
obiger Weifung an die Sachverftändigen bezüglich der Schägung, und 
weil der abgegebene Befund feinen Anbaltsgrund zu der Annahme 
bietet, daß fie felbe unbeachtet gelaffen haben. 


Kr. 2866. 
Grundlage des Executivproceſſes. 


Entid. v. 8. October 1867, Nr. 8687 (Beft. be das Decr. des ?. & 
Bien v. 7. yon 1867, Nr. 58990, abänd. Derr. des D. 2. G. Wien v. 
. Zul 1867, Nr. 18611). ©. 3. 1868, Nr. 6, 

Die Ehegatten B hatten ſich genöthigt gefehen, ihre Zahlungen 
einzuftellen und trafen mit einem Comité ihrer Gläubiger ein Ueber⸗ 
einlommen, wonad) fich letzteres verpflichtete, Fammtlichen Gläubigern der 
obgenannten Ehegatten 25 Bere. ihrer ausgewiefenen Forderungen zu be- 
zahlen, wogegen der gefammte Actiofland der Schulpner in ihr Eigen- 
thum überging. Auf Grund diefes Uebereinfommens belangte nun A, ein 
Gläubiger der Ehegatten, das Släubigercomits auf Zahlung von 25 Berc. 
feiner Wechjelforberung per 2000 fl. mit der Bitte um Einleitung bes 
Erecutionsverfahrens nah 8.298 a. ©. DO. und Hofd. vom 7. Mai 
1839, 3. ©. ©. Nr. 358, welchem Begehren von Seite des Gerichtes 
erfter Inſtanz entfprochen wurbe, wogegen da8 O. 2. ©. die Einleitung 
des Verfahrens nah $. 16 a. G. D. verordnete. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entfcheibung der zweiten 
Inſtanz, weil weber in dem Uebereinkommen noch fonft beurkundet ift, 
daß unter den es annehmenden Släubigern auch der damalige Befiger 
bes Wechſels (Vormann des Klägers) begriffen fei, vielmehr in der Klage 
ſelbſt angeführt ift, Daß derfelbe von dem Uebereinfommen keine Kenntniß 
batte und der Wechjel nicht vorgewiefen wurde. 


Nr. 2867, 


MWeiterverpfändung einer in der Iunehabung. des Verpfänders 
belafjenen Sache: Priorität des Pfandrechtes. 

Entid. v. 9. October 1867, Nr. 7742 (Beil. des Urth. bed B. G. Troppau 
9. 30. April 1867, Nr. 3280, Abänd. des Urth. des DO. 2. ©. Brünn vom 
12, Zuni 1867, Ar. 6071), &. 3. 1888, Nr. 9, 

A hatte wider X im December 1864 das executive Pfandrecht an 
einem Wagen erwirkt. X, in vefien Inhabung verfelbe war belaflen 
worden, übergab ihn im Jänner 1865 dem Sattler B zur Reparatur, 

@lafer, Unger u. Walther, Entſch. VI. 11 
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und al8 er in der folge von B auf Zahlung einer Geldſumme belangt 
wurde, ſchloß er mit demfelben im März 1865 einen gerichtlichen 
Bergleih, in welchem er ihm, „das erfte gerichtlihe Pfandrecht an 
dem Wagen einräumte“. Diefer wurbe fpäter erecutiv verlauft und 
nun begehrte A wider B das Erkenntniß, daß ihm ein beſſeres 
Pfandreht an dem Wagen zuftehe, da er ihn um drei Monate früher 
als B in executive Pfändung gezogen babe. Der Geklagte B beftritt 
in ber Verhandlung die Identität bes von ihm zur Feilbietung ge: 
brachten Wagens mit dem von A gepfänveten, morüber Letzterer den 
Haupteid auftrug. — Das Gericht erfter Inftanz wies den Kläger ab 
in der Erwägung, daß die Identität ded Wagens durch den geführten 
Zeugenbeweis nit dargethan fei, und felbft wenn dieſes der Fall 
wäre, Doch dem Begehren der Klage nicht ftattgegeben werben könne, 
weil ber Gellagte von X auf eine redliche und entgeltliche Art in den 
Beſitz des Wagens gelangte, defien Verwahrung dem X vom Kläger 
anvertraut war, mithin der Geklagte zufolge 88. 456, 367, 322 
und 324 a. b. ©. B. in feinem Befige gefhütt werben müffe, wo⸗ 
nad) der Haupteid, als irrelevant, entfalle. — Das O. L. ©. erfannte 
auf den Haupteid. Gründe: Es wurde vom Gellagten felbft nicht 
der Schug feines Pfandrechte® aus den 88. 456 und 367 a. b. 
©. B. in Anfprud genommen. Auch handeln dieſe Paragraphen nur 
von der Eigenthumséklage, nicht von der Geltendmachung des Pfand« 
rechtes gegen einen anderen Pfanbbefiger; vie 88. 322 und 324 
hindern aber nicht, das dingliche Pfandrecht gegen den Beſitzer ber 
Sade geltend zu maden. 

Im Revifionszuge, worin erft der Geflagte fi auf vie 88. 456 
und 367 a. b. ©. 8. berief, wurde das erftridhterlihe Erkenntniß 
beftätigt in der Erwägung, daß der Kläger den Wagen in dem Be- 
fige des X ließ, alfo ihm denſelben anvertraute; daß demnach Kläger 
in Gemäßheit ver 88. 456 und 367 a. b. ©. 2. ſelbſt in dem 
Galle, als X den Wagen dem Gellagten eigenthumlich überlaffen 
hätte, ihn nicht würde haben zurüdfordern können; daß er ferner 
fogar, wenn er Eigenthümer des Wagens und nicht blos Pfandgläu⸗ 
biger bezüglich desſelben geweſen wäre, ven reblichen Pfandinhaber B 
hätte ſchadlos halten, nämlich deffen Forderung berichtigen oder fein 
Pfand fahren laffen müflen; daß aus viefen Gründen und in ana- 
loger Anwendung obiger 88. 456 und 367 a. b. ©. B. er mit 
feinem Pfandrechte jenem des Geklagten nadhftehen muß. 
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Nr. 2868, 
Beſitzſtörungsproceß: Unzuläſſigkeit des Recurſes gegen die 
Caſſirung des erſtrichterlichen Erfenntniffes. 
Eutſch. v. 9, October 1867, Nr. 8840. G. H. 1868, ©, 7. 


Der Recurs gegen die obergerichtliche Verordnung, wodurch 
die Jerſtgerichtliche Entſcheidung eines Befitzſtörungsſtreites aufgehoben 
und die Ergänzung des Verfahrens und ſodann die Fällung eines 
neuen Erkenntniſſes aufgetragen worden iſt, wurde vom oberſten Gerichts⸗ 
hofe nach 8. 16 des Geſetzes vom 27. October 1849, R. ©. BI. 
Nr. 12 (Ausſchließung des Recurſes gegen richterlihe Verfügungen 
im Buge des Berfahrens) als unzuläffig erflärt und abgewieſen. 


Nr. 2869. 
Vollſtreckung des richterlihen Auftrages zur Rückkehr in die 
ehelihe Gemeinfchaft. 


gti. ». 9. October 1867, Nr. 8888 (Def. der gieihförmigen Deer. des 
2. 8. Wien v. 5, Juli 1867, Nr. und des O. L. G. Wien vom 
18, Anguft 1887, Nr. 14711). @. 3. 1868, Nr. 19, ©. 5. 1868, ©. 16, 


Mit obergerichtlich beftätigtem Beſcheid hatte das Gericht erfter 
Inſtanz der in Galizien fi) aufhaltenden Gattin des A bie Rüdfehr 
in den Wohnfig ihres Ehegatten zu Wien zur Fortſetzung der ehelichen 
Gemeinſchaft binnen 14 Zagen bei fonftigen Zmangsmaßregeln auf- 
getragen. Demnach jchritt A um zwangsweiſe Ueberbringung feiner 
Ehegattin nach Wien „auf geeignetem Wege“ ein, wurde jevod mit 
dem Beifügen zurüdgewiefen, daß er vie Art und Weile ber auf 
feine Koften zu verfügenden zwangsweiſen Ueberbringung feiner Ehe⸗ 
gattin gehörig zu beantragen und zugleich ven erforderlichen Baarbetrag 
zur Beftreitung der Koften der zwangsweiſen Weberbringung feiner 
Ehegattin und ber Rückreiſe des Ueberbringers beim Expedite zu er» 
legen habe. Sohin bat A in einem neuerlichen Geſuche um VBeranlaffung 
ber Ueberbringung feiner Gattin in feinen bierortigen Wohnfige 
mittelft gebundener Marfchroute unter dem Erlage von 17 fl. ö. W. 
für eine Eifenbahnfahrlarte dritter Claſſe. Das Gericht erfter In- 
ſtanz wies jedoch auch dieſes Geſuch zurüd, weil fi) die beantragte 
Erecutionsmaßregel als kein gerihtsorbnungsmäßiges Erecutionsmittel 
darftellt. In dem dagegen ergriffenen Recurſe begehrte der Gatte nun 
mehr die Anordnung der Hieherbringung feiner Chegattin im amt- 
lichen Wege und durd die der Behörde im öffentlihen Intereſſe zu 
Gebote ſtehenden Zwangsmittel, wie 3. B. im Requiſitionswege durch 
Beranlafjung der Einlieferung, ſei es mittelft gebundener Marfchroute, 
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fei e8 unter Escortirung oder in fonftiger dem amtlichen Verfahren 
entiprechenver Weile. Doch beftätigte pas D. L. ©. pen erftrichter- 
lichen Beſcheid aus befien Gründen. 

Der oberfte Gerichtshof war gleichfalls der Anficht der Unter- 
gerichte, weil auch in Ungelegenheiten ver Perfonenrechte ber Ehe⸗ 
gatten (infoweit nicht ausbrüdlich eine Ausnahme feſtgeſetzt ifl, was 
aber für den vorliegenden Fall nach dem Wortlante und Sinne der 
88. 92 und 93 des a. b. ©. B. und ven Beitimmungen bes Ge⸗ 
feßes vom 9. Anguft 1854, R. ©. DI. Nr. 208, nicht eintritt) der 
Civilrihter nur anf Anfuchen des Theiles, welcher fih in feinen 
Rechten für gekränkt erachtet, und foweit dieſes Anfuchen reicht, vor⸗ 
zugeben hat und dabei nur ſolche Zwangsmittel begehrt werben können, 
welde im Bereiche der Amtswirkfamleit des Civilrichters liegen. 


Nr. 2870. 

Nichtberechtigung der Notariatsfammer zum Recurſe gegen 
in einer fpeciellen Angelegenheit ergangene richterliche Ent- 
fcheibumgen. 

Ent. F 9. Ottober 1867, Nr. 8880 (Beſt. der Dectr. des 2. G. Wien v. 
238, Juli 1 307, Dr, 57968, uud bes D. 8. ©. Wien 5 21. Auguft 1867, 

Nr. 14972). ©. 3. 1868, Ar. 8. ©. 9. 1807, ©. 427, 

Mit der Erridtung der Inventur über das anfehnlihe Ver⸗ 
mögen des A wurde vom Erbihaftsgerichte in Wien ausnahmeweife 
ein Gerichtsbeamter, anftatt des Notars der Vorftabt Joſefſtadt, be⸗ 
traut, der ald Gerihtscommiffär zu fungiren hatte. Dagegen erhob 
ber Notar Einſprache, die vom Gerichte nicht berüdfichtigt wurde, und 
deshalb fand fi die Notariatskammer veranlaßt, Dagegen eine Vor⸗ 
ftellung, eventuell den Recurs anzubringen, welder vom D. 2. 
zurüdgemiefen wurbe, weil bie Berorbnung vom 7. Mai 1860, 
R. ©. Hl. Nr. 120, im 8. 1 nur vorfchreibt, was für bie Bejorgung 
der daſelbſt bezeichneten Geſchäfte als Regel zu gelten habe, in einzelnen 
Bällen jevod, aus Gründen ver Zwedmäßigkeit und namentlid, ba, 
wo es fih um einheitliche Beſorgung eine® größeren Operate® han⸗ 
delt, allerdings eine Ausnahme von diefer Regel flattfinden fan, und 
die Berztheilung der Zwedmäßigfeit dem Gerichte, welches bie Abges 
orbnneten zu beftellen bat, überlaffen werben muß. 

Den dagegen ergriffenen Reviſionsrecurs Hat ber oberfte Ge⸗ 
richtshof als unberechtigt zurückgewieſen, und zwar in Erwägung, daß 
es ſich um die Beſchwerde eines Notars gegen eine richterliche Ver⸗ 
fügung in einem ſpeciellen Falle handelt, in welchem die Notariats⸗ 
ka mmer für den Notar im Recurswege einzuſchreiten nicht berechtigt 
war, und daß, wenn die Notariatskammer vermeinte, eine Erlaͤuterung 
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de8, 8. 1 der Min.Vog. vom 7. Mai 1860, R. ©. BL. Nr, 120, 
im autbentifhen Wege zu erwirken, ihr obgelegen wäre, ihr Ein- 
fhreiten an das Yuftizminifterium zu richten. 


Nr. 2871. 


Verzugs⸗ oder Vertragszinſen? Anerfeunungdvertrag, — 
Benutzung einer erſt im Laufe des Proceſſes ausgeſtellten Ur⸗ 
kunde zur Begründung des ſchon früher erhobenen Auſpruches. 
Eutii. ». 10, October 1887 Dt. 6811 (Beft. bed Urth. bes G. Bien 


v. 8. Yebrnar 1867, N Abünd, des U .des O. L. G. Wien v. 
— —3 G. 3. ‚Rt. 102, | 


A hatte im März 1866 ben —— B auf Zahlung 
rückſtändigen Liedlohnes ſammt 6-percentigen Verzugszinſen vom 6. Fe⸗ 
bruar 1866 an belangt. Im Laufe des Procefſes brachte er eine am 
28. Juni 1866 ansgeftellte Erklärung bes B bei, worin feine For⸗ 
derung als bis 1. Yänner 1866 aufgelaufen anerfannt und beren 
5epercentige Berzinfung zugefagt wird. In der Hauptfache warb bie 
Forderung dem Kläger zuerkannt; die erfte Inftanz ſprach ihm außer- 
dem 5 Percent Intereffen vom 6. Februar an zu, indem ſie ſich einer- 
ſeits an die producirte Urkunde, andererfeits an den im Slagbegehren 
aacgneien dies a quo hielt. Die zweite Inftanz erkannte nur auf 

4 Percent Berzinfung vom Klagtage (28. März). Sie bemerkt bar- 
über: „Die beigebrachte Erfärung fann nur als ein Schuldgeſtändniß, 
feinesiweg8 aber als eine Urkunde berüdfichtigt werben, durch melde 
der Kläger neue Bertragsrechte erworben bat, indem die Klage auf 
ten urfprünglichen „ohnertrag gegründet ift, und eine Aenderung des 
Klagrehtes nah 8. 49 a. ©. D. unzuläffig wäre. Der Gellagte 
wurbe daher zwar mit Recht zur Zahlung des eingeftandenen Schuld» 
reſtes verurtheilt, aber von biefem Schulbrefte fonnten die Berzugs- 
zinfen nur vom Klagtage und nah 8. 995 a. b. ©. B. nur mit 
4 Bercent berechnet werden, weil die Klage nicht anf die Urkunde 
gegründet war und der Kläger feinen Hechtstitel nicht verändern 
durfte.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte dagegen die Entſcheidung ber 
erſten Inſtanz. „Denn in der Urkunde hat der Gellagte einbelannt, 
vem Kläger den Betrag von 975 fl. 28 kr. an rüdftänbigem Sohn 
bis 1. Janner 1866 aufrecht ſchuldig zu fein, und verfprocden, den- 
felben mit 5 Percent zu verzinfen. Wenn nun gleich der Kläger ben 
in der Klage geftellten Zinſenanſpruch nicht auf das erft ſpäter in der 
Erklaärung vom 28. Juni 1866 gemachte Zinſenverſprechen fügen 
Fonnte, und folgli der in der Sage geftellte Zinsanſpruch nur ale 


= 16 — 


auf das Geſetz gegründet betrachtet werben kann, fo muß bod bie 
vom Geklagten erft während des Proceſſes ausgeftellte Schulderffärung 
ihre rechtlihe Wirkung haben und daher auch in Anfehung der zuge- 
fiherten 5 Percent Zinfen zur Geltung fommen, und kann darin feine 
Aenderung des Klagrechte® erfannt werben, wenn ber Kläger erft 
durch eine im Laufe des Proceffed ausgeftellte Urkunde nachweiſt, daß 
der Geflagte auch feine Verpflichtung zur Verzinſung bes rüdftändigen 
Lohnbetrages anerkannt und die Höhe berjelben mit 5 Percent zuge- 
fihert bat. Hienach rechtfertigt fich die Zuerkennung der Zinfen vom 
6. Februar 1866, weil der Geklagte feine Verpflichtung hiezu fchon 
vom 1. Jänner 1866 an erfannt bat. 


Nr. 2872. 
Abgrenzung des Procefverfahrens vom offtciofen. 


Entid. v. 10. October 1867, Nr. 8060 (Mbänd, ber sieihförmigen 
Decr. des 8. G. Marburg v. 17. April 1867, Nr. 4538, und dB O. L. ©. 
Graz v. 29. Mai 1867, Nr, 5648), ©, 9. 1868, ©, 146, 

In eriter Inftanz war die grundbücherliche Löſchung einer Satz⸗ 
forderung in Folge der vorgelegten den Löſchungsconſens enthaltenden 
Duittung des urfprünglihen Gläubigers A bewilligt und vollzogen 
worden, troß der bereitd intabulirten Ceffion der Forderung an bie 
minberjährige B. Der Verſtoß wurde entvedt und vom Gerichte dem 
Bormunde der Ceffionarin mitgetheilt, der nun gegen die erftgericht- 
liche Löfhungsbewilligung und Vollziehung ven Recurs ergriff, allein 
vom O. L. ©. damit abgewiefen wurke, weil es fih um bie Giltig- 
feit der Einverleibung der Ertabulationdquittung des A handelt, wor⸗ 
über, da hiebei auch die Rechte der fpäteren Saggläubiger bei der 
verpfändeten Liegenſchaft in Frage ftehen, nur im orventlichen Proceß⸗ 
wege entjhieden werben Tann. 

In Erwägung, daß der die Löſchung bewilligende Beſcheid nad) 
dem fehon damals erfihtlihen Tabularſtande offenbar unrichtig war; 
baß berfelbe wegen der unterbliebenen Zuftellung an den Bormund 
der B niemals in Rechtskraft treten Tonnte, ver Bormund aber, nach⸗ 
dem er amtlich davon in Kenntniß gefegt worben, mit Rüdfiht auf 
den Zeitpunkt dieſer Verftänbigung rechtzeitig gegen die Löſchungsbe— 
willigung den Appellationsrecurd angebracht und darin um die Ver⸗ 
nihtung der Löſchung und Herftellung des früheren Zabularftandes 
gebeten bat; daß den Gerichten von Amtswegen die Sorge für die 
Richtigkeit der öffentlichen Bücher obliegt, hat der oberfte Gerichtshof 
auf den Revifionsrecurs des B’jhen Vormundes die Löſchungsbewilli⸗ 
gung caffirt und die Wiebereintragung der gelöfhten Sagforberung 
bewilligt. . 
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Nr. 2873. 
Amtliche Meiftgebotövertheilung bei der Mlobiliarerecution. 


Ends. v. 10. October 1867, Nr. 8541 und 8542 (Beh. der die Decr. des 

2. &. Wien vom 18. Juni 1867, Nr. 33401, und vom 28. Inni 1 

Nr. 84752, abänd. Deer. dei DO. 2. ©. Wien v. 28. Inli 1867, Nr. 18247 
und 13248), ©, 3. 1868, Nr. 10. @. 9. 1868, ©. 266, 


Die A erwirkte im Februar 1867 wider C beidem 2. ©. in 
Wien tie erecutive Pfändung, fohin auch die Schäßung und Feil 
bietung feines beweglichen Vermögens, worauf fie, al8 einzige Pfand⸗ 
gläubigerin, am 22. Juni 1867 um Erfolglaffung des erzielten und 
deponirten Erlöſes bat. Allein fieben Tage vorher hatte die B ein 
Geſuch eingebracht, worin fie um Tagſatzungsanordnung zur Verthei- 
lung desſelben Meiftgebotes und um das Erkenntniß bat, daß berfelbe 
ihr gebühre, weil fie wider C beim Handelsgerichte wegen einer 
Wechfelforderung bereits im Jänner 1863 dieſelben Effecten in Pjän- 
dung gezogen habe. Das Gericht erfter Inſtanz bewilligte die Er- 
folglafjung an A, jedoch in Hinblid auf die über das Gefud der B 
nah 8. 16 0. ©. D. angeorpnete Tagfahrt erft nah Rechtskraft der 
Erfolglaffungsbemwilligung. Gegen beide Beroronungen beſchwerde fi B, 
und zwar, was die Tagſatzung nad $. 16 betrifft, weil bei Berthei- 
lung des Feilbietungserlöfes auch für beweglihe Sachen von Amts- 
megen und nit nad 8. 16 a. ©. O. vorzugehen fei; bezüglich der 
Erfolglaffungsbewilligung aber, weil fie damals dem Gerichte ſchon 
ale Pfandgläubigerin bekannt war, daher vor ordnungsmäßiger Ber: 
theilung des Erlöfes verfelbe nicht zu erfolgen war. Das O. L. ©. 
bat auf den erften Recurs eine Verhandlung über die Pfandrechts⸗ 
priorität und hienach zu pflegende Bertheilung des Meiftgebotes ver- 
orbnet, da fein gejegliher Grund vorhanden ift, die Kaufſchillings⸗ 
vertheilung im Falle einer Mobiliarerecution nach anderen Grundſätzen 
vorzunehmen, als dies fir den Yal einer Realitätenfeilbietung vors 
geſchrieben ıft, vielmehr die Trage, welchem von mehreren Pfand⸗ 
gläubigern die Priorität gebühre und wie der Kaufſchilling zu ver- 
theilen fei, ftet8 nur im amtlichen Wege zu verhandeln und zu ent- 
ſcheiden if. Auch dem zweiten Recurſe wurde dahin ftattgegeben, daß 
über das Erfolglaffungsgefuh der A zugleih mit jenem ber B zu 
verhandeln und zu enticheiden fei, aus den beim erften Recurſe an⸗ 
gegebenen Gründen. Nun ergriff A gegen beide Erläffe ven Recurs 
an den oberften Gerihtshof: Die Verfügung einer amtlichen Ber: 
theilung des Erlöjes ſei bei Mobilien in feinem Geſetze begründet 
und höchſtens dort zuläffig, wo die Erecutionen bei einer und der⸗ 
felden Behörde — nicht wie hier bei dem 8. ©. und bei dem 
H. ©. — dann auf diefelben Effecten geführt worden, was bier 
nit der Fall fei. Die von ihr vorgenommene Pfändung erjcheine 
als die einzige; das L. ©. künne weder über die Identität ber 


— 18 — 


mit einem Zwiſchenraume mehrerer Sabre von B und von ihr bei 
verjhiedenen Behörden gepfändeten Gegenftände und ebenfowenig über 
ten Rechts⸗ und Fortbeftand der Forderung der B entf&eiden. Endlich 
gäbe bei Immobilien das Grundbuch Anhaltspunkte für Priorität 
und Ideutität, die bier fehlen. 

Der oberfte Gerichtshof hat die beiden obergerichtlichen Ent⸗ 
fheidungen mit Berufung auf die dafür geltend gemadten Gründe 
beftätigt. 


Nr. 2874, 


Aufforderung wegen eined Baues ober wegen Berühmung ? 
Unzuläffigfeit der Entfcheivung hierüber ex primo decreto. 


Entf. v. 10. October 1867, Nr. 8779 (Bet. des Decr. des B. ©. St. Jo⸗ 
haun v. 27. Juli 1867, Nr, 1629, Abänd. des Detr. des DO. 2. G. Wien», 
27. Anguft 1867, Nr. 15476). ©. 9. 1868, ©. 7 und ©, 228. 

Bei der Commiſſion, welde nah 8. 72 weſtg. ©. O. in ver 
Danangelegenheit des A abgehalten wurbe, erhob die Gemeinde B 
Einfpradye gegen den von A beabfidhtigten Zuban, indem fie das 
Eigenthum an der Bauarea geltend machte. Hierauf liberreichte A 
nad $. 73 weflg. ©. O. die Aufforberungsflage gegen B, melde in 
erfter Inſtanz aufrecht verbefhieden, vom DO. %. ©. aber a limine 
gurüdgeiwiefeu wurbe, weil diefelbe zwar auf ven $. 73 weftg. ©. O. 
gegründet und ald „Bauaufforberungsllage“ angebradt wurbe, allein 
ter Sache nad auf ven 88. 61 und 64 ebendort (Provocation ex 
lege diffamari) beruhe, da bie aufgeforderte Gemeinde das Eigenthum 
an dem von A angelauften Baugrund in Anſpruch nimmt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den erftgerichtlichen Beſcheid in 
Erwägung, daß die Klage ald Bauaufforderungsflage mit dem ber 
Borfhrift des 8. 73 weſtg. ©. O. entſprechenden Petit angebracht 
worden ift und bei deren Erledigung nicht [hon von Amtswegen über 
die Zuläffigfeit der Aufforderung abgeſprochen werben durfte. 


Nr. 2875. 

Erecution zur Sicherftellung von Aerarialforberungen. 
galt. ». 10, October 1867, Nr. 8908 (Abünd. ber. gl eihförmigen Deer⸗ 
des B. ©, Leopoldſtadt in Wien v. 6. Auguſt 1867, Nr. 15974, und bes 
D. 8. ©. Wien v. 20. Augnft 1867, Nr. 15045). ©, 3. 1867, Nr. 9, 


Ein Gefud der Finanzprocuratur um Pfändung der Kaution eines 
Mauthpächters zur Sicherftellung von ausftehenden Zinfen für bie 
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Miethe des ärarifchen Begmantbgebäubes wurde von ben unteren 
Inftangen zurädgemiefen mit der Begründung, „daß fich dieſes 
Executionsgeſuch auf eine Miethzinsforberung gründe, welche zum 
gerihtlihen Berfahren fih eignet“; daß daher nem geftellten Begehren 
gemäß Hofbecret v. 18. September 1786, 3. ©. ©. Nr. 577 und 
Hofpecret v. 24, October 1806, 9. ©. ©. Nr. 789, nicht ftatt- 
gegeben werben könne. 

Dagegen bewilligte der oberfte Gerichtshof auf Grund der vor⸗ 
gelegten Note der Yinanzbezirksdirection zur einftweiligen Sicher: 
ftellung des aushaftenben Miethzinjes die Pfändung der Mauthpacht⸗ 
caution des B „in der Erwägung, daß nah dem Haren Wortlaute 
des Hofvecreted v. 18, September 1786, I. ©. ©. Nr. 577, dem 
Fiscalamte auf die bloße Borlegung der von Seite der betreffenden 
Adminiſtrativbehörde ergangenen Verordnung die Sicherſtellung des 
Aerars durch die geſetzlichen Sicherſtellungsmittel, worunter auch die 
ſicherſtellungsweiſe Pfändung gehört, bewilligt werden kann, und daß 
in dem Hofdecrete v. 24. October 1806, 9. ©. ©. Nr. 789, nur 
hinſichtlich der Nothwendigkeit der Juſtificirung zwiſchen zum gericht⸗ 
lichen Verfahren geeigneten und nicht geeigneten Forderungen unter⸗ 
ſchieden wird.“ 


Nr. 2876. 


Zeitpunkt für die Berechnung des Intereſſe im Falle ſpäterer 
Unmöglichkeit der im Urtheil auferlegten Leiftung. 


b. 11 te 1867, Nr, 2a „ae. bed ns Urt, des 8. ©. 
Zeilen 7, Sr. 1538, De O. L. ©. vᷣge 
8, ni 1er" hr. EN G. 3. 1868 $. 1888, & 

Im Jahre 1866 begehrten A und B bie —8 ol, 
ſtrecung des am 18. Juni 1865 in Rechtskraft getretenen Urtheils, 
vermöge deſſen C als Verkäufer ihnen 6 Oale, den Centner bes 
lebendig gemogenen Ochſen mit 14 fl. 25 kr. berechnet, zu liefern 
hatte, und da am 18. Yuli 1865 — dem zur zwangsweifen Ab⸗ 
nahme der Ochſen beftimmten Tage — Thiere diefer Gattung bei C 
nicht gefunden wurden, fo belangten ihn vie Käufer A und B auf 
Zurüdgabe des Ungelves per 18 fl. und auf Schadenerfag, reip. auf 
Zahlung weiterer 132 fl, indem fie das Durchſchnittsgewicht eines 
Ochſen mit 11 Gentner und die Differenz zwiſchen bem urtheils- 
mäßigen Sleifchwerth des Centners (14 fl. 25 fr.) und dem höheren, 
zu der für die zwangsweife Abnahme beftimmten Zeit mit 2 fl. be⸗ 
rechneten. Nah der Anführung des Bellagten aber, worüber er den 
Slägern den Haupteid auftrug, hätte er fie fhon am 18. Yuli 1865 
riellich verftänbigt, baß er zur jofortigen Uebergabe der Ochſen bereit 
fei amd diefelbe am 20. Juli vollziehen werde. Da nun diefer An⸗ 
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trag von Seite der Kläger unberüdfihtigt blieb, einer von ihnen, 
wie C behauptet, fogar ihm pofitiv erflärte, daß er die Ochſen nicht 
übernehmen wolle, fo begehrte C, von ber Klage freigefprocdhen zu 
werden. Ueber die Berechnung der Kläger wurde ein Sachbefund aufge- 
nommen, welcher als das Durchſchnittsgewicht eines Ochſen 111/, Etr., 
als Differenz des Fleifhwerthes 75 fr. per Eir., mithin einen Betrag 
von 51 fl. 75 fr. ergab, und zur Zahlung biefer Summe anflatt 
der geforverten 132 fl., fowie zur Zurüdftellung des Angeldes wurde 
C in erſter Inſtanz verurtheilt. — Das DO. 2. ©. war ber Anſicht, 
daß die von ten Klägern begehrte Eumme von 132 fl. lediglich ein 
lacrum cessans berfelben darjtelle, auf deſſen Erjag fie feinen Anſpruch 
haben, taß fie nur ven Erjag ded damnum emergens fordern Tonnten, 
dabei aber nachzuweiſen gehabt hätten, worin dasſelbe beftehe und wie 
hoch es ſich belaufe, und ohne folhen Nachweis nicht mehr als die 
Zahlung des doppelten Betrages der gegebenen arrha für den Fall ver- 
langen können, als das Unterbleiben der Bertragserfüllung nicht von 
ihnen ſelbſt verſchuldet wurte. Demzufolge erfannte das Obergericht, 
unter Beftätigung der erfigerichtlichen Berurtbeilung des C zur Rück⸗ 
ftellung des einfachen Angelves per 18 fl. auf den obigen negativen 
Haupteid der Kläger, contemnirte den Beklagten für den Wall ber 
Ableiftung des Eides auf weitere 18 fl. und entband ihn unbebingt 
von jeder anderen Zahlungspflicht. 

Diefes Urtheil wurde mit Verwerfung der Reviſionsbeſchwerde 
ter Kläger vom oberſten Gerichtshoſe, jevoh aus den nachſtehenden 
Gründen betätigt: Die Kläger begehren als Entihäbigung den Be- 
trag, welcher fi) aus der VBergleihung des Kaufpreifes mit dem Werthe 
am Tage ber erfolglos verfuhten Execution als Differenz ergibt. 
Diefer Tag ift aber nicht entſcheidend, weil deſſen Wahl für die 
Execution ein Zufall iſt, welchen Derjenige tragen muß, in deſſen 
Vermögen er fi ereignet hat (8. 1311 a. b. ©. B.). Die Kläger 
haben nur das Recht (8. 919), den Erfag des Schadens zu fordern, 
welcher ihnen dadurch zugefügt wurde, daß der Bellagte feiner Ver⸗ 
tragspflicht zur gefeg- oder vertragsmäßig beftimmten Zeit nicht nach⸗ 
fam, weöhalb ter Erſatz nur nach jenen Berhältniffen beurtheilt werben 
fann, welde zu der erwähnten Zeit beſtanden haben. Dies ergibt ſich 
ganz unzweifelhaft aus $. 1323, wonach, um ben Erfag des ver- 
urſachten Schadens zu leiften, Alles in ben vorigen Stand zurück⸗ 
verfegt, oder, wenn dies nicht thunlih, der Schätzungswerth vergütet 
werben muß. Nach ihrer eigenen Angabe Tauften die Kläger am 
13. Auguſt 1854 die Ochſen zum Preife von 14 fl. 25 kr. per Eentner; 
die Lieferungsfeift wurde im Proceſſe nicht bezeichnet, muß aber jeden- 
fal8 zur Zeit der Klage, worüber ber frühere Proceß geführt wurbe, 
ſchon verftrihen gemejen fein, da fonft die Slläger damals kein Klag⸗ 
recht gehabt hätten. Wenn nun beifpielsweife der 27. Auguſt 1864 
der beftimmte Lieferungstag gewefen wäre, fo würbe nah 8. 1323 
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ale Entihädigung der Schägungswerth der Ochſen von diefem Tage 
nah Abzug des bedungenen Saufpreifes derſelben zu zahlen fein. 
Gelbft wenn aber davon abgefehen würde, daß das voraufgegangene 
Urtheil nur den Beftand der Bertragspfliht ausſpricht und die gericht- 
liche Hilfe zur Durchfegung derſelben veranlaßt, und wenn die darin 
dem Bellagten gejegte Friſt als der eigentlihe Zeitpunkt der geſchul⸗ 
deten Leiftung angenommen würde, fo wäre immer noch der vierzehnte 
Tag a dato der Auftellung des Urtheil® der Tag, nad) welchem bie 
Entſchädigungspflicht beurtheilt werden müßte. Melde Differenz aber 
zwiſchen vem Kaufpreis der Thiere und ihrem Werth zur vertrags- 
und zur urtheilgmäßigen Zeit der Lieferung beftanden babe, wurbe 
von den Klägern nicht nachgewiefen, noch das Beſtehen eines ſolchen 
Unterfchiedes audy nur behauptet. Auf die Preispifferenz, die zur Zeit 
der verfuhten Erecution — beinahe 11 Monate nah dem legt- 
erwähnten Zeitpunkt — beftand, haben fie deshalb kein Recht, weil 
fie jelbft durch die von ihnen veranlaßte Verzögerung der Execution 
biefe Differenz oder mindeſtens die Erhöhung derſelben herbeigeführt 
haben, ihre eigene Handlung aber den Gegner nicht zum Nachtheil 
gereichen darf, umfoweniger als, wie ſchon gefagt, bie Feſtſetzung des 
Tages zur Erecution als ein Zufall anzufehen if. Demnad, mußte 
das dem Bellagten günftigere Urtheil der zweiten Inftanz beftätigt 
werben. 


Nr. 2877. 
Deweidlaft bei der actio negatoria. 


—— v. 11, October 1867, Nr. 7879 (Beit. des das Urth. des B. ©. 
Franfenmarkt v. 31, Der. 1866, Nr. 4885, abünd. Urth, de3 DO. 2. ©. Wien 
v. 29, Mai 1867, Nr. 8067), ©. 3. 1888, Nr. 21. 
Es wurde wegen Anmaßung des Fahrrechtes Klage geführt 
und von dem Grundeigenthümer die Bitte geftellt, dem Geklagten 
die weitere Ausübung des Fahrens bei Pönfall zu unterfagen. Kläger 
berief fih darauf, daß grundbücherlich Feine Servitut ausgezeichnet 
fei, wogegen fi Gellagter darauf ftüßte, daß er laut eined vor- 
ausgegangenen im Befiftörungsftreite ergangenen Erkenntniſſes im 
factiſchen Befig ber Servitut fer, und daß er dieſelbe durch Vertrag 
und Erfigung erworben habe, In letterer Beziehung wurbe ber 
Zeugenbeweis angeboten. Das Gericht erfter Inſtanz wied den Kläger 
ab. Hingegen ertannte das D. 8. ©. auf den Zeugenbeweis über 
Bertrag und Erfigung. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtheil 
ans folgenden Gründen: Da felbft bei ver Eigenthumsflage der Kläger 
nur fein Eigenthum und nicht auch den Nichtbeftand eines Beſitz⸗ 
zechte® des Inhabers zu beweifen braucht, können aud bei der nega- 
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torifhen Servitutsklage die 88. 323 und 324 a. b. ©. B. nidt 
dahin verftanpen werben, daß ber Kläger etwas Mehreres als eine 
fein Eigenthumsrecht beſchränkende Servitutsausäbung zu beweilen 
habe, wonach fi biefe Ausubung von jelbft ald eine Anmaßung dar⸗ 
ftellt, ſobald der Geklagte die rechtliche Erwerbung nicht zu erweiſen 
vermag. Der Gellagte kann fi) aljo in dem vorliegenden Halle gegen 
die Zulaffung des von ihm felbft angebotenen Zeugenbeweiſes über 
die Erwerbimg der ihm vom Kläger fireitig gemachten Servitut 
umfoweniger mit rund befhweren, als er ja felbft wicht beftreiten 
fann, daß die Parcellen, an welchen ihm bie Servitut zuſtehen ſoll, dem 
Kläger gehören, und als er felbft nicht behauptet, daß fein angebliches 
Fahrrecht irgendwo in einem Grundbuche ausgezeichnet fei. 


Nr. 2878. 


Summarifched Verfahren. Zurüdichtebung des Eides über bie 
Echtheit einer Urkunde. 


Eutſch. v. 11. October 1867, 8360 (Bet. der Urtß: des 8 Y en 
. 80. Jänner vr Sr d des O. L. G ST 6, ai 
Ar. 20688), ©. 3. 1568, Nr. 61, 6 $1 

A erwirkte gegen die ruhende Berlaflenfhaft * nemhenen 
Wechſelacceptanten B ben Zahlungsauftrag und, ba ber ad actum 
beftellte Eurator in ben Einwendungen die Echtheit des Ücceptes in 
Abrede ftellte, trug ihm ber Kläger replicando ben Haupteid baräber 
auf, welden der Eurator in die Duplik zurückſchob. Beide Unter- 
gerihte erfannten anf ben zurüdgefhobenen Eid des Klägers, wogegen 
derfelbe die a. o. Revifionsbefhwerbe ergriff. 

Der oberfte Gerichshof verwarf die Beihwerde. Gründe: 
Die Behauptung des Klägers, daß der Eid vom Curator ohne 
weiteres abzulegen und nicht zurückſchiebbar fei, iſt fchon durch den 
Schlußſaz des 8. 37 des Geſetzes über den fummarifhen Eivil- 
proceß und die darin enthaltene Bezugnahme auf ven 8. 36 wiber- 
legt. Da nun bier Umftände vorliegen, woraus geſchloffen werben 
barf, daß ber Kläger in ber Lage war, von der Echtheit des Wechſels 
ſich Ueberzeugung zn verfchaffen, weil er mit dem Ausfteller und 
Indoſſanten an Einem Orte fi befindet, und dies aud in feinem 
Intereffe lag, fo Tann in den Entideidungen ber Untergerichte, bie 
ihm bie Leiftung des Eides auflegen, eine Gefegwibrigteit nicht ge⸗ 
funden werden, und zwar umfo minder, als er gegen die in ber Duplik 
erfolgte Zurüdihiebung bes Eides nichts eingewendet hatte. 
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Nr. 2879. 
Srreferibler Haupteib. 
Eutſch. v. 15. October 1807, Nr. 8067 (Beft. bed Urth. des 9. G. Rnittel- 
v. 26. Juni 1866, Mr. 259, Wbänd, bes Urib. eb D. 2%. G. Graz 
v. 27. Nürz ‚Nr. 2314). ©. 3. 1867, Rr. 100. 

A gründete eine Klage gegen bie Erben bes B auf bie Be- 
bauptung, er habe dem B zwei Ballen Waare geliefert. Die Be⸗ 
Hogten gaben nur die Lieferung eines Ballens zu, da B den Empfang 
des zweiten immer in Abrede geftellt habe. A trug nun ben Bellagten 
den trreferiblen Haupteid auf, indem er ſich darauf berief, daß fein Hand⸗ 
Iungsreifender das Geſchäft abſchloß und er felbft bei der Ablieferung 
nicht zugegen geweſen ſei. — Die erfte Inſtanz wies den Kläger ab, 
weil fein Zeugenbeweis nicht zu feinen Gunften ausgefallen, ber 
wnrädihiebbare Hanpteid aber unzuläffig fei, indem kein Umſtand 
erwiejen fei, woraus entnommen werben könnte, daß ben Gellagten 
über die Richtigkeit oder Unrichtigleit der fraglihen Thatſache aus 
Eigenen etwas belannt fei, der fragliche Ballen feldft nicht im Buch⸗ 
auszuge des Klägers angeführt erfcheint, die eine Erbin angibt, daß 
B ſelbſt den Empfang dieſes Ballens ftets in Abrede geftellt habe, 
und den Gellagten durch die Beſchwörung der Nichtablieferung des⸗ 
felben ein Gewiſſenszwang auferlegt werden würde. — Die zweite 
Inſtanz erfannte auf diefen Haupteid, weil Umftände vorliegen, welche 
dem Kläger vie Möglichkeit der referiblen Auftragung des Haupteides 
abſchneiden und feine Behauptung wahrfheinlih madhen, wenn man 
erwägt, daß ber Kläger jelbft ven Ballen dem B nicht übergeben hat; 
daß deſſen Uebergabe an B durch die Zeugenausfagen in hohem 
Grade wahrfheinli wird; daß die Gellagten in der Verhandlung 
gar nicht geltend machten, nicht in der Rage gewejen zu fein, von 
dem zu beihwörenben Factum eine Kenntniß zu erhalten, ja viel- 
mehr dur den Widerfpruch dieſes Factums und durch die Behaup⸗ 
tung, daß der Erblaffer ven Empfang des Ballens ſtets in Abrede 
ftellte, zu ertennen gaben, daß fie durch die Unterrebung mit dem 
Erblaffer Kenntniß von dem fraglichen Gegenſtand erhalten haben; 
dag endlich die ©ellagten, ald Erben des B, venfelben repräfentiren 
und in eigenem Namen Proceß führen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erſtrich terliche Urtheil. 
Gründe: Nach Hofvecr. v. 26. April 1842, 9. G. S. Nr. 610, muß, 
um auf einen unrückſchiebbaren Haupteid erfennen zu können, Derjenige, 
welcher den Hanpteid aufträgt, darthun, daß er biefen Haupteid ab⸗ 
zulegen außer Stande fei. Sohin hat der Richter zu beurtheilen, ob 
es nachgewieſen oder wahrſcheinlich fei, daß der Delat Kenntniß von 
der Thatſache babe, weldher Nachweis um fo unerläßlicher ift, wenn 
der Haupteid Erben über Handlungen des Erblaffers aufgetragen 
werben foll, indem ſchon an und für ſich die Wahrfcheinlichkeit, daß 
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fie Kenntniß von diefen Handlungen haben, geringer ift, als wenn 
Jemand über von ihm jelbft vorgenommene Handlungen ber Kid 
aufgetragen wird. Mangelt jene Wahrjcheinlichkeit, und ergibt fid 
vielmehr das Gegentheil, fo faun Jenem, dem der Eid aufgetragen 
wird, das Recht, felben zurüdzufchieben, nicht dadurch entzogen werden, 
daß ihm der Haupteid, wenn auch mit dem Beiſatze feines Wiffens 
und Erinnerns, unrüchſchiebbar auferlegt wird; denn er iſt dann in 
gleiher Lage mit Demjenigen, der den Eid aufträgt, und es ift kein 
Grund vorhanden, dieſen vor feinem Gegner zu begünftigen, da ja 
Demjenigen, der eine Thatſache behaupten will, e8 auch obliegt, ſich 
rechtzeitig mit ben erforberlihen Beweismitteln zu verfehen. Im vor- 
liegenden Falle nun muß der Kläger jevenfalld in der Lage fein, vie 
angegebene Waarenlieferung zu beſchwören, daher fon deshalb ein 
unrüdichiebbarer Eid nicht gerechtfertigt wäre. Wenn er nım auch bei 
Uebergabe des Ballens an B nicht gegenwärtig war und fie nicht 
beihwören kann, fo wäre e8 ihm doch leicht geweien, ſich einen Be- 
weis über den Empfang besfelben zu verfchaffen, da B erft länger 
als ein Jahr nad) diefer behaupteten Uebergabe geftorben iſt. Es 
wurde ferner nicht nachgewieſen, daß die Gellagten Kenntniß ſowohl 
von der Uebergabe der Waare als aud von dem Abſchluſſe des Kauf. 
geihäftes haben, oder daß dieſes auch nur wahrfcheinplich fei. Viel- 
mehr erflärte Juliana B, daß ihr Gatte immer behauptete, ben ſtrei⸗ 
tigen Ballen nicht erhalten zu haben. Die anderen zwei Mitgeflagten 
befanden ſich aber nicht in folden Beziehungen zu B, die es ihnen 
auch nur möglich gemadt hätten, Kenntnig von ben Geſchäften des⸗ 
felben fih zu verfchaffen, doch wird auch ihnen bie Ablegung des 
Eides mit dem auferlegt, daß, wenn fie den Eid nicht ablegen, das 
Gegentheil deſſen, was fie zu beſchören hätten, für wahr gehalten 
werden würde. Es erſcheint daher unzuläffig, den Gellagten ven 
unrüdichiebbaren Haupteid aufzutragen, und da Kläger keinen anderen 
gefeßlichen vollftändigen Beweis beigebradht hat, fo ift das erftrichter- 
lihe Urtheil auf Abweiſung feines Begehrens begründet. 


Ir. 2880. 
Unzuräffigfeit der Ablegung des von einem feither verftorbenen 
Streitgenoffen angebotenen Erfüllungseides durch einen Anderen. 


Eutſch. v. 15. Oxctsber 1867, Nr. 8139 (Bet. dei bad Urth. der Prätur 
— v. 29. Mai 1866, Nr. 1152, abänd. Urth. des O. L. G. Zara 
v. 17. Jänner 1867, Rr. 121). ©. 5. 1868, 6, 187. 

In der Rechtsſache des A gegen B und Genoffen pto. Heraus⸗ 
gabe von Liegenjchaften hatte das Gericht erfter Yuftanz dem Klag⸗ 
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begehren unbebingt ftattgegeben, wogegen das D. %. ©. auf einen 
Erfüllungseid des Erfibeflagten B erkannte. Run ergriffen die Mit 
beflagten bie a. o. Revifionsbeihmwerde mit ber Bitte, daß bei dem 
inzwifchen eingetretenen Tod des B einer von ihnen („uno chiunque“) 
zu dem Eid zugelaffen werbe, inbem bie in der Formel des Er⸗ 
fülungseides enthaltenen Umftände alle Beklagte berühren und ihnen 
Allen bekannt feien und bei ver ſtattgefundenen gemeinfchaftlichen 
Bertheibigung angenommen werben müfle, daß den (ausbrüdlich nur 
von B angetragenen) Erfüllungseid auch die übrigen Bellagten an- 
geboten haben. 

In Erwägung, daß nach der Karen Beilimmung bes 8. 286 
weftgal. ©. DO. ver Erfüllungseid nur jenem Streittheil aufgetragen 
werden Tann, ver ihn angeboten hat; daß im vorliegenden Proceß 
nur der Bellagte B fich erboten bat, die in den Weisartifeln ber 
Duplik angeführten Umftände mit feinem Erfüllungseid zu beftätigen, 
wurde vom oberften Gerichtshofe die Reviſionsbeſchwerde verworfen. 


Nr. 2881. 


Abweifung der Klage a limine wegen Mangeld der Er- 
mächtigung der Obervormundfchaft. 


Euntſch. v. 15, her 1867, Nr, 8677 ss bed Deer. bes B. G. Hernals 
v. 11. Inli 1867, Nr. 14186, A band. des =: nn G. Wien vom 
20. Angnft 1867, I. 14984), 1868, Dr. Bi. 

Der Vormund ver —— klagte im Jahre 1867 
unter Vertretungsleiſtung der C, Mutter ber A, wider ben aufzu⸗ 
ftelenden Eurator zur Bertbeibigung der ehelichen Geburt und B, 
Gatten der C, auf Erlenntniß, „das von C am 30. April 1854, 
acht Monate nad dem Tode ihres erfien Gatten M geborne und in 
den Zaufmatrifen auf befjen Namen eingetragene Find A fei von dem 
am 1. September 1853 verftorbenen M nicht gezeugt worden, es fei 
die gefeglihe VBermuthung ver von M erfolgten Zeugung für ent- 
träftet zu halten, dagegen ſei diefes Kind von dem Geflagten B mit 
C, vermwitweten Frau des M, außer ber Ehe gezeugt und durch deren 
am 27. November 1854 nachgefolgte Ehe legitimirt worden; dasſelbe 
jet in den Taufmatrifen als durch bie nachgefolgte Ehe (egitimirtes 
Kind des B umd der C einzutragen, unb ber Geklagte B jhulbig, dieſes 
Kind als fein nunmehr ehelihes anzuerkennen und in die beantragte 
Aenderung der Taufmatrifen zu willigen. Die Klage wurde in erſter 
Inſtanz a limine zurädgeimiejen, weil das gejtellte Klagbegehren geſetz⸗ 
wibrig erfcheine, va 8. 159 a. b. G. B. den Erben die Beftreitung 
der ehelihen Geburt eines innerhalb des im 8. 138 a. b. G. 3. 
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befiimmten Zeitraumes geborenen Kindes nur binnen drei Monaten 
nad dem Tode des Mannes geftattet und nad Verſtreichung biefer 
Frift gegen die Bermuthung ber ebelihen Geburt ein Gegenbeweis 
nicht mehr geführt werben barf, und weil übervie® der Bormund ge- 
möß 8. 233 a. b. ©. 3. zur Führung eines Hechtöftreites von der 
Wichtigkeit des vorliegenden die obervormundſchaftliche Legitimation 
unter allen Umſtänden beizubringen gehabt Hätte. Das O. L. ©. 
verordnete bie gerichtsorbnungsmäßige Erledigung der Klage in Er- 
wägung, daß bie Trage, wem und in welcher Seit das biesfällige 
Deftreitungsrecht zuftehe, nicht im Vorhinein zu entfcbeiden ift, da ber 
Richter nad Hofdecr. v. 6. Detober 1783, 3. &. ©. Nr. 197, im 
Zuge des Verfahrens nicht in das Innere ber Schriften einzugehen 
bat und weil bie mangelnde pflegihaftsbehörblide Ermächtigung zur 
Streitführung nachträglich beigebracht werben Tann. 

Der oberfte Gerichtshof betätigte die von Seite der erften 
Inſtanz von Amtswegen erfolgte Zurückweiſung der Klage jedoch 
lebiglih wegen de8 Mangels ver obervormundſchaftlichen Klags⸗ 
ermädtigung, und zwar in Erwägung, daß zwar nad lit. b des 
Hofdecr. vom 6. Detober 1783, 3. 197, und lit. t der Refolution 
vom 31. October 1785, 3. ©. S. Nr. 489, nit im Voraus in 
die Beurtheilung des Inneren der Klage einzugehen wäre, daß aber 
jedenfalls ohne vorläufige Beibringung der obervormundſchaftlichen 
Ermächtigung zur vorliegenden Klage die Einleitung einer Streit. 
verbandlung nicht angeorbniet werben konnte und die VBerweifung auf 
eine nachträgliche Beibringung hier nicht am Plage wäre, weil es ſich 
bei der Klage, welche nun ver Bormund im Namen ber minderjährigen 
A anzuftrengen gebenft, außer dem damit verbundenen außerorbent- 
lihen Koftenpuntte um die Rechte der ehelihen Geburt, in deren 
formellen Beſitze ſich A befindet und die von dem Bormunde für 
biefelbe aufgegeben werden wollen, um ragen des Perfonen- und 
Familienrechtes und des gebührenden Civilftandes, mithin um An- 
gelegenheiten von fo hoher Wichtigkeit handelt, daß bei deren Behand⸗ 
fung ımd Verfolgung der Bormund die Einholung der Weifungen ber 
Bormundfhaftsbehörde im Sinne des 8. 233 a. b. ©. 2. nidt 
umgeben durfte. 


Nr. 2882. 
Unbedingte Verpflichtung ded Reftitutionswerberd zum Erſatze 
der Koften des Reftitutiondverfahrens. 


Eutſch. v. 15. Ortober 1807, Nr. 8991 (Beft. des das Deer. des 8. ©. 
43. e in Wien v. 18. Juii 1867, Ar. A abänd. Decr, de8 O. L. ©. 
Wien v. 13, Anguft 1867, Nr. 14800), ©. 3. 1867, Nr. 108. 

Ein wider die B anf Betreiben des A ergangenes Contuma⸗ 
cialurtheil warb auf ihre Uppellationd- und Nullitätsbeſchwerde nnter 
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Anordnung neuer Verhandlung aufgehoben. Inzwiſchen aber hatte die 
B auch bei der erſten Inſtanz um Wiebereinfegung in ben vorigen 
Stand, beziehungsmweife Hechtfertigung ihres Ausbleibens von der 
Verhandlung angefucht. Die über dieſes Reſtitutionsgeſuch gepflogene 
Verhandlung erklärte der erſte Richter, ohne fi über den Erfab der 
Koften derjelben auszujprechen, als durch die Aufhebung des Contu⸗ 
macialurtheils erledigt. A bejchwerte fih nun darüber, daß die B 
nicht zum Koftenerfag verurtheilt worden fei. Die zweite Inſtanz 
ſprach dem A dieſe Koften, welde tie erfte Inftanz zu seinen 
babe, zu, weil die B nah Patent vom 1. Yuli 1790, 9. ©. ©. 
Nr. 31, Abſ. 1, in jevem Falle dieſelben zu erfegen nahe und 
bieran der Umftand, daß das Wievereinfegungsbegehren durch bie 
Aufhebung des Urtheild gegenftandlos geworben ift, feine Aenderung 
zu bewirken vermag. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte biefe Entſcheidung aus den 
darin enthaltenen Gründen. 


Nr. 2883. 
Nachträgliche Abänderung der Erbserklärung. 
. 15. 1867, Nr. 9121 i 
——i i v —— 1007 1 Nr. 9 „gı21 (MER. ber der gieihfärm Irmigen, Den Deer. „bed 
2, Juli 1867, Ar. Mibse), 6. J. 1868, “hr. g 


Ein Erblaſſer hatte mehrere letztwillige Anordnungen hinter⸗ 
lafſen, welche nicht ſehr deutlich waren. Seine beiden Töchter A 
und B überreichten im October und November 1866 ihre Erbs⸗ 
erflärungen auf Grund der gefeglichen Erbfolge, und B überreichte im 
April 1867 „im Nachhange zu ihrer Erbserflärung aus dem Gelege, 
unter Berufung auf eine letwillige Anordnung, rückſichtlich Teſtament, 
welches bisher irrigermweife für ein Codicill angefehen wurde”, die 
Erbserklärung aus diefem Teſtamente. Das Gericht erſter Inſtanz 
nahm ſelbe, ſowie vie früheren beiden Erbserflärungen an, verfügte 
aber wegen des Widerſpruches ber neuen Erbserflärung der B mit 
jener ihrer Schwefter die Vernehmung darüber, welche von beiden 
als Klägerin aufzutreten habe. Dagegen beſchwerte ſich A, weil diefe 
neue Erbserklärung der B ein nad $. 806 a. b. ©. B. unzuläſſiger 
Widerruf ihrer früheren aus dem Geſetze, vie gejetlihe Erbfolge als 
bei dem vorliegenden Todesfalle eingetreten ſchon vom Gerichte 
anerfaunt, die berufene legwillige Erklärung ihrem Inhalte nach fein 
ZTeftament fei, und der in der neuen Erbserklärung, mindeſtens ftillichwei- 
gend, enthaltene Widerruf ver früheren ihr die aus felber ſchon erwach⸗ 
jenen Rechte nicht benehmen könne. Das O. L. ©. gab diejem Recurſe 
feine Folge, weil es ſich bier weder um den Widerruf einer Erbs⸗ 
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erflärung, noch um eine Abänderung einer unbebingten Erbserfärung 
in eine bedingte, fondern nur um eine Umänberung bed Erbrechts⸗ 
titel8 handelt, worauf die Vorfchrift des $. 806 a. b. G. B. feine 
Anwendung findet, und weil über den Rechtsbeſtand und bie Aus- 
legung der der Erbserflärung zu Grunde liegenden legtwilligen An⸗ 
ordnung im officidfen Wege nicht abgefproden werben kann. 

Der oberftie Gerichtöhof hat den von A dagegen ergriffenen 
außerordentlihen Recurs and den Gründen bed Obergerichte® und 
in der Erwägung verworfen, daß durch bie frühere Erbserklärung 
der B aus dem Geſetze die A nod feine Rechte gegen Erftere 
erworben hat, da auf Grund verfelben feine Erbstheilung, Ein- 
antwortung oder fonftige die Berlafienihaft betreffende Verfügung 


erfolgt ift. 


Nr. 28384. 


Teftamentarifche Einfegung der „Erben“. Widerſtreit des 
im Abhandlungdwege feftgeftellten Inhaltes des mündlichen 
Teftamentes mit dem fpäter im Proceßwege ermittelten. 
Entid. v. 16. October 1867, Nr. 7298 (Abänd, der gtehaförminen Urth. 
der Prätur Spalato v. 31. Dec. 1865, Nr. 9808 nnd des O. L. G. Zara v. 
4, April 1867, Nr. 1224). ©, 9. 1868, ©. 18, 

Nah Inhalt des vom Abhandlungsgeriht im Jahre 1856 
durch die Bernehmung der drei Zeugen erhobenen Nuncupatioteftamentd 
binterließ M fein Vermögen feinen „Erben“. Die nädften Ber: 
wandten des M find bie Kinder von zwei Brüdern besfelben. A, vie 
Tochter des einen Bruder des Teftators, trat gegen B und deſſen 
fünf Geſchwiſter, die ſechs Kinder des anderen Bruders bes M, 
Hagend auf und begehrte 1. die Nichtigerflärung des Teſtaments, 
2. die Eröffnung der gefelichen Erbfolge und auf Grund verfelben 
die Zuerkennung der Nadlaphälite ale Erbtheil. Der Beweis ver 
Blöpfinnigleit des M zur Zeit der lettwilligen Verfiigung, worauf 
bie Klägerin das Begehren ad 1 gründete, wurde von ihr nit er- 
bracht. Die Bellagten, welche vie Theilung der Berlaffenfhaft nad 
Köpfen in Anfprud nahmen und diefen Anfpruh auch dem Teſta⸗ 
ment gegenilber ficherftellen wollten, brachten vor, daß M auspriüdlich 
die gleiche Theilung mit den in ber Teſtamentserhebung nicht ange: 
führten Worten: „mein Vermögen foll unter meinen Erben vertheilt 
werden und jedem von ihnen ein gleicher Antheil zufallen“ angeord⸗ 
net babe, und erboten fid zum Beweis dieſes Beifages durch die 
Teſtamentszeugen, welcher zugelaffen wurde und zu ihren Gunften 
ausfiel, Nun handelte es fih um die Yrage: ob das im Ahhand⸗ 
lungsweg erhobene Zeftament, oder das im Proceß, acht Jahre Tpäter, 
von benfelben Zeugen beftätigte Teſtament mit dem vorerwähnten 
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wichtigen Zuſatz ber gleihen Theilung nad Köpfen Geltung haben 
fol. Das Erftere behauptete die Klägerin und beftand auf ihrer 
Forderung der Hälfte der Berlaffenfhaft, welche ihr — abgefehen 
von ber wegen bes Blödſinnes des Erblaſſers angefochtenen Giltigs 
keit feiner Berfügungen — nad dem im Abhandlungsweg feftgeftellten 
Teftamentsinhalt auch ex testamento gebühre, wogegen die Beklagten 
die im Proceßwege ermittelte Erklärung des Teflators und darauf hin 
die Xheilung nad Köpfen, fomit die Beichränfung ver Klägerin auf 
1/, ver Berlaflenfchaft geltend machten. — Beide Untergerichte haben 
das ad 1 geftellte Slagbegehren abgewiejen und ad 2 erfannt, daß 
die Erbfolge nah dem Inhalt des im Proceßwege feftgeftellten 
Teſtaments eintrete, fomit der Klägerin nur 1/, des Nachlaſſes 
zulomme. 

In Folge der Revifionsbejchwerde der A wurde vom oberften 
Gerihtshofe die Siltigleit des im Abhandlungswege erhobenen Nun⸗ 
eupativteftaments ausgeſprochen und verfelben die Hälfte ver Ver- 
laſſenſchaft als Erbtheil zuerlannt. Gründe: Bor Allem muß 
in Hinblid auf den Inhalt der Erbserklärungen der Parteien, 
bes die Klägerin zur Xeftamentsanfehtung auf den Rechtsweg 
verweifenden Beſcheides des Abhandlungsgerichtes und des demgemäß 
gefaßten Klagbegehrens ad 1 bemerkt werden, daß nur die im 
Zengenvernehmungsprotofoll vom Jahre 1856 enthaltene, nad $. 586 
a. 6. ©. 3. rechtskräftig gewordene Willenserklärung des Teftators 
M die Örundlage und den Gegenftand des gegenwärtigen Proceffes 
bildete und bilden konnte. Die Bellagten haben bei ver Aufnahme 
jener Zeugenausfagen, obgleih nad $. 66 des Gejeges vom 9. Auguft 
1854, R. ©. 3. Nr. 208, hiezu berechtigt, die Stellung befonverer 
zu befjerer Aufllärung dienender Fragen an bie Zeugen nit vor» 
geihlagen und noch im Proceß, im Beginn ihrer Einrede, fowohl 
die Negelmäßigfeit des Zeugenverhörsprotokolls als auch die Beweis- 
fraft der damals protofollirten Zeugenausfagen für ben wahren 
Zeftamentsinhalt anerkannt. Erſt, als fie in ihrer Vertheidigung bet 
dem ftreitigen Punkt der Erbtheilung angelommen waren, begannen 
fie von der Auslaſſung der Worte „jedem der Erben ein gleicher 
Antheil" Erwähnung zu machen, ohne jedoch im ganzen Proceß auch 
nur anzuführen, wann, von wem und wie bie Entdedung der Aus: 
laffung jener Worte gemacht worden fei, da fie nur — in der Duplif 
— im Allgemeinen und in zweibeutiger Weife bemerft haben, daß 
die Zeugen, von dem entftandenen Streit in Kenntniß gefegt (durch 
wen ?), bie Unvollftändigkeit der Aufnahme ihres Verhörs anbeuteten. 
Es ift ferner bemertenswerth, daß die Angaben ver Beklagten über 
bie wahre Urſache ver behaupteten Auslaffung jener Worte unbeftimmt 
und ſchwankend find; in der Einrede: Auslaffung in Folge eines ent- 
Ihulobaren Verſehens (wefjen?) — in der Duplif: Man wüßte nicht, 
in Folge welcher Combination die Worte von den Zeugen ober von 
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dem Verhörsrichter übergangen wurden — in ber Gegenſchlußrede, 
Appellationss und Revifionseinrede: Ungenauigfeit und Oberflächlich⸗ 
keit der BZeugenaufnahme und ungenügende Senntniß des damit be- 
trauten Richters. Diefe Behauptung, gegenüber dem ganzen Inhalt 
bes mit vollfter Regelmäßigkeit und Genauigkeit aufgenommenen Pro: 
tokolls, ift jedenfalls fehr gewagt und könnte keinesfalls durch bie 
Ausfage der Teftamentszeugen allein über den Weisartikel 1 der 
Duplit ohne irgend eine Beftätigung von Seite der bei der Proto- 
kollsaufnahme gegenwärtig geweſenen Gerichtsperſonen als rechtlich 
conftatirt angenommen werben, umfoweniger, da die Beklagten noch 
in der Einreve ausdrücklich erklärt hatten, daß die Worte, welche die 
teftamentarifche Verfügung bilden, wörtlich in ifirifher Sprache im 
Protokoll vom Jahre 1856 aufgenommen und fo bezeichnend find, daß 
ein Gedächtnißfehler bei den wenige Tage nach der Teftamentserridy- 
tung verbörten Zeugen nicht angenommen werben Tann. Alle viefe 
Umftände find offenbar geeignet, tie Glaubwürdigkeit der diesbezüg⸗ 
lihen Anführungen der Beklagten, fowie ver viefelben beftätigenven 
Ausfagen ver Zeugen in dem Protofoll der fpäteren Beweisaufnahme 
in bebeutendem Maß abzuſchwächen. Wenn nun noch weiter erwogen 
wird, daß bei dem in einen weientlihen Punkt vorhandenen Wider: 
ſpruch der früheren oder fpäteren Zeugenausfagen den erfteren in 
Betreff der Beweisftärke ohne Weiteres der Vorzug eingeräumt wer: 
ben muß, weil fie, abgejehen von ver im Geſetz ausdrücklich ihnen 
zugejprochenen Beweiskraft, kurze Zeit nad der Willenserflärung des 
Teſtators abgelegt wurden und die von den Zeugen fpontan, ohne 
Suggeftivfragen, nach eigenem Wiffen mit voller Freiheit gegebene 
umftändlihe und zufammenhängende Erzählung des Vorganges und 
Mittheilung des Wortlautes des Teftaments nebft dem Zuſatz, daß 
der Erblaffer nichts Anderes gefagt habe, enthalten, wogegen bie acht 
Jahre fpäter abgegebenen Erklärungen der nämlihen Zeugen eine 
bloße Bejahung, reſp. Wieverholung der im Weisartikel 1 der Du- 
plit angeführten und ihnen zur Beantwortung vorgehaltenen Umſtände 
find; daß es fih nicht — wie die Bellagten behaupten — um bie 
Erläuterung und Aufklärung undeutlicher und unbeftimmter Aeuße⸗ 
rungen des Teſtators, fondern um einen wefentlichen, da8 Maß ber 
Erbportionen zum Nachtheil der Klägerin verändernden Teftaments- 
zufag handelt, daher denn auch die von den Bellagten behauptete 
partielle Unrichtigkeit, vefp. Ungiltigfeit des früher abgelegten Zeug- 
nifjed und der entfprechenden Anorbnung bes Teftatord von ihnen 
anf dem Wege der Klage hätte geltend gemacht werben müffen (8. 67 
bed Gefetzes vom 9. Auguft 1854, Nr. 208), — fo muß man zum 
Schluß kommen, daß bei der Entſcheidung des vorliegenden Proceſſes 
nur bie im Protokloll vom Jahre 1856 feſtgeſtellte Anordnung des 
Teſtators ohne Berückſichtigung des im Protokoll der ſpäteren Ber 
weißaufnahme angeführten Teſtamentszuſatzes als einzige Grundlage 
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der Erbseinantwortung, fowie der Erbstheilung zu gelten hat. Diefe 
Anorbnung nun enthält die Erbseinfegung jener Perfonen, denen der 
Nachlaß nad den Regeln der gefetzlihen Erbfolge zugefallen wäre, 
nach welden aber (8. 736 a. b. ©. B.) die Klägerin als einziger 
Nachkömmling des einen Bruders des Teſtators zur Hälfte und bie 
Bellagten zufammen, als Descendenten bed zweiten Bruders, 
zur anderen Hälfte der Erbſchaft berufen find, gerade fo wie 
ber Nachlaß auch dann zu theilen wäre (8. 559 a. b. ©. B.), 
wenn der Teſtator die Klägerin und bie Bellagten namentlih als 
Erben eingefegt hätte. 


Nr. 2885. 


Berbot auf die Branpfchabensvergütung für eim bereits in 
Erecution gezogenes Gut? 

Entſch. v. 17. October 1867, Nr. 8245 (Veit, des das Decr. ded B. ©. 

Mured Nai 1867, Nr. 2827, abänd. Derr. des O. L. G. Graz vom 

8, Anti 1867, Nr. 7082). ©. 9. 1867, ©. 51. 

Das Berbotögefuh des A gegen B war in folgender Weife 
begründet: Auf der Liegenfchaft des B, deren executive Berfteigerung 
ben A bewilligt und ausgefchrieben, allein noch nicht abgehalten 
worden ift, find bie gegen Feuer verficherten Wirthſchaftsgebäude ab- 
gebrannt. Obgleih nun nah Hfd. v. 18. Yuli 1828, I. ©. ©. 
Nr. 2354, die Branpfchadensvergütungen von dem Verbot zu bem 
Ende befreit find, damit fie ihrer Beſtimmung zur Wiederherftellung 
ber Gebäude nicht entzogen und insbeſondere nicht bie Pfandgläubiger 
in ihren Rechten verkürzt werben, fo liegt andererſeits bei B bie 
Gefahr nahe, daß er ven Vergütungsbetrag, ftatt zum Wiederaufbau, 
für fih verwenden und aud daß bei der Berfteigerung der durch ven 
Brand im Werth gefuntenen Liegenihaft ein kleineres Meiftgebot 
erzielt werben könnte. Es würde baher bei Nichtbewilligung des Ver⸗ 
bot8 auf die Brandfchadensvergütungsforderung gerade eintreten, was 
das citirte Geſetz verhüten will. Da mithin die Borausjegung, unter 
welcher die Befreiung der Verfiherungsprämie vom Berbot gerecht⸗ 
fertigt ift, bier nicht eintrifft, fo ift da® Geſuch des A um Bewil- 
ligung bes Berbots auf diefelbe gefeglich zuläflig. Das Gericht erfter 
Inſtanz bewilligte das Verbot; das O. 8. ©. verweigerte dasſelbe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zmeiten 
Yuftanz „mit Hinweifung auf den Haren Wortlaut des Hfd. vom 
18. Juli 1828, 3. ©. ©. Nr. 2354, welches die Belegung ber 
Veneraffecurangprämien mit gerichtlihem Verbot unbedingt und aus- 
nahmslos als unzuläffig erklärt“. 


* 
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Nr. 2886. 


Srecution des Beſitzſtörungserkenntniſſes gegenüber einer 
anderen Form der Befigftörung. 


a v. 7 ——3 1867, Rr. 9151 (Beſt. des Decr. des B. G. Braunan 
—— bes Der, des O. L. G. Wien nom 
28, —— 1867, Nr. 14666), ©. H. 1868, ©. 217, 

Nachdem in possessorio summariissimo tedhtöfräftig entichieben 
worben war, daß der Bellagte B durch das Einſchlagen von Stangen 
in feinem Wiejenland den Kläger A in der (dadurch behinderten) Aus⸗ 
übung, reſp. im Befig eines Fahrweges geftört, die Stangen zu be- 
feitigen und bei fonftiger Strafe von 10 fl. jeder Befisftörung durch 
das Einſchlagen von Stangen fi) zu enthalten babe, trat A gegen 
ihn im Executionsweg auf, indem er anführte, daß B zwar bie 
Stangen entfernt, jedoch bafür den Fahrweg an dem auf einem Anger 
des Beklagten gelegenen Ende vesjelben abgegraben und das Fahren 
neuerdings faft unmöglich gemacht babe, und deshalb nah 8. 309 
a. ©. O. das Begehren anbrachte, daß dem B aufgetragen werbe, 
bei ‚fonftiger Geldſtrafe von 20 fl. die Fahrmwegftelle wieder in ben 
vorigen Stand zu verfegen, widrigens ber Erecutionsführer berechtigt 
fein ſoll, diefelbe, gegen Erſatz der betreffenden Koften durch B, felbft 
herzuftellen. Auf dieſes Geſuch wurde der gerichtliche Augenſchein abs 
gehalten, dabei von ven Parteien förmlich verhandelt und ſodann, 
ohne Aufnahme der vom Beklagten angebotenen Beweife durch Zeugen 
und Soanerhänd ir dem Begehren des A vollitändig ftattgegeben. 
Das O. 2. ©. hat dad Geſuch des A zurüdgemiejen, weil — ab- 
gejehen bavon, dag das voraufgegangene Befigftörungserkenntniß von 
einem Fahrweg des A durch das Wiefenland des B, das Geſuch des 
A hingegen von dem Fahrweg durch einen neben jenem Wiefenland 
gelegenen Unger des B handelt — in dem Erfenntniß die Befig- 
ftörung als dur das Einſchlagen von Stangen auf dem Fahrweg 
verübt und nur das Einſchlagen von Stangen als Erecutionsfall 
bezeichnet, mithin die jetzt incriminirte Handlung anderer Art eine 
neue Beſitzſtörung iſt, wegen welcher nicht das Erxecutionsgeſuch, 
ſondern eine neue Beſitzſtörungsklage anzubringen und nach vorgängiger 
Verhandlung zu entſcheiden war, und weil ferner bier, wo dem B 
durch das Erfenntniß die Entfernung der Stangen ald die von ihm 
zu leiftenbe Arbeit entgenagen, von ihm aber auch fhon ausgeführt 
—* iſt, der im 8. 309 a. ©. O. erwähnte Fall der Execution 
gar nicht vorliegt. 

In Erwägung, daß A durch das Erkenntniß überhaupt im Befitz 
bes Rechtes, über das Wiefenland des B zu fahren, gefhügt und dem 
Legteren jede Störung dieſes Beflges unterfagt wurde; daß in Folge 
des Geſtändniſſes des B in der Verhandlung, daß der jet abge: 
grabene Fahrweg über feinen Anger berfelbe fei, um ven es fi im 
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Beſitzſtörungserkenntnifſe handelte, eine neue Klage auf Anerkennung 
des Befiges und Verbot der Störung nicht nöthig war, fonbern A 
allerdings im Erecutionswege die richterlihe Hilfe zur Beſeitigung 
der neuen, wenngleich anders gearteten Befigftörung anrufen durfte; 
daß zwar eine Erecutionsverordnung nur nach vorgängiger Feſtſtellung 
der neuen Beſitzſtörung zuläffig, die leßtere aber durch dem gericht» 
lichen Augenſchein, für welchen e8 nad) der Sachlage der in der kaiſ. 
Berordnung vom 27. October 1849, R. ©. BI. Nr. 12, dem rich⸗ 
terlihen Ernmeſſen anbeimgegebenen Beiziehung von Erperten nicht 
bedurfte, hintänglich conftatirt; daß fomit die Herftellung des früheren 
Standes dem Bellagten, bei fonftiger Bewirkung der Herftellung auf 
feine Koften, mit Recht auferlegt wurde, und nur nmebftbei die An- 
drohung einer Geloftrafe nicht zuläffig mar — hat der oberfte Gerichts⸗ 
bof den erftgerichtlichen Befcheid mit Eliminirung der Androhung der 
Geldbuße beftätigt. 


Nr. 2887. 


Uebergabe eined Fideicommiſſes bei Lebzeiten des Beſitzers 

an den Nachfolger; officiojes Einfchreiten der Fideicommiß—⸗ 

behörde nad dem Tode des erſteren. Rückwirkung von 
Procefgefegen. 

Eutſch. v. 22. October 1867, Nr. 8831 (Beil. bed Deer. bed 8. ©. Ragufa 
v. 8, Juni 1867, Nr. 1117 und de DO. 8. ©. Zara v. 24, Juli 1867, 
Ar. 8090). ©. H. 1868, ©. 26. 

Durch die gleihförmigen Verordnungen der Untergerichte wurde 
dem A als Nachfolger des verftorbenen M im Beſitze eines Fidei—⸗ 
commiffes die Vorlage feiner Erklärung, das Fideicommiß anzutreten, 
fowie der Nachweiſe feines Succeffionsrechtes aufgetragen, weil, wenn 
auch M durch Vertrag den Befig des Fideicommiſſes inter vivos dem 
A überlaffen durfte und durch die Verfügung des Stifter berechtigt 
war, ven Nachfolger in dem Fideicommiß zu beftimmen, nad feinem 
Zode doch nur das Gericht berufen ift, die Giltigkeit ver Nachfolge 
anzuerlennen und durch bie Einantwortung das Recht des Nachfolgers 
als gefeglich zu bezeichnen; 8. 797 0.6. ©. B., 8.82 J. N., 8. 26 
und 226 bes Geſetzes vom 9. Auguſt 1854, R. ©. BL. Nr. 208. 

Der dagegen ergriffene a. o. Recurs, worin A den früher an- 
geführten Umftand, daß ihm fein Vater M noch bei Lebzeit den Beſitz 
des Fideicommiſſes überlaffen hatte, neuerdings geltend machte und 
gegen Die Anwendung der I. N. vom Jahre 1852 und des Patents 
vom 9. Auguft 1854 fih nah $. 5 a. b. ©. B. wegen bes vor 
ihrer Promulgation erfolgten Todes des M verwahrte, wurde vom 
sberften Gerichtshofe mit Bezugnahme auf vie Motive der Untergerichte 
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und in ber ferneren Erwägung verworfen, daß bie Vorſchrift des 8. 5 
a. b. ©. B. auf Gefege, welche die Gerichtsbarkeit und das gericht⸗ 
liche Berfahren normiren, keinen Einfluß hat. 


Nr. 2888. 
Berweifung der Anſprüche des Erbauers eined Haufes auf 
dem in recution gezogenen Grunde auf abgefonberten 


Proceß. 
Entſch. v. 22. October 1867, Nr, 9138 (8 he Dear. des B. ©. Eli 
bogen v. 8, Juni 1867, Br. 8763 und des O. L. ©, & v. 6, Anguf 
1867, Nr. 21871). ©. $. 1 


Im Erecutionsweg hatten beibe —8 dem B bie Feil⸗ 
bietung der Bauernwirthfchaft feined Schuldners C und ber darauf 
erbauten Ziegelhütte bewilligt. A, der intabulirte Pächter der Liegen- 
haft, ergriff ven a. o. Recurs gegen vie Einbeziehung der Biegel- 
hütte in die Berfteigerungsbewilligung, weil viefelbe von ihm auf ver 
nur zur Errichtung einer Siegelbrennerei gepachteten Realität erbaut 
wurde und daher fein Eigenthum fei. 

Der Recurs wurde vom oberften Gerichtshof aus folgenden 
Gründen verworfen: Die Ziegelhütte fammt Brennerei ift anf Grund- 
ftüden erbaut, vie einen integrirenden Beftanbtbeil des in Erecution 
gezogenen Gutes bilven, auf weldes dem A nur Pachtrechte zuftehen. 
Welche Rechte ihm daraus zulommen, daß, wie er anführt, die Ziegel- 
hütte und der Brennofen von ibm mit eigenen Mitteln erbaut worden 
find, kann nicht auf dem Weg diefes Recurfes, fondern muß auf dem 
ordentlihen Rechtsweg entichieden werben. 
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Nr. 2889. 
Anfang der Friſt zur Beſitzſtörungsklage: Zeit des Holz 
ſchlages oder der Wegführung ? 

Entid. v. 22. October 1867 Br. 9222 (Bet. des das Deer. der Prätur 
Ber 1e d. 22, Mat 1807, Hl 21 72, abänd. Der. bed D. 2. ©, Sundbrud 
v. 17. Juli 1867, hr 2006). G. 3. 1867, Rr. 101, 

In der zweiten Hälfte November 1866 belangte A ben B in 
possessorio summariissimo wegen eigenmächtigen Holzſchlags in dem 
vom Kläger bejefienen Walde und führte an, daß der Holzichlag im 
bejagten Monat November gejhehen fei. In ber Streitverhanplung 
ſtellte fih jevod; heraus, daß B das Holz bereit im September 1866 
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gefhlagen, im November aber dasſelbe gefammelt und aus dem Walde 
weggeführt habe. Die erfte Inflanz hielt fih num an das letztere 
Factum und verwarf die Einwendung bes B, daß die Klage mit 
Rüdfiht auf den Zeitpunkt des Holzfhlages nah dem Geſetze 
über das possessorium summariissimum verfpätet fei. Bom O. L. ©. 
wurde biefer Einreve ftattgegeben und darum die Klage abgewiefen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die legtere Entſcheidung, weil 
die Beſitzſtörung fhon im erften Augenblide (primo momento) des 
Holzſchlages erfolgt fei. 


Nr. 2890. 
Erbfolge in Bauerngüter. 


gutie. dp. 28. October 1867, Ar. su 20 „tBeitweiie Bet. des Der, des B. ©. 
anin v. 29, Nov. 1865, Nr. 1 Abind, ded Decr. dei D. 2, ©. 
alan v, 24, Mai 1867, Nr. . br) G 6. 9. 1868, ©, 365, 

Der Befiger eined Bauerngutes hinterließ den Sohn M, die 
Tochter N und die Witwe O. M hinterließ den Sohn P; N ben 
Sohn A. P farb und nah ihm die Witwe O des Bauernguts⸗ 
befiger8 mit Hinterlaflung ded Sohnes B aus ber zweiten Che, bie 
fie eingegangen hatte. — Vom O. %. ©. wurde das Banerngut 
dem B eingeantwortet. Gründe: Da M, ber einzige Sohn des 
Gutsbeſitzers, denſelben überlebte, fomit zur Uebernahme des Gutes 
nah den Vorſchriften über die Bauernerbfolge berechtigt war, fo über- 
ging fein Recht nah deſſen Tod auf feinen Sohn P, nad dem Tode 
bes P auf deſſen Großmutter O und von diefer auf ihren Sohn B. 

Der oberfte Gerichtshof hat das Bauerngut dem A zugewiefen, 
weil, nachdem der Sohn des Bauerngutsbefigers und auch deſſen 
Sohn geftorben find, das Gut gemäß der Vorfchriften über die 
Bauernerbfolge der Tochter des Gutsbefigers, rejp. ihrem Sohne A 
zufiel. 


Nr. 2891. 


Koften der wiederholten Ankündigung der Amortifirung einer 
Satzpoſt: Befreiung des Richters von der Erfaspflicht aus 
Rückſicht auf den Gerichtsgebraudh. 


Entſch. v. 23. October 1867, Mr. 9229 —5— des Decr. des O. L. ©, 
Wien v. 27. Anguft 1867, Mr, 15481). ©. 3. 1868, Wr. 18, 

Auf das Gefuh um Amortifirung einer indebite haftenden 

Sagpoft hatte das Gericht erfter Inſtanz nad abgelanfener Evictal- 

frift das Amortiſirungserkenntniß durch Einfchaltung eines neuerlichen 








— 186 — 


Edictes in die Zeitung befannt gemadt. Der Amortifirungswerber 
erachtete die Ausfertigung bes zweiten Edictes für überflüffig und bat, 
das Geriht zur Zahlung der Inſertionskoſten zu verhalten. Das 
D. 8%. © verurtheilte den ſchuldtragenden Beamten zur Zahlımg 
der Infertionskoften, weil eine ſolche Yufertion im Gefege nicht be- 
gründet fei. 

Auf den Recurs desfelben hat ver oberfte Gerichtshof in Er⸗ 
wägung, daß ed zwar burd fein Geſetz vorgefchrieben und aud auf 
feine Weife nothwendig oder felbftverftändlich ift, das Erkenntniß über 
die Amortifirung einer alten Satpoft durch ein Edict kundzumachen 
und dieſes den Zeitungsblättern einzufchalten, daß aber bei dem Um: 
ftande, als dieſe Kundmachung auf einem bisher an mehreren Orten 
beobachteten Gerichtögebrauche beruht, mithin biefelbe zwar im Re- 
curswege zu beheben war, aber nicht ald eine den Richter erfagpflichtig 
madende Geſetzwidrigkeit angefehen werden Tann, vie obergerichtliche 
Berfällung in den Koftenerfag befeitigt. 


Nr. 2892. 
Befigjtörungsflage: Berechnung des tempus scientiae. 


Eutſch. v. 28. October 1867, Nr. 9230 (Beft. des das Erlenntniß ded B. G 
Urfahr v. 1. Angnft 1867, Nr. 4192, aband. Ertenntniffed des O. L. © 
Wien dv. 10, Sept. 1867, Nr. 16789). G. 3. 1867, Nr. 100, 

A belangte den B wegen Befißflörung, welche dieſer in einem 
dem A gehörigen Waldtheile durch Streurehen begangen habe. Der 
Geklagte machte geltend, daß er bereit® durch fünf Jahre im Befige 
des Streurechens fi) befinde, Kläger e8 einmal unterfagen wollte, 
und auf den Vorhalt, daß er ja, als Gellagter ihm dad Bauerngut 
abkaufte, das Recht des Streufammelns in dem fraglichen nicht mit- 
verfauften Waldgrunde ihm eingeräumt habe, wieder Davon abgegangen 
ſei. Kläger ftellte die vom ©ellagten behaupteten früheren Handlungen, 
fowie daß er davon Kenntniß gehabt habe, in Abrede. Die Zeugen 
beftätigten die mehrjährige Ausübung des Streurechens, und der 
Sohn des Klägers aud, daß er vor ein paar Jahren die von ihm 
dabei betretenen Leute des Geklagten um ihre Befugniß dazu befragt, 
aber mit der von ihnen ertheilten Antwort fi begnügt babe. Die 
erften beiden Inftanzen nahmen auch den factifhen Befig des Geklagten 
ald von den Zeugen beftätigt an; body gab die erfte der Beſitz⸗ 
ſtörungsklage in der Erwägung ftatt, „vaß durch bie Zengenausſagen 
nicht dargetban ift und der Geklagte auch wicht zu erweiſen ſich 
erboten bat, daß A von der durch fünf Jahre fortgefeßten Ausübung 
des Streubezuges 30 Tage vor Einreihung der gegenwärtigen Klage 
Kenntniß hatte”. Die zweite Inftanz wies ben Kläger ab und ber 
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oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten Inſtanz 
in der Erwägung, „baß der 8. 2 der f. Bong. v. 27. Det. 1849, 
R. ©. BI. Nr. 12, der Natur der Sache nach ſich nicht dahin aus- 
dehnen läßt, daß der Kläger Beſitzhandlungen des Gellagten, bie 
vor mehr als 30 Tagen, ja wie bier der Fall if, vor mehreren 
Jahren ftattfanden, aus Anlaß einer neuerlichen folden rechtzeitig 
beanfländeten Handlung deshalb, weil ihm angeblich dieſe früheren 
Haudlungen nicht befannt wurben, beftreiten, und jo bezüglich berfelben 
eine Beſitzſtörung geltend machen fünne. Zudem handelt es ſich bier 
nur um das legte vom Gellagten vorgenommene Streurehen und 
feinen blos factifchen Beftg, der in diefem Verfahren zu ſchützen ift“. 


Nr. 2893. 


Boransfegungen des Ermwerbes der servitus ne luminibus 
officiatur durch Erfigung. 


Entſch. v. 24. Detober 1867, Nr, 8192 (Beft. ber . des B. G. Da 
v. — 1866, Nr. 3370 und des p\ N Beine v. 27, März 1 
Nr. 8398). G. H. 1867, ©. 246, 


Die Klage, womit A gegen feinen Hausnachbar B confefjorifch 
bie negative Servitut von Richt und Luft ($. 476 a. 5. ©. B. Nr. 10) 
geltend machte, war auf die buch Zeugen beftätigte Thatſache ge- 
gründet, daß in einer Kammer feines Haufe während der ganzen 
mehr als 30 Yahre umfaffenden Zeit feines Befiges ein Fenſter auf 
den Hofraum des Bellagten geöffnet war und ift, durch welches die 
Rammer Licht und Luft empfängt, und daß durch die vom Bellagten 
beabſichtigte Verbauung des Hofes der Kammer Licht und Luft be= 
nommen wird. 

Das Begehren wurde in allen Inſtanzen abgewiefen. Gründe 
der dritten Inſtanz: Das Ausbrechen eines Fenſters im eigenen 
Hans und in der eigenen Mauer ift eine Handlung, wozu der Eigen» 
thümer ohneweiters berechtigt erſcheint; allein fie involvirt nicht bie 
Ausübung eines Beſitzes auf fremdem Grund und Boden. Es fonnte 
baber der Kläger A dadurd nicht in ben Befig einer Servitut an 
dem Nahbarhaus kommen; dies wäre nur bann gejchehen, wenn der 
Kläger — was aber von ihm nit einmal behauptet wurde — fich 
der Berbauung ded Fenſters von Seite des Beſitzers des Nachbar- 
baufe® widerjegt und diejer dem Verbote fi gefügt hätte. 
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Nr. 2894. 
Pignus irregulare. Deductio. 
Eutin. m 2 v. *. See 1867, A 8654 I. 60, um der steicfärnigen ueip. dd des 


er G. 
0. Hub ee 1567, Nr. Bros Fr —X — 


In Klage des —8* gegen die oncnrömafe bes 
Pächters B pto. Liquidhaltung des Pachtzinsausflandes wurde vom 
Kläger das Erlofhenfein der Gegenforderung auf Nüdftellung des ihm 
von B zur Sicherftellung der Erfagenfprühe für etwaige Beſchädi⸗ 
gung der Pachtſache zugezählten verzinslichen Cautionscapitals per 
300 fl. durch Compenſation mit einem gleichen Betrage des Pachtzins⸗ 
ausſtandes geltend gemacht und ber Reſt des letzteren angemeldet. 
Es handelt ſich in dem Proceß um die Frage nach der Zuläffigkeit 
ber Compenſation, gegen bie ber Vertreter ber Concursmafſe ein- 
wendete: 1. daß die Caution fein Darlehen, fonvdern ein Depofitum 
irregulare, fomit nah 8. 1440 a. b. ©. B. kein Gegenfland der 
Compenfation fei; 2. daß diefelbe, wenn nit als Depofltum irregu- 
lare, doch wenigftens als eine Pfanpfache anzufehen, daher ebenfalle 
nad dem citirten Paragraph von der Compenfation ansgefchloffen fei; 
3. daß in der VBeftimmung der Caution: lediglich zur Sicherftellung 
gegen Beſchädigungen, das ftillfhweigende Berbot der Verwendung zur 
Sicherftellung oder Zahlung (mittelft ver Compenfation) anderer Forde⸗ 
rungen, mithin felbft eine vertragemäßige Ausjchliegung der Compen- 
fation liege. 

In allen drei Inſtanzen wurben dieſe Einwendungen zurückge⸗ 
wiejen, und zwar vom oberften Gerichtöhofe aus folgenden Gründen: 
Nah dem Schlußfate des 8. 1440 a. b. G. 2. find nur eigenmädhtig 
entlehnte oder in Verwahrung genommene Stüde kein Gegenſtand 
der Sompenfation. Unter dieſe Beftimmung kann aber die in Rede 
ſtehende Caution nicht fubfumirt werben. Denn laut des Pachtver⸗ 
trages hat der Cavent B von A fi) die 6 ige Verzinfung bes ihm bin» 
gegebenen Cautionsbetrages ausbebungen und dadurch demjelben den 
Gebrauch und die freie Verfügung damit eingeräumt, indem bie bem 
A auferlegte Berzinfungspflidt nothmwendig einen von ihm aus dem 
Cautionsgelde zu ziehenden Nugen voraußjegt, der bei verbrauchbaren 
Sachen eben nur durch deren Verwendung erzielt werden kann (8. 301 
ab. G. B.). Allerdings ſchließt der Pfandvertrag über bewegliche 
Sachen (Handpfand) einen Verwahrungsvertrag in ſich, wodurch ber 
Empfänger weder Eigenthum noch Beſitz oder ein Gebrauchérecht an 
der Sache erwirbt (88. 459, 1369, 958 a. b. ©. B.); allein nach 
der Maren Beitimmung des 8. 959 a. b. ©. B. hebt das Ueberein⸗ 
fommen, welches dem Uebernehmer einer verbrauchbaren Sache den 
Gebrauch verfelben einräumt, die wefentlihen Qualitäten des Ver⸗ 
wahrungsvertrages auf, und es entfteht in dieſem alle ein Darlehens- 





— 189 — 


vertrag. Demnach ift damit, daß ſchon bei der Hingabe ver Caution 
die 6% ige Verzinfung bebungen wurde, ſchon urſprünglich ein Darlehens- 
vertrag, nit ein VBerwahrungsvertrag zu Stande gelommen, und, 
ba nah den 88. 459 und 1372 a. b. ©. B. dem Oläubiger der 
Gebrauch des Hauptpjandes eingeräumt werben kann, der Beſtimmung 
der Caution: für etwaige Beſchädigung der Pachtſache zu haften, nur 
die Wirkung beizulegen, daß A, obgleich verpflichtet die Cautions⸗ 
fumme als ein ihm gegebenes Darlehen dem Caventen zurüdzuzahlen, 
zu feiner Sicherſtellung berechtigt fein foll, feine etwaige Erſatzforde⸗ 
ng gegen den Pächter wegen Beihäbigung des Pachtobjectes ſich 
von dem zurüdguzahlenden Darlehensvertrage abzurechnen. Hiemit 
widerlegen fih tie ad 1 und 2 vorgebradten Einwendungen des 
Concursmaſſevertreters; die legtere umjomehr, als felbft nad dem 
Wortlaut des Schlußfages vom $. 1440 a. 6. ©. B. die Compen- 
fation einer in baarem Gelde beftellten Kaution mit einer Schuld des 
Beftellerd an dem Empfänger nit als ausgejchloffen angejehen werden 
kann. Aber auch die dritte Einwenbung findet im Öefagten ihre Wider- 
fegung, weil, fobald vie hier zur Frage ftehende Kaution überhaupt 
nur bie rechtlihe Natur eines Darlehens bat, die Zuläſſigkeit der 
Compenfation der Pachtzinsforderung des A mit diefer feiner Dar- 
lehensſchuld nicht mehr in Trage geftellt werben Tann. 
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Nr. 2895. 


Mandatsproceß: Vorausſetzungen der Sequeſtration der dem 
Erecutiondführer bereits verpfändeten Liegenſchaft. 


ne v. 29, October 1087, Nr. 9616 (Beft. des Decr. ded B. G. Grein v. 
zuguit 1867, Nr. 2068, Abänd. ded Decr. ded O. % G. Wien v. 
Gent. 1887, Nr. 16222). ©. 3. 1867, Nr. 9. ©. 9. 1868, ©. 246. 

Auf Grund eines gegen B erwirkten und von biejem ange: 
fochtenen Zahlungsbefehls wurde dem A die in erſter Inſtanz ver⸗ 
weigerte Execution zur Sicherſtellung mittelſt Pfändung und Schätzung 
der Mobilien und Sequeſtration einer dem A bereits verpfändeten 
Liegenſchaft des Schuldners vom O. L. G. bewilligt und bemerkt, daß 
ungeachtet dieſer Hypothel der Gläubiger zur begehrten Execution 
berechtigt fei, weil die Unzulänglichkeit feines Pfandes durch die gegen 
den Schulpner für eine andere Forberung bereits bewilligte Seque- 
firation der nämlichen Liegenſchaft nacgeielen heine (8. 4 der 
IM. 8. v. 18. Juli 1859, R. ©. Bl. 30). 

Der oberfte Gerichtshof, bei welchem A Kecure einlegte, konnte 
bas in zweiter Inſtanz angeführte Motiv der Unzulänglichleit der 
Hypothek aus dem procefinalifhen Grund nicht gelten laſſen, weil ver 
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Behelf dafür: die Beſcheinigung der von anderer Seite bereits er⸗ 
wirkten Sequeſtration des verpfändeten Grundſtückes, von der Partei 
nicht mit dem Executionsgeſuche, ſondern erſt im Recusverfahren vor⸗ 
gelegt worden war. Nun entſtand aber die Frage nach dem Sinue 
bes 8. 4 der oben citirten Verordnung, ob nämlich gemäß diefer Vor⸗ 
ſchrift durch die Unzulänglichkeit de8 dem Gläubiger ſchon beftellten 
Piandes nit nur die Zuläffigkeit der Pfändung fonftigen Vermögens 
des Schulpners, fondern aud die Zuläſſigkeit der Sequeftration ber 
bereit8 verpfändeten Sache bedingt fei? Der oberfte Gerichtshof ent- 
ſchied fi für die legtere Interpretation und beftätigte demnach dem 
erſtgerichtlichen VBeicheiv auch in dem Punkte der Abmweifung des an» 
gebrachten Sequeftrationsgefuches. 


Nr. 2896. 


Einfluß des Zeitpunftes der Verftändigung vom Erlag der 
actorifhen Caution auf die Frift zur Einrede? 


. d. 29, October 1867, Nr. 9640 (Bet. der Decr. des 2. G. Wien 
—— 1867, Rr. 42009 und deö SEE Be, Seh. 1867, 
Nr. 15896), G. 3. 1867, Ar. 97, 

Auf die Klage des A gegen B begehrte der Letztere, daß ber 
Kläger zur Leiftung der actorifhen Caution angehalten werde, und A, 
biezu beauftragt, erlegte bei Gericht 100 fl. als Kaution, wovon ber 
Beklagte am 19. Juni 1867, zu einer Zeit, wo bie ihm mittelft 
Klagbeſcheid beftinmte vreigigtägige Friſt zur Einrede bereits verftrichen 
war, verftändigt wurde. Auf Grund des abgelaufenen Einredeter⸗ 
mines begehrte nun ver Kläger die Anberaumung einer Zagfahrt zur 
Acteninrotulirung, und ber Bellagte ergriff gegen die bewilligenden 
Berortnungen beider Untergerichte den a. o. Reviſionsrecurs, worin 
er anführte: Die zweite Inſtanz anerfenne in ihren Motiven, daß 
er bis zum 19. Juni, als dem Tage der gerichtlichen Verftändigung, 
vom Cantionserlage des Klägers nicht verpflichtet war, fih in das 
Berfahren einzulafjen, bis dahin alſo ein Friſtgeſuch für feine Ein⸗ 
rede nicht anzubringen braudte. An jenem Tage jei aber ver ihm 
dich ven Klagbeſcheid gejegte Einrevetermin längft, und zwar ohne 
fein Berfchulden verftrihen geweſen und die ©. O. beftimme nicht, 
daß biefe Frift mit dem Tage der Verſtändigung vom Erlage von felbft 
wieter zu laufen beginne; fie mußte vielmehr von Neuem gegeben 
werden. Nur geſetzliche Friften beginnen und endigen, ohne daß ber 
Kichter es ausſpricht; die richterlihe Frift beginne aber nur, wenn 
der Richter fie feftgefept hat. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf den Recurs aus folgenden 
Gründen: Nachdem mit Beſcheid vom 3. Mai ansgefprochen worden 
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war, daß der Kläger binnen 14 Zagen die Caution per 100 fl., bei 
fonftiger Berechtigung des Bellagten zum Rückerlage ver Rloge zu 
deponiren babe, folgte von felbft und bedurfte es Feines weiteren ge: 
richtlichen Ansſpruches, dag mit dem Cautionserlage die Klagſache 
als anhängig geworden zu betrachten und für den Bellagten vie Pflicht, 
Rede und Antwort darauf zu geben, eingetreten war. Die Erlags⸗ 
anzeige, welde der Kläger am 6. Juni bei Gericht überreichte, war 
ſogar vom Vertreter des Beklagten mitgefertigt. Derfelbe mar daher, 
vom Erlage in Kenntniß gejegt, in der Rage, die Erweiterung ber 
urſprünglich beftimmten, inzwijchen verjtrichenen Einredefriſt zu be⸗ 
wirken, um ber Präcluſion dieſer Sagfhrift vorzubeugen, und war 
biezu aber auch verpflichtet, weil ver die Verhandlung einleitende Klag⸗ 
beicheid niemals aufgehoben worben, fondern nur deſſen Wirkfamteit 
bis zum Cautionserlage aufgeſchoben war und dem Kläger, um feine 
Klage in Berhandlung zu fegen, weiter nichts oblag al8 die Erfüllung 
ber ihm gefegten Bedingung des Cautionserlages. 


Nr. 2897. 


Beweisthema im Paternitätsprocek. 


Entſch. v. 30. October 1867, Hr yıza ee Abänd,. Bde giei Iarke 
migen IE Urth, deö 8. ©. Karläba 1866, 
G. Prag v. Nov, 1866 10008), G. —* 1868, ©. 210, 

In dem Paternitätsproceß der Mutter und des Vormundes 
ber außerehelich geborenen A wider die Erben des angeblihen Vaters 
B formulirten die Kläger den nad $. 163 a. b. ©. 3. von ihnen 
ber Gegenpartei aufgetragenen Haupteid in folgender Art: Es fei 
ihres Wiſſens und Erinnernd nit wahr, daß im December 1853 
bie Mutter dem B fleifhlihen Umgang geftatter und er ihr fleifchlich 
beigewohnt habe. Beide Untergerichte erfannten auf den Haupteid nur 
über die Geftattung des Beifchlafes von Seite der Mutter, — das 
O. L. ©. mit der Motivirung, daß die „Geſtattung“ des Beiſchlafes 
ben vollgogenen Beifchlaf in ſich faßt, zumal die Klägerin ſelbſt im 
Proceß ausdrücklich erklärt hat, e8 fei mit „ven fleifchlihen Umgang 
geftattet zu haben“ gefagt, daß B ihr beigewohnt habe. 

In Folge der a. o. Revifionsbefhwerde der Bellagten wurde 
vom oberften Gerichtöhofe der Haupteid nad der vollſtändigen auch 
den Umftand der Beimohnung von Seite des B umfaflenden Formel 
ber Kläger, und zwar in ber Erwägung aufgetragen, daß es hier nicht 
darauf anfommen kann, was die Klägerin unter dem Ausdrucke der 
Öeftattung des fleifhlihen Umganges ſich vorftelle, fondern daß ver 
fireng geieglihe Beweis der wirtlih flattgefundenen Beimohnung 
unerläßlich iſt, weshalb die Untergerichte nicht berechtigt waren, aus 
dem von ihr felbft formulirten Eid den legteren Umſtand wegzulafien. 
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Nr. 2898. 


Zelegraphiiche Recursanmeldung. 


Eutid). et A u eb. ran. 3 
Lemberg v. 9 ei 1867, 8: . , 
7. Beitfär. * d. * at — 1808, we . 


Gegen ven Beicheid des ©erichtes erfter Inſtanz, woburd in 
einem Wechjelrechtsproceß der Eid des A für nicht abgeſchworen er» 
klärt wurde, meldete deſſen Advocat im telegrapbiihen Wege ben 
Recurs an, welher dem D. 2. ©. vorgelegt, jedoch von biefem 
zurüdgewiejen wurbe, ba der Recurs feine gerichtsordnungsmäßig 
eingebradgte Eingabe jei. 

Der oberfte Gerichtshof hat die Entſcheidung bes O. L. ©. 
aufgehoben und ihm aufgetragen, auf das Recurstelegramm in ber 
Sache felbft zu erkennen, weil in 8. 12 des I. M. E. v. 25. Yänuer 
1850, R. ©. 3. Nr. 52, zur Einbringung der Necurfe in Wechſel⸗ 
Sachen ausnahmsweise febr abgefürzte Friſten angeorbnet find; weil 
jeder Partei freifteht, ihre Beſchwerde ohne jede nähere Ausführung 
auf die bloße Anmeldung des Recurſes zu befchränfen, und eine ſolche 
Anmeldung, welche nur einfach zu überreihen und dem Gegentheile 
nicht zuzuftellen ift, auch mittelft eined Telegrammes geſchehen kann, 
was zur Einhaltung der im Wechfelverfahren ſehr abgekürzten Friſten, 
zur fiheren Hintanhaltung aller bei der Poſtbeförderung allenfalls 
verbundenen Verzögerungen ſich als geeignet darſtellt; weil Das 
Inftitut des Staatötelegraphen zur Vermittlung von Anzeigen, Mit- 
theilungen und Eingaben der Privaten an bie k. f. Behörven nixgenbe 
ausgeſchloſſen ifl; weil das vorliegende Telegramm als eine folche 
Eingabe bei dem Gericht erfter Inſtanz behandelt, orbnungemäßig 
exhibirt und der weiteren inftructionsmäßigen Verhandlung bei Gericht 
unterzogen worden ifl; übrigens eine ganz gleiche, dem Inhalte, dem 
Begehren und dem Übgange jeder Ausführung oder Begrändung 
nah mit dem fraglichen Telegramm volllommen übereinftimmenbe 
ſchriftliche Eingabe der Partei oder ſelbſt eine mundliche Anmeldung 
derſelben zu einer gleich befchränkten Protofollirung ihrer bloßen 
Recursanmeldung nicht hätte zurüdgewiefen werben können, ſondern 
zweifello8 al® Grundlage einer Recurserledigung in höherer Yuflanz 
hätte angejehen werben müflen; und enplich, weil in ber bloßen Ab⸗ 
weihung von ber gewöhnlichen Form einer gerichtlichen Eingabe ver 
Berluft des materiellen Rechtes keine beruhigende Begründung findet. 
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Nr. 2899. 


Einfluß der vom Producten nicht geltend gemachten Ver- 
werflichkeit eined Zeugen. 


—33— dv, 80, gebe 1867 Re. 0087 de⸗ air Fr ®. i 

X, Mai 1 Nr. 4878, Ab —* Dr 6. 6m; Yon 

ri — 1867, —* — A lien 

Der oberfte Gerichtshof erkannte, daß auf Die Bermeffitet 

ber im $. 141 a. ©. D. erwähnten Zeugen nicht von Amtöwegen, 

jondern erſt in Folge der Einwendung des Gegners Nüdficht zu 

nehmen ift und daß bie Ausfage folder Zeugen, deren Verwerf⸗ 

Iichleit nicht eingewenbet wurde, ven halben Beweis herzuftellen 

vermag, welder nah 8. 212 ebenvort buch den Crfüllungseid 
ergänzt werben kann. 


Nr. 2900. 
Zuftändigleit des für alle aus einem Vertragsverhältniß er- 
wachfenden Streitigkeiten beftellten Gerichtes für Aufforde⸗ 
rungsflagen wegen Berühmung. 


et v. 30. October 1867, Nr. 8601 (Abänd. der siethfürmigen 
des 2. ©. Wien v. 26. März 1867, Nr. 9164 m es O. L. 6. 
Wien Inli 1868, —— 13306). &. 9. 1867 Ei 

In dem Vertrag, womit A dem B zur Errichtung einer Rüben- 
zuderfabrit mehrere Grunpftüde verlaufte, dem B vie Lieferuug ber 
Rüben von feinen anderen Feldern verſprach, ferner dem Käufer 
bie freie Benugung des Baches X und deſſen beliebige Leitung ein- 
räumte und ſich zur ordentlichen Herftellung und Inſtandhaltung bes 
Baches in feinem Rinnfal und ven Zuleitungsgräben verpflichtete, 
wurde ber Wiener Handels⸗ und Gewerbelammer als Schiepsgericht 
die enbgiltige, nicht weiter anfechtbare Entſcheidung in allen den Ver- 
trag, deſſen Auslegung und Erfüllung betreffenden Fällen eingeräumt 
(Art. 16). Als nun zur Herbftzeit B den A brieflich interpellirte, ob 
A für die Berforgung ver Fabrik mit Waſſer durch Sperrung bes 
Teiches nod feine Verfügung getroffen habe, nachdem ihm bereits 
vor 13 Tagen bekannt gegeben worden, daß man am 20. September 
mit der Campagne beginnen wolle, — belangte A ven B aus Anlaß 
dieſes Briefes mit der Anfforberungsflage ex lege diffamari, bamit 
berfelbe feine angeblichen Waſſerbezugsrechte ausführe. Der beim 2. ©. 
Wien angebrachten Klage jegte B mit Berufung auf den Art. 16 bes 
Bertrage® die exc. declinat. fori entgegen, welche von beiden Unter: 
gerihten abgewiefen wurde. Gründe ber zweiten Inftanz: Das 
im Art. 16 des Vertrages enthaltene Compromiß kann nur auf bie 


Glaſer, Unger w. Walther Entſch. VI. 18 
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Streitigkeiten über die Auslegung und Erfüllung des Vertrages, nicht 
auch auf andere Streitigkeiten bezogen werden, am wenigften auf den 
gegenwärtigen Proceß, da e8 Thon im Begriff des Aufforderungs- 
ftreited ex lege diffamari liegt, daß das Recht, deſſen fi} der Gegner 
geruhmt haben fol, noch nicht als wirklich zu betrachten und vorerfl 
eben nur bie Thatjache der Berühmung Gegenftand der Verhandlung 
if, fomit das ein eriftentes Recht voransfegende Compromiß mit 
dieſem Rechtsſtreit nichts zu fchaffen bat, welcher vor dem orbent- 
lichen Richter anszutragen ift. 

Der oberſte Gerichtshof hat der Einwendung der Gerichte» 
incommpetenz flattgegeben und in feinen Motiven bemerkt: die Frage, 
ob dem Aufgeforverten nad dem citirten Bertrag, dem Aufforberer 
gegenüber, Waflerbezugsrechte zuftehen, betrifft die Auslegung und 
Erfüllung jenes Bertrages und ift nad Art. 16 ausfchliehlich der 
Entſcheidung des Schiebögerichtes der Wiener Handelskammer vor- 
behalten, da der Art. 12 des Vertrages, worin A dem B die Felder 
zum Nübenbau verfaufte und fi) zur Ablieferung des jährlihen Er« 
zeugnifles feiner eigenen Rübenfelder ihm verpflichtete, befonbere Be» 
flimmungen über bie beiverfeitigen Waflerbezugsrechte enthält. Die 
Aufforverungsllage de8 A muß eben, als auf die Ausführung dieſer 
Waſſerrechte des B gerichtet, angejehen werben, weil nach dem Inhalt 
derfelben und des beigelegten, pie Provocation veranlaffenden Briefes 
des Aufgeforderten es fi bei der angeblichen Beraͤhmang gerade um 
vas zum Betrieb der Nübenzuderfabrit nöthige Waffer handelte, uud 
A, wenn er den B wegen ver Berühmung mit anderen Waſſerbezugs⸗ 
rechten anfforbern wollte, dies in ber Aufforderungoklage hätte aus⸗ 
drüden müflen. Ob aber das im Urt. 12 des Bertrages ftipulfirte 
Wafferbezugsrecht fih mm anf das Gewäfler des Baches X beziehe, 
ift eben auch Gegenftand ver Auslegung des Bertraged® und nur 
von dem vertragsmäßigen Schievsgericht iſt der Streit zu entſcheiden, 
ob und wie weit ein Waſſerbezugsrecht des Aufgeforderten beftebe. 
Dennadh mußte gemäß 8. 31 der 9. N. (über den Gerichtsftend 
der Aufforderungsklage) der exe. decl. fori des Provocirten Folge 
gegeben werben. 


Nr. 2901. 


Unfpruch auf Schmerzengeld wegen Notbzüchtigung. 

. 80, October 1807, Nr. 9291 (Belt. bed das eil dei 8. ©. 

Babe u..10, 9. 1886, N. ab. —— 6, Bien vom 
17, Juli 1867, Rı. DB), ©. 9. . 

Das Klagebegehren des Bormunbes ber minderjährigen A wiber 

B um Zahlung von 100 fl. als Schmergengelb für die Leiden, melde 
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die A in Folge der vom Bellagten an ihr verübten Nothzucht aus⸗ 
zufiehen hatte, wurde in erfter Inſtanz abgewiefen, in zweiter 
Inftanz zugelaffen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil ber zweiten 
Inſtanz. Gründe: Wenn das O. L. G. dem Klageanſpruch ftatt- 
gegeben hat, ungeachtet daß das Schmerzengeld nach der Ausführung 
der Klage für die von der A in dreimonatlicher Krankheit erlittenen 
Schmerzen begehrt wurde und jene Krankheit überhaupt nicht und 
indbefondere nicht als bie Folge ber geichledhtlihen Mißbrauchung des 
Kindes durch B dargethan ift, fo kann darin gleichwohl nicht (wie ver 
Beklagte in der Revifionsbefhwerbe meint) eine Weberfchreitung des 
Rlagebegehrens erlannt werden. Denn immer bleibt der erhobene 
Anfprud auf den gejchlehtlihen Mißbrauch von Seite des Bellagten 
geftügt und bat die dem Mädchen vadurch verurfachten Schmerzen 
zum Gegenftand, mögen fie nun feine Hantlung felbft begleitet haben 
oder die Folge einer dadurch herbeigeführten Krankheit gewefen fein. 
Es ift aber mweiterd auch ganz gerechtfertigt, daß das O. L. ©. dem 
Anſpruch, auch abgefehen von der behaupteten Krankheit, ftattgegeben 
bat. Denn zur Zahlung eines den Umftänden angemefjenen Schmerzen- 
geldes ift nah $. 1325 a. b. ©. B. Jeder verpflichtet, der einen 
Andern am Körper verlegt. Daß die zur Zeit der Nothzüchtigung 
erft acht Yahre alte A dadurch an ihrem Körper eine, wenn auch nur 
leichte Verlegung erlitten hat, ift dur den vom Bellagten felbit vor- 
gelegten gerichtsaͤrztlichen Befund feftgeftellt und daß der von einem 
Erwachfenen an einem adhtjährigen Mädchen unternommene, nad) dem 
eitirten Befund mit Zurüdiaffung ertennbarer Spuren vollzogene Bei- 
ſchlaf dem mißbraudten Kind Schmerzen verurfadht haben müfle, ift 
eine ebenjo natürliche, in der Entwicklung des menſchlichen Körpers 
begründete Annahme, als es gewiß ift, daß in einem folden Falle 
nicht ber Grad des körperlichen Leivens allein, ſondern aud ber 
Schaden der ſchon im Kindesalter zerftörten Unbefleditheit für bie 
Denrtbeilung des Anipruches auf Schmerzengeld als maßgebend an⸗ 
geiehen werben muß. 


Nr. 2902. 
Berühmung dur Aufnahme einer Beftimmung in einem 
zwiſchen dem Aufforderer und dem Aufgeforverten gefchlofjenen 


Bergleich ? 
en. ie, Mrz 106 1867, 8 ara et pi — Urth. 8 * tes 
re e 
® TR, 186 1867, "ir N 6. 91 lee, ©. 


Der in possessorio summarlissimo geführte * um die 
zwiſchen zwei Häuſern befindliche Planke wurde durch gerichtlichen 
13* 
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Vergleich andgetragen, in weldhem ber Kläger A ſich das Eigenthums- 
rebt an einem Theil des jene Häufer trennenden Hofraumes vor- 
behielt. Diefen Borbehalt ald Berühmung qualificirend, belangte ihn 
der Dellagte B mit der Aufforberungeflage ex lege diffemari, über 
welche verhandelt und in erfter Inſtanz erfannt wurde, daß die 
Aufforderung ſtatt habe. 

In Uebereinſtimmung mit dem O. L. G. entſchied der oberſte 
Gerichtshof, daß die Aufforderung unſtatthaft ſei Gründe: Die 
Borbehaltung des Eigentbums in dem Vergleich ift nicht im Sinne 
des 8. 61 weflg. ©. O. eine Berühmung des A, welche ven B be» 
rehtigt, ihn zur Ausführung des vorbehaltenen Rechtes aufzuforbern, 
weil der Vorbehalt als auf Grund des im Vergleich zwiſchen beiden 
Parteien getroffenen Uebereinfommens darin aufgenommen angejehen 
werben muß und überdies der Vergleich aud einen ähnlichen Rechts⸗ 
vorbehalt des B enthält. 


Nr. 2903. 


Boraudfegungen der Berechtigung des Verpächters zur Auf- 
bebung des Pachtvertrages. 


Entid. v. 81. Octsber 1867, Nr. 7876 (Beit. der Up airtp. bei bed 
8.6, — v. 31, Dec, 1866, Nr 10859, 
uni 1867, Nr, akt) ®. 9. 1868, & 

Der Klage des Pächters A gegen ben Berpähter B pto. &r- 
füllung bes bezüglich einer Mühle mit 16 Mahlgängen geſchloſſenen 
Pachtvertrages durch Uebergabe ver Pachtobjecte in brauchbarem Stand 
nah vorläufiger Herrihtung der Mühle von 12 auf 16 Mahlgänge, 
refp. Herftellung ver Betriebsfähigkeit von vier unbraudbaren Gängen, 
wurde vom oberften Gerichtshof in Uebereinftimmung mit den Unter⸗ 
gerihten aus folgenden Gründen flattgegeben: Die Berpachtung ber 
Mühle mit 16 Mahlgängen und allem Zugehör auf drei Yahre — 
vom 9. November 1864 bis Ende October 1867 — ift durch bie 
producirte Vertragsurkunde fejtgeftellt, und es banbelt fih nur um 
die Unterfuhung, ob der 'beflagte Verpächter berechtigt ift, bie 
Bertragserjüllung , die Uebergabe der Pachtfachen zu verweigern, 
Sein Hauptgrund für biefe Beredtigung befteht darin, daß er 
zur Uebergabe bereit geweſen, daß aber A die Uebernahme ver- 
weigert habe und daher felbft vertragsbrüchig geworben fei. Ale 
am 6. März 1865 beide Kontrahenten zu ber wegen eingetretener 
Hinderniſſe bis zu diefem Tage verfchobenen Uebergabe ſich zufammen- 
fanden, erflärte A zur Uebernahme fich bereit, wenn das Pachtobject 
in gutem Zuſtand übergeben würde, da er durch ben Vertrag ver- 
pflichtet fei, e8 ebenfalls in gutem Zuſtand zurüdzuftellen; bei tem 
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mangelhaften, den gewöhnlichen Gebrauch ausſchließenden Stand ber 
Mühle verweigerte er aber vie Uebernahme. Hiebei war A in feinem 
Recht, weil nah 8. 1096 a. b. G. B. der Verpächter zur Uebergabe 
im braudbaren Zuftand verpflichtet if, wie ambererfeitd der Pächter 
die Sade in gutem Zuftand zu erhalten hat (mas auch im Pad: 
vertrag ausbrüdlich ftipulirt wurde), mithin das Geſetz beiden Theilen 
gleiche Verbindlichkeiten auferlegt, da bie Ausprüde „braudhbar” und 
„gut“ als gleichbedeutend anzunehmen find. Der Kläger hatte vollen 
Grund, den mangelhaften Zuftand der Mühle, welder ihre Ertrags- 
fähigkeit nothwendig vermindern mußte, durch Sachkundige erheben 
zu laffen. Der am 12. Mat und 30. Juni 1865 aufgenommene 
Sadhbefund, um weldhen er fhon am 12. März bei Geriht nach— 
geſucht hatte, ergab in mehrfacher Beziehung ven ſchadhaften Zuſtand 
der Pachtobjecte, insbefondere, daß von 16 Muhlgängen nur 12 brauch⸗ 
bar waren und 3 von den leßteren wezen Schabhaftigfeit des Trieb- 
werfes nur mit Gefahr betrieben werden konnten. Die Einwendung 
des Bellagten, daß dieſes Ergebniß des Sachbefundes nicht auf den 
zur Uebergabe beftimmten Tag zurüdbezogen werben könne, verdient 
feine Berüdfihtigung, weil ber dazwifchen liegende Zeitraum zu kurz 
ift, al8 daß tie in zu ftarker Abnugung und Holzfäulniß begründeten 
Gebrechen in demfelben entflanden fein konnten und weil die Mühle 
in biefer SZwifchenzeit in Händen des Verpächters war, der Dafür zu 
forgen hatte, daß der Zuſtand der Pachtſache nicht verfchledhtert werde. 
Der Kläger hatte ſonach durch feine Ablehnung der Uebernahme bis 
zur Herftellung des Pachtobjectes in gutem, brauhbarem Zuſtand den 
Bertrag nicht gebrochen, umfoweniger, als der Beklagte an dem zur 
Uebernahme beftimmten 6. März felbft erklärt hatte, daß erſt das 
Refultat des Befundes abzuwarten fei; und der Legtere war dadurch 
nicht berechtigt, feinerjeit vom Verlag abzugeben und — wie ed ge- 
heben — die Mühle einem Dritten zu verpachten. Cinen zweiten 
Grund für fein angeblihes Recht zur Löſung des Pachtvertrages jetzt 
ber Bellagte in die von A verfäumte Zahlung des Pachtzinſes. Nun 
ift im Bertrage allerdings dem Verpächter das Recht eingeräumt, den 
Vertrag aufzulöfen, wenn der Pächter binnen vier Wochen nad) ver- 
firihenem Verfallstermin den Zins nicht gezahlt hat; allein dieſe Feſt⸗ 
ſetzung findet hier feine Anwendung, weil der Pächter zur Zinszahlung 
vor Antritt der Pachtung nit verpflichtet ift, der Verpächter aber 
gegen ihn die Erfüllung des Vertrages nicht eingellagt hat. So lange 
ber Leßtere gegen den Pächter Fein Urtheil auf deſſen Verpflichtung 
zur Uebernahme ver Mühle (die wie jede andere vertragsmäßige Ber: 
pflihtung eingeflagt werden muß) erwirkt hat, bat er auch feinen An- 
ſpruch auf einen Pachtzins für den Genuß der Mühle, welcher für 
den Pächter noch nicht begonnen hat. 
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Nr. 2904. 
Unterbrehung ver Berjährung einer Forderung durch Ein- 
verleibung der Erbeinanfwortungdurfunde ? 


— b. 31. „giober 1867, We; —— — —F Urth. des R * Selbe 
un e 6 $ rag 50 
an 19% 9 ). es 


A, als m des ——— Blinbisers v —— von 
der B mit der Hypothekarklage die Bezahlung der Forderung. Die 
Bellagte jegte dem Begehren bie Einwendung der Verjährung ent- 
gegen, da die fragliche Sagpoft ſchon im Jahre 1824 einverleibt und 
von Niemandem die Zahlung je geforvert wurde. Dagegen erinnerte 
A, daß ihr die Sagpoft im Wege der Verlaſſenſchaftsabhandlung ein⸗ 
geantwortet wurde und daß im Jahre 1847 die Einverleibung des 
Einantwortungsdecretes und darnach die Unterbrechung der Verjährung 
ſtattgefunden habe. Das Gericht erſter Inſtanz erkannte auf Ab⸗ 
weiſung des Begehrens. Das O. L. G. erkannte nach demſelben, 
weil im Vertrauen auf die öffentlichen Bücher bei der Abhandlungs⸗ 
pflege die Uebertragung der Satzpoſt auf die heutige Klägerin, als 
Erbin des urſprünglichen Gläubigers erfolgte, und weil durch die 
Intabulirung der im Abhandlungswege erlaſſenen Einantwortunge- 
urkunde umſomehr auf die Unterbrechung der Verjähruug geſchloſſen 
werben müſſe, als die Anfechtung dieſer Intabulation von der Be⸗ 
klagten unterlaſſen wurde, worin offenbar eine Anerkennung des Ber 
ftande8 der Satzpoſt und bes bezüglichen Rechtes der Klägerin von 
Seite der Schulpnerin liege. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften 
Inſtanz. Gründe: Da die Sagpoft feit dem „Jahre 1824, aljo 
feit mehr ale 80 Jahren haftet, muß biefelbe allerbings nad 
8. 1479 a. b. ©. B., welcher die Verjährung ausdrücklich auch für 
den öffentlichen Büchern einverleibte Rechte geftuttet, als verjährt an⸗ 
gefehen und das Begehren abgewieſen werben, weil die Klägerin eine 
Unterbrehung biefer Verjährung nicht dargethan hat. Daß bie Ein- 
antwortung der Sagpoft an die Klägerin im Verlaßabhandlungswege 
und die Intabulation dieſes Einantwortungebecretes im Sinne bes 
8. 1497 a. 6. ©. B. als eine Unterbrehung der Verjährung nicht 
betrachtet werben Tann, iſt wohl unzweifelhaft, da dieſelbe weder als 
eine Klage, noch als eine Anerkennung des Rechtes von Seite der 
Schuldnerin gelten kann, letzteres deshalb nicht, weil durch dieſe 
Uebertragung der Satzpoſt von M an feine Erben eine Anforderung 
an die Schuldnerin nicht geftellt wurde, dieſe gegen bie Uebertragung 
überhaupt noch gar nichts einwenden konnte, zumal damals im Jahre 
1847 vie Forderung noch nicht verjährt war. Auf den 8. 1500 
a. b. ©. 2. kann fih aber die Klägerin nicht berufen, da ſie nur 
im Verlafſſenſchaftswege als Erbin des M in den Beſitz ber Satzpoſt 


gelangt ift. 
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Nr. 2905. 
Anerlennung als Berpflichtungsgrund. 


; Petober 10 1867, Nr. 9282 (Belt. des bad u F ® —* 
— 1, Der, 1866 fr. 11218 , sh, ae de D Prag 
28, Mai 1867, jr. 18070) 


A ai ber durch bie —— — — Erbe 
bes M, belangte den B als grundbücherlichen Eigenthümer der Realität 
X mit der Hypothekarklage auf Zahlung einer Satzforderung von 
399 fl. unter Borlage des Grundbuchsertracte®, wonad die Aner- 
fennung der Forderung des M (von Seite eines früheren Befigers 
der Liegenſchaft) „auf Grund einer einverleibt fein ſollenden aber 
nit eingetragenen Obligation" im Grundbuch ausgezeichnet ift. Bon 
dem damaligen Eigenthümer ift bie Nealität in Folge von Känfen 
erft auf C und dann auf ben Bellagten grundbücherlid übergegangen. 
Der Bellagte beftritt den Anſpruch 1. weil ein Rechtstitel für vie 
eingellagte Forderung nicht befteht und dieſe felbft gar nicht intabulixt 
ift; 2. wegen ber zu Händen des M geleifteten Zahlung. In erfter 
Inftanz wurde die Klage unbedingt abgewiejen. Das O. L. ©. ab- 
joloirte den Beklagten nur für den Yal, als er mittelft des dem 
Kläger aufgetragenen Haupteides die Zahlung an den vom Kläger 
beerbten M beweijen würde. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entfcheidung der zweiten 
Inftanz und bemerkte in feinen Motiven zu der ad 1 vorgebradhten 
Einwenbung des Beklagten, daß biefelbe unbegründet war. Denn 
obgleich die urfprünglihe Dbligation nit mehr vorhanden und im 
Grundbuch nicht eingetragen ift, fo werben diefe Mängel doch dadurch 
eriegt, daß im Grundbuch die Anerfennung ver Richtigkeit der 
eingeklagten Forderung ausgezeichnet if. C, ver Befiger der Realität 
vor dem Bellagten, hat in feinem Kaufcontract die daran haftenden 
Schulben zur Zahlung übernommen und im Bertrag ift dabei aus» 
brüdlih die sub Nr..... auf die Realität für M verficherte For⸗ 
berung von 399 fl. genannt. Mit der bücherlich ausgezeichneten An⸗ 
erfennung der Schuld ift daher auch ein Rechtstitel für dieſelbe 
vorhanden und ber Beklagte als Nachfolger des C im Beſitz ber 
Realität Hat nah 8. 443 a. b. ©, B. die Pfliht zur Zahlung, 
ohne daß es eines weiteren Beweiſes für den rechtmäßigen Uriprung 
der Schuld bebarf. 
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Nr. 2906. 
Einfluß der Streitgenoffenfchrift auf das Schickſal des 
Haupteides. 

Entid. v. 31. October 1867, Run 9488 (Beit. des das Decr. des B. ©. 
Gera? v. 2, Yuli 1867, Nr. 2208, a F Der. des Q. L. G. Wien vom 
8." Sept. 1867, Sir. 15920). ©. 5. 1868, ©. 146, 

Bon den zwei Streitgenoffen A und B überreichte nur der A bie 
Antretung des im Urtheil beiden Genoffen (referibel) aufgetragenen 
Haupteides und wurde in erfter Inſtanz a limine abgewieſen, „meil 
der Eid jo abgelegt werden muß, wie er aufgetragen wurbe und A 
allein den Eid angetreten hat“. 

In Mebereinftimmung mit der zweiten Inſtanz verordnete ber 
oberfte Gerichtshof die aufrechte Verbeiheidung der Eidesantretung, 
weil nirgends vorgefchrieben ift, dag Streitgenoffen den ihnen auf- 
getragenen Haupteid mit berjelben Eingabe antreten müflen, und 
weil jelbft bei ſchon vorhandener Gewißheit, daß ein Genofje 'ven 
Eid nicht antreten will oder fann, es nicht Sache des Richters if, 
tie Eidesantretung des anderen Genoffen von Amtswegen abzumeijen 
und ohne Weitered zu entfcheiden, ob und inwieferne die Eibesleiftung 
auch nur des Einen ver Genoſſen genügen tönne, 


I 
Nr. 2907. 7 
Mandatsproceg: Zeitpunkt, in weldem die Execution zur 
Sicerftellung beginnen Tann. 
v. 5. Nov. 1867, Nr. 9781 (Beſt. * leichförmigen Dert. des K. G. 
rend 5.10. Seht, 1 1867, Mr. 1661, un To ee Ro 3. 24. Cop. 
867, Nr. 17458). 6 y Be, Sie Ta 
B batte als Meifbieter die Einhebung der Berzehrungsfteuer 
gepachtet, war aber mit einem Pachtichillinge im Rückſtande, weshalb 
das Aerar auf Grund des als öffentlihe Urkunde zu betrachtenden 
Kteitationeprotofolles um Erlaffung des Zablungsauftrage® und grund» 
bücherliche Einverleibung des erecutiven Pfandrechtes auf die Realität 
be8 B zur Sicherftellung des obigen Rüdftandes bat. Der Bahlungs- 
auftrag wurde erlaffen, die gebetene Einverleibung aber in allen drei 
Inſtanzen verweigert; von der erften auf Grund des $.7 der kaiſ. 
Berordnung vom, 21. Mai 1855, R. G. BI. Nr. 95, und des 8.1 
ber Min.-Bog. v. 18. Yuli 1859, R. ©. Bl. Nr. 130; von der 
zweiten, weil nad dieſem 8. 1 auf die Klage die Beftimmungen 
der Dog. vom 21. Mai 1855 anzuwenden find, nad $. 7 verfelben 
aber die Execution zur Sicherftellung erſt nah Ablauf der im Zah⸗ 
Iungsbefehle feſtgeſetzten Frift zu bewilligen ift, und der Minifterial- 
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erlaß vom 18. Juli 1859 viesfalls eine andere Beftimmung nicht 
enthält; von ber dritten endlich (bei weldyer im Recursweg hervor- 
gehoben worden war, daß der 8. 7 ver Berorbnung von 1855 durd 
ben 8. 4 jener vom Yahre 1859 eine Aenderung erlitten habe, indem 
legterer die Execution ohne Beſchränkung durch eine Friſt zuläßt; 
dann daß dem Schuldner ſonſt, gegen die Abſicht des Geſetzes, Zeit 
gelafien werbe, das zur Dedung tes Gläubigers geeignete Vermögen 
bei Seite zu fchaffen), weil vie den gleihförmigen Entfheidungen ver 
Untergerite zu Grunde gelegte Auffaffung des Sinnes der 88. 4 
und 5 der Minifterialverorpnung v. 18. Yuli 1859, in Verbindung 
mit dem Eingange und dem $. 1 tiefer Verordnung, und mit dem $. 7 
der Verordnung v. 21. Mai 1855 dem Wortlaute biefer Geſetzesſtellen 
in ihrem Zuſammenhange entſpricht, und auch in der in Wirkſamkeit 
ſtehenden analogen Erläuterung des Juſtizminiſteriums vom 19. April 
1855, R. G. Bl. Nr. 75, ihre Rechtfertigung findet. 


Nr. 2908. 
Executive Feilbietung einer Liegenſchaft: Eutſcheidung über 
die Rangordnuug der Zinſen von Amtswegen. 
Ent. v.5, am. 1867 Nr. 9971 (Bet. des Der. des B. ©. Starlenbach 
v. ec. 1 r. 8149, Abänd, ded Decr, ded OD. 8. ©. Prag vom 
5 Worin 1867, Nr. 10651). &. 3. 1867, Nr. 106. 

Dei der Bertheilung des Mitgebotes einer Realität wurden Dem 
A nur bie feit drei Jahren rüdftändigen Zinfen in der Rangorbnung 
des Capitales zugewiefen, wiewohl der Schuldner ihm viel länger 
ausſtehende liquidirt hatte. Auf Recurs des A hat die zweite Inſtanz 
ihm auch die älteren Zinſen in der Rangordnung bes Capitals zu⸗ 
geſprochen, weil dieſelben bei der Zuweiſungsverhandlung liquidirt waren 
und dagegen eine Einwendung nicht erhoben wurde, und weil der 
Richter geſetzlich nicht berechtigt ſei, eine Forderung von der Zuweiſung 
auszuſchließen, welche von den betheiligten Parteien nicht beanſtändet 
worden iſt. Dagegen beſchwerte ſich der ſpätere Gläubiger B, welcher 
bei der Zuweiſungsverhandlung nicht erſchienen war. Er machte geltend, 
daß der Richter allerdings befugt war, auch ohne durch ihn auf 
Beobachtung des 8. 437 a. ©. O. und des 8. 18 der Concurs⸗ 
ordnung aufmerkſam gemacht zu werben, dieſelben anzuwenden und von 
Amtewegen die Zinſen bezüglich der ihnen gebührenden Rangordnung 
auf das gefeglihe Maß zurüdzuführen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftrihterliche Ent— 
ſcheidung, weil die auf drei Jahre befchränfte Zahlungsanweilung der 
Zinfen in ver Rangorbnung des Capitales der gefeglihen Beſtimmung 
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des 8. 18 Concursordnung ſpricht, welde aud bei Meiftgebotver- 
theilungen außer dem Concurfe zu beobachten ift und vom Richter 
von Amtswegen beobachtet werben muß. 


Nr. 2909. 


Gefegliches Pfandrecht des Beftandgeberd: Vorausſetzungen der 
Wirkſamkeit desfelben. 
. 6, Nov. 8721 Geſt. des Urth. des 83362* 
— 1087 7, Nr. Mr, 150816, —A 3. Met Herd DR. 6 2. 6, Bien be 
8. Juli ehr. Oi. 6852), ©, 1867 Zeitfhe. f. d herr. 
Notariat 1868, —X 
Auf Betreiben des A ward am 23. April 1866 das Mobiler 
bes X erecutiv feilgeboten. Bor Beginn der Feilbietung erſchien aber 
B, der Eigenthümer des von X bewohnten Haufes, und meldete eine 
auf die Zeit vom 1. Mai bis 1. Nov. 1866 entfallende Mietbzins- 
forderung per 250 fl. bei dem Gerihtscommiffär an, was zur Folge 
hatte, daß von dem erzielten Feilbietungserlöfe ein Betrag von 250 fl. 
ausgefchieden, zur Sicerftellung des obigen Miethzinſes zu Gericht 
erlegt und A angewiefen wurde, fein vermeintliche® Vorzugsrecht 
bierauf gegen den Vermiether im orventlihen Rechtswege auszutragen. 
Dies geihah denn aud, und die erfte Inſtanz wies den Släger mit 
feinem Begehren ab. — Dagegen gab das DO. L. ©. demſelben ftatt 
und begründete dieſes Erkenntniß damit, daß das gejeglidhe Pfand 
recht des Bermiethers nah $. 1101 a. b. ©. B. zwar ſchon durch 
die Einbringung der Einrichtungsftüde in die Wohnung zur Exiſtenz 
gelange, und von dieſem Zeitpunkte an auch gegen jene Gläubiger 
des Miethmannes geltend gemacht werben könne, welde an ven ein- 
gebradhten Gegenftänden ein Pfandrecht erwarben, bevor nody die Zins⸗ 
lage von dem Vermiether eingebracht wurde (Hofvecr. v. 10. April 
1837, 3. ©. ©. Nr. 189), wonad das Pfandrecht des Geklagten aller- 
bing® begründet erjcheine, und ſei vasjelbe auch nicht dadurch alterirt 
worden, daß die Pfandobjecte ohne fein Verfhulden durch die von 
einem Dritten darauf geführte Erecution veräußert und aus ber 
Wohnung weggebracdht worden find. Allein die Wirkſamkeit des Pfand⸗ 
rechtes des Vermiethere ſei nach dem Wortlante des 8. 1101 a. b. 
G. B. auch an eine zweite Bebingung gebnuden, nämlih an jene, 
daß der Vermiether fein geſetzliches Pfanpreht auch zur Geltung 
gebracht habe. Dies babe nad dem Inhalte des obigen Paragraphen 
mittelft der Zinsflage zu geichehen. Als ſolche küune aber die An- 
meldung der Zinsklage bei dem Feilbietungscommiſſär nicht angefehen 
werben, wie dies das bereits erwähnte Hofvecret v. 10. April 1837 
und noch deutlicher jenes v. 5. November 1819, 3. ©. ©. Rr. 1621, 
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ausgeſprochen habe. Durch die Nichteinbringung biefer Klage ift daher 
das bem Geklagten zugeſtandene geſetzliche Pfandrecht erloſchen und 
mußte ſomit dem Begehren des Klägers auf Erfolglaſſung ver erlegten 
250 fl. ftattgegeben werben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Erkenntniß der erfien 
Inftanz mit folgender Begründung: „Gleich dem erſten Richter an- 
erfennt auch das D. L. ©., daß dad dem Vermiether eingeräumte 
Pfandrecht ſchon durd bie —S der Einrichtungsſtücke in die 
Wohnung begründet werde. Im Widerſpruche hiemit ſteht aber die 
Behauptung, daß zur Wirkſamkeit dieſes Pfandrechtes vorerſt noch die 
Zinsklage des Vermiethers erforderlich ſei. Dies enthält auch das 
Hofdecr. v. 5. Nov. 1819 nicht, ſondern es wurde in demſelben nur 
die Frage bejahend entſchieden, ob es dem Vermiether geſtattet ſei, nach 
Einklagung des rückſtändigen Miethzinſes ſogleich die gerichtliche Be- 
ſchreibung der in der gemietheten Wohnung befindlichen Fahrniſſe zu 
verlangen, damit ſich der Vermiether den Beweis verſchaffen könne, 
welche Fahrniſſe zur Zeit der Klage vorhanden waren, und dadurch eine 
Verſchleppung derſelben verhindere. Im vorliegenden Falle war aber 
für den Geklagten bie Zinsklage und. das Anſuchen um Beſchreibung 
der Fahrniſſe entbehrlih, weil ihm durch bie in der Wohnung des 
Bermietberd vorgenommene Yeilbietung der eingebrachten Fahrniſſe 
Gelegenheit gegeben war, mittelft Anmeldung feiner eben rüdftändig 
gewordenen Zinsforderung und durch Rückhaltung des an die Stelle 
der Fahrniffe getretenen Meiftgebotes fein ſchon mit der Einbringung 
derjelben wirkſam gewordenes, mithin dem erecutiven Pfanprechte 
des Klaͤgers vorgehendes gefegliches Pfandrecht in einer Art geltend 
zu machen, in welcher etwas gejeglich Unzuläffiges nicht gefunden 
werben fann.“ 


Nr. 2910. 
Feilbietungdbedingniffe: Befreiung des Erecutiondführere vom 
Erfag der Caution; Sicherftellung pünktlicher Zahlung der 








Zinfen der Satzeapitalien; Nichtberücfichtigung von erjt im 
Recurſe vorgefchlagenen Bedingungen. 

v. 6, Rn 18067, Air. 0578 Si, Heim Bet. bed Deere. bed B. ©, 

guigen w v. 27. Februar 1867, Mr. fe Abänd. des Derr, des 
6. Prag v. 14, Mai 1867 .g. ‚6 171 
(Rad) den — — *5— 

Gegen die vom Executionsführer A vorgelegten und vom Gericht 
genehmigten Bedingniſſe der dem A bewilligten Verſteigerung des 
ſeiner Schuldnerin B zur Dälfe gehörigen Gutes recurrirte ber 
Satzglaäubiger C mit der Bitte: 1. daraus die Befreiung ded A vom 
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Erlag des Vadiums bis zur Höhe feiner Forderung für den Yall 
ſeines Mitbieten® zu befeitigen, und 2. vie Verpflichtung bes Er—⸗ 
ſtehers zum gerichtlichen Erlag — von 6 zu 6 Monaten — ber 
Zinfen der Sapforberungen für Rechnung der Gläubiger in den Be- 
Dingniffen aufzunehmen. Das O. %. ©. hat dem Recurs nad) beiden 
Richtungen ftattgegeben. 

Auf den Revifionsrecurd des A und der B bat der oberfte 
Gerichtshof die ad 2 begehrte Aufnahme verweigert, weil bie frag- 
liche Bedingung nicht vom Erecutionsführer beantragt wurde und 
nicht von der Art ift, daß der Richter von Amtswegen darauf Rüd- 
fit zu nehmen bat, mithin das Gericht erfter Inſtanz keinen Grund 
hatte, fie im Ediet aufzunehmen, und auf den von einem Öläubiger 
erft in zweiter Inftanz geftellten Antrag die Aufnahme einer neuen Be⸗ 
bingung nicht ftattfinden fann. Dagegen wurde vom oberften Gerichtshof 
die obergerichtliche Befeitigung der Befreiung bes Erecutionsführers A 
vom Erlag des Vadiums aufrecht erhalten, weil die Forderung besfelben 
nur dann die Stelle des Vadiums vertreten kann, wenn fie genügende 
Sicherheit dafür bietet, was aber hier nicht der Fall ift, indem bie 
Vorberung Des A nur auf der Gutshälfte der B verfichert, Dad ganze 
Gut auf 51.489 fl. gefhägt ift und der Poft des A auf a 
Liegenschaft fichergeftellte Forderungen. im Betrage von 30 
vorangehen, und weil auch nicht das für A nebit feiner —8* 
darauf verſicherte Ausgeding desfalls in Betracht kommen kann, da 
dasſelbe in Naturalleiſtungen beſteht, deren Werth nicht erhoben iſt 
und folglich die Stelle des Vadiums nicht zu vertreten vermag. 


Nr. 2911. 
Execution auf Penſionen von Sparcaſſebeamten. 


Entſch. v. 6. Nov. 1867, —53 — 9680 —— A rind, ge Deer. des 8. ©. 
Nenhand v. 18, Mai 1 SG, Prag v. 28, Zuli 
er 20158). ©, 9. 1568, %2 


Das dem A in erfter Inſtanz voll bemwilligte, in zweiter 
Inftanz verweigerte Verbot auf die von der B, Witwe eined Beamten 
der Sparcaffe zu X, zu beziehende jährliche Önadenpenfion wurde vom 
oberften Gerichtshof für die Hälfte der Bezüge bewilligt, weil bie 
Sparcafle zu X nad ihren genehmigten Statuten al® eine gemein« 
nügige Anftalt anzujehen ift, deren Beamte mithin in die Kategorie 
der Gemeindebeamten gehören, die in Bezug auf Verbote durch das 
Hofbeer. v. 3. April 1838, 3. ©. ©. Nr. 262, den Staatöbeamten 
gleihgeftellt find, folglich die der B ausgefegte Penfion nad) Hofbecr. 
vom 16. Yänner 1786, I. ©. ©. Nr. 518, nım zur Hälfte mit 
Berbot belegt werben barf. 
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Nr. 2912. 
Nechtöfraft des eine actio confessoria abweiſenden Urtheils. 


Ente. .v. 12, Nov. 1en7, Nr. 9544 (Beit. des dad Derr. ded B. ©, Steyr 
Auguft 1867, Nr. 5059, abänd. Deere. des Bar 8, G. Wien vom 
Sept. 1867, Nr. 16085). ©. A. 1868, Mr. 18, 

A befangte die Eheleute B, weil fie durch Vermehrung des von 
mehreren Zeugen beftätigten langjährigen Bezuges des Waſſers aus 
ihren Drunnen feinen Beſitz geftört hätten. Die Gellagten wenbeten 
ein, daß A fie auf Anerkennung ihres Rechtes zum Bezuge dieſes 
Waſſers belangt babe, aber mit rechtefräftigem Urtheile ſachfällig 
geworben fei, weshalb fe feinen nun als unrechtmäßig erflärten Beſitz 
nit mehr zu achten brauden. A entgegnete, daß dieſes nur der Fall 
wäre, wenn die Gegner mit einer von ihnen auögegangenen negato= 
riſchen Seroitutöflage obgefiegt hätten. Das Gericht erfter Inſtanz 
gab ber Beſitzſtörungsklage auf Grund des factiſchen Beflgftanbes 
flatt, weil die von ben ©ellagten beigebradhten Urtheile erfter und 
zweiter Inſtanz dem Kläger nur das Recht aus der Dienftbarfeit des 
Waflerbezuges abiprehen, während die vorliegende Klage den Schutz 
im geftörten Befige des Rechtes, das Wafler vom Brunnen ber Ge- 
klagten zu holen, ausfpricht, ſomit obige Urtheile auf dieſen Rechts⸗ 
ſtreit feinen Einfluß haben. Das O. L. ©. wies ven Kläger ab, 
in der Erwägung, daß ſein factiſcher Beſitz durch die Urtheile ein 
offenbar unrechtmäßiger geworden iſt, da Kläger mit dem in Anſpruch 
genommenen Rechte auf Benützung des Brunnens der Eheleute B 
abgewiefen wurde, er das angejprochene Hecht nicht zu behaupten ver- 
mochte, \omit urtheilgmäßig erkannt vorliegt, daß fein Beſitz bes 
Rechtes entbehrt, demnach unrehtmäßig ift ($. 316 a. 6. ©. 3.) 
und nicht weiter gefehlt werden darf; daß nicht mehr die Thatſache 
des legten factifhen Beſitzſtandes nach dem erften Abſatze des 8. 5 
ber kaiſerl. Verordnung v. 27. Dctober 1849, R. ©. BI. Nr. 12, 
entfcheibet, weil ſchon der im zweiten Abfage dafelbft erwähnte orbent- 
liche Proceß über den Titel des Befiges purchgeführt und zu Ungunften 
des Klägers (factiichen Befigers) ausgefallen ift. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte bie obergerichtlihe Ent» 
fheidung mit Bezugnahme auf deren Begründung. 


Nr. 2913. 


Befisftörungsproceß : Koften der Beiziehung eined Advocaten. 


Eutſch. v. 12. Nov. 1867, Nr. 9717 (t 7 (tpeitweile Belt. des Decr. bed % 6. 
Freudenthal v. 9, Auguft 1867, Nr. 3618, Abänd. bed Decr. des O. L 
rin v. 18. Erpt. en Mr. 9756). ©. H. 1868, ©. 8. 
Das D. L. ©. enthob ben in possessorio summariissimo unter- 
Iegenen Bellagten von dem Erſatz der in erfter Inftanz dem Släger 
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zuerkannten Koſten der Vertretung durch einen Advocaten, weil ber 
Sachfällige nur zum Erſatz jener Koſten verurtheilt werden könne, die 
der Gegner zur Proceßführung nothwendig aufwenden mußte, in dem 
vorliegenden Falle aber, wo der Richter von Amtswegen den Streit⸗ 
gegenftand zu erörtern und in das Klare zu ſetzen hatte, die Bei⸗ 
ziehung eines Rechtsfreundes für den Kläger entbehrlich war. 

Der oberfte Gerichtshof beflätigte die erfigerichtliche Enticei- 
dung, weil bie Parteien auch in Befigflörungsftreitigfeiten berechtigt 
find, fi eines Rechtsfreundes zu bedienen, und das Geſetz für der- 
artige Streitigleiten keine Ausnahme von ber allgemeinen Regel der 
a. G. O. flatuirt, wonach der in den Erſatz der Gerichtöloften ver- 
fällte Streittbeil. and die Koften ter Advocatenvertretung zu er⸗ 


fegen bat. 


Nr. 2914. 
Meiftgebotövertheilung: Zeitpunkt, bi8 zu welchem dem Pfand- 
gläubiger die Zinfen gebühren. 

Eutſch. v. 12. Nov. 1867, Mr. 10154 (Beft. der gle Branig en Decr. des 
6 Komstan v. 28. Der, 1866, N. So und .8. vr vom 
16, Juli 1867, Nr. 15788). ©. 3. 1868, Nr. 19, G. H. 1868, ©. 18. 

Auf einer executiv veräußerten Realität haftete ein Ausgeding, 
defien capitalifirter Werth durch das Meiſtgebot gebedt war und Ans 
fangs einer nachträglichen Vertheilung, wenn durch Erlöſchen des Aus- 
gedings derſelbe für bie nachfolgenden Gläubiger verfügbar würde, 
vorbehalten, dann aber auf Beſchwerde eines Släubigers gleich für 
obigen Zeitpunkt den fpäteren Oläubigern zugewiefen wurde und 
zivar jedem mit feinem Capitale, aber nur mit ben bis zum Feilbie⸗ 
tungstage berechneten Intereffen. Dagegen beſchwerte fi) einer biejer 
Släubiger und verlangte, daß ihm auch die vom Feilbietungstage 
bi8 zu jenem, wo das Ausgedinge fein Ende erreicht, entfallenden 
Intereſſen zugewiefen werden, foweit der Kaufihilling reicht, weil 
berfelbe als Surrogat der Hypothek für fein Capital ſammt Intexeſſen 
bafte. — Seine Einſprache wurde in erfter Inſtanz nicht berüdfichtigt, 
weil die Intereſſen des Bedeckungscapitals durch den Ausgedinger 
bis zu feinem Lebensende bezogen und neuerliche Intereſſen für die 
Slänbiger erft vom Tage des Erlöfchens dieſes Ausgedinges wieber 
fläffig werden. — Das DO. 2. ©. entſchied ebenſo. Gründe: Mt 
dem Augenblide des Berlaufes einer Realität tritt am beren Stelle 
ver Kanffhiling und es haben bie Tabularglänbiger das Ned, zu 
fordern, daß dieſer Kaufſchilling nach der im Augenblide des erecn- 
tiven Berlanfed beſtandenen bücherlichen Raugordnung vertheilt werbe, 
daß ihnen daher das Kapital und bie verfiherten Mebengebühren, 
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insbefondere bie in biefem Zeitpunkte rüdftändigen unverjährten Zinfen 
aus dem Kaufihillinge zugewiefen werden. Diefes bereits erworbenen 
Rechtes können bie Tabulargläubiger durch den Berlauf der Zeit 
nicht mehr verluftig werben, was aber offenbar theilweife ver Fall 
wäre, wenn vorliegend die Bertheilung des Ausgedings⸗Bedeckungs⸗ 
capital® bis zu dem Zeitpunkte der Freiwerbung desfelben verfchoben 
und dann in ber vom Üecurrenten begehrten Art vorgenommen 
würde. Daß bei der fogleihen eventuellen Vertheilung unter die 
nachſtfolgenden Gläubiger diefe die Intereffen für die Zeit vom Feil- 
bietungstage bis zum Tage ber Freiwerbung des Capitals verlieren, 
ift wohl richtig; allein diefer Verluſt ift eben nur eine Folge des 
erecutiven Berlaufes ber Realität und des Umftanves, daß der Kauf: 
fhilling wegen bes vorhergehenden Ausgedinges zur fogleihen Be⸗ 
friedigung diefer Gläubiger nicht binreicht. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf den vom Gläubiger ergriffenen 
außerorventlihen Revifionsrecurs, weil das Meiftgebot durch das Aus» 
gebing erichöpft ift, daher der nachfolgende Gläubiger währen des 
Zeitraumes, in welchem dieſe Bertheilung in Wirkfamteit ift, alfo fo 
lange der Ausgedinger lebt, fo zu betrachten ift, als ob derfelbe leer 
außgegangen wäre, indem ein Fond zur Befriedigung des Recurrenten, 
als nächſten Glaͤubigers, mit feiner Forderung an Capital und Zinſen 
dermal nicht vorhanden ift, daher jein Forderungsrecht bezüglich des 
Meiftgebotes während biefer Zeit unwirkſam ift und erft mit ber 
Freiwerbung des Meiſtgebotsreſtes wieder auflebt. 


Nr. 2915. 


Beräußerung von Waaren bei beiden Contrabenten befannter 
Ueberſchuldung des Berfäuferd. Uebernahme einer Dotalſchulb 
des Letzteren. 
€ 2, 1867, Nr. 6462 des Urth. des 2. G. Graz vom 
17. nit — Nr. ind be en va O. L. 6 he vom 
26, Februar 1867, Nr. 1541). ©. 3. 1868, Nr. 17. 

A belangte die Ausgleihörepräfentan; des B auf Anerkennung 
feines Eigenthums an einem in die Inventur ber Ausgleichsmaſſe 
einbezogenen Waarenlager, welches er drei Wochen vor Eröffnung bes 
Außgleihönerfahrene um 8000 fl. von B gelauft hatte, und auf 
Ansfolgung deöfelben, eventuell, wenn bie Waaren nicht mehr vor- 
bauden wören, auf Zahlung von 8000 fl. ale Schadenerſatz. Laut 
ber über das Kaufgeſchäft errichteten Urkunde wurde ein Theil des 
erwähnten Raufpreifes im Betrage von 5500 fl. durch die Forderungen 
be® A gegen B beglichen; für den Reft von 2500 fl. übernahm 
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A die Zahlung der Dotalforderung gleichen Betrags, welche die 
Gattin des B an dieſen zu ſtellen hatte. Dieſes Begehren wurde in 
erſter Inſtanz unter der Bedingung zugelaſſen, daß der Kläger theils 
durch feinen Erfüllungseid, theils durch Haupteide die von Seite bes 
B vor Einleitung des Ausgleichsverfahrens an ihn erfolgte ſymboliſche 
Uebergabe des Waarenlagers beweije, und — das Eventualbegehren 
anlangend — ven Werth der Waaren mit feinem Schägungseib auf 
8000 fl. veranfchlage. Bom DO. L. ©. wurbe die beflagterfeits mittelft 
Haupteides angebotene Beweisführımg darüber zugelaflen, daß B 
bei Abſchließung des Kaufvertrages das eine Weberfhulpung im 
Betrage von 12130 fl. ergebende Verzeichniß feiner Activen und 
Paffiven dem A eingehändigt und hiermit demfelben von feiner da- 
mals bereit8 eingetretenen Inſolvenz Senntniß gegeben habe, und 
1. fiir den Yall der Erbringung dieſes Beweiſes das Slagebegehren 
verworfen, 2. für ben entgegengefegten Fall unter der Bebingung ber 
in erfter Inftanz zugelafienen Beweiſe durch Erfüllungs- und Haupt» 
eid dem Kläger das Eigentbum an dem Waarenlager zuerkannt und 
die Ausgleihömafle verurtheilt, dem Kläger dagegen, daß er 2500 fl., 
d. i. den Betrag der von ihm übernommenen Dotalſchuld des B bei 
Gericht niederlegt, die Waaren ausanfolgen, 3. für den Fall, daß bie 
Waaren in naturs nicht mehr vorhanden wären, die Ausgleichsmaſſe 
unter den in 2. erwähnten Vorausfegungen und unter ver Bedingung 
des in erfter Inſtanz dem Kläger auferlegten Schägungseides zur 
Zahlung von 5500 fl. flatt der begehrten 8000 fl. condemnirt. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erfigerichtliche Urtheil ans 
folgenden Gründen: Ad 1 ift das O. L. ©. ver Meinung, daß, wenn 
dem Släger durch die Einfihtnahme von dem VBermögensverzeichnifie des 
B die Ueberſchuldung des Letzteren um 12.130 fl. befannt geworben war, 
der Tags darauf gefchloffene Kaufvertrag als über ein unerlaubtes 
Dbject abgefhlofien, nah 8. 878 a. b. ©. B. als ungiltig und 
wirkungslos angejehen werden müſſe. Diefe Anſicht ift aber eine irrige. 
Die Beurtheilung, ob ein Vertrag nad dem Strafgefege ungiltig fei, 
obliegt den Strafgerihten. Bon dieſen wurde aber der Kaufvertrag 
nicht nur nicht als ungiltig erflärt, fondern auf die an das Strafe 
gericht zu Eraz erfolgte Mittheilung der vorliegenden Proceßacten hat 
basfelbe dem Civifgeriäte eröffnet, daß es die darauf gegründete An⸗ 
zeige wegen Verbrechens bes Betruges verworfen habe. Allerdings 
wurde B dur Urtheil des genannten Strafgerihte® und in zweiter 
Inſtanz vom D. 2. ©. des nad 8. 486, lit. ce und g St. ©. ſtraf⸗ 
baren Bergebens der verſchuldeten Erida fr fchuldig erfannt; allein 
der in frage ftehende Kaufvertrag wurde, wenngleih in den Ent⸗ 
ſcheidungsgründen erwähnt, in die Berurtheilnng nit einbezogen. 
Der Civilrichter hat daher die Giltigkeit dieſes Gefchäftes nur nadı 
ben Givilgefegen zu unterfuhen. Nach ben legteren nun Tann bie 
perſönliche Fähigkeit des B, den Vertrag zu fehließen, nicht bezweifelt 
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werden, ba die Eröffnung des Ausgleichsverfahrens erft nad) Schließung 
des Vertrages ftattgefunden hat. Nah dem Givilgefeg war aber die 
darin verfprochene Keiftung im Sinne des 8. 878 a. b. ©. B. auch 
möglih. Daß fie phyſiſch unmöglich gewefen ſei, wurde im Proceß nicht 
behauptet, und daß ein folder Kauf nicht ftattfinden dürfe, ift in 
feinem Givilgefege ausgeſprochen. Es fteht vielmehr jedem Gläubiger 
frei, jelbft bei beftimmter Kenntniß von der Ueberſchuldung und ver 
Bahlungsunfähigleit feines Schuldners, zum offenbaren Nachtheil der 
anderen Gläubiger, für feine Forderung, fogar mit Hilfe des Richters, 
fh Zahlung oder Dedung zu verfhaffen. Auch Käufe, die em 
zahlungsunfähiger Schulpner vor Eröffnung des Concurſes oder des 
Ausgleihsverfahrens geichloffen hat, find aus dem Grunde feiner Zah- 
lungsunfäbigfeit allein nicht ungiltig. Dasjelbe gilt audy von feinen 
Verkäufen an einen ©läubiger, und ob hiebei der Gläubiger aus 
Gewinnſucht handelte, bleibt gleichgiltig, infofern diefe etwa nicht von 
einem bejonderen ©ejeg, wie z. B. vom $. 934 a. b. G. B. (laesio 
enormis) ind Auge gefaßt wird. Im vorliegenden Falle wurden aber 
die von Kläger um 8000 fl. angelauften Waaren gerichtlich nur auf 
7381 fl. geſchätzt und fohließlih nur um 6024 fl. verfauft. Daß aber 
(wie das D. 2. ©. annimmt) audy Buchforderungen des B im Beträge 
von 1300 fl. in dem Verkauf miteingejhloffen waren, widerftreitet dem 
Inhalt der Vertragsurfunde und wurde in anderer Weife nicht bar- 
geihan. Ad 2 begründet das D. % ©. feinen Ausſpruch damit, Daß 
die Gattin des B ihre Dotalforderung nur im alle der Eintragung 
derfelben in das Handelsregiſter — welche aber in Abrede geitellt 
worden ſei — und niemald älteren Handeldgläubigern gegenüber zu 
rechtlicher Geltung bringen könnte, daß ber Kläger die übernommene 
Zahlung diefer Yorderung noch nicht geleiftet habe und durd den 
gerichtlichen Erlag des Forderungsbetrages per 2500 fl. allen Beth ei« 
Iigten die Geltendmachung ihrer Rechte auf denfelben gewahrt bleiben 
müſſe. Auch dieſe Anfiht ift unrichtig; die ©iltigfeit des Kauf ver⸗ 
trages vorausgefegt, durften der Verkäufer und Käufer allerdings feit: 
jegen, daß ein Theil des Kaufſchillings einer britten Perſon zu zahlen 
jei, gleichviel ob viefelbe gegen ven Verkäufer einen unbeftreitbaren 
Titel auf den beftimmten Betrag bereits befaß oder nicht. Glauben nun 
andere Perfonen ein Recht darauf zu haben, fo mögen fie ed auf 
dem Wege ber Execution oder durch vorfichtsweife Rechtsmittel, 3. B. 
Berbot gegen die Gattin des Verkäufers durchjegen; es befteht aber 
kein Geſetz, wonad in einem Rechtsſtreit dritter Perſonen, welche von 
ihr verſchieden find, die gerichtliche Depofition dieſes Kaufſchilli ngs- 
theile8 aus den Gründen des O. L. ©. begehrt und verfügt m erben 
könnte. Ad 3 bat das D. 2. ©. die eventuelle Erjagforderung des 
Klägers um die vorerwähnten 2500 fl. aus dem Grunde herabge- 
mindert, weil ber Kläger bisher nur 5500 fl. des Kaufſchillings ver- 
ausgabt habe und daher fein Schaden ſich aud nur auf dieſen le Bteren 
©lafer, Unger u. Walther Entf. VI. 14 
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Betrag belaufe. Allein der Kläger übernahm im Kaufvertrag auf Red- 
nung des Kaufpreifes von 8000 fl. die Dotalforberung ber Gattin 
des Verkäufers in fein Zahlungsverfprehen,; wenn er den Betrag 
derfelben bisher noch nicht gezahlt hat, fo kann er in jedem Augen⸗ 
bit auf deſſen Zahlung belangt, feine Schuld kann audy von ben 
Slänbigern der Gattin des Verkäufers und, wie die oberlandeögericht- 
lihen Gründe ausführen, von jenen des legteren in Anſpruch ge 
nommen werden. Durch das oberlandesgerichtliche Urtheil wirb ihm das 
Erſatzrecht in Betreff diefer 2500 fl. abgeſprochen, während er, wie 
eben bemerkt wurbe, anbererfeit8 von der Zahlung verjelben doch 
nicht entbunden wird. Diefen Erwägungen zufolge wurde das ober« 
gerichtliche Urtheil in allen von dem erftgerichtlihen Erkenntniſſe ab⸗ 
weichenden Punkten abgeändert und die Entſcheidung der erſten In⸗ 
ſtanz beſtätigt. 


Nr. 2916. 

Erecution zur Sicherſtellung von Aerarialforderungen. 

.vp. 18. Nov. 1867, Nr. 10129 (Beſt. des Decr. bed B. ©. Hernals 
N Salt aaa Mr. ng, Abünd. Nr Der. des O. L. ©, Wien v. 
9, Auguit 1867, Rr. 11767). ©. 3. 1868, Nr. 17. G. H. 1868, ©. 215. 

Zur Sicerftellung einer Erfagforberung bed allgemeinen Kranken⸗ 
hauſes zu Wien gegen bie Verlaſſenſchaft des B begehrte die Finanz⸗ 
procuratur in Vertretung des Krankenhausfonds bie Einverieibung des 
Pfandrechtes an ben Liegenschaften des Nachlaſſes und außerdem Ver⸗ 
bot und ſicherſtellungsweiſe Pfändung von deponirten Werthpapieren 
und Barſchaften des Verſtorbenen. Das Geſuch war lediglich auf 
das demſelben beigeſchloſſene Decret der n.ö. Statthalterei gegrundet, 
womit die Finanzprocuratur beauftragt wurde, bie einſtweilige Sicher⸗ 
ſtelluug der Erſatzforderung in dem „von der Staatsbuchhaltung er⸗ 
mittelten“ Betrag von 7468 fl. 291/, fr. in ber oben erwähnten 
Weile zu bewirken. Das in erfter Inftanz bewilligte Begehren wurbe 
vom D. 8. G. abgewiefen wegen Mangels einer bie Erfagforderung 
beweifenden Urkunde, wofür das vorgelegte Statthaltereibecret nicht 
angefehen werben könne. Bu 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte ben erſtgerichtlichen Beſcheid 
mit Berufung auf die geſetzliche Beſtimmung in lit. e des Hofdecr. 
vom 18. September 1786, I. G. S. Nr. 517 *). 


*) Sie lautet: Dem Fiscalamt könne auch in Folge bes $. 298 a. G. O. 
vor erfoigtem richterlichen Urtheil eine Execution nicht bewilligt werben; bie 
Sicherheit bes Aerariums aber könne auch ohne Ergreifung einer Erecution 
durch die in ber a. ©. O. vorgeiehenen Wege ber erbote, Sequeftrationen, 
Arreſte und anbermeitigen Sicherftiellungsmittel geſchehen, zu deren un 
fih das Fiscalamt lediglich durch Dartbunng hangender Ingquifitionen ober bur 
Borlegung ber Verorbnungen ber Hof- und Länderftellen zu legitimiren habe. 
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Ir. 2917. 


Bindication einer durch polizeiliches Einfchreiten aus dem Beſitz 
des Klägers in den Beſitz des Geflagten übergegangenen Sache. 


Entid..v. 14. Nov, 1867, Nr. 8249 (Beft. des Urth. des B. G. Mödling 
y. 5. April 1867, Nr. 571, Wbänd. des Urth. ded ©. 2%. ©. Wien vom 
24. Juli 1867, Mr. 9088). ©. 3. 1868, Nr. 5. 


Auf die Neclamation der B wurde von der Polizeibehörbe ein 
jeit jeh® Monaten von ihr vermißter Hund dem Beflger vesjeiben A 
abgenommen unb ihr übergeben, worauf A fie auf Herausgabe des 
Thieres oder Zahlung feines Werthes per 30 fl. belangte. Daß ver 
Hund durch ſechs Donate — bis zur Abnahme desjelben von Seite 
ber Behörde — im Befige des Klägers gewefen fei, ift unbeftritten. 
Der Kläger will nun das Thier im beiläufigen Alter von brei 
Monaten, aljo neun Donate vor ber Abnahme von X zum Geſchenk 
erhalten haben und berief fi, unter Anbietung des Erfüllungseides, 
auf das Zeugniß des X, welches in der That mit feiner Angabe 
übereinftimmt. Der Beklagten hingegen ftehen die Ausfagen der Zeugen 
Y und Z zur Seite, des Inhaltes, daß fie ven Hund als ein nod 
ganz Meines Xhier von Y zum Geſchenk befommen, und durch andert⸗ 
balb Jahre, bis er ihr — vor fehs Monaten — entwendet wurbe, 
befefien babe. Der Verſuch, das gegenwärtige Alter des Hundes durch 
einen Sachbefund feitzuftellen, fcheiterte an der gänzlihen Unbeſtimmt⸗ 
beit des Gutachtens der Experten. Die erfte Inſtanz wies ben 
Kläger ab, weil feinem Titel ein gleich ſtarker auf Seite ver Be: 
Hagten gegenüberftehe und demnach der legteren kraft des Beſitzes der 
Borzug gebühre (58. 373 und 374 a. b. G. 3.) Das O. L. ©. ent⸗ 
fhieb zu Gunſten des Klägers und bemerkte in feinen Motiven: „Da 
bei den einander entgegenftehennen Beweiſen beider Parteien das 
Eigenthum auf keiner Seite als erwiefen angefehen werden könne, fo 
müffe auf den legten Befig zurüdgegangen und ſonach das Recht des 
Klägers, welcher den Hund zuletzt ſechs Monate hindurd befeflen, 
als das ftärfere Recht anerkannt werben, und dies umjomehr, da 
er nah F. 323 a. b. ©. 8. nit einmal zur Angabe feines Titels 
verpflichtet war, feine Stellung im Proceß als Befiger, durch die 
unberedhtigte Abnahme des Hundes nicht verrückt werben fonnte und 
biefem Befiger gegenüber vie Beklagte irgend ein ſtärkeres Recht nicht 
dargethan habe.“ 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften In⸗ 
flanz. Gründe: Mit Bezugnahme auf die erftgerichtlichen, auf 8. 372 
a. 6. ©. 8. geftügten Entjheivungsgründe und in der Erwägung, 
daß die Bellagte durch die Ausfagen ihrer Zeugen vollſtändig be- 
wiefen bat, denfelben Hund, weldher dem Kläger am 15. Jänner 
d. 3. abgenommen und ihr übergeben wurde, bereit anderthalb Jahre 

14* 
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vorher als ein Geſchenk des Y beſeſſen und ſeit 6— 7 Monaten ver- 
mißt zu haben, feit welcher Zeit ſich das Thier im Beſitze des Klägers 
befunden hatte; daß in bie Unterfuhung der frage: ob und in« 
wiefern es in der Befugniß der Sicherheitöbehörbe gelegen war, ben 
Hund dem Kläger abzunehmen und die Bellagte wieder in deſſen 
Zefig zu fegen, bier nicht eingegangen werben Tann, daß ber Kläger 
das ber legteren abhanden gekommene Thier um dieſelbe Zeit, da es 
von ihr vermißt wurde, als Geſchenk, fomit ohne Entgelt und nicht auf 
eine Art, die ihn nah $. 367 a. b. ©. B. gegen den Eigenthums⸗ 
anfprud der Beklagten jchügt, überfommen hatte, konnte feinem Be⸗ 
gehren um NRüdftellung des Hundes oder Zahlung des Werthes nicht 
ftattgegeben werben. 


Nr. 2918. 


Nichtaufhebung der Proceßkoſten ungeachtet der Herabſetzung 
bed vom Kläger in Anfpruch genommenen Betrages. 
Entſch. v. 19, Nov. 1807, Nr. 9226, (Belt. bee dad ch. des G. Sterzing 


v. 27. Mai 1867, Nr. 1608, abänd. Urth. des 3 G. Innsbruck vom 
20, Auguft 1867, Nr. 2300). ©. 3.3 868, Nr. 9. 


Nr. 2919. 
Novation: Umwandlung einer Dotalfhuld in eine Wechſelſchuld. 
Entid. v. 19, Nov, 1007, Nr, oe. we ber 1 eihfiem! igen, IE Urth. Arc 


B. Gonobitz v. *. 1866 
vom 2, Mat 1607, , Yupuf 18 868, 3 b. Zeitſchr. J. ad 
eat 1 eo A 


Gegen die Klage der A wider bie Concursmaffe ihres Gatten 
B puncto Liquiderflärung einer Yorberung von 5000 fl. als Dotal⸗ 
forderung wurde vom Concurdmafjevertreter eingewendet, daß biejelbe 
nad ihrer Entftehung durch ein zwifhen den Parteien zu Stande 
gelommenes Wechjelgefhäft novirt worden fei. Beide Untergerichte, 
biefer Einwendung ftattgebenn, erfannten auf Liquidität der Forderung 
ale Wechſelforderung und der oberfte Gerichtähof verwarf aus ben 
nacdhftehenden Gründen die a. o. Reviſionsbeſchwerde der Klägerin: 
Da durch die Angaben der Klägerin felbft und bie nicht beanftänveten 
Ausſagen der Zeugen erwieſen ift, daß bei ihrer Berehelihung mit 
B nicht fie jelbft, fondern ihr Vater als britte Berfon bem B 
4000 fl. baar und nachträglich noch zwei Gtaatsobligationen im 
unwiberfprochenen Werthe von je 500 fl., zufammen alfo 5000 fl. ale 
Heiratsgut übergeben, demnach B in Semäßheit bes 8. 1227 a. 
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G. B. daran bereit® das vollfländige Eigenthum, fie aber nad 
8. 1229 ebendort nur einen bedingten Anſpruch darauf erworben 
und felbft diefen Anfpruch einverftändlih mit B in Folge des — 
von ihr an eigene Drbre auf B gezogenen und von ihm zur unbe: 
dingten Zahlung angenommenen — Wechſels in ein unbebingtes 
Wechſelrecht umgeänbert, auf biefe Weiſe aber nad ven 88. 1376, 
1377 und 1379 a. b. ©. 3. mit der Uebernahme der Zahlungs⸗ 
verbindlichleit von Seite ihres Ehegatten der Rechtsgrund und Haupt⸗ 
gegenftand der Forderung felbft verwechlelt und dadurch unter Be⸗ 
bebung ihres früheren Anſpruches auf das Heiratsgut mit ihm einen 
Neuerungsvertrag allerdings felbft begründet hat, jo mußte ihr 
Reviſionsbegehren verworfen werben. 


Nr. 2920. 


Mobiltarpfändung: Amtliche Erhebung des Umſtandes, ob die 
gepfändeten Sachen im Befige des Erecuten ſich befinden. 


zutid. br je. Key, 1867, Nr. 9506 (Beft. des bad Den. des H. ©. Prag 
v. 80 Mär 1807 Nr. 20101, au J er des DO. % 2% Brag vom 
(A Juni 1867, Nr. 1 G. 3. 1868, Nr. 58 

Auf Anſuchen der A —* wegen einer seitlichen Wechſel⸗ 
forderung von 1900 fl. wider Franz B sen. die executive Pfändung 
des dem Schuldner gehörigen Meobiliarvermögens bewilligt. Gegen 
den Bollzug der Pfändung beſchwerte fih Franz B jun. und deſſen 
Ehefrau, weil fie Befiger der Wirthihaft Nr. 68 in X feien, ges 
pfändete Gegenftänve, nämlich zwei Wirtbichaftswägen, ſechs Kühe und 
ein Baar Pferde zum Fundus der erwähnten Wirtbfchaft gehören und 
ungebührlic gepfändet wurden, und, ungeachtet die Beſchwerdeführer 
gegen die Vornahme der Pfändung Verwahrung einlegten, ber Amts- 
diener es unterließ, tie vorgefchriebene Inftruction einzuholen und die 
Eigenthumsausweiſe der Beſchwerdeführer im Pfänpungsprotofolle 
anzumerfen. Nach vorgängiger Erhebung des Thatbeſtandes verorbnete 
das O. 8. ©. die Abhaltung einer Tagfakung, zur Vernehmung 
fäammtliher Intereſſenten, nämlid der Erequentin, des Erecuten, der 
beiven Beſchwerdeführer, umter ven Yolgen des 8. 183 des Geſetzes 
über den fumntarifchen Proceß behufs Erhebung des Umſtandes, ob 
die gepfänbeten Gegenftände im Befige des Krecuten fi befinden, 
und ob fie ein ihm gehöriges Mobiliarvermögen find, oder ob fie ein 
Theil des fundus instructus der Wirthſchaft Nr. 68 in X feien, als 
deren bücherliher Befiger Sranz B jun. und deſſen Ehefrau vorge- 
fchrieben find, und fobann die ver Sachlage angemeflene Verfügung 
bezüglich des Pfändungsactes, weil, wie e8 aus den vorgelegten Acten 
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erhellt, im Orte X wei Individuen Namens Franz B, nämlich 
Franz B Vater und Franz B Sohn ſich befinden; weil als bücher⸗ 
licher Beſitzer der Wirthidajt Nr. 68 in X. wo auch die gepfän— 
deten Gegenſtände vorgefunden wurden, Franz B jun. und deſſen 
Ehefrau vorgeſchrieben ſind und weil wegen dieſes Umſtandes und 
vermöge der Eigenſchaft der gepfändeten Dbjecte es zweifelhaft er- 
ſcheint, ob dieſe Gegenſtände ein im Beſitze des Erecuten Franz B sen. 
befindliches Mobiliarvermögen oter ein Theil des fundus instructus 
der genannten Wirthſchaft feien, und meil es endlich die Sade der 
um die Bornahme der Pfändung requirirten Vollzugsbehörde ift, 
dafür Sorge zu fragen, Daß dieſe tem Gefege gemäß vollzogen 
werde. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Verorpnung des O. 2. ©. 
mit Yefthaltung der oberlandesgerihtlihen Gründe und in Erwägung, 
daß die Beftimmungen des Hofvecr. vom 29. Mai 1845, 9. ©. ©. 
Nr. 889, auf ven vorliegenden Yal nicht Anwendung finden, indem 
e8 hier nicht conftatirt erſcheint, daß tie gepfändeten Gegenftänve bei 
der Vornahme der Erecution im Befige des Schuldners angetroffen 
wurden und vielmehr die Eigenſchaft verfelben darauf hinmeift, daß 
die der Pfändung unterzogenen Objecte zu dem fundus instructus 
der Wirtbfchaft gehören, in deren Beſitz fi der Eohn des Schuldners 
Franz B jun. und feine Gattin befinden; taß Franz B jun. fhon 
bei ter Vornahme ter Pfändung feinen Beſitz hinſichtlich der frag— 
lihen Gegenſtände geltend gemacht hat, und daß ungeachtet der Er- 
bebung dieſes Anſpruches von Geite eines Dritten und ohne Ein: 
bolnng der entſprechenden gerihtlihen Entſcheidung über den Ere- 
cutionsftand die Pfändung fofort vollzogen worden it; daß baher 
bei dem beftehenten Zweifel über den Umftand, ob vie in die Pfän— 
dung einbezogenen Gegenftände zur Zeit ihrer Vornahme als im 
Befige des Schuldners oder einer dritten Perjon befindfih anzujehen 
find, die gerichtlihe Erhebung und Entſcheidung darüber im Sinne 
ber obergeridtlihen Verfügung ſich allertings als vollfemmen gefeglich 
gerechtfertigt darſtellt. 


Nr. 2921. 
Form der Verhandlung über die behauptete Erlöfchung eined 
Erecutiondrechtes. 


Entf. v. 19, Rev, 1867, Nr. 10026 20 (delt des dad Decret —F B. G. 

Karo inenthal v. 2, Juni 1867, Nr. 6660 ‚ abänd. Deer. des O. L. ©, Prag 
9, Auguft 1867, Nr. 227%). © . 3. 1868, Nr. 62, 

Das Geis des B um Aufhebung der dem A bewilligten 

Ereeution wegen inzwiſchen geleifteter Zahlung wurde vom Gerichte 
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erfter Inſtanz abgewiefen, weil es nicht angehe, ohne vorliegende 
und nebenher gehende Klage wegen Behebung der Erecution auf das 
Siftirungsgefuh die Einftellung der Execution zu verfügen. 

Diefer Abmeifungdgrund wurde von dem oberften Gerichtshof 
als unftatthaft erklärt, weil der Richter nad Vorſchrift des Hofs 
becretes vom 22. Juni 1836, 9. ©. ©. Nr. 145, in dem Falle, als 
der Erecnt durch vollfommen bemweifende Urkunden das von feinem 
Gegner verfchwiegene Spätere Factum, kraft welchem fein Erecutions- 
recht erlofhen ift, darzuthun vermödte, auch ohme eine förmliche 
Klage über ein mit der gedachten Urkunde belegtes Geſuch nah ge- 
pflogener Bernebmung der Parteien durch Beſcheid zu erkennen hat, 
ob e8 von ber ferneren Erecution abzufommen habe oder nicht. 


Nr. 2922. 
Vertretungsbefugniß der Notare im Proceß. 


Eutſch. v. 19. Nor. 1867, Nr. 10314 (theilweife Abänd. der Deer. ded 8. ©. 
Doberöberg dv. 28. Auguft 1867, Nr. 1756 und ded DO. L. G. Wien vom 
10. Sept, 1867, Ar. 16143). Zeitſchr. f. d. ofterr. Notariat 1868, Nr. 29, 

Der oberfte Gerichtehof hat aus Anlaß der von dem Notar 
A ale Mandatar überreihten Klage ver M'ſchen Erben, weldhe von 
beiden Untergerichten wegen umnterlaffener namentliher Anführung der 
Kläger und meil ter al& ihr Generalberollmädtigter einfchreitende 
Notar von der Parteienvertretung ausgejchloffen fei, a limine abge- 
wiefen worden war, erflärt, daß die Abweiſung wohl durch den 
erften, nicht aber auch durch den zweiten Grund gerechtfertigt fei, 
weil den Notaren die Parteienvertretung in Streitfadhen durch Die 
beſtehenden Borfchriften nicht unbedingt, fontern nur injoferne unter- 
ſagt ift, als fie in den Fällen, wo die Parteien eines Rechtsfreundes 
fi) bedienen müſſen, für viejelben nicht einfchreiten dürfen und über: 
haupt aus ber Parteienvertretung fein Erwerbsgeſchäft maden jollen, 
bier aber, wo es fih um einen mündlich vor einem Richter auf dem 
flahen Lande zu führenden Proceß handelt, tie Zuziehung eines 
Advocaten nit nothwendig und aud nicht erfihtlih ift, Daß ber 
Notar A, melder die Vollmacht der zerftreut wohnenden M'ſchen Erben 
zur Abhandlungepflege erhalten hat, aus der Parteienvertretung ein 
Geſchäft matt. 
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Nr. 2923. 


Competenz für Klagen auf Erfüllung des über eine Ltegen- 
Ichaft gefchloffenen Kaufvertrages. 


Eutſch. v. 19. Nop. 1867, bett. 10849 (Belt. ded Deer. des B. ©. Wiener 
Nenftabt v. 19, Auguft 1867 Abänd. des Derr. des O. L. G. 
ien v. 17. Gept. 1867, Nr. 16716). ©. H. 1868, &. 55 uud 106. 

A wurde von dem O. L. ©. mit feiner beim forum rei sitae 
angeftellten Klage gegen B auf Herausgabe eined von B ihm ver: 
fauften Haufes und Gewährung der bücherlichen Anfchreibung gegen 
Zahlung des vom Kläger noch geichuldeten Kaufſchillingsreſtes ab⸗ 
und an bie Perfonalinftanzg tes Beklagten gewiefen, weil mit ber 
Klage vie Mebergabe in den bücherlichen Beſitz und die Ausſtellung der 
hiezu erforderlichen Urkunde, ſomit nur eine Leiſtung von dem Be⸗ 
klagten gefordert wird (88. 49—52 I. N.). 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte bie aufrechte Klagverbeſchei⸗ 
bung der erſten Inſtanz, weil die Klage die Erlangung eines bing- 
lihen Rechtes an einem unbeweglihen Gut zum Gegenftande bat und 
demnach die Vorſchrift des F. 52 9. N. zur Anwendung kommt. 


Nr. 2924. 


Auslegung eined Bertraged: Verpfändung von Sagpoften mit 
der Bedingung, daß die Afterpfandfchuld nur nah Ylüffig- 
machung der Hauptforderung zu zahlen fei. 
vu 8 ‚2. aaRob. 1867, Nr. 7503 (Beft. des das Urth. des . ®ien 
oh 866, De: 54682, abänd. u Eib. Be 8O. 8. Serb. 21. Bat 
867, Nr. 5216). ©. A 1868, Sir 2. 

A batte Mr B mehrere Zahlungen geleiftet, und Letzterer mit 
Urkunde v. 9. Februar 1865 ihm zu feiner Sicherheit für feine dies⸗ 
fällige Forderung von 12.000 fl. das Pfandrecht an mehreren zu 
feinen, des B, Gunſten auf einem Haufe pfanpmeife einverleibten 
Forderungen eingeräumt, jedoch zur Zahlung der 12.000 fl. ſich erft 
dann verpflichtet, wenn gedachte Satzforderungen buch Feilbietung 
des erwähnten Haufes flüffig würden, wobei er e8 fi jedoch ange⸗ 
legen fein lafjen werde, bie Feilbietung möglichft zu befördern. Auf 
Grund diefer Urkunde belangte A am 24. Auguſt 1865 den B auf 
Erwirkung der erwähnten Feilbietung binnen einer vom Gerichte zu 
beftimmenden Friſt, und — bei frucdhtlofer Verftreihung derſelben — 
auf Zahlung ver 12.000 fi. ſelbſt. Er führte dabei an, daß am 
9. Februar 1865 fon die von einem Dritten erwirkte executive Feil⸗ 
bietung bes Hauſes im Zuge war, Geklagter aber, ftatt fie zu beför- 
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dern, fie vielmehr verzögert habe, indem er bei felber — 26. Mai 
1865 — den Erecutionsführer, der zugleich Kaufluftiger war, bewog, 
die Feilbietung verfhieben zu laſſen. Im Berfolge der Verhandlung 
brachte er audy an, daß für B auf der einen Hälfte des Haufes ein 
vertragsmäßiged, auf der zweiten ein erecutived Pfandrecht bafte, 
ſomit B in der Lage fei, felbft die Feilbietung zu Stande zu bringen. 
B entgegnete, daß er ben Erecutionsführer zum Wbftehen von ver 
dritten Feilbietung berebete, weil felber nur ein ſehr geringes Anbot 
als einziger Käufer machen wollte, bei welchem die dem A verpfän« 
deten Yorberungen ganz leer ausgegangen wären; daß aud bisher 
fi keine Gelegenheit bot, im Wege eines freiwilligen ober zwang⸗ 
weiſen Verkaufes einen foldhen Erlös zu erzielen, daß diefe Forderungen 
berichtigt werben fünnen, was dod durch die Urkunde v. 9. Februar 
1865 beabfihtigt gewejen fei; daß er nur verfprochen habe, vie Be- 
förderung der Yeilbietung ſich angelegen fein zu laflen, nicht aber 
legtere zu bewirken; envlih daß Kläger Feine Zahlung begehren 
Tonne, jo lange die Forderungen nicht flüffig geworden jeien. Die 
erfte Inſtanz wies den Kläger ab. Gründe: Der Bertrag muß 
nah 8. 914 a. b. ©. 8. dahin auögelegt werben, daß der Geflagte 
jedenfall nur eine Feilbietung des Haufes zu befördern hatte, wo⸗ 
durch die fraglihen Sasgpoften flüffig gemacht, nämlich ausbezahlt 
werben ; denn hierauf war doch die Mare Abfiht der Compacifcenten 
gerichtet. Eine Feilbietung herbeizuführen, wodurch die Sappoften leer 
ausgehen würden, lag gewiß nicht in der Abficht der vertragſchließenden 
Theile. Schon deshalb Tann niht nad 8. 904 a. b. ©. B. zur 
Beftimmung einer riterlihen Frift zur Bewirtung ver Feilbietung 
überhaupt gefehritten werden. Wenn aber auch jener Erklärung biefer 
Sinn nit beizulegen wäre, fo will der Kläger mittelft feines Be- 
gehrens erwirken, daß ber Öellagte nicht blo8 angehalten werde, bie 
Bornahme der Feilbietung, fondern legtere felbft herbeizuführen. Dazu 
bat aber der ©ellagte in feiner Schulverflärung ſich keineswegs ver- 
pflichtet, fondern nur fein Beftreben erflärt, die Weilbietung zu be= 
fördern. Das Slagebegehren ift daher in biefer Richtung keines⸗ 
falle dem Bertrage entſprechend geftellt und konnte nah 8. 904 
a. 5b. ©. 3. zur Bewirtung ver Yeilbietung fein Auftrag ertheilt 
werden. Auch der zweite Theil des Klagbegehrens ift nicht in ber 
Schulverflärung begründet, nachdem nad) derfelben die Zahlung jeden⸗ 
falls erft dann geleiftet werben ſoll, wenn bie verpfändeten Sap- 
poften durch Weilbietung des Haufes flüffig werden. Der Zahlungs- 
termin Tann demnach erft nad ftattgefundener Weilbietung eintreten. 
Das D. L. ©. verurtbeilte ven B, binnen acht Monaten die executive 
Beilbietung zu bewirken, ober nah fruchtlofem Berftreihen dieſer 
Friſt Die 12.000 fl. zu zahlen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten 
Inſtanz. Gründe: Unbeftrittenermaßen hatte der Kläger von bem 
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Geflagten bereit am 9. Februar 1865 den Betrag von 12.000 fi. 
zu fordern, worüber biefer ihm bie ber Klage angefchloffene Urkunde 
auöftellte. Bei diefem Sachverhalte kann der Sinn der letteren nur 
dahin aufgefaßt werden, daß Kläger dem Geklagten gegen Berpfän- 
dung der Sapforderungen desfelben mit der Zahlung noch zumarten 
wolle, bi8 verfelbe dur die Yeilbietung des ihm verpfändeten Haufes 
etwa zu Zahlungsmitteln gelange, welche Feilbietung damals im Zuge 
war und welde ber ©eflagte zu befördern veriprab. Man kann 
daher nicht annehmen, daß der Kläger es darauf anlommen laffen 
wollte, daß die Weilbietung und fomit der Zeitpuntt, wo er Zahlung 
begehren konnte, ganz dem Belieben des Geklagten ober dem Zufalle 
der Erecutionsführung eines Dritten anheimgeftellt bleibe, ſondern 
der Geklagte hatte ſich zu verwenden, daß es zur Yeilbietung komme, 
die er burch feine theils erecutiv einverleibten, theils pfandrechtlic 
baftenden Forderungen herbeiführen fonnte, und feine Erflärung vom 
9. Februar 1865 tft dahin auszulegen, daß er ſogleich oder mindeſtens 
in einer vom Gerichte zu beftimmenven Frift (8. 904 a. b. ©. 9.) 
das Haus zur Feilbietung bringen wolle. Thut er diejes nicht, fo ift 
er ded Zahlungsauffchubes, welcher ihm durch Zumarten mit der rich- 
tigen Forderung bis zur Realifirung feiner Sappoften durch Yeil« 
bietung des Hauſes gewährt wurde, verluftig und er bie Zahlung 
ohne Weiteres zu leiften jchuldig. Auch die von der zweiten Inſtanz 
bemefjene Frift fand ver oberfte Gerichtshof ganz entiprechend. 


Nr. 2925. 


Collifion des geſetzlichen Pfandrechted des Beſtandgebers mit 

anderen Pfandrechten: Nachträgliche Ausdehnung des erfteren 

auf von einem Dritten in der Wohnung ded Miethers ge- 
pfändete Eachen. 


Entid. v._20. Nov. 1867, Nr. 9654 (Veit. des das Decr. des B. ©. Lem⸗ 
berg v. 17. Dec. 1866, Kr. 25681, aband. Decr. des DO. 2. G. Lemberg vom 
22, Juni 1867, Nr. 14380). ©. 9. 1868, ©. 142. 

A, welcher gelegentlich ver Ueberreihung feiner Miethzinsklage 
gegen C tie Beſchreibung von einem Theil der in der Wohnung bes 
Miethers befinnlihen Mobilien erwirkt hatte, begehrte einige Zeit 
nachher, während bes Zinsproceſſes, dem B gegenüber, bie Ausdehnung 
feines geſetzlichen Pfandrechtes auf die früher nicht befchriebenen Fahr⸗ 
nißftüde tes C, welche B no vor Anftellung der Zinsklage des 
A für feine Forderung gegen C im Erecutionswege gepfänbet und in 
des Legteren Verwahrung gelaflen hatte, und die Kinräumung bes 
Borzuges ſeines gejeglichen Pfantrechte® vor dem prätorifhen bed B. 
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Das Geriht erfter Inſtanz fand den Beweis des Umſtandes, Daß 
biefe Mobilien zur Zeit der Ueberreichung der Zinsklage des A in 
der Wohnung des C vorhanden waren, dadurch hergeitellt, daß laut 
des Protofolles über die auf Anſtehen des B vollzogene Pfändung 
diefelben dem fortan in der Wohnung des A verbliebenen C in Ge⸗ 
wahrfam gelafjen worden waren, und bewilligte demnach das Geſuch 
des A, welches vom D. L. ©. abgewiejen wurde. 

Der oberite Gerichtshof beftätigte Die obergerichtlihe Entſchei— 
bung, weil viefelbe, ta überhaupt nicht vorliegt und namentlid aus 
dem Protofole ver für B vollgogenen Pfändung nicht erhellt, reſp. 
geichloffen werden darf, daß die für B gepfündeten Sachen zur Zeit 
der Binsllage des A in der Wohnung des C ſich befanden, durch 
8. 1101 a. 6. ©. B. und das Hofteer. v. 5. Nov. 1819, 9. ©. ©. 
Nr. 1621, geredtfertigt ift. 
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Nr. 2926. 


Haftung der Badeanſtalt für dem Badegaſte widerfahrene Ent- 
wendimgen. 


Entid. v. 21. Nov. 1867, Nr. 9154 (Beft. des das Urth. des B. G. Land⸗ 
ftraße in Wien v. 12. Juli 1867, Nr. 11194, abänd. Urth. de D. L. ©. 
Wien v. 4, Sept. 1867, Mr. 14948). ©. 3. 1868, Nr. 58. 

A flagte witer die Actiengefellihaft einer Badeanſtalt auf 
Zahlung von 80 fl. 40 kr. als Schadenerfag für eine ıhm aus dem 
verfperrten Käſtchen der Badecabine entwenvete Uhr und Gelpbaar- 
haft. Zur Rechtfertigung feines Anſpruches führte der Kläger an, 
daß eine in der Babdeanftalt angefchlagene gedrudte Aufforderung die 
Badegäſte erinnere, fie follen ihre Wertbfachen in dem Käftchen ber 
Auskleidecabine verfperren und den Schlüffel entweder ſelbſt bewahren 
oder dem Babediener geben; daß in jever Cabine zwei derlei Käſtchen 
vorhanden ſeien, welche mit einem Schlüffel aufgeiperrt werben können, 
und daß bei der Rückkehr aus dem Babe die obigen Werthgegen- 
ftände ſammt dem zweiten in der Cabine gewejenen Badegaſte ver- 
ſchwunden feien. Die Beklagte widerſprach ein Verſchulden und be- 
merkte, daß das Verhältniß blos ald Miethe, und die in das Käſtchen 
hinterlegten Saden nit als zur Obforge in die Verwahrung ber 
Anftalt übergeben anzufehen ſeien; daß die SS. 964, 966 und 970 
a. b. G. 8. bier nit anmwentbar und eine blos ſymboliſche oder ftill- 
ſchweigende Uebergabe, inven eine phyſiſche Uebergabe wohl möglich 
war, nicht genügend fei; taß turd die Empfangnahme des Schlüſſels 
no feine Haftung von ter Anſtalt für Saden übernommen werde, 
die gar nicht gefehen werden; daß vie in den Cabinen angeheftete 
Kundmachung blos eine Warnung vor freiem Liegenlaffen der Werth- 


fahen und das Anerbieten fei, tem Badegaſte eine VBerlegenheit wegen 
des Ehlüffels zu erfparen; daß in der Gleichartigkeit der Schlüffel 
fein Verſchulden liege und nicht bewiefen fei, daß eben dadurch ber 
Schade entjtanden fei, indem die Aufiperrung des Käſtchens auch mit 
einem anberen Werkzeuge ald dem Schlüffel des zweiten Bapegaftes 
bewirkt worden fein könne, und daß liberhaupt das Hineinlegen der ver- 
ſchiedenen Werthjachen mit nichts dargethan ift. — Das Gericht erfter 
Inftanz bat da8 Begehren abgewiefen, weil ein Verwahrungsvertrag 
nicht vorliege und audy der Beweis fehle, daß gerade daraus, daß ber 
zweite Babegaft mit dem Schlüffel zu feinem Käſtchen auch jenes bes 
Klägers aufs und zufperren konnte, der Echade des Klägers entflanden 
fei, und es auch nicht al8 ein Verſchulden der beflagten Geſellſchaft 
angeſehen werben könne, daß fie nicht jedes Käftchen mit einem ohne ein 
ungewöhnliches Hilfsmittel nicht auffperrbaren Schloffe verſah oder die 
Käftchen dritten Perjonen ganz unzugänglich machte; weil alfo nicht 
bargethan ſei, daß der Schade durch die Art des VBerfchluffes ent- 
fland und die Pflicht des Scharenerfages nur dadurch bedingt jet, daß 
ber Schade aus dem Berfchulven der Beklagten entfprungen fei, welches 
jevoh bier nicht vorliege. — Das D. 8. ©. hat den Erfag von 
dem Beweiſe durch den zurüdgefchobenen Haupteid über vie Hinter- 
legung und Berjperrung der Effecten und Uebergabe des Schlüffels 
an den Diener, dann vom Schätungseide abhängig gemadıt, indem 
ein Berwahrungsvertrag und Berfchulden angenommen und hervor= 
gehoben wurde, daß in olge der obigen Kundmachung zwifchen dem 
Babegafte und der Babeanftalt ein Berwahrungsvertrag, und zwar 
nicht nur bezüglid bes Schlüſſels, fondern auch bezüglid ber mit 
bemfelben verfchloffenen Sachen zu Stande komme (957 a. 6. ©. B.), 
und zwar letzteres deshalb, weil es als allgemein verftänplich ange: 
nommen werden müfje, daß Jeder, der den Schlüffel eines verichlof- 
fenen Raumes einem anderen zur Verwahrung übergibt, hiedurch auch 
bie verfchloffenen Sachen felbft zur Obforge übergeben will und weil 
auch bei Berwahrungsverträgen, mit Rückſicht auf (8. 966 a. 6. ©. 2. 
eine ſymboliſche Uebergabe geftattet fei; daß daher die beflagte Ge» 
ſellſchaft nah 8. 964 a. b. ©. B. und nah der unverlkennbaren 
Analogie des $S. 970 a. b. ©. 3. für jeden durch Bernadhläffigung 
der pflihtmäßigen Obforge dem Babegafte zugegangenen Schaben 
baftet ; daß eine ſolche Vernachläſſigung darin erfannt werden müſſe, 
daß vie beiden in einer Cabine befinplichen Käftchen mit vemfelben 
Schlüffel geöffnet werden können, da die Anftalt dafür Sorge zu 
tragen hat, daß der Badegaft, wenn er der Aufforderung nachkommt, 
mit voller Berubigung feine Sachen im Käſtchen zurüdlaffen könne, 
und fonft der Zweck, zu welchem die Käfthen beftimmt find, ganz 
vereitelt wird, und wenn auch die Babeanftalt nicht verpflichtet ift, 
für jeden Badegaſt feuer- und einbruchfihere Caſſetten mit finnreidh 
conftruirten Echlüffeln zu beftellen, doch wohl foviel gefordert werben 
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kann, daß bie beiden Käftchen einer und berjelben Sabine nicht mit 
dem gleichen Scloffe verjehen feien; daß daher anf ben obigen 
Haupt: und Schätzungseid erfannt werden mußte. 

Der oberjte Gerichtshof beftätigte da® Urtheil des O. 8. ©. 
aus deffen Gründen. 


Nr. 2927. 


Verführung a aubenehe em Beifchlaf? 


Entſch. v. 21. Nov. 1867 6 (Be eft. deö das —— * 
Bubolphäwerti 5. 10. anf 1866, I. 08, bin. Art, en D 
Graz dv. 15. Mai 1867, Nr. 4546), G 

Die A klagte wider B auf Anerkennung ber — Ali⸗ 
mentation und Erſatz der Entbindungs-, Wochenbettd- und Krankheits⸗ 
toften. — Das Seat erfter Inſtanz erlannte bedingt nad) dem Be⸗ 
gehren. — Das O. L. ©. hat das Begehren hinfichtli der Entbin- 
dungs⸗, Wochenbetts- und Krankheitskoſten unbedingt abgewiefen, ' weil 
nah $. 1328 a. 6. ©. B. nur Derjenige, welder eine Weiböperfon 
verführt, die Koften der Entbindung und des MWochenbettes zu be- 
zahlen habe, und nad) den obwaltenden Umftänden ſich keineswegs 
annehmen laffe, daß der Beklagte die Klägerin zum Beifchlaf ver- 
führt, d. 5. durch Verſprechungen und Borfpiegelungen verleitet habe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtheil, 
weil die Klägerin felbft ven Umſtand angegeben bat, daß fie am Abende 
ber vom Bellagten angeblich mit ihr gepflogenen fleifchlihen Bei⸗ 
wohnung, nad dem Abgehen der übrigen Gäfte und nad ber Ent- 
fernung der Kellnerin mit ihm eigenwillig allein im Oaftzimmer ver- 
blieben war, und meil fie die vom Bellagten vorgebrachte Einwendung, 
daß fie Schon früher ein unehelihes Kind geboren, ftillfehweigend an⸗ 
erfannt hat, daher unter folhen Berbältniffen von einer Verführung 
der Klägerin im Sinne des 8. 1328 a. b. ©. B. und von einer 
davon abgeleiteten Zahlungsverpflichtung des Beklagten feine Rebe 
jein kann. 


Ir. 2928. 


Außergerichtliches Geſtändniß: Erklärung vor der Nachlaf- 
abhandlungsbehörde. 
—38 v. a Dat. 1867, Nr. 9896 (Beil. des das Urth. des B. G. Laibach 


b, Juli 1867, Nr. 10188, abänd. Urth. des O. L. G. Graz v. 28, Anguft 
1867, Nr, 9297). G. H. 1868, Nr. 50, 


A, Mebernehmerin der Berlaffenfhaft des M, belangte bie B 
als Uebernehmerin ter Berlaffenfhaft de8 N auf Zahlung des aus 
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dem Geſchäftsverkehre der beiden Erblaſſer für den M verbliebenen 
Guthabens von 150 fl. Zum Beweife der Forderung wurde von 
der A 1. das geridhtlihe Protofoll der N'ſchen Berlagabbandlung 
producirt, worin die Erklärung der B, daß fie der A die 150 fl. 
ſchuldig fei, enthalten ift, und 2. verfelben der Haupteid darüber auf- 
getragen, daß fie in einem Gefpräcd mit ver Klägerin eingeftand, ihr 
einen Rechnungsſaldo von 150 fl. ſchuldig zu fein und deflen Zahlung 
verſprach. Die erfte Inſtanz erblidte in dem Beleg ad 1 ven vollen 
Beweis der Klagforderung und verurtbeilte die B ohne Weitered zur 
Zahlung, weil da® durch das Abhandlungsprotokoll als öffentliche 
Urkunde außer Zweifel geftellte Geſtändniß der B von ihr auf Be- 
fragen des Abhandlungsrichters abgelegt wurde, welcher desfalls em 
Intereffe hatte, die Wahrheit zu erfahren, da er den Schuldenftand 
der Verlafienfchaft kennen mußte, um die reine Verlaſſenſchaft zu ent- 
ziffern, mithin das Geſtändniß ber B alle gefeglichen Erfordernifſe 
eines außergerihtlihen ($. 110 a. G. D.) an fi hat. Das O. L. ©. 
begnügte ſich nicht damit, weil nur das über Thatfadhen, nicht aber 
das über ein Schuldverhältniß abgelegte Geſtändniß beweisträftig fei 
und erfannte auf den vorhin ad 2 angeführten Hanpteid. 

In Uebereinftimmung mit der Anfiht des DO. 2. ©. beftätigte 
der oberfte Gerichtshof dad Urtheil der zweiten Inſtanz. 


Nr. 2929. 


Faſſung des Haupteides über den Erxbichaftdantritt der be- 
Hagten Erben. 


Entid. v. 26. N —* Rı. TED (Ben. des das Urth. des B. G. As 
ER 60, abänd. urth, bed D.2. ©. zei 9 
Nr. 10) Ze d. Trib. 1868, Wr. 13, ©. 3. Kr. 15. 

A, Gläubiger des verftorbenen M, belangte vie ſechs Kinder 
und die Witwe des Verftorbenen auf Zahlung feiner Yorderung, und 
trug ihnen, da fie den Erbichaftsantritt leugneten, den rückſchiebbaren 
Haupteid darüber auf, „Laß die Erbidaft des M mit Eingabe vom 
1. December 1855 von ven ſechs belangten Kindern zu gleichen 
Theilen angetreten worden fei, und baß mit berfelben Eingabe bie 
Witwe ded M den Nuggenuß des fechiten Theiles ver Erbſchaft auf 
Grund der gefeglihen Nachfolge angenommen habe“. Auf viefen 
Ein erfannte die erfte Iuflanz und verurtheilte die Beklagten bedingt 
zur Zahlung, wogegen das DO. 2. ©. mit Befeitigimg des Eides die 
Klage unbedingt abwies. 

Der oberfte Gerichtehof beftätigte das Urtheil der zweiten In- 
ſtanz. Gründe: Wenn aub für den Eintritt der in den 88. 801 
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und 802 a. b. ©. 2. bezeichneten Folgen der Erbserllärung bie 
Annahme verjelten von Seite des Richters nicht als nothwendig an- 
geſehen und durh ten vom Kläger aufgetragenen Haupteid die That: 
jahe der von den Bellagten vor dem zuftändigen Abhanblungsgerichte 
abgegebenen Erböerklärung zur Verlaſſenſchaft des M erweislich fein 
würbe, jo wäre damit nody immer nicht bewiefen, daß die Beklagten 
ben Verftorbenen vorftellen, weil aus ihrer angeblichen Erbserklärung 
(nad der Faſſung des Haupteides) nicht zu entnehmen ift, ob die— 
jelbe mit den Erforbernifien der SS. 799 und 800 a. 6. ©. 2. 
verſehen war, ohne welde fie nah 8. 122 des Gejeges v. 9. Auguft 
1854 vom Richter hatte zurüdgewiejen werben müſſen. 


Nr. 2930. 


Berbost: Unzuläffigkeit des Nachweifes der Forderung durch 
Zengen. Befcheinigung der Gefahr. 

. dv. 26, Nov. 1867, Nr. 10466 (Bet. des das Deer. des B. ©. Cilli 

et. 1867, Nr. 8977, abänd. Deer. des O. 2. ©. Graz v. 24. Expt, 
867, Nr. 10981). ©. 3. 1868, Rr. 80. 

A batte ven B auf Zahlung eines Kaufſchillings belangt, und 
bie in Folge Beiurtheild vernommenen zwei Zeugen hatten die An— 
erkennung ber Forderung des A durch B beftätigt. Nun bat A um 
Berbot auf eine dem B bei einem Dritten zuſtehende Forderung, weil 
B nit in der Provinz wohnhaft fei und außer biefer Yorberung 
fein Bermögen befige, welches Verbot in erfter Inſtanz ohne Wei- 
teres bewilligt wurde, in zweiter jedoch nur gegen Caution, in ber 
Erwägung, daß der BVerbotswerber feine feine fraglihe Forderung 
ausweiſenden Urkunden beigebracht hat, indem Zeugenverhöre, worüber 
erft das Enderkenntniß erfolgt, jelbftverftändlih als folde nicht an- 
zuſehen find, demnach eine bevingungslofe Bewilligung gefeglih nicht 
gerechtfertigt werden kann. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſe Entiheidung, da das 
Geſetz im 8. 284 a. ©. O. zur Bewilligung des Verboies bie 
Beibringung von Urkunden fordert, welde die Forderung vollitändig 
beweifen, diefer Vorſchrift des Geſetzes durch die vorgelegten Zeugen- 
ausfagen nicht entiproden, übrigens aber auch ber Bebingung des 
S. 283 a. ©. D. dur die bloße Angabe, daß ber Schuldner kein 
zur Berichtigung der eingellagten Forderung hinlängliches Vermögen 
befige, mit Rädficht auf das Hofvecr. v. 15. Jänner 1789, 3. ©. ©. 
Nr. 954, nicht genügt ift. 


€ 
». 3. Geht. 190 
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Nr. 2931. 


Verant wortlichkeit des Richters für geſetzwidrige Entjcheidungen, 
welche der Betheiligte nicht angefochten hat? 

Entſch. v. 26. Nov. 1867, Nr. 10668 ufte. des Decr. DEE O. L. ©, Zara 
v. 26. Sept. 1867, Nr. G. 3. 1868, Ar. 15, 

In einem ſummariſch —— Rechtsſtreit trug der Kläger 
dem Beklagten einen referiblen Haupteid auf; der Delat unterließ, ſich 
zu erklären, ob er ven Eid annehme oder zurückſchiebe. Anftatt nach 
8. 36 des Geſetzes über den fummarifhen Civilproce& nur auf den 
Eid des Delaten zu erfennen, behandelte das Gericht erfter Inſtanz 
in feinem Urtbeil den Eid ale rüdfchiebbar. Auf die Appellation 
des Beklagten wurde vom D. 2%. ©. das klägeriſcherſeits nicht ange- 
fochtene Urtbeil mit Berufung auf den citirten $. 36 aufgehoben, dem 
Gericht erfter Inftanz die Füllung eine neuen Erkenntniſſes aufge⸗ 
tragen und nad $. 345 weitgal. G. O. der Erfag ber den Parteien 
durch die Verzögerung verurfahten Schäden und Untoften auferlegt. 

Gegen diefen legten Punkt recurrirte das Gericht erfter In⸗ 
ſtanz an den oberften Gerichtshof, weldyer die Verfällung besfelben 
zum Schaden: und Koftenerfag in der Erwägung befeitigte, daß durch 
die irrige Anwendung des Geſetzes an fi noch nicht jenes offen- 
bare Verſchulden begründet wird, welches im 8. 345 weftgal. ©. O. 
voraudgefegt if, um dem Richter ven Schaden- und Koſtenerſatz 
auftragen zu müſſen; dag nad 8. 3 der faif. Verordn. v. 12. März 
1859, R. ©. BI. Nr. 46, der Richter für Entfheidungen in Partei: 
ſachen, in welchen vie Beſchädigten durch Rechtsmittel den erlittenen 
Nachtheil felbft hätten abwenden oder deſſen Gutmachung bewirken 
können, nicht verantwortlich ift; daß der vom DO. L. ©. angeführte 
Nullitätsgrund in der erftgerichtlich dem Bellagten eingeräumten Be— 
fugniß zur Zurüdihiebung des ihm aufgetragenen Haupteides befteht, 
der Kläger aber in ver Rage war, durch Ergreifung der Appellation 
den Gegner diefer Befugniß zu entkleiden, mithin, ba er e8 bei dem 
erftgerihtlihen Erfenntniffe bewenden ließ, der Richter dafür nicht zur 
Verantwortung gezogen werden durfte. 


Nr. 2932. 
Novation einer Liedlohnsforderung : Einfluß auf die Competenz. 
Entid. v. 26, De. 1867, Nr. 1 —— zes a a D. 2. G. 
Junsbruck v. 1. Anguft 1807, ar Nr. 16. G. H. 


A belangte feinen vormaligen Dienfbermn B auf Zahlung von 
40 fl. Aus der Streitverhandlung ergab fi, daß der Bellagte, 
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welcher ven Kläger für 5'/, Monate als Dienftboten aufgenommen 
batte, nach Verlauf von 40 Tagen feit dem Eintritt des A demfelben den 
Antrag machte, einen Gulden für jeden Tag ver abgelaufenen Dienft- 
zeit zu zahlen, wenn er bereit wäre, fofort aus dem Dienfte zu 
treten und baß der Kläger Tags darauf ohne Weiteres dad Haus 
feines Dienftgebers verließ. Diefer Sachverhalt liegt dem Klag⸗ 
anfprudh de8 A zum Grunde. Das Gericht erfter Inſtanz erkannte 
nah dem Slagbegehren unter der Bedingung, daß der Kläger mit 
bem Erfüllungseid beihwöre, vom Beklagten nah 40 Tagen mit dem 
Beriprehen der Zahlung von 1 fl. per Tag für die in feinem Dienft 
zugebradhte Zeit verabſchiedet worden zu fein. Auf die Appellation 
des Bellagten wurde vom O. % ©. mit Berufung auf die provifos 
riſche Dienftbotenorbnung für Tirol und Vorarlberg, vom 14. März 
1857 (Landeöregierungsblatt für Tirol und Vorarlberg II. Abtbei- 
lung, Nr. 6), $. 41, wonach „Streitigleiten zwifchen Dienftgebern 
und Dienftboten, welche aus dem Dienftverhältniffe oder dem Lohn⸗ 
vertrage hergeleitet und während des Beſtandes des WDienftverhält- 
niffe8 oder wenigftens vor Ablauf von 30 Tagen, feit das Dienft- 
verhältnig aufgehört hat, angebradt werden, von ber politifhen Be⸗ 
börde zu verhandeln und zu entfcheiden find, und nur Streitigkeiten, 
bie nach Berlauf dieſer Frift erhoben werden, zur orventlihen Amts» 
handlung der Gerichtsbehörden gehören”, — die bereitd am 22. Tage 
nah dem Dienftaustritt des A angebrachte Klage unter Aufhebung 
bes erfigerichtlihen Urtheils und des ganzen Streitverfahrene ab- und 
ber Kläger angewieſen, feine Anfprüche vor ber zuftändigen Gemeinde⸗ 
behörde geltend zu machen. 

In Erwägung jedoch, daß die von A begehrten 40 fl. nicht eine 
reine Liedlohnsforderung, jondern die Gelbfunmme darftellen, welche 
der Bellagte angebli opfern wollte, um ſich fofort des Klägers 
als Dienftboten zu entlevigen, daß demnach tie angebrachte Klage 
fih nit auf einen Lohnvertrag gründet und folglih auch nicht ber 
Norm des 8. 41 der citirten Dienſtbotenordnung zu unterftellen ift, 
jondern zur Competenz der Gerichtsbehörde gehört — hat der oberfie 
Gerichtshof anf den Recurs des Klägerd — in Uebereinftimmung 
mit der über die Competenzfrage eingeholten Anficht des Minifterinms 
bes Innern — ben obergeridhtlihen Erlaß aufgehoben und ber 
zweiten Inſtanz die meritorifhe Proceßentſcheidung aufgetragen. 


Glafer, Unger u. Walther Sntih. VI. 15 
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Nr. 2933. 
Erſatz des durch eine Sequeftration zugefügten Schadens. 


—8— v. 27. Nov. 1867, Nr. 9701 (Abänd. der Urth. des B. G. Kufſtein 
v. 3, März 1867, Nr. 72 und des DO. 8. ©. Innöbrnd v. 4, Juli 1867, 
Nr. 1636). ©. 3. 1868, Nr. 29, 

B hatte wider A eine Klage angebradt, weil verfelbe ihn 
durch Eingriffe in einen von ihm factifh benügten Steinbruch im 
feinem Befige geftört hatte, dabei obgefiegt und, weil A fortfuhr, 
daſelbſt Steine zu brechen und fi zuzueignen, auch die Sequeftration 
des Steinbruches und der no vorhandenen Steine erwirkt. Zugleich 
hatte er mit Klage die Anerkennung feines ausjchlieglihen Rechtes 
bes Steinbrechens begehrt, womit er zwar in erfter und zweiter 
Inftanz obfiegte, jedoch in dritter Inftanz fachfällig wurde. Nun be- 
langte A den B auf Erſatz des Schadens, welcher ihm durch Die 
Sequeftration, bie fi jetzt als nicht im Rechte begründet darſtelle, 
zugefügt wurbe, und des entgangenen Gewinnes. — Die erfte Inftanz 
erfannte auf mehrere Beweife zur Ermittelung des Schadens. — Das 
D. 8%. ©. verurtheilte den B ohne Weiteres zum Schadenerfag. 
Gründe: Die Sequeftration wurde nit im Sinne bes 8. 387 
weftgal. ($. 292 a.) ©. D., wegen ftreitigen factifhen Beſitzes, der 
ja im Befisftörungsverfahren bereitö dem B zugeſprochen war, fondern 
im Sinne des $. 388 weftgal. ($. 293 a.) ©. O. bewilligt, 
indem B bamald mit Klage das zu jener Zeit von dem heutigen 
Kläger befeffene Steinbruchsrecht felbft in Anfpruh nahm. Während 
die Sequeftration aus dem 8. 387 gegen ben unterlegenen Seque- 
ftrationswerber feinen Anſpruch auf Schadenerfag begründet, weil, 
fo lang ber DBefig, ber dadurch momentan beiden heilen entzogen 
wird, ftreitig iſt, au fein Theil auf die aus dem rubigen Beſitz 
allein entfpringenden Bortheile Anſpruch hat, wird durch die Seques 
ftration nad $. 388 Derjenige, der im Befige der fequeftrirten Sache 
fih befand und — nad dem Ausfpruche des fpäter erfochtenen Er- 
kenntniſſes — daran wirklich Eigenthumsrecht bat, des Genuſſes 
berfelben während der Dauer dieſer Maßregel beraubt. In dieſem 
Sinne fpridt aud das Geſetz im gedachten Paragraph felbft das 
Hecht des Sellagten zum Schavenerfage, im alle ald der Seque- 
firationswerber in der Hauptſache unterliegt, aus und es kann der 
8. 1305 a. b. ©. B., welcher anorbnet, daß “Derjenige, der inner- 
halb ber gejeglihen Schranfen von feinem Rechte Gebrauh macht, 
ben für einen anderen baraus entipringenden Nachtheil nicht zu ver: 
antworten habe, nicht für die entgegengejegte Anficht geltend gemacht 
werben, welche nur bei einem Verſchulden des Sequeltrationswerbers, 
b. h. beim Bewußtfein des Unrechts feiner Anfprühe im Momente, 
als er die Sequeftration anſuchte, das Schadenerſatzrecht zugeftehen 
wollte. Denn der durch das rechtökräftige Urtheil begründete Rechts: 


fpruch wirkt nad allgemeinen und im bürgerlihden Geſetzbuche an 
vielen Stellen, 3. 3. 88. 338, 824, 1334 zc. ausdrücklich aner: 
kannten Grundſätzen auf den Zeitpunkt des begonnenen Rechtöftreites 
in der Art zurüd, daß das mit Urtheil ab: oder zugejprochene Recht 
bereitö zur Zeit der Slaganftellung beſtand oder nicht beftand und 
der fpäter unterliegende Kläger fih nicht in den rechtlichen Schranken 
bewegte, wenn er, obgleih noch im Stadium des ftreitigen echtes, 
durch eine Sequeftration den fpäter als rechtlich erkannten Befig des 
Gegners unterbrad. War aber die Handlung eine widerrechtliche und 
willfürlihe, wie bei dem auf Bewilligung der Sequeftration gerid: 
teten ausdrücklichen Begehren nicht gezweifelt werben Tann, jo folgt 
ſchon, abgejehen vom 8. 388 weftgal. ©. D., die Schadenerfappflicht 
aus den 88. 1294 und 1306 a. b. ©. B.; und bie frage, ob bei 
Anjtellung der der Sequeftration zu Grunde liegenden Klage der 
bezügliche Kläger feines Unrechtes ſich bewußt war oder nicht, ift nur 
für den Umfang der Schavenerfugpflict, ob blos Schadloshaltung 
oder Genugthuung, je nach dem Umfange des dolus oder der culpa 
geleiftet werben muß, entfcheidend. Die Erjagpflicht de8 B war daher 
auf den wirkliden Schaden zu befchränfen, ba dem ©ellagten, zu 
deſſen Gunften im Hauptflreite das erſt⸗ und zweitrichterlihe Urtheil 
erfloß, ficher fein, wenn auch nod jo geringer Grad des dolus zur 
Laſt gelegt werben Tann. 

Auf die a. o. Revifionsbefchwerde des B wies der oberfte Ge⸗ 
richtshof das Klagbegehren ganz zurüd aus folgenden Gründen: Dem 
B ift zwar im ſummariſchen Befigftörungsftreite der factifche Beſitz 
des GSteinbrudes zuerkannt worden; aber er war, infoweit es fich 
um das Recht ſelbſt oder um ein ſtärkeres Recht zum Beſitz des 
Steinbruches handelte, genöthigt, im orbentlihen Proceßwege aufzu- 
treten, was er that. Das Recht felbft zum Befig des Steinbruches 
war daher zwilhen den Parteien ftreitig. Durch das eigenmächtige 
Gebahren des Klägers mit den Steinen während des Beligftörungs- 
procefje® und durch die Befeitigung von Steinen trog der Androhung 
von Zwangsmaßregeln ſah B fich veranlaßt, die Sequeftration des 
Steinbrudyes und der ſchon gebrochenen Steine zu begehren, die ihm 
auch nad 58. 387 und 388 weſtgal. ©. DO. bewilligt wurde. Nach 
deſſen Abweifung im erwähnten petitorifchen Rechtsſtreit erhebt nun 
der Kläger Anſprüche auf Schavenerfag, vie rechtlich nicht begründet 
find, ed mag die Sequeftration nach 8. 387 oder nad) 8. 388 weitgal. 
G. DO. verhängt worven fein. Nah $. 387 ift vom Schabenerfat: 
anfprud gegen den im Proceß unterliegenden Sequeftranten über: 
haupt nicht die Rede und was den $. 388 anbetrifft, fo kann der 
Öeklagte zum Erfag des entgangenen Gewinnes deswegen nicht ver- 
urtheilt werden, weil ihm böswillige Proceßführung gegen den Kläger 
im Sinne des $. 1324 a. b. ©. B. nicht zur Laſt fällt, da ihm 
bie gleihförmigen Entjheidungen der erften und zweiten Inſtanz zur 
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Seite ftehen und die Sequeftration ihm von beiden Untergerichten be- 
willigt wurde, und weil andererfeits, wenn etwa der Sequefter feine 
Pflichten nad) 8. 392 weftgal. ©. O. irgendwie vernadhläfligt hat, dem 
Beklagten desfalls fein Verſchulden zur Laſt gelegt werben und des⸗ 
balb dem Kläger ein Schadenerfaganfprud um fo minder zuftehen 
kann, als verfelbe nah 88. 392 und 393 weſtg. ©. O. auf bie 
Berwaltung des Sequefters Einfluß zu nehmen beredtigt war, 
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Nr. 2934. 


Wiedereinſetzung wegen Verſchuldens des Vertreters: Unter⸗ 
laſſung der Heranziehung eines Vertretungsleiſters. 


Entſch. v. 27. Nov. 1867, Nr. 9958 (Beſt. des dad Decr. des H. G. Wien 
v. 14. Juni 1867, Nr. 150490, abünd, Decr. des O. L. G. Wien v. 14. Ang. 
1867, Nr. 12473). ©. 9. 1868, ©. 74. 

In dem Proceß der Firma A wider das Speditionshaus B 
wegen Erſatz des Werthes von Frachtgütern wurde auf den dem be- 
Magten Haus aufgetragenen und von einem offenen Geſellſchafter des⸗ 
jelben negativ abzufhwörenden Haupteid erkannt, daß bie Frachtgüter 
dem C zur Spedition an die Firma A übergeben worden jeten. 
Gegen biefes Urtheil begehrte nun das beffagte Haus wegen mangel- 
bafter Vertretung durch feinen Advocaten die Reftitution zu dem 
Ende, damit die Ableiftung des jententionirten Haupteides durch ben 
C geitattet werde, weldyer von dem beklagten Haus — erft in feiner 
Beweiseinrede — als Bertretungsleifter im Proceß angezeigt worden 
war. — Die erfte Inſtanz verweigerte die Reftitution vornehmlich aus 
dem Grunde, weil ver Rechtsfreund des Haufes B, indem er fi an 
die desfalls mangelhafte Information feines Klienten hielt, feinen 
Anlaß zu weiterer Nahforfhung haben konnte, ob C die Frachtgüter 
empfangen babe und daher den verjpäteten Eintritt des C als Ber» 
tretungsleifter des Bellagten nicht verfchuldet hat. — Das O. L. ©. 
bewilligte die Reftitution. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz, weil bei der im Abſatz 2 des Patentes vom 1. Juli 1790, 
3. ©. ©. Nr. 31, dem Richter eingeräumten freien Beurtheilung 
des rundes oder Ungrundes der von der Partei wegen Benehmens 
ihres Rechtöfreundes begehrten Wiedereinfegung nicht außer Betracht 
gelaffen werben kann, daß die Erörterung und Feſtſtellung der proceß⸗ 
entſcheidenden Thatſachen ımb die Ausmittlung der zu Gebot ftehenden 
Beweismittel nit von der rechtsunkundigen Partei zu erwarten, 
fondern die Aufgabe ihres Rechtsfreundes ift, welcher fomit fih nicht 
auf ihre Information beſchränken darf, vielmehr felbft Die Sache nad 
jenen Richtungen zu unterfuchen und die Informationsaufnahme dar: 
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nad einzurichten bat, weshalb im vorliegenden Falle es weniger dem 
Verſchulden des Spebitionshaufes B als einem Berfäumniß feines 
Advocaten beizumefjen ift, daß bezüglich des mefentlichen Umſtandes, 
ob die in Berluft gerathenen Frachtgüter dem C übergeben wurden, 
von der Vertretungsleiftung durch ten Letzteren nicht zur gehörigen 
Zeit und am gehörigen Orte Gebraud gemacht wurde; weil ferner 
nicht außer Betradyt gelaflen werben kann, daß, wenn auch bie klagende 
Firma A nicht mehr in der Lage war, im Proceß über die von B 
erft in der Beweiseinrede angebrachte Vertretungsleiftung des C ich 
zu Außern und andere Beweismittel für ihre Klaganführung vor- 
zubringen, andererſeits Die Zulaſſung des C zur Abſchwörung des 
jententionirten Haupteides fie nicht binvert, von dem im $. 231 
a. ©. O. und im Hofbecr. v. 30. October 1788, 3. G. ©. Nr. 911, 
bezeichneten Rechtsmittel Gebraud zu machen, falls fie, um der Eides— 
leiftung durch C zu begegnen, Beweismittel für das Gegentheil deſſen, 
was C bejhmören fol, beizubringen vermag. 


Nr. 2935. 
Unzuläſſigkeit des Anfpruches auf Schmerzeugeld bei Mifhand- 
uch die feine Verletzung bewirkten. 


Entid. v. 27. Nov. 1867, Nr. 10367 (Beſt. des das Und, bed B. ©. 
Krynica v9 v. Dr 1866, Nr, 3218, aband. Urth. des 2 6. Krafan 
. Dt, 1806, Nr. 16904), G. 3. 1868, IE: 

die A wurde von B thätlih mißhandelt. Diefe hhendlun 
hatte jedoch keine Verletzung am Körper zur Folge, und wurde daher 
B vom Strafgericht nicht der Uebertretung gegen bie förperlihe Sicher— 
heit, jondern nur der Uebertretung gegen die Sicherheit der Ehre nach 
$. 496 ©t. ©. ſchuldig erkannt. — Nichtsdeſtoweniger klagte die A 
wider B auf Zahlung eines Schmerzengelded. — Das Geridt erfter 
Inſtanz hat gegen den Schätzungseid der A dem Begehren ftattgegeben, 
welches in zweiter Inſtanz unbedingt abgemwiejen wurde. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtheil 
ans folgenden Gründen: Der 8. 1325 a. b. ©. B. ſetzt eine ſolche 
Beſchädigung voraus, wodurch eine Verletzung am Körper erfolgt iſt 
und wo zugleich Koſten aus Anlaß der Heilung erwachſen ſind, was 
nothwendigerweiſe vorausſetzt, daß die Verlegung eine ven Geſund— 
heitszuſtand benadhtheiligende fein müffe, in meldhem Falle ver Erſatz 
ber Heilungdfoften, dann des entgangenen Verdienſtes, endlich ein den 
Umftänden angemeſſenes Schmerzengeld gefordert werden kann. Hieraus 
ergibt es fih, daß Das Schmerzengeld nicht anläßlich jeder gering: 
fügigen Gewaltanwendung gegen eine Perfon gefordert werben fann. 
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Nachdem nun gemäß des Strafurtbeild die Uebertretung nah 8. 496 
St. ©. als beftehend angenommen und ber Bellagte berfelben für 
ſchnldig gehalten und mider ihn blos die Strafe des 24ftündigen 
Arreſtes verhängt worden ift; nachdem hiernah bie Mißhandlung, 
welche Beklagter zugefteht, nur eine geringfügige gewefen ift, welde 
nicht einmal Merkmale zurüdgelaflen haben konnte, da die Verurthei⸗ 
lung fonft nad einem anderen Paragraph des St. G. 2. hätte Plag 
greifen müſſen; nachdem endlich durchaus feine Umflände geboten 
find, aus welchen fi der Grab ter von der Klägerin erlittenen 
Schmerzen ermefjen ließe, fo ift von dem DO. L. ©. ganz gegründet 
ihre Abweifung mit dem angeſprochenen Schmerzengelve erfolgt. 


Nr. 2936. 
Einfluß der Verpachtung der ganzen Sache auf eine frühere 
Verpachtung eined Theiles verjelben. 


Eutii. v. 277. Nov. 1867, Nr. 10746 eſten der U 18 8. ©. Wieden 
in Wien v. 19, Oct. 1867, Nr. 21994 und des O. L. G. Wien v. 6, Nov, 
1867, Nr. 20806). ©. H. 1868, ©. 242, 


C batte in feinem Haufe vie Wirtbshauslocalitäten dem B und 
darauf das ganze Haus dem A verpacdtet, welder nun bem B den 
mit C gejchloffenen Beftandvertrag aufkündigte. Gegen bie Künbigung 
erhob B die Einwendung, dag C unter ber — bisher erfüllten — 
Bedingung der pünktlihen Zinszahlung verfprochen habe, ihm niemals 
zu fünbigen. — Das Gericht erfter Inftanz erhielt die Kündigung auf» 
teht. Gründe: Durch die Verpachtung des ganzen Haufes au A 
bat dieſer das volle Gebrauchsrecht daran, mithin auch das Recht 
erworben, den im Haufe befindlichen Parteien in der gefeglihen Frift 
aufzufündigen. Als Pächter des ganzen Haufes erfheint A, was 
diefes fein Gebrauchsrecht anbetrifft, als neuer Befiger und deshalb 
kommt ver 8. 1120 a. 6. ©. B. per analogiam bier zur Anwendung, 
fo daß B das ihm gegen C zuftehende Pächterrecht, da e8 in dem Grund⸗ 
buch nicht eingetragen ift, dem A gegenüber nicht geltend machen Tann, 
— Das O. L. ©. erfannte auf den Rüderlag der Auffündigung wegen 
mangelnder Legitimation des A zur Kündigung, weil nah $. 1120 
a. b. ©. B. B einem neuen Befiger der Beſtandſache nur dann zu 
weichen hätte, wenn biefelbe ihm nicht nur veräußert, ſondern auch 
übergeben worben ift, von A jebod die an ihn gefchehene Uebergabe 
des Haufes nicht einmal behauptet wurde. 

Auf die Reviſionsbeſchwerde des A, worin er unter Anderem 
gegen bie obergerichtliche Begründung vorbradte, dag B im Proceß 
den Mangel des Aufkündigungsrechtes gar nicht eingewenvet habe, 
wurde vom oberften Gerichtshofe in Erwägung, daß durch die Ber- 
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pachtung des ganzen C’fchen Haufed auch das Kündigungsrecht an A 
übergegangen ift; daß aber C fein unbeichränfteres Kündigungsrecht, 
als ihm felbft zuſtand, auf A übertragen konnte, mit Aufhebung der 
untergerichtlichen Urtheile die Ergänzung des (fummarifchen) Verfahrens 
durch Aufnahme des Zeugenbeweifes über das angebliche Verſprechen 
des C, nicht zu fündigen, und ſodann die Fäallung eines neuen Urtheils 
angeordnet. 


Nr. 2937. 
Emancipatio Saxonica. 


Entſch. v. 8, Dec. 1867, Nr, 10595 (Beft. der Veer. des B. G. Vödlabrud 
v. 20, Sept. 1867, Nr. 8981 uud dei O. 8. G. Wien v. 22. Oct. 1867, 
Nr. 19487). ©. 9. 1868, ©. 100, 

Im Schlußartifel des fchriftlihen Vertrages, mit weldhem ber 
2ljährige A unter Intervention feines Vaters ein Haus faufte, er- 
Härte der Lestere, daß er dem minderjährigen Sohne und Käufer die 
Führung einer eigenen Haushaltung geftatte. Darauf begehrte A bie 
Intabulation ſeines Eigenthumes an dem Haus, welde aber von 
allen drei Inftanzen wegen Mangels der curatelgerichtlichen Vertrags: 
genehmigung verweigert wurde, In den oberfigerichtlihen Motiven 
beißt es: Der Sinn der Schlußbeftimmung des $. 174 a. b. 
® 23. („wenn der Bater....vie Führung einer eigenen Haus⸗ 
haltung geftattet*) ift der, daß Derjenige, welcher nad zurüdgelegtem 
20. Lebensjahre mit Seftattung feines Vaters eine eigene Haushaltung 
führt, als felbftändiger, von der Leitung des Vaters unabhängiger 
Führer eined eigenen Hausweſens, auch ohne Üntervention des Ge⸗ 
richtes und ohne ausprüdliche und befondere Emancipation für aus⸗ 
getreten aus der väterlichen Gewalt und für befähigt zu betrachten 
ift, giltige Verpflihtungen ohne die nah $. 152 a. b. ©. B. außerdem 
erforderte Einwilligung des Vaters, reſp. des Gerichtes zu übernehmen. 
Der Schlußartifel der vorgelegten Urkunde enthält aber in feiner Weſen⸗ 
heit die ausbrüdliche Entlafjung des A aus der väterlihen Gewalt 
zum Behufe der unabhängigen enbgiltigen Abſchließung eines Kaufe 
vertrage8 über ein Haus, in welhem der Sohn eine jelbftändige 
Wirthſchaft erft zu errichten und zu führen hätte. 
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Nr. 2938. 


Erecutioproceß: Beibringung der Originalurfunde ald Vor: 
ausſetzung der Sicherftellungserecntion. 


Entih. v. 3. Dec. 1867, Nr. 10784 (Beit. des Teer. des 2. G. Wien vom 
20, Sept. 1867, Nr. 41746 abänb. Sen des ©. 2. ©. Wien v. 15, Okt. 
1857, Nr. 18700). ©. 9. 1868, ©. 188 und 208, 

Dei der auf vie lage — A wider B pto. Zahlung von 
1692 fl. nad 8. 298 a. ©. D. und Hofbecr. vom 7. Mai 1839, 
I. ©. ©. Nr. 358, abgehaltenen Tagfahrt begehrte A die Erecution 
zur Sierftellung, ohne das Driginal der fein Klagrecht begründenden 
Urkunde nah austrüdlichen Verlangen des B protuciren zu fünnen. 
In erfter Inftanz murde das Gefuh des A mit Bezugnahme auf 
bie Rechtskraft des den Erxecutivproceß einleitenden Klagbeſcheides 
bewilligt, wogegen das O. L. ©. den Kläger zur Zeit abwies, weil 
die Abjchrift ver Urkunde zwar zur Einleitung des Crecutivproceffes 
hinreichte, nicht aber zur Bewilligung der begehrten Erecution genügt, 
wenn — wie hier — der Gegner auf Die Vorlage der Urſchrift dringt. 

Der oberite Gerichtshof bejtätigte Die obergerichtlihe Verordnung 
aus deren Grünten. 


Nr. 2939. 
Pfändung von Objecten, welche ver Käufer in tem Gewahrſam 
des Erecuten belaſſen Bat. 
Entih. v. 4. Dec. 1867, Nr, 9146 (Beft. der Urth, dee 3. G. Vödlabrud 
v. 21. Februar 1867, Dr. 8 und des O. L. % ien v. 27, Auguſt 1867, 
‚Ar. 13282). ©. H. 1868, ©, 71. 

Die Klage des A ide B wegen Unmirfamteit der dem Be— 
HMagten, als Gläubiger des C, bemilligten und vollgogenen erecutiven 
Pfändung von Mobilien gründete ſich auf die Anführung des Klägers, 
die Mobilien vor ter Erecutionsführung von C gelauft und temfelben 
zur Benugung in der Innehabung belaffen zu ‚haben. A wurde von 
beiden Untergerichten abgemwiefen wegen des auf ben Widerfprud des 
B von ihm nicht erbrachten Beweiſes des noch vor der Pfändung 
erworbenen Eigenthums. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte diefe Entſcheidungen mit Be: 
zugnahme auf die untergerichtlihen Motive und in weiterer Erwägung, 
daß A, fowie er nah $. 367 a. b. ©. B. in Betreff ter von B 
gepfänveten Fahrniß nicht die Eigenthumsflage erheben könnte, weil 
er fie dem Executen C anvertraut bat, auch nicht zur Klage auf 
Unwirkfamfeit der daran vollgogenen Pfändung beredtigt tt, weil ter 
$. 456 a. b. ©. 2. diefe Klage mit Beziehung auf den $. 367 
ansichließt. 
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Nr. 2940 
Erwerb einer Hppothefarforderung im Vertrauen auf das 
öffentfihe Buch 

. v. 4. Dec. 1867, Nr. 9302 (Belt. der Urth. des B. ©. Urfahr vom 

peil 1867, Nr, 2215 und des O. L. G. Wien dv. 28, Auguſt 1867, 

Nr. 12800). G. H. 1868, S. 116, (Nach deu Acten ergänzt.) 

Eine Satzforderung des C gegen B wurde int Erecutionswege 
feilgeboten, von A erftanden, demſelben eingeantwortet und deſſen 
Intabulation vollzogen. Hierauf belangte A den B mit ber perfön- 
lichen Klage um Zahlung der Forderung. Der Bellagte wendete da» 
gegen ein: J. die von ihm noch dem C geleiftete Zahlung von 300 fi. 
auf Abſchlag der Schuld und 2. im Compenſationswege eine Gegen: 
forderung an C von 342 fl. aus Zahlungen, die dem C oblagen und 
au deſſen Stelle von B geleiftet wurden. Von beiven Untergerichten 
wurde mit Abweifung der vorgebradhten Einwendung dem Klagbegehren 
vollftänpig "ftattgegeben. Dagegen ergriff B die a. vo. NRevifionsbe- 
ihwerbe, melde vom oberiten Gerihtshofe aus folgenden Gründen 
verworfen wurde: Ad 1. Eine Sagpoft kann in ihrem vollen Betrag 
gegen den Satzgläubiger in CErecution gezogen, gerichtlich verfauft 
und eritanden werten, fo lang ſich aus vem öffentlihen Buch nicht 
ergibt, daß diefelbe ganz oder theilmeije cepirt, ganz oder theilweife 
in Folge geleifteter Zahlung wirklich gelöfht worden it. Der Be- 
Hagte mußte nun aber zugeftehen und ift auch dur den vom Kläger 
probucirten Örundbuchsertract ausgemiejen, daß bie feilgebotene und 
von dem Letzteren erfiandene Forderung weder ganz nod zum Theil 
gelöiht war, ja daß bie dem Bellagten vom B. ©. Urfahr ein Jahr 
vor der Feibietung bewilligte Pränotation ver Löſchung eines Betrages 
von 300 fl. im Grundbuch nicht eingetragen worden ift, daher auch von 
dem Erſteher ver Forderung dieſe Pränotation aus dem Grundbuche 
niht entnommen werden konnte. Wenn nun der Bellagte erachtet, 
dieſen Mangel dadurch bejeitigen zu können, dag er ſich auf den 
Minifterialerlag v. 29. October 1852, R. G. Bl. Nr. 219, beruft, 
wonad die wörtliche Eintragung ver Beſcheide in das öffentlihe Bud 
nit nothwendig ijt, und daß dem Erfteher obgelegen wäre, den bie 
Pränotation bewilligenten Beicheid in ber Urkundenſammlung einzus 
jeben, fo findet feine Ausführung in bem citirten ©efeg ſelbſt thre 
Widerlegung, da $. 1 besjelben erklärt, daß die Umftände, Die nah $. 4 
ber (dadurch erläuterten) kaiferl. Verord. v. 16. März; 1851, R. ©. Bl. 
Nr. 67, zur Vollſtändigkeit des Beſcheides gehören, in das öffentliche 
Buch einzutragen find, zu diefen Umſtänden aber die, wenn auch nur 
bedingte Bewilligung einer Löſchung ficher gehört. Maßgebend für 
Jedermann bleibt übrigene nur der Stand des öffentlihen Buches 
und Niemant ıft verpflichtet, in ver Urkundenſammlung nachzuforſchen, 
ob aus den dort aufbemahrten Beſcheiden Nechte ſich ergeben, die im 
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Grundbuch nicht erihienen. Auch der Richter fonnte bei der Fällung 
feines Urtheil® nicht die Pränotation der Löſchung annehmen, da die⸗ 
felbe aus dem ihm vorgelegten Grundbuchsertract fi) nicht ergab. 
Wenn ver Bellagte überdies behauptete, dag dem Kläger die Theil: 
zahlung befannt geweſen fei, daß er fomit bie feilgebotene Forderung 
nicht in gutem Glauben erftanden habe, fo war auf dieſe Anführung 
fein Bedacht zu nehmen, weil fie der Beklagte gegen den Widerſpruch 
des Klägers nicht bewiefen hat. Ad 2. Die Gegenforberung von 342 fl. 
kann der Bellagte nur gegen C geltend maden und mit berfelben 
nur eine Yorberung bed C compenfiren; bie eingellagte Yorberung 
gehört aber dem Kläger A, welchem fie nach Erlag feines Mleiftgebotes 
ausprüdlich Laftenfrei eingeantwortet worden if. Das Compenjations» 
recht des Bellagten war bei der verfteigerten Sagpoft zwar pränotirt, 
allein diefe Bormerkung fann nur die Wirkung haben, daß der Beklagte 
feinen Anſpruch auf den Betrag. um welden die Saßpoft veräußert 
worben ift, geltend machen kann; er kann aber nicht die Zahlung — 
mittelft Compenfation — aus einer Sache fordern, aus der er eine 
Zahlung zu beanjpruden überhaupt nicht mehr berechtigt iſt. 


Nr. 2941. 
Executivproceß zur inbringung einer zur Zeit ter Klage 
noch nicht fälligen Forderung. 

Eutſch. v. 4. Dec. 1867, Nr. 10650 (Beft. des Decr. des B. ©, der inneren 
Stadt Wien v. 23. Anguſt 1867, Nr. 25864, Abänd. des Decr. des O. L. G 
Wien v. 1. October 1867, Nr. 17871). ©. 9. 1868, &, 148, 

In der Klage des A wider B pto. Zahlung von 420 fl., die 
B laut des vorgelegten Schulpfcheine® nad) vorgängiger vierteljähriger 
Auftündigung verſprochen hat, war dad Begehren auf Zahlung binnen 
3 Monaten und 14 Tagen geftellt, va die Klage felbft erft die be 
dungene Auffündigung enthielt, und wurde vom Kläger die Einleitung 
des Erecutionsprocefjes nad 8. 293 a. ©. D. und Hofdeer. v. 7. Mai 
1839, 3. ©. ©. Nr. 358, angejuht. Das Gericht erfter Inſtanz 
verbefhied aber die Klage nah 8. 16 a. ©. D. wegen nicht ein- 
getretener älligleit der Forderung. Das D. L. ©. gab dem Geſuch 
ves Klägers ftatt, weil bei dem Umſtand, daß der in dem Petit 
bezeichnete Zahlungstermin der im Schulpfchein bedungenen Kündigungs⸗ 
frift entfpridht, e® eines weiteren Nachweifes für die Fälligkeit der 
eingeklagten Forderung nicht bedarf. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den erftrichterlichen Beſcheid, 
weil, wenn der Fall zur Einleitung des Erecutionsproceffed geeignet 
fein foll, dem Kläger eventuell die Erecution zur Sicheritellung müßte 
bewilligt werben können, welche aber bei der nod nicht eingetretenen 
Fälligfeit der Forderung nicht zuläflig wäre. 
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Nr. 2942. 
Bedingtes Rentenlegat: Sicherftellung desfelben. 


d. 30 8 — Ar. 9816 (Beſt. des bad Urth. ber Prätur ine 
— Dec. 1866, Nr. 3205, abä bänd. m . bed 2, e G. nähen Som 
2. Mai 1867, Nr. 1443). &. 3.1868, Nr. 21. 

M feste feinen Sohn B zum Univerfalerben ein und bedachte 
feine minderjährige und taubftumme Nichte A mit einem Nentenlegate 
jährliher 10 fl. für den Fall, daß fie B aus feinem Haufe entfernen 
würde. Auf Grund diefer letzwilligen Verfügung belangte der Ber- 
treter der Legatarin, welde fortan im Haufe des Erben lebt, den 
Legteren auf Sicherftellung des Nentenlegates ober des ber Rente 
entſprechenden Capitalbetrages von 200 fl. 

In Uebereinfiimmung mit dem DO. 8. ©. hat der oberfte 
Gerichtshof dem in erfter Inſtanz abgewiefenen Slagbegehren in der 
Erwägung ftattgegeben, daß das von M feiner minderjährigen, taub- 
ftummen Nichte A zugedachte Legat jährliher 10-fl. auf den Yall 
eingefchränft ift, wenn fein Erbe fie aus dem Haufe entfernen wollte, 
daß diefe Einſchränkung bei der Ungewißheit, ob der gefeßte Fall ein- 
treten werde, nad $. 704 a. b. ©. B. ald eine Beringung anzu= 
fehen ift, von deren Eintritt die Wirkfamleit des Legates abhängt, daß 
auch bedingte Rechte und Forderungen Gegenftand der Sicherftellung 
find und darauf umfomehr hier Bedacht zu nehmen ift, wo es fid 
um das Intereſſe einer minderjährigen Perſon handelt, deren Ber- 
mögen ficherzuftellen nad 8. 236 a. b. ©. 8. eine beſondere Pflicht 
des VBormundes ift, daß der Full, auf welchen das Vermächtniß ein- 
geſchränkt wurde, leicht eintreten kann und ver Regatarin im Laufe 
der Zeit duch Veränderungen in der Perjon des zunächft verpflichteten 
Bellagten oder in feinem Vermögen die Mittel zur Sicerftellung 
entgehen könnten, mithin tie Vorſicht gebietet, feine Zeit hiefür zu 
verſaͤumen. 


Nr. 2943. 


Unzuläſſigkeit der Bewilligung der Mobiliarexecution ohne Be— 
ſtimmung des Ortes, wo dieſelbe zu vollziehen ſei. 
€ v. 10, Dec, 1867, Nr. 10988 (Beft. ber leichförmigen Be „des 
rag u. 10. Gent, 1667, Str. 52400 n DR ®. 
Det. 1867, Nr. 29274). ©. 5 "1808, 

In dem Gpecutiondgejud) des A gegen nen Dhuldner B 
wurde angeführt, daß dem Gläubiger die Vollſtreckung der rechts⸗ 
kräftigen Wechſelzahlungsauflage an dem Vermögen des B biöher 
deshalb unmöglich geweſen fei, weil der weder Immobilien noch in- 
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tabulirte Forderungen befigende Schuioner fortwährend in Gefchäften 
umherwandere und fein bewegliches Vermögen, darunter Geld in be 
beutender Summe, mit fi führe. Bei diefer Sachlage ftellte A bie 
Bitte, ihm die eyecutive Pfändung, Schägung und Zransferirung bes 
Mobiliarvermögend des B niit dem Berfage zu bewilligen, daß biefe 
Execution auf jedesmaliges perfönliches Cinjchreiten des Executions- 
führer beim Bezirfögerichte des jeweiligen Aufenthaltsortes des B zu 
vollziehen fei. — Beide Untergerichte haben das Geſuch als gerichts- 
ordnungsmwidrig abgewiefen, worauf A den Reviſionsrecurs ergriff, 
worin er den untergerichtlihen Abweiſungsgrund, daß nämlich der 
von ihm beantragte Modus der Crecution im Geſetz nicht normirt 
ift, damit befämpfte, daß die von ihm in obiger Weife begehrte 
Erecution immer eine Mokiliarerecution bleibe und, wenn aud) ber 
befondere Yall, in dem er ſich befindet, nicht ausdrücklich normirt tft, 
doch die allgemeinen Grundſätze gelten und es gejtattet fein müſſe, 
den Schulpner, welder ftetö in der Welt umberwandert, dur das 
Gericht des Ortes, mo man ihn eben findet, zur Zahlung zu zwingen. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf ven Recurs, weil nad den 
SS. 69 und 10 3. N. die vom competenten Richter ertheilte Be⸗ 
willtgung des erften Erecutiondgrades von einem anderen Gericht nur 
auf Anſuchen des erfteren in Bollzug gefegt werben kann und es 
daher unzuläffig ıft, dem Erecutionsführer zu überlaffen, durch fein 
perſönliches Einſchreiten die Vollziehung der Erecution bei einem 
anteren Gerichte zu bewirfen. 


Ir. 2944. 

Einflußlofigkeit des ftrafrichterlichen Erkenutniſſes auf Das 
zwifchen dritten Perſonen beſteheude Rechtsverhältniß. 
Eutſch. v. 12. Dec. 1867, Nr. 8011 GBeſt. der gleihförmigen Urth. dee 2. ©. 
Linz v. 27. Dec. 1866, Nr. 11875 und des D. X. ©. Wien v. 19, März 
1867, Nr. 4001). G. 9. 1868, ©. 174, 

Die A, durch Vorfpiegelungen der C getäufcht, geftattete derſelben, 
ihren, ter A, Namen als Accept auf einen Wechſel zu fegen und ver- 
ſprach — gegen die von der C gemachte Zufage der Zahlung des 
Wechſelbetrages — daß fie weder die Echtheit der Unterfchrift bei der 
Präfentation des Wechſels und der Proteſtlevirung beftreiten, noch 
gegen die Zahlungsauflage Einwendungen erheben werde. Der nad 
diefer Abrede von der C mit der Unterſchrift der A verfehene Wechfel 
per 500 fl. fam in die Hand des B, der ihn zur Verfallszeit der 
A präfentirte, Mangeld Zahlung protefticen ließ, ſodann gegen die A 
und den Ausfteller den Zahlungsbefehl und im &recutionsweg die 
Einantwortung eines intabulirten Zinſenbezugsrechtes der A erwirkte. 
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Nah diefen Ereigniffen wurde die C in Eriminalunterfuhung gezogen 
und in dem Strafurtheil der Wechſel als von ihr gefälſcht erklärt 
und deshalb die C des Verbrechens des Betruges für jhuldig erfannt 
und zur Zahlung eines Entſchädigungsbetrages von 500 fl. an die 
Erben des B ald Eigenthümer des falſchen Wechſels verfällt. Nun 
wurden bie Erben des B von der A mit einer Klage belangt, worin 
fie um das Erkenntniß bat, daß das für die Verlaffenihaft des B 
mit dem obigen erecutiven Einantwortungsbejcheid erworbene: Zinſen⸗ 
bezugsrecht in Folge des gegen bie C gefällten Strafurtheild wieder 
eriojhen und die Beklagten ſchuldig feien, die bis nun eincajfierten 
Interefien per 507 fl. der Klägerin herauszugeben. 

Die Klage wurde in allen Inftanzen abgewiefen. Gründe ber 
britten Inſtanz: Der Strafrichter ift berufen, über Rechtöverhältniffe, 
die zwiſchen dem Berurtheilten und anderen Perſonen in Folge des 
Berbrechens eingetreten find, nicht aber über Rechtsverhältniſſe zwiichen 
dritten Perjonen zu ſprechen. Im vorliegenden Falle bat denn auch 
der Strafridhter über das Verhältniß zwilhen ver A und dem B, 
welche beide von der C getäufht worden find, weder direct noch in 
direct einen Ausſpruch gethan und wenn er erfannt hat, daß die C 
den Erben des B wegen ber Fälſchung des Wechfels, der damals von 
den Perjonen, gegen melde die Zahlungsauflage und die Erecution 
erwirkt wurden, noch nicht eingelöft oder ſonſt ſaldirt war, fiir 500 fl. 
erfagpflichtig fe, fo folgt daraus nicht, daß die befagten Erben bie 
Rechte aufzugeben haben, welde ihnen aus dem Verhalten der A bei 
der Bräfentation des Wechjeld und gegenüber der Wechfelllage, dem 
Zahlungsbefehl und der darauf eingeleiteten Execution erwachſen waren. 
Sur DOppofitionsflage im Sinne des Hofdecretes v. 22. Juni 1836, 

G. S. Nr. 145, würde die A, nachdem fie durch dieſes Verhalten 
vr — gegen die Wechſelinhaber ſelbſtverſtändlich auf ſich 
geladen hat, nur dann berechtigt ſein, wenn ſie darzuthun vermöchte, 
daß die Erben des B in Folge des Strafurtheils aus dem Vermögen 
des C bereits befriebigt worden feien, was aber nicht ber Yall ift; 
und die Befriedigung derſelben aus dem Bermögen der A bat nur 
zu Wolge, daß fie zur Zeit kein Executionsrecht mehr gegen bie 
verurtheilte C haben und daß die A ihren Regreß an der C zu 
nehmen bat, wozu ein befonderer Ausſpruch des Strafrichters nicht 
nöthig war. 


Nr. 2945. 
Wohnungsrecht als Ausgeding; fubjectiver Umfang desjelben. 


Entſch. v. 12. Dec. 1867, Nr. 9917 (Belt des Urth. deö B. ©. Unter⸗ 

Tralovic v. he Dct. 1866, Nr. 5974, Abänd. des Urth. des O. L. G. Prag 
20. April 1867, Nr. 8358). G. 3. 1868, Nr. 43, 

Die A flagte wider B auf Räumung der Wohnung in ihrem 

Haufe Nr. 17 in X, Der Bellagte vertheidigte fih damit, daß 
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die C, weldyer das Wohnungsreht im bejagten Haus als Ausgeding 
zufteht, feine frau geworben fei. Das Gericht erfter Inſtanz erkannte 
nach dem SKlagbegehren, das D. L. ©. gegen dasſelbe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erften Inſtanz 
aus folgenden Gründen: Beide Theile find barin einig, daß nur für 
die Oattin des Beklagten, C, ein Wohnungsreht als Ausgeding auf 
der Wirthihaft Nr. 17 in X haftet. Diejes Wohnungsrecht ift feiner 
Natur nach eine perfönliche Servitut, welche fih nur auf den Bedarf 
des Gebrauchsberechtigten erftredt und nicht ausgedehnt werden darf 
(88. 484, 505 und 506 a. b. ©. B.). Daß diefe Grundſaͤtze bes 
a. b. ©. B. auf ein Wohnungsausgeding bei bäuerlichen Realitäten 
feine Anwentung haben follen, ift in feinem Geſetze erklärt worden. 
Es liegt aber Died auch nicht in der Abſicht deffen, der für eine 
Witwe dem Grundbeſitzer deren Duldung in ihrer bisherigen Woh⸗ 
nung aufbürbet, daß dem Grundbeſitzer hiedurch auch die Duldung 
ihres allfälligen künftigen Gatten oder vielleicht gar noch ihrer Kinder 
auferlegt werben wolle, indem ja für den Fall einer Wiederverehe⸗ 
(ihung der Witwe die natürliche und im Geſetze gegründete Voraus: 
ſetzung beftebt, daß fie dann in feine, nicht aber der Gatte in ihre 
Wohnung ziehe. Uns der Wieververehelihung ver Witwe C kann 
daher für ihren Gatten (den Beklagten) nicht gefolgert werben, daß 
auch er ein Wohnungsrecht bei der Wirthihaft Nr. 17 in X babe; 
der 8. 506 a. b. G. 2. fteht einer folhen Forderung geradezu ent- 
gegen, und in bem vorliegenden falle ift zu einer ſolchen Folgerung 
umfoweniger Grund vorhanden, al® von ber Slägerin behauptet und 
vom Beklagten gar nicht widerfprodhen wurde, daß legterer in X jelbft 
eine Chaluppe befige, folglih für ihn keine Nothwendigkeit beftehen 
fann, gerade in Nr. 17 zu wohnen. Der Umftand, daß er fchon 
viele Jahre mit feiner bamaligen Gattin in dem Haufe Nr. 17 
wohnt, entfcheidet zu feinen Gunften nichts, weil feine Gattin früher 
die Vorwirthſchaft auf dem Grund Nr. 17 führte und ſonach aus 
diefem Grunde bort wohnte; diefes Verhältniß hat fidy aber geändert, 
jeitvem die Wirthſchaft Nr. 17 in X ber Klägerin als erbserflärten 
Erbin ihrer Tochter erecutiv übergeben worden ift. Seit dieſer Zeit 
fann nur bie ©attin des Beklagten fich ihres Wohnungsausgedings- 
rechte8 bedienen, wenn fie dies in ihrem Intereſſe findet; aber ihr 
Satte (der Bellagte) bat kein Recht, ebenfalls in dieſem Haufe zu 
wohnen, wodurch offenbar eine der Klägerin bejchwerlichere Serpitut 
geihaffen wurde, als ihr obliegt. 
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Nr. 2946. 


Abbeftellung einer übertragenen Lieferung: Erfaganfpruch des 
Lieferanten. 


Entid. v. 12. Dec. 1867, Nr. 10288 (Beft. des dad Urth. des B. ©. Pra 
v. 21. Mai 1867, Nr. 24569, abänd, Urth. des O. L. G. Bing“ 21, Augn 
1867, Nr. 19477), G. 3. 1868, Nr. 26, 

A Hagte wider B auf Zahlung von 110 fl. 60 fr. als Ent» 
Ihädigung für die zu fpät abgefagte Lieferung von beftellten 6000 Pa- 
trontafchenläftchen. In der Klage wurde angeführt, daß der Bellagte 
am 25. Yuni 1866 eine Betellung von 6000 Städ folder Käftchen 
bei dem Kläger gemacht und fich verpflichtet habe, für jedes gelieferte 
Stüd 11 fr. zu bezahlen, daß die Lieferung bis 15. Yuli 1866 voll⸗ 
endet fein mußte, baß der Kläger, um dieſe Lieferung zu ermöglichen, 
das nöthige Material an Holz, Leinwand und Drabtftiften im Ges 
jammtloftenbetrage von 96 fl. gelauft und zugleih Arbeiter auf: 
genommen habe, daß der Bellagte am 2. Juli 1866 die Lieferung ein- 
geftellt und im Auguft 1866 nur 250 Stüde mit 10 fr. per Stüd 
übernommen, bie weitere Abnahme jedoch verweigert habe. In ber 
Einrede wurde eingewendet, daß die Einftellung dieſer Xieferung blo® 
aus dem Grunde gejchehen ſei, weil wegen ber drohenden und ſodann 
eingetretenen feindlichen Invafion ver Beklagte Die Abgabe ver Patron: 
tafhenfäfthen an das Aerar nicht bemerfftelligen konnte. — Das 
Gericht erfter Inſtanz bat den Kläger mit feinem Begehren ab- 
gewiefen, weil der Beklagte allerdings berechtigt war, die Abbeftellung 
der Urbeit zu machen. Denn wenn auch die für bie Norbarmee 
unglückliche Schlaht von Königgräg erft am 3. Yuli 1866 gefchlagen 
wurde, waren doch ſchon die Preußen früher tief in Böhmen einge» 
drungen und es ift notorifdh, dag ſchon Ende Juni 1866 auf höhere 
Weifung die k. f. Magazine aus Prag entfernt wurden und daß man 
auf ter Eifenbahn Prag: Wien weder öffentlihes noch Privatgut mit 
Sicherheit aufgeben konnte, weshalb auch die im Briefe vom 2. Juli 
1866 befolgte Abbeftellungsvorfiht als geboten erjchien; es findet 
daher der $. 1311 a. b. ©. 8. auf den Bellagten und ven Kläger 
feine Anwendung, da fih der Zufall, d. i. die preußifhe Invafion 
und in Folge deſſen die Nichteinhaltung des Vertraged in dem Ver: 
mögen beider Theile ereignete, indem auch ben Bellagten ter mit 
der Ablieferung an das Aerar verbundene Vortheil entging. — Das 
O. L. ©. hat gegen Beweis des Schadens durdy Haupt: und 
Schägungseid dem Klagbegehren ftattgegeben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerihtliche Urtheil aus 
folgenden Gründen: Die vorliegende Klage ift eine nach den Grund⸗ 
fügen des a. 56. ©. B. zu beurtheilende Entſchädigungsklage. Der 
Deflagte gefteht, daß er bei dem Kläger 6000 Stüd Patrontafchen: 
faftchen beftellt und dieſe Beftellung fpäter, bi8 auf übernommene 
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250 Stücke, widerrufen habe. Der Kläger behauptet nun, daß er blos zu 
dem Zwecke dieſer Anfertigung Material gefauft, vorbereitet und mehrere 
Arbeiter damit aud einige Tage beichäftigt habe und will den Preis 
bes Materials, die Auslagen für die Arbeiter und die eigene Mühe- 
waltung von dem vertragsbrüdigen Gegner erfegt haben. Sein An- 
fpruh it im 8. 919 a. ©. b. B. gegründet, da in folden Fallen 
der ſchuldloſe Theil auch mit dem Erfage allein fih begnügen kann. 
Der Beklagte will fih von dieſer Erfagleiftung zwar dadurch befreien, 
daß er anführt, nur durch Zufall, vie feindliche Invaſton, an ber 
Bertragserfüllung verhindert worben zu fein. Allein vie Folgen des 
Zufalls hat nicht der Kläger zu tragen, ba für ihn insbefondere ber 
Grund gleichgiltig ift, der den Beflagten zur Beftellung veranlaßte 
— abgejehen von ber weiteren Trage, ob ber Beklagte nicht vom 
f. k. Aerar Erſatz begehrt hat, over zu fordern berechtigt war. 


Nr. 2947. 


Anfpruch der gefchiebenen Gattin auf Alimentation im Falle 
der Aufhebung der Ehepacten. 


Entid. v. 17, Dec, 1867, Nr. 10426 (Abänd. der nleimfärmi en Urth. 
des 8.6, Blansto v. 80. März 1867, Nr. 4565, und d 8. 6. Brimm 
31, Yulı 1867, Nr. 7178). ©. ©. 1868, E. N, 

Dir Abänderung ber untergerihtlihen Urtbeile, wodurch die 
Klage der ohne ihr Verſchulden geſchiedenen A wider ihren Che- 
gatten B 1. um Aufhebung der Ehepacte und Reititution des Heirats- 
gutes; 2. um Zahlung der Alimente im erften Punkte zugelaffen, 
im zweiten Bunfte aber mit Berufung auf den $. 1264 a. b. G. B., 
welher den Anſpruch des gejchiedenen ſchuldloſen Ehetheils auf Unter- 
halt alternativ neben jenem auf die Aufhebung der Chepacte geftellt 
babe, abgewiefen worden war, hat der oberfte Gerihtshof den Sad 
funbigenbeweiß über das Jahreseinkommen des Beklagten zugelaffen. 
Örünbe: Die untergerichtlihe Auslegung des Schlußjages des 

$. 1264 a. 6. ©. 3. muß als offenbar unrichtig bezeichnet werben in 
Öinblid auf ven $. 91 a. b. ©. B., welder ven Ehemann im All⸗ 
gemeinen verpflichtet, der Gattin den anftändigen Unterhalt zu ver- 
ſchaffen, von welder Verpflihtung er auch nicht feiner geſchiedenen 
Gattin gegenüber, wenn fie an ver Scheidung ſchuldlos ift, durch fein 
Verſchulden enthoben werben kann, und im Hinblid auf das Hofdecr. 
v. 4. Mai 1841, 9. ©. ©. Nr. 531, wonach felbft bei der durch beiber- 
feitiges Verſchulden berbeigeführten Eheſcheidung dem Richter über- 
lafien ift, auf Anftehen der Gattin mit Berüdfichtigung aller Ber- 
hältnifje und der jür fie fprechenden Billigfeitögründe ausnahmsweiſe 
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ben anftündigen Unterhalt ihr zuzuſprechen, weshalb von dem An- 
ſpruch auf bie den Umfländen angemefienen Alimente um fo minber 
die an ber Scheibung ſchuldloſe Gattin ausgefchloffen fein Tann. Da 
nun im vorliegenden Fall die Koften bes Unterhaltes ber Klägerin 
durch die Zinjen ihres Heiratogutes offenbar nicht gebedt find und 
von Seite des Bellagten nicht einmal angeführt wurde, daß fie noch ein 
anberes Vermögen oder für ihre Lebenszeit ein fiheres Einkommen befiße, 
fo kanı es fih nur mehr um das Ausmaß des Zufchuffes bambeln, 
ben fie für ihren Unterhalt nöthig bat und der Bellagte nach 8. 91 
zu leiften verpflichtet iſt, und in diefer Richtung iſt ver Sachbefund 
relevant, ben fie zur Feitftellung des Einkommens des Beklagten an- 
geboten hat. 


Nr. 2948. 
Ipso jure Berpflichtung zur Zahlung der Urtheildzinfen. 


ch. v. 17, Det. 1867, Nr. 10470 (Beft. der gleihförmigen Detr. dei 
8, ‚ Ralbad, * 15. Jänner 1867, Nr. 232, und 2er D. 2. ©. Graz 
7. Anguft 1867, Nr. 9685). ©. 3. 1868 

aut rund eines Urtheils, welches ben Beffagten die Zah⸗ 

lung einer Capitalſchuld binnen 14 Tagen auferlegte, wurde dem 

Kläger im Executionswege das Pfandrecht nicht nur für biefe Forde⸗ 

rung, fondern aud für die Morazinfen von der Zeit ber eingetre= 

tenen Rechtskraft bed Urtheils an in allen drei Inftanzen bewilligt, 

obgleich die Verpflihtung der Bellagten zur Zahlung folder Zinſen 

für den Fall der Mora darin nicht ausprüdlih ausgeſprochen war, 

„wel — nad den vom O. L. ©. angeführten und vom oberften 

Gerichtshofe gebilligten Motiven — die Verpflichtung der Erecuten 

zur Bahlung der Verzugszinfen Folge ihrer Saumfal und ber $8. 1333 
und 1334 0.6. G. B. iſt“. 


Nr. 2949. 


Anhaltung des Deferenten zur Beibringung ber bei ber 
Ablegung des Haupteided durch den Delaten vorzuzeigenben 
Gegenftänbe. 


Eetin. u. 17. Dee. 1867, Re. 11077 (Beit. bei dad Decret *3 .6 
2, 1867, Rr. 89660 abkub. Seer. bed D. 8 
Dr. 1867, Ar. 19182). ©. 9. 1868, €. 108. 
Zur Entſcheidung der Rechtsſache RN A gegen B pto. Zahlung 
von 178 Thlr. wurde dem Kläger der Haupteid aufgetragen, baß ba® 
Glajer, Unger u. Walther Entih. VI. 16 
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Erzmufter, welches dem im Proceß aufgenommenen Sachbefimb zu 
Grunde gelegt wurde, nicht dasſelbe war, welches ber Waarenbeſtel⸗ 
Iung zu Grunde lag. Auf bie Eidesantretung ded A wurde zur Ab⸗ 
ſchwörung Tagfahrt angeorbnet und dem B ber — im Recuröwege 
vom O. L. ©. beftätigte und dadurch rechtskräftig gewordene — Aufs 
trag ertheilt, das im feinen Händen befinplihe Bergleihungsmufter 
zue Vorweifung an den Kläger vorzulegen, bei ſonſtigem Eintritt ber 
gefeglihen Folgen ver Beweisbehinderung. Da B ſich deffen weigerte, 
ftellte A das Geſuch um executive Abnahme des Mufterd von dem⸗ 
felben mit dem Beifage, daß wibrigenfalls fein Eid fir abgelegt zu 
halten jei. — Vom Gerichte erfter Inftanz wurde bie Abuahme bes 
Mufters ohne den erwähnten Beiſatz verorbnet und auf ben Bericht 
bes Gerichtsdieners von der Erfolglofigkeit der Erecution Tagfahrt 
zur Verhandlung darüber ausgefchrieben, ob ver Eid für abgefhworen 
zu halten fei. — Auf den Recurs des A gegen biefen Tagſatzungs⸗ 
beiheid bat das O. L. ©. in Erwägung, daß der Bellagte bereits 
vechtöfräftig zur Vorlage des Erzmufters behufs der Vorweiſung an 
den Schwörenden verpflichtet, dieſer Verpflihtung trog wiederholter 
Aufforderung nicht nachgelommen ift und daß der Kläger den fenten- 
tionirten Eid angetreten bat, mithin zur Ablegung besfelben bereit ift 
und nur durch die Weigerung des Gegners daran verhindert wich, 
— dem Bellagten die Borlage des Muſters bei Geriht mit einer 
neuen Frift von 14 Tagen und mit dem Beifage aufgetragen, daß im 
widrigen Falle der fententionirte und vom Kläger angetretene Haupt- 
eid für abgefhworen zu halten ift. 

Mit Bezugnahme auf dieſe Motivirumg beftätigte ber oberfte 
Gerichtshof die Verordnung der zweiten Yuftanz. 


Nr. 2950. | 
Denügung der Satzſchriften und ihrer Beilagen zur In- 
firuirung eines Incidenzſtreites. 
Eutſch. v. 17. Dec. 1867, Nr. 11207 (Beft. deö das Decr. des 8. ©, Stra⸗ 
tonit v. 7. Anguft 1867, Nr. 5668, abänd, Deer. de8 D.2. ©. yom 
I 1er, Nr. 20639). G. 9. 1868, ©. 86. Prag 

In dem Proceß des A wider B und Genoffen pto. eiblidher 
Angabe eines Nachlaßvermögens kam es in Folge des Gefuches bes 
Klagers um Vorlage von Handelsbüchern darüber zu einem Incidenz⸗ 
ſtreit, nach deſſen Abſchluß der Kläger bei der Hcteneinlegung zum 
Behufe der Entiheivung des Zwiſchenſtreites das Begehren ftellte, daß 
den Acten das bei Geriht aufbewahrte Triplicat feiner im Geſuche 
um bie Vorlage ber Handelsbücher ald Beilage A bezeichneten Klage 
beigelegt werde. Dagegen proteflirten die VBellagten, weil die Klage 
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dem Geſuche um Voriegung ber Handelsbücher nicht wirklich bei— 
geihlofien war und weil dad bei Gericht hinterlegte Klagtriplicat 
nur bie Beſtimmung babe, den nachbenannten Beklagten, denen nur 
ein Rubrum der Klage zugeftellt worden, die Einfichtnahme von der 
Klagſchrift zu gewähren. — Die erite Inſtanz gab biefer Einfprade 
ftatt, wogegen das O. L. ©. die Legung des Klagtriplicats zu den 
Acten des Incidenzſtreites bewilligte, weil feine Vorſchrift befteht, 
welche verorbnet, daß die bereitd einmal mitgetheilten Sagfchriften 
bed Hauptprocefied bei vorkommenden Incidenzſtreiten noch einmal 
mitzutbeilen jeien. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtlihe Entſchei⸗ 
bung aus deren Gründen. 


Nr. 2951. 


Berpflichtung des unehelichen Baterd zur Wlimentations- 
leiftung während der Verpflegung des Kindes im Findelhauſe. 


b. 18, Dec, 1867, Nr. 9801 (Beit. des lirth. des 2. G. Wien vom 
15, Mai 1866, Nr, 24830, Abänd. des Urth. des O. L. G. Wien v. 2. April 
1867, ir. 2898). ©. 5. 1868, ©, 228, 

Die Klage des Curators und der Mutter des in der Findel⸗ 
anftelt unentgeltlich untergebrachten Kindes A gegen deſſen unehelichen 
Bater B um Zahlung der Alimente wurde vom O. L. ©. nur mit 
der Beichränktung zugelaſſen, daß der Bellagte den Wlimentations« 
betrag exit von dem Tage des Austrittes des Kindes aus ber Ver⸗ 
pflegung der Yindelanftalt an zu zahlen habe. _ 

Der oberfte Gerichtshof condemnirte ven B zur Zahlung von Ali⸗ 
menten (mit Herabjegung des in der Klage dafür angefprochenen Maßes) 
auch für die Zeit des Aufenthaltes des Kindes im Findelhaus. Gründe: 
Der Umftand, daß das Kind in der Verpflegung der Finbelanftalt ift, 
kann feinen Erzeuger nicht von aller und jeder Pflicht zu einem Bei⸗ 
trage für deſſen Alimentation befreien, weil durch jene Berpflegung 
nur für das Allernothwendigſte geforgt, ver Vater aber nad, feinen 
Bermögenskträften verbunden ift, Mittel beizufchaffen, um Nahrung, 
Bekleidung, fonftige Pflege und Erziehung des Kindes möglichft und 
fo zu verbefiern, wie e8 den gegebenen Berhältniffen angemefjen er⸗ 
fcheint, was durch unmittelbare Anjchaffung oder durch Gaben an bie 
Pflegeeltern von Seite des Vertreters des Kindes gejchehen Tann. 
Deshalb wurde dem Beklagten auch für die Zeit der Verpflegung im 
Findelhaus die Leiftung eines Ergänzungsbeitrages auferlegt. 


16* 
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Nr. 2952. 


Aufforderung bei einem Baue: Vorgang bei Auferlegung 
bed ewigen Stillſchweigens. 


—8 Ne dB. Der. 1887, Fi alla ah. 3 ded bad — der Brütur Se⸗ 
v. — —— des O. L. G. Zara vom 
Sept. aan 1868, Nr. 60. 


Mit Klage forderte A ben B und Senn auf zur Geltend⸗ 
machung ihrer vermeinten Rechte gegen den vorgelegten Entwurf eines 
neuen Baues bei fonftiger Auflage des ewigen Stillſchweigens. Diefe 
Klage wurde aufrecht erledigt; da jedoch bie Aufgeforberten berfelben 
mit feiner gerichtlichen Eingabe begegneten, überreichte ver Kläger ein 
Geſuch, worin er das Begehren ftellte, daß dem Bellagten dad ewige 
Stilfehweigen auferlegt und ihm geftattet werde, den neuen Bau nad) 
dem beigebradhten Plane auszuführen. — Das Geriht erfter In- 
ftanz Bat fofort diefem Begehren ftattgegeben. — Das O. L. ©. hat 
Dagegen ben erftrichterlichen Beſcheid als gerichtsordnungswidrig aufe 
gehoben und das Geſuch zurüdgewielen, weil nad Ueberreihung ber 
Aufforberungsfiage bei einer bezwedten neuen Banführung das in 
einem ſolchen Streite einquleitenbe Berfabren vasjelbe ift, welches 
durch den $. 73 weſtg. ©. O. in dem Proceffe wegen Berühmung 
vorgeichrieben wird; weil für ben Fall, ald von Seite des Aufgefor- 
berten über bie Aufforderumgsffage innerhalb der gefeglihen Frift 
weder eine Beantwortung auf die Klage, no die Oppoſitionsklage 
wiber den neuen Bau überreicht wird, dem Aufforderer die Pflicht obliegt, 
vorher die Inrotufirung der Acten zu verlangen, über welche exft ber 
Richter fein Erkenntniß zu fällen hat; weil das Geſuch des A, womit 
begehrt wurde, daß fofort ber Gegenpartei das ewige Stillichweigen 
auferlegt werde, ſich nad 8. 67 weftg. ©. D. als unzuläfflg dar» 
ftellt, indem dieſem Begehren nicht das Anjuhen um Imrotulirung 
der Acten vorausgefhidt worden war, und weil beshalb der erſt⸗ 
richterliche Beſcheid in feinem Weſen eine gegen bie Beflimmungen 
des erwähnten 8. 67 weflg. ©. O. verfloßende Erledigung enthielt 
und daher als gerichtsorbnungswibrig zu beheben war. — In dem 
Revifionsrecurfe wurde von A dagegen bemerkt, daß in dem Klags⸗ 
beiheide nicht, wie im 8. 64 weſtg. ©. O. vorgeſchrieben iſt, der Bei⸗ 
ſatz gemacht wurde, daß der Beklagte zu gewärtigen habe, daß ihm 
fonft das ewige Stillſchweigen auferlegt werde, fondern geradewegs 
und ausdrücklich entihieden wurde, daß, im Sale des Ausbleibens 
der Beantwortung, den Bellagten das ewige Stillſchweigen auferlegt 
werben würde; daß daher das Gefuch des Recurrenten als ein 
Erecutiondgefuch zu betradgten und ohne vorläufige Imtotulirung zu 
bewilligen war, und daß jedenfalls das Gefuch nicht hätte zurück⸗ 
gewielen, fondern eine Tagſatzung zur Acteninrotulivumg hätte an⸗ 
georbnet werben follen. 
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Der oberſte Gerichtshof verwarf mit Beziehung auf den Haren 
Wortlaut der 88. 67 und 73 der weſtg. ©. D. den Revifionsrecur 8 
als ungegründet. 


Nr. 2959. 


Uebernahme einer Hypothekarſchuld. Perſönliche Haftung des 
Uebernehmers. 

. ©. 19, Dee. 1807, Nr. 8016 (Belt. des das Urth. des L. G. Wien 
de ‚ abänd. M Ne O. L. 6 lie v. 8 März 
1867, Nr. 1771). ©. 3. 1868, Nr, 25. ©. 9. 1868, ©. 201 

© hatte der A für feine Schuld von 15000 fl. einige Liegen⸗ 
ſchaften verpfändet, die er fpäter dem M verfaufte. In dem Kaufe 
vertrag übernahm M auf Rechnung des Kaufpreifed alle auf ben 
Liegenichaften intabnlirten Schulden. Nach feinem Tode belangte nun 
bie A die Erben des Legteren mit der perfönlihen Klage auf Zah⸗ 
lung ihrer Forderung von 15000 fl. Im Zuge des Proceſſes pro: 
ducirte fie auch eine von C nad Anftellung der Klage ausgeſtellte 
Urkunde, worm ihr biefer feine durch den Kaufvertrag, in Betreff der 
Uebernahme ver befagten Schuld von 15000 fl. von Seite des M 
erworbenen Rechte gegen die Berlaffenfchaft des Letzteren cebirte. — 
In erfter Inflanz wurden bie Bellagten nicht als perfünliche Schuld⸗ 
ner, fondern nur ald Eigenthümer der Pfandfachen zur Zahlung ver» 
urtheilt, wogegen das O. L. G. die perfönlihe Zahlungspflicht ver 
Bellagten ausſprach. 

Der oberſte Gerichtshof beflätigte das Urtheil der zweiten 
Yuftanz in Erwägung, daß, wenn auch der neue Eigenthümer eimer 
unbemegligen Sache nad ven 88. 443, 447 und 466 a. b. G. B. 
für die darauf eingetragenen Laflen in der Regel nur mit ber Pfand» 
fache zu haften bat, viefe im Geſetz ausgeſprochene befchränfte Haf⸗ 
tung durch Vertrag erweitert werben barf, wie dies im vorliegenven 
Selle eben geſchehen iſt, wo der Käufer der verpfändeten Liegen- 
ſchaften mit Sufenmumg bes BVerlänfers die für die Klägerin darauf 
eingetxagene Schulp auf Rechnung des Kaufpreifes übernommen hat, 
weshel& denn aud nicht mehr die vorhin citirten Geſetze, ſondern ber 
8. 1345 und bie im dritten Theil, zweite® Hauptflüd des a. b. G. B. 
enthaltenen Vorſchriften über vie Affignation, beziehentlich Ceſfion 
zur Anwendung zu bringen find; daß bie Einwilligung ber Klägerin 
als Affiguaterin, refp. Ceſſionarin zu der durch die erwähnten Er⸗ 
Kärungen des Käufers und Verkäufers feftgeftellten Umänderung ber 
Rechte und Verbindlichkeiten durch bie Anftellung und den Inhalt 
ihrer Ringe ſillſchweigend (8. 868 a. 5. G. B.) erklärt und ertheilt 
warde; baß eine nachträgliche Einwilligung zu einer unvollfländigen, 
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Afignation nit nur nicht unzuläffig, fontern vom Geſetz (8. 1402 
bis 1404 und ff.) vorgefehen und übrigens burd fein Geſetz vor- 
gejchrieben ift, daß die Verftäntigung des Affignatars gleichzeitig mit 
ber zwiichen dem Affignanten und dem Affignaten getroffenen lieber» 
einkunft, und zwar nur mittelft der leßteren erfolgen müſſe; baß bie 
rechtserzeugende Erklärung im Vertrage felbft und keineswegs in ber 
Klage liegt, welche blos die Einwilligung der Aſſignatarin zu ber 
bereit8 durd den Vertrag feftgeftellten unvollfländigen Affignation bare 
thut; daß bet dieſer Sachlage und da anderentheil® nicht vorfommt, 
bag inzwifchen, nämlich 5i8 zur Erhebung der Klage, die Schuld des 
Aſſignaten an den Affignanten oder bie Schuld des Letztern an bie 
Klägerin getilgt oder die von der Klägerin noch nicht angenommene 
Alfignation widerrufen worden ift, die obergeridhtliche Entſcheidung ale 
im Geſetz (88. 1395, 1396, 1408, 1 a. 6. ©. 8.) gegründet 
erlannt werben mußte. 


Nr. 2954. 


Hereditatis petitio partiaria: fegitimation des Klägers, 
Extid. v. 19, Der, 1807, Mr. 10011 (Beft, de das Urth. ber Pau 
tona dv. 30, Ron. 1866 ‚a L. 


ai 1er Wr Ash) be. Bi 24, rieſt Dom 


Als — Alleinerbin eines Theilerben der Verlafſenſchaft 
des M belangte die A bie übrigen Miterben mit der Klage auf An⸗ 
ertennung ihres Theilerbrechtes, Theilung ber Berlaflenihaft und 
Herausgabe der in Folge der Theilung auf ihre Portion fallenden 
Erbfchaftsfahen. Die Beklagten wendeten ein, daß die Klägerin die 
Erbſchaft ihres Auctors nicht angetreten habe und daß fie nicht im 
Beſitze der Berlaffenihaft des M feien; in legterer Beziehung erbot 
fi die Klägerin zum Beweis duch Zeugen, deſſen Aufnahme im 
Proceß auch erfolgte, und dur ihren Erfällungseid. — Die erfte 
Inſtanz erfannte nach dem Klagbegehren unter ber Bedingung des Er⸗ 
füllungseides der Klägerin und erflärte in ben Motiven bie beflagter- 
ſeits erhobene Einwendung bed mangelnden Erbſchaftsantrittes dadurch 
als beſeitigt, daß die eu rin, indem fle die Erbſchaftsklage anftellte, 
ber Borfchrift der 88. 7 b 800 a. b. ©. B. Genüge geleiftet 
habe. — Das O. L. ©. wies ie Klage ab aus folgenden Grunden: 
Die Klage bezwedt Theilung einer gemeinfamen Erbſchaft. Br bie 
Teilung gemeinſchaftlicher Sachen gilt die im $. 827 0.5. G. B. 
anfgeftellte allgemeine Hegel, daß berjenige, welcher einen Antbeil an 
denfelben anfpricht, fein Hecht zu beweifen bat. Wer die Theilung 
einer gemeinfamen Erbſchaft fordert, muß bemnadh vor Allem den 
Beweis führen, daß fein Erbrecht anerkannt worden fei. Denn zur 
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Erlangung des Exbihaftsbefiges genügt nicht der bloße Titel, fondern 
es ift auch bie geſetzliche Erwerbungsart erforderlich; mit anderen 
Worten: der Exbberechtigte muß zuvörderſt die Erbserklärung an⸗ 
bringen, die Berbinblichleiten, welche ihm als Erben obliegen, erfüllen 
und bie Einantwortimg erwirten, 88. 797 und 819 a. b. G. 8. 
Die beilagterfeitd erhobene Einwenbung bes mangelnden Erbſchafts⸗ 
antritte® war daher gegründet und mußte zur Abmweifung ver Kläger 


führen. 
Der oberſte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten In⸗ 
ſtanz mit Berufung auf die von derſelben hinausgegebenen Grüne. 


Nr. 2955. 
Ceſſion einer Forderung nach quittirter Tilgung derfelben. 


. v. 19, Dee. 1867, Nr. 10068 ber gleihfärniigen Urth. bei 
B. Mn v5, Ding 1807, Nr. 21 rue bei a — vom 
. 8, Erpt. 1867, Mr. 9259). ©. 3. 1868, Nr. 81. 

A belangte den B auf Zahlımg von 600 fl., welden Betrag 
diefer im Yahre 1847 den Eheleuten C ale Kaufſchillingsreſt ſchuldig 
geblieben war und die Lebteren fim December 1865 dem A cebirt 
batten, B wenbete ein, daß er ſchon im April 1854 ven Cheleuten 
C laut Onittung die 600 fl. berichtigt babe und auf Grund der- 
felben im Jänner 1866 aud das Pfandrecht von feiner Realität ge⸗ 
Licht worden war. Darauf beftritt A die Echtheit der Ouittung und 
wendete zugleich ein, daß fie Teinesfals den Eheleuten C vorgelefen 
und ihr Inhalt von felben verſtanden worden ſei, worliber er biefe 
Eheleute als Zeugen führte und dem B den unrüdidhiebbaren Haupt- 
eid aufteng. 

Der Kläger wurde in allen drei Inftanzen abgewiefen, im Weſent⸗ 
lihen ans folgenden Gründen: Als Ceſſionar der Eheleute C muß 
Kläger nad 88. 1394, 1396 und 1396 a. b. G. B. fi alle Ein- 
wendungen, welche gegen biefelben dem B zuftehen, gefallen, alfo auch 
bie Onittung gegen fid gelten lafien. Da er die Cedenten dem Streite 
nicht als Vertretungsleiſter beigezogen hat, in welchem Falle viefe 
berechtigt geweſen wären, die Echtheit ver Quittung zu beftreiten, was 
fie aber nicht gethan, iſt bie Ouittung gegen die Eheleute C für 
beweiswirlend anzufehen. Der Anftand wegen bes angeblichen Vor⸗ 
ganges bei Außfiellung der Ouittung hätte au von ben Cheleuten 
C erhoben werben follen und kann der Beweis hierüber durch bie» 
felben — welche dem Släger als Eeffionar für bie Forderung haften, 
daher an dem Ausgange bes Hechtäftreites betheiligt find — eben⸗ 
fowenig wie jener durch nurlickſchiebbaren Haupteid zugelaffen werben, 
da ber Kläger letzteren, wenn ex die Eheleute C als Vertretungsleifter 
beigezogen hätte, rüdjchiebbar auftragen fonnte. Wollte man endlich 
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ben Geklagten als Hypothekarſchuldner betrachten, weil die Löſchung 
der 600 fl. erſt nad ber Ceſſion an A und deren Intabulirung er» 
folgte, B alfo wenigftens mit ber Pfandſache zu haften habe und 
Kläger die Forderung etwa nur im Vertrauen anf vie öffentlichen 
Bücher erwarb, fo war doch zur Zeit der Einbringung ber Klage die 
Forderung bereits rechtskräftig gelöicht, wonach der Gellagte auch als 
Befiger ver Pfanpfache nicht zur Zahlung angehalten werden kann. 


Nr. 2956. 

Rangordnung der Eintragung von Modificationen einer bereits 
grundbücherlich fichergeftellten Verpflichtung, durch welche bie 
Laft vergrößert wird. 

2. Der. 1867, Mr . 11231 der gleigfärmigen Dem, 
te Sig 12 ey m —* ——— 40.26 Dim 

“ 1B68, Nr. Ds. 

Tür A haftete auf dem * ve B eme im vierteljährigen 
Raten nachhinein zu emtrichtende Rente von 350 fl. jährlih. Er traf 
mit B das Uebereinfommen, daß B felbe von num am in gleichen 
Katen, jedoch im vorhinein bezahlen folle und bat um grundbücher⸗ 
lie Einverleibung des Pfandrechtes für dieſes Uebereintommen bei 
ber bezüglihen Pfanprechtöbeftelluug. — Das Gericht erfier Inſtanz 
Ihlug das Geſuch ab, weil es außer dem Zwecke ber öffenttißen 
Bücher über nnbewegliche Sachen liegt, Aenberungen von uripräng- 
lihen Bertragsmodalitäten, bie ein bingliches Recht gar nicht berühren, 
zur bücherlihen Eintragung zu bringen, welche Eintragung zur recht⸗ 
lichen Giltigkeit des Aenderungsvertrages offenbar nicht nöthig if, 
während anbererfeit, ſoll anders das Inſtitut der öffentlichen Bücher 
für die nothwendig damit verfnäpften Eintragungen durch Häufung 
unnöthiger Eintragungen die Ueberfichtlichkeit und Verläßlichkeit nicht 
verlieren und fo eher das Gegentheil von ber bamit angefirebten 
Rechtsſicherheit für dingliche Rechte au unbeweglichen Gütern herbei 
führen, jede für eine Rechtserwerbung, Abanderung ober ⸗Aufhebung 
nicht nöthige Eintragung, mit Ausnahme jener, worüber bejondere 
Borihriften, wie die kaiſ. Verordn. v. 12. Auguft 1851, R. G. BL 
Nr. 184, und die Min.-Vpg. v. 19. September 1850, R. G. BL 
Nr. 212, beftehen, ferne zu halten find. — Die zw eite Inſtanz be⸗ 
flätigte dieſe Abweiſung aus dem Grunde, weil die Auszeichnung ber 
Aendernng der urſprünglichen Vertragsbeſtimmung im Grundbuche 
sd locum ber Satzpoſt ohne Zuſtimmung der allfälligen ſpäteren 
Sapgläubiger nicht ftattfinden kann. 

Der oberſte Gerihtehof bewilligte die Einverleibung nicht mit 
ber Priorität bes bereits befiehenden Pfandrechtes, ſondern als nene 


— 249 — 


Belaftung in der Erwägung, daß durch bie gebadhte Verpflichtung des 
B zur Borauszahlung der Rente bie urſprünglich eingegangene Ber: 
bindlichkeit erfchwert wurde; daß auch für die fo erfhwerte Zahlungs» 
verbindlichkeit und bezüglich für die Erfüllung biefer erſchwerenden 
Zahlungsmodalität ein auch jeden Nachfolger im Befige bindendes 
Pfandrecht beftellt werden konnte und auch ausdrücklich beftellt wurbe; 
daß demnach die gänzliche Abweifung des Geſuches auf einer irrigen 
Auffaffung der Sach⸗ und Rechtsverhältniffe beruht und gegen das 
Geſetz verftößt; daß aber andererfeits, ohne hier in die Frage, in« 
wiefern allenfalls mittlerweile auf die Realität verfiherte Gläubiger 
dadurch berührt werben können, einzugehen, die neue Belaſtung nicht 
un ber Priorität des früher erwirkten Pfanprechtes, ſondern nur nad 
Maßgabe der Zeit der Einbringung dieſes Geſuches eingeräumt 
werben konnte. 


Nr. 2957. 


Sequeftration der verpfändeten Liegenfchaft zur Sicherftellung 
während des Appellationszuges. 

Pa v. 28, ee 1oer, Nr. 11488 (Belt. ded Deer. des B. G. Ebreichs⸗ 
bs , Abänd. des Der. bed D. 2. ©. Wien v. 
zu 1867, Nr. 14151). ©. 3. 1868, Nr 

A erwirkte wider bie Eheleute B ein Urtheil auf Zahlung von 

400 fl., Imterefien eines auf ihrer Realität verſicherten Capitales 
von 8000 fl., und auf Grund besfelben bei dem Umftande, daß bie 
Bellagten die Appellation ergriffen hatten, auch bie Sequeftration ber 
einzuerntenden Feldfrüchte zur Sicherftellung ber 400 fl., welche jedoch 
auf den Recurs der Eheleute B in zweiter Inſtanz behoben murbe, 
weil bei der vorliegenden Appellation berjelben in Betreff ber Siher- 
ftellung nur vie 88. 259 und 260. ©. D., dann bie 88. 4 und 8 
ber Min.⸗Vog. v. 18. Yuli 1869, R. ©. BL. Nr. 130, maßgebend 
erſcheinen, darnach aber die Sicherftellung während des Appellations- 
zuges nur bann plaßgreift, wenn felbe nach Beichaffenheit ver Streit 
ſache nothwendig erfcheint und bei durch Hypothek fichergeflellten For⸗ 
berungen insbeſondere bie Unzulänglichkeit der Hypothek glaubwürdig 
vargethan worden iſt, A aber in letzterer Richtung, obſchon nach 
Inhalt der Acten die Forderung durch Hypothek ſichergeſtellt iſt, dieſes 
Uuſtandes im Sequeſtrationsgeſuche nicht einmal ermähnend, gar keine 
Nachweiſung geliefert Hat und überhaupt auch nicht ſonſt erhellt, daß 
er. nach Befchaffenheit der Streitſache einer ſolchen Sicherſtellung beburfe 
Der oberſte Gerichtshof beftätigte den erftrichterlichen, die Seque⸗ 
firation beiilligenden Beſcheid in ber Erwägung daß ber 8. 4 ber 
Min.-Bog. vom 18. Juli 1859, Nr. 130, die Erecution zur Sicher» 


— 250 — 


ſtellung auf das Vermögen des Geklagten durch Sequeſtration der 
gepfaͤndeten beweglichen ober unbeweglichen Sachen zuläßt, worunter 
bie dem Gläubiger bereits verpfändeten Sachen zu verſtehen find, 
zumal ſonſt das Wort „gepfändet“ und der Nachſatz diefee $. 4 — 
wonach bie Erecutiou bebingungsweife auch auf andere, als die bereits 
zum Pfande beſtellten Sachen zuläffig iſt — überflüffig wären. 


Nr. 2958. 


Unzulaſſigkeit executiver Einantwortung der verfallenden Mieth⸗ 
zinſe eines Hauſes. 

8 Eger Nr. 11487 (Bet. der gleichförmigen Derr. bes 
— öet, 1867, ir „00 mu iD ’ Rx en v. 19, Ron. 
867, Nr. — 6. 31 —8 A 

Yür eine —— von 300 fl. begehrte A gegen B 
bie egecutive Einantwortung ber zu Lichtmeß 1868 bei gewiſſen fpeciell 
bezeichneten Miethparteien in den angegebenen Beträgen verfallenben 
Mietbzinfe von dem Haufe des B, und wurde in allen Inſtanzen 
abgewiefen. Die Motive des oberften Gerichtshofes lauten, daß auf 
die, Erecutionsführung auf ſchwebende Erträgniffe eines Zinshaufes 
nidt der $. 321, fondern ber 8. 320 a. G. O. Anwendung findet, 
indem einerjeitö ſolche Erträgniffe uur im Wege der Verwaltung bes 
unbeweglihen Gutes und gegen Erfüllung ber dem Vermiether ob- 
liegenden Berbinblichleiten zu erzielen find und andererfeitd nad bem 
Hfd. v. 12. October 1790, 3. ©. ©. Nr. 63, der auf ſchwebende 
Erträgniffe einer Realität Erecution führende Slänbiger fein Recht 
nur infoweit geltend machen kann, als nach Abzug der Intereſſen ber 
auf derfelben mit Hypothek verſicherten Kapitalien etwas übrig bleibt. 


Nr. 2959. 
en ald Perhorrefcenzgrund ? 
Entf. v. 8, De 1807, 11014 Bl 1er slekfäruigen Der. bed 


——— — Musa 1807 ee Bas. 6. A, a une peb DI. 2. 


In der beim —*— & Seneralconfulate ; in Bulareft zwiſchen 
einem Privaten und einem latholiſchen Kloſter anhängigen Rechts⸗ 
ſache pto. 860 Biafter war ein Iraelit zum Mitglieve bes biesfälligen 
Eommiffionsgerichtes beftellt worden. Dagegen —5 der —85 des 
Kloſters den Recurs, welcher vom öſterreichiſchen O. L. ©. abge 
wieſen wurde. 
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Der oberfte Gerichtshof beftätigte die unterrichterlihen Ent⸗ 
fheidungen, weil Recurrent gar keinen Umftand angeführt hat, melder 
den zum Commiffionsmitgliede berufenen Iſraeliten für die Entfcheis 
dung der vorftehenden Rechtsſache nach dem Belege und insbeſondere 
nach dem 8. 52 des kaiſ. Patentes v. 3. Mai 1853, R. ©. Bl. Nr. 81 
als befangen erfcheinen ließe. Die Religion dieſes Commiſſionsrichters 
kann gegen ihn als Perborrefcenzgrund nicht geltend gemacht werben, 
da nach der amtlichen Beftätigung der k. k. Ugentie in Bukareſt bei 
dem bortigen Conſulargerichte feit Jahren auch Viraeliten ale Com⸗ 
miffionsmitglieber in allen Rectsangeiegenheiten, ohne Rüdfiht auf 
bie Nationalität oder das Glaubensbekenntniß der Streittheile beftellt 
zu werben pflegen und biefe ©epflogenheit einem Anſtande umfo- 
minder unterliegen kann, als Dfraeliten aus dem Handelsſtande auch 
bei den E. k. Handels gerichten und ben Handelsſenaten ber k. I. Ge⸗ 
richtshöfe erſter Inftonz im Inlande zu Beifigern mit entſcheidender 
Stimme ernannt wert en lönnen und deren mehrere auch wirklich ſchon 
ernannt worden find. 


Nr. 2960. 


Haftung ded Executen für feine executiv eingeantwortete 
Forderung. 
v2 Der, 1867, Nr. 11481 (Beil. des Decr. bed H. G. Wien v. 
2 186 Kr, 5004, Abänd, Nr Ser de8 DO. 8. ©, Wien vom 
Nas. 1807 ‚ Rr. 20007). ©. 3. 1868, Nr. 24, 

Nachdem B gegen feinen Schuldner A für eine Forderung von 
91 fl. 50 !r. die executive Mobilienpfändung erwirkt hatte, ließ er 
Rd) im Erecutionswege bis zum Betrage feiner Forderung ben Ber 
mähtniganfpruh auf 300 fl. in Metalliques einantworten, welcher, 
bem A gegen ven Erben ver AM'ſchen Berlaffenfhaft zuftand. Der 
Erbe, von B aufergerichtlidh um bie Zahlung angegangen, verweigerte 
biefelbe, indem er behauptete, daß bie Legatsforderung des A mit 
Gegenforberungen ber Berlaffenihaft compenfirt fei. In Folge deſſen 
griff B auf vie früher eingeleitete Mobilienerecution zurüd und be⸗ 
gehrte die Yeilbietung der gepfänveten Sachen, bie ihm bewilligt 
wurde. Dagegen trat nun A miber ihn klagend auf und flellte das 
Begehren, daß das Executionsrecht des B durch die an ihn erfolgte 
Einantiwortum ber Regatöforderung des A als erloſchen erklärt werbe. 
In erſter "Snftan wurde bem SKlagbegehren ftattgegeben. Das 

O. L. ©. wies den Kläger ab mit Berufung auf den 8. 319 a. ©. O., 
befien VBorausfegung: daß die dem Grecutionefährer eingeantwortete 
Forderung „ſtreitig gemacht wird“, nicht blos in den Fällen, wo die 
eingeantwortete Forderung durch richterliches Urtheil als nicht beſtehend 
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erklärt worben ift, oder mindeſtens ber Execntionsführer biefelbe gegen 
den neuen Schulpner eingeflagt und biefer auf den Streit ſich ein- 
gelaffen bat, fondern auch dann eintrete, wenn der Cefſus außer- 
gerichtlich erklärt, die Forderung nicht anzuerlennen, bie angebliche 
Schuld nicht zahlen zu wollen. Da nun eine folde außergerichtliche 
Verweigerung und Beftreitung der Forderung von Seite bed Schulpner® 
vorliegt, jo muß das Siagbegehren zufolge 8. 319 a. G. O. zurüd- 
gewiefen werben, ganz abgefehen bavon, daß in feinem Falle das 
Erecutionsreht des B als für immer erlofchen, fondern nur ale Bis 
zur Entſcheidung des von ihm gegen den Ceſſus eingeleiteten Proceſſes 
und bis zur Durchführung der Erecution gegen ben letteren außer 
Wirkfamleit gefetzt erflärt werben könnte. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftgerichtliche Erkenntniß 
aus folgenden Gründen: Aus den 88. 314, 317—319 a. ©. O. 
gebt hervor, daß der Gläubiger, der fi eine Forderung bed Be⸗ 
Hagten einantworten läßt, viefelbe „an Zablungsftatt" (8. 314) an- 
nimmt, daher wie ein Ceffionar als Eigenthum übernimmt, daß ber 
Beklagte nur gleich einem Cedenten dafür haftet (88. 317 und 318) 
und daß nur, wenn bie Forderung ftreitig gemacht wird ober ber 
Oläubiger nad erwirkter Pfändung bei feinem neuen Schulbner nicht 
binlänglide Bebedung und Befriedigung findet, jener auf andere 
Güter feines erften Schuldners greifen darf (8. 319). Die Worte 
„flreitig gemacht wird“ können aber nur in dem Sinne verftanden 
werben, daß ber Erecutionsführer bei der Hereinbringung der einge- 
antworteten Yorberung ganz ober zum Theile jachfällig geworben, alfe 
die Forderung ganz oder zum ‘Theile illiquid iſt, was auch bie gleidy 
barauf erwähnte ganz oder theilweife ohne Erfolg geführte Execution 
gegen den neuen Schuldner erfennen läßt. Auch würde fonft die Be- 
ſtimmung bes $. 317 a. G. O., melde ven Executen von der Hafe 
tumg für bie Richtigleit der Forderung loszählt, wenn dieſelbe beftrittew 
wird und der Erecutionsführer von ihm nicht die Vertretung anſucht 
— mas fomit als feine Pflicht bezeichnet wird — ganz wirkungs⸗ 
108 fein. . 


Nr. 2961. 


Berpflichtung des fiveicommiffarifchen Erben zur neuerlichen 
Entrihtung ber frommen Gebühren. | Ä 
.v. 8, 1867 . 11618 der glei i .des 

n — —— 
Aus Anlaß des Todes des Fiduciarerben hatte bie Abhand⸗ 
lungsbehörde ven fideicommmffariichen Erben vie Berichtigung ver 
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frommen Gebühren von dem Subftitutionsvermögen aufgetragen. Da⸗ 
gegen ergriffen biefe ben Recurs, welchem das O. 2. ©. keine 
Folge gab. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte Die untergerichtlihen Ent- 
ſcheidungen, weil es für die Verpflichtung zur Entrichtung ber frommen 
Gebühren keinen Unterſchied macht, ob der Erbe den Nachlaß in Folge 
einer von einem früheren Befiger diefes Vermögens über die Nach⸗ 
folge voraus getroffenen Beftimmung erlangt; weil aud bei ber 
Succeſſion in ein Subftitutionsvermögen wieder eine Veränderung in 
dem Eigenthbume und ein neuer Erbfall eintritt, die feommen Ge- 
bühren im Sinne der beftehenden Geſetze von jedem Erbfalle ins⸗ 
beſondere zu bezahlen find, und hienach bie nach dem Tode des Erb- 
laſſers durch den Yibnciarerben Hinfichtlid des Subſtitutionsvermögens 
geihehene Bezahlung ver frommen Gebühren die Subftitutionderben 
nicht von der Verpflichtung befreien fonnte, auch ihrerjeit® von bem 
erſt in Folge des Todes des Fiduciarerben an fie gelangenben Nach⸗ 
laſſe die frommen Gebühren zu entrichten. 


1868. 


Nr. 2962. 


Fortfegung und Beendigung der Erfitung einer Servitut 
gegen den grumdbücherlichen Singularfucceffor.t 
vom 8, Jünner 1868, Nr. 10672 (Belt. ber Urtheile des 8. 4 
Grarleamart vn 31. Dee 106 —— F Yo. Wien 
18, Anguſt 1867, Rn 11601). ©. 3. 1868, Kr 
Mit der im Jahre 1863 angeftellten negatorifäjen Serittstinge 
belangte bie ſeit 1850 in Folge Kaufes im Grundbuche ftehenbe Eigen- 
thümerin der Liegenſchaft A die grundbücherlichen Eigenthümer ber 
Grundftüde B, C, D und E wegen unbefugter Ausübung bes nicht 
intabulirten Fahrtrechtes über bie Liegenfchaft. Die Bellagten verthei- 
bigten fi mit der Einrede der Erfigung (8. 1498 a. b. ©. 3.) und 
erbrachten durch Zeugen ben Beweis, daß von ihnen und ihren Befig- 
vorfahren das Fahrtrecht feit 1824 bis 1863 ununterbroden aus- 
eübt und von der Klägerin im Jahre 1850 bei der Errichtung ihres 
Raufes dem Berfäufer und dem damaligen Befiter bes Grunpftüdes 
B, weldye fie aufmerffam machten, daß dem Lebteren fo wie ben Be⸗ 
figern der PBarcellen C, D und E das Fahrtrecht über die Liegen- 
ſchaft A bisher eingeräumt worden fet, die Erklärung abgegeben wurde, 
dag fie auch damit einverflanden fei und wie es früher mit dem 
Fahrtrecht gehalten worden, es auch künftig fein fol. Die Klägerin 
führte dagegen an, bag die Bellagten, feit fie die Liegenſchaft befikt, 
jevesmal um die Erlaubnig darüber zu fahren fi beworben haben 
und nur in Folge ihrer aus Gefälligfeit gegebenen Zuftimmung ge» 
fahren feien; fie vermochte aber nicht den mittelft Zeugen angebotenen 
Beweis biefer von den Gegnern geleugneten Thatſache berzuftellen. — 
Bon beiden Untergerihten wurde auf Grund der obenerwähnten Ein- 
xebe ber Dellagten das Slagbegehren abgewiefen und vom oberften 
Gerichtshofe die dagegen ergriffene a. o. Reviſionsbeſchwerde der 
Klägerin verworfen. Motive ber dritt en Inſtanz: In Erwägung, 
daß die Beftimmung des $. 1500 a. b. ©. B. nur bezwedt, ven 
reblichen Erwerber (Singularfucceflor), welcher eine unbewegliche Sache 
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im Vertrauen auf das öffentliche Buch als freies, unbelaſtetes Eigen⸗ 
thum an ſich gebracht hat, vor dem Nachtheil zu bewahren, der für 
ihn entſtände, wenn ein durch Erſitzung oder Verjährung erworbenes, 
in das öffentliche Buch noch nicht eingetragenes Recht, mithin ein blos 
perſönlicher Anſpruch gegen ihn geltend gemacht werben wollte; daß 
aber die VBorausfegung und der Zweck dieſer Vorſchrift dann nicht 
eintritt, wenn es fih um die Yortjegung einer bereit begonnenen 
Erfigung gegen den neuen Erwerber handelt, weldher von ber bis⸗ 
herigen Ausübung des Rechtes, deſſen Erfigung in Frage fteht, 
Kenntuiß hat, weil er in einem folden Kalle vermöge diefer Kenutniß 
die Erfigung zu unterbrechen in der Lage ift; daß die Behauptimg ber 
Beklagten, daß beim Abſchluß des Kaufes im Jahre 1850 nicht nur bie 
Klägerin von dem Berkäufer und dem Vorfahren des Erftbeflagten im 
Befige der Barcelle B auf das von den Beflgern der Parcellen B, 
C, D und E bis dahin ausgeübte Fahrtrecht aufmerkſam gemacht 
wurde, fondern ſogar fi) damit einverftanden erklärte, durch die auf 
Antrag der Beklagten vernommenen Zeugen beftätigt worben ift und 
der Umftand, daß fie von dem Fahren der Bellagten über ihr Grund» 
flüd während ber Periode ihres (der Klägerin) Befiges Kenntniß 
hatte, auch aus den Ausſagen ver Zeugen der Klägerin hervorgeht; 
und daß durch ihre Zeugen ein wollffändiger Beweis darüber, daß fie 
ben Bellagten nur bittweife und aus Gefälligkeit das Fahren über 
ihr Grundſtück geftattet habe, nicht hergeftellt worden ift, konnte ein 
Grund zur Abänderung der gleihförmigen Erkenntniſſe der Unter- 
gerichte nicht gefunden werben. 


Nr. 2963. 


Unwirkſamkeit der einfeitigen nachträglichen Genehmigung eines 
von der Obervormundfchaftöbehörde verworfenen Vertrages 
feitend des großjährig Geworbenen. 


.d. 8, 1868, Nr. 11657 (Abünd, ber Urth. bed B. ©. 
—— ee 3869 und des F L. G. ge 15, at , 
Nr. 5085). ©, 3. 1868, Nr. 36, 

Im Jahre 1856 hatte A mit feinem minderjährigen Sohne B 
buch einen für benfelben beftellten Curator einen Berlaufsvertrag 
über feine Realität mit Vorbehalt der Genehmigung der Curatels⸗ 
behörde gejchloffen, welche Genehmigung zwar angefudht, aber vom 
Gerichte verweigert wurde, Im Februar 1864 fegte der mittlerweile 
großjährig gewordene B dem Bertrage feine Genehmigung bei und 
erwirkte die grunbbücherlihe Kinverleibung feines Eigenthumsrechtes, 
wovon fein Bater verftändigt wurde, ohne dagegen gleich einen Schritt 
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zu machen. Erſt ein volles Jahr darnach begehrte A mit Klage bie 
Ungiltigerllärung des Vertrages umd ber darauf gegründeten Eigen⸗ 
thumseinverleibung, weil Der oberenratorifd nicht genehmigte Vertrag 
durch die einfeitige Erflärung des Sohnes nicht zur Geltung gelangen 
fonnte. Der Beklagte B berief ſich auf die Rechtskraft ver Einverleibuug 
und darauf, daß er noch vor berfelben dem Vater ben Originalvertrag 
zurüdgeben wollte, viefer aber ihn anwies, vie Urkunde zu behalten: 
denn das, was er, ver Bater, gemacht babe, foll gemacht bleiben, — 
was aber der Kläger widerſprach. — Die erfte Inſtanz gab dem 
Llagbegehren ftatt in der Erwägung, daß nad den 88. 152, 233, 
244 und 865 a. b. G. B. Minderjährige wohl durch einfeitige Ver⸗ 
träge echte erwerben, keineswegs aber ohne Genehmigung des 
Gerichtes zweifeitig verbindliche Verträge abſchließen können; daß ber 
Bertrag vom Jahre 1856 die obercuratorifhe Genehmigung nicht 
erhielt, fomit rechtsungiltig ift, $. 865; endlich daß der Vertrags⸗ 
nachtrag vom Februar 1864 nur eine Willensäußerung des Gellagten 
enthält, daß er als Eigenberechtigter mit dem Vertrage einverftanden 
fei, diefe einfeitige Erklärung aber keineswegs geeignet ift, den rechts⸗ 
ungiltigen Vertrag wirkſam zu maden, 8. 861. — Das Obergericht 
wies den Kläger ab. Gründe: Die unbeftrittenen Thatumftände und 
insbefondere das Stillſchweigen des Klägers zu der ihm befanut- 
gewordenen Intabulation des Kaufvertrages laſſen feinen Zweifel 
darüber, daß er gegen bie vom Bellagten nad deſſen Großjährigkeit 
erfolgte Annahme des nicht zurüdgezogenen Vertragsanerbietens nnd 
gegen die Wirffamleit des Vertrages feine Einſprache erheben, daß 
ex vielmehr viefen Vertrag als giltig und wirffam betrachten wollte. 
(8. 863 a. b. ©. B.) 

Der oberfte Gerichtshof machte jedoch die Sachfälligkeit des 
Geklagten von dem Haupteibe über die von der Eigenthumseinverleibung 
des Sohnes demſelben vom Vater gemachte Aeußerung abhängig, 
fegterer möge nur den Driginalvertrag behalten, es folle dabei 
bleiben. Gründe: In Erwägung, daß der Kläger in Gemäßheit bes 
8. 865 a. b. ©. 2. fo lange, bis die Genehmigung der Curatels⸗ 
behörde erfolgt, allervings vom Bertrage nicht zurüdtreten konnte, daß 
biefe Genehmigung aber ausdrücklich verweigert wurbe und daß ber 
Eläger hierauf im Sinne des erwähnten Baragraphen aus obigem 
Bertrage nicht länger in Haftung blieb und ver mittlerweile groß- 
jährige Beklagte durch feine Beitrittserklärung vom Februar 1864 
die erloſchene Verbindlichkeit des Klägers nicht mehr aufleben machen 
fonnte, kann der Vertrag und diefe Erklärung als zu Recht beſtehend 
wicht angejehen werben, es wäre benn, daß ber Kläger nachträglich 
exllärt hätte, noch an fein im Vertrage gegebenes Beriprechen ge⸗ 
bunden fein zu wollen. Der Haupteib ift beftimmt, eine ſolche nad» 
träglihe Erklärung zu erweifen und wurbe daher auf felben erfannt. 
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Nr. 2964. 


Unftatthaftigfeit der Klage auf Rechnungslegung feitens des 
Erben des gefhäftsführenden Gefellfchafterd gegen den über⸗ 
lebenden Gefellichafter. 


Entf. v. 9, Jänner 1868, Nr. 10881 (Beit. des dad Urth. des Conſular⸗ 
nerichtes in Bufareft v. 8. Nov. 1866, Ar. 13308, abänd. Urkh. bed D. 2. ©. 
Wien v. 4. Gept. 1867, Nr. 15788). ©, 9. 1868, 6. 214, 


B hatte mit vertrag vom 1. November 1853 den A zur Führung 
jeines Gefchäftes gegen Antheil am Gewinn aufgenommen. Nah dem 
Tode bed A trat deffen Tochter und Erbin gegen B flagend auf, 
indem fie für den Berftorbenen aus der Gejchäftsperiode vom 1. No: 
vember 1853 Bis zum Tode des A (Ende December 1854) nod einen 
Gewinnsantheil in Anfpruh nahm und deshalb ven B auf Ablage 
der Rechnung belangte. 

Der oberſte Gerihtshof erkannte auf Abweiſung der Klage. 
Gründe: Die Rehnungslegung fett begrifflih auf Seite bes hiezu 
Berpflihteten die Verwaltung eines fremden oder eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Bermögens voraus und ift dies in Anfehung des legteren in 
ben 88. 837 und 1198 a. b. ©. B. ganz deutlich ansgefproden. 
Das im 8. 1206 0.6. ©. B. dem Erben eines verftorbenen Sociuß, 
mit welchen die Gefellihaft nicht fortgefegt wird, eingeräumte Necht, 
bie Rechnungen bis zum Tode des Erblaffers zu fordern, ſteht dem⸗ 
felben, wie jebem anderen Socius, nah $. 1198 a. b. ©. 2. nur 
gegen jenen ©efellihafter zu, der bie Verwaltung des Gefellihafts- 
vermögen® beforgt hat, ſowie der Erbe felbft, nad $. 1206 0.5. G. B., 
den anderen Gefellihaftern zur Rechnungsablage nur infomweit ver 
pflichtet fein kann, als fein Erblaſſer die Verwaltung der Societät 
geführt hat. Hieraus ergibt ſich die Unftatthaftigleit des Begehrens 
ber Klägerin anf Rechnungsablage von Seite des Bellagten für eine 
Zeit, in welcher nicht der letere, fondern ihr Vater der Geſchäfts⸗ 
führer umd vielmehr diefer dem Bellagten zur Rechnungslegung ver- 
pflihtet wer. Glaubt aber die Klägerin ala Erbin ihres Vaters noch 
einen Gewinnsantheil forbern zu können, fo war die Klage auf Rech⸗ 
nungslegung hiefür nicht der richtige Weg, da B ale Inhaber des 
Geſchäftes offenbar nicht angehalten werben Tann, über bie Geftion 
feines Gejhäftsführere Rechnung zu legen, und die Klägerin als 
Erbin des A nicht mehr Rechte Hat ale A felbft, der zu einem ſolchen 
Anſpruch gegen B niemals berechtigt geweſen wäre. 


Glafer, Unger u. Walther Entib. VI. 17 
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Nr. 2965. 


Berechtigung des Teftamentderecutors zur Abhandlungspflege 
trog der hiezu erfolgten Bevollmächtigung eines Anderen 
feitens des Erben. 

ch. v. 9. Jänner 1868, Nr. 11674 (Beft. der Decr. des 2. G. Wien v. 

. . 56299 und vom 11. Oct. 1867, Nr. 55068, Aufheb. bed 
Herr. des ©. 2. ©. Wien u. 12. Nov. 1867, Nr. 20667). @. 3. 1868, 
Nr. 68, ©. H. 1868, ©, 91. Geridhlöbote 1868, Wr. 8, 

M batte in feinem Xeftamente feine Gattin zur Univerfalerbin 
beſtimmt, feine Kinder und Enkel auf ven Pflicttheil gefekt, im 8 8 
den Advocaten A mit der Abhandlungspflege betraut und ihn zum 
Teftamentserecutor beftellt. Die Witwe des M überreichte bei der Ab- 
handlungsbehörde ein Geſuch mit einer Generalvollmadt, in welcher 
fie den Notar B als ihren Machthaber beftellte, und gleichzeitig durch 
denſelben die Erbserklärung. Einige Tage nachher wurbe Dr. A vom 
Gerichte als teftamentarifh ernannter Abhanplungspfleger und Tefta« 
mentspollftreder beftellt, und deſſen Anzeige, daß er das Amt bes 
Abhandlungspflegers und KXeftamentserecutors übernehme, mit bem 
Bedeuten zur Kenntniß genommen, daß er zwar nad $. 8 des Tefta- 
ments als zur Abhandlungs pflege nach dieſem Erblaffer berufen und 
berechtigt anerkannt werde, er jedoch biefe Abhandlung im Einver⸗ 
fländniffe mit der Teflamentserbin und rüdfihtlih mit ihrem aus⸗ 
gewiefenen Machthaber, dem Notar B, zu pflegen und baber bie 
betreffenden Eingaben von bemfelben mitfertigen zu laflen habe — 
Gegen dieſe Beſcheide überreichte die Erbin durdy den Notar B den 
Recurs und das O. L. ©. hob die unterrichterlichen Beſcheide in der 
Erwägung auf, daß der 8. 8 des Teftaments nicht als ein Auftrag 
an den Erben aufgefaßt werben kann, die Abhandlung des Nachlaſſes 
durh Dr. A pflegen zu laſſen, als bloßer Wunfch aber für ven Erben 
nicht verbindlich ift, daß die Berechtigung eines Dritten, bie zur Be⸗ 
fignehmung ber Erbſchaft nöthigen gerichtlihen Einſchreitungen für 
den Erben zu machen, jebenfalld eine Bevollmächtigung von Geite 
bed Erben vorausfegt und von der Erbin zur Abhandlungspflege nad 
ihrem Gatten mittelft vorgelegter Vollmacht der Notar B berufen 
worden ift; daß baher Dr. A von dem Gerichte weder als Abhand⸗ 
Iungöpfleger zu beftellen war, noch auch als zur Abhanblungspflege 
berechtigt angefehen werben Tann. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte hingegen die erftrichterlichen 
Beſcheide. Denn, fo lautete die Begründung, mwenngleih dem Ab⸗ 
banblungsgeridht die von der Teſtamentserbin dem Notar B ertheilte 
Vollmacht zu ihrer Vertretung in biefer Verlaſſenſchaftsangelegenheit 
und zu allen behufs der Verlafſfenſchaftsabhandlung erforberlihen Ein⸗ 
fhreitungen und Verfügungen ausgewieſen worden iſt, und wenngleich 
es einem eigenberedhtigten Erben nicht verwahrt werben Tann, fi im 
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ver Berlaffenihaftsabbannlung und in allen damit im Zuſammen⸗ 
bange ſtehenden Angelegenheiten durch einen Bevollmächtigten feiner 
Wahl vertreten zu laffen, jo kann doch damit, daß die Erbin für ſich 
einen Bevollmächtigten beftellt hat, vie ausbrüdlihe Teſtaments⸗ 
beftimmung, zufolge welcher der Erblaffer mit der Abhanplungspflege 
feines Nachlaſſes den Dr. A betraut hat, nicht als befeitigt angefehen 
werben, weil die Abhanplungspflege nicht ausfchlieglic nur das Inter- 
efie der Teftamentserbin, fondern aud die Intereffen anderer Be- 
tbeiligten, als welche hier insbeſondere bie auf ven Pflichttheil beſchränkten 
Kinder und Enkel des Erblafſers erfcheinen, berührt, und weil voraus: 
zufegen ift, daß der Erblafier zu ber im Abſatze 8 des Teftaments 
getroffenen Beftimmung feine befonberen Gründe gehabt babe, über 
welche das Gericht nicht einfach hinweggehen fann. Der Teſtaments⸗ 
erbin bleibt es ſohin völlig unbenommen, in Allem, was bei dem 
Verlaſſenſchaftsabhandlungsg eſchafte ihre Perfon und ihr Intereſſe 
betrifft, fich durch ihren Bevollmächtigten vertreten und benjelben für 
fie banveln zu laſſen; fie kann aber nicht als berechtigt angefehen 
werben, bie vom Exblaffer nad feinem ausprüdfih ausgeſprochenen 
Willen beabfihtigte Ingerenz des Dr. A bei ber Abhandlungspflege 
zu befeitigen. Da nun bie mittelft ber erftgerichtlihen Beſcheide 
getroffenen Berfügungen dieſen Geſichtspunkten volllommen entiprechen, 
jo erfcheint deren Aufhebung durch das D. 2. ©. nicht gerechtfertigt 
und find biefelben vielmehr aufrecht zu erhalten. 


Nr. 2966. 


Selbftverftändliche Verpflichtung des Käuferd zur Bezahlung 

des Capitalswerthed der von ihm auf Rechnung bed Kauf: 

Ichillings mit einem capitalifirten Werthe zur Zahlung über- 

nommenen wiederkehrenden Leiftungen nach Beendigung ber- 

jelben. Directer Anfpruch ded Gläubigers gegen den Schuld- 
übernehmer. 


Feen 1868, Ar. 10662 Don (Bch, des Urth. des 2. G. Wien 
Vinci 74630, Abänd. des Urth. ded D. 2. ©. Wien d. 
1867, Fr on er Bes. Nr. 82, Gerihtöhote 1868, Nr. 4 

Die Erben der A belangten die Erbin des B auf Zahlung 
von 1422 fl. auf Grund folgender Anführungen: Mit Vertrag vom 
9. Auguft 1838 Habe die A ihr Haus um 2475 fl. an die C ver- 
fauft. Die Käuferin babe von diefem Kaufſchillinge einen Theilbetrag 
von 1422 fl. nicht bezahlt, welcher ald Bebedungscapital für das der 
M gebührenve, auf biefem Haufe haftende Fruchtnießungsrecht von 

17* 
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einem Capitale per 622 fl. und für das ebenda haftende unentgelt⸗ 
liche, mit dem Jahresbetrage von AO fl. reluirte Wohnungsrecht von 
dem Kaufichillinge in der Art in Abrechnung gebradt wurde, daß 
befien Bezahlung erſt bei Ableben dee M erfolgen folle. Desgleichen 
babe die C beim Weiterverlaufe dieſes Haufes von dem im Vertrage 
ddo. 8. Februar 1842 ftipulirten Kaufjchillinge den Theilbetrag von 
1673 fl. nicht bezahlt erhalten, fondern der Käufer B habe vie Zah- 
lungspflicht bezüglich dieſes Betrages, wovon ber Theilbetrag von 
1422 fi. das obgedachte Bedeckungscapital bilbete, als Selbſtſchuldner 
und Zahler übernommen. Dieſe Verpflichtung ſei auf die Geklagte 
übergegangen, welcher, als bedingt erklärte Erbin, der Nachlaß bes B 
eingeantwortet worden fei. Nachdem nun die M geftorben und da⸗ 
durch das mit beren Fruchtgenuß belaftete Bevedungscapital, refp. 
die noch unberechtigte Kaufſchillingsreſtforderung per 1422 fl. frei ge⸗ 
worben ift, fo fei die Gellagte zur Zahlung derſelben an die Kläger 
ale Erben ver urſprünglichen Verläuferin verpflichtet. Die Geklagte 
probucirte einen Grundbuchsextract, aus welchem hervorging, daß auf 
dem fraglichen Haufe lediglich die perfönlihen Servituten des Frucht: 
genufjes von dem Betrage per 622 fl. und ber Wohnung für die M 
einverleibt erſcheinen, daher dieſe Servituten durch den Tod der M er- 
Iofhen feien. Ein Beredungscapital erſcheine aljo grundbücherlich 
nicht einverleibt. Es wurde ferner eingewendet, daß bie Behauptungen 
der Kläger bezüglich der beiden Kaufverträge durch den Wortlaut 
berfelben wiberlegt werben. In dem erften Vertrage von 1838 heiße 
es ausprüdlich, daß die Käuferin C den Kaufpreis derart berechne, daß 
fie a) den gedachten Yruchtgenuß und das Wohnungsrecht der M bie 
zum Ableben verfelben als Schulpnerin und Zahlerin übernehme, und 
die Verkäuferin erllärt fi im Anſehung des Kaufſchillings für voll» 
kommen befriedigt und ertheilt ohneweiters die Aufſandung. Die Ab⸗ 
fiht der Eontrahenten, daß die Käufern noch anßerdem bie capitafi- 
firten Werthe biefer jährlichen Leiftungen nach deren Aufhören zahlen 
foße, fei alfo durch ven Inhalt des Bertrages ausgeihlofien. Das: 
felbe gelte von bem zwilden ber C und dem B geſchloſſenen Ber. 
trage, worin erflärt wird, daß der ganze Saufjchilling durch Ueber⸗ 
nahme obiger Serpituten und durch fonftige Zahlung gehörig aus⸗ 
gewiejen fei. Auch Hierin fomme tem Vorbehalt der Berfäuferin auf 
weitere Zahlungen vor. Die eingellagte Forderung ariftire Daher 
nit und dies habe das Landesgericht bereits anerfamt, inbem es in 
einem — von ber Geklagten allegirten — Beſcheide das Anſinnen 
der Geklagten, bei der Abhandlung nah B bie nunmehr gegen fie ale 
Erbin eingeflagten Capitalswerthe der gedachten Servituten als Ber- 
lofienfchaftspafftuum zu behandeln, auf Grund ver vorgelegten Be- 
helfe abgewiefen hat. Die Gellagte wenbete ferner ein, daß bie ein⸗ 
geklagte Forderung, felbft wenn fie beflände, von den Klägern nur 
gegen die C geltend gemacht werben könne, denn fie — die B — 
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ſtehe mit erfteren in gar feinem Nechtöverhältniffe, fie fei nicht mehr 
Befigerin des fraglichen Haufes und ber Vertrag der C mit B, wel« 
chen weder die Kläger noch ihre Rechtsvorfahren beigetreten feien, 
ericheine ben Klägern gegenüber als ein Geſchäft zwifchen dritten Pers 
fonen, aus welchem die Kläger keine Rechte ableiten können. Enplich 
wurde eingewenbet, baß die Gellagte als bevingt erklärte Erbin nur 
quoad vires hereditatis haften würde, baber das unbebingt lautende 
Klagebegehren eine pluris petitio enthalte. — Das Gericht erfter In— 
ftanz verurtheilte die Geklagte unbedingt und unbeſchränkt zur Zah: 
lung des eingellagten Betrages. Die Gründe lauten im Wefentlichen 
folgendermaßen: Die Einwendung, daß die C nach dem Ableben der 
M zur Zahlung der bei der Bezahlung des Kauffchillings in Anſchlag 
gebrachten Beträge laut Inhalt des Kaufvertrages nicht verpflichtet 
war, fei unbegründet. Laut biefes Vertrages wurden die jährlichen 
Leiftungen an die M nicht als ſolche zur Zahlung übernommen, fon« 
dern jenes Capital, von welchem der Fruchtgenuß, d. i. der Zinſen⸗ 
bezug der M gebührte, in Anſchlag gebraht und das Wohnungsrecht 
burh die Abrechnung eined® auf die jährlichen Leiftungen bezug- 
nehmenden, ziffermäßig ansgemittelten Capitals von dem Kauffchillinge 
mit diefem in ein birectes Verhältniß derart geftellt, daß ſich bie 
jährlichen Leiftungen als entſprechendes Yequivalent für die Nict: 
zahlung dieſes Theiles des Kaufſchillings durch jene Zeit herausftellten, 
während weldyer die Leiftungen ftattfanden. Daraus ergibt fih von 
jelbft die Berechtigung des Verkäufers, die volle Zahlung des Kauf- 
preifed dann zu begehren, fobald jene Keiftungen wegftelen. Da num 
eine Urkunde in ihrem Zuſammenhange aufgefaßt werben muß, fo 
kann auch der Abſatz des Vertrages von 1838, worin es beißt: 
„Nachdem der ganze Kauffchilling durch Uebernahme ver auf dem 
Haufe haftenden Säge und fonftigen Einverleibungen, dann Durch 
Zahlung des Kauffhillingsreftes bereits volllommen beridhtigt 
ift, fo ꝛc.“, nur in Gemäßheit ver obenerwähnten Beſchränkungen er- 
Härt werden, und ift die Yolgerung ber Geflagten, daß nad veſſen 
Inhalt jede weitere Zahlung eines Kauffhillingsreftes entfalle, un: 
richtig. Ebenfo unbegründet ift bie weitere Einwendung, daß B Diele 
an die C zu ftelende Klagordnung zur Zahlung nicht übernommen 
habe. Es ift wohl richtig, daß in biefem zweiten Vertrage dieſe 
Forderungen ziffermäßig und fpeciell nicht erwähnt werben. Allein‘ der 
Käufer übernimmt in dieſem Vertrage die auf dem erfauften Haufe 
baftenden Sappoften im Betrage von 1673 fl., ſomit auch die hierauf 
einverleibten Forderungen binfichtli des der M gebührenven Frudt- 
genuß: und Wohnungsrechtes, da über diefe Leiftungen im Bertrage 
eine andermweitige Beftimmung nicht getroffen wurde. Ebenſo jelbft- 
verftändlich ift, daß dieſe Forderungen in jenem Betrage eingerechnet 
worden find, in welchen: viefelben damals zu Gunſten ber früheren 
Käufer beftanden haben. Ungerechtfertigt ift auch die Einwendung, daß 
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die Klaͤger, refp. deren Rechtsvorgänger aus den beiden Verträgen, ala 
zwifchen anderen Perſonen geſchloſſen, keine Rechte ableiten können, da 
doch unbeftritten in denfelben Vereinbarungen getroffen worden, welche 
auf diefe Forderungen dritter Perfonen Bezug nehmen, folglid die 
Rechtsſphäre diefer dritten Perfonen berührten, indem durch diefe Ver⸗ 
träge zunächſt die C, fohin aber B al8 Schuldner bezüglich dieſer For- 
derungen beigetreten, fomit den Forderungsberechtigten ſelbſtverſtändlich 
verpflichtet worben find. Für die Entſcheidung endlich ift der Umftand, 
daß in dem Klagbegehren ver Beifag, die Gellagte habe nur nad Maß⸗ 
gabe des Nachlafſes zu zahlen, nicht gemacht worden tft, ganz unweſent⸗ 
lich, da fich diefe Beihränfung aus dem Inhalt ver Klage von felbft er⸗ 
gibt. — Das O. L. ©. erlannte auf gänzliche Abweifung des Klag⸗ 
begehrens aus folgenden Gründen: Das Recht der Kläger, die ein» 
geflagten Kapitaldbeträge nad dem Tode der Servitutsberedhtigten M 
zu fordern, kann nicht gegen die heutige Geklagte geltend gemacht 
werden, denn ber erfte der beiden Verträge wurbe zwifchen ver A, alfo 
der Rechtsvorfahrin der Kläger einerfeitd und zwifchen der C anderer⸗ 
ſeits geihlofien. Im zweiten Bertrage hat wohl B die Verpflichtung 
zur fortwährenven Leiftung des Fruchtgenuſſes als Selbſtſchuldner und 
Zahler übernommen; da jedoch die frühere Verkäuferin A oder deren 
Erben viefer Zahlungsübernahme nicht beiftimmten, fo kam dadurch 
nur eine unvollſtändige Affignation zu Stande, welche für biefe 
urfprüngliche Berläuferin nicht wirkſam ift (8. 1402 a. b. ©. 8.). 
Dem fteht nicht entgegen, daß der zweite Vertrag, wenngleich nicht 
unter Imtervention der früheren Berläuferin gefchlofien, dennoch ihre 
Kechtsiphäre berühre; denn fehr häufig haben Verträge einen inbirecten 
Einfluß auf dritte Perfonen, ohne daß dieſen hieburd aber aud ſchon 
deshalb Rechte gegen die Vertragſchließenden erwachfen würben; zudem 
wurde aber durch dieſen Vertrag das Rechtsverhältniß der früheren 
Verkäuferin zu der C nicht im Mindeſten beirrt oder geändert, blieb 
vielmehr ganz dasſelbe. Auch die Annahme, daß die C und B durch diefen 
Bertrag Solidarmitſchuldner geworben wären, erfheint ganz unrichtig, 
denn eine Solidarverbindlichkeit kann nur in den im Geſetze aus⸗ 
drädiih beftimmten Fällen angenommen werben, ein ſolcher tritt aber 
bier nicht ein. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte Dagegen das erftrichterliche 
UÜrtbeil. In den Gründen, in welden zunädft vie beiden Verträge im 
Sinne der erfirihterlihen Motive interpretirt werden, heißt es fohin: 
run Es fteht alfo dem Klaganſpruche durchaus nicht entgegen, daß 
in dem erften Bertrag nicht ausprüdlih gejagt wurde, daß pie 
Käuferin nach dem Tode der M ven inzwifhen unbezahlt gebliebenen 
Kauffhillingsbetrag per 1422 fl. der Verkäuferin anszuzahlen habe, 
da fih ja dies aus der Einrechnung in ven Kauffhilling nnd aus 
ber Verpflichtung des Käufere, den ganzen Kaufſchilling zu zahlen, 
von felbft ergibt und es einer ausprüdlichen Erflärung vielmehr dann 
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beburft hätte, wenn eine Verzichtleiftung der Käuferin auf dieſen Kauf⸗ 
ſchillingsbetrag ftattfinden, und die Käuferin blos dadurch, daß fie für 
bie Lebensdauer der M 5 Percent von 1422 fl. zahlte, von ber 
Capitalſchuld befreit fein follte, was auch ber C gar nicht einfiel, da 
fie fih fonft nicht im zweiten Bertrage unter den Sagpoften per 
1673 fl. auch jene 1422 fl. m den Kaufſchilling hätte einrechnen 
lofjen. Auch die weitere Einwendung, daß die A ans dem zweiten 
Bertrage kein Forberungsreht wider B erworben habe, weil biefer 
Bertrag nur von der C mit B abgefchlofien wurde, ift unftichhältig, 
weil die Zahlungsverpflihtung ja im Intereſſe der A dem B aufs 
erlegt und von ihm übernommen, und dieſe Affignation durch deren 
Beltendmahung von Seite der Kläger eine vollfländige geworben ifl. 
Endlich bedurfte e8 im Urtheile auch nicht des Beiſatzes, daß bie 
Geklagte nur als Erbin des B nad Zulänglichkeit ver Berlaffen- 
Schaft zu zahlen ſchuldig fei, da dieſe Bulänglichkeit aus der vor- 
liegenden Nachlaßnachweiſung fi ergibt und das Hervorfommen 
weiterer Paſſiven von den Geklagten nicht behauptet wurde. 


Nr. 2967. 


Summariſches Verfahren: Unzuläffigfeit des dem Curator 
irreferibel aufgetragenen Eided über ein ihm fremdes Factum. 


Entid. v. 10. Yünner 1868, Nr. 11411 (Bet. bed das Urth. des 8. ©. 
Yungbunzlan v. 14, Anguft 1867, Nr. 5782, abünd, Urth. des DO. 2. ©. 
rag dv. 22. Oct. 1867, Wr. 25486). ©, 5. 1868, Nr. 190, 

In dem fummarifch verhandelten Proceß des Wechfelinhabers A 
wider die Verlafſenſchaft des Giranten B erlannte die erfte Inſtanz 
auf den unrüdichiebbar dem Qurator ver Verlaſſenſchaft aufgetragenen 
Haupteid, daß er die Unterfchrift des B auf dem Wechfel für unecht 
halte. Das O. %. ©. befeitigte den Eid und verwarf ohne Weiteres 
das Klagbegehren. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte da8 Urtheil der zweiten Yn- 
ftanz, weil die im Yuftizhofvecret vom 26. April 1842, 9. ©. ©. 
Nr. 610, nomirte, ausnahmsweiſe und der richterlichen Beurtheilung 
anheimgegebene Zuläffigfeit eines unrückſchiebbaren Haupteides jeden- 
falls auf der Vorausfegung beruht, daß der Delat nad ben vor« 
liegenden Umflänven von der Wahrheit oder Unmahrbeit ber damit 
zu beweifenden Thatfadhe Kenntniß haben kann, mithin hier, wo biefe 
Borausfegung nicht eintritt, da der Nachlaßcurator von ber Echtheit 
der Unterſchrift des verftorbenen B auf dem Wechfel eigene Kenntniß 
und Erfahrung nicht wohl haben kann, die Delation des irreferiblen 
Haupteides an denfelben unftatthaft war. 
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Ir. 2968. 


Summarifched Verfahren: Unzuläffigfeit ded dem Curator 
referibel aufgetragenen Haupteides über eim ihm fremdes 
Factum. 


Fong v. 10. Jänner 1868, Nr. 11473 (Beſt. des das Urth. des K. ©. 
Yungbunglan vom 10. April 1867, Nr. 2768, abänd. Urtb. ves 8. 2. ©. 
rag v. 29. Oct. 1867, Nr. 15322). G. H. 1868, ©. 58 

A, als BVerlaffenihaftscurator nah M, Hagte wider B auf 
Zahlung des Wechjelbetrages per 165 fl. fammt Anhang. Der Be- 
Magte feste dem Klaganſpruche die Einwendung entgegen, daß er 
die angellagte Wechfelforberung dem M nod, bei deffen Lebzeiten be- 
zahlt habe. Zur Erweiſung diefer Behauptung bat Bellagter über 
das angeführte, vom klagenden Eurator ver Berlaffenfhaft aber wider⸗ 
fprodene Factum ter angeblich geleifteten Zahlung dem Curator den 
rückſchiebbaren Haupteid aufzutragen. — Das Gericht erfter In⸗ 
ftanz hat den Zahlungsauftrag bebingt aufrecht erhalten, wenn der 
Kläger den ihm aufgetragenen Haupteid dahin ablegt: „es fei nad 
feinem beften Wiſſen und Gewiffen nit wahr, daß der Beklagte ven 
Betrag von 165 fl. dem M noch bei Xebzeiten bezahlt habe“ ; weil 
die Bellimmungen ver 88. 32 und 36 des Geſetzes über den 
jummarifhen Givilproceß im vorliegenden Falle für anwendbar und 
die Eidesauftragung für ftatthaft angefehen wurde. — Dagegen bat 
das DO. 2. ©. den Zahlungsauftrag unbedingt aufrecht erhalten und 
dem Klagbegehren ftattgegeben, weil (fo die Gründe) bie fraglide 
Eidedauftragung nah 8. 207 a. ©. O. unftatthaft fei, indem ber 
Delat nicht im eigenen Namen, fondern für die Verlaſſenſchaft eines 
Berftorbenen, deſſen Erben im Procefje als Streittheil nicht fungiren, 
den Proceß führt und ihm der Haupteid über fremde Handlungen 
nicht aufgetragen und er aud nicht angehalten werden fann, ben 
ihm orbnungewidrig aufgetragenen Haupteid dem Gegner zurüdzu- 
ſchieben und hiedurch die Entſcheidung der Rechtsſache in deſſen Hände 
zu legen; weil die 88. 32 und 36 des Geſetzes über den Summar- 
proceß im vorliegenden alle keine Anwendung finden, da durch dieſe 
Baragraphen die Beflimmung des $. 207 der a. ©. D. nicht aufgehoben 
wurde, fondern felbe nur vie Annahme over Zurüchkſchiebung folder 
Haupteide betreffen, deren Wuftragung nach tem Geſetze zuläjfig er- 
ſcheint, was rüdfihtlich des hier in Rede ſtehenden Haupteides nicht 
der Fall ift; weil mithin das angebotene Beweismittel des Haupt⸗ 
eives im gegenwärtigen Streite nicht anmwentbar und ber Bellagte 
andere Beweismittel über bie geleiftete Zahlung nicht beigebracht hat. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtheil aus 
folgenden Gründen: Der Bellagte hat keinen gerichtsordnungsmäßigen 
Beweis über die von ihm behauptete Zahlung des Klagwechſels ans 


— 2365 — 


geboten. Der ten Verlaſſenſchaftscurator rüdjhiebbar aufgetragene 
Haupteib ift nad) $. 207 a. ©. D. unzuläffig, weil der Curator nicht 
im eigenen Namen Proceß führt, und weil ihm über fremde Hand« 
Inngen, von benen er feine Kenntniß bat, fein Haupteib aufgetragen 
werben kann, ta er offenbar nicht im Stande ift, diefelben eidlich zu 
negiren. Es bliebe ihm daher nichts anderes übrig, als den Hanpt- 
eid dem Gegner zurüdzufchieben und dadurch den Erfolg des Pro- 
ceſſes in deſſen Hände zu legen. Da der Bellagte einen anderen Beweis 
über die angeblich geleiftete Zahlung nit anbot und der angeblid 
ſchon bezahlte Wechſel noch immer in Händen des Klägers ift, ob» 
gleih nah Art. 39 W. D. ihm bei der Zahlung der Wechſel ein- 
zubändigen war, fo mußte das obergerichtliche Urtheil beftätigt werben. 


Nr. 2969. 
Actio negatoria. 


Eutſch. v. 10; Jünner 1868 Nr: ‚2 (Veit. des ER ve © 9 Dr 
koſteletz v. 22. Jänner 1867, 9 423, Abä un des U — 

Prag v. I2. Inni — * 2874). ©. ©. 18 , a 

A, Eigenthümer einer grundbücherlich mit feiner Sera be» 
laſteten Wiefe, belangte feinen Nachbar B mit der negatorifhen Klage, 
weil derfelbe beim Umadern feines Feldes mit dem Pfluge auf vie 
Wiefe des Klägers fährt und darauf umfehrt. . 

Der oberfte Gerichtshof hat der lage aus folgenden Gründen 
ftattgegeben: Nach dem Ergebniß der Streitverhandlung und nad) 
bem Anbringen des Beklagten felbft muß angenommen werden, daß 
derfelbe und feine Beſitzvorfahren das Umkehren mit Pferden auf ber 
Wieſe des Klägers, obſchon fie es durch viele Jahre factiſch ausübten, 
niemals als ein Recht, die Geſtattung des Umkehrens vom Kläger 
niemals als eine Schuldigkeit gefordert haben; wenn daher der Kläger 
das Umkehren geſtattete, ſo kann es feinerfeitg nur aus nachbarlicher 
Gefälligkeit gefchehen fein. Da fomit der Beweis fehlt, daß der Be— 
Hagte durch das Wenden des Pfluges auf der Wiefe des Klügers 
von einem Recht Gebrauch gemadt habe und dadurch in den Beſitz 
ter Servitut gekommen fei, fo kann beim Abgang dieſes erften und 
wichtigften Erforderniffes der Erwerbung mittelft der Erfigung von 
terfelben feine Rede fein, um fo minder, da bie vernommenen Zeugen 
eben auch nur das factifhe Einfahren des Vellagten und feines Vor: 
gänger® und Umwenden des Pfluges zu drei verjchiebenen Zeiten, 
ohne daß hieraus auf die ununterbrodene Ausübung eines Rechtes 
geichloffen werden Fünnte, und ſelbſt dieſes factifhe Einfahren und 
Ummwenden nur für Zeitpunfte (vor 25, vor nit ganz 30 Yahren) 
bejtätigten, ſeit welchen bis zur SKlaganftellung 30 Jahre nicht ver- 
ſtrichen waren. 
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Nr. 2970. 


ir Hamfei münbdlicher Abreden neben der Vertragspunftation. 


Entid. v. 14. Sinner 1 1868, Re. | 11584 (Bell. des dad Urth. des G. 8, 
ca, 8. 20. Auge — . L. G. 
d Ba Me Ba Ei Omi 

Dur Bertragepunftation bat vie Klägerin A dem Bellagten 
B ihr Haus und die ganze Fahrniß, wie fie liegt und flieht, mit 
Ausnahme eines Kaftend und eines aufgerichteten Bettes, überlafien. 
Sofort nad der Errihtung der Punktation ift aber von ben Con⸗ 
trahenten münblidy das Uebereinkommen getroffen worden, baß der A 
bie Tebenslänglihe Benügung der übrigen Einrichtungsſtücke vor⸗ 
bebalten bleibe, und darauf gründete fie die Klage auf deren Heraus⸗ 
gabe, welche in erfter Inſtanz wegen bes Widerfpruches zwifchen ber 
mündlichen Abrede und dem ‚Inhalte der Punltation nad 8. 887 
a. 6. ©. B. abgewielen wurbe. 

In Erwägung, daß nad der Ausfage der Zeugen der Klägerin 
bie von ihr ausprüdlich verlangte Aufnahme des oberwähnten Bor: 
behaltes in der Bertragspunktation nur deshalb unterblieben ift, weil 
B deſſen Zuhaltung ausdrücklich verfprohen und darum bie Ein- 
haltung vesfelben in der Punktation für überfläffig erklärt hatte; 
baß bei dieſer Sachlage der Beklagte, ohne wort» und vertragsbrüchig 
zu werden, ber übernommenen Verbindlichkeiten fih nit entziehen 
und zur Beichönigung eines folhen Vertragsbruches auf den $. 887 
a. 6. ©. 8. fi umfoweniger berufen kann, als hier über ben ver- 
abrebeten Kauf oder Berlauf nicht eine förmliche Vertragsurkunde im 
Sinne des 8. 884 a. b. ©. B., fondern blos eine Punktation, d. i. 
ein Auffag über die Hauptpunkte errichtet worden tft, der insbefondere 
in Beziehung auf dad Quantum und Quale des mitverlauften beweg- 
lichen Vermögens und auf den Zeitpunft und die Art der Uebergabe 
fih als lückenhaft zeigt — daher denn auch den gleichzeitig getroffenen 
mündlichen Feſtſetzungen über von der Punktation nicht berührte 
Nebenpunkte die Rechtsgiltigkeit und Wirkſamkeit nicht abgeſprochen 
werden kann, hat der oberſte Gerichtshof das dem Klagbegehren 
ſtattgebende Urtheil der zweiten Inſtanz beſtätigt. 


Nr. 2971. 
Beſitzſtörungsproceß: Legitimation des Klägers. 


ut 14. Jänner 1868, Nr. 106 Bel. *3 „pe Dun F V. ©. 

Böhmiiekche 3, 15, Sept. 1867 te, 200, ai d. Deer. d 35. L. G. 
Prag v. 6. Nov, 1867, Hr. 28880 1868, &. 1 

A —8 im e genen Namen * in possessorio summariissimo 

wegen Störung im Befig einer Ziegelei, welhe A auf dem Grund⸗ 
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flüd der M erridtet und im Betrieb hatte. Der Bellagte widerſprach 
der Anführung des Kläger, daß berfelbe die Ziegelei in eigenem 
Namen und für feine Rechmung betreibe, und machte geltend, baß die 
Ziegelei vielmehr der M gehöre und für ihre Rechnung vom Kläger 
als ihrem Mandatar betrieben werde. A vermochte dieſem Wider⸗ 
ſpruch entgegen feine Behauptung nicht zu beweifen, fowie umgekehrt 
auch nicht von B da8 Hägerifcherfeits abgeleugnete Mandatsverhältniß 
des A zur M in Betreff der Ziegelei dargethan wurde. Außer der 
Einwenbung, der dem Kläger, als bloßem Inhaber fehlenden Sadı- 
legitimation, brachte der Beklagte den weiteren Einwand vor, daß 
nad dem plöglichen Tode der ohne Teftament verftorbenen M, welcher 
den Kläger zu einer dringenden Geſchäftsreiſe veranlaßte, bie nicht 
unbedeutende Berlaflenfchaft und befonders die Größe der Liegenſchaft, 
auf welcher die Ziegelei errichtet ift, im Imterefje der Erbſchaft eine 
ſchnelle Verfügung erheiſchten, und daß, da eine Erbserflärung noch 
nicht eingereiht war und die GSucceffionsberechtigten größtentheils 
fogar unbelannt find, vom Abhandlungsgericht (bei welchem auch ber 
Beligftörungsproceß anhängig wurde) in feiner, des Bellagten, Perſon 
ein Berlaffenihaftscurator und ibm — da e8 befannt geweſen, daß 
mit der benachbarten Eifenbahnunternehmung Ziegellieferungen con⸗ 
trahirt worden waren — die Abwidlung diefes Gefchäftes, die Empfang- 
nahme der Gelder und die Rechnungsablage zur beſonderen Pflicht 
gemacht worden fei. — In erfter Inftanz wurten beide Einwendungen, 
fowohl die des Mangels der Sadylegitimation des Klägers, als ver 
das Merkmal der Eigenmacht in feinem Handeln anschließenden 
Stellung des Beklagten ale Verlaſſenſchaftscurator für gegründet ers 
tannt und deshalb die Klage abgemwiefen. — Das O. L. G. hat dem 
Klagbegehren aus folgenden Gründen flattgegeben: Das Klagfactum, 
nämlich die Errichtung der Ziegelei durdy den Päger auf dem Grund⸗ 
füd und mit Zuftimmung feiner Mandantin M und ber Betrieb der⸗ 
jelben dur ihn wurde vom Bellagten zugeftanden und ift biemit 
feftgeftellt, daß der Kläger im legten factiichen Beſitze der Biegelei 
war; benn darans, daß er der Mandatar der M gewefen ift und bie 
Biegelei mit ihrer Bnftimmung auf ihrem Grund erbaut und betrieben 
bat, folgt nicht, daß er hiebei nur als Mandatar gehandelt habe. _ 
Der legtere Umftand wäre übrigens auch gar nicht entjcheibend, weil 
in dem Befitzſtörungsſtreit die Abficht, die Sache als die feinige zu 
behalten, nicht nachzuweisen ift, da e8 eben nur auf die factifche Aus⸗ 
übung der Beſitzrechte ankommt und ebenfowenig zum Schuge bes 
factifchen Befiges das Recht zum Beige und die Echtheit des Beſitzes 
nachgewiefen werben muß, indem gemäß 8. 339 a. b. ©. B. Niemand 
befugt ift, den Befig, er mag von was immer für einer Beichaffen- 
beit fein, eigenmädtig zu ſtören. Ebenſo ift aud die Störung des 
Befiges des Klägers dur den Beklagten conftatirt. Denn der Be⸗ 
Magte bat geftanden, in Abwefenheit des Klägers die Verwaltung 
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ber Ziegelei übernommen, den Kaufpreis für 9000 Stüd Ziegel ein- 
caffirt, Arbeiter entlaffen und bezahlt, und über die für die Ziegelei 
angelauften Pferde berart verfügt zu haben, daß er damit uhren 
nach feiner Anordnung verrichten ließ. 

„Mit Fefthaltung der aus den Haren Beitimmungen bes 8. 5 
des Geſetzes über das Berfahren in Befisftörungsftreitigleiten und 
des 8. 339 a. b. ©. B. abgeleiteten Entſcheidungsgründe des O. L. ©. 
und in der Erwägung, daß, nachdem vom Beklagten weder behauptet 
noch bewiefen wurde, daß ihm fpeciell die Berwaltung der ftreitigen 
Ziegelei mit entfprechender Einführung in den Beſitz derſelben vom 
Gericht übertragen und der bezügliche richterliche Erlaß dem Kläger 
als anerkannt bisherigem factiihen Befiger der Ziegelei zugeftellt 
worden fei, ter Lettere gegen die Störung, beziehungsweife Ent: 
ztehung dieſes Beſitzes nur im Sinne der kaiſ. Bog. v. 27. Detober 
1849, R. ©. Bl. Nr. 12, und nicht auf dem Recurswege ſich ſchützen 
tonnte; daß übrigens bie Erörterung und Entſcheidung der Fragen: 
ob der Kläger blos als Benollmädtigter gehandelt, ob unt wiefern 
ex fein Mandat überfchritten habe, ob dasſelbe erlofchen jei und ob 
ihm überhaupt Befig- oder Eigenthumsrechte an der Ziegelei zufteben, 
feinen Gegenftand des vorliegenden Befigftörungsftreites bilden konnten“, 
— bat der oberfte Gerichtshof das Erfenntniß ber zweiten Inftanz 
beftätigt. 


Nr. 2972. 


Pebensverficheruug: Verſchweigung einer wicht Tebendgefähr- 
lichen Krankheit. 
Sutil v. 15. Jänuer 1868, Nr. 10836 (Belt. dei Neth. des 9.8, Wien 


3. Mai 1867, Nr. 35956, Abänd. des 4 dee O. L. ©. Wien vom 
25. Ecpt. 1867, Nr. 11728), 1868, Nr. 207. 


Die Klage der Erben des A wider bie Lebensverfiherungs- 
anftalt B auf Zahlung der Berfiherungsfumme wurde vom oberjten 
Gerichtshofe mit Abweilung der Einwendung, daß A an der Harn 
röhrerBerengung (strietura urethrae), in folge welder er ftarb, 
bereit8 vor dem Abſchluß des Verfiherungsvertrages gelitten und 
davon beim Abſchluß keine Erwähnung gemacht habe, zugelaffen, weil 
in ben ragen der Berficherungsanftalt die strietura urethrae nicht 
fpeciell genannt und diefelbe von den Sachverſtändigen nicht im Al- 
gemeinen, fontern nur beim Hinzutritt anderer Umftände als eine 
lebensgejährlidte Krankheit bezeichnet worden ift. 
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Nr. 2973. 


Wechlelihuld : erceptionsweife Geltendmachung der causa 
en 


Entf. v. 15. Jänner 1868 10999 (Be. ded dad Urth. es 8. 6. 
&iener-Reufiat vom 12, Kant 1867 867, Nr. 424, abänd. Urth. des D. 2. ©. 
Bien dv. 28. Oct. 1867, Nr. 17285), ©. $. 1868, 6. 130. 

Gegen die Klage des Wechfelausfteller8 pto. Zahlung von 170 fl. 
brachte der beflagte Acceptant die Einwenbung vor, daß dem Wechſel⸗ 
gefhäft eine Spielfhuld zu Grunde Liege, mithin der Slläger nad 
88. 1271 und 1272 a. 6. ©. 8. vie Wechſelſumme einzuflagen nit 
berechtigt fei. — Diefer in erfter Inſtanz unter Annahme ver durch 
das MWechfelgefhäft bewirkten Novation abgewiefenen Einrede wurde 
vom O. L. ©. unter der Beringung des vom Bellagten über die ein- 
gewenbete Thatſache abzulegenden Haupteides flattgegeben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte da® Urtheil der zweiten 
Inftanz in Erwägung, daß nad der in der Verhandlung feftgeftellten 
Sachlage das Entſtehen des vom Beklagten acceptirten Wechſels auf 
ein vom Kläger demſelben gegebenes Darlehen zurüdzuführen iſt, 
durch die Acceptation eines Wechſels über ein empfangenes Darlehen 
aber der Rechtsgrund und Hauptgegenftand der Forderung des Dar 
leihers dem Anleiher gegenüber nicht als verändert und die aus dem 
Darlehen entftandene Verbindlichkeit des Legteren dem Exfteren gegen» 
über nit als in eine neue und andere Übergangen anzufehen, viel- 
mehr bie Mcceptation des Wechſels nad ihrer wahren Beſchaffenheit 
nur als die Ausftellung einer Schuldurkunde über vie Darlehens: 
ſchuld, durch welde Urkunde der Schuloner der Wechfelftrenge unter - 
worfen werden fol, aufzufaflen ift; daß, wenn die eingeflagte Summe 
eine Spielſchuld ift, das dem Kläger ſodann mangelnde Klagrecht 
(88. 1271 und 1272 a. 6. ©. 8.) aud dur das Uebereintommen, 
die Spielſchuld als ein Darlehen zu conftituiren, nicht begründet 
werben konnte. 


Nr. 2974. 


Unzuläffigfeit folcher Neuerungen in der Schlußfchrift, welche 
nicht zur Entkräftung von Neuerungen in der Duplik dienen. 


Fr I add, Br. mi, 1868, an 51 (Ben ded Ir. ga Au G. Bien vom 


* 2 8 Wien vom 
20. Nav. 1867, —— 8 1868, 
A begehrte wider vie Bewilligung zur Ben von Neuerungen 


in der Schlußſchrift. jedoch, wie er angab, nur vorſichteweiſe, da ſie 
eigentlich blos zur Widerlegung ber non B in feiner Duplik angeführten 
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neuen Umftände dienen follten. B widerſprach dieſes und verweigerte bie 
Legung. — Die erfte Inftanz wies dad Begehren des Aab. Gründe: 
Der 8.57 a. ©. O. fchreibt ausprüdli vor, daß in der Schluß- 
ſchrift nur folche neue Umftände und Beweismittel angebracht werden 
fönnen, welche zur Entkräftung der Neuerungen der Duplik dienen, 
und dies bat feinen Grund darin, daß die Parteien in den früheren 
Schriften Gelegenheit genng hatten, die Streitſache erſchöpfend zu 
beiprehen, fowie dag der Schriftenwechjel mit der Gegenſchlußſchrift 
jevenfall8 endigen muß, weshalb in der Schlußfchrift keine neuen Er⸗ 
örterungen ftattfinden dürfen. — Die zweite Inſtanz gab dem Be⸗ 
gehren des Klägers gegen Ablegung des Eides ftatt, daß er bie neuen 
Umftände und Beweismittel in der Klage und Replik nicht geflifient- 
lih verfchwiegen habe. Gründe: Es kann aus der Unordnung bes 
8. 57 a. G. O., daß in der Schlußfhrift einzig und allein nur foldye 
neue Umftände und Beweismittel angebraht werben bürfen, welde 
unmittelbar zur Entkräftung der in der Duplik beigebrachten Reuerungen 
gehörig find, nur gefolgert werden, daß Kläger zur Anbringung folder 
Umftände und Beweismittel keine befondere Bewilligung benöthigt. 
Keineswegs läßt ſich aber aus obiger Vorſchrift folgern, daß es dem 
Kläger nicht geftattet fei, in feiner Schlußſchrift mit Legungsbewilligung 
auch andere neue Umftände und Beweismittel anzubringen und bie 
Bewilligung zu deren Legung zu erwirken. Es ergibt vielmehr aus 
ber Vergleihung des 8. 57 mit den 88. 53, 54 und 55 a. G. O., 
daß für die Schlußfchrift des Klägers Feine andere Norm beftiunnt 
wurbe, als melde für die Duplit des Gellagten gilt. Denn gleich⸗ 
wie biefem letzteren gegen Erweiſung der nicht geflifientlichen Ver⸗ 
[Hweigung Neuerungen in ber Duplif geftattet find und nur für 
biefen Fall dem Kläger die Einbringung einer Schlußfchrift zugeſtanden 
wird, fo muß dies aud bei der Schlußfchrift des Klägers, auf welche 
der Geklagte noch die Gegenſchlußſchrift erſtatten kann, Anwendung 
finden und als im Sinne bes 8. 57 a. ©. O. gelegen betrachtet 
werden. Es kann nämlih vom Gefege nicht beabfihtigt fein, bie 
Streittheile in ihrem Nedtöftreite bei Geltendmachung und An⸗ 
bringung ihrer Behelfe zu beſchränken, vielmehr wird durch bie an- 
georpneten Beihränkungen nur bezwedt, über jebe neue Anbringung 
eines Theiles dem Gegner aud die Möglichkeit einer Entgegnung zu 
wahren. Hieraus wird auch erflärlih, warum in ber den ſchriftlichen 
Rechtsſtreit unbedingt abfchliegenden Gegenſchlußſchrift bie An- 
bringung nener Umflände und Beweismittel unter Teinerlei Vorwand 
geſtattet if. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterlicdhe abweis⸗ 
liche Urtheil aus folgenden Gründen: Wenn vie neuen Umftände und 
Behelfe, welche ver 3 anzubringen beabſichtigt, blos, wie er be⸗ 
hauptet, zur Widerlegung der in der Duplik enthaltenen Neuerungen 
dienen — worüber das Gericht bei Entſcheidung ber Hauptſache 
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ſelbſt zu urtheilen haben wird — fo bevarf e8 zur Beibringung der⸗ 
felben ohnehin keiner bejonderen Bewilligung; wenn es aber andere 
Neuerungen find, fo dürfen fie unter feinem Vorwande in der Schluß: 
hrift angebradt werden. Denn ſchon nah 8. 3 a. G. O. fol der 
Kläger in der Klage das Yactum, aus weldem er fein Recht her- 
leiter, vollftändig und mit allen Umftänden, welche zur Bewährung 
feines Rechtes dienlich fein können, alſo auch mit den erforberlichen 
Beweifen anbringen. Ferner unterfagen die 88. 47 und 53 0.0.08. 
die Anführung anderer Umftände oder Behelfe in der Replik und 
Duplik, als jener, welcher einerfeitS zur Widerlegung des Factums 
und der Einwendungen, die in der Einrede vorgelommen find, anderer» 
feitö zur Entkräftung der Neuerungen der Replik dienen follen. Bon 
diefer Borfchrift wird zwar eine Ausnahme in den 88. 48 und 54 
dahin geftattet, daß unter befonderen Vorausfegungen auch in ber 
Replik und Duplik andere Neuerungen zugelaffen werden. Dagegen 
aber erklaͤrt der 8. 57 a. ©. D. ganz fategoriich, daß in der Schluf- 
ſchrift einzig und allein folde neue Umftände und Beweismittel vom 
Kläger angebracht werben können, welde unmittelbar zur Entkräftung 
der in der Duplif angebradgten Neuerungen gehörig find, dann daß 
in der Gegenfhlußfchrift unter Teinerlei Vorwand die Beibringung 
neuer Umftände und Beweismittel zu geftatten if. Nachdem das 
Verbot, andere als bie oberwähnten Neuerungen in der Schlußfchrift 
aufzunehmen, fo beftimmt ansgebrüdt ift, nachdem es dem Gefeggeber 
doch, wenn e8 feine Abficht geweſen wäre, fo nahe gelegen hätte, eine 
Ausnahme, wie fie in den 88. 48 und 54 für Replik und Duplik 
gemadt wurde, auch für die Schlußſchrift auszufpredhen, jo kann von 
einer analogen Anwendung diefer Annahme auf.die Schlußſchrift feine 
Rede fein, und zwar um jo minder, als fie fonft auch auf die Gegen⸗ 
ſchlußſchrift confequenterweife ausgedehnt werben müßte, um dem 
Gellagten die Bertheidigung gegen die Neuerungen der Schlußfchrift 
nicht zu benehmen und das Ende ſchriftlicher und anderer nicht 
ſummariſch, alfo nicht mit Befchleunigung verhandelter Proceffe nicht 
abzufehen wäre. 


Nr. 2975. 


Siftirung der Feilbietung während ber Verhandlung über die 
Reftitution zur Appellation. 
15, 1868, Nr. 260 (Beil. des das Derr. bed B. ©, 
Kr hhowice v Be, 187 Si. 787 86 Decr, des DR 6. Krakan 
Zu v. 8. Det. 1887, tr. 10960). @, 9. 1868, €. 208. 


Das Geſuch des Bellagten B um Siftirung der vom Kläger A 
auf Grund eines Urtheils eingeleiteten eyecutiven Verfteigerung einer 
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Liegenſchaft bis zur Entſcheidung über bie von B begehrte Reſtitution 
gegen die ihm verftrihene Frift zur Appellation gegen das befagte 
Urtheil wurde vom oberften Gerichtshof in der Erwägung bewilligt, 
daß, falls die begehrte Reſtitution zugelaffen werben follte, das 
von A erfochtene Urtheil noch nicht vechtäfräftig fein würde und 
aus der deſſen ungeachtet ftattfindenden Berfteigerung der Realität 
für den Reſtitutionswerber ein unmwieberbringlicher Nachtheil ſich 
ergeben könnte. 


Nr. 2976. 


Berpflegung der Schwefter durch den Bruder: Ausfchluß der 
Forderung auf Nüderftattung wegen der causa pietatis. 


Eutſch. v. 21, Jänner 1868, Nr. 11361 (Beil. des bad Urth. bei 2. ©. 
Wien v. 4. Juni 1867, Nr. 28992, abänd. Urth. des O. L. G. Wien vom 
2. Oct. 1867, Nr. 14382). ©. 3. 1868, Mr. 28. Gerihtöbote 1868, Nr. . 

A Hatte feine großjährige, ein eigenes Vermögen befigenve 
Schweſter B nad dem Tode der beiderfeitigen Mutter bis zu ihrer 
Berheiratung durch drei Jahre volllommen verpflegt. Bon einen Ent- 
gelt war wohl feine Rebe geweſen; bie B fagte jedoch dfter, wie A 
behauptete und durch den Eid zu erweifen fich erbot, daß fie ſich mit 
ihn wegen biefer Verpflegung ſchon verrechnen werde. Nach Berlauf 
von 16 Jahren Hagte A auf Zahlung von 1096 fl. als das für 
feine Leiftungen noch ausftehende Entgelt. Die B wendete ein, daß 
fie ihrem Bruder die Dienfte einer Haushälterin während der Zeit 
ihrer Verpflegung duch ihn geleiftet und hiedurch bie ihr gewordene 
Berpflegung vollkommen vergolten habe. Sie widerſprach übrigens vie 
bezüglich der zugefagten Verrechnung von ihrem Bruder aufgeftellte 
Behauptung. A ftellte die Haushaltungspienfte in Abrede. — Das 
Gericht erfter Inſtanz machte die Sachfälligleit ver Gellagten in quali 
von dem SHaupteide darüber abhängig, daß fie die Geſchäfte einer 
Haushälterin beforgt habe, in quanto von dem feitens des Klägers 
eventuell abzulegenden Schägungseide. Die Gründe lauten: ‘Der For⸗ 
berung für die der Gellagten durch brei Jahre gewährte volle Ber- 
pflegung wird die Einwendung entgegengejekt, daß die Gellagte 
während biefer brei Yahre die Führung des Hansweiens des Klägers 
übernommen und flatt einer Wirthichafterin feine Wirthſchaft beforgt 
babe, wofür fie ſelbſtverſtändlich Koſt und Wohnung genoß und nur 
kein Entgelt für diefe Leiftung beanſpruchte, weil e8 ihr Bruder war, 
deffen Wirthſchaft fie leitete. Diefe Behauptung will hie Oeflagte 
durch den Haupteid erweifen. Der Haupteid ftellt id allerdings ale 
entjcheidend bar, weil, wenn diefe Behauptung eriwiefen wird, bie 
Yeiftung des Klägers durch die Begenfeiftung ver Gellagten, wozu 
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feine gejegliche Berpflihtung für fe beftand, aufgewogen wird, inbem 
der Kläger einer fremden Wirtbichafterin ebenfalls Koft und Woh- 
nung hätte gewähren und höchſtwahrſcheinlich fogar noch ein Entgelt 
in baarem Gelde, einen Lohn, hätte leiften müflen, und wenn biefer 
Beweis der Gegenleiftung der Gellagten nicht hergeftellt wird, bie 
biesfällige Forderung des Klägers erwieſen ift, nachdem berfelben vie 
Einwendung der Verjährung nicht entgegengejegt wird und bie Ges 
klagte zugibt, daß fie vom Kläger duch drei Jahre die Verpflegung 
genofjen bat, wozu für ihn ebenfalls Teine gefeßliche Verpflichtung 
beſtand. Es wurde demzufolge auf dieſen entſcheidenden Haupteid 
erkannt und der diesfällige Anſpruch des Klägers von ber Nichther⸗ 
ſtellung dieſes Beweiſes abhängig gemacht; nur wurde aus ver Eides⸗ 
formel der Umſtand, daß Geklagte auf Erſuchen des Klägers feine 
Wirthſchaft beforgte, hinweggelaffen, weil ſelbſtverſtändlich gegen feinen 
Willen dies nicht hätte gefchehen können. — In zweiter Inſtanz 
wurde Kläger abgewiefen aus folgenden Gründen: Was den Anſpruch 
bes Klägers für die der Geklagten geleiftete Verpflegung anbelangt, 
fo bat Kläger den Rechtstitel dieſer Forderung in der Klage nicht 
angegeben und in der ganzen Verhandlung wicht behauptet, daß er 
fi) von der Geklagten für dieſe Verpflegung ein Entgelt ausprüdlich 
oder ſtillſchweigend bedungen habe. Wenn nun auch Schenfungen in 
der Regel nicht vermuthet werben, fo fprechen doch im vorliegenden 
Falle alle Umflände bafür, daß vie Verpflegung vom Kläger ohne 
Rüädfiht auf Zahlung geleiftet wurde. Denn die Streittheile find 
Geſchwiſter, fie verblieben nach dem Tode der beiderfeitigen Mutter 
in gemeinfamer Sanshaltung, Gellagte hat in berjelben, wie Kläger 
in der Replik felbft zugibt, denn doc einige Dienfte geleiftet und 
Kläger hat weber während der breijährigen Leiftung der Verpflegung, 
noch auch nad Aufhören des Beilammenmwohnens bis nun durch einen 
15jährigen Zeitraum einen Anſpruch gegen vie Geklagte erhoben. Kläger 
felbft war nicht im Stande, in der Klage einen Rechtsgrund anzu⸗ 
führen, und erft in der Replik will er biefelbe als eine Entfhäbignnge: 
age barftellen, als welde fie fi nicht darftellt, da der Genuß 
der Berpflegmg nicht als eine Schabenzufägung angefehen werben 
kann. Es ift denmach der Anfprud bes Klägers für Berpflegung 
wegen Mangels des Rechtsgrundes abzumeifen, wodurch bie Beweis⸗ 
führung über die das Entgelt barftellenden Dienflciftungen der Ge⸗ 
Hagten entfällt. Die Berfällung des Klägers in die Gerichtskoften 
wird verfügt, weil derfelbe vom erſten Richter für den Fall feiner 
Sachfaͤlligkeit zum Koftenerfage verurtheilt wurde, Kläger dagegen fich 
nicht befhwert bat und er in zweiter Inſtanz mnberingt fachfällig 
wird. In den Reviſionsbeſchwerden bemerkte Kläger, daß eine Leiflung, 
in Betreff deren die Empfängern ſelbſt eine Verrechnung anbot 
und die fie ſchon vergolten haben will, nit als umentgeltlide 
vermuthet werben fänne, bag ihm nur die Anführung bed Factums, 
Glaſer, Unger u. Walther Entid. TI. 18 
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nicht aud des Rechtstitels, aus dem er fih ein Recht ableitet, ob⸗ 
liege, und daß es Sache des Richters fei, den Anſpruch unter das 
Geſetz er ſubſumiren. Uebrigens ſtützte ſich ſeine Klage auf 8. 1042 
a. b B. 


Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Urtheil ver zweiten Zuſtanz 
aus folgenden Gründen: Kläger geſteht, daß für bie Verpflegung, 
welhe bie ©eflagte in den Jahren 1848 — 1851 in feinem Haufe 
genoß, ein Entgelt nit ausdrücklich bedungen war; ein ſolches 
kann aber nach $. 863 a. b. G. B. auch nicht als ſtillſchweigend 
bedungen angeſehen werden, da es an ſolchen Handlungen fehlt, 
welche mit Ueberlegung aller Umſtände feinen vernüuftigen Grund 
übrig laffen würden, Daran zu zweifeln, baß die ©ellagte mit dem 
Kläger über Bezahlung der Verpflegung einverftanden gewefen fei. 
Aber aud auf die Beftimmung des $. 1042 a. b. ©. 2. kaun 
Kläger feinen Zahlungsanfpruh nit jtügen; denn wenn die Ge— 
Hagte auch nit ſchon als Schwefter unentgeltlihe Verpflegung vom 
Kläger fordern konnte, fo konnte doch Kläger auf jedes andere Ent- 
gelt, welches ſchon auch in der von ihm zugegebenen Verwendung 
der Geklagten und in dem Vorhandenſein einer bie verftorbene Mutter 
einigermaßen erfegenden fo nahen Berwanbten im Haufe gefuuben 
werden muß, verzichten, welder Verzicht unter dieſen Umftänden ale 
ſtillſchweigend geſchehen nad $. 863 a. b. ©. B. umfomehr anzu- 
nehmen ift, als Kläger hienach die Bezahlung der Verpflegung durch 
die Gellagte nicht als etwas Gelbftverftännliches betrachten konnte, 
ſondern als einer ausdrücklichen Beſprechung Bedürfendes erkennen 
mußte und es ihm erſt, nachdem die Geklagte längft fein Haus ver⸗ 
laſſen hat, beigefallen iſt, einen ſolchen Anſpruch zu ſtellen. 


Nr. 2977. 
Pfändung zur Sicherſtellung während des Appellationszuges. 
Entſch. v. 21. Jünner 1868, Nr. 558 (Nbänd, ber gleichförmigen Decr. 
ded H. ©. Wien v. 25. Nov. 1867, Nr. 110284 und dei O. 2, ©. Wien 
». 10, Der. 1867, Nr. 22606). ©. 9. 1888, © 18, ©. 3. 1868, Wr, 41 
r. 58, 

A batte wider B ein Urtheil auf Zahlung von 3000 fl. erwirkt, 
und da B die Appellation dagegen ergriffen hatte, um ficherfiellungs- 
weife Pfändung gebeten. Die erfie und bie zweite Yuflanz ver- 
weigerten biefelbe, weil das Hofdecret vom 18. April 1785, 9. G. ©. 
Nr. 409, erklärt, daß die im 8. 259 a. ©. D. der obflegenden 
Partei eingeräumte Befugniß, Sicherſtellung zu verlangen, auf bie 
Ergreifung der gerichtlichen Pfändung nicht verftanden werben kann 
und dieſes Hofdecret buch den $. 12 der Minift..Verordg. v. 18. Inli 
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1859, R. ©. Bl. Nr. 130 (Mandatsverfahren), hinſichtlich des vor⸗ 
liegenden, anf ein Saufgeichäft fich beziebenden alles nicht auf- 
gehoben erfcheint. 

Der oberfie Gerichtshof bemilligte jedoch bie Pfändung in ber 
Erwägung, daß vie Beftimmung des 8. 269 a. ©. O. nur bie 
Erecution auf Zahlung oder Erfüllung ber im Urtbeie feftgefeßten 
Berbindlichkeit ausfchließt, jedoch ben im erſter Jnſtanz obflegenven 
Theil eine Sicherftellung zu begehren berechtigt und den Richter auf 
Unlangen diefe zu ertheilen anweifet, worunter nichts Anderes, ale 
eben eine ſicherſtellungsweiſe Execution verftanden werben tann, wie 
dies auch aus ber gleihmäßigen Beſtimmung des 8. 339 ver 
weſtgal. ©. O. zu entnehmen iſt; daß die Beſtimmungen des Hof⸗ 
decretes vom 18. April 1785, J. ©. ©. Nr. 409, nad weldhem 
bie gerichtliche Pfänpung, weil fie eim wirkliher Erecutionsfchritt 
it, unter ter im 8. 259 a. ©. D. vorbehaltenen Sicherftellung 
nicht verftanden werben follte, vurh S. 3 der 9. M. V. vom 
18. Yuli 1859, R. ©. Bl. Nr. 130, als außer Kraft gefegt ange⸗ 
fehen werben muß, weil nad legterem Paragraph die ficherftellungs- 
weife Execution allerdings durch Pfändung des Vermögens des 
Gellagten geführt werben kann, und dieſe Anorbnung gemäß $. 12 
der citirten 9. M. V. in allen Fällen, in welden nad der Gerichts⸗ 
orbnung während eined ſchwebenden Proceſſes die Erecution zur 
Sicherſtellung als proviforifcher Vorkehrung bis zur rehtöfräftigen 
Entſcheidung ber Hauptſache zuläffig ift, und folglich aud im Fall des 
8. 259 ©. D. Anwendung zu finden bat, da es fid aud dort um 
eine proviforiiche Vorlehrung zur Sicherſtellung bis zur vedtsträftigen 
Entſcheidung handelt. 


Kr. 2978. 
Umfang der Vollmacht: Bereutung der Formel „Saldirt”. 


änuer 1868, Nr. 11191 (Beft. de das Urth. de8 H. G. Wien 

—— 06 fr. — bla Hg 10.0.0 Bin. H. Oct. 

861; Ar 19252). ©. 5. 1D68 ‚Nr. 9 

Aus ber Bergleichsmoffe des Bäders A waren "mehreren Glaͤu⸗ 
bigern die Forderungen desſelben und rückſichtlich der Ausgleichsmaſſe 
ſelbſt, welche deſſen Geſchäft fortgeſetzt hatte, an Zahlungsſtatt über: 
laſſen worden. Diefe belangte nun den B auf Zahlung eines Schuld⸗ 
reftes von 150 fl. B wendete ein, daß er alle Monate mit dem, zu: 
geflandenermaßen von dem Comité der Bergleihsmaffe zur Empfang- 
nahme der außenftehenben Borberungen und Saldirung der Rechnungen 
bevollmädhtigten C fi verrechnet und biefer bie, legte, 8000 fl. 
betragenbe onaterehmung des Comité mit den Worten: „Mit 
18* 
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350 fl. falbirt” unterfertigt, fomit die gänzliche Abfertigung der Ber: 
gleichsmaſſe anerkannt habe, weil er, Gellagter, ibm 350 fl. bear, 
dann aber einen Schulbfchein des A über 300 fl., noch giltig mit 
150 fl., behändigt Habe, den A, welcher das von der Maſſe betrie- 
bene Geſchäft leitete, ihm für einen Vorſchuß zu dieſem Betriebe aus⸗ 
geftellt hatte. Die HM läger beftritten vorzüglich die Befugniß des C, 
eine folhe Schuld des A anzuerlennen, behaupteten, daß felber mit 
obigen Worten nur den Empfang des baaren Gelbes beftätigen wollte 
und felbe mit ausdrücklichem Vorbehalt der vom Eomits einzuholenden 
Genehmigung beigefeßt Habe, worüber fie ihm ben Haupteid auf⸗ 
trugen. — Die erfte Yuflanz erkannte den Klägern die 150 fl. zu. 
Gründe: Wenngleih der einfache Beiſatz „Salbirt“ in der kauf 
männifhen Sprade bie vollftändige Begleichung der Rechnung aus⸗ 
brüdt, fo ift doch der Schluß bereditigt, daß C durch den Beifag 
„Mit 350 fl. ſaldirt“ fagen wollte, daß eben nur diefer Betrag baar 
bezahlt wurde, da fonft diefer Beiſatz ganz überfläffig wäre und er, 
C, fi) begnügt hätte, wie auf den übrigen Rechnungen blos das 
Wort „faldirt“ beizufegen. Dies fließt zwar nit aus, daß aus 
anderen Handlungen des C ober des Eomit6 ter Sinn dieſer Sals 
birung dahin ausgelegt werben könnte, dag damit doch bie gängzliche 
Berichtigung ber Forderung beſtätigt werben follte. Allein folde 
Handlungen liegen nicht vor, und der Gellagte bat auch nicht bar» 
getban, daß die Schuld des A zugleih eine Schuld ber Ausgleichs⸗ 
maffe ift, ober daß das Comits in deren Abrechnung gewilligt habe, daher 
Geklagter zu deren Compenſation beredtigt fei. — Das Obergericht 
ertannte aus folgenden Gründen auf Abweiſung ver Kläger: Da 
biejelben zugeben, dag C mit ber Eincaffirung ihrer Forderungen 
beauftragt war, fo muß er nad rt. 47 bes Handelsgeſetzes auch 
für berechtigt gehalten werben, bie biesfälligen Rechnungen im Namen 
bes Adminifirationscomits zu ſaldiren. Auch die Art und Weiſe, 
wie er bie letzte Rechnung falbirte, entfprit ber Sachlage, weil C 
auf ben im Anguſt 1865 beftandenen Forderungdreſt nur einen Be⸗ 
trag von 350 fl. erhielt, der Reft aber mit einem ihm an Zahlungs- 
Bott übergebenen Schuldſcheine bes A beglichen wide, zu befien 

nnahme an Zahlungeſtatt C umjomehr für berechtigt gehalten 
werden muß, als bie Nüdftellung besfelben an ven Gellagten zuge- 
flandenermaßen ſeither nicht erfolgte, und daher nah $. 863 a. b. 

. B. angenommen werben muß, baß auch das Adminiſtrations⸗ 
comit& mit biefer ler ren einverftanben war. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſes abweisliche Erkenntniß. 
Gründe: C war zur Eincaffirung der Gelder nnd Saldirnug ber 
Rechnungen ans dem Bädergeichäfte beftellt, und dadurch nad ber 
Natur des Geſchäftes auch berehtigt, die Rechnungen zu prüfen ımb 
anzuertennen. Hat er nun dieſes im Auguſt 1865 getban, babei 
einen Schuldſchein des A, nod giltig mit 150 fl., über einen vom 
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Geklagten dem A geleiſteten Vorſchuß an Zahlungsſtatt angenommen 
and durch die dazu gemachte Zahlung von 350 fl. Die Forderung der 
Bergleichemaſſe für getilgt erflärt, jo muß die Maſſe, vüdfichtlich 
müfſen die Kläger es ſich gefallen laffen, zumal da C ſich dabei den 
Schuldſchein des A aushänbigen ließ. Auf die Behauptung ber Slläger, 
daß C diefen Schuldfhein nur mit dem Borbehalte der nadıträg- 
lichen Genehmigung von Seite des Comité an AZahlungsftatt ans 
genommen babe, kann fein Bedacht genommen werben, weil die Sal: 
dirungsformel des C emen folhen Borbehalt nicht entnehmen läßt, 
vielmehr ganz nnbedingt lautet. 


Ir. 2979. 


Exceptio non adimpleti contractus, %ortlauf der Zinfen 
trog mora accipiendi. 


Entidh. v. 23. Dünner 1868, Nr. 528 (theilweife Veſt. des Urth. ded B. ©. 
Znaim v. 20. Juni 1867, Nr. 5582, theilweiſe Abäud. des Urth. des O. L. G. 
Brünn v. 2. Oct. 1867, Nr, 9919). ©. H. 1868, ©, 333. 

A hatte im Jahre 1860 durch mündlichen Vertrag tem B einen 
Ader verkauft und der Käufer war einen Kaufſchillingsreſt ſchuldig 
geblieben, ven er nach getroffener Uebereinfunft vom 1. Mai 1860 
an mit 5 Percent zu verzinfen und nad vorgängiger vierteljähriger 
Anftündigung dem A zu zahlen hatte. Nachdem B von dem Berläufer 
in den phyſiſchen Beſitz des Grunpftüdes gejett, die Auffündigung 
bes Kauffchillingsreftes erfolgt ımd dem B im September 1865 zu⸗ 
geftellt worden war, belangte ihn A im Mai 1866 auf Zahlung dieſer 
gefündigten Schuld und der fünfpercentigen Intereffen auf 3 Jahre 
von der Klage zurüdgerechnet. Dagegen machte B die Einwendungen: 
1. daß A felbft noch nicht al8 Eigenthümer des Aders in dem Grund: 
buch eingetragen und daß vom ihm. die Ausfertigung der verabrebeten 
fchriftlichen und intabulationsfähigen Kaufsurkunde verweigert wurde; 
2. daß A die Annahme bes im Yahre 1861 ihm angebotenen Kauf: 
ſchillingsreſtes abgelehnt und dadurch den Anſpruch auf Zinfen verr 
loren babe. — Der in erfler Inftanz zur Zeit abgewiefenen Klage 
wurde vom O. L. ©. ftattgegeben. 

Der oberfte Gerichtshof hat in Betreff der Capitalsſchuld das erft- 
gerichtliche, in: Anfehung der Zinfenfhuld daB obergerichtlihe Urtheil 
beflätigt. Gründe: Wenn auch die eingellagte Hauptforderung an 
fih rihtig und, nur vom Standpunkt der Auflänbigung betrachtet, 
auch fällig erſcheint, fo ift doch zugegeben, daß ber Beklagte noch 
nicht als Eigenthümer bes erlauften Aders im Grundbuche fieht und 
daß ihm bie zur Intabulation nöthige Urkunde nod nit ausgefertigt 
wurbe, mithin derſelbe das Eigenthum der gekauften Sache noch 
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nit erworben bat. Wie aber der Käufer zur Zahlung des Kauf- 
geldes, fo ift auch der Verkäufer nah 8. 1061 a. 5. ©. B. zur 
gefetlichen UWebergabe des Kaufgegenftandes, aljo bier zur grund⸗ 
bücherlihen Eigenthumsübertragung an ben Käufer und zur Ausftellung 
der nach den 88. 431 und 435 a. b. ©. B. hiezu erforderlichen 
Urkunde verpflichtet. Bon diefer Pflicht ift der Kläger dadurch, bag — 
nad feiner Anführung — die Fälligkeit der Kaufſchillingsreſtforderung 
nit von ber Anfchreibung des Bellagten an die Gewähr abhängig 
gemacht wurde, und daß der Kläger ſelbſt nur phyfiſcher Beſitzer des 
Srundftüdes war und feinen Befig auf den Beklagten übertrug, bes- 
halb nicht entbunven, weil die grundbücherliche Eigentyumsübertragung 
im Fall des Kanfes einer Liegenfchaft ein nach dem Geſetze felbft- 
verftändlicher Act der Uebergabe und e8 Sache des Klägers ift, fich 
in bie Lage zu fegen, damit er diefer Verpflichtung nahlommen könne, 
bie ihm durch die vom Bellagten unterlaffene &infihtnahme vom 
Grundbuch nicht erlaflen wurde, fo wenig, als deſſen theilweife 
Zahlung tes Kauffhillingd und das Angebot (im Jahre 1861) des 
Kaufſchillingsreſtes als ein Verzicht des Bellagten auf fein Recht 
binfitlih der grunpbücherlichen Uebergabe angefehen werben kann. 
Zur Zeit, wo ber Kläger dieſe Verbindlichkeit noch nicht erfüllt hat, 
ift er fomit nad 8. 1052 a. b. ©. B. zur Forderung des Kauf- 
ſchillingsreſtes nicht berechtigt, umjominder, da der VBellagte noch 
Gefahr läuft, daß die gefaufte Realität ohne fein Wiffen und gegen 
feinen Willen belaftet wird. Mit dem Zinfenanfprud kann aber der 
Kläger nicht binausgejhoben werben, weil der Gegner in dem phy—⸗ 
fügen Befig und Genuß des Grundſtückes das Aequivalent der Zinfen 
bat und durch Die — feinerfeit® behauptete — Weigerung des Klägers, 
das SKaufgeld anzunehmen, ohne ben gerichtlihen Erlag besfelben 
von der Berzinfungspflicht nicht enthoben wurde. 








Ir. 2980. 
Streitanmerkung im Depofitenbuch ? 

Eatin. v. 28, Jänner 1868, Nr. 7684 (Bet. bed dad Derr. bed 8. ©. 
Stanislan v. 26, Juni 1867, Nr. 9109, abänd. Deer. dei D. 2. G. Lemberg 
v. 5. Nov. 1867, Nr. 82363). G. 9. 1968, ©, 826, 

A hatte mit der Klage gegen B ben Altersvorzug feines Pfand⸗ 
rechted an den von B in Erecution gezogenen Mobilien des beiber- 
feitigen Schuldners C geltend gemacht und das Erkenntniß begehrt, 
daß der bei Gericht deponirte Erlös aus ber auf Anſtehen des B 
vollzogenen Weilbietung der Mobilien per 224 fl. zur Befriedigung 
feiner Forderung an C zu verwenden fei. Auf Grund dieſer Klage 
begehrte A gegen B die Streitanmerkung im Depofitenbud, welche 
in erfter Inftanz bewilligt, vom O. 2. ©. hingegen in ber Erwägung 
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abgeichlagen wurde, das Streitanmerlungen nad ber I. M. V. vom 
19. Sept. 1860, R. ©. Bl. Nr. 212, nur bei Zabulerlörpern zu⸗ 
(äffig, und derlei Anmerkungen in Depofitenbüchern ven Geſetz fremd 
and auch wirkungslos find. Dagegen recurrirte A, indem er beim 
Mangel eine® die vorliegende Frage direct entſcheidenden Geſetzes bie 
Anwendung des Hofbecr. v. 29. Wuguft 1818, 9. ©. ©. Nr. 1488, 
umd der oben citirten Berorbnung vom 19. Sept. 1860, R. ©. Bl. 
Ne. 212, per analogiam in Anſpruch nahm. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Berorbnung der zweiten 
Inftanz aus den Gründen derſelben mit dem Zuſatz, daß A auch 
nicht in feiner lage den Nachweis des angeblih vor B erworbenen 
Pfandrechte® beigebracht hat. 


— — — — — 


Nr. 2981. 


Stillſchweigend vereinbarte Rückkehr zum fchriftlicden Verfahren 
im Appellationgzuge, nad Annahme bed funmarifchen Ver⸗ 
fahrens für die Verhandlung in erfter Iuftanz. 

€ 8. 28, Yianer Nr. 850 (Aufheb. de Der. dED.L.G. & 
ii v. 8. Dec, 1867, Ar. 13687) 5 3. 1868, Rr. 77. 8. Gru 
Auf bie Klage der A gegen B wurde dad mündliche Verfahren 
eingeleitet; die Verhandlung jedoch in folge des bei der erften Tag⸗ 
fahrt getroffenen Uebereinkommens nach den Vorfchriften des Summar⸗ 
verfahren® durchgeführt. Gegen pas Urtheil appellirte die A am 
zwölften Tage nach Zuftellung desſelben; es wurden die mit der An⸗ 
melbung verbundenen Appellationsbefhwerden dem Begentheile um bie 
binnen vierzehn Tagen zu erflattende Einrede zugefertigt und letztere 
rechtzeitig überreiht. Erſt in diefem Stadium wurbe vom Gerichte 
die Vereinbarung auf das Summarverfahren wieder berüdfichtigt und 
deshalb ohne Anordnung einer Inrotulirungstagfahrt die Vorlage ber 
Acten an bie höhere Inſtanz verfügt. Hierüber erfloß das Decret bes 
D. L. G., womit in Erwägung, daß in der vorliegenden Streitfache 
einverſtändlich [nmmarifch verfahren wurde, daß im Summarverjahren 
nad) 8. 44 des Gefeges über basfelbe die Appellation binnen acht 
Zagen anzumelben ift; daß hierfalls die Appellationsanmeldung erft 
am zwölften Tage, fohin verfpätet überreicht wurde; daß im Summar- 
verfahren verfpätete Appellationsanmeldungen nicht nach Hofdecr. vom 
11. September 1784, 3. ©. ©. Nr. 335, fondern nah 8. 48 des 
Geſetzes über das fjummarifhe Verfahren zu behandeln, d. h. von 
Amtswegen zu verwerfen find, — die Appellation der Kläger von 
Amtswegen verworfen wurde. 
Der oberfte Gerichtshof hat dem dagegen ergriffenen Recurfe 
in Erwägung, daß in der Appellationemelvung und Beſchwerde bie 
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Klägerin ausprüdli das Begehren ftellte, daß biefelben dem Gegner 
um die Appellationseinrede zugefertigt und nad Inrotulirung ber 
Acten dem Obergerichte vorgelegt werden möchten; daß diefem Begehren 
gemäß der Bellagte die Appellationseinrede, ohne die mindefle Ein- 
wenbung zu erheben, mit dem Begehren überreichte, felbe der Gegnerin 
zur Einfiht und feinerzeit dem Übergerichte zur meritorifchen Ent⸗ 
ſcheidung vorzulegen; daß daburd beide Theile genügend zu erkennen 
gaben, daß fie fih in diefem zum orventlichen Berfahren geeigneten 
Rechtsſtreit nur für die Hauptverhandlung erfter Inſtanz auf das 
Summarverfahren verglichen haben wollten und daß in der höheren 
Inftanz das ordentliche Verfahren einzutreten babe, — ftattgegeben 
und dem Obergerichte unter Aufhebung feiner Verordnung aufgetragen, 
in der Streitſache meritorifch zu entjcheiden. 


Nr. 2982. 


Haupteid: ſubſidiäre Natur desſelben. Wiſſen des Delaten vom 
Gegenftande desſelben. 


v. 3. Februar 1808. Ar. 986 (Belt. des dad Urth. des ie 

a is Mr. 66886 ‚ abänd, ir. D 2. 6. Wenn. Br KH 
7, Nr. 16331), 6 — 8 — 8 

Die Satin bes Erecuten A gelangte ben Greeutionsführer B auf 
Anerkennung ihres Eigenthumsrechtes bezüglich gewiſſer in Erecution 
gezogener Effecten und trug dem Legteren ben referiblen Haupteid 
darüber auf, daß fie diefe Effecten vor 20 Jahren von einem gewiflen 
Ziichler gefauft habe. Das Gericht erfter Inftanz wies die Klägerin 
ab, indem e8 den Haupteid als bloß ſubſidäres Beweismittel im vor⸗ 
liegenven Yale für unzuläffig erklärte, weil Klägerin den Beweis 
burh den Zifchler als Zeugen und den Ürfüllungseid anzuführen 
unterlaffen hatte. — Das O. %. ©. erlannte auf ben Haupteid. 
Gründe: Es mußte dem Ermeffen ver Klägerin anbeimgeftellt bleiben, 
ob fie den bezeichneten Tiſchler als Zeugen bes von ihr behaupteten 
Kaufes bezüglich der in Rede ftehenden Einrihtungsftüde führen wollte; 
baraus, daß fie e8 nicht gethan, folgt nidyt, daß ihre Behauptung 
unwahr fei, da e8 ja auch möglich if, daß der Zeuge an den Kauf 
fi nit erinnert. Es war daher auf den Haupteid zu erfennen, ven 
die Klägerin dem Gellagten aufträgt, indem fie ihre Behauptung 
als nicht erwiefen anfehen will, wenn Geklagter feines Willens und 
Erinnerns zu befhwören vermag, daß jener Kauf nicht flattgefunden 
babe. Diefer Eid ift zuläffig, da dem Geklagten ja geftattet ift, feines 
Wiffens und Erinnerns zu ſchwören. 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte das obergerichtlihde Erlenntniß 
and nachſtehenden Grünten: Das obergerichtlihe Urtbeil wurde be- 
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ſtätigt, weil der Beweis durch den Haupteid nach der Reſolution vom 
31. October 1785, J. ©. ©. Nr. 489, lit. ggg, auch dann an⸗ 
geboten werben fann, wenn bie Bartei, weldhe ihn anbietet, fein anveres 
Beweismittel bat und weil nah 8. 207 a. ©. D. bemjenigen, 
welcher im eigenen Namen Proceß führt, der Haupteid ſowohl über 
eigene als über fremde Handlungen aufgetragen werben kann und zur 
Zulaffung einer ſolchen Eidesauftragung nicht erforderlich ift, Daß ber 
Delat von dem Umftande, über weldhen ihm ber Haupteid aufgetragen 
wird, aus eigener Wahrnehmung und Erfahrung Kenntniß erlangt 
baben müfje, e8 vielmehr genügt, wenn nur nicht erhellt, daß ber 
Haupteid einen Umſtand betrifft, welcher fih überhaupt für andere 
Perſonen der Möglichkeit, davon Kenntniß zu erlangen, entzieht, was 
von dem Umftante, über welchen das Obergeriht den rüdjchiebbaren 
Haupteid zugelaffen har, nicht behauptet werden kann. 


Nr. 2983. 
Unftatthaftigfeit der Erfagklage ftatt der Klage auf Erfüllung. 
Extiß. v. 5. ebrnar 1868, Nr. 176 (Beft. des Urth. bes 8 G. Turnan 
v. 31, Juli Nr. 4817, Aband. des Urth. des DO. L. G. Prag vom 
50. Sr. 1067, Kr, 27Bdo) G. dr 1808, ©. 1o8, 

Die * ber A gegen B puncto Zahlung von 400 fi. als 
Erſatz für bie vertragswibrige Einftellung der Berköftigung ihres zum 
Beklagten in die Lehre gegebenen Sohnes wurde vom oberften Ge—⸗ 
rihtshofe aus folgenden Gründen abgemiefen: Wenn die Klägerin 
deshalb, weil — mie fie anführt — der Bellagte B ihren Sohn 
außerdem, daß er ihn in den erften zwei Jahren nur fpärlich unter- 
richtete, nämlich; mehr zum Kinderwarten ald zum Handwerk anhielt, 
bei Beginn des dritten Jahres die Koft zu geben ſich geweigert hat 
und dadurch die Klägerin genöthigt worden ift, ben Sohn weg- 
zunehmen und einem anderen Meifter in die Lehre zu geben, wo fie 
aber die Koſt fhon durch acht Wochen beftreiten mußte und nod 
Durch weitere 44 Wochen werde beftreiten müffen — fih in ihrem 
Vertragérecht verkürzt jah, jo hätte fie nach der ausbrüdlichen Norm 
des 8. 919 a. b. ©. 8. den Sohn bei dem B belaffen und den 
Letzteren auf genaue Erfüllung feiner vertragsmäßigen Verbindlichkeit, 
namentlih auf Verabreihung der Koft an ihren Sohn während des 
britten Lehrjahres und für die Zeit vom Beginn des dritten Lehr⸗ 
jahres an, in der fie ihren Sohn angeblich felbft verföftigen mußte, 
auf Erſatz des ihr hieraus entftandenen Schadens belangen jollen. 
Da fie nun von diefem allein ihr zukommenden Redt keinen Gebrauch 
gemadt hat und B die Koft während des dritten Lehrjahres zu be- 
ftreiten offenbar nur unter der Borausfegung verpflichtet war, daß 
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ihr Sohn in feiner Lehre blieb und im Gewerbe und Haushalte ihm 
ea htiſteie, fo war vie Erfagflage der A -ungegründet und ganz 
verfehlt. 


Nr. 2984. 
Mietbvertrag: Zeitabfchnitt, für welchen der Mietbzins als 
feſtgeſetzt anzuſehen ift. 

Entſch. v. 5. Yebrnar 1868, Nr. 682 (Beſt. des dad Urth. des V. G. Neubau 
in ®ien v. 6. Gept. 1867, Nr. 4941, abänd. Urth. bed O.2. ©. Bien 
v. 4. Der. 1867, Ar. 19620), ©, 3. 1868, Ar. 47. 

A hatte dem B in der Hauptſtraße einer meift von Subuftriellen 
bewohnten Vorſtadt Wiens eine Localität, beftehenb aus einem Ge⸗ 
wölbe mit Thür und Fenſter auf die Hauptſtraße, Handgewölbe, 
Alkoven und Zimmer mit zwei enftern gegen ven Hof des Haufes, 
nebft Boden vermiethet, und belangte ihn auf Zahlung des viertel: 
jährigen Binfes von 225 fl. B entgegnete, daß er obige Räumlichkeit 
um den Jahreszins von 225 fl. in VBeftand genommen und zwar 
von dem Bevollmächtigten C bes Klägers, welchem Lepteren er nur 
das Angeld gegeben habe, ohne über den Betrag des Zinſes mit ihm 
zu fprechen. Kläger berief fidh auf vie Zinsfaffloen, wonach der fpätere 
Miether 900 fl. jährlih zahlte, wovon die Steuer ſchon ben vom 
Geklagten behaupteten Zins überfleige; dann darauf, daß Gellagter 
das Locale für andertfalb Monate um 120 fl. in Wftermiethe gab; 
er trug enblid dem Gellagten ben Haupteiv auf, daß diefer ihn um 
bie Höhe des Zinſes frug, welche er mit 225 fl. vierteljährig angab. 
Ein vernommener Zeuge beftätigte bie obige Aftermiethe für 120 fl. 
buch ſeche Wochen und von zwei Sachverſtändigen wurbe der an- 
gemeflene Werth des Locales von einem auf 600 fl., vom zweiten 
auf 750 fl. jährlich geſchätzt. Vereinzelte Zeugen gaben auch Umflände 
an, welche wahrſcheinlich machten, daß dem Gellagten die 220 fl. als 
vierteljähriger Zins befannt gegeben wurden. — Die erfte Yuflanz 
verurtheilte den B unbedingt zur Zahlung von 66 fl. 26 fx. (ein 
Viertel von 225 fl. al ganzjährigem Zins) und zur Zahlung bes 
Reſtes unter ber Vebingung des von A dur den obigen Hanpteib 
erbrachten Beweiſes. — Die zweite Yuftanz hat dem A die vollen 
225 fl. unbebingt zuerlaunt. Gründe: Beide Theile find darin 
einig, daß biefer Betrag als Zins genaunt worden ſei, und es hau⸗ 
beit fi nur darum, ob er als gauz⸗ oder vierteljähriger Zinsbetrag 
anzufeben fei. Wenn nun erwogen wirb, baß felbft der Geklagte nicht 
behauptet, daß der obige Betrag ausbrädtih als ganzjähriger Zine 
genannt wurbe, vielmehr zwei Zeugen beflimmt ausſagten, daß ber- 
felbe als vierteljähriger Zins bezeichnet wurde; daß bie Sachkundigen 
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eine viel höhere Summe als ganz entiprechenden Jahreszins erklärten 
und dem Gellagten felbft, als Geſchäftsmann, bekannt fein mußte, 
daß ein großes Baflengewölb mit den Nebenräumen an einer fehr 
befuchten Straße in Wien wohl nit ganzjährig um 225 fl. ver- 
miethet zu werden pflegt; daß enblich in den Wiener Vorftäbten bie 
vierteljährigen Zinstermine als die Regel befteben, fo kann wohl 
nicht bezweifelt werben, daß mit dem erwähnten Betrag, wenn aud 
bie Zeitbauer, für die derſelbe begehrt wurde, nicht ausdrücklich ans⸗ 
gefproden worben wäre, nur ber viertefjährige Zins gemeint fein 
tonnte. Es bedurfte daher nicht des im erfter Inſtanz zugelaffenen 
Hanpteides. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil ver zweiten 
Inſtanz. Nach den Motiven derſelben ift es für den vorliegenben fall 
nnentfcheidend, ob der Zeitraum ausdrücklich genannt wurde ober nicht, 
weil der Geklagte nit annehmen konnte, daß der Zins von 225 fl. 
für ein volles Jahr zu verftehen fei, und wenn vom Kläger biefe 
Summe als Jahreszins bezeichnet worden wäre, biefed dem Beltagien 
als ein offenbarer Jerthum hätte auffallen und er nad 8. 8 
a. b. G. 8. in gleiher Weife, wie wenn der Kläger von ihm —* 
in den Irrthum geführt worden wäre, hätte behandelt und deshalb 
zur Zahlung der 225 fl. als Quartalzins angehalten werben müſſen. 
Ungerden wird in den oberfigerichtlihen Entſcheidungsgründen auf 
den großen Umfang des Miethobjectes, auf den Umfland, daß ver 
Geklagte in deflen unmittelbarer Nähe ein Geichäft betrieb und deshalb 
die Unangemeffenheit eines Jahresmiethzinſes von nur 225 fl. ihm 
nicht entgehen konnte, ſowie auf die gegen feine Behauptung fprechenven 
Zeugenausfagen hingewiefen. 


u — 


Nr. 2985. 
Geſetzliches Pfandrecht des Vermiethers. 
Eutſch. v. 5. 5* 1008, Ar. 1018 (Abänd. | ber gleigiärmigen Derr. 
0, Der. 1867 


de , 
Bl. Dr, 1800, tr. 23774). &. 9. 1888, 6 6.3. 1868» Nr. 


A hatte gegen C am 21. Juli 1866 vie executive Bländung 
der dem Letzteren gehörigen Mobilien erwirkt und war am 11. und 
12. October 1866 vie executive Feilbietung derjelben vorgenommen 
worden. B hingegen, der Eigenthümer des Haufes, in welchem C 
wohnte, hatte für den am 1. November 1866 fällig werdenden Mieth. 
zins ſchon am 26. September 1866 eine Prioritätöllage überreicht, 
am 6. October 1866 die vorläufige Siftirung der Trandferirung 
angefucht, bei ber in feinem Haufe vorgenommenen Teilbietung fein 
Pfand recht geltend gemacht, ſodann die gerichtliche Depofitirung des 
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Feilbietungserlöfes per 931 fl. 37 kr. und die depofitenamtliche An- 
merkung ſeines Auſpruches erwirkt; ſchließlich wurde ihm auf feine 
Zinsklage vom 3. November 1866 mit Urtheil vom 6. December 1866 
die Miethzinsforderung per 1865 fl. zuerkannt. Nun begehrte A die 
Ausfolgung der 931 fl. 37 kr., welde von beiben Untergerichten 
bewilligt wurde, weil nach der ausprüdlichen Beſtimmung bes $. 1101 
a. b. ©. 3. das geſetzliche Pfandrecht fih nur anf jene Einrichtungs- 
ſtücke und Fahrniſſe bezieht, welche zur Zeit ver Klage noch darin 
befindlih find, im vorliegenden Falle aber vie Effecten, an denen 
das Pfandrecht geltend gemacht werben will, ſchon nor Einbringung 
der Klage erecutiv verlauft waren und daher an benjelben das Pfand⸗ 
recht nicht wirkfam geworben ift. 

Der oberfte Gerichtshof hat den A mit feinem Begehren ab- 
gewiefen, und zwar in Erwägung, daß, wie mit dem Hofd. vom 
10. April 1837, 3. ©. ©. Nr. 189, ausdrücklich erllärt wurde, 
das dem Bermiether im $. 1101 «a. 6. ©. 2. eingeräumte Pfand» 
recht ſchon durch ;die Einbringung der Einrihtungsftüde und Fahr⸗ 
niffe begründet und dadurch von biefem Beitpunfte auch gegen jene 
Gläubiger des Mieters wirkfam wird, welche an den eingebrachten 
Gegenftänven, bevor ber Vermiether die Zinsklage überreicht und die 
pfandweiſe Befchreibung anſucht, ein. Pfandrecht erlangen; daß es bie- 
nach ber Zinsklage und der pfanbweifen Befchreibung nur injoferne 
bebarf, als das gejetlihe Pfanprecht in ein von dem Borhandenjein 
ber eingebrachten Gegenſtände in der vermietheten Localität unabe 
bängiges verwandelt werben will; daß das gefegliche Pfandrecht des 
Bermiethers nicht blos zur Sicherſtellung des bereit8 fälligen, ſondern 
aud jenes Miehzinfes, für deſſen künftige Entrihtung der Miether 
haftet, ihm eingeräumt fein muß, da ja $. 1101 bdes a. b. G. B., 
ungeadtet nah $. 1100 a. 6. ©. 3. ver Miethzins ohne bejondere 
Berabredung nachhinein zu bezahlen ift, doch feine Einſchränkung ent- 
hält und die Sicherheit auch fonft leicht illuſoriſch wäre; dag hienach 
dem Eigenthümer des Haufes zur Sicherfiellung des am 1. November 
1866 fälligen Miethzinſes an den von C dort eingebradten Fahr⸗ 
niſſen ein, fo lange fie fi port befanden, auch ohne Zinsklage und 
pfandweiſe Beichreibung wirkſames Pfandrecht zuftand, welches durch 
das erft nach der Einbringung, am 21. Juli 1866, von A erworbene 
erecutive Pfandrecht und die von A erwirkte, am 11. und 12. October 
1866 vorgenommene erecutive Feilbietung nicht unwirffam wurde, da 
bie Fahrnifſe bis zur Feilbietung in den gemietheten Rocalitäten waren 
und B das ihm an den von A gepfänveten Fahrniffen zuſtehende frühere 
gejeglihe Pfandrecht ſchon mit der Prioritätsflage vom 26. Sept. 1866 
verfolgte, am 6. October 1866 die vorläufige Siftirung der Traus- 
ferirung anfuchte, bei der im Mietbhaufe vorgenommenen Feilbietung 
fein Pfandrecht geltend machte, ſodann die gerichtliche Depofitirung 
bes Feilbietungserlöſes und die depofitenamtliche Anmerkung feines 
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Anipruches erwirkte und auf feine Zinsllage vom 3. November 1866 
auh mit Urtbeil vom 6. December 1866 die Mietbzinsforberung 
per 1865 fl. zuerkannt erhielt; daß es fonah zur Wirkfamerhaltung 
des gejeglichen Pfandrechtos des Vermiethers an den ohnehin bes 
kannten und aus ben vermietheten Localitäten bis zur Feilbietung 
nicht Hinweggelommenen Fahrniffen, an deren Stelle der Feilbietungs⸗ 
erlös per 931 fl. 37 tr. trat, einer früheren Zinsflage und pfand⸗ 
weilen Beichreibung nicht bedurfte, mithin ohne offenbare Ungerech⸗ 
tigleit den A die Erfolglaffung des Feilbietungserlöſes per 931 Ü. 
37 kr. nicht bewilligt werben konnte. 


Nr. 2986. 


Einrechnung des Vorausempfanges in ben teſtamentariſch zu- 
gewieſenen Pflichttheil. 


Eutſch. v. 11. Febrnar 1868, Ar. 566 wen. des Urt, des B. G. Noverehs 
v9, all Mr. 4968, Abänd, deö Urtk. dei DO. 2. &. Iundbrud 
». 30. Oct. 1867, Nr. 2881), „© & 1008, ©. 218, Gasz. d. Trib. 1868, 


Gegen die Klage des von feinem Bater M teftamtentarifch auf den 
Pflichttheil beſchränkten A wider den teftamentarischen Univerjalerben B 
auf Herausgabe bes Geldwerthes des Pflichttheiles machte der Be⸗ 
Hagte die Anrechnung des den Pflichttheil erſchöpfenden und ſogar über» 
feigenden Betrages geltend, welchen der Kläger von dem Erblafler zur 
Ausftattung und Gründung einer Haushaltung bereits empfangen bat. 

Diefer Einwendung des Bellagten bat der oberſte Gerichtshof 
in der Erwägung flattgegeben, baß, wenn man bie 88. 774, 787 
und 788 a. b. G. B., die blos vom Pflichttheil und der Anrechnung 
zum Pflihttheil handeln und die 88. 790-792, welde im Gegen- 
theil die Anrechnung bei der teftamentarifchen und geſetzlichen Erbfolge 
zum Gegenflanb haben, miteinander vergleicht und im Zuſammenhang 
betrachtet, es fi wohl nicht bezweifeln läßt, daß bie im 8. 788 
a. b. G. 3. ven Kindern und Enleln des Erblafſers auferlegte, aus» 
nahmelofe Pflicht ver Anrechung zum Pflichttheil auch daun eintrete, 
wenn — wie bier — der Erblaſſer teſtamentariſch einem Sohn blos 
den Pfliäyttbeil und zwar mit außbrüdlicher Begeihuung als Pflicht 
theil hinterlaffen dat, und daß bie Beſtimmung des 8. 790 0.6.8.8. 
nee in dem ganz verfihiebenen alle. einer teftamentarifchen Erbsein⸗ 
ſedung Ammwenvung faıden Eane, wem näsnlich dem Kinde ein in Be⸗ 
yiehung auf das Game beftinanter Theil der in nutura zu theilenden 
Berlafſenſchaft zugedacht amd dasfelbe nicht auf feinen Pflichttheil 
ingefürkaft werden iſt. 
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Nr. 2987. 


Wegfall der Abhandlungspflege bei einer den gefammten 
Nachlaß erfchöpfenden Schenkung auf den Todesfall. 


Entſch. v. 11. Februar 18068, Nr. 1184 (Unfheb. der gleihförmigen 
Der. des B. G. Neubau in Wien v. 9, Oct. 1867, Nr. 11512, und bed 
D. 8%. &, Wien v. 19. Nov. 1867, Nr. 20950). 6. 3. 1868, Nr. 67. 

Der am 15. Juni 1367 veritorbene M hinterließ zwei am 
Todestage ausgeftellte legte Willenserklärungen, nämlich einen Schen- 
fungsvertrag auf den Todesfall und ein Teſtament. In dem erfteren, 
welder mit den Erforderniſſen des 8. 956 a. 6. ©. B. veriehen war, 
ihenkte er gewiffe genau bezeichnete Gegenftände ber A und in dem 
Teſtamente fegte er diefelbe zur Univerfalerbin ein, indem er gleidh- 
zeitig feine Mutter B auf den Pflihttheil beſchränkte. Wie fich fpäter 
berauäftellte, beftand die Verlaſſenſchaft leviglih aus den geſchenkten 
Effecten. Die Abhandlungsbehörde trug nah 8. 29 des Taiferlichen 
Patente vom 9. Auguft 1854, R. ©. BL. Nr. 208, dem Notar die 
Pflege der Abhanplung auf. In dem am 20. Juli 1867 in ver 
Notariatskanzlei anfgenommenen Abbandlungsprotofoll bat die A im 
Einverſtändniß mit der B um AJurädleitung der Abhandlung an das 
Gericht, weil nad ihrer Anfiht gar feine Abhandlung zu pflegen fei, 
da Erblaffer mit der Schenkungsurkunde über fein gefammtes Ber- 
mögen verfügt habe, biefe Schenkung die Erfordernifle des $. 956 
a. b. G. 8. befige, alſo kein Berlaffenfchaftsvermögen vorhanden und 
die Abhandlung armuthshalber abzuthun ſei. Der Notar legte den 
Act dem Gerichte vor, welches ihm jedoch benfelben mit dem er⸗ 
nenerten Auftrag zurüdftellte, ungeachtet diefer Einwenbung die Ab- 
bandlung zu pflegen. — Das O. L. ©. beftätigte diefe Verfügung, weil 
abgejeben davon, daß ver Erblafſer außer der Schenkungeurkunde auf 
den Todesfall noch eine weitere legtwillige Anorbnung hinterlaffen 
bat, der Zeitpunkt der Uebergabe des deu Gegenſtand dee obigen 
Schentungsvertrages bildenden Vermögens. erſt mit dem Tode des 
Erblaffers eingetreten ift, daher fi auch letzteres als ein Nachlaß⸗ 
vermögen darſtellt, welches der Abhandlung nah Vorſchrift des Ge⸗ 
feßes vom 9. Auguſt 1854, R. ©. Bl. Nr. 208,. zu unterziehen if. 

Dagegen wurde vom oberften @erichtöhofe der Abhaublungs- 
behörde verorbnet, ihren dem Notar ertheilten. Auftrag zur Verlafſen⸗ 
ſchafteabhandluugspflege, foweit fi dieſer Auftrag auf das in dem 
Schenkungsvertrage auf den Todesfall vom 15. Yuni 1867 bezeichnete 
Vermögen bezieht, zurückzumnehmen und auf das von der Geſcheul⸗ 
nehmerin im Ginverftäubniffe mit der Pflichttheilberechtigten in dem 
Protokolle vom 20. Iuli 1867 geftellte Anfuchen um Abthuuug des 
Berlaffenfchaftsabhandlungsgefchäftes wegen Abganges eines der Ber- 
lofienfhaftsabhandlung zu nnterziebenden BVermögens, das weitere 
©eeignete zu verfügen. Denn, fo beißt e8 in dem bezüglichen Decrete, 
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es liegt ein zwiſchen dem verftorbenen M und der A am 15. Yuni 
1867 abgefchloffener, mit Beachtung der vorgefchriebenen Börmlichfeiten 
außgefertigter Schenfungsvertrag vor, nach deſſen Inhalt M die darin 
aufgeführten Bermögensgegenflände der A auf feinen Todesfall ge- 
ihentt, fi) des Rechtes des Widerrufes diefer Schenkung ausprüdlich 
begeben, der Geſchenknehmerin darüber bie fchriftlihe Urkunde aus⸗ 
gehändigt, und bie legtere dieſe Schenfung anzunehmen erklärt hat. 
Eine mit diefen Erforberniffen zu Stande gekommene Schenkung auf 
den Todesfall bat nah $. 956 a. 6. G. B. die rechtlihe Natur und 
Wirkung eines Bertrages, veffen vollftändige Erfüllung zwar erft mit 
dem Tode des Schenkenden, dann aber auch fchon mit ber unmittel- 
baren Wirkung eintritt, daß das auf den Todesfall gejchenfte, mittelſt 
der dem Beſchenkten eingehändigten fchriftlihen Urkunde bereits über: 
gebene und von bem Beſchenkten angenommene Bermögen mit dem 
eingetretenen Tode des Geſchenlgebers nicht mehr ald ein ber Ber: 
taffenihaftsabhandlung zu unterziehendes Nachlaßvermögen bes Letzteren 
angeſehen werden kann, ſondern als ein mit dem Tode des Geſchenkgebers 
vom Geſchenknehmer erworbenes und in deſſen Eigenthum übergegangenes 
Vermögen betrachtet werden muß, in Anſehung deſſen es einer gericht⸗ 
lichen Verhandlung zum Zwecke der Nachweiſung des Rechtsanſpruchs 
und Uebergabe in den rechtlichen Beſitz ($. 1797 a. b. G. 3.) nidt 
mehr bebarf und hinſichtlich deſſen in Abficht auf die ans Anlaß der 
Bermögensübertragung zu entrichtende Staatsgebühr lebiglih nad 
ee De Gebuhrengeſetzes (8. 59, Geſetz vom 9. Febr. 1850, 

l. Nr. 50) vorzugehen ift. Bezüglich des in der gedachten 
Schenkung auf den Todesfall der A zugedachten Vermögens hat daher 
eine Berlafjenjhaftsabhandlung nicht einzutreten, und ob megen Ab⸗ 
ganges eines anderweitigen Vermögens der Fall der Abthuung des 
Todesfalles vorhanden fei, bleibt der Entſcheidung des Gerichtes erfter 
Inftanz überlafien. 


Nr. 2988. 


Beftellung einer Servitut an einem im Miteigenthum be— 
findlihen Grundſtück. Verbücherung verfelben auf ben 
Quoten. 


Fenq v. 11. Februar 1868, Nr. 1195 (Abänd,. ber — 
Decr. bed —B ——— Nr. nnd d .G. 
Wien v. 4. Dec. 1867, Nr. 22011). ©. 3. 1do, Ar 


Yu dem — Vertrage, womit A das Haus 8* B kaufte, 
war ihm von B und deſſen Frau C die Servitut des Waſſer⸗ 
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bezug6 aus tem Brunnen des anftoßenden, dem B und ber C ge 
börigen Haufes beftellt und fpäter von B bie Bewilligung zur Inta⸗ 
bulation der Servitut auf der dem B gehörigen Haushälfte ertheilt 
worben. A begehrte nun die Intabulation der Dienftbarkeit auf der 
Haußhälfte des B und beren Bränotation auf der Hälfte der C. — 
Das Gericht erfter Inftanz wies das Geſuch zuräd, weil Orunbbienft- 
barkeiten untheilbare Rechte find (8. 485 a. b. G. B.), daher nicht 
an ibeellen Theilen einer Realität erworben werben fünnen, durch Die 
Einverleibung der gedachten Grunddienſtbarkeit auf der Hälfte des B 
und Pränotirung auf jener ber C biefelbe nım an ber exfteren Hälfte 
erworben würde (88. 431 und 445 a. 6. ©. B.), fomit eine Theilung 
dieſes Rechtes einträte, wobei der Umftand, daß B bie Einverleibung 
eined auf dem ganzen Grundſtücke auszuübenven Servitutsrechtes auf 
jeine Hälfte bewilligt hat, irrelevant eriheint, da der Eigenthümer 
eines Antheiles lediglich in Anſehung viefes Antheiles Verfügungs⸗ 
rechte bat (8. 829 a. b. G. B.). — Das O. L. ©. beſtätigte dieſe 
Abweiſung, weil es ſich um eine Grunddienſtbarkeit handelt, welche auf 
der ganzen Realität ausgeübt werben ſoll und untheilbar iſt; weil 
deshalb die Einverleibuug und Pränotirung unr auf die ganze Realität 
und nicht aud lediglich auf aliquote Theile erfolgen und bewilligt 
werten kann, weil im vorliegenden Falle A nur bie Einwilligung des 
Miteigenthümers B zur Einverleibung auf ben ihm angehörigen 
Realitätenantheil nachgewieſen hat, und weil ambererfeit® aud nur 
bie Pränotirung der Servitut auf den ber C gehörigen Realitäten⸗ 
antheil 1 begehrt worden ift. 

Der oberfte Gerichtshof hat das Geſuch bewilligt. Gründe: 
In dem mit den Erforderniſſen einer vollen Glauben verbienenben 
Urkunde verfehenen Kaufvertrage haben B und C dem A das Recht 
des Waſſerbezuges aus ihrem Brunnen eingeräumt. B hat noch inß- 
bejondere fpäter in vie Einverleibung desſelben auf feine Hälfte des 
Hauſes gewilligt, nnd bei der glaubwürbigen Form des Bertrages 
kann auch fein Anftanb obwalten, daß nad 88. 438 und 445 a. b. 
®. B. dieſes Recht auf der ber C eigeuthämlichen Hälfte —88 
bedingt einverleibt werde, wodurch keineswegs eine nach 8. 485 a. b. 
G. B. unzuläffige Veränderung oder Theilung ber Serpitut felbft 
herbeigeführt wird. 
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Nr. 2989. 

Beweis zum ewigen Gebächtnig: Beweisaufnahme während 
des Recurszuges; Unzuläffigkeit nachträglicher Vernehmung 
über bejonbere Frageſtücke. 

Eutſch. v. 11. Februar 1868, Nr, 1319 (Beſt. des das Deer, des B. G. 
Ennd v. 4. Nov. 1867, Nr, 2109, abänd, Beer. des DO. 2. G. Wien vom 
17. Der. 1867, Nr. 23004). G. 3. 1868, Nr. 64. 

In einer Rechtsſache war auf Einfchreiten des Geklagten vom 
Gerichte erfter Inftanz der Beweis zum ewigen Gedächtniß zugelaffen 
und zur Abhörung der Zeugen Tagſatzung auf den 12. Auguft beftimmt 
worben, ohne ven Kläger, welchem vie Weisartifel am 3. Auguft zuge⸗ 
ftellt wurden, vorher zu vernehmen. Diefer überreichte am 9. Auguft den 
Recurs gegen bie Bewilligung und gleichzeitig ein Erftredungsgefud. 
Erfterer wurde dem D. 2. ©. vorgelegt, letzteres auf die protofollarifch 
aufgenommene negative Aeußerung des Geklagten zurüdgemwiefen und 
Kläger hievon am 12. Auguft verſtändigt. Da keine befonderen Trage» 
ſtücke einlangten, erfolgte die Bernehmung der Zeugen am 12. Auguft 
über die Weisartikel und die allgemeinen Frageftüde. Darauf folgte 
die obergerichtliche Abweifung des vorerwähnten Recurfes des Klägers 
und nun überreichte er beim Proceßgerichte die beſonderen Frageſtücke 
mit der Bitte um nachträgliche Bernehmung der Zeugen über diefelben, 

Diefes in erfter Inſtanz bewilligte Gefuh wurde vom 
D. 8. ©. und vom oberften Gerichtshof abgewiefen. Gründe der 
dritten Inftanz: Im dem vorliegenden Falle find dem Kläger bie 
MWeisartitel zur Berfaffung der Frageftüde fon am 3. Auguſt 1867, 
alfo neun Tage vor der auf den 12. Auguft 1867 anberaumten Zeugen: 
abhörung zugeftellt worden; in einem foldhen Falle ift aber nad ber 
Haren Anordnung des $. 181 der a. ©. O. nad Vorfchrift des vor- 
bergehenden Capitels, alfo auch nad) 8. 151 zu verfahren, welcher 
ausdrücklich beſtimmt, daß bei Nichteinlegung ber abgeforberten Frage⸗ 
ftüde folde dann nicht mehr anzunehmen find; es kommt aud nad 
dem Hofber. vom 15. October 1802, 3. ©. ©. Nr. 579, nicht darauf 
an, ob die Zeugenabhörung ohne Bernehmung des Gegentheild bewilligt 
wurde, fondern nur darauf, ob dem ©egentheile die Weisartikel zur 
Verfaſſung der Frageſtücke zugeftelt wurden, und wenn aud bie 
Abmeifung bed Recurſes gegen die Bewilligung ver Zeugenabhörung 
erſt am 11. September 1867 erfolgt ift und bie Abweiſung bes mit 
biefem Recurfe am 9. Auguft 1867 überreichten Exftredungsgeficches 
bem Bertreter des Recurrenten erſt am Tage und zur Stunde ber 
Zeugenabhörung zugeftellt wurde, fo war er doch ſchon früher in ber 
Lage, feine bejonderen Frageftüde vorzulegen, und muß es ſich felbft 
zujchreiben, wenn er ungeachtet ber Zweifelhaftigfeit des Erfolges 
feines Recurſes und Erftredungsgefuches die Einlegung von Frage⸗ 
ſtücken unterließ und dadurch des Rechtes dazu verluftig wurbe. 


Glaſer, Unger u. Walther Entf. VI. 19 
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Ir. 2990. 


Unbedenflichfeit ded Zeugen, der mit beiden Parteien 
verwandt ift. 


Bien 5 12, gebrun 1008, Rt: 203 . ges, das Me. RN a . G. 
ri än . G. 
en 3 Oct. 1667 sr. a ® ae . 3, m. 

In einer Rechtsſache zwifchen zwei Brüdern erfannte pas Gericht 
erfter Inftanz, obwohl der von dem Kläger durch einen britten Bruber 
geführte Zeugenbeweis zu Gunften des Zeugenführers ausgefallen war, 
nicht auf den Erfüllungseiv des Kläger über das Beweisthema, 
fondern auf den dem Geklagten eventuell aufgetragenen Haupteid. — 
Bom DO. L. ©. hingegen wurde ber Erfüllungseid zugelaſſen; denn, 
jo heißt es in ben Gründen, ba biefer Zeuge ein leibliher Bruder 
des Klägers und des Gellagten ift, fo kann in diefem Verwandtſchafts⸗ 
verhältniffe fein Bedenklichkeitsgrund gefunden werben, und ba aud) 
weder eine dem Geklagten feinpjelige Gefinnung noch ein fonftiges 
Intereffe des Zeugen an dem Ausgange des Proceſſes erwiejen vor» 
liegt, fo fteht der Zulaſſung des Klägers zum Erfüllungseib fein 
Hinderniß entgegen. 

Der oberite Gerichtshof betätigte pie obergerichtliche Eutſcheidung, 
weil es doch ſelbſtverſtändlich ift, daß ein Umſtand, welder ven 
Zeugen ald dem Zeugenführer geneigt anſehen läßt, alle Bedeutung 
verliert, wenn vermöge dieſes Umſtandes eine gleiche Geneigtheit für 
ben Gegner des Zeugenführerd anzunehmen wäre; ber Zeuge aljo 
in Beziehung auf das Verwandtſchaftsverhältniß nicht gerabe als zu 
Ounften des Klägers befangen angefehen werben Tann, ſonſt ein 
Devenflichleitögrund nicht vorliegt und daher durch feine Ausfage eine 
erfte halbe Probe hergeftellt ift. 


Nr. 2991. 


Borgeben der Eigenberechtigung feiten® eines unter verlängerter 
Bormundichaft ftehenden Volljährigen bei Abfchluß von 


Rechtsgejchäften. 
1868, Nr. , 
Eich v. 20. MA 1067, Dir. 10B78, abäns ı; He. be or 8 Sole 


v, 21. Anguft —X Nr. 12980). 


A begründete feine Klage gegen — Vater und legten 
Vertreter des B auf Nüdftelung von Kleidern, Gemälden und 
Wechſeln, eventuell auf Vergütung des Schadens per 33585 fl. mE 
folgendem Sachverhalte: Im November 1864 ſei C, welden ex feit 
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lange kenne, in fein, des A, Geſchäftslocal mit der Anfrage gelommen, 
ob er, A, nicht Willens fei, fertige Waare gegen ein in Kurzem 
fälliges Wechfelaccept des B, Sohn bes reihen D, im Betrage per 
3000 fl. zu verlaufen? A erwiberte, er babe nicht fo viel fertige 
Waare, fei jedoch nicht abgeneigt, fih in ein Geſchäft einzulaffen. 
Tags darauf fei B mit C bei A erfchienen und habe von dieſem mit 
Beziehung auf das VBorandgegangene fertige Kleider im Facturenwerthe 
per 900 fl., Delgemälde im Preife von 100 fl., zwei Wechſel des 
C per 1800 fl. gefauft, für fich Kleider im Werthe von 200 fl. 
beftellt und zur Dedung diefer Gefammtihuld dem Kläger A fein 
Accept per 3000 fl. gegeben. Er, A, habe umfoweniger Anftand 
genommen, das Gefchäft abzufchließen, als er fi noch vorher durch 
perfönlihe Einfiht des Grundbuchsſtandes von der Wahrheit ver 
Angabe des B, Kigenthümer eines faft laftenfreien Wiener Vorſtadt⸗ 
hauſes zu fein, überzeugt hatte. Zur Verfallszeit 1865 habe B ven 
Wechſel per 3000 fl. nicht eingelöft und dem A erklärt, der Wechfel 
fei ungiltig, weil er, B, zur Zeit der Acceptirung, obſchon 31 Jahre 
alt, Doc wegen Verſchwendung unter Curatel geftanden fei. Auf feine 
Betheuerung, er ſei nunmehr gerichtlich für eigenberechtigt erflärt und 
werde nächſtens den Erbtheil nah feiner Mutter beheben und vie 
Vorderung des A fanımt allen Nebengebühren berichtigen, beftellte er 
nunmehr bei A Kleidungsſtücke zum eigenen Gebraud, welde ihm ber 
gläubige A im Werthe von 214 fl. auch lieferte. Auch ftellte B jeßt 
gegen Rüdgabe des Wechfeld per 3000 fl. dem A eine Urkunde aus, 
in welder er, auf feine nunmehrige Großjährigkeit binweifend, und 
ben Rechtstitel feiner Schuld per 3214 fl. fammt verrechueten Zinſen 
und Nebengebühren per 171 fl. erflärend, deren Richtigkeit anerkannte 
und fie ald Darlehensfhuld zu zahlen verfprad. Auf Grund dieſes 
Sachverhalte, aus dem fich ergebe, daß ſich der noch immer unter 
Curatel ſtehende B fällhlih für großjährig ausgegeben habe, und 
auf den Umftand hinweiſend, daß das Minverjährigleitsband des B 
in dem Grundbuchsſtande bes ihm gehörigen Haufes nicht angemerkt 
war, verlangte A die Wiederberftellung des vorigen Zuftandes durch 
Rückgabe der verkauften Sachen im unverfehrten Zuſtande, eventuell 
‚Zahlung des Schadenbetrages. Der Vertreter des B wenbete ein, daß 
die Klagbehauptungen wegen Minderjährigleit und Bewucherung feines 
Sohnes nicht geeignet feien, die Klaganſprüche zu rechtfertigen. — Das 
Gericht erfter Inflanz wies die Klage aus folgenden Gründen ab: 
Die Entſcheidung der Streitfadhe ruht einzig und allein in ber Aus⸗ 
legung des 8. 248 a. b. ©. B.; denn die 88. 246 und 247 a. b. 
G. B., auf welde ſich gleichfali® berufen wird, müſſen ſchon bei 
einem flüchtigen Entgegenbalten ver in Rede ftehenden Thatfachen als 
außer aller Beziehung ftehend erfannt werben. Um bei Auslegung bes 
8. 248 die richtige Orundlage zu gewinnen, ift ed vor Allem nöthig, 
feftzubalten, daß der 8. 244 tie Regel, daß ein Minderjähriger Teine 
19* 
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Berpflihtung auf fi nehmen könne, flatuirt und daß die 88. 246, 
247 und 248 bie Ausnahme diefer Regel, und daher freng aus- 
zulegen find. Der 8. 248 0.5. ©. B. zerfällt wieder in zwei Theile, 
von denen erfterer den all behandelt, wenn der Minderjährige durch 
Eingehung eines Geſchäftes Jemanden beſchädigt. Im biefem Falle 
kann der Minderjährige nur durch das Vorſchützen ver Großjährigkeit 
eine Haftung auf fi Iaben. Der zweite Abſatz umfaßt nad der 
Zertirung und dem natürlichen Gegenfage, in welchem er zum erflen 
fteht, einfeitige Handlungen des Minderjährigen, welche an ſich ver- 
boten find ober ein Verſchulden begründen, alfo foldhe, die außer dem 
Bereiche eines abgeichloffenen Gefchäftes liegen. Wenn dem zweiten 
Abfage eine weniger einfchräntende Auslegung gegeben würde, fo 
würde dadurch ber erſte Abſatz aufgehoben; denn wenn gefchäftliche 
Acte des Minderjährigen in das Bereich eines dadurch gegründeten 
Verſchuldens gezogen werben können, fo ift dann ber Minderjährige 
nit blos für den Schaden verantwortlih, wenn er fi für groß- 
jährig ausgegeben und der Andere hierüber nicht Erkundigung einholen 
konnte, jondern auch dann, wenn diejer fich zu erkundigen in ber Rage 
war und nicht blos, wenn der Minderjährige fi für großjührig 
ausgab, fondern auch, wenn er ben Abgang der Hanblungsfähigfeit 
verfchwieg, weil in diefen fällen ein Berfchulden des Minderjährigen 
vorliegt. Betrachtet man nun bie beiden alternativ in ber Klage 
geftellten Begehren, fo ift es klar, daß fie höchſtens aus dem erften 
Abſatze des 8. 248 abgeleitet werben können, weil benjelben keine 
einfeitigen Handlungen des unter pflegichaftlicher Obforge Stehenven, 
fondern mit dem Kläger eingegangene gefhäftliche Ucte zu Grunde 
gelegt werden. Es unterftügt ſonach der zweite Abfag dieſes Para⸗ 
graphen nicht die beiden Klagbegehren. Was aber den erften Abſatz 
dieſes Gefeges betrifft, fo ift er in vorliegenvem Falle auch nicht 
anwenbbar; denn das Geſetz hat einen folgen Pflegebefohlenen tn 
Betracht, welcher dieſe Eigenfhaft durch fein Alter und durch das 
Geſetz hat, nicht aber einen folchen, welchem die Bermögensverwaltung 
durch gerichtlichen Beihluß Laut kundgemachten Edictes entzogen ift; 
wäre die Entfhuldigung mit der Unkenntniß des Edictes zuläffig, 
fo würbe der vom Geſetze beabfichtigte Schuß in den meiften Yällen 
unwirkfam werben. Die Beilage 1 der Einreve weift aber die erfolgte 
Beröffentlihung des Edictes nad, laut welchem bie väterlihe Gewalt 
über B verlängert wurde. Bei Geſchäften, wie die in Rede ftehenden, 
welche den Stempel des Wagniffes an ber Stirne tragen, entbehren 
jene gefelihen Beftimmungen in ihrer rüdfichtslofen Geltung jeden 
Charakters der Härte. Aber ganz abgejehen davon hätte das Bor- 
geben der Großjährigkeit exrft beim legten aller dieſer Geſchäfte, wo⸗ 
durch Kleider im angeblichen Werthe von 214 fl. überlaffen wurden, 
von Seite des B fattgefunven. Dazumal hatte Kläger aber bereits 
bie Verlängerung ber väterlichen Gewalt über jenen erfahren. 8 
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wäre aljo nad) den eigenen Angaben des Klägers dadurch fchon alle 
Borfiht angezeigt gewefen; es ift aber keine angemwenbet worden. 
Das D. 2. ©. erlannte auf den vom Släger für feine Slaganführungen 
angebotenen Zeugenbemweis. In ben Entfcheibungsgrünven heißt es: 
Es Handelt fi vor Allem um bie Frage, ob der noch unter ver⸗ 
längerter Vormundſchaft befindliche B hinfichtlih der mit dem Kläger 
ongeblih im Jahre 1864 und 1865 abgefchloffenen, in ber Sage 
angeführten Rechtsgeſchäfte verbindlihd und für den durch Nicht: 
zubaltung der biesfälligen Verträge zugefügten Schaden verantwortlich 
erjheint? In diefer Beziehung kann zwar der erfte Abfa des bie 
Haftungspflicht ver Minderjährigen normirenden 8. 248 a. b. ©. 8. 
im vorliegenden Falle nur per analogiam Anwendung finden, da fi 
berfelbe offenbar auf folche Pflegebefohlene bezieht, welche zwar pas 
20. Lebensjahr, aber noch nicht die phyſiſche Großjährigkeit erreicht 
haben. Hingegen ſpricht der zweite Abſatz dieſes Paragraphen im 
Allgemeinen von ber Haftungspfliht ber Minderjährigen, bie ſich 
namentlich auf verbotene Handlungen ver Legteren und den durch ihr 
Verſchulden verurſachten Schaven bezieht. Ein ſolches Verſchulden des 
B ergibt fi) jedoch aus ven Behauptungen ver Klage, wonach der 
Kläger durch das Verſchweigen des Mangels ber Eigenberechtigung 
von Seite des B, dann durch deſſen weitere, gerade auf den Beſitz ber 
Bollberehtigung fchliegende Handlungsweife des Legteren, namentlich 
bie Ucceptirung bed Wechſels per 3000 fl., dann beffen angebliche 
Erklärung, daß er ben Erbtheil feiner Mutter zur Verfallszeit des 
obigen Ücceptes ober nody früher erheben, und daß er beflimmt im 
der Lage fein werde, fein Accept einzulöjen, umſomehr in ben 
Slauben verjegt werben mußte, daß er es bei Eontrahirung ver 
fragliden Geſchäfte mit einem Bollberedhtigten zu thun babe, als B 
bereits am 23. Mai 1857 24 Jahre alt geworben ift, und daher 
zur Zeit des erften Gefchäftsabfchluffes, im Jahre 1864, bereits im 
31. Lebensjahre fi befand. Es Tonnte daher mit Hinblid auf die 
Beftimmungen der 88. 248 und 1295 a. b. ©. B. berzeit ſchon 
mit der gänzlichen Abweiſung des Klagbegehrens nit vorgegangen, 
fondern es mußte vorläufig der vom Kläger angebotene Zeugenbeweis 
zugelaffen werden, da fich derfelbe als erheblid und namentlich auf 
die Beurtheilung der Tragweite des Hägerifhen Schadenerſatzanſpruches 
und die Entiheidung hierüber Einfluß übend barftellt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Beweis⸗ 
urtbeil „in der Erwägung, daß biefer Beweis zur näheren Aufklärung 
über den Vorgang bei den abgeſchloſſenen Geſchäften dienen kann“. 
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Pr. 2992. 


Diffimulation des verabredeten Kaufpreifed in ber über das 
Kaufgefchäft errichteten Notariatskunde. 


Entid. v. 12. Febrnar 1868, Nr. 372 (Beft. des Mrtheild des B. ©, 

Sralau v. 8. Oct. 1866, Nr. 12607, Abänd. des Urth. des O. L. ©. Kralan 

v. 2%, März 1867, Nr. 59). ©. 9. 1868, ©. 308, ©. 2. 1868, Nr, 101. 
Zeitſchr. f. d. Notariat 1869, Nr. 12, 

In ver Klage der Eheleute A gegen die Eheleute B wurde 
angeführt: Die Kläger verkauften ihr Haus den Bellagten um 1300 fl.; 
in der über dieſes Rechtsgeſchäft am 9. October 1862 errichteten 
Notariatsurkunde wurde jedoch in der Abfiht, einen Theil der Ueber⸗ 
tragungsgebühr zu erjparen, der Kaufſchilling mit SLO fl. fimulirt und 
der Smpfang desſelben befcheinigt; in der Wirklichkeit zahlten die 
Chelente B anf Rechnung des urſprünglich mündlich vereinbarten 
Kaufſchillings von 1300 fl. bei Unterzeihnung des Vertrages 750 fl., 
ſodann 250 fl. und verpflichteten fi, den Reſtbetrag, nämlich 300 fl., 
am 1. November 1862 zu entrichten. Auf Zahlung dieſes Heftes ift 
das Klagbegehren gerichtet worden, — Die erfte Inftanz verurtheilte 
die Bellagten nad dem Begehren unter der Bedingung des Tläge- 
rifcherfeit® durch den (ihnen aufgetragenen) Haupteid erbrachten Be⸗ 
weiles, dag die Summe von 1300 fl. als Kaufpreis des Hauſes 
zwiſchen ihnen und den Klägern vereinbart wurde, und baß fie fidh 
verpflichtet Haben, den Kauffhillingsreft von 300 fl. am 1. November 
1862 ven Eheleuten A zu bezahlen. — Das DO. L. ©. wie die Kläger 
mit ihrem Begehren ab, weil die mündliche Verabredung der Parteien 
über den angeblid) wahren Kaufſchilling der Notariatsurkunde gegenüber 
burhaus nah 8. 887 a. b. G. B. behandelt werden muß; meil biefe 
Berabrevung, wenn fie wirklich ftattgefunden hat, durch den fpäter 
geihloffenen Notariatövertrag aufgehoben wurde ; weil die Vorſchriften 
der 88. 887 und 916 nicht gleichzeitig angewendet werben können, 
wenn man nicht in einen Widerfpruch verfallen will; weil ferner ſchon 
bie Natur der Notariatsurfunde felbft die Anwenpbarleit des 8. 916 
ausſchließt; weil endlich Ungefihts der SS. 2 und 4 ber Notariats⸗ 
ordnung vom 21. Mai 1865, R. ©. Bl. Nr. 94, von der Zulaffung 
bed von den Klägern aufgetragenen Haupteides, daß irgend eine nach⸗ 
träglihe Verabredung getroffen worden fei, feine Rebe fein kann. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftgerichtliche Urtheil 
aus folgenden Gründen: Dit Berufung auf ven 8. 887 a. 6.6.8. 
läßt fih das Begehren ver Kläger nicht abweifen. Denn nach ihrer 
Anführung und nad) dem von ihnen angebotenen Beweis mittelft des 
Haupteides kann nicht angenommen werden, daß die Bacifcenten über 
ben Kaufpreis von 1300 fl. nicht einig geworben, oder daß fie von 
ber Stipulation desfelben wieder abgegangen feien, fondern es war 
dies in dem mündlichen VBertrage ein Punkt, worüber beide Theile 
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einig geweſen find, und der nur in fraudem aerarii nicht feinem vollen 
Umfange nad, fondern nur in beſchränkterem Betrage in der Vertrags» 
nrlunde aufgenommen werben follte, weshalb aud, da die Teftftellung 
dieſes höheren Saufpreifes ein beiderſeits vereinbarter Bunft war, der 
citirte Paragraph bier nicht zur Anwendung kommen fann. Es liegt 
zwar in diefer Stipulation eine unerlaubte Handlung, deren Ber- 
folgung und Ahndung auf dem dafür beftimmten Weg ftattfinden kann; 
allein der Zulaffung bes Haupteides darüber: daß der Kaufpreis von 
1300 fl. verabrevet wurde und daß bie Beflagten die Zahlung bes 
Preisreftes auf den 1. November 1862 verſprachen, kann dies nicht 
in Wege fein, indem fonft vie Kläger eine fo bedeutende Einbuße 
erleiden und bie Bellagten, die boch den eigentlichen Vortheil daraus 
zogen, da nur fie als Käufer die Lebertragungsgebühr trifft, den 
boppelten Nugen aus biefem Borgange ziehen würden. Es Tann daher 
die erftgerichtliche Entſcheiduug, welche ven Klägern im alle der 
Herftellung des erwähnten Eidbeweiſes bie Rauffcillingsreftfamme bon 
300 fl. zuerfennt, nur gebilligt werben. 


Nr. 2993. 


Hppothecirung der Regreßforderung des Ceffionars: Nicht 
berechtigung des Hypothekarſchuldners zur Geltendmachung ber 
Einwendung der mangelnden Valuta. 


4.» 12, obruar 1868, Nr. 496 (Beft. bed das Kein. des B 
erlig b. nni 1867, Wr. „8061, abänd. Urn. se Gi 
18. ept, 1867, Nr. 8811). ©. H. 1888, ©. — 

C * dem A eine Forderung von 1123 fl. "ebirt, ausdrücklich 
die Haftung für die Richtigkeit and den Eingang derſelben übernommen 
und zur Sicherſtellung dieſer Haftpflicht fein Haus X verpfändet, 
welches er fpäter dem B verkaufte. Um feine mit dem Betrage von 
1123 fl. auf dem Haufe intabulirte Regreßforderung zu realifiren, 
belangte nnn A den Hauseigenthümer B mit der Hypothekarklage auf 
Zahlung der befagten 1123 fl. Der Bellagte wendete dagegen ein, 
daß fein Auctor C von dem Kläger die Baluta für pie bemfelben 
cedirte Forderung nicht erhalten habe, Replicando gab ver Klaͤger 
zu, daß er nit die volle Baluta von 1123 fl, fondern nur 
950 fl. dem C zugezählt habe, und trug zum Beweis der Zuzählung 
des legteren Betrages dem Beklagten ven referiblen Hanpteid auf. — 
In erfter Inſtanz wurde der Kläger mit dem Betrage von 173 fi. 
anbebingt abgeiwiefen und der Betrag von 950 fl. unter der Bedingung 
bes Beweiſes durch ben Haupteid demſelben zuerfannt. — Das O. L. G. 
bat dem Klagbegehren vollſtändig und unbedingt ſtattgegeben. 
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Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz. Gründe: Der Bellagte mußte beim Anlanfe des Hanjes X 
aus dem Grundbuche die Haftung der Forderung von 1123 fl. erfehen 
und vermöge 8. 443 a. 56. ©. B. auch wiffen, daß er mit vem Haufe 
auch die fahlihe Haftung übernimmt. Im Kaufvertrage mit C hat 
ber Beklagte blos gegen biefen das Recht erworben, zu forbern, daß 
C die (ihm verſprochene) Löſchung der befagten Sagpoft bewirfe; er iſt 
aber nicht zu Einwendungen gegen bie perjönlidhen Rechte legitimirt, 
welche der Kläger gegen C erworben hat und nur der Letztere beftreiten 
fann, allein nicht beftritten hat. Der Bellagte kann daher das Pfand⸗ 
recht des Klägerd an dem Haufe X für die von C übernommene 
und nicht angefochtene Pflicht ber Haftung für die Richtigleit der 
vollen von C dem Kläger cebirten Forderung weder ganz nod zum 
Theile ableugnen, umfoweniger, als e8 dem Cedenten C, felbft wenn 
er nicht den vollen Betrag von 1123 fl. als Eeffionsvaluta erhielt, 
freiſtand, fich gegen den Ceffionar ansprüdlid zur Haftung für bie 
Nichtigkeit und den Kingang der ganzen Forderung verpflichten und 
ihm für die volle Haftung eine Hypothek zu beftellen. Eine Unrevlichkeit 
bed Kläger wurde übrigens beflagterfeit8 nicht eingewenbet und trat 
in der Proceßverhandlung nicht hervor. Dit aber der Beklagte von C 
bintergangen worden, fo kann bies nicht dem Kläger zum Nachtheile 
gereichen. 
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Nr. 2994. 


Unabhängigkeit des Beginnes der Verjährung von der Kenntniß 
des Berechtigten. 


ui. ». 12, Febrnuar 1868, Nr. 832 (Beſt. des das Hrtb, des 8. ©. 
⸗ gen vd. 80. Inni 1867, Nr. 2807, obänd. Urth. bed D. 2. & 
ränn v. 2, Det, 1867, Nr. 10046). &. 5. 1888, ©. 218, 

Gegen die im Jahre 1866 angeitellie Klage bed A wegen 
Zahlung einer feit dem Jahre 1829 fälligen Yorberung wurde vom 
Beklagten B 1. unter Anbietung des Zeugenbeweiſes bie Zahlung, 
2. die Verjährung nach 8. 1479 0.5. ©. 8. eingewenbet. — Die erfie 
Suftanz erfannte auf den ad 1. angetragenen Zeugenbeweis. — Das 
D. 2. ©. wies den Klaͤger wegen ber eingetretenen Berjährung ab 
und bemerkte in ven Motiven: Das Anbringen bes SMägers, daß bie 
verftorbene M, von der berfelbe die Forderung ererbt bat, zeitlebens 
von dem Beſtande der Forderung feine Kenntniß hatte, dadurch ber 
Anfang der Verjährung binausgejhoben, mithin bie Verjährung zur 
Beit ver Klage noch nicht vollendet war, ift ohne Belang, weil ber M 
die Ausübung res Rechtes objectiv möglich war, nach 8. 1478 a. b. 
G. B. nur diefe und nit die fubjective Möglichkeit der Rechts⸗ 
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ausübung in Betracht kommt, folglich die Unmöglichkeit der Geltend⸗ 
mahnng, ſoweit fie nur in der Perſon der M lag, den Anfang ber 
Berjährung nicht hinderte. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtheil 
aus deſſen Gründen und in Erwägung, daß die Unfenntniß eines 
Rechtsanſpruches im 8. 1494 a. b. ©. B. nicht als eine Urfache der 
Hemmung der Berjährung angefehen wird, insbefondere dann nicht, 
wenn der breißigjährige Nichtgebrauch des Rechtes eingewendet ift, 
da nad $. 1479 ebenbort durch breißigjährige Nichtausübung alle 
Rechte gegen Dritte ſchon an und für fich erlöfchen. 


Nr. 2995. 
Berfahren in Ausziehſtreitſachen. Friſt zur Appellation bei 
Klagen wegen abgelaufener Beſtandzeit. 


Entſch. v. 12. Februar 1868, Mr. 1178 (Aufheb. des Decr. ded O. 2. ©, 
i Brünn K\ 31. Dec. 1867, Nr. vr 9. 1868, Nr. bie “6 
In den Proceſſe ded A gegen B peto. Räumung und Zurückgabe 
ber vom Beklagten gemietheten Wohnung wurde auf den in der Replik 
geftellten Antrag des Klägers mit Zufliinmung des Gegners für die 
Fortjegung des Kechtsftreites das im Patent vom 16. November 1858, 
R. ©. Bl. Nr. 213 (Verfahren in Streitigkeiten aus Beftandverträgen), 
uormirte Berfahren zu Grunde gelegt und vom O. L. ©. die nad 
Berftreihung ber breitägigen Frift (8. 15, lit. d des citirten Patentes) 
angebradte Appellationsanmeldung und Beſchwerde des A gegen das 
erftgerichtliche Urtheil als verjpätet abgewiefen. 

Der oberfte Gerichtöhof verorbnete dem O. 2. ©. die meritortiche 
Entfheivung. Gründe: A, als Beitanpgeber, hat deu Beſtand⸗ 
nehmer B auf Räumung und Uebergabe der Wohnung wegen abge: 
laufener Beftanvzeit belangt. Es liegt aljo feiner von den Fällen vor, 
wofür der 8. 15 des citirten Patentes die im fummarifchen Proceß 
allgemein geltende achttägige Friſt zur Appellationsanmeldung und 
Beihwerde auf drei Tage herabſetzt. Die vor Ablauf des achten 
Tages a dato der Urtheildzuftellung überreichte Befchwerbe des A war 
fomit rechtzeitig angebracht. 
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Nr. 2996. 
Außerordentlihe Revifion im mündlichen Berfahren: Unter⸗ 
Schrift ded Advocaten. 


Entf 110. v. 12. Februar 1868, Nr. 1874 (Beit. des bad Derr. des B. ©. 
Hainburg » 7. Nov. 1867, Nr. 2699, abänd. Derr. bed DO. 2. 6. Wien 
14. Jänner 1868, Nr. 624), G. 3. 1868, Nr, 28, 


de a. o. Revifionsbeihwerde gegen gleichförmige Urtheile, 
welche der fahfällige Streittheil fchriftlicy bei dem Proceßgerichte ohne 
Unterzeihnung eines Rechtsfreundes (devem es am Gerichtsſitz nicht 
gab) überreichte, wurbe in erfter Inftanz ohne Weiteres, vom O. L. ©. 
mit dem Bedeuten zurüdgewiejen, dieſelbe entweder mündlich anzu⸗ 
bringen oder fhriftlih mit der Fertigung eines Advocaten verfehen 
zu reprobuciren. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den Erlaß der zweiten Inſtanz 
aus folgenden Gründen: Wenn auch in der Yuftizminifteralverornung 
vom 5. Yuli 1859, R. ©. BI. Nr. 122, die Einbringung ſchriftlicher 
Eingaben in den zum mündlichen Streitverfahren beftimmten Fällen 
ohne Unterjhrift eines Advocaten an folden Orten, an welchen ent- 
weder fein oder nur ein bereditigter Advocat befteht, zulälfig erklärt 
ift, jo bleibt e8 doch den Gerichten im Sinne des Hofer. v. 16. Fe⸗ 
bruar 1792, 3. ©. ©. Nr. 253, vorbehalten, wenn, wie bier, mit 
Grund anzunehmen if, Daß eine Eingabe von einem Wintelfchreiber 
verfaßt fei, die Partei anzumeifen, ihre Angelegenheit mündlid zu 
Protofoll zu bringen oder die Schrift mit der Fertigung eines be- 
rehtigten Hechtsfreundes zu überreichen, was im vorliegenden falle 
umfomehr angezeigt erfchıen, als es fih um bie Ergreifung eines 
außerorbentlihen Rechtömitteld handelt, welche nad dem Hofder. vom 
15. Sebruar 1833, 3. ©. S. Nr. 2593, eine Ahndung zur Folge 
haben ann, worüber der Partei vom Gerichte oder vom befngten 
Rechtsfreunde die geeignete Belehrung zu ertheilen ift. 


Nr. 2997. 
Erecution auf ein im Grundbuch nicht eingetragened Grunbftüd. 


18, Februar 1868, Re. a Bet, der gleichförmigen Det “ 
ev ianikien v2. zul 1667 „ 100 ; a: 26. 


Das Gine des A um ect — —— des 
angeblich ſeinem Schuldner gehörigen, im Grundbuche nicht eingetra⸗ 
genen Grundſtückes X wurde in erſter Inſtanz abgewieſen, weil 
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1. nicht feftgeftellt wurde, daß das Grunpftüd feinen Tabularlörper 
bilvet, und 2. ver Beweis fehlt, daß ber Schulpner dasſelbe wirklich 
beſitzt. — Aus dem ad 1 angeführten Grund hat das DO. 8. ©. ven 
erfigerichtlichen Beſcheid beftätigt, indem das mit dem Pfändungsgefuche 
vorgelegte Zeugnig bes Gemeindeamtes vom Örundbuchsgerichte nicht 
verificirt ift und daher den Beweis des Nichteingetragenfeins der 
Liegenfhaft im Grundbuche nicht liefert. 

Der a. o. Reviſionsrecurs des A, worin er fih auf die in 
einem anderen Falle getroffene principiell entgegengefegte Entſcheidung 
ber britten Inſtanz vom 5. März 1867, Nr. 1402 (Sammlung 
Nr. 2751) berief, wurde vom oberften Gerichtshofe verworfen, weil 
damit die Erecution auf ein unbewegliches Gut nach Art der Execution 
auf beweglihde Sachen geführt werben Tann, dargethan fein müßte, 
daß die Nealität feinen Gegenftand des Grundbuches bildet, was 
aber in bem Executionsgeſuche des A nicht dargethan wurde. 


Nr. 2998. 
Errotulirung während des Keftitutiondproceffes. 


Eutſch. v. 18. Februar 1868, Nr. 1566 (Veit, des Decr. des 2. G. Linz v. 
5, Der, Nr. 10548, Abänd, des Deer. des O. L. G. Wien vom 
80. Der. 1867, Nr. 24085). ©. 3. 1868, Nr. 86. ©. $. 1869, ©. 27. 

Während des Weftitutionsproceffes, welden der in feinem 
Rechtsſtreite gegen B fachfällig gewordene A eingeleitet hatte, begehrte B 
bie Exrotulirung der Acten des erften Proceſſes, weil er felbe zur 
Bertheidigung im Reftitutionsftreite benöthigte. — Die erfte Inſtanz 
orbnete eine Tagſatzung zur Errotulirung an. — Auf den Recurs 
des A, welcher geltend machte, daß er im Reftitutionsproceß auf bie 
noch bei Gericht befindlihen Acten des Hauptprocefjes fi berufen 
babe, wo B fie einfehen könne, und er fonft Gefahr laufe, daß er 
jpäter die Acten, worauf er ſich berufen, nicht mehr zufammenbringe, 
hat das O. L. ©. das Errotulirungsgefuh für dermalen abgewiefen, 
weil zur Zeit der Anbringung desjelben der Reftitutionsproceß bereits 
im Zuge und daher die Errotulirung der fraglichen Proceßacten wegen 
Zuſammenhanges derzeit nicht zu bewilligen war, 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der erften 
Inftanz, weil der Umftand, daß Acten eined beenveten Rechtsſtreites 
zu einem anderen nöthig find, vie Zurückhaltung berfelben und die 
Entziehung des anderweitigen Gebraudes verfelben nicht zu recht- 
fertigen vermag, aud der Gegner nicht angehalten werden Tann, 
diefelben bei Bericht einzufehen, um darnach feine Schrift zu verfaflen. 
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Nr. 2999. 
Zeugenbemeid: That⸗ oder Rechtöbehauptung? 


gatii. v. 19. Februar 1868, Nr, 1897 Beil des das Urtheil des B. ©, 
Kralan v. 31. Dec. 1866, Nr, 17652, abänd. Urth. des O. 8, ©. Kralau 
v. 29, Anguft 1867, Nr. 10440), 6. 5. 1868, ©. 296, 

Auf Grund des von A an eigene Ordre auögeftellten Wechfels 
wurbe ber Ücceptant dem Indoſſatar zur Zahlung condemnirt und 
dem Letzteren gegen ben Verurtheilten die Mobilienpfänbung bewilligt, 
bei deren Vornahme die B, Battiu des Acceptanten, dem Erecutions: 
führer erllärte, „daß fie ſich verpflichtete”, entweder ihm ober dem 
(Wechfelausfteller) A die Forderung zu zahlen. In Folge deſſen über- 
nahm A wieber den Wechjel von dem Indoſſatar und belangte die B 
auf Zahlung unter Anbietung des Zeugenbeweifes für ihre Erklärung. 
— Diefer Beweis wurde vom O. 2. ©. zugelaffen und der oberfte 
Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten Inſtanz aus den nach⸗ 
ſtehenden, die Ausführung ber Reviſionsbeſchwerde der B widerlegenden 
Gründen. Die Bellagte beftreitet die Zulaffung des Zeugenbeweiſes, 
weil das Wort „verpflichten“ nicht einen Gefhihtsnmftand, fondern 
einen Rechtsbegriff bezeichne, gegen fie feinen Nechtstitel begründe und 
der Kläger an ihrer angeblihen Erklärung nicht unmittelbar betheiligt 
gemwefen jei, weshalb dieſelbe für ihn als dritte Perfon keine Wirkung 
haben könne. Allein alle diefe Einwendungen find unerbeblih: Die 
Uebernahme der Schuld zur Zahlung konnte durch eimen anderen 
Ausdruck als „fih verpflichten“ nicht erflärt werben und es iſt darin 
allerdings ein Gefhichtsumftaud, nämlich die Uebernahme der Zahlung 
nad $. 1344 a. b. ©. 8. enthalten; den Titel der Forderung gegen 
die B aber fpricht der eben citirte Paragraph aus, und nachdem der 
Wechſel dem Kläger A wieder zurüdindoffirt worden ift, erſcheint 
derjelbe nicht als dritte Perſon, fonvern als unmittelbar betheiligt bei 
dem Wechfelgeichäfte des Acceptanten, in welches vie Bellagte durch 
ihre Erklärung eingetreten wäre. 





Nr. 3000. 
Pfändung von im Beſitz eines Dritten befindlichen Suchen: 
Aufhebung derjelben ungeachtet des unterbliebenen Necurfes 
gegen den Pfändungsbeicheid. 
Eutſch. v. 19. Februar 1868, Nr. 1507 (Abänd, der 


gleisfärmigen Der. 
bed &. G. Brünn v. 16. Anguft 1867, Nr. 12897 und des D. L. G. Brünn 
v. 27. Nov. 1867, Nr. 18448), G. 3. 1868, Nr. 87, 


Auf das Einfchreiten der Firma A gegen ihren Schuloner C 
wurde im Yahre 1867 vie executive Pfänvpung und Schägung ber in 
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der Spobiumfabrif des B befinvlichen, angeblih dem Executen C 
gehörigen Yabrilseinrichtung, jedoch nur unter Intervention des Ere- 
quenten bewilligt, ſodann unter der Intervention des Erequenten und 
des Erecuten trog des Proteſtes bes B vollzogen und dem B ein 
Rubrum des Pjändungsbewilligungsbefcheides zugeftellt. Nun erhob B 
bei der erften Inſtanz unter Berufung auf das Hofver. vom 29. Mai 
1845, 3. ©. ©. Nr. 889, Beſchwerde gegen ven Vollzug der Pfändung, 
da ber Amtsdiener bei dem obwaltenden Zweifel über ven Befig gegen 
bie Vorſchrift dieſes Hofdecretes ohne weitere gerichtliche Inſtruction 
bie Pfändung vollzogen babe. Auch legte er einen Brief des Exrecuten 
vor, in welchem dieſer ihm die Spodiumerzeugungs⸗Compagnie filr 
den 1. April 1866 kündigte, ſich aber die Geltendmachung feiner 
Geſellſchaftsanſprüche vorbehielt, und bat um Aufhebung der Pfändung 
und Verweiſung der Erequenten auf ben Rechtsweg. — B wurde von 
beiven Untergerichten abgewiefen. Gründe ber zweiten Inftanz: 
Das Geriht erfter Inſtanz hat der Firma A die Pfändung bewilligt 
und B ven ihm zugeftellten Bewilligungsbeſcheid unangefochten ge= 
laffen, indem er dagegen feinen Recurs, ſondern lediglich gegen ben 
Pfändungsact eine Vorftellung überreichte, die mit dem jeßt ange- 
fochtenen Beſcheide von der erften Inftanz abgewiefen wurde. Es ift 
demnach der Pfändungsbewilligungsbeſcheid in Rechtskraft erwachſen. 
Wenn aber B nichts Dagegen einzuwenden hatte, daß dem Gläubiger 
des C die Pfändung der obgleich in feiner, des B, Spobiumfabrit 
befinplihen Werkzeuge bewilligt wurde, fo kann er ſich auch gegen 
den in Gemäßheit dieſes Beſcheides vollgogenen Pfändungsact nicht 
befhweren, fondern es muß ihm überlaffen werben, feine beim 
Pfändungsvollguge angemeldeten Eigenthbumsanfprüce mittelft ver 
Erſeindirungsklage zu verfolgen. 

Dem hiegegen angebrachten Reviſionsrecurſe bat der oberfte 
Gerichtshof flattgegeben und den angefochtenen Erecutionsact als 
ungiltig aufgehoben. Gründe: In Erwägung, daß die Rechtskraft 
bes Pfändungsbewilligungsbefcheides den Beſchwerdeführer nicht hindern 
kann, gegen die Pfändung von Gegenſtänden, die ſich in feinem Befige 
befinden, Beſchwerde zu führen, da ihm überhaupt nicht zuftand, 
gegen den wider C erfloffenen Erecutionsbefheid zu recurriren; daß 
der vom Beichwerbeführer gegen den Pfändungsact eingebradhte 
Proteſt, nah Hofber. vom 29. Mat 1845, 9. ©. ©. Nr. 889, 
nicht als unzuläffig erfheint, da derfelbe ven Zwed hat, eine den 
Umftänden entfprechende Belehrung des Amtsbienerd, oder die 
Prüfung des Erecutionsactes zu erwirken; daß nach dem Wortlante 
und Sinne des obigen Hofdecretes bei beweglichen Sachen, bie fid 
nicht im Beſitze des Executen befinden, die Execution nur dann 
vorgenommen werben Tann, wenn Iener, in deſſen Befig fie fich 
befinden, fi nicht wibderfegt, da im Abſatz 4 dieſes Geſetzes direct 
angeorbnet ift, daß im Falle der Weigerung vesjenigen, in beffen 
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Defig fih die Effecten befinden, bie Erecution zuzulafien, dieſem bie 
Pfändungsbewilligung zwar zuzuftellen ift, der Erequent jedoch als 
Kläger auftreten muß; daß fi die in der Spodiumfabrik des Be- 
ſchwerdeführers gepfändeten Gegenftänve offenbar im Beſitze des Be⸗ 
ſchwerdeführers befanden, da der Exequent ſelbſt die Spodiumfabrik 
als die des Beſchwerdeführers bezeichnet; daß die einfache Angabe des 
Erecuten, diefe Gegenftänve feien fein Eigentum, nicht genügt, den 
Beſitz des Beſchwerdeführers zu entlräften und daß auch aus dem 
Nebenumftande, daß nad dem vorgelegten Briefe das Compagnie- 
geihäft bereits im April 1866 aufgelöft wurbe, weit mehr Gründe 
für ven Beſitz des Beſchwerdeführers als des Executen ſich ergeben, 
fomit nit dem Erſteren, fondern dem Letzteren zufteht, die Rechts» 
anſprüche nad Weifung des Abfages 4 obigen Hofvecretes geltend zu 
machen, erfdheint der vorgenommene Pfändungsact dem Gefeße nicht 
entiprehend und muß daher aufgehoben werden. 


Nr. 3001. 


Beifegung ded Handzeichens für den des Schreibens Unkundigen 
mit deffen Zuftimmung durch einen Dritten. 


Entid. ». 20. Februar 1868, Nr. * F der gleichförmigen des 
Prag Dr Mai 1867, Ar. 1 Fe! in 1838 u u an, er 
4, Dct. 1867, Sir. —2 — s 51 

In em nad den Regeln des ordentlichen Beier gejührten 
Proceß des A gegen feinen Schuldner und gegen die Bald Bürge 
und Selbftzahlerin peto. 1743 fl. wurde die Letztere von beiben 
Untergerichten freigefprocdden, weil auf bie betreffende Urkunde das 
Kreugzeichen nit von der Hand der des Schreibens unkundigen B 
gefegt worden war und ber vom Kläger mittelft Delation des 
Haupteides an die B angebotene Beweis, dag das Handzeichen von 
einem Dritten mit ihrer Zuftimmung für fie beigejegt worben fei, 
der Borichrift des 8. 886 a. 6. ©. B. gegenüber als irrelevant 
angejehen wurde. 

Die vom Kläger ergriffene a. o. Revifionsbeichwerbe, worin 
berjelbe auf den 8. 37 des Gefeges über den jummarifhen Civil- 
proceß ſich berief, wurde vom oberften Gerichtshofe in der Erwägung 
verworfen, daß aus ber kategoriſchen Beſtimmung des $. 886 a, b. 
©. B. die Beweißlofigkeit der ohne Beobachtung dieſer Vorſchrift 
errichteten Urkunde gegen ben bed Schreibens unkundigen ober 
unfähigen Ausfteler mit Nothweudigkeit ſich ergibt. 
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Nr. 3002. 
Eubjectiver Umfang der Servitut des Wohnungsrechtes. 


Entſch. v. 20. Februar 1868, ger. 1425 (Bent. des das 0. A: ſ * 
Jaromör 8 u Oct. 1866 510, ⸗ ibünd. — ed 
27. Anguft 1867, Mi 

B * dem A und ber * King nacmaligen * desſelben 
und ihren Erben in ſeinem Hauſe beſtimmte Localien zur unentgelt⸗ 
lichen Wohnung und lebenslänglichem Gebrauch und Genuß ein- 
geräumt. Nah dem Tode feiner kinderloſen Frau verließ A bie 
Wohnung, heiratete nad einigen Jahren wieder, befam Kinder und 
nahm fodann mit Klage gegen B die frühere Wohnung in Anfprud 
zu bem jeinem Stande, Gewerbe und bermaligen Hausweien, wozu 
jeine zweite Fran und Kinder gehören, angemeffenen lebenslänglihen 
Gebrauch. — Die erfte Inftanz wies den Kläger ab, weil die Serpitut 
nur ber erften Gattin desfelben und ihren Rahlommen zugeftanden 
wurde, nad) $. 484 a. b. ©. B. Servituten nicht erweitert und im 
Zweifel ein unentgeltlicher Vertrag nad $. 915 ebenvort in der dem 
Berpflichteten weniger beſchwerlichen Weife ausgelegt werben joll. 

In Erwägung, daß im Bertrage das Wohnungsreht dem A 
und feiner erften Yrau für Beide und ihre Erben ohne Beſchränkung 
desſelben auf ihre ehelihe Verbindung eingeräumt und die Beltim- 
mung, daß im Falle des Todes des einen Ehetheiles das Wohnungs- 
recht des anderen Theiles aufhören fol, nicht getroffen wurde, mithin 
das Wohnungsreht jedem biefer Ehegatten auf die Dauer feines 
Lebens eingeräumt war; daß die angebliche Abficht des Beklagten, durch 
diefe Einräumung nur "bie ebelihe Verbindung ber beiden Brautleute 
begünftigen zu wollen — fo daß nah dem Tode des Kinen das 
Wohnungsrecht für ven Anderen wegfallen follte — aus dem Bertrage 
nit erhellt und, wäre fie auch vorhanden gewefen, ohne ausdrücklich 
zur Devingung gemadt zu fein, nah 8. 901 a. b. ©. B. auf das 
Recht feinen Einfluß haben kann und, felbft wenn die Einräumung 
des Wohnungsrechtes als ein unentgeltliher Act des Beklagten ange: 
jeben wird, nad 8. 711 a. b. ©. 3. nicht bindend wäre; daß das 
eingeräumte Wohnungsreht, als untheilbar ($. 485 a. b. G. B.), 
in feinem ganzen vertragsmäßigen Umfange vem A auch nad dem 
Tode feiner erften Frau zufteht und er dasſelbe nad den 88. 505 
und 521 a. b. ©. B., feinem Berürfnig entfprehend und feinem 
Stande, Gewerbe und Hausweien angemeffen, ausüben darf, zum 
Hausweſen aber auch feine zweite Frau und feine Kinder zweiter Ehe 
gehören und doch unmöglich verlangt werden fann, dag er die Woh⸗ 
nung für fih allein mit Ausfchluß feiner Familie benuge — but ver 
oberite Gerichtshof tem Klagbegehren jtattgegeben. 
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Nr. 3003. 
Nothwendigkeit der Zuftimmung der Vormundſchaftsbehörde zu 
Aenderungen in der Adminiftration ded Mündelvermögens. 
€ 20, ar 1 Nr. Beit. des das Decr. des B. ©. 
—528— in en v. —* Jüuner —3 9, abünd. Deer. E: 
O. L. G. Wien v. 28, Jänner 1868, Nr. 1876), Gerintädnte 1868, Nr. 9, 

Der Bormund des A beabfichtigte Die bisher von der Mutter des 
Pupillen geführte Adminiftration des dem Xegteren gehörigen Haufes 
felbft zu übernehmen und anf fein zu diefem Zwecke überreichtes Geſuch 
verftändigte das B. ©. Alfergrund, in deſſen Bezirk das Haus liegt, 
die Mutter des Mundels und die Mlieihparteien, daß vom 1. Te: 
bruar 1868 an der Bormund die Hausverwaltung beforge und daß 
die am befagten Tage fälligen Mietbzinfe nur zu feinen Händen giltig 
gezahlt werden Tönnen. 

Auf den Recurs der bisherigen Hausvermalterin wurde das 
Geſuch des Bormundes vom O. L. ©. abgewieſen und dieſe Ber- 
ordnung vom oberſten Gerichtshof beſtätigt, weil nach Inhalt des 
angebrachten Geſuches mit demſelben eine Aenderung in der Admini⸗ 
ſtration des dem minderjährigen A gehörigen Haufes bezwedt wird, 
bei veren Durchführung die (vom Gefuchfteller bei Seite gelafiene) 
zue Beurtbeilung der Zuläſſigkeit berufene Vormundſchaftsbehörde nicht 
zu nmgeben ift. 


Nr. 3004. 


Anfechtung der vom erftgenannten Streitgenofjen ſtillſchweigend 
auerfannten Competenz durch andere Genoffen. 


Eee Pa Be BES EO IEE S ac 


Gegen die von A * B und die ——8 angeſtellte 
Klage peto. Zahlung von 159.868 fl. wurde von ber Letzteren die 
exceptio declinatoria fori aus dem Grunde erhoben, weil der erſt⸗ 
genannte Bellagte B nicht im Sprengel des angerufenen Gerichtes 
Klagenfurt feinen Wohnſitz habe. Der Kläger verwahrte fi gegen bie 
Legitimation der Süpbahugefellichaft zu diefer vom Krftgenannten nicht 
vorgebrahten Einwenbung; ben Beweis bafür, daß B in Klagenfurt 
bomicilirt fei, mißlang ihm. — Das O. L. ©. hat der in erfter Inſtanz 
abgewiefenen Einwendung der Incompetenz flattgegeben, weil ber 
8.41 I.R., wonach Klagen wider Streitgenoffen bei dem Gerichts⸗ 
ftande des Erftbeflagten anzubringen find, eine Ausnahme von der 
allgemeinen Regel ftatiirt, daß Jeder nur bei feinem ordentlichen 
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Richter belangt werden kann, weshalb biefer Paragraph mittelft aus⸗ 
dehnender Interpretation auf den all, wo der Erftbellagte das un⸗ 
zuftändige Gericht ſtillſchweigend durch Unterlaflung der exoeptio fori 
(88. 2 und 48 9. N.) prorogirt, nicht angewendet und dem Mit⸗ 
beflagten die Einwendung, daß der Erfigenannte dem angerufenen Ge⸗ 
richte nicht unterftehe, nicht entzogen werben barf; weil vielmehr 
nad bem Hofbecrete vom 4. September 1801, 3. ©. ©. Nr. 535, 
angenommen werben muß, daß bier der Erfibeflagte B mit ber In⸗ 
competenzeinrebe der Mitbeflagten einverftanden ift, zumal das citirte 
Hofdecret ganz allgemein Iautet, im mündlichen Proceß Die exceptio 
fori mit den meritorifhen Einwendungen zugleich angebracht werben 
barf und bie vom nachgenannten Streitgenoffen allein erhobenen Ein- 
wenbungen auch für den Erfigenannten gelten, wenn er auch auf bie 
Klage Rebe und Antwort nicht gegeben hat. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der erften 
Inſtanz. Gründe: Nah dem Grundſatz des 8. 41 J. N., daß 
mehrere gemeinjchaftliche Bellagte dasjenige Gericht als zuſtändig an⸗ 
zuertennen haben, welchem der Erftgenannte unterfteht, kann nur dieſem 
bie Einwenbung, daß der Bellagte fir feine Perfon dem angerufenen 
Gerichte nicht unterftehe, zulommen, Im vorliegenden Falle hat der 
Erfigenannte B diefe Einwendung nicht vorgebradht; e8 muß daher 
nad den 88. 2 und 48 3. N. angenommen werben, baß er das an⸗ 
gerufene Geriht in Klagenfurt als das zuſtändige anerkennt, und es 
kann nad dem für die Streitgenofjen hinſichtlich ber Gerichtszuftän- 
bigfeit geltenden Örundjage das Recht, vom Kläger noch den Beweis 
der vom Erſtgenannten ſchon anerkannten Competenz des Gerichtes zu 
fordern, der mitbellagten Geſellſchaft nicht eingeräumt werben. Die 
Hofdecrete vom 4. September 1801, J. ©. ©. Nr. 535, und vom 
5. März 1847, J. G. ©. Nr. 1042, haben hier feine Anwendung ; 
nicht das erftere, weil darin offenbar nur der meritorifchen Einwen⸗ 
dungen gedacht ift, hier aber auf die Klage nicht Rede und Antwort 
gegeben wurbe, und ebenfowenig das lettere, weil bei der vom Erſt⸗ 
genannten ftillihweigend anerlannten Gerihtszuftändigfeit ein für ihn 
gemeinſchaftliches Intereſſe an der von der Mitbeflagten eingewendeten 
Incompetenz nit angenommen werben kann. 


Nr. 3005. 
Eigenthum an einer au porteur lautenden Lebensver- 
ficherungspolice. Ä 
Eutſch. v. 3. März 1868, Nr. 641 (Beft. der sieitpfürmigen Deer. des 8. ©, 
Hernald v. 12, Mai 1867, Nr. 5762, und de O. L. ©. Wien v. 6, Nop. 
1867, Nr. 13849). ©. 9. 1868, &. 230, 


Die A, Braut des verftorbenen M, belangte deſſen Erben B 
wegen Anerkennung ihres Eigenthume® an einer für die M'ſche Ver⸗ 
Blafer, Unger u. Walther Entid. VI. 90 
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laſſenſchaft bei Gericht deponirten Lebensverfiherungspolice, die auf 
den Tod des M audgeftellt ift und auf den Ueberbringer lautet. Die 
Police war von M vor feinem Abgang in das Spital dem C zur 
Aufbewahrung übergeben und von biefem dem Commiffär der Auf- 
nahme bes Berlaffenihaftsinventard ausgehändigt worben, welder fie 
Bei Gericht erlegte. Der von B beftrittene Anfpruch ber Klaͤgerin wurde 
darauf gegründet, 1. daß fie ben Verfiherungsvertrag gefchloffen 
habe; 2. daß die Police im Auftrage des M ihr zugeftellt worben ſei; 
3. dag M ihr gefagt habe: es fei ver Vertrag deshalb gefchlofien worden, 
damit im Yal feines Todes feine Braut, reſp. Frau etwas zu leben 
babe, da er mit feinen Geſchwiſtern nicht gut ftehe; 4. daß M ihr 
auch erffärt habe, die Verficherung geſchehe, damit das Capital feiner- 
feit8 ihr zufalle; 5. daß fie feldft jedesmal die Prämien bezahlt habe, 
bi8 auf das legtemal, wo M die Prämie bezahlte und. fie ihm zu 
biefem Behufe die Police aushändigte; 6. (replicando) daß M, als 
fle, bereit8 im Beſitze der Police, Beforgniß wegen der feinerzeitigen 
Geltendmachung ihres Eigenthums äußerte, fie mit den Worten be: 
ruhigt habe: die Police gehöre in jedem Kalle ihr und Niemand folle 
ihrem Eigenthum etwas anhaben fönnen. — Beide Untergerichte erfannten 
gegen das Klagbegehren wegen bes nicht erbrachten Eigenthums⸗ 
beweifes der lägerin. Denn ihre Anführung ad 1 (daß fie das Leben 
bes M verfihern ließ) ift durch den Inhalt der Police und durch die 
Ausfage des Agenten der Affecuranzgefellihaft widerlegt, laut welcher 
der Vertrag mit M abgefchloffen wurbe; hienach war M ber urfprüng- 
liche Eigenthümer und hätte die Klägerin bewerjen müſſen, von ihm bie 
Police auf rechtlihe Art überlommen zu haben ($. 423 a. b. ©. B.). 
Ohne Beweis des Titels für die Erwerbung biefes verivativen Eigen: 
thums ift der Umſtand ad 2, daß die Police ihr zugeftellt wurde, 
völlig gleihgiltig, weil diefe Zuftellung an fich feine Tradition, ſon⸗ 
bern höchſtens eine Hinterlegung beweilt. Das ad 3 und 4 angeführte 
Motiv der Verfiherung ift aus dem nämlichen Grunde belanglos und 
noch insbefondere nah ven 88. 572 und 901 a. b. ©. B. nit maß: 
gebend. Die Bezahlung ber Prämien durch die Klägerin ad 5 gäbe ihr 
nicht mehr als den Anſpruch auf den Rüderfag und vermag ihr Eigen- 
thum an der Police umfomweniger zu beweifen, ale die erſte und legte 
Prämie von M felbft gezahlt worden ift. Die ad 6 angeführte Erklärung 
des Verftorbenen ift als deſſen Auerfennung ihres Eigeuthums eben nur 
einem wirflihen Eigenthum gegenüber xvechtli denkbar, daher irrele⸗ 
vant; als Schenkung aber (welche vie Klägerin daraus folgern will) — 
abgejehen von der unftatthaften Abänderung bes Titels durch dieſe erft 
in ber Replik vorgebrachte Behauptung — zur Begründung des Eigen⸗ 
thums nicht ausreichend, weil die Klägerin bie Beobachtung der zur 
Giltigfeit einer Schenkung, inter vivos oder mortis cause, erjorderten 
Förmlichleiten nicht bewiefen bat. Da die Police au porteur lautet, 
fo würbe fie fon mit der (erfolgten) Webergabe an M bemfelben 
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abgetreten worben jein, felbft wenn er nicht ſchon früher ver Eigen⸗ 
thümer gewejen wäre, und nebft dem Beſitze bedarf es feines weiteren 
Beweiſes der Abtretung (8. 1393 a. 5. ©. B.). Auch würde jelbft 
im Zweifel nad dem $. 374 a. b. G. B. dem Bellagten ver Vorzug 
gebühren. 

Die a. 0. Reviſi onsbeſchwerde ver A wurde vom oberften Ges 
riht&hofe verworfen. Gründe: Es ift, nad ber Ausſage des Agenten 
ber Berfiherungsanftalt, allerdings ſehr wahrſcheinlich, daß M beim 
Abſchluß des Vertrages die Abfiht hatte, daß die Police, reſp. die 
verfiherte Summe von 1000 fl. feiner Braut und zukünftigen Fran, 
ber Klägerin, zukommen follte. Allein er ließ vie Bolice nicht zu 
ihren Gunften, fondern au porteur außfertigen, weshalb nad ben 
88. 371 und 1393 a. b. G. 8. feine Berlaffenihaft, in deren Befitz 
— beziehungsweife in der Inhabung des Depoſitars C — bei 
befien Tod die Police war, als Eigenthümer verfelben erfcheint; 
wozu noch kommt, daß fi kein Grund benfen läßt, warum M, der 
fih ſchon frank fühlte, die Police, fall8 er noch gemwillt war, fie der 
Klägerin zuzuwenden, nicht ihr, fondern zur Aufbewahrung einem 
Dritten behändigt hat. Aus viefen und den von den Untergerichten 
angeführten Gründen wurde bie Reviſionsbeſchwerde abgemwiejen. 


Nr. 3006. 


Erecution ded Erkenntniſſes auf Ausftellung einer Urkunde: 
Beitellung eines Curators? 


Ne v. 4. März 1868, Mr. 1925 des ve Ze. ‚ie l 

6. Sept. 1 Nr. 4071, abänb. Ser. sed O Se * — 
1867, Nr. 50464), 6. 9. 1868, &1 

In Vollſtreckung jr Urtheils, wodurch Bi dem A zur Aus⸗ 
Rellung einer grundbuchsmäßigen Quittung condemnirt worden war, 
begehrte A die Aufftellung eines Curators für den B zur Ausftel- 
lung der von dem Legteren verweigerten Onittung. — Das in erfter 
Inſtanz bewilligte Gefuh wurde vom O. L. ©. abgewiefen, weil bie 
Beftellung eines Curators nur in den im a. b. G. B., im ber 
a. ©. O. und den Novellen ausdrücklich bezeichneten Yällen zulaſſig iſt; 
unter den in der ©. O. aufgezählten Erecutionsarten die Erecution 
mittelſt Aufftelung eines Kurator nicht vorlömmt; die Ausftellung 
und Unterzeihnung einer Quittung nicht eine Arbeit im Siune bes 
8. 3009 a. G. O. ift, indem die Unterzeihnung einer Urkunde nur 
durch den Verpflichteten oder durch feinen Mandatar, feinedweg® aber 
durch einen vom Gericht beftellten Arbeiter geſchehen, und weil gegen 
Denjenigen, weldher zur Ausfertigung eimer Urkunde verurtheilt wurde, 
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bie Erecution nur nah $. 310 a. G. DO. mittelft Geldſtrafen ſtatt⸗ 
finden kanu. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf den Recurs bes A mit Bes 
zugnahme auf die Motive der zweiten Inſtanz. 


Nr. 3007. 
Erweiterung der Friſt zur Rechtfertigung des Verbotes; 
Nichteinrechnung ber Ferialtage. 
.v. 2060 des d 
ui, 4 a ee 6 Nr. (Bet. ad Der. bed $ G. Wien 


‚06, ebiah. Die, ab 26- Bin v. 21, Jänner 
17 63, 1868 Nr. 50, 


Nr. 3008. 

Berechtiguug des Vermiethers zur fofortigen Aufhebung 
des Miethvertraged im alle der Rüdftändigfeit des Mieth⸗ 
zinſes. 

Eutſch. v. 6. M a **6 des das sea, an 
in Ben — ——— 

— er. 3424), ©. 3. ee Nr er. 

A erlangte mit Klage vom 3. Februar 1868 das Erfenntniß: 
ber Miether B fei jchuldig, binnen drei Tagen bie in feinem, des A, 
Haufe in einer Borflabt Biens gemiethete Wohnung zu räumen, weil 
berfelbe mit einem Theil des am 1. November 1867 fällig gewor- 
denen Diiethzinfes im Rüdftanbe war (8. 1118 a. 6. ©. B.). B wendete 
unter Anberem ein, daß der $. 1118 a. b. ©. B. nur das Recht 
enthalte, einen auf beftimmte längere Zeit gefchloffenen Vertrag vor 
Ablauf derſelben aufzuheben, daß aber der Kläger ihm jebenfalls 
früher kündigen mäfle. — Die erfte Iuflanz wies vie Klage als ver- 
fräbt —* Gründe: Zufolge der für Wien geltenden Berordnung 
des n. ö. O. L. ©. v. 11. October 1865, Nr. 17294 (8. G. U. 
für Nieveröfterreih vom J. 1866, Nr. 11), kann B felbft in dem 
Galle, als A ben beſtehenden Miethvertrag durch eine im November⸗ 
(1867) Termine angebrachte Aufkünbigung aufgehoben hätte, zur gänze 
fihen Räumung der Wohnung erft am 12. Februar 1868 angehalten 
werden, und es iſt eine von den Beflimmungen der Miethorbuung 
abweichende Verabredung zwifhen den Parteien auch nicht behauptet 
worden. Wenn man daher felbft annehmen wollte, daß dem Kläger 
das im 8. 1118 a. b. ©. B. dem Vermiether eingeräumte Recht, 
bie Aufhebung des Miethvertrages zu forbern, zufieht, weil ber Ge⸗ 
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Magte am 1. Februar 1868 nody mit einem Theile des am 1. November 
1867 fälligen Miethzinfes im Nüdftande war, und wenn man unter 
der Aufhebung des Vertrages im 8. 1118 die Räumung bes Mieth- 
objecte® und nicht die Aufhebung des Bertrages durch Künpigung 
(8. 1116), als verftanden annehmen wollte, fo koımte doch das bereits 
erworbene Recht des Geklagten, die Wohnung durch obigen Zeitraum 
bis 12. Februar zu gebrauchen und 'viefelbe in dem durch die Mieth⸗ 
orbnung vorgezeichneten Zeitpunkte, nämlih am 12. Februar 1868, 
erft räumen zu müfjen, dadurch nicht gefchmälert werben. Die ſchon 
am 3. Februar 1868 eingebrachte Klage auf Räumung der gemietheten 
Wohnung ift alſo umfomehr verfrüht, als auch am Tage ber Urtheis- 
ſchöpfung ber in der Miethorbnung vorgezeichnete Zeitpunkt der gänz- 
lichen Raummg — der 12. Februar 1868 — noch nicht eingetreten 
war, — Das O. L. ©. gab dem Klagbegehren ftatt. Gründe: Der 
Geklagte gefteht zu, daß ex vom früheren Miethzinſe nod einen Theil 
ſchuldig war und auch den am 1. Februar 1868 fällig geworvenen 
nicht bezahlt hat. Demnach find alle Erforberniffe des 8. 1118 a. b. 
©. B. vorhanden und Kläger berechtigt, die fofortige Aufhebung des 
Beflanbvertrages zu fordern. Es Tann auch nicht behauptet werden, 
daß der Kläger den Zinsrückſtand vorerft hätte einklagen follen, oder 
baß er das Recht auf Aufhebung des Miethvertrages nur mittelfl 
einer Anflindung geltend machen Tönne, ba die im 8. 1118 a. b. 
G. B. geforderte vorläufige Einmahnung zugegebenermaßen aud) 
wirklich geſchehen ift und Släger zu einer Aufliindung in ben ges 
wöhnlihen Terminen nicht erſt einer befonveren Berechtigung aus 
bem $. 1118 bedarf. B kann fi auch nicht baranf berufen, daß er 
dur die Unterlaffung ver Auflünbung im Novembertermine das Recht 
anf die Benutzung ber Wohnmg bis 12. Februar 1868 erworben 
babe, weil eben der 8. 1118 a. 6. ©. B. dem Beflanbgeber das 
Net einräumt, in dem bafelbft normirten Falle bie frühere Auf- 
hebung des Vertrages, alfo die Aufhebung des Bertrages noch vor 
Ablauf der ausbrüdlich oder ſtillſchweigend bedungenen Zeit, zu fordern. 
— Der Gellagte ergriff die Reviſionsbeſchwerde und probucirte eine 
Beftätigung des Klägers über die am 19. und 20. Februar 1868 er- 
folgte Zahlung des Zinsrüdftandes pro November 1867, wonach ihm 
gewiß das Recht der Benugung bis 12. Februar 1868 zuſtehe. 
Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtheil 
aus deſſen Gründen und dem weiteren, daß aus ber vom Gellagten 
eft im Reviſtonszuge geltend gemachten Zahlung bes ganzen Zinſes 
für die Zeit vom 1. November 1867 bis 1. Februar 1868 eine 
ur Zeit der Klage — 3. Februar 1868 — ober ſelbſt am 12. Fe⸗ 
Fear 1868 fchon für den Gellagten beftehenbe Berechtigung, bie 
Wohnung bis 12. Februar 1868 zu benugen, um fo minder gefolgert 
werben kann, als das Recht des Kläger zur Vertragsaufhebung ſchon 
am 1. Febrnar 1868 eingetreten war; daß bie erft in der Kevifions- 
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beſchwerde beigebrachte Quittung nicht berüdfichtigt werben darf, übri⸗ 
gens nad) berfelben die Zahlung des Rüdftandes von ben am 1. Ne» 
vember 1867 fälligen Zinfe erft am 19. und 20. Februar, fomit lange 
nad) dem 12. desſelben Monates geleiftet worden ift. 


Nr. 3008. 


Zwangsveräußerung von Liegenſchaften: VBorzugsrecht rd 
ftänbiger Perfonalfteuern ? 
Entid. v. 10, 3 1868, Nr. 2150 (Bell. des Derr. des 8. G. 
». 28. Dit. 1867 3 17190, Abänd, I Seen ven. 2 ©. — 
ec. 1867, Nr. 14458). ©. 5. 1868, ©. 208, 

Das Borzugsreät, welches die Finanzprocuratur bei Vertheilung 
bes Erlöſes der erecutiven Verſteigerung einer Liegenfchaft für bie 
beim Executen von ben legten drei Jahren ausſtehende Erwerbs⸗ und 
Eintommenftener in Anfpruh nahm, wurde nom oberfleu Gerichte. 
hofe in der Erwägung abgeiproden, daß das Hfd. vom 16. Sep⸗ 
tember 1825, 9. G. ©. Nr. 2132, bei der im Executionswege außer 
dem Goncurs. vollgogenen Verfteigerung einer Realität das gefegliche 
Pfandrecht vor den Zabulargläubigern nur den breijährigen Räd- 
fländen von jenen landesfürftlihen Steuern einräumt, Die von ber in 
Grecution gezogenen Realität hätten entrichtet werben follen; daß nach 
Abſatz 3 bes citirten Geſetzes auf andere, zwar im allgemeinen Con⸗ 
curs privilegirte, allein mit geſetzlichem Pfandrecht an einem Gute 
nicht verſehene Steuerausſtände bei Vertheilung des Kaufſchillings 
für das außer dem Concurs verſteigerte Gut keine Rückſicht genommen 
werden kann; und daß die Erwerb⸗ und Einkommenſteuer nur Per⸗ 
fonalfteuern find, die nur mit Hüdfiht auf die perſönlichen Verhält⸗ 
niffe und die Beihäftigung des Steuerpfligtigen und richt auf Grund 
feines Eigenthums⸗ oder Befigredhtes an der im Executionswege ver⸗ 
Bauften Liegenſchaft eingehoben werden. welche für berlei erſonliche 
Steuern geſetzlich nicht in Haftung ſteht. 





Nr. 3010. 


Friſt zur Appellation im Falle nachträglicher Zuftellumg der 
Urtheilsgründe. 


Tee 1868, Nr. 2191 (An des Deer. 8 O. ©. 
Entſch. , ER, Sir —A a ae DR 


Sam das im fummarifhen Berfahren geichäpfte, um 22. De- 
cember 1867 ohne Mittheilung der Entfcheidungsgrände dem Gellagten 
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zugeſtellte Urtheil der erſten Inſtanz hatte dieſer am 30. December 
1867 rechtzeitig die Appellationsanmeldung in simplo überreicht umb 
darin den Umftand der nicht erfolgten Zuftellung der Gründe gerägt. 
Mit Beſcheid vom 30. December 1867 wurde demſelben eine Friſt 
von vier Tagen ab intim. zur zweifachen Ueberreihung der am 
3. December, 1867 einfach überreihten Appellationsanmeldung ertheilt 
und wurden ihm gleichzeitig mit dieſem Beſcheide am 4. Jänner 1868 
bie vermißten Entſcheidungsgründe zugeftellt. Hierauf überreichte ber 
Gellagte am 6. Jänner 1868 eine von ber früheren verſchiedene, 
mit der Appellationsbefchwerde verbundene Wppellationsanmelbung, 
welde von dem O. L. ©. als verfpätet zurüdgemwiefen wurde. 

Der oberfte Gerichtshof hob Die obergerihtlihe Zurückweiſung 
auf und verordnete, in zweiter Inftanz in der Hauptfache zu emt- 
jheiden, und zwar in der Erwägung, Daß dem Recurrenten am 
22. December 1867 das ihm abmeifende und zum Gerichtöloften- 
erfage verfällende Urtheil gegen die Vorſchrift des 8. 34 des Geſetzes 
über das fummarifhe Verfahren ‚ohne die Entſcheidungsgründe zu⸗ 
geſtellt wurde, was auch von ihm in der erſten Appellationsanmeldung 
bemerkt worden iſt und worüber ihm erſt nachträglich mit Beſcheid 
vom 30. December 1867 vie Entſcheidungsgründe am 4. Jänner 
1868 augeftellt wurden, daß alſo die vom Recurrenten am 6. Jänner 
1868 in duplo eingebrachte Appellationdanmeltung, obwohl ihm mit 
dem erwähnten Beſcheide vom 30, December 1867 die Yrift von 
vier Tagen ab intim. nur zur zweifachen Ueberreihung der am 30, De- 
cember 1867 einfach eingebrachten Appellationsanmeldung ertheitt 
worden, und die von ihm am 6. Jänner 1868 in duplo überreichte 
Schrift eine von der früheren verſchiedene, auch die Appellations⸗ 
beſchwerde enthaltende Appellationsanmeldung ift, ſchon darum nicht 
als verfpätet zurüdgemiefen werben kann, weil dem Recurrenten bie 
4. Yänner 1868 das Urtheil nicht orbnungsmäßig, nämlich auch wit 
den Entſcheidungsgründen, zugeftellt worden wer. 


Nr. 3011. 
Vertheilnug des Meiſtgebotes für eine Liegenſchaft: Grund⸗ 
buchsſtand als Norm für bie Zuweifung der Klägerrolle bei 
collidirenden Auſprũchen. 


Eutſch. v. 10, Mär Nr. 2394 (Abünd, ber gleich förmigen Deer. 
— 1. Det, A807, OR. 6 Dil 

53" Sinuer 1806, 9 148), 0 6, 1808, 6. 00 

. Bei dem Sapcapitaf des C wurde zu Öunften des B erft das 

vertragsmäßige Superpfandrecht für ‚einen von B dem C. eröffneten 

Erebit, und fpäter das executive Pfandrecht für bie aus der Benntzung 
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des Credits dem B gegen C entftandenen Wechſelforderungen ad locum 
des Creditvertrages intabulirt. Zwiſchen die erfte und zweite Ein- 
tragung fällt die Intabulation des Gläubiger A. Bei der Verhand⸗ 
Img über vie Bertheilung bes Erlöſes aus ber von B für feine 
Wechſelforderungen nachgefuchten Berfteigerung der Satzpoſt des C 
beftritt nun A dem B ben Altersvorzug des Pfanbrechtes und es 
wurbe ber Letztere von beiden Untergerichten angewieſen, ben Alters- 
vorzug feines Pfandrechtes gegen A mittelft Klage Binnen 60 Tagen, 
bei fonftiger Vornahme der Meiftgebotövertheilung ohne Berückfich⸗ 
tigung feiner Anfprüde, auszuführen. 

Bom oberften Gerichtshofe wurde umgelehrt A zur Klagführung 
gegen B angewiefen, weil das executive Pfandrecht bes B für vie 
Wechſelforderungen ad locum des Credits intabulirt ift, daher bie 
Betretung bed Klagweges nicht dem B, beflen Priorität der Grund⸗ 
buchsftand ausweift, fondern dem A zukommt, welder trotzdem ven 
Alterevorzug des Pfandrechtes des B beftreiten zu können glaubt. 


Nr. 3012. 
Deihränfung der. fiveicommifjarifhen Subftitution auf das 
ben Pflichttheil überfteigende Vermögen. 

.». 11. Närz 1868, Nr. 988 des Urth. der Prätur Imoſchi 
a März 106 "bl, Ahdnb, dep rt, Be Or 2,0. San —* 
10. Juli 1867, Nr. 2765). ©. 9. 1868, ©. 291, 

M ſetzte fein einziges Kind N zum Erben ein, ſubſtituirte dem⸗ 
felben für den Fall des Todes ohne Descenventen ven A, und be- 
dachte feine Ehefrau B mit dem Fruchtgenuß bes Vermögens bis zu 
ihrer etwaigen Wiederverehelichung. Die Vormundſchaft des N trat bie 
teftamentarifche Erbſchaft an und Die B erflärte, ben ihr zugebachten 
. Sruchtgenuß anzunehmen. Nachdem mit dem Tode des Vorerben N 
ohne Nachkommen ber Subftitutionsfall eingetreten und barauf die B 
zu zweiter Ehe gefchritten war, wide fie von dem Nacherben A auf 
Anerkennung feines Erbrechtes zur ganzen Verlaſſenſchaft des M und 
auf Herausgabe derſelben belaugt und wenbete dagegen ein, daß das 
Erbrecht des Klägers nur die Hälfte des M’ichen Nachlaſſes umfaſſe 
und daß bie zweite Hälfte ven Pflichttheil des N als Notherbe bes 
Teſtators barftelle, und ihr als gefeglihen Alleinerbin bes N zu- 
‚gefallen fei. — Das Gericht erſter Inſtanz befchräntte, dieſer Eiu⸗ 
‚wendung gemäß, das Slagbegehren auf die Hälfte, wogegen das 
O. L. ©. demfelben vollfländig ftattgab. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erſtgerichtliche Urtheil. 
Gründe: Da nah dem 8. 774 a. b. G. B. jede Belaftung des 
Pflichttheils ungiltig ift und, wenn dem Notherben ein größeres Erb» 
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theil zugedacht wurde, nur auf bie feinen Pflichttheil überfteigenve 
Portion bezogen werben barf, fo bleibt die Subftitution des Klägers 
anf bie Hälfte des M’ichen Vermögens beſchränkt. Der 8. 808 4. b. 
B. ©. fo wenig, ald eine andere Gefegesftelle, enthält ven Aus- 
ſpruch, daß der teſtamentariſch eingefepte Notherbe, wenn er die Erb» 
ſchaft ans dem Teſtamente antritt, für deſſen Erfüllung auch mit dem 
Bflichttheile haftet; er Tann vielmehr nach ber beutlichen Beftimmung 
des 8. 774 die ganze Erbſchaft annehmen und gegen jede Belaſtung 
derfelben, ſoweit fie fich auch auf den Pflichttheil bezöge, fich ver⸗ 
wahren und alle auf eine ſolche Belaſtung gegründeten Anſprüche 
zurückweiſen. Um dieſes Recht geltend zu machen, bedurfte es nicht 
der Ungiltigerklärung oder Umſtoßung des M’fhen Teſtamentes im 
Sinne der 88. 601 und 1487 0.5. ©. B.; es entfällt nur eine 
ſpecielle Verfügung besjelben nad dem klaren Ausfprud bes Geſetzes 
und wird bie Subſtitutionsanordnung des Erblafſers mit den Geſetzen 
über das Notherbenrecht in Einklang gebracht. Der Kläger konnte daher 
auf die im 8. 1487 normirte Verjährung des Rechtes, das Teftament 
des M anzufechten oder ben Pflichttheil zu fordern, ſich nicht berufen, 
da die Vormundſchaft de N die den Pflichttheil überfteigende Erb⸗ 
ſchaft ex testamento rechtsgiltig angetreten hat und bie Beflagte nur 
die Heransgabe der einen Bermögenshälfte verweigert, die von der 
Subſtitution unbelaftet blieb, und ihr, als gefeglihen Alleinerbin des 
N, zugefallen ift 


Nr. 3013. 
Erecntive Feilbietung eines zur Concursmaſſe gehörigen Haufes: 
Auſpruch des Erſtehers auf die vorausbezahlten Miethzinfe? 
Sid. al. 007, Se. it, ablah, Kt, Dep DS. 0. Mic sum 
i 

Sur 10. Ha ARE Wr. 1a), ©. Dee Nr 
A ift der Ürfteher eined der Concursmaſſe B önigen Hauſes. 
Nah 8. 3 der Feilbietungsbedinguiſſe ſollte ber er mit dem 
Erfiehungstage in den Befig und Genuß bes Haufeß treten. Geſtützt 
auf dieſen Paragraph klagte A bie Concursmaſſe anf Herausgabe 
bes voraus zahlbaren und daher von ber Concursmaſſe bereits ein- 
obenen. Micthzinfes für die Zeit vom 12. Janner 1866, als bem 
ungsiage, bis zum 1. Februar 1866, ald dem wächften Zint- 
termin. — Die erfie Sun; gab dieſem Begehren unter analoger Au⸗ 
wenbung bes 8. 519 a. b. G. B. ftatt. — Das O. 2. ©. mies 
das SKlagbegehren zurüd aus nachſtehenden Gründen: Es ift unbe 
ſtritten, daß nah 8. 8 der Feilbietungsbedingniſſe ver Käger mit dem 
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12. Janner 1866, als dem Erſtehungstage, in den Beſitz des frag⸗ 
lichen Hauſes einzutreten hatte. Durch dieſe Beſitzeinräumung hat der 
Kläger zwar das Recht erlangt, von dieſem Tage an alle Nutzungen 
des Hauſes, das iſt die Miethzinſe, zu beziehen. Allein dieſes Recht 
kann ſich nach der Vorſchrift des $. 330 a. b. G. B. nicht auf jene 
Früchte des Hauſes beziehen, welche ſchon vor dem Erſtehungs⸗ 
tage fällig waren und welche von der Concursmaſſeverwaltung vor 
dieſem Tage ſchon rechtmäßig bezogen wurden. Die Miethzinſe vom 
12. Jänner bis 1. Februar 1866, um welche es ſich im gegenwärtigen 
Procefie handelt, beſtehen aber nach dem Zugeſtändniſſe des Klägers 
und nad der vom Goncursmaffevertreter gelegten Rechnung in den 
Jacobi- und Michaelizinſen pro 1865 und gehören vaher in bie 
frühere Zeitperiode, welche bis Februar 1866 reiht, woraus folgt, 
daß die Concursmaſſeverwaltung zur Einhebung dieſer Zinſungen 
nad den beftehenden Zinsvorſchriften bereditigt war, und daß daher 
der 8. 519 a. 5. ©. B., nah weldem die Nugungen nah Maß 
der Dauer der Fruchtnießung zu theilen find, bier feine Auwendung 
findet. Die Rechtmäßigkeit des Bezuges der fraglichen Miethzinfe von 
Seite der Concursmaſſeverwaltung kann umfoweniger einem Zweifel 
unterliegen, als es dem Kläger am Erftehungstage bekannt fein mußte, 
baß er bei dem Ablaufe des jrüheren Zinstermines bie zum 1. Februar 
1866 fein Zinserträgniß von dem Haufe zu erwarten habe, und auch 
von dem Kläger felbft nicht behauptet wird, daß in ben Geilbietunge- 
bebingniffen in viefer Beziehung ein Vorbehalt zu Gunften des Er⸗ 
ftebers gemacht wurde. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerihtliche Erlenntniß 
aus folgenden Gründen: Das Nechtöverhältniß zwifchen dem Kläger 
und der gellagten Concursmaſſe ift nicht jenes zwifchen Fruchtnießer 
und Eigenthümer, ſondern zwifden Käufer und Verläufer, unb bien 
der Rechtsfall zu beurtheilen. Letzterer ift zufolge $S. 1061 und 104 
a. b. ©. 8. nur fhuldig, dem Känfer (hier dem Kläger) vie Sadıe 
in eben dem Zuſtande, u welchem fie ſich bei Schliegung des Ver⸗ 
trages befunden hat, der Berabredung gemüß zu übergeben. Run if 
dem Kläger das fragliche Hans am 12. Yänner 1866 verkauft worden, 
Sm diefer Zeit war aber mit demfelben feine anvere Miethnutzung 
verbimden, als die am 1. Februar 1866 fällig werdenden Mieth⸗ 
zinfe, und es konnten daher unter dem im 8, 8 ver Bicitetione- 
bevingnifje dem Käufer mit dem Tage der Erſtehung bes Harſes 
zugefagten Genufle auch feine anderen Miethzinſe zu verfichen fein, 
als diejenigen, auf welche vie Gomcursmafle als Eipentüitarer des 
Hauſes am 12. Jänner. 1866 ſelbſt noch ein Recht hatte, 
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Nr. 3014. 
Grundentziehungsſtreitigkeiten zwiſchen ehemaligen Unterthauen 
und deren Obrigkeit: Unverjährbarkeit der Anſprüche der 

Unterthanen. 


—— 12, Mär, 1868, ut: anoe (Mbkeb. bea Nett. des 2. ©. Sralan 
17. Der. 1806, —a— Urth. des DO. L. $ Kralan vom 
23, Juli 1867, 867, fr. 3, 1869, Pr. 86 

M, Befiger des herrſchaftlichen But zu X, hat im dahre 1823 
eine Ruſticalwirthſchaft bes N an ſich gezogen und theil® weiter ver- 
lieben, theils mit den herrſchaftlichen Gründen vereimt. A, Erbe bes 
N, belangt num ven B, Beſitznachfolger des M, auf Rüdftellung ber 
Grüunde. — Die erfte Iuftanz wies das Begehren zurüd, weil aus ben 
Erhebungen der Aominiftrativbehörbe und aus dem Beſcheide des 
Wadowicer Kreisamtes vom 26. Juni 1857 hervorgeht, daß N ben 
‚Nufticalgrund im Jahre 1823 felbft verlaffen bat, der verlaſſene 
Grund aber fi feit diefer Zeit, fomit durch länger ale 30 Jahre, 
im ungeftörten Befige der Herrichaft und anderer Wufticaliften be⸗ 
findet, wonad das Klagrecht des N nah $. 1478 a. b. ©. 8. 
umfomehr erlojhen ift, als bei ber eigentlihen Berjährung aud) bie 
gegen ben Vorfahren eingetretene Berjährungdzeit in bie Zeit der Ver⸗ 
jährung eingerechnet wird und bie eigentlihe Verjährung felbft ohne 
guten Glauben ſtattfinden kann ($. 1493 a. b. ©. 0) 

Die beiden oberen Inftanzen verurtheilten ben B zur Heraus⸗ 
gabe der mit ben herrſchaftlichen Gründen vereinigten Orunbftüde, 
bie dritte aus folgenden Gründen: „Der vorliegende Streit wurde 
anf der Grundlage audgetragen, daß zur Zeit bes beftandenen Unter- 
thansverhältniffes die in dem Befige des Vaters des Klägers gewelene 
Ruſticalwirthſchaft von der damaligen Grundherrſchaft eingezogen 
wurde. Es bantelt fi daher um einen Streit aus dem beftandenen 
Untertdansverhältnifie zwiſchen dem geweienen Unterthan und ber ehe⸗ 
maligen Grundherrſchaft. In biefem Streite ift die Min⸗Vdg. vom 
24. October 1860, R. ©. BL Nr. 249, maßgebend, nach welder 
ſolche Streitigleiten mit Beachtung der auf das beitandene Untertbans- 
verhältuig Bezug habenden Gefege und Verordnungen umb mit Berüd⸗ 
ſichtigung der rechtefräftigen politiſchen Entſcheidungen von den Ges 
richten zu entſcheiden find. Inwieferne nun bie fragfichen Gefege und 
Berorbanngen Ausuahmen von den Beftimmungen des a. b. ©. 8. 
zu Gunſten ver geweſenen Unterthanen enthalten, müſſen fie mad) dem 
Haren Wortlaute der obbezogenen Min.Vdg. angewendet werden — 
und es ift die. Behauptung bes B, daß im falle. der Nichtäberein- 
fimmung der das Unterthansverhäftnif betreffenden Gefege und Ver— 
orbnungen mit dem a. b. ©. B. nur das lebtere maßgebend fein 
follte, der bezogenen Min.-Bgb. widerſprechend. Der Belangte hat 
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eingeftanden, daß die Ruſtical⸗-Wirthſchaft im Beſitze bes Vaters des 
Klägers geweſen ift, und in der Behauptung, daß die Herrſchaft viefe 
Wirthſchaft ale Obereigenthämer ber Bauerngründe übernahm, Liegt 
das Geſtändniß, daß biefelbe eine Bauernwirthſchaft war; als ſolche 
burfte fie aud, wenn es wahr wäre, daß ber Beſitzer derſelben fie 
im Jahre 1823 verlaflen bat, nad dem Patent vom 10. Februar 
1789, vom 26. Mai 1789 (Piller'ſche ©. &. Seite 48 und 118), dem 
Hofdecr. vom 6. Mai 1785, vom 28. Juni 1798 und vom 10. Oct. 
1811 von ber Grundherrſchaft nicht angeeignet und behalten werben. 
Die Uebernahme dieſer Wirthihaft für die Herrfhaft bat der Be- 
langte eingeftanben und ba biefelbe nach dem Geſtändnifſe bes Belangten 
im Jahre 1820 im bänerlihen Beſitze ſich befand, daher nad dem 
Kreisſchreiben vom 25. November 1846, 3. 71881, als ein Ruſtical⸗ 
grund anzufehen if, welcher nad ben obbezogenen Gefegen von ber 
. Herrfchaft nicht eingezogen werben durfte; da der Belangte einen 
anderen Titel des Beſitzes, anfer der Einziehung bes angeblich ver- 
Lofjenen Banerngutes, der zur Erwerbung nicht geeignet iſt, nicht 
eltend macht; dba ferner der Umſtand, je bie Herrſchaft einen 
36 Jod) 1337 Quadratklafter betragenden Theil diefer Wirthſchaft 
in ihrem Befige bat, burd die gepflogene politiſche Erhebung ſicher⸗ 
geſtellt iſt; ba endlich die Herrfchaft gefteht, daß N ber letzte Befiger 
Der fraglichen Wirthſchaft geweſen ift, und der Kläger mit dem Ein- 
antwortungädecrete nachweiſt, daß das Hecht zu biefer Wirthichaft nad) 
feinem Bater an ihn überging, fo muß der Delangte zur Nüdftellung 
ber Wirthſchaft, beziehungsweife des in feinem Beſitze befindlichen 
Theiles derſelben verurtbeilt werden. Der Unfprud bes geweienen 
Unterthans auf die gejegwidrig von ber Herrſchaft angeeiguete Wirth⸗ 
ſchaft fteht dermfelben, gegen die Herrfchaft zu ohne Ruckficht, ob die 
Perſon des Herrſchaftsbeſiters fich geänbert hat ober nicht — des⸗ 
halb kann auf bie Einwendung des Belangten, daß bie Bereinigung 
biefer Wirthſchaft nicht durch ihn, fondern durch feinen ‚Borgänger 
erfolgte und er mit dieſem Grunde das Gut an fidh brachte, Tein 
Gewicht gelegt werden. Rad ven Beſtimmungen des Patentes vom 
18. April 1784, 9. G. ©. Nr. 279, des Hofderr. vom 21. Sept. 
1797, Nr. 32299, und ber Gubernialverorpnung vom 21. April 
1826, Nr. 8837, Tönnen die ben geweſenen Unterthanen gegen bie 
Herrſchaft als „ie, obne —— auf die Perſon des Beſitzers 
geſtandenen Rechte durch Verjährung wicht en und es kann fidh 
I ber Belangte auf die Erfitzung nicht berufen. Auch die in ber 
Min.-Bdg. vom ;B. Yali 1866, R. ©. Bl. Nr. 141, enthaltene Frift 
zur Anmeldung ber Unterthansforberungen findet nad 88.18 ımb 2% 
bier Borfhrift auf Klagen wegen Grundentziehung feine Anwendung.“ 
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Nr. 3015. 
Erecutived Pfandrecht mit ber Beichränfung des 8. 822 
a. b. G. 82. 


. 2». 17. Mürz; 1868, Nr. 2384 (Beſt. ber gleichförmigen Decr. des 
getg —— — adt v. 2. Okt. ar, Mr. St a bed 2. L. G. 
Brünn dv. 11, Dec. 1867, Nr. 18491). G. H. 1868, ©, 286. 

Nachdem A gegen feinen Schuldner B die Pfandrechtspräno⸗ 
tation auf eine demfelben erbsweiſe angefallene Liegenſchaft im Sinne 
und mit der Beſchränkung des 8. 822 a. b. ©. B. erwirkt hatte, wurde 
ihm für feine durch Urtheil Tiquibirte Forderung das erecntive Pfand⸗ 
reht an ber Realität bewilligt, deffen Eintragung juxte der Präno- 
tation vollzogen und ſodann aud die executive Schägung angeorbnet 
und vorgenommen. Sein weiteres Begehren um bie feilbietung 
wurbe aber von beiden Untergerichten abgewiefen, weil — nad) den 
Motiven der zweiten Inſtanz — ber Beichränfung des $. 822 a. b. 
G. 3., mit welder A die Pränotation erwirkt bat, auch bie juxta 
berfelben bewilligte und vollzogene Intabulation des erecutiven Pfand⸗ 
rechtes unterliegt, unter diefen Umftänden aber, da der citirte Para⸗ 
graph dem Gläubiger des Erben nur eine Sicherftellung gewährt, von 
ber erutiven Feilbietung der noch auf den Namen des Erblaſſers im 
Grundbuche angefhriebenen Realität keine Rede fein kann. 

Den dagegen ergriffenen Recurs, worin A den 8. 6 der Mini- 
flerialverorpnung vom 19. September 1860, R. ©. BI. Nr. 212, 
(wonach bei dem im Grundbuche erfichtlichen executiven Pfandrecht bie 
Execution gegen jeden Befiger fortgefegt werden kann) und bie bereits 
vollgogene Schägung geltend machte, hat ver oberfte, Gerichtshof ver- 
worfen. Gründe: Da dem A das erecutive Pfandrecht nur per juxta 
der erwirften Pränotation bewilligt worden ift, fo verfteht ſich die Auf⸗ 
rechthaltung der der Pränotation beigefegten Clauſel des 8. 822 a. b. 
©. 2. bis zur ausdrücklichen Aufhebung der Clauſel von felbft. Der 
Necurrent wird daher auf die Gründe ber obergerichtlihen Ent⸗ 
fheidung mit dem Beifag verwieſen, daß ber im 8. 6 ver Miniſterial⸗ 
verordnung vom 19. September 1860, R. ©. BI. Nr. 212, voraus- 
gefegte Ball bier nicht vorliegt und aus ber Bewilligung und Vornahme 
der erecntiven Schäßung ver Realität nicht folgt, daß auch Die erecutive 
Geilbietung berfelben jedenfalls bewilligt werden muß. 
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Nr. 3016. 
Unbedingted Recht des Miteigenthümerd, die Feilbietung ber 
gemeinfchaftlihen Sache zu fordern; Formulirung des Klag—⸗ 
begebrens. 


Gntih. v. 18. März 1868, Nr. 1522 (Bet. des Urth. des B. G. Hernals 
v. 22, Anguſt 1867, Mr. 13430, Abänd. des Urth. des D. L. ©. Wien v. 
17, Det. 1867, Nr, 19943). ©, 5. 1868, &, 365, 

Der Klage des A wider feine Ehefrau B pto. gerichtlicher 
Veilbietung der beiden Parteien gemeinfchaftlichen zwei Häuſer Nr. 461 
in Ottakring und Xheilung des Kauffhillings wurde vom oberften 
Gerichtshofe aus den folgenden Gründen flattgegeben: Es ift im 
Proceß zugeftanden, daß bie Häufer fi nicht materiell in zwei Theile 
abfondern laſſen. Die Bellagte hat aber dem Klagbegehren 1. vie 
Möglichkeit der Veräußerung des iveellen Antheiles des Klägers an 
venfelben und 2, die Möglichkeit der phyſiſchen Theilung durch Zu⸗ 
weifung je eines Haufes und Wusgleihung der Werthe durch Geld 
entgegengejeßt. Ad 1. Diefe Möglichkeit iſt zwar in ber Regel vor- 
handen; allein das Gefeg zwingt nicht den Theilnehmer, der aus der 
Gemeinfhaft treten will, davon Gebraudy zu machen, fondern räumt 
ibm im $. 843 a. b. ©. B. unbedingt das Recht ein, die gericht- 
liche Feilbietung ber ganzen gemeinfchaftlihen Sache und die Theilung 
bes Erlöfes zu fordern. Ad 2, Diefe Urt der Theilung bat der 
Kläger abgelehnt und er kann nah $. 841 a. b. ©. 8. uidt 
"gezwungen werben, das eine oder das andere ber Häufer mit einer 
Geldaufgabe oder gegen eine foldye, deren Höhe erſt wieder zu er 
mitteln wäre (und von der Beklagten nicht einmal annäherungsweife 
bezeichnet wurde), nad einer feine Wahl umgehenden Beſtimmung 
anzunehmen; und wenn im Sinne der Schlußbeftimmung des 8. 841 
ed auf bie ridhterlihe Entſcheidung über die Art der Theilung an- 
fommt, ſo zeigt ſich eben vie gerichtliche Feilbietung als die geeignetfte 
Theilungsart, weil dabei jeber von ben Genofien mit den Gelb» 
mitteln, die ihm der Werth beider Haushälften und fein fonftiges 
Bermögen bieten können, jene® Haus, deſſen Wlleinbefig er vorzieht, 
zu erftehen in der Lage ift und weil durch die Feilbietung eben auch 
der gerechtefte Maßſtab zur Werthausgleichung beider Häufer gefimben 
wird. Der in den Gründen bes DO. %. ©. von Amtswegen hervor» 
gehobene Mangel der Angabe des Ausrufspreiſes und ber übrigen 
Berfteigerungsbedingniffe in dem Slagpetit bildet feinen Grund zu 
deffen Wbweifung, weil der Kläger vorerft die gerichtliche Entſcheidung 
über das gegnerifcherfeits ihm beftrittene Hecht, den gerihtlihen Ver⸗ 
kauf zu verlangen, hervorgerufen hatte und die näheren Ausführungs⸗ 
beftimmmngen einer jpäteren Entfcheidung, und zwar in gewiffer Rich» 
tung nicht im Proceß, fondern im Executionsverfahren vorbehalten 
bleiben konnten und beziehungsweiſe mußten. 
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Nr. 8017. 


Pränotationsanfprud des Notberben zur Sicherftellung des 
Pflichttheiles. 


Eutſch. v. 18. Mär 1868, Nr. 2687 (Bef. des dad Decr. de B. G. Sechs⸗ 
Dr v2. au! ‚Rt. , Beer. dei D. 2. 6. ie 
4, Februar "1868, Nr. 3172, ®. 3. 1868, Nr. 1 


Nr. 3018. 


Berhältniß der erecutiven Weilbietung zu der von einem Anderen 
erwirften erecutiven Sequeſtration. Zuderborräthe in einer 
Zuderfabrit als fundus instructus? 

. 18, März 1868, Nr. 2569 (Beft. der des 

and 8 8. Abi 1867, Rt 102 ib Das Bin. des Des 
DE 6, Brag u. 18, Nov, ber, Ar. 82922). ©. 31 869, Ar. 10 

Ein Gefud des A um erecutive Pfändung u. f. w. der in ber 
Zuderfabrit des B befindlichen Zuckervorräthe und Rohmaterialien 
warb in ber zweiten Inſtanz in Folge Necurfes des auf Betreiben 
eined anderen Gläubigers C beftellten Sequefterd in der Erwägung 
abgewiefen, daß bie in der genannten Auderfabril vorgefunvenen 
Audervorräthe und Rohmaterialien, infoweit fie zum fundus instructus 
der Zuderfabrit gehören, nach dem Hofvecrete vom 7. April 1826, 
J. ©. S. Nr. 2178, der Mobiliarpfänpung nicht unterliegen, und daß, 
infoweit diefe Zudervorräthe ımd Rohmaterialien fih als Nugungen 
der Zuckerfabrik darftellen, biefelben der Mobiliarpfändung aus dem 
Grunde nicht unterzogen werben können, weil O ſchon früher bie 
erecntive Segueftration ber B'ſchen Buderfabrif erwirft hatte, zur 
Zeit der angefuchten und bewilligten Mobiliarpfündung die gedachte 
Sequeſtration fih in Wirkſamkeit befand, und daher demnächſt nur 
der beftellte Sequefter über die Rugungen diefer Fabrik zu verfügen 
berechtigt war. 

Der oberfte Gerichtshof hat bie erflrichterfihe Pfändungs⸗ 
bewilligung und Vollzugsbeſcheide — jedoch unter Abweilung bes 
Begehrens wegen Sperre und Transferirung der Borräthe — aufrecht 
erhalten, „weil die von einem Öläubiger erwirkte Sequeftration ber 
Nutungen einer Sache einem britten Gläubiger nicht hinderlich fein 
kann, auf diefe Nutungen gleichfalls ein Pfandrecht zu erwirten. Da 
jedod der bereit3 fequeftrirende Gläubiger duch eine nachfolgende 
Srecntion in feinem erworbenen Rechte nicht beirrt werden barf, was 
bei einer engen Sperre und Zransferirung der gepfändeten Zuder- 
voorräthe offenbar der Fall wäre, da ferner der Sequefter bezüglich 
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der von ihm ſequeſtrirten Fabrik ordnungsmäßig Rechnung zu legen 
bat, der Recurrent daher durch die Belaffung der gepfändeten Zucker⸗ 
vorräthe in ber Verwahrung des Sequeſters nicht gefährdet ericheint, 
ift Sperre und Transferrung unzuläffig”. 


Nr. 3019. 
Mebrmalige Mobiliarpfändung: Vorzug ded älteren Pfand- 
rechtes. 
—8 Brünn 
EINEN 


E 1a, u Ser. 1 D, 8,6 


8 auf Einſchreiten des A bei feinem Schuldner C die 
erecutive Mobilienpfändung vollzogen worben war, wurben bie näm= 
(ihen in der Wohnung des C gebliebenen Mobilien von feinem 
Gläubiger B gepfändet und dem B übergeben. Auf den Antrag bes 
Letzteren kam es zur erecutiven Berfteigerung ber Sachen und bet 
ber Bertbeilung bes Erlöſes ergab fih die Eollifion der Anſprüche 
beider Pfanpgläubiger. Das Gericht erſter Inſtanz entſchied zu 
Gunſten des älteren Pfanpgläubigers A, indem es ihm unter Ver⸗ 
weifung des B auf ben Rechtsweg das Kaufgeld zuwies. Das 
O. L. ©. entihieb im umgelehrten Sinne aus folgenden Gründen: 
A bat die von ihm gepfänbeten Mobilien im Deflge des C gelafien; 
find daher als ein demfelben anvertrantes Gut anzufehen (8. 183 
St. ©.) Da mm B, welchem biefe Sachen gelegentlich feiner Pfän- 
bung als Dandpfand übergeben wurden, hiemit das Pfandrecht und 
den Beſitz an denſelben von einer Perſon erworben hat, der ſie von 
einem Dritten anvertraut worden waren, ſo könnte dieſer Dritte, A, 
ſelbſt wenn er der Eigenthümer der Sachen wäre, fie nach ven SS. 367 
und 456 a. b. ©. B. nit mehr zurüdforderu und müßte eutweber 
ben reblihen Pfanpinhaber B ſchadlos halten oder das Pfand fahren 
lofien. Nach der Analogie diefer Vorſchriften muß alfo A, ber auch 
nur Pfandgläubiger ifl, dem B trog bes früheren Erwerbes bes 
Pfandrechtes nachftehen. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte die erſtgerichtliche Entſchei⸗ 
dung wegen des Altersvorzuges des Pfandrechtes des A und in 
Erwägung, daß der 8. 367 a. b. ©. B. bier, wo e& fih um bie 
Heibenfolge gerichtliher Pfandrechte handelt, nicht anwenbbar ift, da 
er von der Bindication des Eigenthums fpricht und aud ver $. 466 
a. 6. ©. B. nur von einer fremden beweglihen Sache handelt, 
die ohne Einwilligung ihres Eigenthümerse verpfänbet wurde. 
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Nr. 3020. 
Unzuläffigfeit der Annzhine einer ur auf den Nachweis der 
Abftammung aus einer ungiltigen Ehe gejtügten Fideicommiß⸗ 


erbserflärung. 
Entſcheidungen v. 24. März 1008 1868: Nr, 1871 (Beil. be? Teer. des 5 4 
Wien v. 28, Dec. RR ‚ Abänd. ded Der. des O. L. G. W 


870). Ar. 1872 (Aufheb. der Sietäfäemisen 

Deer en Lu. 7. Sünner 1868, ch, nd des O. L. ©, 

Wien v. 4. Februar 1868, Nr. 1846), Nr. 2091 Abänd. — l —RB 

migen Herr. des. ©. Wien v. 14. üuner, 1 Nr. 176 und, des 
L. G. Wien v. 4. Februar 1868, 7.6. 3. 1868, Nr. 83 


Nah dem Tode des legten Befigers der im Jahre 1668 gefif 
teten M’fhen Primogenitur- und Majorat- Fideicommiffe wurde von 
A, dem Gliede einer jüngeren Linie, zu biefem Fideicommiſſe die 
Erbserflärung eingebraht und angenommen, mit jpäterem Beſcheide 
das unmittelbare und nächſte Erbfolgerecht des A anerfannt und ihm 
bie Beforgung und Benügung dieſer Fideicommiſſe überlaſſen. In⸗ 
zwiſchen brachte auch B eine Erbserflärung zu diefen Fideicommiſſen 
ein, worin er nachwies, daß er erfigeborener Sohn des vorverftorbenen 
einzigen Bruders bes kinderlos verftorbenen legten Beſitzers M, fomit 
nächſter Anwärter fei. Dieje zunächſt wegen eines Yormalanftandes 
zurüdgewiejene Erbserklärung wurde nad Behebung des Anſtandes 
angenommen und, ba dieſe Erbserklärung des B mit jener des A im 
Widerſpruche fand, nad $. 125 des Patente vom 9. Auguſt 1854, 
R. ©. DI. Nr. 208, Tagfagung zur Verhandlung über die Frage, 
wer als Kläger aufzutreten habe, angeorbnet. B judhte auch um bie 
Sequeftration der M’ihen Fideicommiffe an; dieſelbe wurde in 
Gemäßheit des $. 127 des citirten PBatentes bewilligt und zugleich 
verfügt, daß es vor der angeoroneten Befigeinführung des A in bie 
Fideicommißherrſchaft X fein Ablommen erhalte. B hatte überbies 
bereit8 am 4. Yänner gegen den diefe Befigeinräumung verfügenven 
Beſcheid einen Recurs eingebracht, weldem das O. L. ©. ſtattgab, 
indem es die jofortige Siflirung der Befigeinführung des A in ber 
Erwägung verfügte, daß zu dem M'ſchen Fideicommiffe außer A auch B 
ſich erbserllärt hat, des Letzteren Erbserklärung angenommen und das 
Berfahren nah $. 125 des Patentes vom 9. Auguft 1854 ein- 
geleitet wurbe; daß daher nad deutlicher Anordnung des 8. 127 des 
angeführten Sefeges, infolange als dieſe Verhandlung und eventyell 
der fi) ergebende Succeffionsftreit nicht entſchieden ift, mit der Ver⸗ 
laff enihaftsabhandlung und folglich auc mit einem biejer Verhandlung 
und dem allfälligen Succejfionsftreite präjudieirenden Ausſpruche über 
den Erbredhtsausweis innegehalten werden muß. Das O. 2. ©. wieß 
ferner die beiden, von A ſowohl gegen die aufrechte Erledigung ber 
Erbserllärung des B ald auch gegen vie Sequeftrationdbewilligung 
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ergriffenen Recurſe zurüd, und zwar erfteren Recurs in der Erwägung, 
daß nah dem 8. 122 des obcitirten Geſetzes jede in ber vor- 
geihriebenen Form ausgeſtellte Exrbserllärung von dem Gerichte 
anzunehmen tft, daß Behelfe nacdhgetragen werben können, daß aber im 
vorliegenden Falle vie Erbserklärung des B die vorgejchriebene Form 
allerdings befigt und daß über die Frage, ob ver geltend gemachte 
Erbredhtstitel zu Hecht beftehe, nicht ſchon von Amtswegen entſchieden 
werben konnte, und den zweiten Recurs mit Nüdfiht auf bie 
Erledigung des erften Recurfes und jene des oben erwähnten Recurſes 
bes B gegen die Befigeinräumung an A und in ber Erwägung, daß 
bie angefochtene Verfügung (Sequeftration) in der Borfchrift des 8.127 
des Geſetzes vom 9. Auguft 1854 gegründet und der all, daß ber 
Recurrent vie Berwaltung des Nachlaſſes vom Gerichte bereits 
erhalten bat, nicht vorhanden if. A recurrirte nun gegen alle brei 
oberlandesgerihtlichen Entſcheidungen. 

Der oberfte Gerichtshof hat allen Recurſen vollſtändig ftatt- 
gegeben. Die gänzliche Zurüdweifung der von B eingebrachten Erbs⸗ 
erflärung wurde vom oberften Gerichtshofe, wie folgt, begründet: 
Nah 8. 121 des Geſetzes vom 9. Auguft 1854 ift zur Antretung 
jeder Erbſchaft eine mit den Erforverniffen ver SS. 799 und 800 
des a. 6. ©. B. verjehene Erbserflärung beizubringen. Wenn nun 
aud davon abgejehen wird, daß vie Erbserllärung des B, obwohl 
fie die im 8. 800 des a. 6. ©. DB. geforverte Angabe nicht enthält, 
vom Gerichte erfter Inſtanz ald eine bepingte angenommen worben 
ift, fo gebricht e8 ihr doh an dem Nachweiſe des Rechtstitels zur 
Fideicommißnachfolge, und zwar in einer Art, daß es ſich nicht etwa 
nur um eine im Sinne des $. 122 des citirten Patentes geftattete 
Nachtragung von Behelfen über die Erböberechtigung, fondern viel- 
mehr darum handelt, daß bie Grundlage des Rechtsanſpruches, welder 
geltend gemacht werben will, erft durch ein nur im Wege des orbent- 
lihen Rechtsverfahrens erreichbares Erkenntniß gefchaffen werben 
müßte und mithin ver Rechtstitel zur Fideicommißnachfolge auch erft 
mittelft eines folhen, im Rechtswege erwirkten, rechtskraͤftigen Er⸗ 
fenntniffed nachgewiefen werden könnte. B hat nämlich feine Erbs⸗ 
erflärung zwar auf das N'ſche Fideicommißinftitut, nach welchem die 
Erbfolge secundum ordinum primogeniturae plaßzugreifen hat, ımb 
auf feine Erfigeburt in der von feinem Vater mit der N gefchloffenen 
Ehe geftügt. Allein es liegt vor und war der Fideicommißbehörde 
auch ſchon bei Erledigung diefer Erbserklärung vorgelegen, daß 
eben dieſe Ehe rechtskräftig durch Urtheil dreier competenter Gerichts⸗ 
inflanzen aus dem Grunde, weil zur Zeit ihrer Eingehung ber erfte 
Gemahl der N no am Leben und von dieſer feiner Gattin nur von 
Tiſch und Bett nad 8. 103 a. b. ©. B. geſchieden war, ale im 
öfterreichifhen Staatsgebiete ungiltig erflärt worden if. Da nun 
nad dem hier maßgebenven öfterreihifhen Geſetze wie nicht minder 
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nah dem Fideicommißinftitute die eheliche Abftammung aus der be- 
rufenen Samilie zur Fideicommißnachfolge erforberlih ift; da nad 
öfterreichifchem Geſetze Kinder aus einer ungiltigen Ehe nur unter 
gewifien, im Gefege ausprüdlih bezeichneten Vorausfegungen ale 
ebeliche anzufehen und, felbft wenn dieſe Begünftigung eintritt, von ber 
Erlangung desjenigen Vermögens, welches durch Samilienanorbnungen 
der ehelihen Abſtammung befonderd vorbehalten if, ausgeſchloſſen 
find; da fomit der Nachweis der Abflammung des B aud ver befagten 
Che als ein Ausweis des Nechtstiteld zur Fideicommißnachfolge nicht 
angenommen werben kann, vielmehr B, was nur im ordentlichen 
Rechtswege gefchehen könnte, erſt ein Erkenntniß darüber erwirken 
müßte, daß durch die Ungiltigfeitserflärung der Ehe feiner Eltern 
fein Nachfolgereht nicht beeinträchtigt worden feis da weiters bie 
Fideicommißbehörde kraft ihres Berufed darüber zu wachen bat, daß 
Niemand gegen den Willen des Stifter und gegen das Geſetz zum 
Fideicommiß gelange, und daher unzweifelhaft als berechtigt angejehen 
werben muß, eine Erbserflärung, mittelft welcher das Recht zur Nach: 
folge nicht nacdhgewiefen werben kann, von Amtswegen zurüdzuweifen, 
da der 8. 122 des Patentes vom 9. Auguft 1854, nad welchem jebe 
in der vorgefchriebenen Form ausgeftellte Erbserklärung zu Gericht 
anzunehmen ift, auf eine der Erforderniffe des $. 121 vesfelben 
Geſetzes und refp, der inneren Erforberniffe der 88. 799 und 800 
des a. b. ©. B. ermangelnde Erbserflärung nicht ausgedehnt werden 
fann; da endlich das im $. 125 des Geſetzes vom 9. Auguft 1854 
vorgezeichnete Verfahren in dem Falle, wo eine Erbserklärung wegen 
des mangelnden Rechtstitels zurückgewieſen wird, nicht einzutreten hat, 
können die gleihförmigen untergerichtlihen Erlevigungen als im Ge— 
jege begrüntet nicht erfannt werden. Die oberfigerichtlihe Abweiſung 
bes Sequeftrationdgefuche® des B erfolgte mit Rüdfihtnahme auf die 
oberfigerichtlihe Zurüdweifung feiner Erbserklärung, wonad von B 
das Begehren um Sequeftration nur mehr unter den Beringungen 
der a. ©. O. geftellt werben könnte. Die oberfigerichtliche Aufrecht- 
haltung der VBefigeinführung des A gründete fih auf vie beiben 
anderen Recursentſcheidungen bes oberften Gerichtshofes. 


| Nr. 3021. 
Unzuläſſigkeit des Anſpruches der nur factifch gefchievenen 
Gattin auf Alimente. 


Ente. v. 24. Mir 1868, Nr. 2750 „ldel. ‚bed das Derr. des 8. ©. 

Nentitſchein v. 17. Dec. 1867, Nr. 5496, abänd. Decr. des DO.%. G. 
ränn d. 21, Sünner 1868, Nr, 501). 6. 9. 1868, ©. 282. 

Die A, von ihrem Gatten B feit Jahren factiſch getrennt, be- 

gehrte bei Gericht die Feſtſetzung der bis zur Entfcheidung über ihre 
21? 


Klage wegen Leiftung des definitiven Unterhaltes von B ihr proviſoriſch 
zu entridhtenden Alimente, Aus ter Über biefes Geſuch flattgefundenen 
Verhandlung ergab ſich, daß B gelegentlich feiner Lieberfegung vie A 
mit den Kindern in dem früheren Wohnorte zurüdgelaffen bat. Er 
jegte ihrem Anſpruche auf ven proviforifchen Unterhalt die Behauptung 
entgegen, daß das ehelihe Zerwürfniß durch ihre Schuld, burd ihr 
unfittliche8 Leben herbeigeführt wurde, und erflärte, dag er ſich nicht 
ſcheiden laffen wolle, fondern ihre Rückkehr in fein Hans verlange. 
Daß er fie hiezu bereit aufgefordert und bie A diefe Aufforderung 
unbefolgt gelajjen bat, erhellt nit aus ber Verhandlung. — Das 
Gericht erſter Inſtanz bewilligte das Geſuch der A mit Beitimmung 
eines monatlich zu zahlenden Alimentationdbetrages. — Vom O. L. ©. 
wurde die A ohne Weitered abgemiejen. 

In Erwägung, daß weder nad) den 88. 91 und 93 a. b. G. B. 
eine Berpflihtung des B zur Leiſtung eines Unterhaltes an die A 
befteht, noch diefe Verpflihtung aus ven 88. 108 und 117 ebenvort 
hervorgeht, da die gejeglihen Erforverniffe hiezu fehlen, und daß bie 
A das Beftehen eined Vertrages auf unbebingte Leiftung des Unter 
baltes (angeblich 200 fl. für das Jahr), worauf fie in dem Revifions-. 
recurje ihren Anſpruch gründete, nicht nachgewieſen hat, welcher Ber: 
trag in dem vorliegenden Yalle der freiwilligen Trennung erforderlich 
wäre, weil biejelbe einen gejeglihen Anfpruh ver A auf den 
Unterhalt nit begründet — hat der oberſte Gerichtshof die Ent- 
ſcheidung der zweiten Inſtanz beftätigt. 


Nr. 3022, 
Telegraphiſche Recursanmelbung. 


Entid. v. 24. Mürz 1868, Nr. 2861 „Aufheb. de? Decr. des O. L. G. Wien 
v. 4. Februar 1868, Nr. 2239), G. 3. 1868, Nr. 46. 

Gegen den am 19. Yänner dem A zugeftellten Bejcheid, womit 
dad Gericht erfter Inftanz deſſen Begehren um Ertheilung eines 
wecjelgerihtlihen Zahlungsauftrages an B abwies, traf bei dem 
Gerihte am 22. Yänner vie telegraphifche Recursanmeldung des A 
ein, welder am 23. Jänner 1868 das biesfällige belegte Einfchreiten 
folgte. — Das O. L. ©. wies den Recurs zurüd. Denn, fo lautete 
die Begründung, damit ein Recurd als ordnungsmäßig angemelvet 
eriheine, muß er von ber Partei oder ihrem Vertreter felbft gefertigt 
und mit den erforberlihen Beilagen, namentlich der Erledigung, gegen 
welche er gerichtet ift, verfehen fein (Hofber. vom 15. Jänner 1787, 
Nr. 621, lit. a der 9. G. S.), was bei der am 22. Jänner im 
telegraphiichen Wege erfolgten Einbringung der biesfälligen Recurs- 
anmeldung nit geſchah. Die mit Beziehung auf diefe telegraphiiche 
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Recursanmeldung am 23. Sänner eingelangte belegte Eingabe iſt bei 
dem Umftande, daß der im Beſchwerde gezogene erftrichterliche Beſcheid 
dem Bertreter des Recnrrenten bereitd am 19. Jänner zugeftellt worben 
war, erft nah Ablauf der nah 8. 12 1it. d der Yuftizminijtertal- 
verortnung vom 25. Yänner 1850, R. ©. Bl. Nr. 52, für bad 
Berfahren in Wechſelſachen vorgefchriebenen dreitägigen Recursfrift 
m die erfie Iuftanz gelangt und ift demnach, da bie ordnungs⸗ 
wibrige Recursanmeldung nicht als ein rechtzeitig eingebrachter Recurs 
betrachtet werden kann, im Sine des 8. 43 des Hofder. vom 24. Oc- 
tober 1845, 9. ©. S. Nr. 906, dann des $. 3 der Yuftizminifterial- 
verorbnung vom 28. Auguft 1860, R. ©, Bl. Nr. 205, als offenbar 
verjpätet von Umtöwegen zu verwerfen. Daher war aud) in ben 
Inhalt der Recurdanmeldung nicht weiter einzugeben. 

Der oberfte Gerichtshof trug jedoch dem DO. 2. ©. auf, mit 
ver Erledigung der Beichwerde des Klägers in der Hauptſache vor- 
zugeben, weil die Anmeldung des Recurſes noh am legten Tage der 
dazu beflimmten Friſt beim K. ©. Ried im telegraphiichen Wege und 
am folgenden Zage bereitd unter Fertigung des Rechtsfreundes des 
Klägers die dazu gehörigen Beilagen einlangten, fomit ein etwaiger 
Zweifel, ob die Recnrsanmelbung vom Kläger herrühre, befeitigt if. 


Nr. 3023. 


Tod eines Miteigenthümerd. Umfang der Nechte des 
Separatiouscuratord. 


Eutſch. v. 36. Mär, 1368, Nr. 1012 (Bet. des das Urth. des 2. G. Wien 
v. 2, April 1867, Nr, 8268, abünd, lirth. des O. L. G. Wien v. 17. Juli 
1867, Nr. 11242), G. 3. 1868, Pr. 64, 

An der Gewähr eines Haujes in Wien ſteht die A zur Hälfte 
als Eigenthümerin gefchrieben mit ber Beſchrünkung durch das dem 
zur anderen Hälfte au bie Gewähr gejchriebenen M gebührende lebens⸗ 
laͤngliche Fruchtgenußrecht. Nach dem Tode des M wurde auf An⸗ 
ſuchen der als Berlaſſenſchaftsgläubigerin auftretenden A ein Separa⸗ 
tionscurator beſtellt, welcher in diefer Eigenſchaft gemeinſchaftlich mit 
ber A die Witwe des Erblaſſers M, welche deſſen Wohnung im 
erwähnten Haufe über den Zeitraum von ſechs Wochen hinaus unent» 
geltlich weiter benigte, auf Räumnng der Wohnung binnen 14 Tagen 
bei ſonſtiger Erecution belangte. Die Gellagte wendete em, es ſtehe 
ihr als aubgewiefewer, gerichtlich anerlaunter Erbin des M nad 
8. 547 a. b. ©. B. vie Repröfentation der Berlaffenfchaft ihres 
verfiorbenen Gatten zu, wonad fie, wenn audp ber Fruchtgenuß an 
ver einen Haudhalfte erlojhen fei, doch ala Miteigenthümerin die 
Mohnung benügen und keinedwegs zu deren Räumung, höchſtens zur 
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Zahlung eines entiprehenden Mietbzinfed angehalten werben könne; 
fie beftritt weiterd bie Slaglegitimation des Separationscurators, ber 
nur für die Sicherheit und Verwaltung des Verlafſenſchaftsvermögens, 
nicht aber für deſſen Vermehrung, die Veränderung der Bewirth- 
(Haftung und Benügung der Sadıe zu forgen habe; fie machte geltend, 
daß bei obwaltenden Streite über die allen Theilhabern einer gemein- 
ſchaftlichen Sache indgejammt zuitehende Benügung und Berwaltung 
nah 8. 833 m b. ©. B. die Stimmenmehrheit, und daß bei einem 
Streite über eine wichtige Veränderung das Los und ein Schieds⸗ 
mann, und erft in legter Linie der Richter entſcheide; fie rügte über- 
dies bie Art der Kündigung, die offenbar zur Unzeit gefchehen fei 
und ſowohl mit SS. 830, 835 a. b. ©. B., als aud mit der 
k. Verordnung vom 16. November 1858, R. ©. Bl. Ar. 213, und 
dem bießbezfiglichen oberlandesgerichtlihen Erlaſſe vom 13. September 
1859, 2. ©. BL. für Niederöfterreih, 2. Abtheilung Nr. Il, in 
Widerſpruch ſtehe. — Das Gericht erſter Inſtanz gab dem Klag⸗ 
begehren ftatt mit der Begründung, daß mit den Öbliegenheiten bes 
Separationscurators, welden die Repräfentation ver Verlafſenſchaft 
und die Berwaltung des Berlaffenfhaftsvermögens zulomme, vie 
Kepräfentation durch den Erben im Widerſpruch ftehe, daß die im 
Zwede der Separation gelegene Befriebigung der Gläubiger nicht 
erreicht werben könnte, wenn ed dem Erben freiftünde, das Verlaſſen⸗ 
ſchaftsvermögen zu benügen und dadurch die Nugungen, welche gleich 
dem Vermögen felbft der Sicherftellung und Befriedigung der Gläu⸗ 
biger gewidmet find, dieſem Zwede zu entziehen; Klägerin verlange 
nicht die Aufhebung der Gemeinfchaft, fonbern nur, daß die Nugungen 
des Haufes nicht zu ihrem und der übrigen Oläubiger Schaven ihrer 
Beftimmung entgegen von der Gellagten bezogen werben, was aber 
gefhähe, wenn ein Theil des Hauſes von verjelben ohne Entgelt 
benügt werde; es handle ſich endlich bier nit um eine Kündigung, 
fonvern um Räumung einer ohne Rechtstitel eingenommenen Wohnung. 
— Bom D. 8. ©. wurde das Klagbegehren abgewielen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten 
Inftanz aus folgenden Gründen: Die Gellagte ftellt in Rüdficht ver 
angerretenen Erbſchaft nach 8. 547 a. b. ©. B. den Erben vor und ift 
in Beziehung auf Dritte mit ihm für eine Perſon zu halten, fie iſt 
daher aud an deſſen Stelle bezüglidy des erwähnten Hauſes zur kla⸗ 
genden Miteigenthlimerin in das Verhältniß der Gemeinſchaft getreten, 
ohne daß durch dieſen Perſonenwechſel in den durch die Gemeinſchaft 
des Eigenthumes begründeten Rechtsbeziehungen eine Aenderung ein- 
getreten ift, und kann deshalb durch bie klagende Miteigenthümertn 
ebenjowenig von ber durch Bewohnung eines Theiles des Hauſes 
ausgeübten Benützung ihres Antheiles ausgejchlofien werden, als Letz⸗ 
tere dem Exblaffer gegenüber hiezu bereditigt war, auch wenn ihm ber 
Fruchtgennß nur von feiner Haushälfte zugeftanden hätte; denn nad 
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8. 833 a. b. ©. B. fommt der Befig und bie Verwaltung der ges 
meinſchaftlichen Sache allen Theilhabern insgeſammt zu; nad) 8. 839 
0.6. ©. B. werden die gemeinihaftlihen Nutzungen nad Verhältniß 
der Antheile bemeffen, und orbentlihermeife find bie Nugungen in 
natura zu theilen. Nach den 88. 828, 829 a. b. G. B. aber würde 
fih nur ergeben, daß die in ihrem Nugungsredhte beeinträchtigte 
Miteigenthümerin (Klägerin) die dem Verhältniſſe ber Antheile ent- 
fprechende Beichräntung der gegentheiligen Benützung oder für bem 
Nupentgang eine entipredhende Vergütung fordern könnte. Hienach nun 
faun das hierauf nicht gerichtete Klagbegehren aus dem Rechtsgrunde 
des Miteigenthumes nicht abgeleitet werben. Hieran ändert auch nichts 
bie eingeleitete Separation des Verlaſſenſchaftsvermögens. Denn wenn 
es auch der Zwed diefer im 8. 812 a. b. ©. B. begründeten Verfügung 
erforderte, daß nicht blos das Verlaffenichafts - Stammpermögen 
von dem Vermögen der Erbin getrennt, fondern vie Bermengung der 
Nugungen des erfteren mit legterem bintangehalten und mithin ber 
Erbin die Benügung und Berwaltung des Verlaßvermögend entzogen 
werde, fo kann doch der beftellte Eurator der Erbin gegenüber nur zu 
jenen Maßnahmen beredhtigt anerfannt werben, welde jener Zweck 
wirklich erheiſcht; die Fortſetzung der Benügung einzelner Wohnungs- 
beftandtheile aber ift mit dem Zwecke und der Durchführung der 
Separation keineswegs umvereindber, ber vielmehr auch durch ein 
entſprechendes Entgelt erreicht werben kann. Darum fann das vom 
Eurator geftellte Begehren auf Räumung der Wohnung nit als im 
Rechte begründet erkannt werben. 


Nr. 3024. 

Berhältnig der Real- zur Berfonalinftanz: Competenz für 
Klagen über den Beftand des Pfandrechtes an einem 
Grundentlaftungscapital. 

Entih. v. 26. März 1868, Ar. 2254 (Belt. der gieihförmi en Decr. des 
L. G. Czeruowitz v. 14. Oct. 1867, Nr. 18674 und ded DO.2.G. Lemberg 
v. 11, Dec. 1867, Nr. 42120). ©. 5. 1868, ©. 205. 

Det der Verhandlung über die Zuweiſung eines Urbarial⸗ 
entihädigungscapital® war A mit dem Anjpruche auf deſſen Zumeifung 
vom Richter im Recuröwege ab» und angewieſen worden, gegen einen 
Öypothelargläubiger des betreffenden Gutes, welcher das Pfandrecht 
auch an dem Entſchädigungscapitale geltend machte, auf dem ordent⸗ 
lichen Rechtswege das unbelaſtete Eigenthum an dem Capitale aus⸗ 
zuführen. Er belangte nun denſelben bei deſſen Perſonalgericht und 
es eutſtand, in Folge der Einwendung des Beklagten, die Frage nach 
der Gerichtscompetenz, welche in allen Inſtanzen dahin entſchieden 
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wurde, daß die Rechtsſache vor das Keaigericht gehöre. Gründe der 
britten Inftanz: Das in Rede ſtehende Grundentlaftungscapital 
ift noch nicht aus dem Stadium der Zumeifung getreten, weshalb bie 
Streitfahe al8 einen ver Realgerichtsbarkeit unterworjenen Gegeuftand 
betreffend, nad den klaren Beſtimmungen des Patentes vom 25. Sep- 
tember 1850, R. ©. DB. Nr. 374, und des 8. 1 des Patentes 
vom 8. November 1853, R. ©. BL. Nr. 237, vor das Realgericht 
gehört, zumal daB Grundentlaftungscapital, wenngleih von Grund 
und Boden getrennt, nod immer einen Veflandtheil des Gutes in 
ber Richtung bildet, das es als ein mit dem Gute zur Befriedigung 
ber Hypothekargläubiger dienender Fonds anzujehen ift, weshalb eben 
ber von A belangte Pfandgläubiger in der Zuweiſungsverhandlung 
das unbelaftete Eigenthum des A an demſelben befiritten hat. 


Nr. 3025. 


Meiftgebotövertheilung: Grundbücherlich unerfichtlihe Soli- 
darität der Schuld der Miteigenthüner. 


Eutſch. v. 26, März 18368, Nr. 2478 (Bel. des Derr. bed B. ©. Nepsmut 
v. 19. Sept. 1867, Nr. 2996, Abänd. ded Deer. des D. 8. ©. Prag vom 
9, Dec. 1867, Kr. 32586). G. 3. 1869, Nr. 16. 

A hatte die executive Kinverleibung einer Solivarihuld der 
Eheleute B und C auf deren gemeinfames Gut ermwirkt, ohne daß 
der Einverleibungsbeicheid der Solivareigenfhaft Erwähnung that. — 
Bei der Wieiftgebotövertheilung verwies die erfte Inſtanz je eine 
Hälfte der Forderungen auf je eine Hälfte des Orundſtückes, wodurch 
ter auf die Hälfte des B verwiefene Theil der Forderung leer aus⸗ 
ging. — Die zweite Inſtanz verwied dagegen die ganze Yorberung 
auf bie Haußhälfte der C, wo fie zum Nadıtheile nachfolgender Glän⸗ 
biger zur Befriedigung gelangt wäre. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte bie Erlebigung der erften 
Inſtanz, „weil bei Vertheilung des Kaufſchillings für eine im re 
eutionswege veräußerte Realität vorzugsweife der Tabularſtand der 
Pfandrechte maßgebend ift, nad Ausweis des Grundbuchsauszuges 
aber eine Eolidarverpflihtung ver Eheleute und ihres gemeinfchaft- 
lihen Befigftandes für die Forderung des A nicht erfidhtlih war nad 
auch nit bücherlich intabulirt wurde, daher eine Berweifung der auf 
ber Befighälfte des B leer audgehenven Hälfte der Forderung des A 
und Buweifung der ganzen Forderung ſammt Nebengebübren auf den 
Antheil der C um fo minder gerechtfertigt erfcheint, da auch der 
Bahlungsauftrag, auf beffen Grund das Pfandrecht erwirkt wurde, 
eine Solibarverpflihtung der Eheleute für die in Rede ſtehende For⸗ 
derung nicht ausprüdt”. 
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Nr. 8026. 
Berjährung einer Forderung, an der ein Fruchtgenuß beftellt 
ift. Beweislaſt. 


— 27. Mäürz 1868, Nr. im? (Belt. des kl. ge 8.6. Rimburg 
Yuli 1867, 3301, A nd. deö Urth. d N > Frag vom 
19. Nov. 1867, Nr — G. 3. 1868, Rr. 


Auf der Realität des A hajtete eine Darlchensforderung von 
2000 fl. feit 8. Juni 1799 für die M. A bat um Epictalvorladung 
der allfälligen Eigenthlimer der Yorberung, und nachdem fi während 
des Edictaltermines die B als foldhe gemelvet hatte, überreichte er 
gegen fie im Jänner 1866 die Klage auf Löſchung der 2000 fl. als 
einer längft verjährten Poſt. Die B entgegnete, daß die Forderung 
der M 6lo8 zum lebenslangen Fruchtgenuſſe, ihr felbft aber erſt nad) 
deren Übleben das Eigenthum derſelben eingeantwortet worden ſei 
und widerſprach, daß die M fchon über 30 Jahre von der Klage 
zurückgerechnet, geſtorben und ihr — der Belangten — Recht auf 
die 2000 fl. bereits verjährt ſei, da es fur fie erſt zur Zeit des 
Todes der M geltend gemacht werben konnte, jeit welchem aber, wie 
erwähnt, noch nicht 30 Jahre verfirihen fein. Der Todestag ber- 
felben Tonnte aud nicht annäherungsmeife ermittelt werben; body 
berief A ſich darauf, daß die Zeit von mehr als 60 Jahren, währenp 
welcher Niemand ſich wegen des Capitales gemeldet habe, zur Ver⸗ 
jährung genfge, da ein Recht auf felbes auch bei Lebzeiten ver M 
ausgeübt werben fonute ($. 1478 a. 6. G. B.). — Die erfte Inſtanz 
gab dem Klagbegehren ftatt, indem fie fi vorzüglich auf vie legte 
Argumentation des Klägers fügte. — Das O. L. ©. verwarf das- 
felbe. Gründe: Nah 8. 1478 a. b. ©. 2. ift zur Verjährung ver 
Nichtgebrauch eines Rechtes, das an ſich ſchon hätte ausgelibt werben 
tönnen, durch 30 Jahre erforderlih, daher die Verjährung mit vem 
Zeitpunfte beginnt, als das Recht hätte geltend gemadt werben 
können. Kläger, weldyer ven Ablauf der Verjährungszeit behauptet, 
hatte demnach den Beginn der Verjährung naczumeifen. Nachdem 
tie M von dem Kapitale per 2000 fi. vie Zinfen bis zu ihrem 
Tode zu genießen berechtigt war und das Kapital felbit erft nad 
ihvem Tode nad vierteljähriger Kündigung — laut Grundbuchsaus⸗ 
zuged — geforbert werden fonnte, jo waren die Kinder der M, für 
weiche das Kapital haftet, erft nad dem Ableben der Letzteren in 
der Lage, von ihrem Rechte Gebrauch zu machen und mit jenem 
Todestage kann daher erſt die Berjährung ver Forderung des Capi⸗ 
tales zu laufen begonnen haben, nicht aber, wie Kläger vermeint, 
mit dem Tage der Entſtehung der Forderung. Der Kläger hatte 
daher nachzuweiſen, wann die M verftorben iſt, was er aber nicht 
getban bat. 
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Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erftrichterlihe Urtheil. 
weil fi die Satzpoſt als verjährt varftellt. Es fand nämlich nichte 
entgegen, daß von Demjenigen, dem jeweilig der Fruchtgenuß diefee 
Capitales gebührte, die Zinfen von dem Hypothekbeſitzer begehrt 
wurden, und ift fomit klar, daß dieſes Recht an fi) auch ausgeübt 
werben fonnte, ohne daß es fi weiter darum handeln kann, ob und 
wann dieſes Recht auf die jegige Gellagte im Erbrechtswege über: 
gegangen ift. Iſt Diefes Recht über 30 Jahre nicht ausgeübt worden, 
fo ift es eben durch Verjährung erlojhen (8. 1478 a. b. ©. B.). 
Wenn aber au angenommen werden wollte, daß mit dem echte, 
die Berzinfung des Bapitaled zu fordern, das Recht auf das Capital 
felbft als noch nicht erlofchen betrachtet werden könnte, fo ift doch auch 
durch nichts erwiefen, daß das Capital bis zu ber im Jahre 1864 
verfügten Edictalladung jemals aufgekündet oder eingeforbert wurde. 
Bis dahin ıft daher auch auf das Capital feldft fein Recht ausgeübt 
worden. Wenn Kläger num da® aus der Verjährung ihm erwachſene 
Recht auf Erlöfhung und Löſchung ver Capitalsforberung felbft geltend 
madt, jo bat er, da die Verjährung eben aus der Unterlafjung von 
Rechtshandlungen fließt, außer dem Zeitpunkte der erfolgten Einver- 
leibung des Capitales nichts weiter zu beweifen und die ©eflagte hat 
jene pofitiven Thatſachen nachzuweiſen, aus welchen fie eine Unter: 
bredung oder eine Hemmung ter Berjährung oder einen Grund 
ableiten will, daß überhaupt eine Verjährung nicht anfangen Fonnte. 
Allein einen folden Ausweis bat fie niht geliefert. Daraus, daß 
ihr dieſes Capital erft in neuefter Zeit eingeantwortet wurde, folgt 
nod nicht, daß dasſelbe nicht fhon von einem Bormanne ber ©e- 
Hagten dur Aufkündung und Einklagung geltend gemacht werben 
fonnte. Wenn fie behauptet, daß dieſes Recht auf das Capital felbft 
noch nicht einmal feit 30 Jahren an fi ausgeübt werden konnte, 
weil die M, nad deren Tode erft paßfelbe von dem Hypothelbeſitzer 
gefordert werben fonnte, nod nicht fo lange tobt ift, fo wäre ihr 
eben der Beweis obgelegen, daß die Verjährung aus dem runde, 
weil das Recht, das Capital zu fordern, an fi) noch nicht ausgeübt 
werden konnte, erft in einem fpäteren Beitpunfte angefangen babe, 
feit welchem ihre Vollendung noch nicht möglid war. Dadurch allein, 
daß tie M den lebenslänglichen Fruchtgenuß des Capitales hatte und 
jelbes erſt nah ihrem Tode und nad vierteljähriger Kündigung 
zahlbar war, ift ein Hinderniß gegen die Verjährung nod nicht er- 
wiejen. Dies könnte fi nur aus dem (allfällig ſpät eingetretenen) 
Zeitpunfte des Todes der M erproben, welden eben Derjenige zu 
beweifen bat, der aus dieſem Beitpunfte fein Recht ableitet, vie 
Berjährung zu bejtreiten. 


Nr. 3027. 
Anfpruh einer bereits verehelichten Tochter auf Beftellung 
eined Heiratsgutes? 


utih. v. 27. ee Nr. 2759 (Beft. des das Decr. des B. G. Luditz 
22. Der. 7812, abänd. Derr. des O. L. G. Prag v. 28. Jänner 
1862, Nr. 1164). ©. H. 1868, ©. 210, £ 

Das Geſuch der A gegen ihren Bater,B, mit defien Zuftimmung 
fie ſich verehelicht hatte, ohne von ihm ein Heiratögut zu empfangen, 
obgleich er angeblich hinreichendes Vermögen befigt, um BVerabfolgung 
eines Heiratsgutes von 500 fl. wurde in erfter Inſtanz mit Be⸗ 
ihräntung des Betrages auf 400 fl. bewilligt, vom DO. 2. ©. hin- 
gegen auf ven Recurs des B abgewiefen, weil bie im 8. 1220 a. 6. 
G. B. genannten Perſonen nur bei der Berehelihung ihren Töchtern 
und Enkelinnen ein Heiratögut zu geben verpflichtet feien und nad 
8.1221 ebendort ber Richter nur auf Berlangen der Brautperfonen 
ein angemeffenes Heiratögut zu beftimmen habe, woraus folge, daß 
bie A, abgefehen davon, daß fie für fi allein zu einem folden Be⸗ 
gehren nicht legitimirt iſt, zur Zeit, da fie bereit verheiratet ift, 
eine derlei Forderung zu flellen nicht mehr befugt fei. 

Die Entfheidung der zweiten Inſtanz wurde nom oberften 
Gerichtshofe in der Erwägung beftätigt, daß die A fich bei ihrer Ver⸗ 
ebelihung ein Heiratsgut nicht bebungen und wenn fie felbft, jedoch 
feineöwegs ihr Ehemann, jegt noch ein ſolches beanſpruchen könnte, 
gegen den Widerſpruch ihres Vaters B nicht bewiefen hat, daß der⸗ 
jelbe in der Lage fei, ohne Gefährdung der eigenen Subfiftenz ihr 
ein Heiratögut zu beftellen. 


Nr. 3028. 


Berübmung durch Vorbringung eines Alimentationsanfpruches 
vor dem Eherichter. 


Entid. v. 31. März 1868, Nr. 2106 (Belt. des I, de 8* G. Wien v. 
24, i 1867 3 Ar. 28840, A za — or de . Bien om 
—38 Det. 1867, Nr 


Da nad eingetretener * bes A von ver Bd der Anſpruch 
der Letzteren auf ven Unterhalt pur Bergleih nicht ausgetragen 
werben konnte, legte der Richter den Scheibungsbellagten A die 
Leiftung der Alimente proviſoriſch auf, mit gleichzeitiger Verweiſung 
der Parteien auf das ordentlihe Berfahren zur definitiven Ent- 
fheidung der Alimentenfrage ($. 63 de Anhanges I zum Patent vom 
8. October 1856, R. ©. DI. Nr. 185), ohne dem Begehren des 


A flattzugeben, daß der Scheidungsflägerin B zur Anftellung der 
Klage auf die Leiftung des (definitiven) Unterhaltes eine beftimmte 
Frift gefegt werde. Einige Monate darauf belangte A die B mit ber 
Aufforderungsflage ex lege diffamari, indem er ihren früher erhobenen 
Anfpruh auf Leiltung des proviforiihen Unterhaltes als Rechts⸗ 
berühmung qualificirte und das Begehren ftellte, daß ihr bei fonftiger 
Auflage des ewigen Stillſchweigens die Ausführung ihres Alimenten- 
anfpruches aufgetragen werde. Es handelt fih nun um die Frage, 
ob ver Thatbeitand der Berühmung vorliege. 

Gegen die Anfiht des O. 2. ©. wurde die Frage vom oberften 
Gerichtshofe bejaht und das dem Begehren des Provocanten A ſtatt⸗ 
gebende Urtbeil der erſten Inſtanz aus den folgenden Gründen be- 
ftätige: Mit dem Anſpruche auf ven proviſoriſchen Unterhalt hat vie 
B allerdings implicite ſich gerühmt, Daß A überhaupt zur Alimentation 
ihr verpflichtet fer, weil der Ehefrau, gegen die bereits vorläge, daß 
fie überhaupt feinen Anſpruch auf die Alimente babe, diefelben auch 
nit proviforifch zuerfannt werden könnten. Die B kann mit Grund 
nicht einwenden, nur den Anfprud auf proviſoriſchen Unterhalt und 
höchſtens noch weiter behauptet zu haben, daß ihr künftig ein Auſpruch 
auf definitiven Unterhalt entftehen werde; denn bie zeitliche Scheidung 
war bereits rechtskräftig ausgeiprochen worden und fie fonnte, wie 
gefagt, den Unterhalt auch proviſoriſch nicht begehren, ohne damit 
zugleich die Behauptung auizuftellen, daß fie als geſchiedene Gattin 
überhaupt den Alimentenanfprud habe. Es Tann aud nicht gefagt 
werten, daß dur die Auflage des proviforifchen Unterhaltes fiber 
den Gegenftand der Berühmung bereits entſchieden worven ſei. Denn 
das Definitivum wurde babei eben dem orxbentlihen Proceßwege 
vorbehalten. Damit wurde ausgeſprochen, daß die B den Unterhalts⸗ 
anſpruch als Klägerin auf diefem legteren Wege auszutragen bat, und 
wenn fie nun durch Unterlaffung der Klaganſtellung den proviforifhen 
Bezug der ihr in einer beflimmten Summe ausgefegten Alimente in 
einen immerwährenden zu verwandeln fucht, fo muß der A berechtigt 
fein, fie zur Ausführung ihres Anſpruches durch die Aufforderung zu 
zwingen, die für ihn das dem Gefege wie der Sachlage entiprechende 
Mittel if, um jene Entſcheidung herbeizuführen, bis zu welcher er ſich 
der proviforifhen Beſtimmung des Unterhaltes fügen muß. Die B 
kann fich auch nicht auf einen Rechtsbeſitz berufen, um desſshalb vom 
der Ausführung ihres Anfpruches befreit zu fein, weil fle durch das 
Broviforium eben noch nicht in den Beſitz des Rechtes gejegt wurde, 
welches heute in Frage ift und für deſſen Unstragung ber ordentliche 
Rechtsweg vorbehalten blieb, 
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Nr. 3029. 


Einfluß der Nationalbauk auf Feſtſtellung der Feilbietungs- 
bedingniffe bei Executionsführung eined Dritten auf ein ihr 
verpfändeted Gut. 


Entſch. v 31. März iu nr 2864 (Beit. des Dcer. ded 8. ©. Wien v. 
aa. Dec. 1867, Nr. Abänd. des Deer. dei ©. 8. ©. Wien om 
28. Jänner 1868, Nr. oh, G. 9. 1868, ©. 1%. {®. 3. 1868, Nr. 59 


In einer Erecutionsfache hatte das Gericht erfter Inftanz * 
Einſchreiten der Direction der Erſten öſterreichiſchen Sparcaſſe um 
Feilbietung der verpfändeten Realität in Hinblick auf 8. 32 der 
Statuten der Hypothekarabtheilung der Nationalbank vom 20. März 
1856, R. ©. Bl. Nr. 36, mit Zuziehung derſelben als Hypothekar⸗ 
glänbigerin zur Feſtſtellung ber Feilbietungsbedingniſſe Tagſatzung 
angeorbnet, wobei ber Dertreter der priv. öfterr. Nationalbant die 
Bedingung geftellt wiffen wollte, daß bei der dritten Feilbietung 
diefe Realität nicht unter 4000 fl. Bintangegeben werde, wogegen ber 
Bertreter der Sparcaſſedirection Verwahrung einlegte. — Das Gericht 
ſtellte ſonach das Feilbietungsgefuch zur Abänderung der Bedingniffe 
nad dem Antrage der Nationalbank zurüd, — Das D. 2. ©. gab 
dem Recurje der Sparcajjevirection Folge, wied den Antrag des Ver- 
treterö der Nationalbanf zurüd und trug dem Gerichte er ſter Inſtanz 
auf, das Yeilbietungsgefuh unbeirrt durch den obigen Antrag zu 
erledigen, und zwar in der Erwägung, daß die Direction der Erften 
öfterreichiichen Sparcafje rüdjichtlich ihrer Forderung in Pfandrechte 
der Nationalbank auf viejer Realität vorangeht, daher durch das der 
letzteren im $. 32 der citirten Statuten eingeräumte Privilegium, in 
der durch die beſtehenden Geſetze geficherten Hereinbringung ihrer 
Forderung und in der vollen Anwendung bed 8. 336 ber a. G. O. 
nicht beirrt werden kann. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte hingegen den erftrichterlichen 
Beſcheid in der Erwägung, daß die der Nationalbant im 8. 32 ver 
citirten Statuten eingeräunte Berechtigung, auch bei einer von einem 
anderen ©läubiger angeſuchten erecutiven Veräußerung eines ihr 
verpiändeten Gutes die Berfteigerungsbedingniffe zu entwerfen, auch 
das Recht der Stellung befonterer Anträge zu den vom Erecutiond- 
führer entworfenen Bedingniffen in fih jaßt und nicht durch Priorität 
der Banfforberung bedingt iſt, jondern auch den vorangehenden 
Gläubigern gegenüber gilt; dag nah den im citirten GStatutens 
paragraph ausgefprochenen Zwecken des Privilegiums der öfterreihifchen 
Nationalbank nicht verwehrt werden kann, eine der Verfchleuderung 
des Gutes und der Gefährbung ihrer Forderung vorbeugende Be- 
dingung aufzuftellen ; daß die Feſtſetzung eines Minimalpreiſes für bie 
dritte Derfteigerung und vie Kelicitation gegen kein Geſetz verftößt 
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and weder bie vorangehende Forderung der Erſten öſterreichiſchen 
Sparcaſſe noch jene der jüngeren Pfandgläubiger gefährdet und daß 
das Bedenken wefentliher Beeinträhtigung der Concurrenz Kauf: 
Iufliger oder gänzliher Vereitelung des Verkaufes durch die Sehfegung 
von 4000 fl. als Minimalpreis in Hinblid auf den gerichtlichen 
Schägungswertb von 7200 fi. nicht genügend begründet fl. 


Nr. 3030. 


Gegenſeitige Beſitzſtörungsklage. Erwerb des Nechtsbefites. 

ap in Anſehung bes tempus scientiae. 

v. 51. März 1008, Kr. 2884 (Beft. des dad Decr. des 8. ©. 
Kay Jowice v. 8. Dec. 1867, theitd PEN gzthaus abäud, Decrt. 

. ð. Rralan v. 80, Det 1868, S. 308. 

A kaufte noch unter der —— bes —8 Geſetzes im 
Krakauer Gebiete mittelſt notariellen Inſtrumentes vom Jahre 1855 
von C, Beſitzer der Grundwirthſchaft X, das Recht zur Gewinnung 
der unter der Oberflähe von X vorkommenden feuerfeften Thonerde. 
Im Jahre 1864 anerlannte B, der nachmalige Beſitzer von X, 
mittelft Urkunde das von C dem A verkaufte Recht und räumte es 
ibm von Neuem ein. Im Auguſt 1867 eröffnete A in feinem an X 
ſtoßenden Orundftüde einen Schacht und aus demfelben einen 24” 
in die Unterflähe von X dringenden Gang. Am 1. Detober 1867 
eröffnete B in feiner Grundwirthſchaft X einen Schadt zur Ge⸗ 
winnung der Thonerde. Diefe Operationen gaben dem A und B den 
Anlaß, ſich gegenfeittg in possessorio summariissimo zu belangen; am 
12. October 1867 überreichte A, amı 7. October B die Klage. Beide 
Klagen waren Oegenftand einer und berfelben Verhandlung, in weldyer 
B gegen die Klage des A unter Anderen vorbrachte, daß nicht er, 
fondern fein Sobn D den von A incriminirten Schacht eröffnet 
babe, und zwar auf Grund des von ibm, B, mit D gefchloflenen 
Vertrages, worin er demſelben das Recht der Gewinnung ber Thon- 
erde in der Unterflähe von X verkanft habe. — Das Geridt erfter 
Inftanz entſchied, daß A im Befige des Rechte jei, unter X no 
Thonerde zu graben, und daß B fi jeder weiteren Störung biefeß 
Defige® zu enthalten habe. — Das O. L. ©. erlamte, daß A im 
Beſitze dieſes Rechtes nicht fei und vielmehr den B im Beige ver 
Grundwirthſchaft X geflört und jede fernere Störung dieſes Beſttzes 
zu unterlaflen habe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
SInftanz aus folgenden Gründen: Rah $. 5 des Geleges vom 
27. October 1849, R. ©. DI. Nr. 12, tommt es in possessorio 
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summariissimo lediglich auf Erörterung und Beweis des lebten fac⸗ 
tifhen Beſitzes und deſſen Störung an und bat Derjenige, welcher 
einen Befig erſt erwerben oder ein flärleres Recht zum Befige geltend 
machen will, den ordentlichen Rechtsweg zu betreten. A hat num einen 
faetiſchen Beſitz feinerfeits nicht erwiefen; denn mit dem notariellen 
Ücte vom Jahre 1855 kaufte er das Recht zur Gewinnung ber 
Thonerde in der Unterflähe von X, ohne ed auszuüben. Zwar beruft 
fih A anf die Art. 1604, 1605 und 1607 des Code Napolson, 
bie mit der Eigenthumserwerbung zugleich die Uebergabe verbinven, 
jo daß der factifche Befig mit dem Bertragsfchluffe beginne. Allein 
der Art. 1607 ſtimmt mit dem 8. 427 a. b. ©. 3. darin überein, 
daß Sachen, die nad ihrer Beſchaffenheit eine körperliche Uebergabe 
nicht zulaffen — wohin auch Rechte gehören — durch Zeichen, nämlich 
Urkunden, zu übergeben find; und doch wird Niemand behaupten 
wollen, daß durch eine folhe Urkunde allein, ohne hinzutretende 
Ausübung des Rechtes, ein Beſitz gejchaffen wird, der ald Grumblage 
der Verhandlung in possessorio summariissimo dienen könnte, da 
hiebei die Beſtimmung des $. 5 des Oeſetzes vom 27. Detober 1849, 
R. ©. BI. Nr. 12, wonach Derjenige, welder einen Beſitz erft 
erwerben will, auf dem orbentlihen Rechtswege auftreten muß, ganz 
illuſoriſch würde. Hiemit jteht auch im Einklange der Art. 2228 Code 
Napoleon über die Bedeutung des Befiges. Ebenfowenig bat A feinen 
angeblihen Rechtsbeſitzerwerb durch den mit B im Jahre 1864 
geihlofjenen Vertrag dargethan, welcher ihm nur den Titel zur Er⸗ 
werbung des Rechtes verlieh und die Befugnig gab, im falle der 
Weigerung des B gegen denſelben im orbentlihen Rechtswege auf: 
zutreten. Wenn aber A zur weiteren Begründung feiner Anführung 
bervorhob, daß er bereits im Auguft 1867 in feinem eigenen Grund⸗ 
ftüde den Schacht eröffnet hat und mit einem Gange 24” weit in 
bie Unterflähe von X gelommen ift, fo muß Dagegen erwogen werben, 
daß B einerfeit8 in ber Deffnung des Schachtes, die dem A auf 
eigenem Grunde frei ftand, keine Beeinträchtigung feines Beſitzes 
(von X) erbliden konnte und anvererfeits beftritt, von ber Leitung 
des Ganges zur Zeit, als verfelbe gegraben wurde, Kenntniß gehabt 
zu haben, und behauptete, dag er erft am 20. September fi davon 
überzeugt babe, fo daß feine darauf am 7. Detober angebrachte Klage 
nicht verfpätet war, ba ber Beweis, daß er vor mehr als 30 Tagen 
davon zurüdgerechnet, bereit in Kenntniß geweſen jet, von A nicht 
geliefert worden ift. 


DT — 


Nr. 3031. 


Sequeſtration der pfandweiſe bejchriebenen invecta et illata. 
Gefahr der Berjchleppung. 


Eutid. v. 1. April 1868, Nr. 2080 (Beft. des bad Deer, des 9. G. Groß⸗ 
Meferitih v. 10. Jänner 1868, Nr. 1 „ebind. Derr. des O. L. ©, Brünn 
v. 18. Sebrnar 1868, Nr. 2285). ® . H. 1868, ©. 385, 

Das Gefuh des Verpächters um Sequeſtration der jeinem 
gejeßlihen Pfandrechte unterworfenen und auch bereitd pfandweiſe 
beihriebenen invecta et illata bed Pächters war darauf gegründet, 
daß der Lettere viele von den Pfanpfachen ſchon bejeitigt hatte und 
daher der Verpächter während des noch ſchwebenden Procefles auf 
jeine Klage peto. Zahlung des rüdjtändigen Pachtſchillings für fein 
Pfandrecht Gefahr laufe. Dieſes in erfter Iuftanz bewilligte Geſuch 
wurde vom O. L. ©. abgewieſen und der oberfte Gerichtshof beftätigte 
bie Entſcheidung der zweiten Inſtanz, weil ver im $. 293 a. G. O. 
voraußgefeßte Sequeftrationsfall hier nicht vorliegt und, foferne es 
fih um die Berfiherung der gepfündeten Sachen handelt, nur die im 
8. 343 a. ©. O. gebotenen Mittel dazu gebraucht werden künnen. 


Nr. 3032. 


Unzuläffigkeit der Revindication von Parcellen, welche ber 
Eigenthümer als Beſtandtheile ded feilgebotenen Grundſtückes 
anerkannt hat. 


Entid. v. 2. April 1868, Nr. 2318 (Be . des 8. ©, 
BB a a m rat 


Der Kläger, —— a bes Gransbudetörers X, 
forderte mit der Eigenthumsklage die Parcellen a und b von bem 
Befiger derjelben aus bem Grunde zurüd, weil fie Beſtandtheile von 
X feien und in der gegen ihn auf bas ihm gehörige Gut Y ge- 
führten Execution irrigerweife als Beſtandtheile dieſes legteren Grund⸗ 
buchskörpers behandelt, reſp. gefhägt und mitverfleigert wurden, 
daher der Bellagte, indem er das Gut Y erftand und als Eigen⸗ 
thümer intabnlixt wurde, nicht Eigenthümer der Barcellen a und b 
geworden fe. — Mit Abänderung des Urtheild erfter Inſtanz, 
womit der Zeugenbeweis des Klägers für die behauptete Zugehörigkeit 
ber revindicirten Parcellen zu X zugelafien wurde, bat das D. 2. ©. 
bie Klage ohneweiters abgewiejen, weil der Kläger durch feine 
vorbehaltslofe Unterzeihnung der über die executive Schäßung und 
Veilbietung errichteten Protofolle, worin die fraglichen Parcellen als 
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Beſtandtheile des in Execution gezogenen Grundbuchsobjectes X be- 
zeichmet und deshalb in die Schägung miteinbezogen und mitverkauft 
wurden, wie Zugehörigkeit derſelben ſelbſt anerlannt und einen hiebei 
unterlaufenen Irrthum nicht einmal wahrſcheinlich gemacht, viel weniger 
bewiefen bat, zudem ein folder Irrthum nad 88. 875 und 876 _ 
a. b. G. B. dem Kläger gegen den Beklagten, welcher daran keine 
Schuld trug, ein Klagrecht gar nicht verliehen haben würde. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtbeil 
ans deflen Gründen. 


Nr. 3038. 
Unanwenbbarfeit des für DBeftandftreitfachen vorgezetchneben 
Berfahrend auf Beſtandverträge über bewegliche Sachen. 
v. 8, April 1868, Nr. 8380 ei. jet ichförmigen Decr. de 
8.0, ber —* Stadt Wien v. 30. h 1 yır "2038, und ben 
O. L. 6. Wien u. 35. Yebruar 1508, 3550). 6. 8 . 1868, S . 

Die untergerichtlichen Verordnungen, womit auf die Klage des 
A gegen B pto. Zahlung einer Miethgelpfhuld von 920 fl, für ver: 
miethete ee anftatt des ſummariſchen Verfahrens, das Ber: 
fahren nah 8.1 G. D. eingeleitet worden ift, wurden vom 
oberften —E ——8 erhalten, weil aus der Beſtimmung 
des 8. 1 des Patentes vom 16. Nov. 1858, R. G. Bl. Nr. 213, 
wonad Streitigkeiten aus Beftandverträgen vor dad B. ©., in 
teffen Bezirk das Beftandsobject liegt, gehören, Mar hervorgeht, 
daß unter den in biefem Paragraphe, fowie im Eingange des Paten tes 
erwähnten Beftandverträgen, wofür darin das Verfahren normirt wird, 
nur Beltanpverträge über unbeweglihe und denſelben ausdrücklich 
gleichgeftellte Sachen gemeint find, weshalb auch die Beſtimmung 
des 8. 12 ebendort (Feſtſetzung des fummarifhen Verfahrens) nur 
auf Streitigkeiten aus Beftandverträgen über Immobilien bezogen 

werben kann. 


Nr. 3034. 
Umfang ded Srfatanipeudes bes Grundeigenthümers im alle 
s & 418 a. b. G. B. 
Su er ee ur. aan 
a 3. Der. ‚N. 469). ©. re &.1, ara 


B, ve m dem Orunbe de& A boma fide und mit beffen Bor- 
wiffen einen Bau aufgeführt hatte, wurde von biefem er Zahlung 
Glafer, Unger u. Walther Entid. VI. 
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des von Experten mit Berüdfichtigung des Gebraudes und ber Ber- 
wendung bed Grundes feftzuftellenven Werthes besfelben und auf ven 
Erjat des gleichfalls durch Sachbefund zu ermittelnden Werthes ver 
Nutzung des Grundſtückes von den legten drei Jahren belangt. — Das 
Geriht erfter Inftanz hat dem Klagbegehren vollſtändig ftattgegeben, 
das O. L. ©. Hingegen nur die Zahlung des gemeinen Werthes bes 
Grundftüdes dem Kläger zugeiprohen und fein Begehren in Betreff 
der Nutzungen abgewiefen. In ber Revifionsbefchwerde beftann A 
darauf, daß bei der Teflfeßung des ihm gebührenden Grundwerthes 
auf den Gebraud und die Verwendung des Grundſtückes Nüdficht 
genommen werben müfle; daß die Nutzungen ein Accefforium des ihm 
gebührenden Werthes des Grunpftüdes barftellen, der Bauführer nicht 
durch Die bloße Thatſache der Bauführung, fondern erft durch die Zahlımg 
bes Werthes des fremden Grundes vefien Eigenthümer werde und bis 
dahin das Eigentum daran ſammt dem Recht auf vie Nutzungen 
nad der Maren Faflung des $. 418 a. b. ©. B. dem bisherigen 
Eigenthümer verbleibe. 

In Erwägung, daß, nachdem der Schlußfag des 8. 418 a. b. 
G. 3. eben auch eine der im Geſetzbuche feftgefeßten Arten ber Eigen- 
thumserwerbung durch Zuwachs zum Gegenſtande bat, wohl nicht 
bezweifelt werben Tann, daß in dieſem alle der reblihe Bauführer, 
bem die vermuthete Zuftimmung des Grundeigenthümers zur Geite 
ſteht, durch den Act der Bauführung fofort unmittelbar das Eigen⸗ 
thum an dem Grunde mit allen im Geſetze feftgeftellten Eigenthums- 
rechten erwirbt und dem biöherigen Eigenthümer zu nichts Anderem, 
al zum Erſatz des gemeinen Werthes desfelben, alfo zur Zahlung 
einer Geldſumme verpflichtet ift, daher dem Letzteren bet verzögerter 
Zahlung nur der Anfprud auf VBerzugszinfen zuftehen fönnte, ver aber 
bier vom Kläger gar nicht erhoben wurde, hat der oberfte Gerichts- 
hof das Urtheil der zweiten Inſtanz beftätigt, 


Nr. 3035. 
Zurüdweifung der Erböerffärung wegen Mangeld eined ge- 
jeglichen Titels. 

2: v. 15. April 1868, Nr. 8868 (Beh. des Decr. des 8. G. Waidhofen 
a. d. VYbbs v. 15. Februar 1868, Nr. 3188, Aband. des Decr. des O. L. G. 
‚Bien d. 10. März 1868, Ar. 4592), ©. 3. 1868, Nr. 56. ©. ð. 1868, ©. 288, 

Die A überreichte eine Erbserklärung zu dem Nadlafie des 
M auf Örunblage des Gefeßes, ohne nähere Angabe, indem fie fich 
oorbehielt, ihr Erbrecht fpäter auszumweifen. Sie bat zugleid um Er⸗ 
bebungen bezüglich einiger Vermögensbeſtandtheile des Nachlafleb. 
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Dieſe wurden von ber Abhandlungsbehörbe eingeleitet, dabei aber in 
Erfahrung gebradht, daß M der außereheliche Sohn, die A jebod die 
ebelihe Toter der N fei. Hierauf wurde vom Abhanblungsgerichte 
die auf dem Gefege beruhen follende Erbserllärung der A nad 8. 754 
a. b. G. B. zurüdgewiefen. Auf den Recurs der A, worin fie an- 
brachte, daß die N, als fie in Baiern ihren, ber A, Bater heiratete, 
dabei bezüglih des M eine nach baieriſchen Geſetzen zuläffige Ein» 
lindichaft bedungen babe, wofür fie nachträglich (8.122 des k. Patentes 
vom 9. Auguft 1854, R. ©. BL. Nr. 208) die Belege beibringen 
werde, verorbnete bie zweite Inſtanz in der Erwägung, daß nad) 
8. 122 des Gefeßes vom 9. Auguft 184 jeve in der vorgefchriebenen 
Form andgeftellte Erbserklärung vom Gerichte anzunehmen ift, jene 
der A aber die gefeglihen Erforverniffe hat, aud die Angabe des 
Erbrechtstitels enthält und der Nachweis derjelben nad) diefem 8. 122 
nachträglich beigebradht werben kann, die Erbserflärung anzunehmen. 
Die hievon verftändigte Finanzprocuratur ergriff in Bertretung des 
Tabucitätsfondes den Revifionsrecurs, welchem durch Beflätigung ber 
erftgerichtlichen Verordnung flattgegeben wurbe, weil nach $. 799 
a. b. ©. 8. und $. 122 des Gefeges v. 9. Auguft 1864 jede Erbs- 
erflärung ven Titel (für welden die Beweiſe allerdings auch fpäter 
beigebracht werden können) des Erbrechtes, alſo die Thatſache, woraus 
mit Bezug auf das Geſetz das Erbrecht hergeleitet wird, enthalten 
muß — z. B. Verwandtſchaft, Adoption — was in der Erbserklärung 
der A nicht geſchehen iſt. 


Nr. 3036. 


Behandlung von Simultan-Hypotheken bei der Meiſtgebots⸗ 
vertheilung: Einfprache des Beſitzers ber fimultan mit dem 
Erecntiondobject haftenden Sache. 

. ‚16. Sa 1888, Dr. 7 (Beft. des dad Decr. des B. ©. 
ee ing » 16, Nov. 1867, aufbeb. Deer. des DO. 2. ©. Wien 
ebruar — Nr. er . 9. 1869, ©. 15. 

Bi ve —— des Meiſtgebotes auf eine im Executions⸗ 
wege ve rfteigerte Liegenſchaft hatte der primo loeo intabulirte Satz- 
gläubiger A erklärt, für feine Forderung von 2100 fl. nur 1360 fl. 
von dem Kaufichilling in Anspruch Li nehmen und mit dem Reſt von 
750 fl. an die Liegenfchaft des B ſich halten zu wollen, auf ber 
feine Forderung fimultan intabulirt war, fo daß das Meifigebot auch 
nod zur Befriedigung bes secundo loco eingetragenen Pfandgläubigers 
C außgereiht hätte. Dagegen erhob B ſchriftlichen Einſpruch und ver- 
langte die Feſtſezung einer Tagfahrt zur Ergänzung ber Verhandlung 
über die Bertheilung des Meiſtgebotes zur Anhörung aller Intereffenten, 

22* 
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bh mitein geſchloſſen. Den erſtrichterlichen Beſcheid, womit bie begehrte 
Tagfagung angeordnet wurde, hat das O. L. ©. aufgehoben und ben 
Einſpruch des B al8 gerichtsordnungswidrig zurüdgemwiejen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz, weil B nit Pfandgläubiger der in Eprecution gezogenen 
Realität und daher nicht legitimixt ift, bei der in Rede ftehenben 
Liquidation Sprade zu führen. 


Nr. 3037. 


Verhältniß der Gerichte zu den Gemeindebehörben : Nichtex- 
liche Prüfung der Giltigfeit einer Verorbuung des Gemeinde 
vorſtehers. 
Entſch. v. 15. April 1868, Nr. 8581 (Aufheb. des das Decr. des * G. 
Volosca v. 7. Dec. 1867, Nr. 3989, aufheb. Decr. des O. L. ©. Trieſt 
v. 5, Februar 1868, Nr. 408). ©. 9. 1868, €. 

Das Erfenntniß der erften Inſtanz in possessorio summariissimo 
anf die Klage des A gegen B, Gemeinderath der Gemeinde C, pto. 
Beſitzſtörung durch Niederreigung ver Einfrievdungsmauer eines Grund 
ftüdes, wurde vom O. L. ©. aufgehoben und die Zurüdftellung der 
Klage wegen Unzuftändigfeit der Gerichte verorbnet, weil nad) den 
Ausfagen ver in der Verhandlung verhörten Zeugen die Mauer von 
ben Gemeinbehütern im Auftrage des B als Gemeinderath und ber 
Vorfteher der Nebengemeinden D und E wegen Errichtung der Mauer 
auf einem Gemeindegrund niedergeriffen worden ift und der Verwal⸗ 
tungsbehörde, nicht aber dem Gericht die Entſcheidung zufteht: ob die 
Perfonen, denen der Auftrag gegeben wurde, zu beffen Ausführung 
ohne Unterpofition des Bürgermeifterd der Hauptgemeinde ermächtigt 
waren, und taß B den Befehl nit als Privat, fondern als Ge⸗ 
meinverath ertheilt habe. 

In Erwägung, daß nah Art. 7 des Grundgeſetzes über bie 
richterlibe Gewalt v. 21. December 1867, R. ©. Bl. Nr. 144, 
bie Gerichte nunmehr über die Giltigkeit auch der von abminiftra- 
tiven Behörden erlaffenen VBererbnungen zu entſcheiden haben, und 
demnach dem Gericht auch. im vorliegenden Falle die Entſcheidung 
darüber zufteht, ob B im Vereine mit anderen Gemeindeorganen jedoch 
ohne Intervention des Gemeindevorſtandes, den Abbruch der nam 
Kläger errichteten Mauer giltig verfügen konnte, — hat der oberfte 
Gerichtshof auf den Recurs des in erfter Inftanz ſiegreichen Klägers 
die obergerihtlihe Verordnung aufgehoben und dem O. 8. ©. bie 
Entfheibung in merito aufgetragen. 


‘ 
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Nr. 3038. 
Cautio de non amplius turbando: Ungebundenheit ber 
Einklagung der angebrohten Gelpftrafe an die breikigtägige 
Friſt. 


Eutſch. v. 15. 1868, Nr. 8789 (Beſt. des Decr. des obgorze 
Er Anguft 1867 er Nr. 2 ‚Abi. 830 des D enden 
y. 18, Nov, 1867, Pr. 15908). ©, 9. ien ©. 391. ©, 3. 1869, Nr. 

Durch gerichtliches 2 vom Jahre 1865 wurde A in 
possessorio summatilbsimo im Beſitze des Fahrweges durch ein Grund⸗ 
ftüd des Beflagten B gefhägt und dem Legteren die Störung dieſes 
Befiges mit Androhung der Geldſtrafe von 15 fl. anterfagt. Nichts⸗ 
beftuweniger ließ B den Feldweg im Herbſt 1866 eggen, im Früh—⸗ 
jahr 1867 adern und im Juni 1867 bebauen und unterfagte dem A 
am 26. Juni 1867 das Fahren, worauf A am nächſtfolgenden Tage 
gegen B MHagend auftrat und das Begehren ftellte, daß wegen Stö⸗ 
rimg bes Beſitzes die Geldſtrafe von 15 fl. eingezogen und dem B 
das Verbot weiterer Beſitzſtörung bei Geldftrafe erneuert werde. — Mit 
Abänderung des dem Klagbegehren ftattgebenden Decretes der erften 
Inſtanz bat das O. L. ©. den A ab- und auf den ordentlichen 
Rechtsweg gewiefen, weil ſchon die Einaderäng des Grundſtückes 
eine Störung des A tm feinem Beſitze des Feldweges geweſen iſt, 
gegen weldye er in possessorio summariissimo innerhalb 30 Tagen 
hätte auftreten müſſen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte aus folgenden Grümden bie 
Entſcheidung der erften Inſtanz: Als Verlegung des (durch das frä- 
bere Erkemntniß) bereits rechtskräftig flatuirten Proviforiums wurde 
außer der Einaderung bes Feldweges auh die — von B nit ab» 
geleugnett — Unterfagung des Fahrens angegeben; erft durch dieſe 
Berwehrung der Durchfahrt iſt die Einackerung an ſich zur Beſitz- 
ſtbrung geworben und daher für die Prüfung der Rechtzeitigkeit bei 
pi ur der ‚Beitpunft der Unterfagung bes Berfahrens 

Padem handelt es ſich hier eigentlih um bie Execution 
—* it ergangehen und rechtskräftigen Entſcheidun in pᷣoses 
sörio dummarlissimo; wo nicht mehr der Zwang bes 30tägigen Ter⸗ 
Inimes eintritt. 


Str. 3038. 
Einfluß ber Streitgenoffenfehaft auf den Ausfall des Eides: 
— des Parteibegehtens ð 
— Ba Bi ne ii a De hin — 


Zu der Rehtöfähe des A ünb B ner C pio. Anerkennung 
des Miteigenthums ver Kiäger zu gleichen Theilen mit C an einer 


von ben Streittheilen gemeinfchaftlich herausgegebenen Karte und’ Ver⸗ 
pflihtung des Bellagten zur Rehnungsablage in beftimmten Zeit- 
abfchnitten, über den Betrieb des Unternehmens, wurde die Entſchei⸗ 
dung von einem Haupt und einem Erfüllungseide, welche bie Kläger 
abzufhwören hatten, abhängig gemacht. Beide Eide wurden nur von 
A angetreten und abgelegt, worauf C das Begehren um das Er⸗ 
kenntniß ftellte, daß die Eibe, weil beiven Klägern aufgetragen und 
nur von dem einen abgelegt, für nicht abgefchworen zu halten feien. 
— Nach vorgängiger Berhandlung entſchied das Gericht erfter Yuftanz 
nad dem Begehren; das D. 2. ©. erfannte, daß dad Begehren des C 
abgewiefen werde und daß die fententionirten Eide bezüglich des A 
für abgelegt zu balten feien. Dagegen ergriff C den Recurs, worin 
ex die obergerichtliche Entſcheidung unter Anderem auch wegen Ueber- 
ſchreitung bes Petitd (durch das ausdrückliche Erkenntniß: daß bie 
Eide in Betreff des A für abgelegt zu halten feien) anfocht. 

Der oberftie Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung ber zweiten 
Inſtanz. Gründe: Nachdem C das Begehren darauf gerichtet bat, 
daß die Eine, weil beiden Klägern auferlegt und uur von A ab= 
gefhworen, für nicht abgelegt zu halten feien; nachdem es dem Mit⸗ 
kläger B gegenüber, welder die ide nicht einmal angetreten bat, 
eines Erkenntniſſes, daß in Betreff feiner bie Eive für nicht ab» 
gelegt zu halten feien, nicht mehr bedurfte; nachdem alfo das Begehren 
des C nur den Zweck haben konnte, die Frage zur Entfcheibung zu 
bringen (womit fi vorwiegend aud bie desfalls gepflogene Parteien⸗ 
verhandlung befaßt bat), ob und welde Wirkung vie Eivesablegung 
des A babe; nachdem endlich die Bitte des A um Abweiſung des 
von C geftellten Begehrens nicht anders als dahin aufgefaßt werben 
fonnte, daß ed ausgeſprochen werbe, daß biefes Begehren ihm, A, 
gegenüber nicht ftatthabe, weil er die Eide abgeihworen bat, fo iſt 
in dem obergerihtlihen Ausſpruch weder eine Weberfchreitung des 
Gegenflandes der Entfeheivung, noch eine Ueberſchreitung der Proceß⸗ 
begehren enthalten, und es findet verjelbe aud darin jeine Begrün⸗ 
bung, daß nach dem Gegenftande der Streitfache es fih um Rechts⸗ 
anſprüche banbelt, bie beiven Klägern, A und B, dem Bellagten C 
gegenüber, noch unter ihren beftimmten Antheilen gemeinfam find, 
mithin im Sinne bed ben Proceß enticheidenden Urtheils aus 
der Sachfälligkeit des Kläger B wegen unterlaflener Eidesleiftung 
nicht ohne Weiteres die Gachfälligkeit des Klägers A, der die ur» 
theilgmäßige Beringung des Sieges in Betreff feines Anfpruches er⸗ 
fallt hat, gefolgert werden lann ımb bem A gegenüber, ber, was 
das Urtheil ihm auftrug, gethan hat, und ein Mehreres rüdficht- 
lich der au feinem Streitgenoffen auferlegten Eidesleiſtung nicht 
thun fonnte, ein Ausſpruch nicht gerechtfertigt wäre, ver ihm von 
vornherein die Möglichkeit entzöge, bie Anjprühe, welche er durch 
feine Eidesleiftung erfiegt zu haben glaubt, in geeigneter Weife zur 
Geltung zu bringen. 


— 38 — 


Nr. 3080. 

Einverleibung des Pfandrechtes für die auf den Kaufpreis 
geiwiefene Grundentlaſtungsſchuld vor der Gewähranfchreibung 
bes Erftehers der Liegenfchaft. 

. 2. 16, 1868, Nr. 3339 i 
©. ©. ehet teez ©, Bios 
v. 17, Dec, 1868, Nr. 88286), ©. I, 1868, Nr. 96 
Die im Executionswege verfteigerte Liegenfchaft bes X wurde 
dem B als Meiftbieter zugefhlagen, und nebft anderen Forderungen 
eine Orundentlaftungsforberung bed Aerars von 623 fl. auf ven 
von B nit erlegten Kaufihilling gewieen. In biefem Stabium 
begehrte die Finanzprocuratur bie Intabulation des erecutiven Pfand- 
rechtes für befagte Forderung bei der dem B noch nicht bücherlich 
zugeſchriebenen Realität. Beide Untergerichte bewilligten das Geſuch; 
B recurrirte dagegen an bie britte Inſtanz, indem er anführte, daß 
er, in Folge der Anmweifung der Örundentlaftungsforderung auf ben 
Kaufſchilling, perfönliher Schulpner derfelben geworben fei und daß 
die Forderung gegen ihn nicht intabulirt werben könne, fo lange 
nit er, fondern der Execut X als Eigenthümer im Grund⸗ 

buche ftehe. | 

Der oberſte Gerichtshof verwarf den Recurs in Erwägung, daß 
bie Srundentlaftimgsfchnibigkeit eine Reallaſt ift, welche immer gegen 


+ 


die Realität geltend gemacht werben Tann, und ba, wenn audy 


Recurrent durch die Anweifung berjelben auf den Kaufſchilling hiefür 
Berfonalfchuloner geworden ift, die befagte Realverpflichtung erft mit 
ber vollfländigen Zahlımg erlifdht. 


Nr. 3041. 
Pfändung von Sachen in Händen eines Dritten. 


. 9. 16, 1868, Nr. 8746 des Deer. bed 9. G. Wien 
—— Nr. — —— ed Dect. des D. X. G. Wien 
». 8, Mär, 1868, Nr. 4486). ©. 9. 1868, ©. 262. 

Das in erfter Inſtanz bewilligte Gefuch des A um Entpfän⸗ 
bung der von B im Executionsverfahren gegen feinen Schuldner C 
gepfändeten Mobilien, vie in der Imbabung bed A waren, wurbe 
vom O. L. ©. abgewiefen, weil A einerſeits die Pfändung bei fid 
ohne Einſprache vornehmen ließ und andererſeits fein Eigenthum an 
den Mobilien nicht dargethan Bat. 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte Die erſtgerichtliche Entſcheidung, 
weil aus dem Pfändungsproto koll und den amtlichen Erhebungen des 
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Gerichtes erſter Inſtanz ſich ergibt, daß die in Frage ſtehenden Ein⸗ 
richtungsoſtücke ſich in der Wohnung des A befinden; weil die gepflo- 
genen Erhebungen außer Zweifel ftellen, daß A die Pfändung in 
feiner Wohnung nicht freiwillig, ſondern nur, um dem Getichts⸗ 
abgeorbneten feinen unerlaubten Wiberſtand entgegentzufegen, zugelaffen 
ger und unter dieſen Umftänden nah 8. 4 des Hofdecretes vom 

. Mai 1845, 9. ©. ©. Nr. 589, die Amtshandlung des Gerichts⸗ 
abgeorpneten auf die Zuftellung des Pfandungsbeſcheides an A zu 
beſchränken war. 


Nr. 3042. 


Berhältuig der Gerichte zur den Verwaltungsbehörten: Re⸗ 
gulirung ded Beſitzſtandes mit Verweiſung auf dem (orvent- 
lichen?) Rechtsweg. 

Eutid. v. 17. April 1808, Nr. 888 (Bet. des das Detr. des U. ©. KLolin 

1. Dec. 1866, Nr. 7422, abänd. dect, ded D. 2. ©. 12. 

A ann: Ge, Le. as v. 12. März 

Die Klage der A wider den B wegen Störung im Befige eines 
Sahrweges durch Aufwerfung eines Grabens murbe vom oberſten 
Gerichtſshoſe aus folgenden Grünven abgewiefen: Der Bellagte hat bie 
ihm von der Verwaltungsbehörbe im öffentligen Intereſſe ertheilte 
und im Inſtanzenzuge beſtätigie Bewilligung zu jener Röhrenlegung 
auf der Wegparcelle X und ber desfalls nötkigen Ausgrabeng des 
Erdreichs, welde von der A eben als Befißftörung bezeichnet wird, 
vorgetban, mithin durch feine Handlung keine Eigenmächtigkeit be 
gangen, nnd mußte bie Klägerin, da nur eigenmächtige Störungen 
den Anſpruch auf richterlichen Befigfhug begründen, abgemwiefen wer- 
ten, zumal rehtsfräftige Eutſcheidungen ver Berwaltungsbehörbe 
nit der Befigflörungsklage nicht angefochten und nid gest 
werben können. Wenn aber der fägerin in der politiſchen Entſchei⸗ 
dung bis Geltendmachuug ihres vermeintlichen Eigenthumdanſpruches 
auf vie Wegparcelle X vorbehalten worden ift, fe kann darunter mır 
der ordentliche Rechtsweg, wit ber Beſitzſtörungsſtreit verftanden 
werben. 
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Nr. 3043. 


Abſchluß des Kaufvertrages und Uebernahme der gekauften 

Sachen durch einen vorgeblichen Mandatar: Anuſpruch des 

Eigenthümers ſolcher hierauf im Erecutionswege verkauften 
Sachen auf den Erlös. 


Eutſch. v, 17. April 1808, Nr. 2107 (Beſt. d G. Wi 
v. — Yin, dar, Nr. 154694, nd ee ve ray R 30 ion vom 
. Nov. 1867, Nr. 14941). ©, 1888, 

Auf Anftehen mehrerer Oläubiger des B, Director der vor⸗ 
beftandenen Thiergartengeſellſchaft zu Wien, wurden im Erecutionswege 
die Einrichtungsſtücke in den Localitäten, welche die Gefellichaft dem 
B zur Errichtung einer Reflauration für feine Rechnung eingeräumt 
batte, gepfändet, gejhägt und verfteigert. Nun belangte bie Firma 
A die Pfandgläubiger des B, indem fie das Begehren — * daß ihr 
Eigenthum an den Einrichtungsſtücken, reſp. an dem Verſteigerungs⸗ 
erlös anerkannt und derſelbe ihr aus ber gerichtlichen Verwahrung 
ausgefolgt werde. Zur Begründung der Klage wurbe angeführt: 
1. es fei von ber Firma A mit B dad Uebereindommen getroffen 
worden, daß fie bie fraglichen Utenfilien für die Thiergartengeſellſchaft 
u liefern babe; 2. e8 jeien dieſelben von ihr für die genannte Ge- 
Feliaft geliefert und damit die Reflaurationslocalitäten ber Gefell- 
haft ausgeftattet worden; 3. B fei aber zur Beftellung der Einrich⸗ 
tungsftüde von der Gefellihaft nit ermächtigt gewelen und habe das 
Mandat verfelben nur vorgefhügt, Daraus folge, daß vie Firma, 
wit der Wblieferung ber Utenfilien das Kigenthum derſelben weder 
auf B, der den Vertrag mit ihr nidt in feinem Namen — 
noch auf die Geſellſchaft, die wegen [ehlenber Bevollmähtigung des 
nicht die Käuferin war, übertragen habe, fondern die Eigenthümerin 
der Utenfilien geblieben ſei, weshalb fie nun auf das Pretium der⸗ 
felben Anſpruch habe. Die Bellagten Yengneten die ad 1 und 2 
angeführten Umflände, zu deren Beweis bie Slägerin ihnen ben 
Haupteid auftrug, und wenbeten außerdem ein, daß fie fich lebiglich 
an B zu halten Babe, von ihm, der fie in Irrthum geführt, den 
Schadenerfag fordern müffe und daß bie römische Rechtsregel: pretium 
succedit in lseum rei, worauf fie ben Anſpruch auf Verfteigerungs- 
erlöß gründen will, dem öfterreihifhen Privatredht fremd fei. — Das 
Gericht erfter Inftanz erkannte gegen das Hlagbegehren. — Bas 
O. L. G. gab ber Klage flatt imter bet Bedingung des buch den 
Haupteid erbrachten Beweiſes ber Anführungen 1 und 2. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten In: 
fang, Gründe: Die Frage, ob die Firnia A zum laganfprud 
berechtigt fei, muß bejaht werden, wenn erwieſen wird, daß die Üten- 
flien zur Zeit der Feilbietung ihr Eigenthum waren, weil burd den 


+ + 
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erecutiven Verlauf von Sachen ber Klägerin, obſchon ſie die Sachen 
ſelbſt nah 8.367 0.5. ©. 8. nicht zurüdfordern kann, ihr keinesfalls 
der Anfprud auf den an deren Stelle getretenen Erlös verloren 
ging. Diefer Anſpruch ift nicht eine Entſchädigungsforderung, die 
eine widerrechtliche Beſchädigung vorausfeßt und nur gegen ben Be: 
ſchädiger (88. 1294 und 1295 a. b. ©. 3.) geht, fonbern ber 
unmittelbare Ausfluß des Eigentyumsd an den verkauften Sachen felbft; 
und fowie der Eigenthümer einer Sache die Erecutionsführung bes 
Släubigerd eined Dritten auf diefelbe zu verhindern berechtigt iſt, 
bat er im Falle der ſchon bewirkten Veräußerung auch bas Recht, 
den Erecutionsführer von dem Erlös auszufchließen, weil weder dem 
Erecuten aus der Berfteigerung ver ihm fremden Sade ein Anſpruch 
auf den Erlös erwachſen kann, noch das Recht des Erecutionsführers 
auf dem Erlös ein anderes und ſtärkeres geworben ift, als fein Hecht 
auf die gepfändete Sade war. Wird nun — dur den Haupteib 
— bewiefen, daß die Firma A die Utenfilien dem B nicht für feine 
Perfon, fondern auf feine Beftellung der Thiergartengefellfchaft ver⸗ 
fauft und geliefert Bat, fo if, da B zum Abſchluß des Geſchäftes 
nit ermädtigt war, ein für die Firma verbindlicher Bertrag gar 
nicht zu Stande gelommen und, wenngleich berechtigt, wegen Zahlung 
des Preifes oder Nüdftellung der Sachen fih an ihn zu halten, ifl 
die Klägerin nicht verpflichtet, nur mehr den B al® Kontrahenten 
anzunehmen, umfoninber, dba fie die Gegenftände lieferte, ohne das 
Kaufgeld zu erhalten, dieſes alfo dem Päufer crebitirte. Auch bei 
dem Kauf erfolgt die Erwerbung des Eigenthums anf Seite bes 
Käufers erſt durch die Tradition; bis dahin verbleibt das Eigenthum 
beim Verkäufer. Wird nun ber Beweis ad 1 und 2 hergeftellt, fo 
find die Utenfilien nicht dem Käufer übergeben worben, da biefelben 
weder von B, der fie empfing, noch von der Thiergartengefellicaft, 
für welde er fie in Empfang nahın, gelauft worben waren, folglich 
Eigenthun der Firma A geblieben. ' 


Nr. 3044. | 
Befisftörung? Pertinenzqualität des Düngers ? 


Entſch. v. 17, April 1868, Nr. 2519 (Beft. des das Derr. des B. G. 
Eyernowit v. 9. uni 1867, Nr. 4855, abünd. Deer. bes D. 2. ©. Lemberg 
v. 6, Nov, 1867, Nr. 27141), ©. 3. 1868, Nr. 56. 

Der Outsinhaber A belangte feinen Gutspächter B wegen Befit- 
flörung, weil dieſer im legten Jahre der Pachtzeit den größten Theil des 
vorhandenen Düngers, ber zum fundus instructus des Gutes gehöre, 
theil8 auf ein anderes von ihm, B, gepachtetes Gut gebracht, theils 
jegar verkauft, daher ihn, A, im Befige eines Zugehörs des Gutes 
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geftört habe. B entgegnete, daß er die Welver in einem ber Jahreszeit, 
wo ber Pacht zu Ende ging, entſprechend gebüngten Zuſtande übergeben 
babe, übrigens ber Dünger eine bewegliche Sache, nicht Zugehör des 
Gutes fei, nicht blos von dem zum fundus instructus gehörigen Vieh⸗ 
ftande, fondern auch von dem außer vemfelben durch ihn beigeftellten 
Bieh herrühre. — Die erfte Inflanz gab dem Sllagbegehren ftatt in 
Erwägimg, daß durch die Verpachtung der Eigenthümer fi) der Beſitz⸗ 
rechte auf das Beſtandſtück nicht begibt, dem Beſtandnehmer nur ver 
Gebrauch und Genuß zufteht, er als bloßer Inhaber nicht berechtigt 
ifl, ven Grund feiner Gewahrfame eigenmächtig zu verwechſeln; daß 
der Dünger, weil ımb fofern er zum orbentlihen Wirthichaftsbetriebe 
erforberlih und ſchon durch das Gefeg zum fortvauernden Gebraude 
der Hauptfahe beftimmt ift, als Zugehör ver legteren angejehen 
werben muß; und daß der Belangte nicht dargethan bat, daß mehr 
Dünger erzeugt wurbe, als zur Bemirthihaftung des Gutes nöthig 
war. — Die zweite Inſtanz mies bie Beſitzſtörungsklage zurüd. 
Gründe: Im vorliegenden Falle handelt es fi nit um bie Störung 
eines factifchen Beſitzſtandes, ſondern um eine Handlungsweiſe des 
Pähters bezüglich des in feinem Pachtbeſitze ſtehenden Gutes, namentlich 
um bie gegen bie Regeln der orbentlihen Wirthfchaftsführung erfolgte 
Begführung des Düngers, wodurch das gepachtete Gut einer Ver⸗ 
ſchlechterung ausgeſetzt wird. Die gepflogene Verhandlung und Er» 
bebung bat aber unzweifelhaft dargethan, daß fih ver Kläger im 
—* Beſitze bes fraglichen Düngers nicht befand; die Frage hin⸗ 
gegen, ob und in welchem Maße er als Zugehör oder Zuwachs zur 
Subftanz des dem Kläger eigenthümlichen Gutes gehört, kann nur 
im orbeitlichen Nechtöwege ausgetragen und entſchieden werben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz, weil e8 einzig und allein auf dem letzten factiihen Befig- 
fand und die erfolgte Störung anlommt, Kläger aber in dem Befite 
des Düngers, als einer beweglichen Sache, ſich niemals befand, und 
die Frage, inwiefern berfelbe dennoch als Zugehör des unbeweglichen 
Gutes anzufehen fei, nad 8. 5 der kaiſ. Bog. v. 27. Oct. 1849, 
R. ©. DB. Nr. 12, im Befigflörungsverfahren nicht ausgetragen 
werden kann. 


Kr. 3045. 
Pfändung der invecta et illata: Entbehrlichfeit der Bei- 
bringung des Beſtandvertrages. 
—5— v. —8 Apr 1868 a. 8747 (B > Ben Mb ae Den bei 4 G. Fege 
a Sehruar 1008. Mars). ® 9. — & 2 


Ds gleichzeitig mit der Pachtzinsklage überreichte Geſuch des 
Verpächters A gegen den Pächter B um pfandweiſe Beſchreibung 
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der invecta und illata wurde in erfler „muftanz bewilligt, vom 
O. L. ©. aber aus dem Grunde abgewiejen, weil A weber mit bem 
Geſuch, noch mit der Klage die Originalurkunde des Pachtvertrages 
producirt hat. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den erftgerichtlichen Beſcheid, 
weil die Borlage des Driginald des Beſtandvertrages weber durch ein 
Gefe als Bedingung der Geltendmahung ber im $. 1101 a. b. 
©. B. dem Beftanpgeber eingeräumten Sicherftellung bezeichnet, noch 
ſelbſtverſtändlich als eine ſolche Bedingung anzuſehen iſt, da es bei 
der Beſchreibung ver Fahrnifſe nur auf die Conſtatirung ihres Bor: 
handenſeins auf ben verpacdhteten Bealitäten anfommt und bad For⸗ 
derungdrecht des Beſtandgebers ohnehin in Folge feiner gleichzeitigen 
Zinsklage auszutragen ift. 


Nr. 3046. 


Beſchränkung ver PBfanbrechtöprängtation auf ein zu einem 
| Familienfiveicommiß beftimmtes Gut. 

Eutſch. v. 21. April 1868, Nr. 8632 (Beit. der gleichförmi er. DER.R. G. 
— v. 14, inner 1868, Nr. > Mb be u 6 — Ah — 
ruar 1868, Nr. 1898). G. 3. ‚Nr. 8. 

In der Landtafel iſt dem B die Herrſchaft X ale Eigenthum 
mit ber ausdrücklichen Verpflichtung zugeichrieben, diefelbe zu einem 
Samilienfiveicommig zu widmen. Auf dieſe Herrichaft begehrte num 
A für eine Forderung von 6000 fl. an B die Pfanprechtspränotation, 
weldhe von beiden Untergerichten „mit ber Beſchränkung durch bie 
Berpflihtung der Widmung der Herrſchaft zu einem Familieufidei⸗ 
commiß“ bewilligt wurde. Gegen dieſen Beifag richtete der Pränotant 
den außerorbentlihen Recurs, worin er ausführte, daß der Eintrag 
mit der Beſchränkung nur dur tie ©etheiltheit des Eigenthums 
an der Liegenſchaft X gerechtfertigt wäre, biefe aber bermalen noch 
das ungetheilte Eigenthum des Schulpners fei, — daß die Theilung 
des Eigenthums erft mit der wirklihen Errihtung bes Fideicommiffes 
nah vorgängiger Einwilligung der gefeggebendeu Gewalt eintrete, 
welch' leßtere die vorher erworbenen echte dritter Perfonen nicht 
alteriren könne, und daß die hier vorliegende Verpflichtung zur Fidei⸗ 
commißerrihtung nur den Befiger der Liegenfchaft, keineswegs aber 
— fo lang die Fideicommißeigehfchaft in der Landtafel nicht nude 
gezeichnet ift — die Tabularglänbiger berühte. 

. Der oberfte Gerichtshof verwarf den Recurs in Erwägung, daß 
B nicht das unbeſchränkte Eigenthum der Domäne & Erwötben bat, 
fondern nur mit der Beſchränkung, daß Kin Familtenfiveieomaiig daraus 
errichtet werde, an den Beſitz geiehrieben wiirde und dadurch eventuelle 
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Rechtsanſprüche der zufünftigen Fiteicommißintereffenten begründet 
und auf dem Befigblatt ausgezeichnet worden find; daß die Öläubiger 
des B gegen ihu ein Pfandrecht an X nur fomweit erwerben können, 
als fein Befigreht reiht, die eventuellen Rechtsanſprüche britter 
Perſonen aber davon unberührt bleiben müffen, weil ein Pfandredts- 
titel gegen diefelben nicht vorhanden ift, und daher durch bie Art der 
Bewilligung der Pränotation zu wahren gewejen find. 


Nr. 3047. 


Unzuläffigfeit der Pfandrechtspränotation auf ein zu einem 
Familienfideicommiß beftimmtes Grundftüd. 

Eutich. v. 2 ei 1868, Nr. 13634 Adänd, leihfürmigen Deer, 
bes © G. Billnn 0. 20. Dec. 1867, Sir, 102207 unb bed 0.2.6, ordn 
b. Kr Februar 1568, Me a, u 9. dog. ©. 239, 

Das von beiden Untergerichten bewilligte Geſuch des A gegen 
feinen Schulduer B um Pfandrechtspränotation auf dem Gute bes 
Letzteren wurde vom oberften Gerichtshofe aus folgenden Gründen 
abgewiefen: Das Gut ift dem B in der Landtafel nicht unbeſchränkt, 
ſondern mit ber Verpflichtung, es zu einem Fideicommiß zu widmen, 
zugeichrieben und kann deshalb dermalen als ein Object der Belaftung 
mit Schulden des B nicht angefehen werben. Der Zwed der beſchränkten 
Eigenthumszuſchreibung konnte eben nur fein, die Belaftung des Gutes 
mit Schulden, welde ber Fideicommißerrichtung bindernd in den Weg 
treten würde, bintanzubalten, und der Tabularrichter durfte weder 
biefeg im öffentlihen Buche erfichtliche Verhältniß unbeachtet Laffen, 
noch auf das einfeitige Pränotationdgefud eines Gläubigerd hin über 
die Rechtswirkung abjpredhen, welche die der Befiganfchreibung bei⸗ 
geſetzte Beſchränkung in Bezug auf die in der Beftimmung des Gutes 
zu einem amilienfiveicommiß begründeten Rechte vritter Berfonen bat. 


Nr. 3048. 

Anſpruch des für eine Procefpartei auf Verlangen bed 
Gegners beftellten Curators auf Erſatz der Koften durch 
Letzteren? 

a er, ge glei en. Derr. des 
ET Nur 


In dem Proceh ber Firma B gegen c u Zahlung von 665 fl. 
wurde der Ühogcat A, auf, Einjchreiten ber Mägerin als Kurator des 
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abwefenden Beklagten anfgeftellt und begehrte, nachdem ber Proceß 
entfchieden und von der Firma in Folge ber Ableiftung des ihr auf: 
getragenen Haupteided gewonnen worden war, die Liquibirung feines 
Defervits und die Ertbeilung des Auftrages an bie Firma zur Zah⸗ 
lung. — Das legtere Begehren wurde von beiden Untergeridhten ab» 
gewiefen, weil die Beftellung des Eurators für den im Auslande woh⸗ 
nenden Beklagten auf beffen Gefahr und Koften nah F. 391 a. G. O. 
erfolgte, und nad) diefem Gefege von Amtswegen auch ohne Ein- 
fchreiten der Klägerin zu geſchehen hatte; nad ven 88. 398 und 402 
ebenbort die Partei zum Erſatz ber gegnerifchen Procefloften nur bei 
der Entſcheidung des Nechtöftreites verfällt werden kann und bie 
Anfiht des Geſuchſtellers A, daß die Firma B ihm die Koften der 
Vertretung des C nur vorfchußweife gegen Regreßnahme an ven Letzteren 
zu zahlen hätte, in keinem Gefege gegründet ift. 

Der a. o. Mevifionsrecurs des A, worin er geltend machte, 
daß die Beftellung des Curators im Intereffe der Firma B, die fonft 
nicht zu ihrem Rechte gelommen wäre, im Sinne bes $. 276 a. b. 
G. B. („wenn die Rechte eined Anderen in ihrem Gange gehemmt 
würden“) gefchehen fei, ber Firma fomit nad 8. 1041 ebenport bie 
Berichtigung der Bertreiungstoften vorbehaltlich ihres Regrefſes gegen 
den @uranden obliege, — daß wenn umgelehrt der Curator an ben 
Bertretenen angewiefen wird, bie Beftellung, entgegen dem 8. 391 
a. ©. D. auf feine, des Curators, Koften geſchehen fein würde, und 
daß der oberfte Gerihtshof einen ähnlichen Fall im Sinne des 
Recurfes entfhieven babe (Entfh. v. 23. Juli 1867, Nr. 6333, 
f. Nr. 2828 der Sammlung), wurbe in Erwägung, daß ein Gefeh, 
welches ausprüdlih den Gegner des Streittheiles, für weldyen ber 
Curator beftellt wurde, zum Erfage ver Koften ver Euratel verpflichtet, 
nicht befteht, fomit in den untergerihtlihen Entſcheidungen eine Nich⸗ 
tigkeit oder offenbare Ungerechtigkeit nicht zu erkennen ift, in britter 
Inſtanz verworfen. 


Jr. 3049, 
Boraudfegungen der Beſitzſtörung. 


, d, 22, April 1868, Ar. 3670 (Beft. des Decr. des 8. G. Sen 

Na ec. . 5989 A Hi Der. des O. L. ©, — 
22, Jänner 1868, Nr. 1943). ð. 6. 1868, 6, 2%, 

Die Befigftörungsflage des A wider B wurbe in britter In⸗ 
ftanz aus folgenden Gründen abgewiefen: Abgejehen davon, daß bie 
vom Kläger incriminirte Handlung bes Bellagten fi deshalb nicht 
als eine Beſitzſtörung darftellt, weil bei der offenen Erklärung bes 
Letzteren, keinerlei Befigergreifung zu beabfiäitigen, eine Beeinträdh- 
tigung des Befitzes des Klägers nicht vorhanden iſt (8. 2 der kaiſ. 
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Berorbnung vom 27. October 1848, R. ©. Bl. Nr. 12, und $. 339 
a. 6. ©. 8.) und daß nicht jene vorübergehende Verlegung ber 
Eigenthumsrechte fogleih als Beſitzſtörung aufgefaßt werden kann, — 
‚wurbe die Beligftörung, welde darin beftanden hätte, daß B auf- 
gendertes Erdreich auf die Wiefe des A werfen und auf der Letzteren 
in der Abfiht fahren ließ, um den Theil der Wiefe, auf welden 
bie aufgenderte Erdkirume geworfen wurde, zu feinem Ader fpäter 
zuadern Fi können, vom Släger nicht bewiefen, da er felbft zugab, 
daß ber Knecht des B e8 gethan babe, ohne einen Beweis dafür zu 
erbringen, daß berjelbe im Auftrage oder mit Genehmigung feines 
Herrn gehandelt habe. 


Nr. 3050. 


Ernennung eines „Abhandlungspflegerd" im mütterlichen 
Zeftament. 
Entid. v. 22, April 1868, Nr. 4003 (Beft. der gleichförmigen Decr. des 
8. ©. Wien v. — Nr. a und des E L. Wien vom 
3, März 1868, Pr. 4153). Zeitier. f. d. üſtert. Notariat 1868, Nr. 28, 

Nah dem Tode der M, welche in dem Teſtamente ihre minder» 
jährigen Kinder als Erben eingefegt und den Notar A „als Abhanp- 
lungspfleger“ beflimmt hatte, bevollmädhtigte der Vater und geſetz⸗ 
liche Vertreter der Erben zur Abhandlungspflege den Notar B, welcher 
nad) der inzwifchen vollzogenen Tobesfallaufnahme, Teftamentseröffnung 
und der Errichtung des Nachlaßinventars fein Mandat dem Abhand⸗ 
lungsgeriht zur Kenntnißnahme vorlegte. Das Gericht gab ihm darauf 
den Beſcheid, „daß er mit dem teftamentarifch berufenen und als 
ſolchen beftellten Abhandlungspfleger, Notar A, gemeinſchaftlich die 
weiteren Vorkehrungen zur Abhandlungspflege zu treffen habe.“ Da⸗ 
gegen ergriff B ald Mandatar des Vaters der Erben den Recurs, 
mit welchem er abgewiejen wurbe. 

Ebenſo verwarf der oberfte Gerichtshof den a, o. Revifions- 
recurs des B mit folgender Motivirung: Nachdem bie Erblafferin M 
in ihrem Zeftamente den Notar A als Abbandlungspfleger ausdrück⸗ 
Ih beftimmt und nicht blos gewünjcht ‚bat, und nah 8.149 a. b. 
©. B. auch befugt geweſen wäre, den Bater der von ihr eingefegten 
minderjährigen Erben von ber Verwaltung bes Erbvermögend ganz 
auszufhliegen, find bie untergerichtlihen Entſcheidungen volllonmen 
im Recht begründet. | 
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Nr. 3051. 
Rangorduung der Pfandrechte an Depofiten. 


Entid. v. 29. April 1868, Nr. 3071 (Bent. ber gleihfürmigen Decr. des 
B. ©. Landſtraße in Wien v. 12. Dec. 1867, Nr. 20694, und IE O. L. G. 
Wien v. 18. März 1868, Nr. 1506). G. 3. 1868, Nr. 78 

Nachdem A beim Handelsgerichte in Wien wider die Verlaffen« 
ſchaft des M die erecutive Pfändung des deponirten Nachlaffes erwirkt 
hatte, wurde vom B. ©. Landſtraße als Abhandlungsinftang mit Ber- 
ordnung vom 20. Jänner dem Depofitenamte der Vollzug der Pfän- 
bung aufgetragen und tiefelbe am 31. Yänner in dem Depofitenbudge 
ausgezeichnet. Als aber fpäter A um Erfolglaffung einſchritt, ver⸗ 
langte B, welder am 19. Jänner beim Handelögerichte auch bie 
Pfantung des Nachlaſſes des M erwirft hatte, daß ber noch beponirte 
Betrag zwifhen A und ihm nach PVerhältnig ihrer Forderungen ge= 
theilt werde, weil bie von ihm erwirkte Pfändung, in Folge Auf- 
trage8 der Abhandlungsinftanzg vom 23. Yänner, zugleih mit jener 
bes A, nämlih auh am 31. Yänner im Depofitenbude eingetragen 
worden war, daher gleiches Recht mit felber genießt. 

Allein in allen drei Inftanzen wurde dem A das Vorrecht zu- 
. erfannt und die Erfolglaffung des ganzen Depofitums an ihn beiwilligt. 
Die Gründe des oberften Gerichtöhofes dafür waren: daß die Ver⸗ 
fügung nit nur der Anoronung des $. 4 der Min.-Bog. vom 
2. Juli 1859, R. ©. DB. Nr. 120, nad welder bei gerichtlich 
beponirten Vermögenſchaften das einer Partei dur gerichtlihe Be⸗ 
willigung zugefprocdhene Recht ſchon von dem Zeitpunkte an, wo das 
Geſuch um dieſe gerichtliche Verfügung bei dem Gerichte, in deſſen 
Verwahrung ſich da8 Depofitum befindet, angebracht worden ift, er 
worben wird, und nur dann, wenn Geſuche um gerichtliche Verfügung 
in Anſehung eines Depofitums von verjchiedenen Perfonen gleichzeitig 
bei Gericht angebracht worden wären, das der Bewilligung entſprechende 
Recht allen diefen Perfonen unter fih von ber gleichen Zeit an zu⸗ 
zulommen bat, ſondern aud den in Anfehung der Pfänbung gericht- 
licher Depofiten überhaupt beſtehenden und im 8. 5 der gedachten 
Min.«Vdg. im Allgemeinen aufrecht erhaltenen Vorſchriften entfpricht, 
nad welden für vie Wirkſamkeit einer vom Gerichte zu Gunſten ver: 
ſchiedener Parteien angeorpneten und von Depofitenamte in Vollzug 
gejegten Pfändungsvormerlung in Anfehung ver Frage der Priorität 
nicht der Tag der AZuftellung des Auftrages an das Depofitenamt, 
oder der Zag des Vollzuges von Seite der letzteren, fondern war 
der Tag des Einlangens des betreffenden Geſuches beim Gerichte, und 
rüdfihtlih der Tag der gerichtliben Bewilligung als maßgebend an⸗ 
gejehen werben kann, wie fi) Died auch daraus ergibt, daß überhaupt 
in Bezug auf die Anmerkung eines Verbotes, Pfandrechtes, Einant⸗ 
wortung u. dgl. bei einem Depofitum, nah $. 51 der Inſtruction 
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für das Wiener Civilgerichtö-Depofitenamt (Minifterialverorunung vom 
17. Yalı 1859, R. ©. Ol. Nr. 144) für das Depofitenamt nur der 
von dem zuftändigen Gerichte erlaffene Auftrag maßgebend iſt; daß 
weiters die Minifterialverornung vom 9. Mai 1860, R. ©. BI. 
Nr. 125, fpeciell nur das Verfahren, welches im Falle eines Berbotes 
ober einer Erecutioneführnng anf eine Jemandem wider das Yerar 
oder einen öffentlihen Fonds zuftehende Forderung ftattzufinden hat, 
normirt, folgli auf den gegenwärtigen Fall nicht anwendbar ift; 
daß endlich das Geſuch des A bereits am 20. Yänner bei dem zur 
Berfügung über das fragliche Depofitum competenten Gerichte an⸗ 
gebradht und von diefem an bemfelben Tage bewilligt worden, dagegen 
das Einfchreiten wegen Bormerkung der dem B bewilligten erecutiven 
Pfändung erfi am 23. Jänner an das zur Verfügung mit dem Depo⸗ 
fitum zuftändige Gericht gelangt und von biefem die Vollzugsverord⸗ 
nung aud erſt am 23. Jaänner erlaffen worden ift. 


— — — — — 


Nr. 3052. 
Erſcindirungs⸗ oder Oppofitionsflage? 

. d. 29, 1868, Nr. 4090 (Anfheb. der gleihfärmigen Derr. 
we 6 ey. 10, — — .142 AN A F L. Bränn 
v. 10, Mär; 1868, Rr. ). G. $. 1868, ©, 222, ©. 3. 1868, Nr. 86, 

Gegen die Eheleute B, denen die executive ſicherſtellungsweiſe 
Pfändung einer für Rechnung ihres Schuldners A bei X nieber- 
gelegten Gelbfumme durch rechtskräftige gerichtliche Verorbnung be- 
willigt worden war, trat A mit einer $lage auf, worin er mit Bezug- 
nahme auf das noch vor der Execution über fein Vermögen ein» 
geleitete Ausgleihsverfahren, in Folge deſſen bie von ben Beflagten 
gepfänvete Baarfchaft zur Befriedigung feiner Ausgleihsgläubiger 
beftimmt fei, das Begehren ftellte, daß die Erecution auf befagtes 
Geld fir nichtig erflärt und das Recht der Beklagten, daraus ihre 
Befriedigung zu holen, denfelben abgefprodhen werde. — Beide Unter- 
gerichte haben Die Kläger a limine abgemiefen, welche fi nicht als 
eine Erfeindirungsflage im Sinne des Yuftizhofvecretes vom 29. Mat 
1845, 3. ©. ©. Nr. 889, varftellte, fondern unter die Norm bes 
Hofdeer. vom 22. Juni 1836, 9. ©. ©. Nr. 145, falle, wonad bie 
Klage, da fie nicht auf einem dem Urtheile nachgefolgten Erlöſchungs⸗ 
grunde beruft, als unzuläfftg von Amtswegen zu verwerfen fei. 

Auf den Recurs des A wurde vom oberften Gerichtshofe bie 
gefegliche Erledigung der Klage mit Abftandnahme von dem obigen 
Abmeifungsgrumde in der Ermägımg verorbnet, daß der Zwed ber 
Klage darauf gerichtet ift, daß die kei X deponirte Geldſumme fein 

Blafer, Unger u. Walther Eutſch VI. 28 
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Gegenſtand der von den Bellagten erwirkten Erecution fei, weil fie 
unter der Beſchränkung des 8. 39 des Geſetzes über das Ausgleichs⸗ 
verfahren vom 17. December 1862, R. ©. Bl. Nr. 97, falle; daß 
tamit die Ausſcheidung eines Vermögensobjectes aus ber den Bes 
Hagten verfangenen Erecutionsmafle aus dem Grunde angeftrebt wirb, 
weil dasſelbe nicht mehr dem Schuldner A gehört, dag mithin bie 
angebradte Klage in der That eine Exrſcindirungsklage und als folde 
niht nad dem Gefege vom 22. Juni 1836, fondern nah jenem 
vom 29. Mai 1845 gu beurtbeilen ift, folglich die Zurüdweifung 
verfelben von Amtswegen nicht gerechtfertigt erfcheint. 


Nr. 3058. 


Active Sachlegitimation: Abtretung der eingeflagten Forderung 
— des —— 


v. April 1 
—R L. G. Bier v2. 2, Oct. —R Nr. — uud is 
1. Der. 1867, Ar. 10284). © 

A —* am 25, Mai 1864. ne B — Zahlung einer 
Forderung von 1650 fl. In der Duplik brachte jedoch Beklagter eine 
ihm gerichtlich zugelommene Berftändigung bei, daß die fragliche 
Forderung mit Urkunde von 9. November 1864 an C abgetreten 
worden fei, und erhob auf Grund beflen die Einwendung, baß er 
zur Zahlung an den Kläger, der nicht mehr der Eigenthümer fei, 
nicht mehr verpflichtet erſcheine. Kläger machte dagegen geltend, daß 
er in der Ceſſion an C fich verpflichtet habe, den anhängigen Rechts: 
fireit auf feinen Namen und feine Koften 5i8 zur enbgiltigen Ent: 
jheibung fortzufegen, wa C aud angenommen habe. 

Alle drei Inftanzen haben die Klage abgewielen. Gründe 
bed oberften Gerihtshofes: Wenn auch im Allgemeinen bie 
Berechtigung bed Klagbegehrens nad dem Zeitpunkte ber Klage zu 
beurtheilen ift, ann doch bie Berüdfichtigung erft im Laufe bes 
Proceſſes eingetretener, die Sachlage verändernder Thatjachen bei der 
Urtheilsfällung nur_infoweit ausgeſchloſſen fein, als dies eben aus 
den Proceßnormen fih ergibt, und es hätte in dem Hofdecr. vom 
22. Juni 1836, 3. ©. ©. Nr. 145, die Oppofitiousflage nicht auf 
ven Fall einer] dem Urtheile nachgefolgten Thatfache beihränft werben 
können, wenn bie Erlöſchung des Klagrechtes durch eine zwiſchen 
Klage und Uriheil eingetretene Thatſache bei der Urtheilsfällung gar 
nicht berüdjihtigt werben durfte. In fo vielfacher Beziehung auch 
ber Zeitpunkt der Klage entſcheidend und maßgebend iſt, fo iſt doch 
im Urtbeile, ſoweit e8 fi um eine dem Belingten aufzuerlegende 


leihförmigen Urth. 
——ã— Oli r. 
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Leiſtung handelt, nur auszuſprechen, was er ſchuldig iſt, und fo wenig 
ed eines neuen Proceffes bedarf, wenn irgend ein zur Zeit der Klage 
dem Klagbegehren entgegengeftandener Mangel im Laufe ver Verhand⸗ 
Iung fi behoben hat, fo wenig kann eine im Laufe des Proceſſes 
eingetxetene und gehörig geltend gemachte Thatfache, wodurch die Be⸗ 
rechtigung des Klägers erlofchen ift, bei der Urtheilsfällung unberüd- 
fihtigt bleiben, wenn darüber bereits im Proceſſe verhandelt worben 
fl. Im vorliegenven Falle ergibt fi aus der betreffenden Dupfit- 
beilage und wurbe auch vom Klaͤger in der Schlußſchrift zugegeben, 
baß der Kläger‘ die eingelagte Forberung nad der vom Beflagten 
erftatteten Einrede an C abgetreten hat, welcher den Bellagten davon 
gerichtlich verftändigen ließ. Wenn nun auch ans diefer Verſtändigung 
zu erfehen ift, daß C bem Kläger die weitere Durchführung des wegen 
ber cebirten Forderung bereitd anhängig gewefenen Hechtöftreites 
überlaffen bat, jo beredtigte dies doch den Kläger nur, im Intereſſe 
bes C den Proceß fortzuführen und für C die Zahlung zu begehren, 
was er aber nicht gethan, da er noch in der Schlußfhrift pas Be— 
gehren, ver Beklagte habe ihm die eingeflagten 1650 fl. c. =. c. zu 
bezahlen, aufrecht erhalten hat, während doch in folge der Abtretung 
die Forderung dem Kläger nicht mehr zufteht, und der von ber 
Geffton verflännigte Schuldner nicht mehr ven Cedenten zahlen darf, 
wenn biefer zur Empfangnahme der Zahlung vom Geffionar nicht 
ausdrücklich bevollmächtigt ift, was im vorliegenden Yalle vom Kläger 
gar nicht behauptet wird. 


Nr. 3054. 
Unzuläffigleit der Verweigerung des Zenguiſſes zum ewigen 
Gedächtniß wegen unmittelbarem Intereſſe. 

E v. 5, Mai 1868, Ar. 4157 (Beſt. des dad Dectr. bei B. 2 v. 
3, Maͤrz 1868, Nr, 714, anfheb. Decr. des O. L. G. Wien v. ärz 
1868, DO 6762), G. 1868, ir. 67, G. H. 1868, © 286, 

A überreichte wider B ein Geſuch um Abhörung von zwei 
Zeugen zum ewigen Gedächtniſſe. Nach erfolgter Bewilligung des⸗ 
felben begehrte ber eine von ben zu verhörenden Zeugen, vom ber 
Berpflihtung über das Geſuch des A eine Zeugenfhaft zum ewigen 
Gevähhtniffe abzulegen, enthoben zu werden. — Die erfie Inſtanz 
gab feinem Begehren flatt, weil e8 ſich vorliegend um einen Parteien⸗ 
und nicht um einen Zeugeneid handeln würde. — Das O. L. ©. wies 
das Einfchreiten des Zeugen zurüd, ba bie Verpflichtung zur Zeugen- 
ſchaft eine allgemeine if, der fih Niemand entihlagen bite. 

Der. oberfte Gerichtshof beftätigte die Eutſcheidung ber zweiten 
Suftanz, weil dem Zeugen ein Recursrecht gegen bie Zulafſung eines 
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Zeugenbeweiſes nicht zuſteht uud der 8. 160 a. ©. O. Jeden, ber 
zur Zeugenſchaft gefordert wird, zur Ablegung feines Zeugniffes (wenn 
ed fi nicht um einen durch das Gefeg ausprüdlih ausgenommenen 
Gegenſtand handelt), verpflichtet, und zwar wie der Abf. d des 8. 141 
bee a. G. O. zeigt, ohne Rüdfiht, ob er felbft aus dem Ausgange des 
Proceſſes unmittelbar oder mittelbar Schaden oder Nuten zu erwarten 
babe oder nicht. 


Nr. 3055. 
Antrag auf eibliche Bernehmung der Zeugen eines mündlichen 
Zeftamented: Unzuläffigleit der Ablehnung dieſes Antrages, 
weil ein mündliches Teſtament nicht vorliege. 


.v. 5. Mai 1868, Nr. 4260 (Be. bed Decr. des B. ©. » 
ee 1867, Wr Dis Abãnd. Ge Der. IE O. L. G. W ni vom 
4, Sehruar 1868, Nr. 2018). &. $. 1868, ©. 418, 


Nachdem vie Zengen bes fhriftlichen Teſtamentes ber M im 
Abhandlungswege auf Einfchreiten des darin als Nacherben berufenen 
B, welder wegen Mängel der legtwilligen Anorbnung biefelbe ala 
Runcupativteftament aufreht zu erhalten fuchte, verhört worden 
waren, wurde von dem Ünteftaterben A die Klage auf Ungiltigfeit 
des Zeftamentes als jchriftliches Teſtament und Unwirkffamleit besfelben 
als Nuncupativtefiament angeftellt und während dieſes Proceſſes von 
B die eiblihe Bernehmung der Zeugen im Wege des nicht fireitigen 
Berfahrens begehrt. — Das in erfter Inſtanz bewilligte Geſuch 
bat das DO. %. ©. abgewiefen, weil nad 8. 66 des Gejeges vom 
9. Auguft 1854, R. ©. Bl. Nr. 208, nur die eidliche Vernehmung 
ber Zeugen einer mündlichen legtwilligen Anorbnung zuläffig fei, ale 
welche bie legtwillige Berfügung ber M nicht angefehen werben könne. 

In Erwägung, daß das Protofoll der (vor dem Proceſſe 
ftattgefundenen) Zeugenvernehmung nad) 8. 65 des citirten Geſetzes 
fundgemadt, bei Gericht als Act der Erhebung eines mündlichen 
(egten Willens im Documentenkaften hinterlegt, hievon fäurmtliche 
Imterefienten, namentli auch der Inteſtaterbe A verflänpigt und von 
feiner Seite Dagegen Einfprud erhoben worven ift; daß fomit nad 
8. 66 ebendort allervingd von ben nterefienten auch bie eibliche 
Einvernehmung der Zeugen außer dem Wege des Civilprocefjes begehrt 
werden fann; daß B, wenngleich bermalen nicht als Erbe, fondern 
nur als Erbſchaftsanwärter zu betrachten ift, andy als folcher berechtigt 
erfheint, die Ergänzung bes Teftamentserhebungsactes im officiöfen 
Wege zur möglichſten Feſtſtellung der Grunblagen feiner Anwartſchaft 
zu verlaugen; baß bie Frage, ob durch jened Zeugenverhör eine 
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giftige mündliche legtwillige Anorbnung conftatirt werben könne, bier 
nicht zu erörtern und zu entſcheiden ift; daß burd den begehrten 
officiöfen Act in Gemäßheit des $. 67 bes citirten Patentes bie 
procefiualifhen Rechte des A in Betreff der Anfechtung bes letzten 
Willens und die Conftatirung von Mängeln vesfelben nicht beirrt 
werben, anberentheil® aber das Schweben des von ihm eingeleiteten 
Civilproceſſes die Ergänzung des offictöfen Actes auch nicht hindern 
— hat ber oberſte Gerichtshof die Eutſcheidung der erften Inſtanz 
eftätigt. 


Nr. 3056. 


Unzuläffigfeit ded Mandatverfahrens im Falle des Verſprechens 
der. Zahlung „nach Möglichkeit“. 
Eutin. v, 5, Mat 1008 Nr, 4850 (Beft. des dad Decr. bed 8. G. Brandeis 
1 Auguf 1 1867, Nr. 4802, eb, Deere. des O. L. ©, Prag vom 
1, Der. 1867, Nr, ). &. 3. 1868, Ar. 88, 

Als 4 einer 57 bat B in der Kaufsurkunde ſich 
verpflichtet, den nicht entrichteten Kaufſchillingsreſt von 2027 fl. „nad 
Möglichkeit” zu zahlen. Der Berkäufer cebirte ſchriftlich dieſe For⸗ 
derung dem A, welcher unter Vorlage beider Urkunden ben B mit ber 
Mandatsklage belangte und in erfter Inftanz den Befehl zur Zahlung 
der 2027 fl. in der That ermirlte. 

In zweiter und britter Inſtanz Hingegen wurbe mit Auf: 
hebung des Zahlungsbefehles vie Einleitung bes contradictorifchen 
Berfahrens über die Klage angeorbnet, weil nah der vorgelegten 
Urkunde, worin B die Zahlung „nah Möglichkeit“ verfprach, feine 
Schuld noch nicht fällig ift und der Zahlungstermin nad 8. 904 
a. b. G. B. eft vom Richter feftgefeßt werben muß, mithin bie 
Urkunde nicht fo befhaffen ift, daß auf viefelbe gemäß Minifterial- 
verorbnumg vom 18. Yuli 1859, R. ©. BI. Nr. 130, vom Gerichte 
fofort die Zahlungspflicht ausgeſprochen werben Tann. 


Nr. 3057. 

Anfpruch des Euratord auf Erſatz feiner Expenjen durch Die 
Gegenpartei, anf deren Antrag er beitellt warb? 
3.10. Der dir, Se. 000, a (Beil. bed dad Derr. des 2. G. Wien 
Der, 1867 abänb, Den 2 D. 8. ©. Wien vom 

—2 1868, 1868, Sr. 180%) 1869 


Die * Inſtanz hatte den obgleich im Proceſſe die 
Koftencompenfation ausgefprohen war, zur Bezahlung ber Koften 
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verhalten, deren Erſatz der auf fein Berlangen der abweſenden Be⸗ 
klagten beſtellte Curator in Anſpruch nahm. Die beiden höheren 
Inſtanzen zählten ihn hievon los. 

Gründe der dritten Inſtanz: Die wider die Beklagte mit 
dem ordentlichen Wohnſitze in Wien gerichtete Klage konnte im ordent⸗ 
lichen Wege nicht zugeſtellt werden, weil die Belangte zur Zeit der 
Zuſtellungsverſuche von ihrer Wohnung abweſend und nicht zu finden 
und ihre Zurückkunft unbeſtimmt war, und dieſelbe auch nicht von 
ihrem jeweiligen Aufenthaltsorte Kunde zurüdgelaffen oder gegeben, 
noch einen Bevollmädtigfen ernannt hatte. Wenn in einem foldhen 
Halle ein Curator zu beftellen ift, fo gejchieht dieſe Beſtellung nad 
der ausprüdlihen Vorſchrift des $. 391 a. G. D. auf Gefahr und 
Unkoſten der abweſenden Partei, und die Verpflichtung zu einen bies- 
fälligen Vorſchuſſe kann ſich nach der Analogie ber im Schluſſe des 
8. 389 a. ©. D. enthaltenen Beftimmungen nur auf die Koften des 
die gerichtliche Zuftellung vertretenden Actes ber Kundmachung Des 
Edictes erftreden, aber nit auch auf Gebühren der Vertretung 
der Gegenpartei ansbehnen, wofür im Gefege kein Anhaltspunkt 
geboten ift. 


Nr. 3058. 
Relicitation auf Verlangen amderer Gläubiger aufer dem 
Erecutionsführer. 


Eutſch. v. 5, Mai 1868, Ar, 4411 (Veit. bed dad Dect. des B. G. Smihew 
v. 5, Juni 1867, Nr. 7212, abänd, Decr. deö D. 2, ©. Prag ». 29, 
1867, Nr. 30617), &. 9. 1868, 6. 277. 


Der oberfte Gerichtshof entſchied: Das Net, die Kelicitation 
ber executiv feilgebotenen Liegenſchaft zu begehren, fleht in dem Falle 
des 8. 338 a. ©. DO. nidt nur bem Ürecutionsführer, fondern 
überhaupt jedem Gläubiger zu, in Bezug auf weldhen vie bebungene 
Zahlungsfriſt nicht beobachtet worden ift, weil das Meiftgebot den 
Fonds zur Befriedigung ber Tabulargläubiger nad Maßgabe ver 
rechtskraftigen Meiſtgebotsvertheilung bilbet und jeber zur Zahlung 
gelangende Tabulargläubiger viefelbe allfogleich zu fordern berechtigt 
ft, da nad 8. 339 a. ©. D. das Gut dem Erfteher nicht früher in 
das Eigenthum übergeben werben darf, als nachdem er den ganzen 
Kauffchilling erlegt oder wit den Theilnehmern bieferwegen ſich ſonſt 
verftanden bat. | 
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Nr. 3059. 
Sompetenz zur Abhandlung des Nachlaffes eined Bergwerk⸗ 


befiters. 
—* b, Rai 1008, 5 7 (Def. des Diet. des B. G. Auſſig v. 
ebrnar *8 änd. des —ã 8 9. 8. ©. Prag ». 
0, Härz 11868, ‚Nr, 08). ©, H. 1888, ©, 275, 

Die —— eines Erben des Bergrealitäten⸗Beſitzers M gegen 
die Abhandlung der Verlafſenſchaft durch das B. ©. Auſſig, in deſſen 
Sprengel M (in Türnitz) den Wohnfig hatte, wurde von dem B. ©. 
zurückgewieſen, weil für die Verlaſſenſchaft eines Bergwerksbeſitzers 
eine Ausnahme von der Regel des $. 77 der J. N. (Competenz bes 
B. ©. des Wohnfiges des Verftorbenen) nicht feftgefegt ift, indem 
die Vorſchrift des 8. 78 ebendort wegen der darin enthaltenen Berufung 
auf 8. 49, lit. a und b (nit aud lit. c) der J. N. nur bei land⸗ 
und Iehentäflihen und jenen Gütern Anwendung bat, die im Um: 
freife von Städten mit einem Gerichtshofe erſter Inſtanz gelegen 
ſind. — Das O. L. G. hingegen ſprach die Competenz des K. G. 
Leitmeritz aus; denn — fo die Motive — da zu dem Nachlaſſe des 
in Turnitz, d. i. im Bezirke des K. ©. Leitmerig verflorbenen M aud 
BVergrealitäten gehören, worüber die Bücher beim 8. ©. Brüx geführt 
werben, fo fteht bie Abhandlung ber Berlafienfchaft nad 8. 78 3. N. 
dem Gerichtshofe erfter Inſtanz zu, in deſſen Bezirk der Verſtorbene 
den Wohnfig Hatte, 

Der oberſte Gerichtshof beftätigte die erftgerihtlihe Ent⸗ 
ſcheidung mit Wiederholung der Gründe der erſten Inſtanz. 


Nr. 3060. 
Unzuläffigfeit der fofortigen Abweifung des Geſuches um 
Zulafjung zur Legung von Neuerungen in der Schlußfchrift. 


——3 — v. 6. Mai 1868, Nr. 4551 (Beft. des Decr. des H. G. Wien v. 
Re 17814, Abänd. deö Decr. des D. 2. G. Wien v. 
März 1868, Fr. 4773). ©. 9. 1869, ©. 11, 

Das cs bes Klägers um Bewilligung des Anbringens von 
Neuerungen in der Schlußfährift, auf welches bie erfte ur 
Zagfahrt zur Verhandlung angeorbnet hatte, wırde vom O. L. ©. 
a limine abgewiejen, weil Neuerungen, bie zur —S ber 
Neuerungen der Duplik dienen follen, nah $. 57 a. ©. D. zuläffig 
find, ohne daß es erſt einer Verhandlung darüber bedarf, Neuerungen 
aber, die biefen Zwed nicht haben, jedenfalls unzuläffig find und 
baber eine Verhandlung über das Anbringen folder Neuerungen als 
unftatthaft erſcheint. 
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In Erwägung, daß die Bitte des Klägers um bie Bewilligung 
des Anbringens von neuen Umftänden und Beweismitteln, bie zur 
Entkräftung der Duplifnenerungen dienen follen und, behufs viefer 
Dewilligung, um Anberaumung einer Zagfahrt zur Anhörung des 
Geguers, als eine offenbar gerichtsorbnungswinrige nicht angefehen 
werben Tann, daher au nicht von Amtswegen zurüdzumweifen war, 
umfoweniger, al8 der Partei felbft dann, wenn fie nach dem Geſetze 
ber Bewilligung des Unbringens der Neuerungen nicht bebarf, das 
Anfuchen um die Bewilligung nicht verwehrt werben und das für 
den Fall des Einfpruches des Gegners von ihr begehrte Erkenntniß 
wejentlih fein Subftrat nur in der auf das Begehren gepflogenen 
Berhandlung finden kann, bat ber oberfte Gerichtshof die erftgerichtliche 
Berorbnung beftätigt. 


Nr. 3061. 


Formloſigkeit des ſchenkungsweiſen Erlaſſes. Giltigkeit des 
zwiſchen den Eltern eines unehelichen Kindes über die 
Alimentenzahlung ohne vormundſchaftliche Genehmigung 
geſchloſſenen Erlaßvertrages. 


. 6. Mai 1868, ai. — (Beft. des das Mt de 
es 


—E — 1078, abänd, 
Graz v. 1 1867, Hr 8848). ©. 5. 1 6, 


Der oberfte Gerichtshof erklärte 1. daß der mündliche Vertrag, in 
welchem die Mutter eines unebelichen Kindes dem Vater besjelben bie 
Zahlung der urtheildmäßigen Alimente erließ, weder der Zuſtimmung 
bes Vormundes nod ber vormundfhaftsgerihtlihen Genehmigung zu 
feiner Giltigkeit beburfte, weil dadurch das Kind in feinem Rechte, 
vom Bater die Berpflegung zu fordern, nicht beeinträchtigt werben 
konnte; und 2. daß diefer Erlaß, obgleich eine Schenkung zur Klag- 
barfeit. auch nic bie Errichtung einer Urkunde erheiſchte, weil ber 
8. 943 a. b. ©. B. eine Schenkung vorausfegt, welche dur die 
Vebergaße ver geſchenkten Sache realifirt wird, bei der Berzichtleiftung 
auf ein Recht aber die Uebergabe wegfällt, "weshalb ber $. 1444 
ebendort bie Verbindlichkeit des Schuldners durch die Entfagung bes 
Berechtigten für aufgehoben erklärt, ohne ven Berziht an eine be= 
ſtimmte Form zu Inüpfen. 


@. 
DR © 
262, 
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Nr. 3062. 
Schenkung auf den Xobeöfall: Erforderniß ber fchriftlichen 
Annahme. 


Feng, v. 6. Mai 1868, Nr. 3477 Geſt. des Urth. des B. G. Striguo v. 
12, Nov. 1867, Nr. 4602, Abänd. des Urth. bes 8. 2. ©. Iunsbrud 
v. 2, Jänner 1868, Pr. 118). ©. 3. 1968, Nr. 74, 

A begehrte mit Klage gegen die Teflamentserben des M bie 
Anerkennung einer von M zu feinen Gunften fchriftlih errichteten 
Immobilienſchenkung mortis causa und die Ungiltigerflärung des fpäter 
errichteten Teftamentes, foweit dasfelbe ven Gegenftand der Schenkung 
umfaßt. Die Beflagten beftritten vie Giltigkfeit der Schenkung aus 
bem Grunde, weil die Schentungsurkunde nicht die Annahmeerklärung 
des Donatars A enthält, die ebenfalls in fchriftliher Form erfolgt 
und in der Schenkungsurkunde felbft aufgenommen fein müffe, damit 
bie Schenkung als wirkſamer Vertrag angefehen werben fönne ($. 956 
a. 6. ©. B.). Der Kläger behauptete dagegen, daß besfalla bie 
formlofe Annahme genügt habe, welde von ihm in der That — 
ftillfchweigend (durch fchlüffige Hanplungen 8. 863 a. b. ©. 8.) — 
bamit erflärt worben fei, daß er fi die Schenfungsurfunde fofort 
von dem Ausfteller M übergeben und bald darauf in dem öffentlichen 
Bude (Berfachbude) regiftriren ließ. — Das Gericht erfter Inſtanz 
bat der Einwendung der Bellagten flattgegeben und bemmad ben 
Kläger abgewiefen, wogegen das D. 8. ©., ven Ausführungen des 
Letzteren beitretend, das Klagbegehren zuließ. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das erſtgerichtliche Urtheil in 
Erwägung, daß der Schlußſatz des 8. 956 a. b. ©. B. nach feiner 
Haren Faſſung eben einen der im 8. 883 a. b. ©. B. erwähnten 
im Geſetze beftimmten Fälle enthält, bei welden die ſchriftliche 
Bertragsform als Erforderniß der Giltigkeit und Rechtswirkſamkeit 
des Bertrages felbft als feftgefegt erjcheint, woraus fih dann in 
Hinblid auf die Beftimmungen der 88. 861 und 884 a. b. ©. 2. 
von felbft ergibt, daß bei einer Schenkung auf den Todesfall, damit 
fie als Vertrag gelten und als wirklich abgeſchloſſen angefehen werben 
kann, ſowohl der Geſchenkgeber wie auch ver Geſchenknehmer die 
ſchriftliche Vertragsurkunde unterzeichnen müſſen und die im 8. 956 
a. b. G. B. als Erforderniß der Giltigkeit des Vertrages feſtgeſetzte 
ausdrückliche Erklärung der Annahme ſeitens des Beſchenkten in ber 
Urkunde felbft enthalten fein muß‘, daß demgemäß bei einem Bertrage 
über eine Schenfung auf den Todesfall eine ftillfhweigende 
Billenserflärung im Sinne des 8. 863 a. b. ©. B. ſich ald ganz 
unzuläffig darftellt. 
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Nr. 3063. 

Exrecution auf die freie Hälfte einer Beamtenpenſion zur 
Einbringung von Alimenten der gejchiedenen Gattin. 
Entih. v. 6, Mai 1868, Nr. 4563 (Beh. ded Der. dei 2. ©. Brünn v. 
3. Mürz 1868, Nr. 1710, Abänd. des 38 O. L. 6. Brüun vom 
2%. März 1868, Mr. 8708). ©. 5. 1868, ©. 238, 

Segen den quiescirten k. k. Beamten B, deſſen Penfion von ven 
Släubigern zur Hälfte bereits in Beſchlag genommen ift, begehrte 
deffen Gattin A, welde durch fein Verſchulden von ihm geſchieden 
ift, Die executive Einantwortung der anderen Penfionshälfte für ihre 
urtheildmäßige Alimentenforderung. — Die erfte Inſtanz bewilligte 
das Gefuh vollftändig, das O. 2. ©. nur für ben vierten Theil 
der Benfion, weil B bei Zulaflung ber Erecution auf die ganze 
zweite Penfionshälfte aller Subfiftenzmittel beraubt fein würde und 
weil die A, wenn fie mit ihm vereint leben würde, auf bie von ben 
Släubigern freigelaffene Penfionshälfte gemeinſchaftlich mit ihrem 
Ehegatten angewiefen wäre, geſchieden aber, nicht befjer geftellt werben 
darf. — B ergriff den a. 0. Recurs und die A recurrirte gegen bie 
obergerichtliche Abänderung. 

Der oberfte Gerihtshof verwarf den Recurs des B aus fol- 
genden Gründen: „Die Hofbecrete vom 16. Jänner 1786, Nr. 518, 
vom 14. März 1788, Nr. 796, und vom 15. Mai 1818, Nr. 1455 
der 3. ©. ©., wonad die Penfionen der Staatsbeamten nur bis zur 
Hälfte mit Verbot oder Erecution belegt werben dürfen, können auf 
ten gegenwärtigen Fall, wo es fih um die executive Hereinbringung 
der urtheildmäßigen Alimentenforberung der aus Verſchulden bes 
Gatten gefchievenen Ehefrau banvelt, nicht in beſchränkender Weiſe 
zur Anwendung gebradht werden, da felbft die der Execution ganz 
entzogenen Befoldungen activer Staatsbeamten nach den Hofbecreten 
vom 19. April 1799, Nr. 467, vom 14, September 1805, Nr. 748, 
vom 19. November 1819, Nr. 1626, und vom 30. November 1844, 
Nr. 850 der 3. ©. S., ohne Beſchränkung auf ein beftimmtes Maß 
zu Gunſten der Unterbaltsanfprühe der Frau und ber Kinder ber 
Erecution unterliegen und biefe Aufhebung ver Schranken der vollen 
Erecution per analogiam auch bei den Penfionen der Staatsbeamten 
Anwendung findet, umfomehr, als die leßteren doch der Execution 
überhaupt nicht entzogen find und die Execution berfelben nur den 
eigentlihen Gläubigern gegenüber beichränft ift und das gefeßliche 
Motiv der Aufhebung des Verbote8 der Execution zu Gunſten ber 
erwähnten Alimente, daß nämlih der Ehemann und Bater die um 
natürlichen und pofitiven Rechte begründeten Pflichten erfülle, auch bei 
dem penfionirten Staatsbeamten in vollem Maße eintrifft.” Dagegen 
bat der oberfte Gerichtshof dem Recurſe der A flattgegeben und bie 
erſtgerichtliche Entſcheidung beftätigt. Gründe: Die obergerichtlidhe 
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Beſchränkung der Executionsbewilligung auf den vierten Theil ber 
Penfion tft gejeglich nicht gerechtfertigt, weil auch die Erecution der 
halte son Staatobeamten für bie in Rede flehenden Alimente 
nicht auf ein gewifies Maß geſetzlich befchränft, bei Ausmeſſung der 
Alimente der A auf bie Leiftungsfähigfeit de& B und auf 8. 91 a. b. 
G. 8. ohnehin ſchon Rüdftcht genommen worden ift, und bie Gattin 
bei der Realiſirung ihrer mit diefen Rädfihten bemefienen Unterhalts- 
anſprüche nicht noch mehr dadurch beſchränkt werben kanu, daß eine 
Penfionshälfte bereits mit Schuiven des Ehegatten belaftet if. 


Kr. 3064. 
Res judicata: Einfluß der Entſcheidung über die Zinfen 
auf den Streit über die Capitaldforderung. 

v. 7. Mai 1868, Nr. 8281 (Beft, des des V. G. Ebreichsd 
—— Nr. 52h Mind. ir Wr 338 — 

1867, Fr 21800), ). &. 3. 1868, fir. 66, ©, 5. 1869, ©. 14. 

Auf dem Haufe der Eheleute Joſef und Thereſia A haftete zu 
Bunften des B ein Darlehenscapital von 5250 fl. fammt Anhang. 
B Hagte gegen beide Schuldner bie Jahreszinſen feit 7. December 
1863 ein, und anf die Einwenbung der A, nur 4600 fi. empfangen 
zu haben, wurde ber Zufprud der Zinfen von den ftreitigen 650 fi. 
von einem, dem Joſef A darüber, daß ihm auf bem intabulixten - 
Schuldſchein vom 7. December 1863 nicht 5250 fl., ſondern nur 
4600 fl. zugezählt wurden, aufgetragenen Haupteide abhängig gemacht, 
ben Joſef A and) ablegte. Nun traten Joſef und Therefia A ald Kläger 
auf und begehrten die Löſchung des Pfandrechtes für 660 fl. Eapital 
nebit Zinfen, indem fie fih auf das frühere Urtheil beriefen. — Die 
erfte Inſtanz hat diefem Begehren flattgegeben, weil der Gegenbeweis 
über die darlehensweiſe Zuzählung von blos 4600 fl. auf dem frag. 
lihen Schuldſchein duch den nach dem im früheren Streite ergangenen 
Urtbeile abgelegten Eid erbracht worven fei. — Bom D. 2. ©. wurde 
ba8 Begehren abgewiefen, weil das frühere Urtheil dafür, daß bie 
Darlehensreflforderung per 650 fl. nicht zu Hecht befteht, Teinen 
Deweis herzuftellen geeignet if, indem dad Motiv, weldes einem 
Auoſpruche zu Grunde liegt, ober ein biesfall® und darauf abzielenver 
abgeführter Beweis nicht auch als ein Beweis in einem anderen 
Proceſſe betrachtet werden kaun, und ber Beweis im früheren Proceſſe, 
in weldem bie Frage wegen der Interefienzahlung zu löfen war, nur 
für jenen Proceß entfcheidenb maßgebend und von Wirkung if. 

Der oberfte Gerichtshof beflätigte das Urtheil der erſten In» 
ſtanz aus folgenden Gründen: Es ift nicht blos ein Motiv zu dem 
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Urtbeile oder der Klage, fondern ergibt ſich ſchon aus jenemi Spruche 
felbft, daß die Yrage, ob eine 4600 fl. überfteigende Darlehensſchuld 
ber jegigen Kläger beftehe, durch den dort zugelafienen Haupteib bes 
jegigen Klägers Joſef A, welchen derſelbe ſohin aud abgelegt bat, 
entfchieven wird. Wenn es fi auch in jenem Procefie unmittelbar 
um bie Zinſen banbelte, war do in ber Weſenheit die Frage, ob 
das Darlehenscapital, von weldem die Zinſen geforbert wurden, 
5250 fl. oder nur 4600 fl. betrage, der Gegenftand ver Entfcheinung, 
und biefe Frage ift nun zwifchen ven jeßigen Klägern und dem Be- 
klagten bereit8 dahin entſchieden, daß nur eine Darlehensforverung 
bes DBellagten per 4600 fl. beftehe, woraus ſich von felbft ergibt, 
daß die Satzpoſt per 5250 fl. mit dem Mehrbetrage von 650 fi. 
indebite bafte und zu löfchen fei. Die Anordnung bes $. 12 a. b. 
G. DB. ſteht diefem Erkenntniſſe nicht entgegen, weil es fih nicht um 
einen zwifchen anderen Streittheilen entſchiedenen Fall ober ein anderes 
zwifchen ben gegenwärtigen Streittbeilen feitgeftelltes Rechtsverhältniß 
handelt, ſondern eben das auch hier entſcheidende Rechtsverhältniß, ob 
nämlich dem jetzigen Beklagten wider bie jetzigen Klääger eine Dar- 
lehensforderung von 5250 fl. oder nur von 4600 fl. erwachſen ſei, 
zwifchen ihnen bereit durch das frühere Urtheil feſtgeſtellt wurde, 
und weil es alfo, wenn auch in bem früheren Urtheile nur über bie 
eine Conſequenz bed dort feftgeftellten Rechtsverhältniſſes (dag nämlich 
nur 4600 fl. zu verzinfen feien) der Spruch erging, doch zur richter⸗ 
Iihen Anerlennung der anderen Confequenz (daß nämlich 650 fi. 
indebite haften) feiner neuerlichen Feſtſtellung bes bereit entſchiedenen 
Rechtsverhältniſſes, nämlich des Beſtandes einer Darlehensforderung 
von nur A600 fl. ftatt der intabulirten von 5250 fl. mehr bedarf. 
Da nun auch in ber Formulirung bed Begehrens, daß 650 fl. 
indebite einverleibt und beshalb zu löſchen feien, feine ſolche In⸗ 
corzectheit gefunden werben kann, daß bemjelben nicht ftattgegeben 
werben kann, war das in dieſem Sinne erfloffene erftrichterliche Urtheil 
zu beflätigen. 


Nr. 3065. 

Gegenftand der condictio ob causam datorum. 
Entf. v. 7. Mai 1868, Nr, 4271 (Beft. ber sietdfürmigen Urth. des 
B. ©. Leitomiſchl vw. 16. Yuni 1807, Nr. 2916 und bes O. L. ©. 

u. 19, Nov. 186% Nr. 22706). @. 3. 1868, Ar, ven 

Auf die im Jahre 1857 angeftellte lage des A, deſſen Ehe 
mit ber B rüdgängig geworden war, wurde bie Letztere durch oberft- 
gerichtliches Erkenntnig vom 12. Auguft 1863 zur Zurückſtellung einer 
vom Kläger ante nuptias ihr geſchenkten Stute verurtheilt und nad 
erfolgter Znrüdftellung mit einer zweiten lage auf Herausgabe von 
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zwei Sohlen, welche die Stute während des erſten Proceſſes geworfen 
hatte, in natura umd auf Zahlung der Geldſumme belangt, welche fie 
beim Berlaufe von zwei anderen, ebenfalls während ber obigen Periode 
zugewachfenen Fohlen der Stute eingenommen hatte. 

Der Kläger wurde in allen drei Inſtanzen abgewieſen. Gründe 
der drititen Inflanz: Durch die Schenkung wurde B Eigenthümerin 
des Pferdes, folglid — nad $. 405 a. 6. ©. 8. — auch des 
Zuwachſes, d. i. der Fohlen, welche Fr Pferd währenn der Dauer 
ihres Beſitzes geworfen bat, und während biefer Zeit konnte fie auch 
mit dem Pferde und den Wohlen frei verfügen ($. 362). Sie war 
von dem Zeitpunkte der Schenkung an wirkliche Eigenthümerin und 
nicht blos redliche Befigerin des Pferdes und ihr Eigenthum währte 
fo lange, bis A von feinem Rechte zum Widerruf ver Schenkung 
Gebrauch gemacht Hatte. Der Fall des 8. 338 a. b. G. B., in 
welchem der redliche Beſitzer durch die zugeftellte Klage in einen 
unreblichen verwandelt wird, iſt daher hier nicht vorhanden. Denn bie 
B hörte durch die bloße Zuftellung der Klage, d. i. feit 15. Auguft 
1857, nicht auf, Eigenthümerin des ihr gefchenkten Pferdes zu fein, 
fondern blieb es bis zur Rechtskraft des Urtheils, welches den Widerruf 
der Schenkung für giltig erklärt uub fie zur Zurüdftellung bes Pferdes 
verpflichtet hat. Es Handelt fih Hier nicht um einen Streit bes 
redlichen Befigers als vermeintlicher Eigenthümer mit dem wirklichen 
Eigenthumer, ſondern um einen Streit zwiſchen der bisherigen recht⸗ 
mäßigen Eigenthümerin und Demjenigen, die ihr in dem Eigenthume 
nachfolgen fol. Rugungen und Früchte der gefchenkten Sache kommen 
dem Beſchenlten zu flatten, er wäre denn unredlicher Beſitzer (8. 336), 
und dies war bie Bellagte nicht. Sie ift daher nicht verpflichtet, bie 
in natura vorhandenen zwei Füllen herauszugeben noch den Werth 
ber verlauften Thiere zu erſetzen. 


Nr. 3066. 
Vertrag contra bonos mores? 


gun. — v. 18, Mai 1868, ae 8014 (8 a de8 aaa se Re ©, der _inneren 
wein ». 12. Ep. des O. L. G. 
— Wr. 2000) GB iDe8 , Rr. 78, 

A elanıte den B auf Zahlung von 400 fl., indem er an- 
führte: er habe von C ven Auftrag erhalten, gegen eine angemeflene 
Belohnung ihm einen Käufer für fein Haus zu fuchen, aus welchem 
Anlaffe der Geklagte, ver felbes Taufen wollte, zu ihm gelommen fei 
und, als er von ihm erfuhr, daß er bereits einen annehmbaren Käufer 
wife, ihm 400 fl. zu zahlen verfpradh, wenn er feine Intervention bei 
biefem Hausverlaufe fallen ließe, und er, B, das Haus faufen würde. 
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Er babe nun wirklich fich nicht weiter eingemengt und B das Haus 
ſehr billig befommen. Der Gellagte berief ſich unter Anderem darauf, 
daß nah 8. 878 a. b. G. 2. Verträge über unerlaubte Handlungen 
ungiltig find, die 400 fl. aber dem A für eine nmerlaubte Handlung 
verfprohen wurden, nämlih für den Bruch des von A mit C 
geichloffenen Vertrages. — Das Gericht erfter Inſtanz verurtheilte 
den B zur Zahlung der 400 fl. unter der Bebingung, daß A mit dem 
Hanpteide die Thatſache der mit B getroffenen Verabredung beweift. Die 
Gründe, foweit fie die auf 8. 878 a. b. ©. B. geſtutzte Einwendung 
betrafen, waren im Weſentlichen: Der Kläger A widerjpricht, und der 
©ellagte erweifet nicht, daß erfterer ven Auftrag des C, einen Käufer 
auszumitteln, auch angenommen babe, und vemzufolge kann auch nicht 
behauptet werben, baß fein dem Gellagten gegebenes Berfprecheu ber 
Rihtintervention eine im Sinne des 8. 878 a. b. ©. B. unerlaubte 
Leiftung zum Gegenftand hatte. — Das O. L. ©. aber berüdfichtigte 
biefe Einwenbung und wies ven Kläger ab. Gründe: &s kann 
wohl keinem Zweifel unterliegen, daß der Kern bes Bertrages zwiſchen 
A unb B bahin ging, bie von A gegenüber dem C eingegangene 
Berbindlichkeit zu paralufiren. Der Kern des Vertrages ift eine 
unerlaubte Handlung, indem A fi) verbinven follte, in ber fraglichen 
Berlaufsangelegenheit weiter nichts zu thun, und berfelbe auch wirklich 
nichts weiter that, während er dem C fich verpflichtet hatte, alle Mühe 
anf Beiſchaffung eines Käufers auzumenven, und von biefer gerabezu 
ber früher eingegangenen entgegengefegten Verpflichtung dem C feine 
Meldung machte, ſondern benjelben im Glauben bes zwiſchen ihnen 
beftehenden Bertragsverhältnifies beließ, daher hier die Beftimmungen 
des 8. 878 a. b. ©. DB. Anwenbung finden. 

Auf die Revifion des Klagers beftätigte der oberſte Gerichtshof 
die erftrichterliche Entiheivung. Gründe: Der erwähnte Vertrag kann 
nicht als ein im Sinne des $. 878 a. b. &. B. verbotener ober 
unerlaubter Vertrag angefehen werben, nachdem A, felbft wenn fich 
bei ibm, wie er angibt, ein Kaufluftiger bereits gemelvet hätte, doch 
nicht verpflichtet war, venfelben ſogleich dem C, dem er nur überhaupt 
einen Käufer verfchaffen follte, zuzuführen, fondern den Erfolg der 
von ©ellagten wegen bes Kaufes einzuleitenden Schritte abwarten 
und fih für ven Fall, als ihm dadurch das von dem Kauflufligen zu 
erwartenbe Honorar entgehen jollte, eine Vergütung bedingen Tormte. 
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Nr. 3067. 


Theilweiſe Ceffion einer Hypothekarfordernng an den dritten 
Theilzahler: Wirkung anf die nachftehenden Hypothekarglänbiger. 


Entib. v. 14. Mai 108, * 8361 — des aus Bein. des 9. ©. Atzen⸗ 
bru v. 21. Auguk er" O. L. G. Wien v. 
ne änner — ei 1868, Nr. 79. 


Auf dem im —— — Haufe des X haftete 
am britten Plage das Pfandrecht für eine Forderung des B und 
zweier Theilceffionare, C und D, desſelben mit 2500 fl, wobei jedoch 
das erecutive Pfandrecht aus einem zwifhen B und X im December 
1862 über das reftlihe Capital von 1000 fl. gefchlofienen Vergleiche 
ausgezeichnet war. Aus Anlaß der Meiftgebotövertheilung trat nun ber 
vierte Satzgläubiger A Hagbar gegen B und deſſen Ceffionare C und 
D auf und verlangte bezüglich jenes Betrages des Meiſtgebotes, welcher 
die im Bergleihe von 1862 als Reſt bezeichneten, daher als folder 
aus dem Grundbuche erfichtlichen 1000 fl. überftieg, den Vorrang 
vor ben übrigen bereit® getilgten 1500 fl., vie B 1865 nicht mehr 
babe Anderen ceviren können. B und feine Ceſſionare entgegneten, 
daß legtere dem X da8 Geld zu den an B geleifteten Abſchlags⸗ 
zahlungen von 1500 fl. gegeben und er ihnen deshalb von den 2500 fl., 
welche noch im vollen Betrage auf der Realität verfichert find, 1500 fl. 
abgetreten babe. — Die erfte Inftanz gab nem Slagbegehren ftatt. 
Gründe: Es ift durch obigen Vergleich erwiefen, daß bie Forderung 
des B im December 1862 nur mehr mit 1000 fl. aufrecht beftand, 
alfo aud nur mit diefem Betrage aus dem Kauffhillinge zur Zahlung 
gelangen Tann, woraus ſchon die Sachfälligkeit der Gellagten fließt. 
Die Einwendung berfelden, daß die Zahlung ver 1500 fl. an X 
von B mit dem Gelde der Geffionare geſchah und dabei zwifchen 
biefen unb B bebungen wurde, daß B ihnen die bezahlte Theilforderung 
mit Zugeftehung des Vorranges vor feinem Reſte abzutreten babe, 
welche Abtretung auch erfolgt und grundbücherlich ausgezeichnet worden 
ift, kommt nicht zu berüdfichtigen, weil zwar X bei der Zahlung an 
B wohl erflärte, daß das Geld von feinen nunmehrigen Teſſionaren 
komme und er ihnen die diesfälligen Beträge cediren müſſe, aber die 
Zahlung ſelbſt doch von X geſchah, daher höchſtens dieſer Perſonal⸗ 
ſchuldner der Ceſſionare wurde. Das Uebereinkommen zwiſchen X, 
dann B und den Ceſſionaren C unb D ift höchſtens die Verabredung, 
künftig erſt einen Berwag fchließen zu wollen, wobei jebadı vie. weient- 
lichen Stüde, nämlich der Betrag der an ven Öhpothelargläubiger 
zu leiftenden Zahlungen und die beflimmte Perſon des Zahlers nicht 
angegeben wurden, daher nicht giltig (8. 936 a. 5. ©. B.). Zudem 
batte B ſchon im Jahre 1862 aufgehört, Gläubiger bezüglich ver 
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1500 fl. zu ſein, konnte alſo 1865 ſie nicht rechtswirkſam cediren. 
Dieſe, wie gezeigt, auf einer ungiltigen Verabredung beruhenden 
Ceſfiouen konnten daher auch durch ihre Einverleibung keine Rechts⸗ 
kraft erlangen. Zudem war den Ceſſionaren und jedem Dritten aus 
dem Grundbuche erſichtlich, daß, ungeachtet die 2500 fl. noch immer 
nicht gelöfcht find, fie nur mehr im Refte von 1000 fl. zu Redt 
beftehen, indem bie executive Enpereinverleibung biefer 1000 fl. auf 
Grund des Vergleiches erfolgt if, in welchem fie ausdrücklich als 
Reftforberung bezeichnet erfcheinen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das die Klage abweiſende 
Urteil der zweiten Inſtanz. Gründe: Aus dem bier vorliegenden 
Thatbeftand folgt nicht, daß die Forderung bezügli des Mehr⸗ 
betrages von 1500 fl. al8 durch Zahlung erloſchen angefehen werben 
mußte, indem hinfichtlich diefe® Betrages ein anderes Uebereinkommen 
getroffen worben fein konnte, was in der That dadurch geſchah, daß 
B bie 1500 fl. als eine von C und D herrührende Zahlung erhielt, 
weshalb er auch das Pfandrecht bafür ihnen abtrat. Zudem erklärte 
ber Kläger felbft, gegen die Richtigkeit der Yorberung des C und D 
feinen Einwand zu erheben. Ueberdies hätte nur der Hypothekar⸗ 
fhuloner X, wenn er aus Eigenem bie 1500 fl. dem B gezahlt 
hätte, die Löſchung dieſes Betrages begehren Können; wogegen bie 
nachfolgenden Pfandgläubiger nah 8. 469 a. b. ©. B. die Ceſſion 
einer noch nicht gelöfchten Saßforberung ſich gefallen lafjen müffen, 
mag biefelbe in Folge ausbrüdliher Bedingung oder in Folge ber 
Beftimmung des $. 1423 a, 5. ©. B. geſchehen fein. Der 8. 936 
endlich ift hier gar nicht am Plage, da es nicht nur auf eine aus⸗ 
drückliche frühere Verabredung gar nit anfommt, fondern aud, wenn 
über eine verabrebete Ceſſion fobann die Urkunde ausgeftellt wir, 
dies feinesfallg einem Dritten Grund zu einer aus $. 936 a. 5. 
G. B. hergeleiteten Einwenbung geben kann, 


Nr. 3068. 

Berurtheilung des mit ber Eutſchädigungsklage Belangten 

zum SKoftenerfag ungeachtet der Herabfegung der angelprochenen 
Summe im Urteil. 

zu. v. 14. Mei 1B00, I. 4816 (Beft. beö Urth. dei B. ©. * 


. , Abänd, des . des O. L. G. Brünn 
4, Hür; 1868, Ar. 2196), —8 1868, Nr, 87, 


% 
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Nr. 3069. 


Unterbfiebene Einwendung der Verjährung als Grund ber 
Koftencompenfation ? 


€ v. 14, Mat 1868 Nr. 3682 (Beit. des Urth. des 
—2— v. har —55 — 867 . 7158, Abi des —— 5 — 
März 38 Nr. 8592), ©, 3. 


Nr. 3070. 


Legat eines Grundſtückes des Erblaſſers, welches mit einer 

nicht gelöſchten Hypothekarforderung desſelben belaſtet iſt. 

Erwerb dieſer Hypothekarforderunug im Vertrauen auf bie 
öffentlichen Bücher ? 


Eutſch. v. 20, Mat 1868, Nr, 3591 (Bet. bes dad Urth. des V. G. Napagedl 
v. 30 Bet, 1887 507, Dr, 4100, abä band en, —A ——— S 


+ + . o , » 

In dem Teſtamente der M wurde die C zur Univerfalerbin 
eingelegt. Bei ber Inventirung ftellte fi heraus, daß auf der dem 
Legatar A zugebadten, in den Nachlaß der M gehörenven, von ihr 
im Sabre 1839 wegen einer feit 1834 haftenden Forderung von 
3911 fl. executiv erflandenen Mühle Nr. 53 in X für die Erb- 
lafferin eben dieſe Forderung, welche fie bei Xebzeiten nicht löſchen Tief, 
nod haftet. Die Univerfalerbin machte ihr Recht geltend, und ob: 
gleich der Legatar A die Richtigkeit der Forderung aus ber Urſache, 
weil im Teſtamente von diefer Forderung Feine fpecielle Erwähnung 
geihah, beftriit, wurbe ber C dennod die Forderung eingeantwortet 
und auf Grund der Einantwortungsurfunde das unbedingte Eigen: 
thumsrecht bezüglich der angedeuteten Forderung für die C grund: 
bücherlic ausgezeichnet. Darauf wurde diefelbe von der C dem B 
cedirt, welcher bei der Realinftanz den Grundbuchsauszug erhob, 
deraus das Beſtehen der Haftung erfah und bie SIntabulation 
des ihm cebirten Rechtes erwirkte. Ohne gegen eine ber erwähnten 
Eintragungen Einſprache erhoben zu haben, belangte nun A den B 
auf Löſchung der Forderung. Er berief fih barauf, daß aus 
ber in der Urkundenfammlung liegenden Einantwortungsurfunde zu 
erſehen ift, daß A die Richtigkeit der Forderung feinerzeit widerfprach, 
bag angenommen werden müſſe, Daß die Erblafferin M jelbft dieſe 
Forderung als nicht beftehend anfehen mußte, daß die Cedentin C 
ganz gewiß von dieſem Sachverhalte Kenntniß hatte, u. ſ. w. B ftüßte 
fein Recht auf den Buchftaben ver 8. 469 und 1446 a. b. ©. B. 
und wies die Zumuthung zuräd, daß er als Gefflonar fih durch 
perfönliche Einfiht der Urkunden und durch Inquiſttion der C von 
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der Nichtigkeit der Yorberung überzeugen müßte. Der amtlich aus« 
gefertigte Grundbuchsertract gelte ihm ald genügendes Document, um 
die Natur und Richtigkeit des cedirten Rechtes zu beurtheilen. Noch 
muß hervorgehoben werben, daß A aus ben alten Patrimonialacten 
eine Urkunde ausfindig machte, vermöge welder für bie Erfteberin 
der Mühle Nr. 53 ın X, d. i. für die Erblafferin M, ein Betrag per 
1883 fl. ad depositum erlegt worben wäre, demnach bie Forberung 
der Erblafferin ſchon damals nur 2028 fl. betragen babe. Auch 
von bdiefer Urkunde hätte nah Anfiht des A der Leffionar fi 
Kenntniß verfhaffen follen. Der Nachweis, daß das Depofit von ber 
M erhoben wurde, wurde nicht geliefert. B berief fih auf eine An- 
zahl oberftgerichtlicher Entſcheidungen (darunter Nr. 611, 618, 1109, 
1345, 1395, 1778, 1782, 2021 der gegenwärtigen Sammlung) dafür, 
daß dem revlihen Ceſſionar — und B erbot fidh bezüglich des Be— 
weifes der Redlichkeit ſeines Gebahrens zum Haupteide — nicht zu= 
gemuthet werben fünne, bei Eingehung von Geffionen erft die ganze 
Urfundenfommlung ober gar alte irgendwo in einer Regiftratur ver: 
grabene Acten einfehen zu müſſen; es würde, um mit den Worten 
des oberften Gerichtshofes ſelbſt zu fprechen, „jehr traurig um das 
Inftitut der öffentlichen Bücher beftellt jein, wenn man den Ceſſionar 
verpflichten wollte, ftet8 die Urkundenfammlung und bie Regiftraturen 
ber verſchiedenen Behörden einzufehen.” — Das Geridt erfter In- 
ftanz entſchied, daß ver Xheilbetrag von 1883 fl., weil erwiejener- 
maßen ad depositum erlegt, erloſchen fei, dagegen der Neft per 
2023 fl. fo lange zu haften babe, bis Kläger nachgewieſen haben 
wird, daß diefer Betrag gezahlt fe. — Das D. 2. ©. gab dem 
Begehren in feinen vollen Umfange ftatt. 

Von dem oberften Gerichtshofe wurde das obergerichtliche 
Urtheil beftätigt aus folgenden Gründen: Es ift zwar richtig, daß 
nah $. 1446 a. b. ©. B. Hypothekarrechte nicht duch Conſolida⸗ 
tion, jontern nur duch Ertabulation aufgehoben werden und daß 
nah 8. 469 a. b. ©. B. ein Hypothekargut fo lange verhaftet bleibt, 
bi8 die Schuldurfunde aus den öffentlihen Büchern gelöfht if. 
Allein im vorliegenden Rechtsſtreite treten Umſtände ein, aus welchen 
dem Geklagten vie Zweifelhaftigfeit des Beſtandes ber cebirten Forde⸗ 
rung auffallen mußte, daher von demfelben ein Erwerb im Vertrauen 
auf die öffentlichen Bücher nicht unbedingt geltend gemacht werden kann. 
C wurde auf Erund der Einantwortungsurfunde als Eigentbümerin der 
Forderung per 3911 fl. bücherlih eingetragen. In diefer Einant- 
wortungsurkunde wurde biefe Forderung als ftreitig bezeichnet, indem 
bie Intereſſenten viefelbe als illiquid haftend erklärten. Die Forderung 
per 3911 fl. haftet für M auf der Mühle Nr. 53 zu X. Diele 
Mühle wurde von der M im Erecutionszuge erfauft und dieſelbe als 
Eigenthümerin grundbücdherlih eingetragen. Dieſes Verhältniß war 
aus den öffentlihen Büchern zu erſehen. C, von welder Geflagter 
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fein Recht ableitete, wurde in Folge des Teſtamentes ber M und 
auf Grund der Einantwortungsurfunde an den Beſitz ber obigen 
Forderung gejchrieben. Auf Grund derſelben Urkunde kam aud) 
Kläger an ven Befig der Mühle. Der C konnte daher die Streitigfeit 
der Forderung und deren Illiquidität entgegengefegt werden. Aus 
dem Teflament der M gebt num zweifello® hervor, daß fie felbft vie 
Forderung, als nicht mehr beftehenn, als theils durch Zahlung, theils 
duch Bereinigung von Gläubiger und Schuloner in ihrer Perfon 
erloſchen angejehen bat, da fie im Zeftamentsabjag 7, worin fie bie 
Mühle dem A vermachte, benfelben verpflichtete, von den Tabularlaften 
uur jene ber 400 fl. Kirchengelder zur Bertretung zu übernehmen. 
Die C konnte daher die in Rebe ſtehende Forderung, als Erbin 
ber M, gegen A nicht mehr in Anipruch nehmen, da nad) bem im 
Teftament ausgeſprochenen Willen der M diefe Poft al&’ eine Activ- 
forderung berfelben nicht mehr beftanden bat. Dies fonnte ver 
Kläger A gegen die C geltend maden und ba B ald Rechtsnehmer 
berfelben erſcheint und dieſes Gefammtrechtöverhältnig aus dem öffent⸗ 
lichen Buch und den demſelben einliegenden Urkunden bei geringer 
Auſmerkſamkeit entnehmen konnte und hiezu ſich aufgefordert finden 
mußte, ſo ſteht ihm die Einwendung nicht zu, daß er im Vertrauen auf 
die öffentlichen Bücher die Forderung erworben habe, und daß ihm 
deshalb nach 88. 1446 und 469 a. b. ©. B. das Erloſchenſein 
berfelben nicht entgegengefet werden könne. 


Nr. 3071. 


Zuläffigfeit der Beantwortung einer Bauaufforberungsflage ; 
Rechtskraft des die legtere zu Gericht annehmenden Beſcheides? 


Eutſch. v. 20, Mai 1808, Re 5041 (Beft. des Der. des B. G. Et, Johann 
v. 2, Zebrnar 1868, Nr. 442 Abäünd. des Deer. des O. L. ©. Wien v. 
23. Mär; 1868, Nr. 5834). ©. $. 1868, ©. 4%. 

Gegen die Bauaufforberungsflage des A wider bie Gemeinde 
B hat, nachdem vie erfigerichtliche aufrechte Verbeſcheidung berfelben 
vom oberften Gerichtshof mit Entſcheidung vom 10. October 1867, 
Nr. 8779 (Sammlung Nr. 2874) beftätigt worden war, bie Ge- 
meinbe, ftatt der provscirten Klage, eine Einrede angebracht, welche 
in erfter Inſtanz aufrecht erlebigt, resp. dem A zur Replik zu- 
geftellt, vom D. 8. ©. aber auf Grund des 8. 73 weflg. ©. O. 
a limine zurüdgewiefen wurde, weil der oberfte Gerichtshof mit feiner 
citirten Entſcheidung lebiglih ben erftgerichtlihen Beſcheid auf die 
Aufforberungsflage beftätigt bat, mithin von Seite der Gemeinde B 
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Die provocirte Klage zur Ausführung ihres etwaigen Rechtes — 
nicht die Beantwortung ber Aufforderung durch Einrede — anzu⸗ 
bringen war, unb überdies im Falle der Anfforberung bei einem 
vorzunehmenben Bau der bei der Aufforderung ex lege diffamari nad 
8. 64 weſtg. ©. D. zuläffige Berühmungsproceß ausgefchloffen iſt. 

Der oberfte Gerichtshof beflätigte die erftgerichtliche Berorbnung, 
weil die oberftgerichtliche Recursentſcheidung vom 10. October 1867, 
Nr. 8779, Lediglich ausgeſprochen hat, daß die Banaufforderungs- 
Mage des A gegen die Gemeinde B niht von Amtswegen als 
unftatthaft zurückgewieſen werden konnte, und biebei bie Frage nah 
der gefeßlichen AZuläffigleit der Beantwortung der Aufforberung durch 
Einrede, an Stelle der provocirten Klage, ganz unberührt geblieben 
ift; weil die Einrede der Inftatthaftigfeit der Aufforderung, fofern 
fie vom Aufgeforderten auf angebliche Beſitzrechte gegründet wirb, bei 
ber Aufforderung wegen einer Bauführung nicht als ausgeichloffen 
angefehen und über vdiefen Punkt jedenfalls erft nad vorgängiger 
Berhandlung und nit von Amtewegen fon bei Erledigung ver 
vorgebradhten Einrede entſchieden werden fann. 


Nr. 3072. 


Befigförung? 

. 5. 27. Mei 1868, Nr. 5330 (Beil. des Decr. bed 8. ©. Krzes 
— 9 23. Yänner 1868, Nr. 265, bach. des Decr. des O. L. ee 
v. 19, März 1868, Rr. 2401). ©. 9. 1868, ©. 316, 

M hatte teflamentariih fein Wirthſchaftsgut dem erfigeborenen 
Sohne B, gegen Abfindung des zweitgeborenen A mit Geld, über- 
laffen und feiner Ehefrau ven lebenslänglichen Fruchtgenuß daran 
zugedacht. Nach feinem Tode wurde dem Teſtament gemäß das Gut 
dem — im Militärdienſt abweſenden — B eimgeantwortet. A meh 
dasfelbe in Beſitz und B, nach Yahren wieber in die Heimat zurück⸗ 
gelommen, theilte ſich mit ihm in der Bewirthſchaftung. Es entftanven 
zwifchen ven Brüdern Streitigkeiten, welche ſchließlich dahin führten, 
daß A gegen B in possessorio summariissimo auftrat, um gerichtlich in 
feinem angeblichen Beſitze des Gutes geihägt und erhalten zu werben. 
— Das im erfter Inſtanz zugelaflene Klagbegehren wurde vom 
O. 8. G. in der Erwägung abgewieien, daß die Bewirthſchaftung 
des Gutes durch den Kläger ven factifchen Befig desfelben im eigenen 
Namen nicht begründet, weil die mit dem Fruchtgenuß bedachte Witwe 
des Erblaſſers ven Befig ihm nicht übergeben, im Gegentheile A wider 
ihren Willen auf gejegwibrige Art vie Benugung der Kiegenfchaft 
erlangt bat; daß feine Benugung, Mangels viefer llebergabe, nur als 
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bie im Namen ber Witwe beforgte Bewirthſchaftung angeſehen werden 
fann, zumal A dem B gegenüber ven factiichen Beſitz des Gutes 
nicht erlangt haben konnte, weil dem B durch feine Abmefenheit vie 
Möglichkeit, ſich dem Befigeingriff de8 A zu wiberfegen, benommen 
war; daß endlich A feit der Rückkehr des B in dem felbftänpigen 
Befig des Gutes ſich nicht mehr befand, weil ver Letztere auf dem 
Gute wohnte und mit ihm gemeinfchaftlih die Arbeit der Bewirth- 
ſchaftung verrichtete. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte die erſtgericht liche Ent- 
ſcheidung. Gründe: Durch die Zengen wurde erwieſen, daß ſeit dem 
Tode des M der Kläger das in Frage ſtehende Gut beſaß, daß er 
alle mit der Wirthichaftsführung verbundenen Handlungen unternahm, 
woburd ber Beſitz ausgeübt wird. Ob er nun dazu beredtigt war, 
ob er dabei mit Zuftimmung feiner von M mit dem Fruchtgenuß 
bedachten Mutter oder gegen ihren Willen gehandelt babe, ift nicht 
in possessorio summariissimo zu erörtern, in weldem nur ber lette 
factifhe Befig gefhüst wird. Damit, daß B nad) feiner Rückkehr 
gemeinfhaftlih mit A bie Feldarbeiten verzichtete, if beffen Mitbeſttz 
nicht feftgeftellt, weil die Anführung des Klägers, dag B mit feiner 
Arbeit ihm bei der Wirtbichaftsführung blos Aushilfe leiftete, nur 
als Gehilfe thätig war, von den Zeugen.....beflätigt wurde. Da 
fomit ver Befig des Klägers betviefen ift und der Belfagte nit ab- 
gelengnet bat, eigenmächtig Kartoffel ausgegraben und Getreide nad) 
vorgängiger Abreißung des Schloffes der Scheuerthüre ansgebrofchen 
zu haben, und er nicht beredhtigt ift, auf feinen aus der Erbsein- 
antwortungsurfunde hergeleiteten Anſpruch hin ſich mit Uebergebung 
des gefeglichen Verfahrens in den Beſitz des Gutes zu ſetzen, fo find 
bie erwähnten Handlungen desſelben als eine Störnng des Hägerifchen 
Beſitzes anzufehen. 


Nr. 3073. 
Zuerfennung eine® eventuellen Anſpruches im Urtheile. 


v. 28. Mai 1868, Nr, 8528 (Beft. des Urth. des 2. G. Wien vom 
80, Jun 1867, Rr. 39871, Abänd. de& urth. ded ©. 2. ©. Wien u, 81. Der. 
1867, Ar. 19685). ©. 9. 1809, ©. 26, 

In der lage des A gegen B wurde das Erfenntmiß begehrt : 
1. B jet fhuldig zur Herausgabe eines von ihm acceptirten und beim 
Roter C vermahrten Wechſels an A einzuwilligen; 2. falls zur Zeit 
der Rechtskraft des (dem Begehren 1 ftattgebenven) Urtheils oder der 
Ausfolgung des Wechſels derſelbe verjährt fein follte, fer B fchulbig, 
dem A den Wechſel von 125 fl. zu zahlen. — Das in erfter Inflanz 
vollſtändig zugelaffene Begehren wırde vom DO. 2. ©. im 2. Petit: 
punkte abgewiefen, weil das Urtheil dasjenige, was zu= oder abge- 
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ſprochen wird, beftimmt enthalten foll, fo daß die VBorausfegungen 
ber darauf zu bewilligenden oder zu verweigernden Erecution keinem 
Zweifel unterliegen können, dies aber beim 2. Petit nicht ber 
Tall ift. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftgerichtliche Entſchei⸗ 
dung, weil auch das Beſtehen eines beftimmten Anfpruches, infofern 
berfelbe bereits Rechtswirkungen mit fi bringt, Gegenſtand richter- 
licher Anerkennung fein kann; weil gegen die Zuläffigfeit des ge- 
ftellten Eventualbegehrene vom Bellagten B — unter der Voraus⸗ 
fegung des richterlihen, des ad 1 erhobenen Anſpruches — eine Ein- 
fprache nicht gemacht worden ift und fein Grund vorlag, dieſen Theil 
der Klagbitte von Amtswegen auszufchließen. 


Nr. 3074. 


Natur und Umfang des Anſpruches auf Schabenerfa im 
alle des Nüdtritted vom Cheverlöbniß. 


Entf. v. 28. Mai 1868, Nr. 5274 (Beft. des dad Urth. des B. G. Ottens⸗ 
beim v. 27. Nov, 1866, Nr. 1981, abänd, Urth des D. 2. G. Wien vom 
31, Juli 1867, Nr. 6086). ©. 5. 1868, ©. 430, 

Die Klage der A wieder den B auf Zahlung einer lebens⸗ 
länglihen Rente jährliher 300 fl. oder einer Abfertigungsfumme im 
Betrage von 2000 fl., wegen Brudes des Eheverlöbniffes, wurde 
vom oberften Gerihtshofe aus folgenden Gründen abgewiefen: Nach 
den in 88. 45 und 46 a. b. ©. DB. enthaltenen Grundfägen ift das 
Begehren der A nicht geredtfertigt; denn fowie ihr fein Recht auf 
Erzwingung der Eheſchließung zuftand noch die Beftimmung des 
Werthes, den man auf bie Erfüllung des Eheverſprechens ſetzen 
wollte, im Voraus zuläffig war, fo Tann ihr aud jet nicht das 
Recht eingeräumt werben (auf welches ihr Begehren hinausläuft), fo 
viel zu fordern, als ihr nad ihrer Schägung daran lag, daß die 
Ehe zu Stande komme. Nur der Erſatz des wirklihen — pofitiven 
— Schadens, den fie durch den NRüdtritt des Bellagten erlitten zu 
haben bewiefe, konnte ihr gebühren. Nicht ohne damit einen beſon⸗ 
beren bezeihnenden Sinn zu verbinden, Kann diefe Beifügung des 
Adjectives „wirklich“ im 8.46 a. b. ©. B. betrachtet werden, das 
offenbar einen eigentlihen Schaden im Gegenſatze von Gewinnes- 
entgang nach $. 1293 anbeutet, umfomehr, ald dies eben im Geifte 
der Beflimmung des $. 45 gelegen ift. 
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Kr. 3075. 


Unzuläffigfeit der Erecutionsführung auf ein ber fideicom— 
miffarifhen Subftitution unterworfenes Grundftüd. 


Futſa. e v. 3. — 1008, Rt. 06 ee der et Decr. bed 
Wien 28 —27— ne Eon, ir un Wien bom 


Segen », —— eines San, —— beten ihm C 
fiveicommiffarifeh fubftitwirt ift, hatte A wegen 152 fl. vie erecutive 
Einverleibung des Pfandrechtes auf dem Haufe erwirft und begehrte - 
nun die Schägung. — Bom Gerichte erfter Inſtanz wurde diejelbe 
bewilligt und vom O. 2. ©. der dagegen ergriffene Recurs des B 
verworfen, weil Recurrent als Eigenthümer im Grundbuche erſcheint 
und bie hierauf haftenden Subftitutionsbefhränfungen der Schägung 
nicht binderli find, fondern nur bei Beftimmung ver Werthshöhe in 
Berüdfihtigung zu ziehen fein werden. Im a. o. Necurfe des B 
wurde geltend gemadit, daß Recurrent ja bloßer Fruchtnießer fei und 
nur fein Fruchtgenuß in Erecution gezogen werden könne, baß bie 
Liegenfchaft felbft weder geſchätzt noch feilgeboten werden könne, indem 
ven Werth feines Fruchtgenuffes einfache Bauverftändige nicht zu 
jhäßen verftänden und nad der Anorbnung das Haus und nit das 
Recht geſchätzt werden folle. 

' Der oberfte Gerichtshof änderte beide Erledigungen dahin ab, 
daß vorläufig eine Zagfagung zur Anhörung der Parteien anzuorbnen 
und nad) Vernehmung beider Theile erft zu entſcheiden ſei, inwiefern 
bie angejuchte executive Schätung zu bewilligen fet, und zwar in Er- 
wägung, daß dem in den bücherlihen Beftg gefchriebenen Fipuciarerben 
nah 8.613 a. 6. ©. B. nur das eingefchränfte Eigenthumsrecht mit 
den Rechten und Pflichten eine® Nutznießers zufommt, daß alfo aud) 
das Pfandrecht für die Forderung des A per 152 fl. fih nicht auf 
die Eubftanz der dem Recurrenten nur mit dem GSubftitutionsbande 
grundbücherlich zugefähriebenen Haushälfte erftreden Tann, durch den 
angefochienen landesgerichtlihen, vom D. 2. ©. aufrecht erhaltenen Be- 
ſcheid aber die erecutive Schätzung des Hauſes felbft bewilligt erfcheint. 


Nr. 3076. 
Anfpruch der nicht aeihiebenen Gattin auf Alimente? 


gute. v. 5. Juni 1868, Nr 1 (Ben. bed Urth. ded B. ©. daslaqh v. 

00. 1867, Nr. 1647 bin, bes Hrtp, dei D.R. G, Wien v. 6. Be: 
breuar 1808, Ar. 1489), ©. 3. 1868, Nr. 66, 

Die A belangte ihren Gatten B auf Seiftung des Unterhaltes, 

weil er nicht nur fie öfters geichlagen und geſchmäht, ſondern aud) 
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bie oberwähnten Berlaffenfchaftspaffiven in Abzug gebracht werden müffen. 
Wider diefe obergerichtlihe Entſcheidung ergriff die Finanzprocuratur 
in Bertretung des Krankenhausfondes den Reviſionsrecurs. In diefem 
Necurfe wurde namentlich ausgeführt, daß auf dem Gute X aud 
folde Rechte und Forderungen haften, rüdfichtlih welcher die Ber- 
laſſenſchaft des M nicht perfönlih, fondern nur als Befiter des be- 
lafteten Gutes verpflichtet fei, und welde daher nicht als eigentliche 
Berlaffenfhaftsfchulden im Sinne des citirten Decrete® des n. ö. 
Appellationsgerichtes angefehen werben könnten; es wurde darauf hin⸗ 
gewiefen, daß e8 im diefem Decrete heißt: „Das in einer anderen 
Provinz gelegene unbeweglihe Bermögen unterliegt der Bemeſſung 
nit”, daß biejer Ausdruck unbewegliches Vermögen ftatt des Wortes 
„Realiäten” barum gewählt fei, um anzubeuten, daß dieſes unbe- 
wegliche Bermögen als ein ganzes im Sinne von Üctivvermögen, 
mithin nad Abzug der darauf laftenden Pafjiven aufgefaßt werden 
müffe. Es wurde ferner bie Confequenz geltend gemacht, die ſich aus 
ber obergerichtlichen Auffaffung ergeben würde, daß z. B. von einem 
in Niederöſterreich befindlihen reinen Berlaffenfchaftspermögen per 
300.000 fl. deshalb gar feine Gebühr zu entrichten fein würbe, weil fich 
in Böhmen ein Latifundium im Werthe von zwei Millionen befindet, 
auf welhem 300.000 fl. bücherlich haften. Schliegli wurde auf bie 
Analogie bei der Bemeflung der Staatsgebühren von im Auslande 
liegenden unbeweglihen Gütern des Erblaſſers bingewiefen (8. 57 
des Gebührengejeges vom 9. Februar 1850, R. ©. Bl. Nr. 0). 

Der oberfte Gerichtshof bat dem Reviftonsrecurfe Feine Tyolge 
zu geben und bie obergerichtliche Verorbnung aufrecht zu erhalten 
befunden mit folgender Begründung: „Inſofern die Yinanzprocuratur 
zu beanftänden glaubt, daß nad der angefochtenen obergerichtlichen 
Verordnung bei der behufs der Bemeſſung der gejeglihen Gebühr 
zum allgemeinen Krankenhausfonds vorzunehmenden Ermittlung des 
reinen M'ſchen Verlaſſenſchaftsvermögens auch ſolche auf dem Gute X 
haftenden Rechte und forderungen in Abzug zu bringen ſeien, rüd- 
fihtlih welcher vie Berlaffenihaft nur als Beſitzer des belafteten. 
Gutes verpflichtet erfheint und welche daher nicht als eigentliche Ver⸗ 
laſſenſchaftsſchulden anzuſehen feien, widerlegt fi) dieſer Beſchwerde⸗ 
grund damit, daß das Obergericht ausdrücklich nur den Abzug der 
ausgewieſenen eigentlichen Verlaſſenſchaſtsſchulden zugelaſſen hat und 
daß es der angeordneten neuerlichen Ermittlung des gebührenpflichtigen 
reinen Nachlaßvermögens vorbehalten bleibt, inwiefern derlei Haf— 
tungen als eigentliche Verlaſſenſchaftsſchulden behandelt werden können 
und follen. Im Uebrigen erſcheint aber die angefochtene obergericht- 
lihe Verorbnung auch in dem ihr zu Grunde liegenden Principe ale 
gerechtfertigt; denn nad der Beitimmung des 8. 694 a. b. ©. B. 
find für die von Berlaffenfchaften zur Unterftügung gemeinnügiger 
Anftalten und Sonde zu entrichtenden Beiträge überhaupt bie darüber 
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beſtehenden befonderen Borfehriften maßgebend, und es können die 
— en des Gebührengeſetzes vom 9. Februar 1850, R. G. 

—* beſonders jene vom 8. 57 dieſes Geſetzes auf die Ab- 
—* ber oberwähnten Art nicht angemendet werben. Speciell rüd: 
fihtlih der in Frage kommenden gefelihen Gebühr zum allgemeinen 
Krankenhausfonds erſcheint die von dem beftandenen n. ö. Appellations- 
gerihte am 16. September 1842, Nr. I0701, auf Anfuchen ver 
n. ö. Landesregierung, alfo der politiſchen Landesſtelle, erlaſſene Kund⸗ 
machung maßgebend, nach welcher die geſetzliche Gebühr zum Kranken⸗ 
hauſe von ſämmtlichem beweglichen und im Lande Oeſterreich unter 
der Enns befindlichen unbeweglichen reinen, d. i. von dem nach Abzug 
der eigentlichen Verlaſſenſchaftoſchulden erübrigten Verlaſſenſchafts⸗ 
vermögen zu bemeſſen und zu entrichten iſt, und nur das in einer 
anderen Provinz unbewegliche Vermögen der fraglichen Gebühr nicht 
unterliegt. Es iſt hiernach grundſätzlich und auch in Uebereinſtimmung 
mit früher in dieſer Rüdficht erlaffenen geſetzlichen Normen ausge⸗ 
ſprochen, daß diefe Gebühr nur von dem reinen Vermögen zu ent- 
richten ift. Was aber nach einem Erblafjer als reines Berlaffenfchafts- 
vermögen übrig bleibe, ergibt fih nur aus der Entgegenftellung feiner 
Activen und feiner fämmtlihen Paſſiven. Jede Verlaſſenſchaftsſchuld 
ohne Unterfchied verringert den Betrag bes reinen Activfondes; ber 
Umftand, daß eine Schuld fpectell auf irgend ein Object des Ver: 
laſſenfchaftsvermögens pfandrechtlich fihergeftellt ift, befreit die Ver⸗ 
laffenfhaft nicht von der Haftung für dieſe Schuld mit dem übrigen 
Berlaffenihaftsvermögen und kann ebenfowenig den Glänbiger ver: 
hindern, feine Befriedigung auch aus einem anderen Objecte bed Ber- 
laſſenſchaftsvermögens, al8 aus dem verpfändeten, zu juchen. Und jo wie 
im Falle, wenn für die von dem Erben des M ald Abzugepoften geltend 
gemadten Berlaffenihaftsfhulden eine hypothekariſche Sicherftellung 
nicht ermwirft worden märe, feine Berechtigung, diefe Schulden bei Er- 
mittlung des reinen Nadhlafjes zum Behufe der Bemeflung der frommen 
Gebühren in Abzug zu bringen, nicht im Geringften bezweifelt werben 
fönnte, fo gilt dieſes au im Falle ber bewirkten hypothekariſchen 
Sicherſtellung, weil diefe an der Namr und Wirkung des Schuld⸗ 
verhältniffes nichts ändert. Daß endlich bier allerdings ver Werth 
der böhmiſchen Verlaffenfhaftsgäter nicht im Activſtande in Anſchlag 
gebracht werben Tann, wohl aber deren Belaftung als Balfivum in 
Abſchlag gebracht wird, hat zwar für den an der Abgabe betheiligten 
Fonds eine nachtheilige Folge; allein dieſe ergibt fi eben nur aus 
der Verſchiedenheit ber bezüglich folcher Abgaben für die einzelnen 
Länder und beziehungsweife Stäbte beftehennen befonderen Bor- 
ſchriften und localen Einrichtungen.” 
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Nr. 3078. 
Einfluß des Todes eines Streitgenoffen auf den Ausfall des 

Haupteides, 
Entf. v. 9. Juni 1868, Re, 50 a bed dad Derr. des B. G. Gmun- 
ben dv. Bi. Dec. 1867, Nr. 8647, abünd. Derr. ded D. 2. ©. Wien >. 

16. Wyrif 1868, Nr. 7012). 8.3. 1868, Rio, G. H. 1868, 6. 261. 

Im Rechtsſtreite des A wider die Eheleute Alois und Eleonora 
B pto. Zahlung von 1060 fl. vertrat die Letzgenannte ihren Gatten 
ald deſſen Bevollmächtigte. A trug beiden Gatten den unrückſchieb⸗ 
baren Haupteid über vie Echtheit einer von ihnen ausgeſtellten Urkunde 
auf, über den im Laufe des Verfahrens Eleonora B fi nur dahin 
äußerte, daß fie von der Unterfertigung diefer Urkunde nichts wife. 
In dem Urtheil wurde beiven Bellagten viefer Haupteid unrüdjchieb- 
bar aufgetragen und wurden biefelben, falls fie den Eid nicht leifteten, 
dem Kläger in solidum zur Zahlung der 1060 fl. condemnirt. Der 
Eid ward nur von der Eleonora B angetreten und gejhworen. Run 
begehrte A bie Erecution wider Alois B. — Das Gericht ordnete 
eine Tagſatzung zur Verhandlung über bie Frage an, ob nicht auch 
der dem vor Zuflellung des Urtheils verftorbenen Alois B aufge 
tragene Haupteid für abgefhworen zu halten fei und entſchied felbe 
bejahend, in der Erwägung, daß das lirtheil dem Alois B wegen 
feines früheren Ablebens nicht mehr zugeftellt werden, ſomit bezüglich 
feiner keine rechtswirkſamen Yolgen mehr erzeugen konnte, da er ben 
zugelafjenen Sanpteiv nicht mehr anzutreten vermochte; daß jeine 
Gattin den ihr aufgetragenen Haupteid abgelegt hat, und, da fie laut 
Urtheils mit ihrem Gatten im Nichtbeſchwörungsfalle folidarifch zur 
Zahlung verpflichtet iſt, ungeachtet des von ihr eingehaltenen gerichtd- 
srunungsmäßigen Borganges, beziehungsmweife des von ihr abgelegten 
Haupteides, falls derſelbe als unerheblih angefehen würde, wegen ber 
in Mitte liegenden durch die Solidarhaftung begründeten Untheilbar⸗ 
keit der Zahlungspfliht vie ganze eingellagte Schuld zahlen müßte, 
auf folge Weife aber einem AZufalle Raum gegeben würde, ver fid 
nicht in ihrer Perſon, fondern in ber ihres Gatten ereignet hat; daß 
endlich Eleonora B zur Vertretung ihres Gatten ermächtigt war, mit 
bin die von ihr zu Protokoll gegebenen Reden, insbefondere die Duplik, 
— worin fie den vom Kläger aufgetragenen tereferiblen Haupt⸗ 
eid angenommen hat — berart in Betracht zu nehmen find, als ob 
fie deren Gatte ſelbſt zu Protololl gegeben hätte. — Die zweite In⸗ 
ftanz erklärte den Eid des Alois B für nicht abgefhworen, in ber 
Erwägung, daß das Berhandlungsprotofoll darüber, ob Alois B ben 
unrückſchiebbaren Haupteid annehme, nichts enthält umb eine derartige 
Erklärung in der von Alois B feiner Gattin ausgeftellten Bollmadt 
nicht gelegen erachtet werben kann ($. 233 a. ©. DO. und Hfd. vom 

26. April 1792, 9. ©. ©. Nr. 10). 
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Der oberfte Gerichtöhof beflätigte dieſe Entfheidung, weil zwar 
von Amtswegen auf das Erecutionsgefuh des A feine Berhand- 
lung einzuleiten, aber, nachdem biefer dagegen keine Beſchwerde erhob, 
doch darüber zu entfcheiden war; weil ferner weber in der Einrede 
noch in der Duplik eine Annahme des Haupteides von einem ber 
beiden Gellagten, jondern nur ber wiederholte Widerſpruch der Echt: 
beit der Unterfhriften auf dem Schulpfcheine enthalten ift; daß aber 
auch, ganz abgefehen davon, nah 8. 223 a. ©. D. ein gerichtlicher 
Eid nie durch einen Sachverwalter giltig abgelegt werben Tann, 
fondern jederzeit in Perfon abgeſchworen werden muß, und baß diefes 
umfomehr aud zu gelten hat, wenn bie bioße Anerbietung des Eides 
zufolge $. 233 a. ©. D. die Stelle des wirklich abgelegten Eides 
zu vertreten bat. 


Nr. 3079. 


Pactum de contrahendo ober fofortiger Kaufabſchluß mit 
binauögefchobener Erfüllung ? 


Eutſch. v. 10. Juni 1868, Nr. 8007 (Belt. des das Urth. bed V. G. Auſſig 
v. 24. Anguft 1867, Rr. 2820, abänd. lirth. des D.2.©. Prag v. 25. Nov. 
1867, Nr. 33358). ©. 3. 1868, Nr. 81. 

A hatte der B in einer von beiden unterfertigten, am 20. Juni 

1861 ausgeftellten Urkunde verfprochen, die in berfelben bezeichneten 
Srunpftüde, wenn er fie bei der am gleihen Tage ftattfindenven Feil- 
bietung derſelben erftehen würde, gegen Erjat des Preiſes und ver Koften 
jederzeit zu überlaſſen und die diesfalld nöthige Urkunde auszuftellen. 
Er kaufte die Grundftüde und ließ fein Eigenthumsrecht darauf einver- 
leiben, die B aber ließ ihre Rechte aus der Urkunde auf diefe Grund⸗ 
ftüde zur Sicherheit derfelben am 10. Mai 1866 prönotiren, weil A 
bereit® Schulden daranf contrahirt hatte. Ihrer in demfelben Jahre an» 
geftellten Klage um Rechtfertigung der Pränotirung jegte A vorzüglid) die 
Einwendung entgegen, vaß die Urkunde eigentlih nur die im 8. 936 
a. 6. ©. DB. bezeichnete Berabrepung, künftig erft einen Vertrag 
ſchließen zu wollen, enthalte, und daß, nachdem feit der Erftehung der 
Grundſtücke durd ihn nicht blos ein, fondern mehrere Jahre verfloffen 
ſeien, obne daß die B auf Bollziehung der Zufage geprungen hätte 
— die fie auch jegt noch nicht begehrte — ihr Recht aus dieſer 
Berabrebung erlofden ſei. — Die erfte Inſtanz wies bie 
Klägerin ab. Gründe: Die Erklärung vom 20. Juni 1861 enthält 
nichts als das Verſprechen des Gellagten, die darin bezeichneten 
Realitäten der Klägerin jederzeit ins Eigenthum überlaffen und bie 
bücherlihe Urkunde hierüber auöftellen zu wollen, aljo jeberzeit 
mit ihr einen neuen Kauf abzufchliegen. Ein fürmlicher Kauf ift aber 
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hierin noch nicht gelegen, weil bie Parteien dabei erſt einen etwaigen 
künftigen Kauf unzweifelhaft im Auge hatten. Diefe VBerabrebung, bei 
welcher die wefentlihen Stüde des Kaufvertrages, nämlich Waare 
und Preis, beſtimmt worden find, war allerbing® für den Geklagten, 
jedoch nicht für immer, fondern nur für die im $. 936 a. b. G. B. 
normirte Zeit von einem Jahre, beginnend von der Erſtehung der 
Realitäten, bindend, und da biefer Zeitpunkt bei Heberreihung ber 
Klage im November 1866 Tängft verfirihen war, fo ift das Klag⸗ 
recht der B auf Erfüllung dieſes Verſprechens erloſchen, obwohl die 
Klage nit ausdrüdiih auf diefe Erfüllung, jondern vielmehr auf 
bie Rechtfertigung der Pränotation gerichtet ift, nachdem das Pfand⸗ 
recht als Acceſſorium der Forderung gleihfalls erlofchen if. — Die 
zweite Inſtanz erfannte die Pränotation für gerechtfertigt. Sie 
fand in der gedachten Erklärung nicht blos die Verabredung, künftig 
einen Vertrag zu fließen, fondern die Verpflichtung des Gellagten 
ſchon erjhöpfend bezeichnet, felbft bezüglich des Zeitpunftes, wann bie 
Berehtigung der Klägerin beginnt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Urtheil 
aus folgenden Gründen: E8 hat die Klägerin durch Mitfertigung ber 
Urkunde ſich mit derfelben einverftanden erklärt, das Verfprechen des 
Geklagten angenommen und fich verpflichtet, vemfelben den für bie 
Grunpdftüde gezahlten Betrag und Koften zu vergüten. Der dies» 
fällige Vertrag ift fein nur erft vorbereitendes Pactum; denn es find 
Segenftand und Preis beftimmt, und nur die Erfüllung iſt auf einen 
ipäteren Zeitpunkt nad) dem Belieben der Klägerin verihoben, was 
durch das Wort: „jederzeit“ ausgebrüdt, und durch die Erwägung ge- 
rechtfertigt ift, daß fie erſt dann auf bie wirkliche Erfüllung bringen 
fann, wenn jte in ber Lage fein wird, ihren übernommenen Ver- 
bindlichkeiten nachzukommen. Es Tann von einer Berjührung des 
Klagrechtes um fo minder die Rede fein, ald ja durch das Wort 
„iederzeit“ der Zeitpunkt, wann auf bie Erfüllung gebrungen werben 
kann, in das Belieben ver Klägerin geftellt und fomit fein Termin 
feftgefeßt ift, von weldem anfangend die im $.936 a. b. ©. 8. be- 
fimmte einjährige VBerjährungsfrift hätte in den Lauf kommen können. 
Endlich kann auch darin, daß das KH lagbegehren nicht anf bie ſchon 
bermalige Erfüllung der Verbindlichkeit, fondern blos auf das An- 
erkenntniß der Rechtfertigung der Pränotation gerichtet ift, ein Be- 
denken nicht gefunden werben, weil ja, wie oben bemerkt, ver Zeit« 
punft, wann die wirkliche Erfüllung der Verbindlichkeit des Geklagten 
gefordert werben will, der Klägerin vertragsmäßig anheimgeftellt ift, 
ihr aber nicht verwehrt werben kann, mittlerweile gegen ven mit ben 
Örundparcellen in einer ihre Rechte gefährdenden Weife gebarenden 
Geklagten die unbebingte Sicherftellung biefer Rechte zu erwirken. 
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Nr. 3080. 


Erlag der Schuld bei einem anderen als dem erfennenven 
Geriht uud mit der Bitte um Hemmung der Erecution bis 
zum Ausgang eined Strafproceſſes. 


ale v. 16, ai 1868, Ar. 6027 (Beft. des dad Decr. bed B. G. Neu⸗ 
ſraſchitz do. 8. Febrnar 1868, Nr. 694, abänd. Deere. des D. 2. ©. Prag 
v. 31. März 1868, Nr. 17021), @. $. 1868, ©. 292. 

Nachdem vom Hundelögerihte in Prag dem A für feine ur- 
theilemäßige Wechfelforderung gegen B die executive Sequeftration 
der Wirthſchaft des Legteren bewilligt und von dem B. ©. Neuſtraſchitz 
als Realgericht vollzogen worden war, deponirte B den ganzen Schuld» 
betrag bei dem legteren Gericht mit der Bitte um Siftirung der Execu⸗ 
tion bis zur Austragung der von ihm gegen A gemachten ftrafgericht- 
lihen Anzeige wegen Betruge® durch Fälſchung des eingellagten 
Wechſels. — Das vom Gericht Neuftrafhig bewilligte Geſuch wurde 
in zweiter Inſtanz abgewiefen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entiheidung des O. L. G., 
weil, fo wie vie Bewilligung, auch die Einftellung der Erecution 
dem Erfenntnißgeriht, d. i. dem Prager Handelsgericht, zufteht; 
weil, hievon abgefehen, B in feinem Siftirungsgefuch nicht dargethan 
bat, daß die gegen A vorgebradhte Beihulvigung für eine zur Ein- 
leitung der ftrafgerihtlihen Unterfuhung hinreihende Anzeigung zu 
haften ift (Hofdecret vom 6. März 1821, 9. ©. ©. Nr. 1743), 
und weil der Schulpbeirag von ihm nicht zum Zwed der Aus- 
folgung an A, fondern gerade in der Abficht deponirt worden ift, um 
ihn dem A nit zulommen zu laffen, fomit der Erlag als ein dem 
Urtheil nachgefolgtes und die Erlöfchung des gegnerifhen Erecutiong- 
rechtes im Sinne des Hofbecreted vom 22. Juni 1836, 9. ©. ©. 
Nr. 145, herbeiführendes Factum nicht angefehen werben kann. 


Kr. 3081. 


Einfluß der Streitgenoffenfhaft auf den Ausfall Des 
Haupteides. 

Entid. v. 17. Juni 1868, Nr. 6078 (Beit. ded dad Decr. beö B. G. Her⸗ 
zogenburg v. 19, März 1868, Nr. 1119, abänd. Deer. ded O. L. G. Wien 
v. 15. April 1868, Nr. 6946). ©. 9. 1868, ©. 200. 

Die Bellagten B und C waren ſchuldig erfannt worben, „dem 
Kläger A 689 fl. zu zahlen, wenn fie den (rückſchiebbar ihnen aufge: 
tragenen) Haupteid (über den Klaggrund: Holzlieferungen des Klägers) 
nicht ablegen“. Der Eid wurde von Beiden angetreten, aber nur von 
B abgefhworen, worauf A die Erecution gegen B und C auf bie 
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vollen 689 fl. begehrte, die ihm vom oberften Gerichtshof bewilligt 
wurde, weil in dem vorausgegangenen Urtheil der Fall einer theil- 
weifen Nichtantretung, Zurüdihiebung oder Nichtablegung des zuge: 
gelaffenen Haupteides nicht vorgefehen, vielmehr die Entbindung beider 
Beklagten von der Zahlung der 689 fl. von deſſen Ableiftung durch 
Beide abhängig gemacht if, was auch in ber Gemeinfchaftlichleit bes 
Rechtsgeſchäftes (Holzlauf beider Bellagten einerfeitd mit dem Kläger 
andererfeits), aus welchem fie auf bie Zahlung belangt wurden, ihre 
Begründung findet, während die Zulafjung eines im Betreff des 
Haupteides verichiedenen Benehmens beider Streitgenofien zu befien 
Ablegung fowohl auf der einen wie auf der anderen Parteifeite hätte 
führen können. 


Nr. 3082. 
Theilbarkeit der urtheilsmäßigen Eidesformel. 


€ v. 18. Inni 1868, ai. des dad Derr. Bed L. G. Wien 
N Schranz 1868, Sir „ei. Sur 3 O. 7 Wien v. 7. April 


1808, | —* . @. 3 

A ftellte das Begehren um Gehattng, wi jententionirten, ihm 
zurüdgejhobenen Haupteid hinſichtlich jedes einzelnen im Urtheile be- 
zeichneten Gegenſtandes mit der im Urtheile ausgedrückten Wirkung 
abzulegen. — Das Gericht erfter Inftanz wies ihn ab, weil bei Ab⸗ 
legung eines urtheildmäßigen Eides über den Inhalt der Eidesformel 
nur das rechtöfräftige Urtheil maßgebend fein und ohne Zuftunmung 
des Gegners bievon nicht abgegangen werben kann. — Vom O. L. ©. 
wurde hingegen dem Begehren ftattgegeben, weil in dem über das 
Eigenthum des Klägerd an den gepfändeten Sachen gefällten Urtheil 
diefelben nicht al& eine Geſammtheit von Sacden, fondern nur als 
einzelne Gegenſtände, melde unter fi in feinem Zuſammenhange 
fteben, angeführt werden, und es daher fo zu betrachten ift, als wäre 
binfihtlih jenes einzelnen Gegenftandes ein abgeſondert für fidh 
geltender Spruch gefällt worden, wonad dagegen, daß der Kläger ben 
ihm in Betreff aller Gegenftände zurüdgefchobenen Haupteid nur be- 
zügli einzelner ablege, fhon nad dem Inhalte des Urtheils und 
der Eidesformel kein Anftand obwaltet und Kläger feiner bejonderen 
Ermädtigung bedarf, den Eid nur in Anfehung einzelner Gegenflände 
abzulegen. 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte die obergerichtlihe Entſchei⸗ 
bung, da ed nod feine Aenderung der im Urtbeile normirten Eides⸗ 
formel enthält, wenn der Kläger den ihm über ven Anlauf mehrerer unter 
fih in gar keinem rechtlichen Zufammenhange fiehenden Gegenflände 
zurädgefchobenen Haupteid nur rüdfichtlidh einiger diefer Gegenſtände 
ablegt, weshalb es ihm and unbenommen bleiben muß, ungeadhtet 
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der Eid rädfihtlih fammtliher Gegenftände angetreten wurbe, den⸗ 
noch bei der zur Ablegung des Eides angeorbneten Tagſatzung ven 
Ein nur rüdfihtlich einzelner Gegenftände mit der in der Eidesformel 
vorkommenden Bezeichnung berjelben zu leiften, wodurd auch jeber 
Zweifel, bezüglich welcher Gegenftände ber Eid geleiftet worben fei, 
befeitigt wird. 


Kr. 3083. 
Actio Publiciana. 


Entid. v. 38. Juni 1868, Nr. 3512 (Beft. bes Urth. des B. G. ae o⸗ 
wice v. 81. Auguft 1867, Nr, 2004, Abänd, des Urth. des O. L. ©. ala 
v. 2, Der. 1867, Nr. 18858), ©. 9. 1888, 6. 866. 

A, als Erbe des M, belangte den B, Befiger der Grundpar- 
cellen Nr. 1032 und 1033, mit der publicianifhen Klage anf deren 
Herausgabe. Der Bellagte wendete ein, daß M mit dem notariellen 
Bertrag, woburd derfelbe von feiner Wirthſchaft einen Ueberlanp- 
grund „im Flähenmaße von 2 Joch 1294 Quadratklafter“ ihm 
verlaufte, auch die obigen Parcellen verlauft habe. Der probucirte 
Bertrag enthält nit die Angabe der Parcellennummer und ber 
Grenzen des Kaufobjectes; vom Kläger jelbft wurde aber zugeftanden, 
daß der dem B verlaufte Ueberlandgrund, anftatt des im Bertrag 
bezeichneten Flächenmaßes, nur 2 Joch 130 Quadratklafter enthält. 

In Uebereinftimmung mit der erften Inſtanz bat der oberfte 
Gerichtshof das in zweiter Iuftanz zugelaffene Klagbegehren abge: 
wiefen. Gründe: Ber der für den beflagten Beſitzer ftreitenven 
Bermuthung feines rechtlihen Titels (8. 323 a. b. ©. 3.) oblag 
dem Kläger der Beweis des beflagterjeits abgeleugneten Umftanves, 
daß M zur Zeit feines Todes Eigenthümer der Parcellen Nr. 1032 
und 1033 gewefen ift, umfomehr, da Alles dafür ſpricht, daß M 
diefelben dem Beklagten verkauft hatte. In der That: der Kläger 
felbft gefteht, vaß der dem B verkaufte Ueberlandgrund nur 2 Zoch 
130 Quadratklafter umfaßte, wogegen nad dem notariellen Inſtru—⸗ 
ment bemfelben eine OGrunbflähe von 2 Jod 1294 Ouabratflafter 
verfauft worden ift, worau® hervorgeht, daß jener Vertrag noch andere 
Srundftüde umfaßte; der Kläger gefteht ferner, daß vie eingeflagten 
Parcellen zufammen 1164 Quadratklafter halten, wonady fie mit dem 
obigen Ausmaß von 230 130 Quadratklafter genau die verkaufte Fläche 
von 2 Joh 1294 Quadratklafter ausmaden, und daß der Beklagte 
bei der Uebernahme des gelauften Grundes auch dieſe Parcellen in 
den Befig übernommen hat. Bet folder Sachlage hatte der Kläger 
zu beweifen, daß von M dem B, außer dem 2 Joch 130 Klafter 
baltenden Grundſtück, nit die Parcellen Nr. 1032 und 1033, 
fondern andere Barcellen verkauft wurden. Da er nun biefen Beweis 

©lafer, Unger u. Walther Entſch. VI. 25 
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nit erbradt Bat, fo mußte fein Slagbegehren verworfen werben, 
indem ber einzige Umfland, daß er von Nr. 1032 und 1033 die 
—— entrichtet, für die Löſung der Frage des Beſitzrechtes uner⸗ 
eblich iſt. 


Nr. 3084. 
Verjährung des Auſpruches auf Ergänzung des Pflichttheiles. 
Unbeſtimmtheit des Klagbegehrens. 

Entid. v. 28, un] 1988, zer. 4168 (8 ber gleichförmigen U *8— 
— kr 

Semberg v. 18, est. 1b, ir. era —2 zu 

Das Teſtament der M warb am 19. Auguſt 1856 kundgemacht 
und der durch dasfelbe in ihrem Pflichttheil verkürzten A, Tochter der M, 
welche in Poſen wohnte, erft durch den Beſcheid vom 28. October 
1857, zugeftelt am 5. Yänner 1858, vie Einleitung der Berlaflen- 
ihaftsahhandlung fowie mit Beſcheid vom 6. October 1858 der In⸗ 
halt des Teftamentes befannt gegeben. Am 9. Auguft 1863 brachte 
die A eine Klage ein, in welcher fie die Ergänzung ihres Pflicht⸗ 
tbeile8 in dem ganzen Betrage begehrte, „welcher fi and ber ge- 
richtlichen Schägung der zum Nachlaß gehörigen Liegenfchaften er- 
geben wird“. Diefe Klage wurde von allen drei Inſtanzen zurück⸗ 
gewiefen. Die erfte Inſtanz conftatirt die Verkürzung, und bemerkt 
dann: „Es lag der Klägerin ob, da fie den ihr gebührenben Pflicht- 
theil —2 ihr Begehren genau zu beſtimmen, wie dies in 8. 7 
weitg. G. O. vorgefchrieben ift, was übrigens auch nad 8. 325 
weſtg. ©. D., wonad das Urtheil, dem Begehren der Parteien ge: 
mäß, verftändlih und klar abgefaßt werden muß, nothwendig er- 
ſcheint; die Schöpfung eines ſolchen Spruches kann aber in Anbetracht, 
daß das Begehren der Klägerin ungenan und unbeftimmt ift, nicht 
erfolgen; in der Klage naämlich ift der Betrag nicht angegeben, welcher 
als Pflichttheil angeſprochen wird, ſondern es wirb diesfalls blos 
auf die erſt vorzunehmende Schägung verwiefen, Es kaun alfo ſchon 
beshalb, weil das Klagbegehren ungenau iſt, demſelben nicht ſtatt⸗ 
gegeben werben, zumal überdies noch die vom Gegner gemachte Ein⸗ 
wendung der Verjährung gegründet if. Nah 8. 1487 a. b. G. B. 
erliſcht Tas Recht, den Pflichttheil oder deſſen Ergänzung zu forbern, 
binnen brei, in dem fraglichen Falle aber, da die Klägerin im Groß⸗ 
herzogthume Poſen ihren ordentlihen Wohnſitz hat, in ſechs Zahren 
(8. 1475 a. b. ©. B.); als Anfangspunkt der Berjährungszeit muß 
hier der 19. Auguſt 1856, an welchem Tage das Teſtament publicirt 
wurde, angenommen werben, denn die Klägerin hat nicht bewieſen. 
dag der Inhalt vesjelben ihr erſt fpäter bekannt geworben fei; 
biejen Beweis bildet nicht der Belcheid vom 6. October 1858, weil 
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berfelbe nicht die Möglichkeit ausfchließt, daß die lägerin in anderer 
Weife den Inhalt des gedachten Teſtamentes erfahren hat. Da num 
vom 19. Auguft 1856 bis zum Klagtage mehr als ſechs Jahre ver⸗ 
ſtrichen find, fo find aud die Rechte der Klägerin burd Verjährung 
erloſchen“. Gründe der zweiten Inflanz: Der Beſcheid des Kreis- 
gerichtes Z vom 28. Detober 1857, womit der Klägerin bie Ein- 
leitung der Verlafſenſchaftsabhandlung nad) M, fowie das ihr von 
legterer zugedachte Vermächtniß bekannt gegeben wurde — ift derfelben 
am 5. Yänner 1858 zu Handen ihres Ehegatten zugeftellt worden. 
Sie hat aber ihre Klage erft am 9. Auguft 1863, alſo Tängft 
nah Ablauf ber breijährigen Verjährungszeit (8. 1487) angebradit; 
bie doppelte Berjährungszeit kann ber Sllägerin, wiewohl fie im 
Auslande ihren orbentlihen Wohnfig bat, nicht zu ftatten kommen, 
weil in den 88. 1487—1492 a. b. G. B. die Fälle der außer- 
ordentlihen Berjährung beftimmt find (was aud die Randrubrif 
bes 8. 1486 beftätigt),. Da nun das Recht, den Pflichtheil oder 
die Ergänzung desſelben zu verlangen, binnen der außerordentlichen 
breijäbrigen Berjäbrungsfrift (8. 1487 a. 6. ©. 8.) erlifcht, fo kann 
bie Beftimmung des $. 1475, welcher blos auf die ordentliche Ver⸗ 
jährung ſich bezieht, zu Gunſten der A nicht in Anwendung gebracht 
werben, namentlich wenn man bebentt, daß 8. 1475 a. b. ©. 8. 
ausdrücklich feftfet: „der Aufenthalt des Eigenthümers außer ber 
Provinz, in weldher fi die Sache befinvet, fteht ber ordentlichen 
Erfigung infofern entgegen, als“ u. ſ. w. 

Das Urtbeil des oberften Gerichtöhofes beruhte auf folgenven 
Gründen: Was die von dem Geklagten gemadte Einwendung anbe- 
trifft, Daß die Befugniß der Klägerim, den Pflichttheil anzufprechen, 
dur Berjährung erlojchen fei, fo kann in der Behanptung tes 
Dbergerichtes, daß die Verjährung im vorliegenden alle ausſchließ⸗ 
fh nad der allgemeinen Regel des 8. 1487 a. b. G. B. ohne 
Rückſicht auf S. 1475 berechnet werben foll, feine Geſetzwidrigkeit 
gefehen werden; denn aus dem Maren Wortlaute des 8. 1475 iſt zu 
entnehmen, daß die in bemjelben enthaltene Beftimmung nur auf bie 
Valle der ordentlichen, nicht aber auf die der außerordentlichen in ven 
88. 1487—1492 a. b. ©. B. behanvelten Verjährung anwendbar 
ift; in dem vorliegenden Rechtsſtreite unterliegt daher das Flägerifche 
Pflichttheilsrecht der Verjährung binnen drei Fahren, welche auch mit 
Rückſicht darauf, dag die Klägerin, nachdem fie mit dem zu Handen 
ihres Gatten am 5. Yänner 1858 zugeftellten Befcheive vom 28. Dc- 
tober 1857 von bem Tod und dem legten Willen ver M verftänbigt 
worden ift, erfi am 9. Auguft 1863 die Klage einbrachte, bereits 
verftrihen find. — Ueberdies iſt zu bemerken, daß das Teftament der 
M am 19. Auguft 1866 bei dem Abhanplungegerichte gehörig kund⸗ 
gemacht wurde, daß diefe Veröffentlihung nah F. 62 des faif. Pa- 
tente8 vom 9. Auguft 1854, R. ©. Bl. Nr. 208, für alle Bethei« 
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‚ten ehtägiing IR, man daher annchmen muf, Die 
ichen am tiefem Zage vom der Grifien; und tem 
mentes Senntnig erlangt, weshalb and vie Berjährung des 
tteıldaniprucdes von jenem Tage zw laufen bat; 
et jemem Tage bis zur Einbringung der Klage mehr als ſechs 
verſtrichen find, fo iſt dieſes Recht fogar mad ter 
geren Verechnung im Einne bes $. 1475 a b. 
jährung erlofhen. — Wenn man nebſtdem in Erwägung 
ter Abhauriungsricgter weder nah 8. 276 a. b. 
dem Tail. Patente vom 9. Auguf 1854, R. ©. BL 
pflitet war, für bie Klãgerin einen Curator 
Anfenthalisort im Auslande belannt und fie, 
gerichtlichen Beſcheide anzunehmen befugt war, * f 
bitte ſelbſt micht ar uud befiimmt gefaßt iſt (S. 7 

indem vie Klagerin ven als Pflichttheil ihr zu zahlenden 
nicht angegeben hat, fo erfcheint die Abweiſung ihres Begehrens im 
jeder Hinfiht als gegründet und mit den Geſetgen übereiuftimumenb. 
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Ar. 3085. 

Perbältuig der Gerichte zu den Beriwaltungsbehörben: Com⸗ 
petenz —* Eutſcheitung über Armenverſorgungsanſprũche. 
Ertich. v. des Decx. dei 8. 6, Ei. Pölten 

Seo län 1D88, Str. ). — 8 . G. 3. 1368, Rr. 108, 
Die Klage ter A gegen die Gemeinde B auj Greg ber von 
ihr beſtrittenen Koflen ver Verpflegung uud Krankheit des in B 
beimat6berechtigten verwaiften Kindes C als eines von der Klägerin 
für vie hiezn verpflichtete Bellagte gemachten Aufwandes ($. 1042 a. b. 
G. B. wurte vom dem Gerichte erſt er Iufanz wegen Incompeten; 
s limine abgewieſen, und im Folge ihres Recurjeß die Angelegenheit 
zur Extiheitung nach dem Hfd. v. 23. 3uni 1820, 3.9. S. Nr. 1669, 
vem eberfien Gerichtshof vorgelegt, welcher In Uiebereimflimmung wit 
vom Wincierium des Innern vie erfigerichtlie Üblchuung beftätigte. 
Gründe: Das Geriht müßte and die Frage nach der Berpflidtung 
Ber befizsten Gemeinde zur Berpflegung des Kante C entſcheiden. 
Grezm di eb aber nuht benien, weil mad) dem 8. 36 des Heimate- 
zeieget zem 3. December 1863, R. G. BL. Rr. 105, vie Ber- 
jantiuuz wur Entiheivung in ben bad Seimatäredht beiteifenden 
Angelegenheiten, außer den im Gejſetz ausprädiuh ansgenommenen 
Hilen — mojn aber der gegenwärtige Full nicht gehört — ber 
zelitichen Behörde zugewielen iſt; nad $. 39 ebendort jelbR bie 
Erfegaufyrbcde einer Gemeinde gegen eine andere Gemeinde megen 
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beftrittener Berpflegungstoften auf dem politiihen Wege zu entſcheiden 
find, und nad $. 44 auch der Arme felbft einen Anſpruch auf bie 
Berforgung gegen bie Gemeinde, in welcher er heimatsberechtigt iſt, 
nicht im Rechtswege geltend machen, ſondern nur in dem von der 
Gemeindeordnung feſtgeſezten Beſchwerdezug austragen kann. 


Nr. 3086. 
Unzuläſſigkeit der Prorogation von einem Bezirksgericht vor 
einen Gerichtshof. 
—35 — v. 24. Juni ei e, BB DBef ber gleihfärntigen De Deer. t. bei 8.6. 


. Mü 
Sa 1868, Ser. 4306). (5, 5. 1868, ©, 850 820. ©. 3. 1868 a Avrit 


In dem von B der Sparcaffe von Znaim über ein Dar- 
(eben von 800 fl. ausgeftellten Schuldſchein hatte fih B ben Ge- 
rihtsftend der Sparcaffe unterworfen. Die Sparcafje nahm ale 
ihren Gerichtsſtand dad Kr. G. Znaim in Anſpruch und belangte 
bei demſelben den für feine Berfon dem dortigen Bezirlögericht unter: 
ftehenden B auf Zurüdzahlung des Darlehens. — Die Klage wurde 
von beiden Untergeridhten mit der Motivirung a limine zurüdgemwiefen, 
daß nad 8.47, 2, alinea der J. N. für Nechtöfachen, die vor ein 
Bezirlögericht gehören, die Verhandlung vor einem Gerichtshof erfter 
Inftanz nicht bebungen werben darf. 

Der a. o. Recurs der Klägerin, worin fie ausführte, vaß im 
8. AT ZN. der 8. 55 deceſelben Geſetzes citirt ift, welcher die 
Streitigkeiten über Befigftörungen behandelt und deu Bezirksgerichten 
zuweifet, mithin die Unzuläffigfeit ver Vereinbarung auf einen Ge⸗ 
richtshof erfter Inſtanz nad 8. 4T nur für jene Streitſachen gilt, 
die ausſchließlich vor ein VBezirksgeriht gehören — wurde vom 
oberften Gerichtshof mit Hinweifung anf die Begründung der Unter: 
gerihte verworfen. 


Nr. 3087. 
Befreiung der Bezüge öffentlicher Beamten von der Ere- 
cution: Diurniften. 
Eatid. b. 25, Juni 1868, Nr, os1 Beft. ded Decr. des K. ©. ge r 


18, Kit 1868, Mr. 2873, Abänd. des Derr. des O. L. 
Bi "hai 1808. Mr, Sasse) ð. 5. 1868, 6. 886 


Das "ei bed A gegen ben Diurniſten der Reichenberger 
Handelöfammer B um erecutive Einantwortung einer Portion bes 
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Diurnums wırde vom D.2. ©. abgewiefen, weil nad vem Patent 
vom 25. October 1798, 9. ©. ©. Nr. 436, die Gehalte der öffent- 
lihen Beamten und in Folge des Hofdecretes vom 30. Ang. 1809. 
3. G. ©. Nr. 143, aud die Taggelder der Diumiften von 
Erecution ausgenommen, zu den öffentlihen Beamten aber 3 
die Bedienſteten der Handelskammern, als öffentliche Anſtalten, zu 
zählen find. 

Der oberfie Gerichtshof bewilligte das regel mit 
Berufung auf das neuere Hofd. v. 22. Aug. 1835, J. G. S. Ar. 80 
(Erecntionsfähigfeit der Diurnen von Perfonen, die nicht „wirfliche 
Staatsbeamte“ find). 


Nr. 3088. 


Gerichtsftand des Vertrages: Bezeihunng bed Zahlungsortes 
in der Factura. 


— des das des B. G. der 
Eutſch. v. 1. DA RR, ad Urth. de ®. 


Al ER , 50647, 
DR 6. har | März 1B08, Ar. — &. 9. 1968, — 


Gegen * B. ©. Alt⸗ und Nenſtadt Prag als Gerichts⸗ 
ſtand des Bertrages (F. 43 der Jurisd. Norm) angebrachte Klage 
bes A gegen B pto. Zahlung von 24 fl. für dem Beklagten verkaufte 
Kleider erhob diefer die exc. fori declinatoria, welche vom oberften Ge⸗ 
richtshof unter der Bedingung bes Haupteides des A abgewiefen wurde, 
weil, wenn ver Kläger mit feinem Eid beihwört, bag B gegen bie 
zugleich mit den Kleidern ihm zugefendete Rechnung nichts eingewendet 
bat und in der Rechnung enthalten war, daß die Zahlung in Prag 
zu feiften fei, tie ſtillſchweigende Einwilligung desfelben zur Zahlungs: 
leiftung in Prag feftgeftellt ift. 


Kr. 3089. 


Competenz zur Amortifirung einer Lebendverficherungspofice. 
Derüdfichtigung eined erft zur Zeit der Entfcheivung in ber 
früheren Inftanz wirffam gewordenen Geſetzes. 

. —* aaa 9618 e — Kaas des ſt. G. Wiener 
2 Aymit 1ER — Decr. 8 Wien 
v a oe ——2 $. 1868, 6, 811. 

Das am 25. April 1868 beim Kr. G. Wiener-Neuſtadt über- 
reichte Geſuch des A um Amortifation einer ihm in Berluſt gerathewen 
Lebensverfiderungspolice der Erſten öſterr. Berfiherungsanftalt wurde 
in erfter Inſtanz wegen Incompetenz des angerufenen Gerichtes ab- 
gewieſen, weil Bolicen ver Berfiherungsgefelligaften nicht den öffent 
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lichen Erebitpapieren gleih zu halten find, für melde nah 8. 32 
Yurisd.-Norm die Amortifation beim Gerichtshof (nicht beim Einzel⸗ 
gerichte) anzufucdhen ift. — Das DO. 2. G. hat am 12. Mai 1868, mit 
Berufung auf das inzwiihen — am 8. Mai — im R. ©. U. 
unter Nr. 36 erfhienene Gefeg vom 3. Mai 1868 über die Zu: 
ftändigfeit und das Verfahren bei Amortifirang ber von Privaten 
außgegebenen Werthpapiere, ven Beſcheid ber erften Inſtanz aufge- 
hoben und dem Sr. ©. aufgetragen, das Gefuh dem A vorläufig 
zur Angabe jener factifchen Berhältniſſe zurädzuftellen, woraus zu 
beurtbeilen fein wird, welches ®ericht nach der neuen Borfchrift des: 
falls zuſtändig tft. 

Uuf den Recurd des A, worin er anführte, daß das Geſetz 
vom 3. Mai 1868, Nr. 36, zur Zeit, vor Verftreihung der 45 Tage 
feit veffen Aufnahme im R. ©. DI. (8. 8 des Patentes v. 27. De: 
cember 1852, R. ©. U. Nr. 260), noch nicht wirffam und, davon 
abgeſehen, auf den vorliegenden Ball überhaupt nicht anzuwenden fei, 
weil es fih nur auf Wertbpapiere beziehe, eine Lebensverſicherungs⸗ 
police aber kein Wertbpapier fei — bat der oberfte Gerichtshof Die 
Berorbnung des O. L. ©. beftätigt, weil die fragliche Police als ein 
von einem mit Staatsbewilligung errichteten und der Staatsaufficht 
unterftehenden Verein ausgegebenes, wenn aud nicht für den Verkehr 
beftimmtes, doch jedenfalld einen Werth repräfentirended Papier, mit: 
bin als ein Effect von der Kategorie, wofür das Gele v. 3. Mai 
1868, Nr. 36, erlaffen wurde, anzufehen ift; weil zur Zeit (1. Yuli), 
nachdem das citirte Gefeg in Wirkſamkeit getreten ift, für die Frage 
der Zuftändigkeit zu dem Amortifationsverfahren, das noch nicht ein- 
geleitet worden ift, ſondern erft eingeleitet werben foll, eben nur dad 
neue Geſetz als maßgebende Norm betrachtet werden fann und fomit, 
da nach $. 1 desfelben die Amortifationsverhandlung dem Landes⸗ 
ober Kreißgericht zufteht, in beffen Sprengel der Sig der Geſellſchaft, 
des Vereines, der Anftalt oder ihrer Zweigniederlaſſung, die das 
Werthpapier felbftändig ausgegeben hat, ſich befinvet, der obergericht- 
liche Auftrag zur vorläufigen Angabe dieſer für die Competenz ent: 
ſcheidenden factifhen Verhältniſſe fahgemäß war. 


— 


Nr. 3090. 
Erecution zur Einbringung von Aerarialforderungen: Er⸗ 
kenntniß der Finanzbehörde über eine Tabakereditſchuld. 


Entf. v. 2. Inli 1868, Nr. sm eft. der gleichförmigen dert. he 
Fe dr ae an Beta Mita 
—* 1868, Nr. 88162). ©. 3 1868, ©. 28. 6 — 
Das Geſuch der Finanzprocuratur in —e bes k. k. 
Aerars gegen B um Intabulation des executiven Pfandrechtes beruhte 
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auf dem Erſatzerkenntniß der Finangbezirkspirection in Jungbunzlau 
für eine Tabakcreditſchuld des B von 1399 fl. und wurde von beiden 
Untergerichten, und zwar vom O. L. ©. in der Erwägung bemilligt, 
daß nad Maßgabe des Patente® vom 16. Jänner 1786, 3. ©. ©. 
Nr. 516, die Einräumung des erecutiven Pfandrechtes durch die von 
der Finanzbezirksdirection hinausgegebene und mit Rüdficht anf den 
Tag der Zuftellung an B bereits rechtsfräftige Abrechnungserlenigung 
gefeglih begründet ifl. — Dagegen ergriff B den Recurs, worin er 
fih auf das Hofdecret vom 18. September 1786, 9. ©. ©. Rr. 577, 
(lit. o: Unzuläffigfeit der vom Yiscalamt vor erfolgtem richterlihen 
Urtheil begehrten Erecution) berief und anführte, daß das im ober- 
gerichtlichen Beſcheid citirte Patent vom 16. Jänner 1786, Nr. 516, 
auf den vorliegenden Fall Feine Anwendung finde. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf den Recurs, weil bie Ber- 
ordnung ber Finanzbehörde rechtskräftig geworben ift und von ber 
Finanzbehörde nicht erft im ordentlichen Rechtswege zur Geltung ge- 
bracht, daher die Erecution nicht verweigert werben kann. 


Nr. 3091. 


Unzuläffigfeit einer alternativ gegen den Belangten oder deſſen 
(nicht benannte) Erben gerichteten Klage. 


u 2, ult 1808, ‚di. 65% b eichfö d 
8.6. 8a e —* —* * SE ab Tb Dee PD N ken a Aal 
i). ©. * "1868, 6 


In Erwägung, daß nad der —e der Verlaſſenſchaft 
der Erblafſer ſelbſt dann, wenn es ſich um eine intabulirte Forderung 
gegen denſelben handelt und er noch als Beſitzer der Pfandſache im 
Grundbuche ſteht, nicht mehr als ein mittelſt Klage verfolgbares 
Rechtsſnbject erſcheint und auch nicht von der Aufſtellung eines Curatoré 
die Rebe fein kann, ſondern die Klage des Gläubigers gegen die in 
die Rechte und Bflichten bes Berftorbenen getretenen Perjonen zu 
richten ift, deren Bezeichnung aber dem Kläger, nicht dem Gericht 
obliegt — hat der oberfte Gerichtähof den a. o. Recurs des A gegen 
bie untergerihtlihen Verordnungen verworfen, womit beffen Ringe 
„gegen M, beziehungsmweife deſſen Erben und Rechtsnachfolger oder 
den aufzuftellenden Verlaſſenſchaftscurator“ wegen Zahlung von 200 fl. 
(nach bereit8 erfolgter Erbſchaftseintanwortung) a limine zuräd- 
gewiefen wurde. 
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Nr. 3092, 
Ausziehftreitfachen: Unterlaffung der Erwähnung der acht: 
tägigen Einwenbungsfrift bei Zuftellung der Auffünpigung. 
Sutil. v. 2, Juli 1868, 2.0 6619 nee. de des me. bes 8 —23 en 


2, Juni 1868, Br, 508 
1868, en 11156). G. $. ae € 39, 


Nach Berlauf von mehr als acht Tagen, ſeitdem die von B ge- 
richtlich angebrachte Auflündigung der Miethe einer Hauslocalität dem 
Gegner A, jedoch ohne Feftfegung einer Frift zum Anbringen der 
Einwenbungen ‚gegen biefelbe, zugeftellt worden war, trat ber Letztere 
gegen B mit einer Klage pto. Erfüllung eines Beſtandvertrages auf, 
ber nad, feiner Anführung aud die obige Rocalität umfaßte. Darauf 
begehrte B, wegen eingetretener Rechtskraft feiner Kündigung, bie 
Delogirung des A. — Dieſes Geſuch wurde in erfter Inſtanz wegen 
Anhängigkeit des von A gegen B eingeleiteten Streites pto. Zuhaltung 
des Bachtvertraged abgewiefen. Das O. %. ©. beiwilligte die De- 
logirung. 

Der oberfte Gerichtshof beflätigte die erſtgerichtliche Entſchei⸗ 
bung, weil A — gegen die Vorſchrift des $. 6 der kaiſ. Vog. vom 
16. November 1858, R. ©. Bl. Nr. 213 — von der Auflündigung 
nicht mit dem Beifag verflänbigt wurde, dag Einwendungen dagegen 
nur binnen acht Tagen angebracht werben können, mithin bie burd 
bie Klage des A gegen B erfolgte Beftreitung der Kündigung aller- 
dings zu berüdfichtigen iſt. 


Nr. 3093. 

Berpflichtung der gefetlichen Erben zur Berftändigung ver 
Legatare, ungeachtet der offenbaren Ungiltigfeit des Xefta- 
mentes, 

Eutid. Kurs 7. li hr he Sn der DIE G Bi Bern, der L. G. 


a —X a 34 1008, De. wg — *— "st —2 
. . —— ot + % . 


Nah dem Tode des M wurde beffen allographes, nur von zwei 
Zeugen mitgefertigtes Teftament publicirt. Die darin eingefeßten ge- 
jeglichen Erben erlärten fich wegen des erwähnten Formgebrechens 
nicht als Erben aus dem Teftamente, fondern aus dem Geſetze und 
die Abhandlung wurbe auf Grund biefer Erbserklärung gepflogen. 
Nachdem biefelbe zu Ende war, erließ das Abhandlungsgeriht an bie 
Erben bie Aufforderung, das Einantwortungsgefuh, in weldem aud 
die Berftändigung ver im Teſtamente vorkommenden Legatare aus— 
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ber Eibestagfahrt bis zur Entfegeidung über bie Reftitution begehrte. 
— Das in erfter Imftanz bewilligte Gefuh wurde vom D. %. ©. 
in der Erwägung abgewieſen, daß die angebrachte Reſtitutionsklage 
nah den Hofbecreten vom 25. Auguft 1783, Nr. 179 und 14. No- 
vember 1785, Nr. 495 der J. G. ©. in keinem Falle die Wirkung 
bat, den Zug des Berfahrens im Geringften zn hemmen. 

Der oberfte Gerichtshof betätigte den erfigerichtlichen Beſcheid, 
weil es fi um die Wiedereinfegung wegen einer durch Verſchulden 
bes Rechtsfreundes verftrihenen Yallfrift handelt, bei melder nad 
dem Patent vom 1. Juli 1790, 3. ©. ©. Nr. 31, „vor Erledigung 
des Einſetzungsgeſuches in der Hauptfache nicht weiter verfahren 
werden kann“, und die Ableiftung eines entſcheidenden Parteieneides 
wohl aud noch zum Berfahren in der Hauptjache gehört. 


Nr. 3095. 
Rangorbnung der Proceßkoſten bei ver Mleiftgebotövertheilung. 


Enti, v. 9. Juli 1868, Nr. 6747 (Bet. des Deer. —F y @. Opoönn 
v. 16, Fünner 1868, Mr. 6574, Ahänd. des Deer, de D. 2 G. Prag vom 
27. April 1868, Fr. 11808, ©. $. 1868, €. 312. 

In der Bertheilung des ‘Meiftgebotes für die auf Einfchreiten 
bed A erecutiv verfteigerten Liegenſchaft feines Schuldners bat das 
D. 2. ©. 1. die dem A erwachſenen Schägunge- und Weilbietungs- 
foften vor allen Glänbigern und 2. vie fonftigen Koften desſelben 
and der Sapgläubiger B und C in der Rangorbnung des Pfandrechtes 
ihrer Capitalsforderungen locirt, obgleich fie nicht beſonders intabulirt 
worden waren. 

Auf den Recurd des jüngeren Pfandgläubigerd D wurden 
vom oberften Gerichtshofe die ad 2. erwähnten Koften feiner Sag: 
poft nachgejegt, weil bei jeder Meiftgebotövertheilung ber Grund⸗ 
buchsſtand maßgebend ift, folglich nur die mit Pfanpredt im Grund⸗ 
buch wirklich bebedten Forderungen an Haupt und Nebengebühren 
und nur in ber aus dem Grundbuch erfichtlihen Rangorbnung auf 
das Meiftgebot angewiefen werben dürfen, mornad die Klage⸗, Procep- 
und Pfandrechtseinverleibungskoſten — ſelbſt wenn das erworbene 
Pfandrecht ein exocutives ft — den Anſpruch auf Befriedigung aus 
tem Meiftgebot mır wenn dafür das Pfanbrecht wirklich erworben 
wurde, und nur in der dafür erworbenen Rangorbnung baben, indem 
die 88. 447 und 466 a. b. ©. B., womit das O. L. ©. feine Ent- 
ſcheidung motiviren will, über bie grumbbüdherliche Rangorbnung gar 
feine Beitimmung enthalten und daher vie den Koften ad 2. ohne 
weiters zuerfannte gleiche Rangordnung mit dem Capital nicht zu 
rechtfertigen vermögen. 








Die Klage des Berläufers A wider den Slünfer B pto. Ungiftig- 
eaflärung eines über Immotilien geichloffenen Kaufvertrages, Yölung 
ver gruntbäderlichen Eigentiumseintragung des B, Gewährauſchrei⸗ 
bung des A und Gerautgabe ter Realitäten wurte von 2. G. Wien 
a limine abgewiefen, weil wicht alle Ltegenichaften feiner 
Realgerigtöberleit, fondern einige davon jener des B. ©. Hernals 
unterworfen find (88. 50 an 52 Yurisv.-Rorm.). Das O. L. G. ver: 
ortuete dem 2. ©. vie Berbeiheivung der Mage mit Abſtandnahme 
von bem angeführten Abweifungegrund. 

Der Recurs des Bellagten, worin er geltend machte, da ter 
Ger ichtsſtaud zufammenhängender Gtreitfachen tem Realgerichtsſtand 
nicht berogirem föune, wurde vom oberfien Bericht in ver Ermägung 
verworjen, dag die Aunullirung eines und desſelben Slaufuertrages 
nicht mittelR Beionberer Magen bei ben verſchiedenen Gerichten 2* 
werben laun; daß die anderen Petitöpunlte nur als 
de begehrten Bernihtigung des Kaufvertrages ſich barflellen, * 
das augerufene L. G. Bien nicht bios die Perjonalinftanz des Be⸗ 
Hagten, ſondern auch, mit Ausnahme einiger Aclergrundſtücke, hin⸗ 
ſichtlich der den re tes Raufvertrages bildenden Liegenfchaften 


vie Realinflanz 


Nr. 3097. 
Anfpruch des Schufpners nach Tilgung der Schuld auf Rüd- 
fiellung des Schuldfcheines, eventuell Sicherfiellung: Noth⸗ 
wenbigteit ver Begründung und Präcifirung des Anfpruches 
auf Sicherftellung. 


alu ie, me. De er 1.11. Der. 100 
. ©. 3. 1368, Rr. 9, 


Die A — den B auf Rüdftellung eines Schulbſcheines 
per 532 fl., eventuell im alle des Berluftes vesjelben auf Sicher- 
ſtellungsleiſtung. In erfter Juſtanz wurde umbebingt, vom D. 2. ©. 
bebingt — wenn ber Bellagte durch den referiblen Haupteib den Be⸗ 
weis, daß er den Schuldfchein ſchon zurüdgeftellt habe, nicht berftellen 
ſollte — dem Hanpt- und Eventualbegehren ftattgegeben. 
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Der oberſte Gerichtohof Hat in Betreff des Hauptbegehrens 
das Urtheil der zweiten Inſtanz beftätigt,” dagegen das Eventual⸗ 
begehren um Sicherfiellung mit Abänderung beider Urtbeile unbedingt 
abgewieſen. Gründe: Die Klägerin hat nad dem Zugeſtändniſſe 
bes DBellagten den Schulbbetrag von 532 fl. fammt Nebengebühren 
bezahlt. Bellagter hat darüber quittirt und es ift biefer Betrag von 
der Realität, worauf berfelbe grundbücherlich verfihert war, auch 
bereits gelöſcht. Nach dem Haren Wortlaute des 8. 1428 0.56. ©. 2. 
ift jedoch der Schuldner berechtigt, nebft ver Ouittung auch ven Schuld- 
fhein zurädzufordern. Da nım ver Beklagte auch zugefteht, einen 
Schuldſchein über die obige Forderung befeflen zu haben, ba ferner 
das Recht der Zurückforderung des Schuldſcheines auf einen beftimm- 
ten Zeitraum und insbefondere auf jenen bei Uebergabe ver Quittung 
nicht beſchränkt ift; da ferner nicht der Berechtigte verpflichtet ift, zu 
beweifen, daß das Forderungsrecht durch Erfüllung der Verbindlich) 
keit noch nicht erlofchen ift, fondern der Berpflichtete die bereitd ge- 
ſchehene Leiftung zu erweifen bat, jo muß dem Klagbegehren auf 
Rückſtellung des Schuldſcheines, eventuell deſſen Amortifirung ftatt- 
gegeben werben, wenn ver Bellagte den von ihm angebotenen Beweis 
barüber, daß er den fraglichen Schulofchein bereits zurüdgeftellt habe, 
nicht berftellen follte. Da nun der diesfalls angebotene Zeugenbeweis 
nicht gelungen ift, jo mußte von dem Ergebniſſe des ebenfall® bier- 
über aufgetragenen Haupteides ber Urtheilsſpruch abhängig gemacht 
und in biefer Beziehung das obergerihtliche Erkenntniß beftätigt wer- 
ben. Die Klägerin bat aber auch das Begehren geftellt, ven Bellagten 
für fchuldig zu erfennen, im eventuellen Falle, wenn ver Schuldſchein 
verloren fein follte, Sicherftellung zu leiften. Wenn nun auch dieſes 
Recht, Sicherftellung zu forbern, im $. 1428 a. 6. ©. B. principiell 
enthalten ift, fo fann doc der Urtheilsſpruch fi) nicht darauf be> 
ihränten, das Vorhandenſein einer Berpflihtung im Principe auszu⸗ 
ſprechen, ſondern es muß immer die Anwendung der gefeglichen Ber- 
pflihtung auf den gegebenen Fall möglich fein. Hier bat aber die 
Klägerin nit ausgelprohen, wofür Sicherftellung und in welder 
Höhe viefelbe begehrt wird, dem viesfälligen Begehren ann alfo ſchon 
aus diefem Grunde nicht flattgegeben werben, es wäre das vor- 
liegende Urtheil nicht eyecutionsfähig, fondern ein zweiter Rechtsſtreit 
nothwendig, um died zu beftimmen. (8. 248 a. ©. D. und Hi. 
vom 14. Suni 1784, 9. ©. ©. Nr. 306.) Es ftand derſelben frei, 
die Zahlung von der Bedingung der Sicherftellung abhängig zu machen 
oder den Schuldbetrag gerichtlich zu hinterlegen. Hat fie von biejen 
Befugniffen keinen Gebrauch gemacht, fondern unbebingte Zahlung ge- 
leiftet, fo kann fie das Geſchehene nicht mehr rüdgängig machen und 
das Gegebene nicht wieder zurüdnehmen, zumal bie gebotene Sicher- 
ftellung in ihrer Wirkung auf den Bellagten ber zeitweiligen Rüd- 
forderung einer gezahlten Nihtihuld im Falle eines baaren Gelder 
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lages gleich kame, zu einer ſolchen Forderung aber vie Klägerin nad 
88. 920 und 1431 a. b. G. B. nicht berechtigt iſt. Endlich iſt es, 
nachdem die Schulvforderung auf Grund ber ausgeftellten Quittung 
vou der Realität X bereits grundbücherlich gelöfcht iſt, zweifelhaft, 
ob überhaupt eine Sicherftellung noch nothwendig ifl. In dieſer Be- 
ziebung mußten daher bie beiden untergerichtlichen Urtheile abgeändert 
werden. 


Nr. 3098. 


Gefuh eines Zeugen um Zulaffung zur Vervollftänbigung 
feiner Ausſage. 


A 6. Ari * nt 008, Nr. 6064 (def. des Deer, 568 H. ©. 
Abänd. Du > Bert. eo. B as 
—— Fr — RL) 


Das * des in einem Keitöftreit * Base verhörten A 
um nocdhmalige Bernehmung zur Bervollftändigung feiner Ausſage 
wurbe vom Gericht erfter Inftanz bewilligt, vom D. 2. ©. als gerihte: 
ordnungswidrig abgewiefen. 

Der oberfte Gerichtshof hat nach vorgängiger Berathung in ple- 
nissimo den erftgerichtlichen Beſcheid beftätigt, „weil der 8. 166 a. 
G. D. nur beſtimmt, in welcher Art die von einem Zeugen während 
ber Borlefung feiner Ausfage gemachte Aenderung oder Beifag in 
das Prototoll aufzunehmen fei; das Hofvecret vom 30. Nov. 1810 
(Krop.⸗Goutta'ſche Geſcbſammlung Franz I. Bd. 28, ©. 492) aber 
nur nah bereits gefhloffener eipliher Abhörung der 
Zeugen die wiederholte Abhörung eines Zeugen wegen angeblid 
befieren Erinnerns für wmftatthaft erklärt, im vorliegenden alle 
jevod der Zeuge A, welcher am 31. December 1867 verhört wurbe, 
ihon am 14. Janner 1868, lange bevor das Verhör mit den durch 
Urtheil zugelafſenen Zeugen geſchloſſen war, die Eingabe gemacht hat, 
worin er, mit Berufung auf die mittlerweile aus ſeinen Geſchaͤfts⸗ 
büchern gewonnene Ueberzeugung feine abgelegte Zeugenausſage än⸗ 
derte, daher der vom H. G. beſchloſſenen neuerlichen Bernehmung 
desſelben weder der 8. 166 a. ©. O. noch das erwähnte Hof: 
becret vom 30. November 1810 entgegenfieht, zumal erft bei Ent- 
fheidung des Rechtsſtreites zu erwägen fein wird, welche Beweiskraft 
ber Ausfage dieſes Zeugen beizumeffen ift. 
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Nr. 3099. 


Gefuch eines Zeugen um Zulaffung zur DVervollftändigung 
feiner Ausſage. 
Entf. v. 21. Juli 1868, a. 7104 (Belt. des Der, des 8. ©. St, Pölten 
v. 8. April £ —— Abünd. des Deer. des O. L. G. Wien v. 
9 Mai 1068, A. 9199). &. 3. 1868, Nr. 97. 

In dem Broceffe de8 A wider B wurde C Über die vom beiben 
Theilen auf ihn geftellten Weisartikel als Zeuge vernommen. Nach 
brei Wochen überreichte der Bellagte ein vom Zeugen mitgefertigtes 
Gefuch um wiederholte Abhörung, da dem Zeugen Mehreres nun bei: 
gefallen fei, was er früher wegen Nichterinnern® nit habe anbrin⸗ 
gen können. Der darüber vernommene Kläger proteftirte gegen bie 
wiederholte Abhörung des Zeugen. — Das Gericht erfter Inflanz hat 
bie wieberholte Bernehmung des Zengen bewilligt, weil die Vorſchrift 
bes Hofbecretes vom 30. Son. 1810 (Krop.-Goutta G. S. Franz 
I. Bd. 28, ©, 492) bier nicht anwendbar ift, welches nur den Kalb 
normirt, daß ein Zeuge nad gefchloffener Abhdrung der Zeugen um 
eine neuerlihe Vernehmung bittet, welcher Fall aber bier nicht ein= 
teitt, da die Zeugenvernehmung noch nicht geichloffen erflärt: wurde, 
und ſonach aud feinem Streittheile noch ein Hecht hieraus erwachſen 
ift; weil dem Richter nah 8. 154 a. ©. D. auf die Mare Urfache 
des Wiffens zu dringen von Amtswegen obliegt, demnach auch bie 
neuerliche Bernehmung des Zeugen mit dieſer feine Glaubwürdigkeit 
eonftatirenden Borficht erfolgt; weil im Falle eines dieſe Glaubwür⸗ 
bigfeit in Zweifel ziehenden Umſtandes bei Entſcheidung dieſes Pro- 
ceffed darauf Rüdfiht zu nehmen fein wird, bie nenerlihe Berneh- 
mung des Zeugen C alfo nur im Intereſſe der Wahrheit und des 
Rechtes erfolgt. — Das O. L. ©. bat das Gefuh um nochmalige 
Vernehmung des Zeugen abgewieſen, da nach 8. 166 a. ©. O. eine 
Yenderung in der Ausſage eined® Zeugen nur in dem Falle geftattet 
ift, wenn der Zeuge dieſe während der Berlefung feiner Ausfage ver- 
langt, eine nachträgliche Abänderung oder neuerlihe Einvernehmung 
eine® bereits abgehörten Zeugen aber nad dem citirten Hofdecrete 
vom 30. November 1810 weder auf Anlangen einer der im Streite 
befangenen Parteien, noch auf Anlangen des Zeugen jelbft ftattfinden 
fann, und der einzige Ausnahmsfall, dag nämlich das Zeugenverhör 
anf eine ungefegliche Weife vorgenommen wurbe, nad Rage der Ver⸗ 
handlung hier nit eintritt. — In dem Revifionsrecurfe wurde ein- 
gewendet, daß im Hofbecret vom 30. November 1810 unter der ge- 
ſchloſſenen Abhörung nicht die des einzelnen, fondern aller Zeugen 
zu verftehen und legtere noch nicht erfolgt fei. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den Beſcheid der erften In⸗ 
ftanz in Erwägung, daß in Folge ber Mitfertigung durch den Zeugen 
C dad Geſuch um nochmalige Vernehmung als von ihm ausgegangen 
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angefehen werben laun; in Erwägang, daß, fo lange vie Bemeisanf- 
nahme no nit im Sime des 8. = a a. ©. * und des Yufl.- 
Min.:Erlaffes vom 16. December 1851, R. G. BL Rr. 258, ge 
Ihloflen ft, die Beruolllänbigung over Berichtigung einer Zeugen: 
ausfage weder durch dem eim ſolches Berbot mist enthaltenden $. 166 
.&. D. noch durch das Hofderrei vom 30. Revember 1810, weiches 
die Annahme von Zufügen odber Berichtigumgen nad geichlofjener 
Abhärung ver Zeugen nicht mehr zuläffig findet, geraden anb- 
geihlofien erſcheint, und im Erwägung, daß durch eine bis dahin 
erfolgte Zulaffung eine Bernollfändigung ober Berichtigung eimer 
BZeugenausfage ver Erörterung oder Benrtheilung ihrer Beweiskraft 
nicht vorgegriffen wird. — 


⸗ 


Nr. 3100. F 


Rechtliche Natur des Ausgedinges: Unanwendbarkeit des 
$. 1488 a. b. ©. B. 


Entich. v wii 1808, Nr. 6778 des ©. Chlumec 
2.5. Susi 1007, 9 Fr. 160, Abi ee Urt — 8, Braga. 14. M- 
jö00, tr. 208 29816). ©. a 6 

Segen Die Plage des A pto. Anertennung en Rechtes der 
Denugung von Ausgebingslocalitäten, als: Stall, Scheuer, Schupfen 
und Kammer im Borhans nad Wirtbfchaftsgebäude des B, ſetzte 
biefer die Triennalverjäbrung nah 8. 1488 a. b. ©. B. entgegen. — 
Das Gericht erfier Inſtanz verwarf dieſe Einwenbung und erlannte 
nad dem Klagbegehren, wogegen das D. 8. G., ver Einrede flatt- 
gebend, den Bellagten abfolvirte. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erſtgerichtliche Urtheil. 
Grunde: Die begehrte Benutzung der oben genannten Localitãten 
iſt ein integrirender Theil des in der Leiſtung von Naturalien und 
Geſtattung der Benutzung jener Räume beſtehenden, intabulirten 
Ausgedings, welches ſich die Klaägerin bei Abtretung der Grundwirth⸗ 
ſchaft an ihren Sohn, Auctor des Belklagten, in dem Befig derſelben, 
vorbehalten bat. Das Ausgebing barf nicht nad ben für Servi⸗ 
tuten geltenden Principien behandelt werben, weil ed davon weſent⸗ 
ih verfhieden if. Denn während durch die Dienftbarkeit der Eigen⸗ 
thumer der dienenden Sade nur zu Duldung und Unterlaffung, Fi 
niemals zu einem Thun verpflichtet iſt (88. 472 u. 482 a. b. ©. B.), 
befteht das Ausgeding weientlih in dem Recht auf beftimmte Leis 
flungen, und baburd, daß es — wie meiftens und aud hier ber 
Fall iſt — auch nod auf alleinige oder Mitbenugung gewiſſer Loca⸗ 
Itäten gebt, die der Verpflichtete zu geſtatten hat, wird dad Aus—⸗ 
gebing noch nicht zu einer Servitut, weil dem feine andere Eigen⸗ 
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ihaft: der Anſpruch auf beftimmte Leitungen, geradezu entgegenfteht. 
Ebenfowenig ift e8 zuläffig, den auf die Benugung von Localitäten 
gerichteten Theil der Ausgepingsftipulation davon auszufheiden und 
wegen feiner Aehnlichkeit mit einer perjönlichen Servitut als folde 
und nad den Regeln der Dienftbarkeit, alfo nach anderen Grundſätzen 
zu behandeln, als welde für das ganze Ausgeding gelten. Es varf 
daher aus dem Grunde, weil die Slägerin, im Jahre 1861 vom 
Dellagten aus ber Benugung der Ausgevingslocalitäten verdrängt, 
ihr Recht erſt mit der im Jahre 1865 angebrachten Klage geltend 
gemacht bat, basjelbe nicht mit Anwendung des 8.1488 a. b. G. B. 
als verjährt betrachtet werden, da es vielmehr nur der 30jährigen 
Derjährung nah $. 1479 a. b. ©. 2. unterliegt. 


Nr. 3101. 
Nichtzuftändigkeit der öſterreichiſchen Gerichte zur Entjcheidung 
über das Gefuch einer im Inlande Iebenden Ausläuderin um 
Bewilligung eines abgejonderten Wohnorted wegen beabſichtigter 
Anfechtung der Giltigfeit ihrer Che. 


—3— v. 28. Juli 1868, Nr, 7888 (Beit. des Decr. des B. G, Wien v. 
6, März 1868, Nr, 55118, Abänd. ded Deer. des O. L. ©. Wien vom 
18. Mai 1868, Nr. 9194). G. H. 1868, ©. 307, 

Die A, vormals öfterreihifhe Staatsangehörige, verehelichte fich 
im Februar 1867 in Odeſſa mit dem ruffiihen Staatdangehörigen 
B, tom nad Wien und überreichte beim 8. ©. daſelbſt im October 
1867 gegen B das Geſuch um Bewilligung des abgefonderten Wohn: 
orte®, worin fie anführte: Sie ſei gewillt, die Ehe wegen ihrer 
Minderjährigkeit anzufechten, fobald ihr vom B. ©. in Sechshaus, 
wo ihr Vater 1864 ftarb, ein Vormund beftellt fein wird; allein 
abgefehen davon, wolle fie au die Trennung der Ehe verlangen, 
weil B, dem Trunke ergeben, fie ſchon in Odeſſa verlaffen habe. Ohne 
Unterhaltsmittel und ärztlicher Behandlung bedürftig, fei fie im April 
1867 hieher zu Verwandten gelommen und im September ihr Öatte, 
der gleichfalls fih nah Wien begab, mit einer Polizeiperfon bei ihr 
erfchienen, um fie zu zwingen, bei ihm zu wohnen; nur ihr kranker 
Zuftand habe fie von der Auslieferung an ihn gerettet, und um dieſer 
Gefahr zu entgehen, begehre fie mit Berufung auf 8. 14 der 3. N. 
die Bewilligung des abgefonderten Wohnortes. — Auf dieſes Geſuch 
wurde, zunächſt zur Aufklärung in Betreff der Kompetenz des ange: 
rufenen Gerichtes, Verhandlung eingeleitet und ſodann dasjelbe wegen 
Unzuftändigleit in erfter Inftanz mit Berufung auf die zweite Bei⸗ 
{age des Hofbeer. vom 23. October 1801, 9. ©. ©. Nr. 542 
(Incompetenz der öſterreichiſchen Gerichte für Eheftreitigfeiten zwiſchen 

Glaſer, Unger u. Walther Entih. VI. 96 
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fremden Ankömmlingen, wovon kein Theil hierorts den ſteten Wohnſitz 
bat) abgewieſen. — Das O. L. ©. verorbniete die meritoriihe Ent- 
ſcheidung in Erwägung, daß für die weder auf Ehevernichtung noch 
auf Ehefheidung gerichtete Bitte der A die zweite Beilage des citirten 
Hofdecretes nicht maßgebend ift; daß die Bewilligung des abgefonverten 
Wohnortes, als ein proviforifches Rechtsſchutzmittel, mit Bedachtnahme 
auf die 88. 17 und 33 a. 6. ©. 2. felbft Ausländern nicht verfagt 
werben darf, und das 2, ©. in Wien, da beide Parteien zur Zeit 
in deffen Jurisdictionsbezirke fich befinden, auch nad den 88. 14 
und 46 3. N. als competent erfcheint. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte ben erftgerichtlichen Beſcheid 
aus defien Gründen und weil die Borfhrift des 8. 46 I. N. auf 
den vorliegenden Fall nicht anwendbar und auch feiner der Fälle des 
8. 29 ebentort vorhanden: ift. 


Nr. 3102. 
Bewilligung des Kumftbefundes zum ewigen Gedächtniß ohue 
Vernehmung ded Geguerd wegen Dringlichkeit. 
Su 28, Inli 180, 794 
Entſch. v — Nr. Bes der 2, Ber Deere. * 


8.6 enburg v. 8 u Ba, April 1 
, Gras v. 10, Susi 1 ® 9. 1868, ©. 872 


Der oberfte Gerichtshof entfehieb,. 8 bie Aufnahme des Be 
weiſes durch Kunftverftändige, wenn fie wegen Gefahr bei Verzug 
a ift, neg 8. 188 a. ©. O. und Hofſdecr. vom 15. Janner 

Nr. 620 (lit. g), auch ohne vorgängige 
Bernehmung bes Gegentheiles angeordnet werden kann, 
welchem unbenommen bleibt, die von dem Richter ernannten Experten 
zu veriverfen und die Ernennung anderer Kunftverftändiger anzujucdhen. 


Ir. 3103. 
— ——— Paſſivlegitimation. 
1868, 7468 d 
8. u * Biener- —* v. Mai Br rn ee 3 Si 12 


Wien v. 35, Inni 1868, Nr. 11448), w 3. 1868, Nr, & 


Nah dem Tore des Fabrilanten M murbe die Beforgung feiner 
Berlafjenihaft feiner Witwe überlaffen, welche die Fabritslocalitäten 
vom 1. März 1867 angefangen dem ein gleiches Geſchäft betreibenden 
Fabrifanten A vermietbet und ihm and einige VBorräthe und Werk: 
zeuge verfauft hat. Sechs Monate fpäter wurde über den Nachlaß 
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des M der Concurs eröffnet, B zum Vertreter und Berwalter ber 
Maſſe beftellt und wurden in das Cridainventar wohl obige Locali⸗ 
täten, nicht aber die Materialien und Betriebsmittel einbezogen. Dem: 
ungeachtet geftattete B dem A nicht, bei Ablauf des Miethvertrages 
bie befagten Materialien und Werkzeuge wegzudringen, ſondern ver⸗ 
ſperrte die Localitäten, worauf A mit einer blos gegen B, „Advocat 
in X*, gerichteten Rlage wegen geftörten Beſitzes auftrat. B machte 
dagegen vorzüglich geltend, daß er nur in feiner Eigenfchaft ale Ver⸗ 
walter der Concursmaſſe des M gehanvelt babe und A biefe, nidt 
ihn, hätte belangen follen. In den Motiven des dem Klagbegehren 
ftattgebenden erſtgerichtlichen Erkenntnifſes wurde die obige Kin- 
wendung bed B in nachſtehender Weile widerlegt: Der Kläger hat 
den Gegner nicht verfehlt, da die den Beſitz desfelben beeinträchtigenbe 
Handlung vom Bellagten felbft ausging, für welche der Letztere die 
Berantwortlicfeit zu tragen hat. Der Kläger mill keineswegs ein 
Recht gegen die Concursmaſſe felbft in Anfpruch nehmen und bieje 
fann umfoweniger für biefe Hanblungsweife ihres Vertreters als 
verantwortlich angefehen werden, als der Gellagte die Zuftimmung 
der Erebitorenausfchüfle zu felber nicht behauptet hat. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte dieſe aud) in zweiter Inſtanz 
aufrecht erhaltene Entſcheidung mit Bezugnahme auf die Gründe ber 
erften Inflanz und in Erwägung, daß in der Annahme, daß es fich 
bier um den Fall einer Befigftörung, nit um bie Bindication eines 
in ber Concursmaſſe befinplihen Gutes handelt, eine offenbar acten- 
widrige Auffaffung nicht gefunden werden kann. 


Nr. 3104. 
Rückwirkende Kraft der Geſetze: Anſpruch auf höhere 
Berzugszinfen ? 


En v. 4, Anguft 1868, Nr. ER * vu leihförmigen Urt u 
2, ve Linz v. 1. de. 1807, Re \ N Po es. re an 
5. en Fi es ir et 


Nr. 3105. 
GSequeftration eined gemeinfchaftlichen von einem Mliteigen- 
thümer — Hauſes auf Begehren des anderen. 


Ente. © v. 4, Angnft 1868, Br 7406 (Belt. des das Decr. bed 2, G. Bra 

Februar —— 11 nbünd, Decr. des O. 2. ©, Prag v. 10, Ma 
1868, Nr, 10118). @ 6, 3. 1868, Nr. 80, 

Die Miteigenthümer eines Hauſes zur Hälfte begehrten gegen 

bie B, Miteigenthlimerin des Haufes zur anderen Hälfte, im Jahre 1867 


26* 
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die Sequeftration der Realität mit dem Anbringen, daß die B feit 
vielen Jahren das ganze Haus verwalte, bis Michaeli 1862 zwar 
Rechnungen gelegt babe, aus denen fi aber nur Berlufte für die 
Sequeſtrationswerber ergaben; daß feit fünf Jahren gar feine Rech⸗ 
nung mehr gelegi wurde, das Haus vermahrloft werde, fie bereite 
bie Klage wegen Aufhebimg der Gemeinſchaft des Eigenthums 
angebracht haben, vie B and aus dem Orte meggezogen fei und 
früher ohne ihre Bernehmung nnd Auftimmung die Verwaltung des 
Daufes einem Dritten, ihrem Rechtsfreunde, übertragen babe, fie 
daher bezüglich der ihnen gehörigen Hälfte bes Haufes gefährdet ſeien. 
Die B widerfprady die Gefährbung, berief fih auf ben ſchlechten 
Bauftand des Haufes, deſſen Reparaturen bie Zinfuugen aufzehren 
und auf ihr gleiches Miteigenthum, welches felbft zu verwalten und 
nicht von einem Sequeſter abminiftriren zu laffen, fie berechtigt fei. 
— Die erfte Inſtanz wies das Begehren ab, weil eine Sequeftration 
weder im Sinne des $. 292 a. G. O. noch im Sinne des 8. 293 
a. ©. D. platzgreifen kann. Denn das Eigenthum uud der Befig 
des fraglichen Haufes iſt nicht ftreitig; eine Gefahr, daR das Haus 
Schaden nehmen könnte, iſt in dem einzigen Umflande ber Ber- 
weigerung einer Rechnungslegung über die bisherige Verwaltung von 
Seite der Verwalterin nicht zu erkennen, indem die Rechnungslegung 
in anderem Wege angeftrebt werden kann nnd wenn auch wegen bed 
anbängigen Proceffes auf Theilung des gemeinfchaftlichen Eigenthumes 
bie Wufftellung eines Verwalter des Haufes zuläffig erfcheint, fo hat 
nah 8. 836 a. b. G. B. das Gericht erft in dem alle einzutreten, 
wenn die Parteien über die Wahl eines Verwalters ſich nicht einigen 
können; die vorliegende Verhandlung ift aber nicht in der Richtung 
gepflogen worden, daß über vie Perfon des Verwalter Borfchläge 
von ber Gegenſeite erftattet worden wären. — Das O. 2. ©. bes 
willigte die Sequeflration. Gründe: Mit ver Klage auf Aufhebung 
der Gemeinſchaft bezweden die Gefuchfteller die Theilung des Eigen- 
thums, ſonach au die Ausſchließung der B von der bisher durch 
dieſelbe allein geführten Verwaltung; fie fprechen das in ihrem Mit: 
cigenthume gegründete Recht der vortheilbaften Benugung an, woran 
fie nach ihren Anführungen durch die bisherige alleinige Berwaltung 
te® Hauſes dur die B verhindert worden. Diefe bat burd ihren 
Rechtefrennd eingeftanden, tie Verwaltung bes Hanfes zu führen, 
adweſend zu fein und zur Verwaltung einen Bevollmächtigten beftellt 
zu baten. obne fi diesfalle mit den Miteigenthümern nad Borſchrift 

dee SS. 883 un? 836 a. b. ©. 9. über die Berfon des gemeinſchaftlich 
zu beitellenten Berwallers einverflanden ober beffen Beitellung darch 
den Richter erwirkt zu baben. Den Gefuditellern if die Rechuung 
aber die geführte Bertaltung des gemeinichaftlichen Haufes bis 
Midhaelt 1862 erft mad turdgeführtem Rechtöftreite gelegt worden, 
war bat ih aus ſelder für fie nicht nur fein Nugen, jeubern ein 
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zu leiftender beveutender Erfaß ergeben. Für die fpätere Periode feit 
Mihaeli 1862 wurde Feine Rechnung mehr gelegt. Hiedurch ift aber 
die Gefahr der Sequeftrationsmerber für die nutzbringende Berwaltung 
des Eigenthums durch die Berwaltung der B außer Zweifel geftellt. 
Bei Beſtand aller im 8. 293 a. ©. D. vorgezeichneten Exforberniffe 
war fomit bie Sequefttation zu bewilligen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtlihe Entſcheidung 
aus den Gründen verfelben. 


Nr. 3106. 
Wiedereinjegung gegen eine aus Rechtsunkenntniß verfäumte 
Drift. 


. 4. Anguft Abänd. der gleihförmigen U 
bes 8. 6. Mi ni 2. 16 14 Sn ı zen Str. 1608 Aub Des DL EG, Bien 
v. 3. Juni 1868, Ar. 9028). ©. 3. 1868, Pr. 96, 

Das Geſuch des A um bie Wiebereinfegung gegen ben verfäumten 
Anmeldungetermin zur Anmeldung feiner Forderung im Concurfe des 
B wurde von beiden Untergerichten abgewiefen, weil der von A be 
bauptete Rechtsirrthum, daß er die Anmeldung nur deshalb für nicht 
nothwendig hielt und unterließ, weil feine Forderung grundbücherlich 
baftet und der Schuloner felbft in dem Oüterabtretungsgeſuche bie 
fraglihe Schuldpoſt namhaft machte, das VBerfäumnig des Edictal⸗ 
termine zur Anmeldung der Yorderung nicht entſchuldige. In dem 
Dagegen ergriffenen Revifionsrecurfe wurde von A angebradt, daß 
der Grundſatz, daß Geſetzunkenntniß nicht entjchuldige, nur für das 
materielle Recht und nicht auch hinſichtlich der proceſſualen Vorſchriften 
gelte, daß ein Rechtsirrthum überhaupt jedes Verſchulden ausſchließe 
und daß endlich nad $. 372 a. G. O. und Patent vom 1. Juli 1790, 
9. ©. ©. Nr. 31, die Wievereinfegung auch gegen eine aus Ber: 
ſchulden der Partei verfänmte Frift nicht ausgeichloffen fei. 

Der oberfte Gerichtöhof bewilligte die Wiedereinfegung in ber 
Erwägung, daß mit Grund anzunehmen it, A Habe nur aus 
Untenntniß des Geſetzes den Soncursanmeldungstermin verflreichen 
laſſen, ohne feine intabulirte Forderung anzumelben , Da doch nicht 
angenommen werben Tann, daß er fi, wenn ihm die gefeglichen Folgen 
ber Nichtanmeldung befannt geweſen wären, benfelben ansgejegt haben 
würde; daß zwar die Geſetzesunkenntniß einer Partei nah dem im 
8.2 a. b. G. B. ausgefprohenen Grundfage den Eintritt der mit 
irgend einer Rechtshandlung oder Unterlaffung geſetzlich verbundenen 
Rechtsfolgen nicht hindert, ebenfowenig aber bie Bewilligung ber 
Wiebereinfegung, als bed geradezu zum Schute des materiellen Rechtes 
gegen die Nachtheile einer unmillfürlihen Berfäumung gegebenen 
Rechtsmittels, ausſchließt. 
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Nr. 3107, 


Geldcaution: Krftredung tes Pfandrechte auf die Zinfen ? 
Unterbrechung ver Zinfenverjährung durch Einftellung in die 


Rechnung. 
Eutſch. v. 6. Auguſt 18968 Kr. 628 Fe Be N n 
Boberfam v. 11, “ner 1808 A Fa . 8 O. L. G. 
Prag dv. 23, März — 3 My mw 85, 


Der Kläger A führte an: Ih in en als Wirthſchafts⸗ 
verwalter in Dienft getreten und babe ihm 400 fi als Caution zur 
Siherftellung der mir anvertrauten Inventarsgegenftände übergeben. 
B bat in der fchriftlihen Beftätigung des Cautionsempfanges mix die 
fünfpercentige Berzinfung der 400 fl. verfproden und in der von ihm 
mir mitgetheilten Rechnung auch wirklih die Zinfen für 5 Jahre mit 
100 fl. in Empfang geftellt. Er verweigert mir nad meinem Dienft- 
austritte bie Rüdgabe der 400 fl. unter dem Vorwande von Erſatz⸗ 
anfprügen, bie nod nicht ausgetragen find; demungeachtet ebübren 
mir wenigftens einftweilen die befagten Intereffen per 100 um 
beren Zahlung gebeten wird. Der Bellagte wendete ein, daß ihm 
zur Sicgerftellung feiner Forderung in noch unbeftinnntem Betrage 
auch bie Zinſen des Pfandes, nämlich der Caution, gebühren; daß 
der Kläger, wenn er auf obige Rechnung ſich beruft, auch die barin 
ihm zur Laft gefchriebenen Beträge gelten laffen müſſe, und baß bie 
Binfen verjährt fein. — Die erfte Inftanz wied den Kläger ab 
aus folgenden Gründen: Nachdem Kläger felbft anerfennt, daß B 
Erſatzanſprüche gegen ihn erhebe, zu beren Dedung feine Caution 
per 400 fl. beſtimmt ſei, er dieſelbe alſo nicht fordern könne, ſo lange 
die Erſatzanſprüche des B nicht richtig geſtellt find; nachdem ferner ber 
Dienfivertrag die Berpflihtung zum Erlage der Caution per 400 fl. 
gegen jährliche fünfpercentige Verzinſung mit dem enthält, daß davon B 
im alle von den dem Kläger Üübergebenen Inventarftüden u. |. w. 
durch deſſen Verſchulden etwas verloren geben und fehlen follte, 
entfhädigt werde, fomit fih gemäß $. 457 a. b. ©. B. das Piaud- 
recht nicht blos auf den Cautionsbetrag ſelbſt, ſondern auch auf 
die Zinſen hievon bezieht; nachdem B in der von ihm gelegten 
Rechnung, wenn aud diefe Rechnung vom Kläger nicht als richtig 
anerlannt worden ift, die fänmtlien für die ganze Dienſtzeit ent- 
fallenen fünfpercentigen Zinfen mit 100 fl. dem Klaͤger wirklich gut- 
ihreibt, fo hat Kläger feinen Grund, vor Austragung der Erſag⸗ 
anfprüche des B die Rüdzahlung des Cautiondbetrages per 400 fl. 
oder bed hievon angeſprochenen Intereſſenbetrages zu fordern, — Das 
D. 8. G. gab dem Klagbegehren ſtatt. Gründe: Der Gellagte 
bat im Dienftvertrage ganz beftimmt und deutlich die alljährliche Ver⸗ 
zinfung der Caution zugefagt. Wollte nun der Gellagte fi wegen 
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feiner Entfhädigungsanfprühe auch an die üntereffen der Kaution 
halten, jo würde er obige Zufage der jührlihen Berzinfung wieber 
aufheben und dadurch dem Bertrage eine Deutung geben, die einen 
Widerſpruch im Vertrage ſelbſt begründen würde und beshalb nach 
8. 914 a. 5. ©. B. nicht zuläffig if. Die von ihm eingewendete 
Berjährung der Ünterefien behebt fi durch deren Einftellung in 
feiner Rechnung, wodurd offenbar das Recht des Klägers auf felbe 
anerfannt und bie Berjährung unterbrodhen wurde. Geklagter bat 
zwar eingewendet, daß Kläger auf diefe Rechnung ſich nicht berufen 
bürfe, weil er die von Erfterem darin gemachten Erſatzanſprüche nicht 
anerkenne, daher nicht berechtigt fei, einzelne Pollen derjelben anzu- 
erfennen, andere aber zu verwerfen. Geklagter überficht aber bier, 
daß es fi um zwei Rechnungen handelt, nämlich um jene, die Das 
„Haben“ und um jene, die das „Soll“ des Klägers betrifft. Wenn 
nun Geklagter in das „Haben“ de8 Klägers Poften jest, die biefem 
günftig find, fo hat er eigentlich hiedurch nichts anderes als ein 
außergerichtlihes Geftänpnig zu Gunften des Klägers abgelegt, von 
bem er wußte, daß ihm daran gelegen fei, die Wahrheit zu erfahren. 
Dadurch erfcheint aber ver Kläger von dem Rechte nicht präckudirt, 
Poiten, die ihm der Geklagte in's „Soll“ geftellt bat, zu bemängeln. 
Es liegt dieſe Anſchauung in der Natur jeder Rechnuug, da eine 
ſolche nicht als Ganzes, fondern nad ihren einzelnen Anfägen beurtheilt 
werden muß. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Erfenntniß des O. L. ©. 
aus deſſen Gründen. 


Nr. 3108, 
Uebergehung des Koftenpunftes bei Abändernng eined Spruched 
zweiter Inſtanz, welcher im Gegenfage zu bem ber erften bie 
Aufhebung der Koften verfügt. 


iii, & v. 6, Unguft 1868, N. Tel Bet. des dad Derr. bed B. G. Groß⸗ 
ei dorf v5, in 1868 abänb —J 8 O. L. G. Wien 
v. 28, Mai 1968, FR — 72 — 1509, « 87. 


Nr. 3109. 
Rechtliche Natur der Eiſenbahnſtraßen: Unftatthaftigfeit ver 
Sntabulation. 


Eat! * bern Anguſt 1868, Nr. Abänd. der ei Örmigen Decr. bes 
A 1 Jänner 1868 ra 8175 und 0% J O. De. Lemberg 
x; 1868, Nr. 8313). ©, $, 1508, E. 39, 
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Kr. 3110. 
Unzufätigfeit ver erecutiven Beräußerung eined Ausgedinges. 
13, 1868 8062 
ale. zur ie "000, aniaı Der. veh —— — 
Juli 1868, Kr. 16619), ©. 3. 1869, Nr. 9. 


Ein Sad um erecutive Schägung eined Ausgedinges wart 
von ter zweiten Inſtanz abgewiefen, weil das Ausgebinge im yeit- 
weiſen Bezligen befteht, die dem Ausgedingsberechtigten Icbenslänglich 
gebühren, nad 8. 320 a. &. D. aber auf dergleihen Bezüge nur die 
Ereentionsführung mittelft Sequeftration, nicht aber mittel Schäßung 
und eilbietung des Ausgeningerechtes ftattfinden kann, und weil 
insbefondere das Wohnungsrecht ua 8. 507 a. b. G. B. nur eine 
perfönlihde Servitut iſt, auf keinen Anderen übertragen und daher 
and nit durch Verkauf in Erecution gezogen werden kann. 

Der oberfte Gerichtshof hat den Revifionsrecurs abgewieſen, 
„weil das Ausgebinge die Natur eines Leihrentenvertrages hat, dem 
Gläubiger eines Ausgedinges daher zufolge 8. 1286 a. b. ©. 2. 
nur freifteht, feine Befriedigung aus dem von feinem Schuloner zu 
beziebenden Ausgedinge zu fuchen, nicht aber das Recht zum Bezuge 
fetbft in Erecution zu ziehen, fomit bier nnr bie im 8. 320 a. G. O. 
vorgeſchriebene Erecutionsart Anwendung findet.” 


Nr. 3111. 
Haftung des Vertretungsleifterd für die Proceßkoſten? 


zarid. 2 v. 13. Anguft 1868, Nr. 8133 (mbünn. be ber ‚sietafärmigen Derr. 
&. Bäflabruf u. 8, Juni 1808, Pr. 2088 DRG, Wien 
1, Juli 1868, Rr. 12309). ©. 3. — Nr. 84, 
In einem Rechtöftreite hatte B dem Kläger Vertretung geleiftet. 
Der Kläger wurde fachfällig und zum Erfage der Koflen an den 
Beklagten verurtheilt. Diefer begehrte nun zur Einbringung berfelben 
die Execution wider den DVertretungsleifter B als Streitgenofien. — 
Die erfte und zweite Inſtanz bewilligten das Geſuch, weil der Ber- 
tretungsleifter dadurch, daß er die Vertretung wirklich leiftete und dem 
Nechtöftreite beitrat, Streitgenoffe des Klägers wurde, daher mit 
dieſem gemeinfchaftlich dem Gegner die Gerichtsloften zu erfegen babe, 
was auch aus dem 8. 59 a. ©. O. deutlich hervorgehe. 
Der oberfte Gerihtshof wies das Geſuch zurüd, weil der Ber: 
tretungßleifter ven Proceß nicht im eigenem Namen führt and ber 
Koftenerfag alſo nur die vertretene Bartei treffen kann. 
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Pr. 3112. 


Verhältniß der Gerichte zu den Berwaltungsbehörben : Nichtigkeit 
bed in einer Verwaltungdfache ergangenen, obgleich ver 
Entfcheivung der Verwaltungsbehörde conformen richterlichen 
Spruches. 
Su . 13. Anguft 1868, Ru 5 8275 (Beil. des dad Decr. des B. ©. 
Gföhl v. 25, ebruar 1868, Nr. 248 ae ee DE des O. L. G. Wien v. 
ril 1868, Nr. 1868, ©. 349, 

Dem A iin dur — der —— auf⸗ 
getragen worben, einen als Weg für das Publicum dienenden Raum, 
ben er abgefhloffen und in einen Küchengarten umgeftaltet hatte, in 
den früheren Stand zu verfegen. Er erfüllte den Auftrag nur zum 
Theile und die Gemeinbevorftehung in B beforgte nad) Anweiſung der 
Verwaltungsbehörbe bie vollftändige Wieberherftellung der Paflage. 
Nun belangte A die Gemeinde B in possessorio summariissimo, und 
wurde vom Gerichte erfter Inſtanz abgemwiefen. Auf feinen Recurs 
bat das D. 2. ©. die erftrichterlihe Entſcheidung wegen Incompetenz 
der richterlichen Behörde aufgehoben. Dagegen recurrirte die beflagte 
Gemeinde. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf den Recurs (mit Zuftimmung 
bes Minifteriums des Innern), weil, nachdem bie angebliche Beſitz⸗ 
flörung nur die Ausführung der im Adminiſtrativwege ergangenen 
Erkenntniſſe wer, die darüber erflofjene richterlihe Entſcheidung für 
feinen Fall, aud nicht wegen des der Bellagten günftigen Inhaltes 
berfelben, aufrecht erhalten werden Tann. 


Nr. 3113. 
Behandlung der urtheilsmäßig zugefprochenen, feit mehr ald 
brei Fahren rückſtändigen Zinfen bei der Meiftgebotövertheilung. 
ut. — v. 19, u 1868, Mr 8297 (Bei. —* gieichförmigen De Den. eh 


win u Yänner 1868 Nr. 89 
Mai { 1868, Nr. 9069). © 1868, ©, 348, 


Bei * Vertheilung des —58 einer executiven Hausver⸗ 
ſteigerung wurde der älteſte Satzgläubiger A mit dem Capitale und 
mit den Intereſſenausſtänden vor den ſpäteren Pfandgläubigern auf 
den Kaufſchilling angewieſen, weil auch für die Zinſenforderung das 
(executive) Pfanprecht bei dem Capitalsfage intabulirt war. — Da- 
gegen recurrirten bie nachfolgenden Pfanpgläubiger, infofern dem A 
mehr als dreijährige Intereſſen vor ihnen zur Zahlung angewiefen 
murben. 
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Der oberfte Gerichtshof verwarf ven Necurs, weil bei ber Ber- 
tbeilung des Meiftgebote8 und der Zumeifung desfelben an die Pfand: 
gläubiger nach ihrer bücherlihen Rangorbnung der Grundbuhsftend 
als maßgebend zu betrachten ift und die Frage der Rechtmäßigkeit 
der rechtöfräftig gewordenen Einverleibung des erecutiven Pfandrechtes 
für einen Intereffenausftand von mehr als drei Jahren in der Priorität 
der Capitalsſatzpoſt nit im Wege der Verhandlung über die Meift- 
gebotspertheilung ausgetragen werben fann. 


Nr. 311A. 


Armenrecht: Verweigerung besfelben gegenüber dem Giratar 
bei mangelndem Nachweid der Armuth des Giranten. 


Sul. © v. 20. Augufi 1868, Ne 8218 (Beft. ber „glei färmigen Derr. bed 
®. Eamber v. 30, Juni 1867 Nr. 6869 und O. L. Lemberg 
v8 Yänner 1868, Ar. 40917). G. 3. 1808, Ar. 

A, Inhaber eines ihm von C girirten Wechfels, begehrte in 
feiner gegen den Wechjelichuloner angeftellten Klage, zugleih auf 
Grund des beigebrachten Armuthszengniffes, die Stempel» und Ge⸗ 
bührenbefreiung. Bon beiden Untergerichten abgewiefen, ergriff er den 
a. o. Revifionsrecurs, welcher von dem oberften Gerichtshofe verworfen 
wurde, weil mit Rüdfiht auf die vom f. k. Finanzminiflerium am 
31. Juli 1863 kundgemachten Beſtimmungen des Tarifes zu den 
Gefegen vom 9. Februar 1850, R. ©. Bl. Nr. 50, und 2. Auguft 
1850, R. ©. Bl. Nr. 329, Poſt 75, in den untergerichtlichen Ent- 
[heidungen zum Grund gelegten Anfiht, daß zur Ertbeilung bes 
Armenrechtes an den Recurrenten auch der Umſtand erwielen fein 
müßte, daß auch B ald Oiranten des Wechels und Cedenten ber 
Wechſelforderung das Armenrecht zulomme, eine offenbare Ungeredhtig- 
feit nicht wahrzunehmen ift, 


Kr. 3115. 


Berbot zur Sicherftelfung von Börfendifferenzen: Verweiſung 
der Trage nach deren Klagrecht auf den Hauptproceß. 
Zuftändigfeit. 

Extig. v. 21, Au —Ax Ar. 838 (Beſt. bed bad Der. F —38 


Wien v. 14. Juli abänd. Decr. bed os 2: 
© Full Er Fir. —*8 &, 3. 1868, Nr. 84, 


Der —— A begehrte beim ——8 gegen den 
Börſenagenten B wegen einer Forderung von Differenzen für Börfe 
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effecten auf Grund des notariell beglaubigten Buchauszuges und mit 
Anbietung des Erfüllungseides das Verbot auf eine Forderung des B 
und wurde in erfter Inſtanz abgewiefen, weil aus dem Konto fich 
ergibt, daß feine Forderung fih auf ein Differenzgefhäft gründet, 
welchem nah $. 1271 a. b. ©. DB. die gerichtliche Geltendmachung 
verfagt if. — Das O. L. ©. bewilligte das Verbot gegen Cantion, 
weil die gefeglihen Erforbernifje zu felbem ausgewieſen erjcheinen, 
der Nechtstitel der Forderung des Verbotsweibers aber erft in ber 
viesfälligen Rechtfertigungeflage zu erweifen und hierüber nicht ſchon 
derzeit von Amtswegen zu entjcheiden ift. B ergriff den Reviſionsrecurs, 
in welchem er bie Incompetenz des angerufenen Gerichtes geltend 
machte, weil zur Bewilligung des Berbotes nur jenes Gericht berufen 
fei, bei weldem der Gegner des Verbotswerbers auf Zahlung ber 
bezüglihen Yorderung geflagt werden müßte, was aber das Handels⸗ 
gericht nicht fei, oder aber jenes Bezirksgericht, in deſſen Sprengel 
der mit Berbot zu belegende Gegenftand fich befinde, 

Der oberfte Gerihtöhof verwarf den Recurs, in der Erwägung, 
daß über die Zuſtändigkeit des Handelsgerichtes für das Verbot und 
über die ©iltigfeit der Forderung, weldhe auf ein in den Handlungs: 
büchern des A eingetragenes Geſchäft fi gründet, nicht von Amts- 
wegen abgeiprochen werden fann. 


| Nr, 3116. 
Auslegung ded Legates „aller Eapitalien”. 


Entid. v. 28, Angnft 1868, Nr. 7093 (Bet. deö Urth. des B. G. Tolmein 
v. 10, Nov, 1867, Nr. 211, Abänd. des Urth. de O. X. G. Trieft vom 
1. April 1868, Nr. 1261), ©, H. 1868, ©, 345, 


A, ald Erbe des M, belangte den in Tolmein wohnhaften B, 
Erbe des N, auf Zahlung bes von N dem M ausgefeßten Gelplegates 
von 42 fl. Der Bellagte wendete dagegen ein, daß M in feinem 
Zeftamente ihm alle feine Capitalien vermacht habe, infofern bie 
Schuldner fih im Bezirke Tolmein aufhalten und daß hiedurch er, Be- 
Hagter, von feiner Legatsſchuld an M befreit worben fei. Es handelte 
fih aljo um die Interpretation des im Teftamente gebrauchten Wortes 
„Capitalien“ und ob darunter auch deſſen Legatsforderung gegen B zu 
jubjumiren fei. — Die erfte Inſtanz bejahte die Frage, weil jede For⸗ 
derung eined Belbbetrages mit Rüdficht anf die Wirklichkeit oder Möglich- 
keit der fruchtbringenden Anlage im gewöhnlichen Sprachgebrauche Durch 
das Wort „Bapital” bezeichnet werde und abfolvirte demnach ben B 
von der Klage, — Das O. L. ©. verurtheilte ihn zur Zahlung ber 
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eingeflagten 42 fl., weil ſowohl nach dem gewöhnlichen Spra- 
— sie auch nah dem Geſetze unter Copitalien zır ans Dar: 
ehen entfprungene Korberumgen verfisuben werben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erfigerihtlihe Entibeibung 
mit Bezugnahme auf Die Motivirung berfelben up weil ber SMäger 
im Sinne des 8. 655 a. 6. ©. ®. nicht bewiefen Bat, daß ber 
Teſtator M nach feiner gewöhnligen Auédrudsweiſe bie eimgeflagte 
Xegatsforberung von tem zu Gunften bes Bellagten anegefegten 
Bermähtnig ausgeihloflen haben wollte. 


Ar. 3117. 
Verbot: Befcheinigung der Forderung. 


Entſch. v. 1. Sept. 1808, Nr. 8862 Narr ber Deer. de B. G. Mondſee 
v, 6. Yult 1868, Nr. 868 und bed DO. 8. G. Wien v. 30, Juli 1 
Ne. 14210). ©. 3. 1868, Ar. 80, 


A begehrte wider feine Gattin B das Berbot auf eine bverfelben 
elgenthünichen Satzforderung von 200 fl., weil fie ihm mehrere 
Sachen verfehleppt und dadurd einen Schaden von 500 fl. zugefügt 
babe. Dem Geſuche lag nur ein Zeugniß der betreffenden Gemeinde: 
vorfiehung bei, daß ihres Wiſſens B außer obiger Sappoft fein 
Werniönen beflge, daher ihr Gatte allerdings der Gefahr des Verluftes 
ſeiner Jorderung ausgefegt fei. — Die erfte Inſtanz bewilligte das 
Verbot gegen Saution von 20 fl. und auch das DO. 8. G., jedoch 
mit Erhöhung des Cautionebetrages auf 80 fl., in Erwägung, daß 
nah 8. 28b a. G. O. auch bei Ermanglung hinreichender Beweis: 
mittel der angefprochenen Forderung das gerichtlihe Berbot zu 
bewilligen If, fobald der Werbotwerber genugjame Sicherheit leiftet; 
daR aber der Betrag der Caution von 20 fl. dem mit Verbot belegten 
Geyenſtande nicht entfprechend iſt. 

Der oberite Serichtäbof wies Das Verbotögefub ab. Grünte: 
Der 8.23 a. G. O. räumt nur einem Gläubiger das Recht 
ein, dad Verbot anzuſuchen, woraus ſchon ſich ergibt, daß ver 
Verdotewerder ſich ale Gläubiger ausweifen, daher eine Forderung 
an den Gegner barıbun müfle. Der 8. 234 fortert zur Bernilligung 
des Berboter ſolche Urkanren, die, wenn fie vom Gegner awertanzt 
werten, feine Korderung relitundig beweiſen. und ter 8. 285 geflattet. 
wenn wmicht dintsagtiche — im Gegeniage zu ten vollläntigen — 
are doch jedenſalle Prmitdinittel für die erterung beigebracht werten. 
rad Werder gegen Cantier. ( mu alie im jedem Falle te der 
Nuang Iniders:zt fm. was It jener des A ihr ter Fell Mi: 
wor die dieße Argabde der Berberverbere. daß cr reu tem Gags 
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zu fordern babe, Tann um jo minder genügen, als bie Gerichte 
angewiefen find, bei Bewilligung von Verbotsgeſuchen nicht mit zu 
großer Leichtigkeit vorzugehen. 


Nr. 3118. 
Ausdehnung des tm DBeftandvertrage vereinbarten Gerichts- 
ftande® auf die Auffündigung ded Vertrages: Ueberweiſung des 
über die legtere vor einem nicht zuftändigen Gerichte geführten 
Procefjes an dad zuftändige zur Wburtheilung. 


Entii. v, 12, Sept. 1868, Nr, 9096 (Beft. des Urth. des B. G. Sechshaus 
v. 27, Juli 1868, Nr, 16130, Abünd, des Urth. des O. L. ©, Wien v. 
12, Auguft 1868, Nr. 15488). &, 9. 1888, ©. 368, 

Die von der Wirthſchaftscommiſſion des Bürgerfpitales zu Wien 
beim B. ©. Sechshaus ald forum rei sitae ($. 1 der kaiſerl. Verord⸗ 
nung vom 16. November 1858, R. ©. BI. Nr. 213) überreichte 
Auffündigung der Pacht eines Ackers wurde von dem Pächter B 
beftritten 1. wegen Incompetenz des Gerichted der Auffündigung, weil 
in dem Pachtvertrage beide Contrahenten das B. ©. der inneren 
Stadt Wien für alle Streitigkeiten aus dem PBachtverhältniffe gewählt 
haben, 2, aus meritoriihen Gründen. — Nah vollftändiger Ver— 
handlung der Streitfahe wurde in erfter Inftanz die Kündigung 
wegen Incompetenz des angerufenen Gerichtes abgemwiefen. — Das 
O. L. ©. betrachtete den $. 1 der citirten kaiſerl. Verordnung als ein 
imperatived Gejeg, durch welches für Streitigkeiten aus dem Beftand- 
vertrage da® im $. 47 der I. N. bezeichnete Parteienreht der frei» 
willigen Unterwerfung unter einen anderen Gerichtsſtand ausgeſchloſſen 
werde, und verwarf die Incompetenzeinrede des B mit dem Auftrage 
an das Gericht erfter Inftanz (Sechshaus), auf die Hauptfache ein- 
zugehen und den Proceß meritorifch zu entfcheiden. 

Der oberfte Gerichtshof betätigte das erfigerichtliche Urtheil und 
verordnete zugleich die Ueberjendung der Acten des gefchloffenen Ber- 
fahrene an das B. ©. der inneren Stadt Wien zur meritorifchen 
Entiheidung. Gründe: Im Pachtvertrage wurde feitgefegt, daß alle 
Streitigfeiten aus dem Pachtverhältniffe nur bei dem B. ©. der inneren 
Stad Wien zu verhandeln feien. Bei diefem durch Vertrag beftimmten 
Gerihtsftande war daher auch die Auflündigung zu überreichen und 
fodann der Proceß pto. Giltigkeit derfelben durchzuführen. Da nun 
das legtere bereit bei dem B. ©. Sechshaus gefchehen iſt und der Ent- 
Iheidung des ordnungsgemäß verhandelten Procefjed durch das com- 
petente Gericht nichts im Wege ftebt und berlei Brocefje ſchleunig zu 
Ende gebracht werden follen, wurde ohne Weiteres die Zuſendung der 
Acten an das zuftändige Gericht zur Urtheilsfällung verfügt. 


— 
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Nr. 3119. 


Unzuläffigfeit der executiven inverleibung ber gegen den 
Bormann erwirkten Pränotationdrechtfertigung. 


Entid. v. 15. Seht. 1868, Nr. 9273 (Bet. des dad Decr. bed 8. © zedlan 
v. 14. Februar q ‚Nr. 971, abänd, Der, Dei des O. L. G. Prag v. 8. Juni 
1868, Nr. 16515). ©, 3. 1868, Nr. 381. 


Nr. 3120. 


Borausfegungen des Nechted der Erben, die Vermächtniſſe nur 
gegen Steherftellung zu berichtigen. 


v. 16. 1868, 5085 -(Beft. der Ormigen 
— BE —— 

Sen die — des —8 * — des Bermädt: 
niffe8 wurde vom beklagten Erben B eingewendet, daß er nad) 8. 692 
0.5. ©. 8. zur Zahlung ohne Sicherſtellung nicht verpflichtet fei. — 
Bon beiden Untergerichten wurde mit Abweifung diefer Einwendung 
dem Klagbegehren ftattgegeben und die a. o. Reviſtonsbeſchwerde des 
B in dritter Inſtanz aus folgenden Gründen verworfen: Der Fall 
des S. 692 a. 6. ©. 2. ift Hier nicht vorhanden, weil nad der 
Schägung der Verlaſſenſchaft viefelbe zur Berichtigung der Legate, 
Zahlung der Schulden und anderer pflihtmäßigen Auslagen voll: 
fommen binreiht und auf die Möglichkeit, daß bei der Veräußerung 
ber Realität, in welcher der Nachlaß befteht, weniger als ihr Schätzungs⸗ 
werth gelöft wird, gegenüber dem Ausſpruche der Sachlundigen über 
ihren Werth, kein Bedacht genommen werden kann. Auch wäre die 
größere oder geringere Wahrſcheinlichkeit dieſes Ergebniſſes ber Ver— 
aäußerung nicht GOegenſtand eines Beweiſes, der nur über beſtimmte 
Thatſachen zuläſſig iſt, weshalb auch der in dieſer Richtung vom 
Beklagten angebotene Beweis durch Sachverſtändige ganz irrelevant iſt. 


— — —— — — 


Nr. 3121. 
Unzuläſſigkeit der Geltendmachung des Anſpruches auf Erſatz 
der Proceßkoſten durch ſelbſtändige Klage. 


—— h 17, Sept, —— Nr. 6800 (Beſt. des M te 3 G. AR eg 
März 1868, Abänb, bei sth. 1808, 
Dr. 00 Klünh, ber Dei. u 


Die Klage des A, welder in dem von B gegen ihn pto. Zah⸗ 
lung von 120 fl. geführten Proceffe abfolvirt worden war, wiber B 
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wegen Erfag der Koften des exften Proceſſes wurde vom oberften 
Gerichtshofe abgewiefen. Gründe: Das Erkenntniß über vie Proceß⸗ 
foften ſoll ein Theil der Entſcheidung des bezüglichen Rechtsſtreites 
ſelbſt fein und daher nur in dieſer Entſcheidung fiber die Koſten ge⸗ 
fprohen werben. Die Klage des A ift demnach ungegründet, zumal, 
wenn er ber Anficht war, dag B ihm die Koften des erften Proceſſes 
zu erjegen ſchuldig fei, es feine Sache gewefen wäre, gegen das in 
jenem Proceſſe gefällte Urtheil der zweiten Inſtanz, welches den Erſatz 
ver Koften nicht zuerlannte, dad Rechtsmittel zn ergreifen. 


Nr. 3122. 
Beweis pro vitando perjurio über eine mit dem Gegentheil 
bed Eidesthema nicht identiſche Behauptung. 


Entſch. v. 22, Sept. — Nr. 9488 (Mbänd. ber sleig färmigen Urth. 
des 8. 6, Bin Bir, 1808 Nr. 14605 nnd de N 8 G. Wien 
Sal "nos 11856), &. 3. 1868, Sir. 50 , 


De Bormund des am 15. Auguſt 1865 geborenen unehelichen 
Kindes A belangte unter Beitritt der Mutter den B auf Unerlennung 
feiner Baterfchaft zu demfelben und Alimentationsleiftung, da B ber 
Mutter des Kindes im December 1864 fleifchlich beigemohnt habe, 
worüber ihm dieſe den Haupteid auftrug, ſomit von dem Zeitpunfte 
der Beimohnung bis zur Entbindung der Mutter nicht weniger als 
ſechs und nicht mehr al8 10 Monate verftrihen find, daher Gegner 
zufolge 8. 163 a. 6. ©. B. als Vater des Kindes anzufehen fei. — 
Auf die gepflogene Verhandlung, worin der Geklagte jeden vertrau- 
teren Umgang mit der Mutter des Kindes in Abrede ftellte, erfloß 
das Urtheil, welches feine Sachfälligkeit von dem Haupteive abhängig 
machte, daß er der Mutter im Monate December 1864 nicht fletfchlich 
beigewohnt babe. Er trat viefen Haupteid an, aber bei der zur Ab- 
legung desſelben angeorpneten Tagſatzung baten die Kläger, ihn nicht 
zum Eide, fonvern fie zu dem Beweiſe, daß er der Mutter in ver 
Zeit, von welder bis zu ihrer Entbindung nicht weniger als ſechs 
und nicht mehr als 10 Monate verfloffen feien (alfo vom 15. October 
1864 bis 15. Februar 1865), beigewohnt habe, zuzulaffen, und zwar 
auf Orund feines gerichtlihen Geſtändniſſes. Er hatte nämlich, nach⸗ 
dem von den Klägern die Replik ſchon erftattet war, bie Mutter 
wegen Erpreflung dem Strafgerichte angezeigt, dort aber felbft ge- 
ftanden, daß er zwifchen dem 20. und 30. Jänner 1865 mit ihr zu 
thun hatte, jedoch aus anderen Gründen das Kind nicht für das feinige 
halte. Die Kläger brachten darüber die Abſchrift des mit ihm am 
16. Sänner 1868 aufgenommenen Protololles und den gegen bie 
Mutter am 28. desſelben Monates erfolgten Einftellungsbeichluß bei, 
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in welchem obige® Geftänpnig gleichfalls enthalten war. Der Gellagte 
proteftirte dagegen, indem bie Kläger nicht behaupten, daß er einen 
Meineid abzulegen beabfichtige, und nachdem von den Klägern nicht ber 
Beweis des Gegentheiles ber in dem Haupteide enthaltenen Umflände 
angeboten werde, von einem Beweiſe pro vitando perjurio feine Rede 
fein, fondern die Kläger höchſtens eine Reftitution anfuchen können. — 
Die erfte Inftanz wies das Begehren ab, weil basfelbe ven Zwed 
babe, durch einen neuen Beweis darzuthun, baß ber Gellagte ber 
Klägerin in einem Zeitraume beigewohnt babe, von welchem bis zu 
ihrer am 15. Auguſt 1865 erfolgten Entbindung nit weniger ale 
ſechs und nicht mehr ald 10 Monate verftrihen find, während im 
Urtheile der Eid ihm dahin aufgetragen wurde, daß er ihr im Monate 
December 1864 nicht beigewohnt habe; mithin ver neue Beweis über 
einen anberen Beweisſatz angeboten, daher nicht zuläffig fei und bie 
beabfichtigte neue VBeweisführung nur im Wege der Reftitution ftatt- 
finden könne. — Das O. L. ©. beftätigte Diefed Urtheil. Gründe: 
Der 8.231 a. ©. O. bat offenbar ven Fall vor Augen, daß einer 
Proceßpartei im Laufe der Berhandlung über ven entjcheivenden Um⸗ 
ftand fein anderes Beweismittel, al® der Haupteib, zu Gebote ftand, 
baß fie aber nad) bereits geſchöpftem Urtheile neue und verläßlichere 
Beweismittel ausfindig gemadt hat, wodurch ſich der Eid als über- 
flüfftg darftelt. Im diefem Falle ift es gerechtfertigt, daß auf bie 
neuen Beweife Bedacht genommen werde, weil der Eid blos ein 
fubfidiarifches Beweismittel ift, deſſen Wirkfamfeit von der Gewiflen- 
baftigkeit des Schwörenven abhängt. Allein eben weil das 22. Capitel 
der 0a. G. O. nur von Beweifen, und nit von ben Beweisſätzen, 
d. b. von den durch den Eid zu erweifennen Thatjachen handelt, und 
weil die Gerichtsordnung überall zwifchen den Thatumfländen und ven 
biefür angebotenen Beweismitteln unterfcheidet, ift es flar, daß bie 
neuen Beweis- und Gegenbeweismittel, von welchen ver 8. 231a. G. O. 
bantelt, genau diefelbe Thatſache zum Gegenftanve haben müffen, über 
welche ber Eid aufgetragen wurte. Da nun durch das Geſtänduiß 
des B nur die Beiwohnung in der Zeit vom 20. bis 30. Jãnner 1865 
targetban werten kann, fo vermag es ben Eid, daß biefelbe im 
December 1864 nicht ftattfand, nicht zu erfegen, und kann daher das 
Recbremittel des $. 231 a. ©. D. nicht in Anwendung lommen. 
Der oberfte Gerichtshof änderte beide Urtbeile ab uud erkannte, 
B jei zum Give nicht zuzulaſſen, fontern ed werde den Slägern ge 
fattet, ten Umſtand. daß Grfierer ver Mutter in dem im $. 163 
a. b. ©. B. bezeichneten Zeitraume beigewohnt habe, durch die früher 
erwähnten beiten Urkunten zu beweifen und vie neue Klage bi 
zwei Monaten einzubringen, widrigens in Gemäßheit des 8. 232 
a. ©. O. rer Haupteit ron dem Geklagten nicht mehr zu jorbern, 
ientern jür abgeihmoren zu halten wäre. Gründe: Es murbe ſchon 
in ver Klage angeführt, daß B ter Mutter im December 1864, fomit 
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zu einer Zeit beigemwohnt habe, von welder biß zu der am 15. Auguſt 
1865 erfolgten Geburt des Kindes nicht weniger als ſechs und nicht 
mehr als 10 Monate verftrihen find und dadurch fhon auf dieſen 
Zeitraum, als den entſcheidenden, fi berufen. Diefer Behauptung 
zufolge fällt die Beimohnung in die Zeit vom 15. October 1864 big 
15. Februar 1865, und jeder Beweis über eine Beimohnung in diefer 
Zeit genügt, um den Geflagten nad 8. 163 a. 6. ©. 9. als Bater 
des Kindes erfheinen zu lafſen. Nun haben die Kläger über gedachte 
Beimohnung den Haupteiv dem Geflagten zwar nur mit Beichränfung 
auf den Monat December 1864 aufgetragen; allein fie haben nad 
Erftattung der Replik vom 21. October 1866 erft vie Behelfe 
vom 16. und 28. Sänner 1867 über ein Geſtändniß des Geflagten 
(8.163 0.6. ©. B.), daß er allerdings in der Zeit zwifchen 20, und 
30. Jänner 1865 vertrauteren Umgang mit der Mutter hatte, erlangt, 
fomit ein Beweismittel für feine Baterfhaft zu dem Kinde gefunden. 
Sie find daher nah dem Wortlaute und dem Geifte des 8. 231 
a. ©. D. berechtigt, zu verlangen, daß der Geflagte nicht zum ide, 
fondern fie zum Beweiſe der Baterfchaft desfelben mittelft der neuen 
Behelfe zugelaffen werben. Daß viefelben zu dem abgeführten Proceffe 
gehören, indem dadurch gerade fo wie durch den Haupteid der Umftand, 
daß Geflagter nad) 8. 163 a. 6. ©. 9. ale Vater des Kindes an- 
zufehen fei, dargethan werben fol, und daß fie, weil erft nach ber 
Replik entftanden, nicht gefliffentlich verfchwiegen wurden, iſt Har; daß 
fie aber das gerade Widerfpiel des Civesfages enthalten müffen, ift 
weder im 8. 231 a. ©. D. noch im Hofdecr. v. 30. October 1788, 
I. ©. S. Nr. 911, angeordnet, oder im Geifte dieſer Geſetze gelegen, 
fondern ein ohne gefeglihe Begründung von den Gerichten erfter 
und zweiter Inſtanz angenommenes Erforderniß. 


Nr. 3123. 
Beweis zum ewigen Gedächtniß: Unwirkſamkeit einer Ber- 
einbarung der Parteien über Vernehmung der Zeugen in 
ihrer Gegenwart und von einem anderen als dem zuftändigen 
Gerichte. 


Entid. v. 22. Sept. 1868, Nr. 9525 (Beſt. der gräste rmigen Decr. des 
8, G. Linz v. 16; Juli 1868, Nr. 5141 und des O. C G. Wien v. 12, Ang. 
1868, Nr. 15406). ©. 3. 1868, Nr. 92. 


Der Imteftaterbe A, welcher in dem Erbrechtsſtreit gegen den 
Zeftamentserben B ald Kläger auftreten follte, überreichte dem Ver⸗ 
lafſenſchaftsgericht das Gefuh um Vernehmung mehrerer, in anderen 
Gerichtsbezirken wohnhafter Perfonen als Zeugen in perpetuam rei 

@lafer, Unger u. Walther Enti. VI. 97 
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memoriam (für die von ihm behauptete Ungiltigfeit des Teſtaments6). 
Bei der hierüber abgehaltenen Tagfahrt erklärte ſich B wit ber 
geftellten Bitte unter der Bedingung einverftanden, daß die Ber- 
nehmung ber Zeugen beim Abhandlungsgerichte felbft, in Gegenwart 
der Vertreter beider Parteien, und nicht über die von A feinem Geſuche 
beigelegten Weisartikel und allenfalls einzulegenden Frageſtücke, ſondern 
nur über die Fragen ftattfinde, die von den Parteienvertretern bei 
der Dernehmungstagfahrt geitellt werden würben. Nachdem A dieſes 
Verlangen des B acceptirt und zur Vergütung der Koften ber Reije 
der Zeugen zum Abbanplungsgerichte ſich bereit erklärt hatte, verorbnete 
das leßtere die Vernehmung der Zeugen über die Weisartifel und 
die eventuellen Frageftüde mittelſt der Gerichtsbehörden, denen bie 
Zeugen unterftehen, mit der Begründung, daß die Bornahme des Ver⸗ 
hörs durch dad Verlaſſenſchaftsgericht ſelbſt nah $. 156 a. ©. O. 
unzuläffig fei, und die von B (vefp. von beiden Parteien) beantragte 
Art der Vernehmung den VBorfchriften ver a. ©. O., namentlid dem 
$. 165 und dem Hoſdecr. v. 15. Jänner 1787, 9. ©. ©. Nr. 621, 
geradezu wiberftreiten würde, ba nur bei ber Vereibigung der Zeugen 
die Gegenwart der Zeugen zuläffig ift. — Das O. L. ©. beftätigte 
bie erſtgerichtliche Verordnung mit Berwerfung des von A dagegen er: 
griffenen Recurſes, worin er um die Bewilligung der von B ver- 
laugten, in erfter Inftanz verweigerten Abweichungen in der Urt der 
Zeugenvernehmungen bat. 

Der Revifionsrecurd des A wurde vom oberften Gerichtshof 
mit Bezugnahme auf die erftgeridtlihe Begründung und — in 
Betreff der verweigerten Bernehmung der Zeugen durd das Abhand⸗ 
lungsgericht ſelbſt — aud deshalb abgewieſen. weil vie Zeugen nicht 
angehalten werben können, behufs ihrer Vernehmung im Intereſſe 
Dritter Reifen zu machen, und zudem im vorliegenden alle ver 
Zeugenführer A den Erfag der Koften diefer Reifen zwar verſprochen, 
allein nicht fichergeftellt hat. 


Nr. 3124. 
Berjährungsfrift für die Geltendmachung der Unechtheit eines 
Teitamentes. 


lenar=Entid. v. 28. Sept. 1868, Nr. 4781 (Bet. des bad Urth. .@. 
— u 27. Sent. 1867, Mr. 4058, bau. 1 i des as 


L. G. Prag u. 

8. Vebeuar 1808, Nr. . 6 1868, Nr. 86, Er Br 
" Notariat 1868, Nr. 49, 5* d. Trih, I ⸗ 4 

Gegen die im Jahre 1866 angeſtellte Klage des A, worin das 

Teſtament des M als ein unterſchobenes bezeichnet, die Ungiltigkeits⸗ 


erklärung desſelben, die Aufhebung der an deu beflagten Teftaments- 
erben B erfolgten Erbihaftseinantwortung und bie Eröffnuug der 
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Inteftaterbfolge begehrt wurbe, wendete B mit Rüdfiht auf den Zeit- 
punkt der bereitd im Jahre 1850 gefchehenen Teftamentspublication 
die Klageverjährung nah 8. 1487 a. b. B. ©. ein. — Auf Grund 
biefer Einrede wies bie erſte Inſtanz ben Kläger ab, wogegen das 
D. 8. ©. auf den von ihm mittelft der drei auf der Teftaments- 
urkunde unterfchriebenen Zeugen angebotenen Beweis erfannte, bag M 
am angeblihen Tage der Leflamentserrihtung gar. nicht teflirt, auf 
ber fraglichen Urkunde fi nicht mnterfchrieben und daß fie eben fo 
wenig dieſelbe als Zeugen unterfchrieben haben. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das obergerichtliche Beiurtheil. 
Gründe: Die Einwendung ber Verjährung nah $. 1487 a. b. 
G. 2. ift nicht geeignet, den klägeriſchen Zeugenbeweis auszujchließen, 
benn vieler Paragraph bezieht fi nur auf eine folde legtwillige Er: 
klärung, welde ver legte Wille eines Berftorbenen wirklich if, gleid: 
wohl aber wegen innerer ober Außerer Gebrechen angejochten werben 
kann. Ein Aufſatz aber, welcher als der legte Wille eines Verftorbenen 
ausgegeben wird, allein von demſelben nicht berührt, ſondern ihm 
unterjhoben wird und ein Falſum ift, kann überhaupt in Bezug auf 
bie Perfon, die ald deſſen Autor ausgegeben wird, nicht eine legte 
Willenserflärung diefer Perfon genannt werben; es eriftirt vielmehr 
in biefem alle gar feine legte Willenserklärung. Die erhobene Klage 
ift in einem folchen Falle nicht gegen Dasjenige, was der Grblaffer 
für feinen legten Willen erklärt bat, ſondern gegen ein Machwerk 
gerichtet, welches fein legter Wille nicht ift, und auf das klagweiſe 
Auftreten gegen eine folche Unterfchiebung paßt felbft der im Geſetze 
gebrauchte Ausdruck „umſtoßen“ nicht, infoferne verfelbe feinem Be: 
griffe nach etwas wirklich Vorhandenes und Beſtehendes voraudjegt, 
während bier ein umzuſtoßender Wille gar nicht eriftirt. Die Vor: 
jchrift des S. 1487 a. b. ©. B. hat daher auf ven Fall, wo die 
Fälſchung und Unterfchiebung eines legten Willens behauptet wird, 
feine Anwendung. Betrachtet man übrigens die Normen des a. b. 
G. B. über Berjährung und Erſitzung, fo findet man in den Be— 
fimmungen, wonach jede Erſitzung rechtmäßigen, redlichen und echten 
Befig vorausfegt (8. 1460), der Angabe eines rechtmäßigen Titels 
nur Derjenige nicht bedarf, der bie Erfigung auf einen Zeitraum von 
30 bis 40 Jahren ftügt, und felbft in diefem Falle die erwiefene Unreb- 
lichkeit des Beſitzes die Erfigung ausſchließt (8. 1477), unzweifel⸗ 
bafte Anhaltspunkte dafür, daß die Anfechtung eines gefälfchten oder 
unterfchobenen legten Willensactes, der ſchon urfprünglich feine Giltig- 
keit hat und Niemanden emen Rechtsanſpruch und einen giltigen Titel 
gewähren kann, ntdy an bie Mürgere, nur dreifährige Berjährungs« 
zeit des 8. 1487 gebunben fein könne, hiefür vielmehr die ordentliche 
breißigjährige zu gelten babe, wie denn aud nach 8. 823 a. b. G. 2. 
die Erbſchaftoklage der Regel nad überhaupt fo lange ftattfinvet, als 
das echt nit verjährt ift. 

27° 
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Nr. 3125. 


Unzuläffigkeit unbedingter Verurtheilung zum Erfage der Koften 
bes Incidenzſtreites über die bedingt bewilligte Legung von 
Neuerungen. 

Entid. v. 29. Sept. 1868, Nr. 8866 (Abänd, ber gleihförmigen Deer. 
— G. — v. 19. Mär 1808" Nr. 636 * 9 O. — Wien 
v, 10, Juni 1868, Nr. 10826). ©. 3. 1868, Nr. 98, 

A verlangte witer B die Bewilligung zur Beibringung neu 
gefundener Behelfe in der Replik. Nach gepflogener Verhandlung wurbe 
ihm diefelbe in erfter und zweiter Inflanz gegen den Eid, daß er 
die Behelfe in der Klage nicht gefliffentlich verſchwiegen babe, geftattet, 
jedoch zugleich der Gerichtskoſtenerſatz an B auferlegt, weil B in Folge 
des Legungegefuches des A Koften hatte, an weldhen er durchaus kein 
Verſchulden trägt, die ihm daher erfett werben müfjen, zumal A von 
ber auf fein Legungegeſuch angeordneten Tagfagung auéblieb, dadurch 
aber und durch unterlaffene Beibringung von Behelfen die Oppofition 
bes Gegners hervorgerufen bat, welche bei einem anderen VBorgange 
fiher vermieden worden wäre. 

Der oberfte Gerichtshof änderte bie Entſcheidungen dahin ab, 
daß A die Koften dem B nur dann zu vergliten habe, wenn er obigen 
Eid nit ablegen würde. Gründe: Die von den Untergerichten aus⸗ 
gefprochene unbebingte Berfällung des B in den Erſatz der Koſten 
verftößt offenbar gegen das Gefeg, weil nah 8. 48 a. ©. D., der 
Refolution vom 31. October 1785, 3. G. ©. Nr. 489, lit. y und 
dem Hofdeer. vom 27. September 1792, 9. G. ©. Nr. 53, Hit. b, bei 
ſolchen Imcidenzftreitigfeiten die Normen des ordentlihen Civilprocefſes 
anzuwenden und baher im Koſtenpunkte die Vorfchriften des $. 398 
a. ©. D. zu beobachten find; weil die exrceptionellen Beftimmungen 
des Batentes vom 1. Yuli 1790, 9. &. ©. Nr. 31, hieranf nicht 
ausgebehnt werben dürfen; meil dem vom Gegner B geftellten Be⸗ 
gehren um unbedingte Abweifimg des A keine Folge gegeben wurbe 
und A durch fein Ausbleiben von der Tagfagung dem B teine größeren 
Koften verurſachte. 


Nr. 3126. 
Unzuläffigfett der Execution auf Brandfchapenvergütungen. 
Entid. v. 80, Sept. 1868, Mr. 118 (Beft. ber gleichförmigen Decr. bes 
8 . 6. Mai Ätr. 2660 uk . . . 
tar er. 1bsae). ©. D 1068, —2 “Im 


A begehrte für feine Forderung gegen B bie executive Einant⸗ 
wortung der dem B zufallenden '’/,, einer erft zu ermittelnden Brand» 
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ſchadenvergütungsſumme. — Die erfte Inſtanz bat das Begehren 
abgewiefen, weil das Hofdecr. vom 18. Yuli 1828, 9. ©, ©. 
Nr. 2354, ausnahmslos verorbnet, bag Brandihabenvergätungs- 
beträge für Gebäude nit in Erecution gezogen werden Tünnen und 
das beigebrachte Licitationsprotofoll keineswegs darzuthun vermag, 
daß die in Rede ftehende Aſſecuranzentſchädigung ein freie und ver- 
fügbare® Bermögen des Erecuten geworden jei. — Das DO. L. ©. 
beftätigte den erftrichterlichen Beſcheid, weil nach dem citirten Hofdeer. 
Brandſchadenverſicherungsbeträge, in jo lange fie fi no in Händen 
ber Feueraſſecuranzgeſellſchaft befinden, weder mit Berbot belegt, noch 
in Erecution gezogen werden können, und vorläufig erft bie Frage, 
wem ein Anfpruh auf Branpfhapenverfiherung gebührt, entfchieden 
werden muß. — In dem a. o. Reviſionsrecurſe wurde dagegen aus- 
geführt, daß das Hofdecr. v. 18. Juli 1828 auf den vorliegenden Fall 
nicht angewendet werden könne, daß dieſes Geſetz, indem es beftimmt, 
daß die den Juhabern aſſecurirter Gebäude von den Feueraſſecuranzen 
zu leiftenden Brandſchadenvergütungen künftig weder durch gerichtliche 
Berbote noch durch Erecutionsführungen u. |. w. ihrem Zwecke zur 
Wieverherftellung ver durch teuer beſchädigten Gebäude entzogen 
werben dürfen, hiebei vorausfege, daß derjenige, der feine Gebäulich: 
feiten gegen Feuersgefahr verfihert hat, noch Inhaber verjelben und 
noch in der Lage fei, dieſelben wieder herftellen zu laſſen, wenn fie 
durch Brand beſchädigt worden find, was jedoch bier nicht ver Fall 
fe, indem die Wirthſchaft, worauf die durch den Brand beſchädigten 
Gebäude ftanden, im Erecutionsmwege veräußert und dem licitatorifchen 
Erſteher berjelben Tein Recht auf die etwa entfallende Affecuranz- 
entihädigung wegen ber durch Brand beſchädigten Gebäude biefer 
Wirthſchaft eingeräumt worden fer; daß B nidht mehr Inhaber ver durch 
ihn verfiherten Gebäude fei und er tiefelben nicht mehr herftellen 
läffen könne, daß folglich auch auf ihn das Hofdeer. v. 18. Juli 1828 
feine Anwendung babe, daß verfelbe daher unbeihränfter Eigenthümer 
des ihm etwa gebührenden Entſchädigungsbetrages geblieben fei, auf 
den ſonach auch von feinen Gläubigern im Erecutiondwege gegriffen 
werben bürfe. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf den a. o. Recurs mit Hin- 
weifung auf die Motive der Uintergerichte, „zumal da es in dem 
Zwecke des Hofvecr. vom Jahre 1828 gelegen ifl, daß die Zabular- 
gläubiger der verfiherten Realität durch eine anderweitige Verwendung 
der Brandſchadenvergütung nicht geſchädigt werben, woraus folgt, daß 
fie aus diefer Brandſchadenverglitung, wenn fie zur Herftellung des 
abgebrannten Gebäudes, das ihnen auch zur Hhpothef diente, nicht 
verwendet werben kann, die volle Befriedigung ihrer aus der Realität 
nicht zur Bahlung gelangten Forderung vor den nicht verficherten 
Gläubigern des gemwejenen Befigers dieſer durch Brand beſchädigten 
Realität zu fuchen berechtigt find; der Recurrent aber nicht nachge— 
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wiefen bat, daß feine Forderung per 600 fl. o. s. e. an B auf der 
biefem mit "1/,, Antheil gehörig geweienen Wirthſchaft verfichert war 
und bei der Raufichillingsvertheilung gang ober zum Theile leer aus⸗ 
gegangen iſt, beziehungsweile, daß alle in der Rangordnung vor: 
gehenden Tabulargläubiger volle Befriedigung erhalten haben, mithin 
bie 1?/,, der in Rede ſtehenden Brandfhapenvergütung dem Schuldner 
B zur freien Berfügung zufallen werben”. 


Nr. 3127. 
Unzuläffigfeit der Execution auf das Erbrecht, und der ere- 
cutiven Sequeftration des Erbgutes für Schulden des Erben. 


Eutſch. v. 80. Sept. 1868 . 0566 (Bel. des Deere. bed 9. 
v. 14, Dini 1808, Dir, 20689, Hodnd, — —— 
7. Juli 1868, Nr, 19757). ©. 3. 1868, Mr. 89. 

A begehrte wider B die executive Kinverleibung bed Pfand: 
rechte8 ad corpus et fructus feiner Erbredite auf ein Haus und bie 
executive Sequeftration berfelben, beides mit der Beſchränkung bes 
$. 822 0.56. ©. B. — Die erfte Yuflanz bewilligte die Einverleibung, 
nicht aber auch die gebetene Sequeftration wegen Unzuläffigfeit der: 
felben nad) dem Hofdecr. v. 3. Yuni 1846, J. ©. ©. Nr. 968 (wo⸗ 
nad Verbot, Pfändung oder Vormerkung nah 8. 822 a. 6. ©. 2. 
nur auf einzelne Erbſchaftsſachen, nicht auf dad Erbrecht im Ganzen 
bewilligt werben kann). — Das O. L. ©, ertheilte dem A da8 executive 
Pfandrecht Sicherſtellung auch an den Früchten der dem B an⸗ 
gefallenen Erbrehte auf das Haus. Gründe: Da nah 8. 822 
a. b. ©. B. die Gläubiger eines Erben, ven bei der Verlaſſenſchaft 
vorkommenden Unfprüden unnachtheilig, das dieſem angefallene Erb⸗ 
gut zu ihrer Sicherſtellung mit DBerbot, Pfändung und Bormerkung 
belegen können, und alle diefe Sicherftellungsmaßregeln erfi von dem 
Zeitpunkte der Einantwortung wirkſam find, fo kann e8 dem re 
quenten, im alle er vermeint, daß dem Erecuten ſchon berzeit ober 
nah der Einantwortung aus den ihm angefallenen Erbrechten auf 
das Haut ein Einfommen zuwächſt, nicht benommen werben, auch 
biefe Früchte zu feiner Sicherftellung mit Pfändung zu belegen, wenn- 
gleich die wirkliche Auszahlung zu feinen Handen noch nidt er: 
folgen kann. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftrichterliche Entſcheidung. 
Gründe: Die erecutive Sequeftration von Erbrechten ift unzu⸗ 
läjfig, da einer folden nad $. 320 a. ©. D. nur Früdte oder 
Gefälle unterzogen werben können. In fo fern aber A in feinem 
Geſuche die erecutive Sequeftration der Erträgniffe gemeint hat, 
welde dem B aus dem im Erbredhtöwege ihn angejallenen Antheile 
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des Haufes zufommen, muß jein Geſuch eben auch abgemiefen werben, 
weil diefe Erträgniffe, in fo weit fie bei dem Tode des Erblaffers 
noch nicht fällig waren, nicht zu dem Nachlaſſe desſelben gehören; 
weil ferner ver 8. 822 a. 5. ©. 8. bios geftattet, daß Gläubiger des 
Erben das ihm angefallene Erbgut mit Verbot, Pfändung oder Bor- 
merkung belegen können, unter diefen Mafregeln aber, die au nur 
als Sicherftellungsmittel dienen, die executive Sequeftration nicht 
genannt if. 


Nr. 8128. 


Execution eined auf Anerfennung des Propinationsrechtes 
lautenden Urtheile. 


N Nr. 9611 (Beil. des und tr. des B. ©. Bieli 
v9 80. April at 108, ET, nbänd, Serr Gere Hr L. G. B Bi ünn , 
Nr. 8200), ö 3. 1668, ©. 9, 

Die Suteinbesung. N erwirkte wider B das Urtheil, daß der⸗ 
felbe als Beſitzer ver Realität X ſchuldig fei, allen zum Betriebe des 
nit dem Beſitze derfelben verbundenen Ausfhantes benöthigten Brannt- 
wein von der propinationsberedhtigten Herrſchaft A bei fonftigem 
Pönfall zu entnehmen, und bat auf Grund dieſes Urtheiles, im Ere⸗ 
eutionswege dieſe Verpflihtung im Laftenftande der Realität Nr. 1 
bücherlich auszuzeichnen. — Die erfte Inſtanz fchlug dieſes Geſuch 
ab, weil mit dem Urtheile wohl die Verpflichtung des Geklagten zur 
Abnahme des Schankbranntweines von der Herrſchaft A anerkannt, 
feineswegs aber auch jene zur Geftattung der grunpblicherlihen Aus» 
jeihnung der erwähnten Verpflichtung auf feine Realität ausgeiprodyen 
worden ift, und fohin Kläger den Geklagten zur Geftattung biefer Aus— 
zeihnung auf Grund bes Urtheiles im Executionswege nicht anhalten 
fann, um fo weniger, als die Erfüllung der dem Geklagten auferlegten 
Verpflichtung im Erecutionswege nad) $. 310 0. ©. D. nur durch Geld» 
ober Leibeöftrafen zu erzwingen ift, das Begehren fohin, abgefehen 
von ber in dem Ausorude: „Unszeihnung“ liegenden Unbeftimmt- 
heit, gefeglich unzuläffig erſcheint. — Die zweite Inſtanz bewilligte 
bie Einverleibung,. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche Verordnung. 
Gründe: Daburd, daß B ald Eigenthümer der Realität verurtheilt 
wurde, ift legtere jelbft als eine folde erklärt worden, mit welder 
die Laft verbunden ift. Diefe Laſt muß B auf die Realität dulden, 
folglih auch geftatten, daß die Realität mit felber behaftet werde. 
Dies geichieht aber eben nach Weifung des 8. 304 a. ©. O. durch 
erecutive Einverleibung des Urtheiles. Es handelt ſich bier nicht blos 
um eine perſönliche Leiſtung, weil in dieſem Falle B nicht als Eigen⸗ 
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thümer der Realität X hätte verurtheilt werden können. Bon der 
erecutiven Behaftung der Realität mit diefer bleibenden Laſt gänzlich 
verſchieden ift aber bie frage, wie gegen ten Befiger der Realität in 
einzelnen Fällen der Verlegung des Rechtes des Klägers vorzugehen 
fein werde, daher die 88. 309 und 310 a. ©. ©. bier unent: 
ſcheidend find. 


Nr. 3129. 


Erecution zur Sicherftellung während des anhängigen Pro- 
ceffes über Alimente: Activbezüge eined Staatsbeamten als 
Erecutiondobject. 


Entſch. v. 30. Sept. 1868, Nr. 9828 (Bet. des Decr. des X. G. Wien ©. 
23, Inni 1868, Nr. 34551, Abänd, des Derr. de D. &. ©. Wien tr. 
29. Juli 1808, Mr. 14248). ©. 3. 1868, Nr. 90. 

Die geſchiedene A brachte gegen ihren Gatten B, einen landes⸗ 
fürftlihen Beamten, an, daß er durch Urtheil erfter Inftanz, wogegen er 
die Appellation ergriffen babe, ſchuldig erkannt worden fei, ihr monatlich 
Alimente zu zahlen, von denen bereit8 mehrere Naten rüdftändig jeien, 
daß fie aber, da er kein Vermögen befite, Sicherftellung für ſelbe 
bebürfe, weil er mittlerweile den ganzen Gehalt verbrauden werde, 
und ihr, wenn er penfionirt würde und Gläubiger auf feine Penfion 
Execution führten, der Zahlungsfonds entginge. Sie bat vaher mit 
Berufung auf 8. 259 a. ©. O. und Hofdecret vom 19. April 1799, 
3. ©. ©. Nr. 467, um Pfändung feines Gehaltes und Quartier» 
geldes, fowie der Hälfte der ihm eventuell zuzuwendenden Penſion zur 
Sicherſtellung der verfallenen und verfallenden Alimentationsraten. — 
Die erfte Inſtanz bewilligte diefe Pfändung zur Sicherſtellung auf 
ben — ganzen — Gehalt und Uuartiergeld des Gatten, nicht aber 
auf die noch gar nicht vorhandene Penfionshälfte, weil der Gellagte 
zufolge feiner eigenen in dem viesfälligen Rechtsſtreite vorgebrachten 
Behauptung außer feinem Gehalte kein Einkommen bezieht und auch 
kein ſonſtiges Vermögen befitt ($. 259 a. ©. D. und Hofbecret vom 
19. Aprit 1799, Nr. 467). — Die zweite Inſtanz wies die Bitt- 
ftellerin ab in der Erwägung, daß nad) 8. 259 a. ©. D. im Apellations- 
zuge eine Sicherfiellung nur dann bewilligt werben fann, wenn bie 
Streitfahe alſo beichaffen ift, daß der in erfter Inſtanz obfiegende 
Theil bis zum erfolgenden Appellationsurtheile einer Sicherftellung be⸗ 
bürfte; eine ſolche Beichaffenheit der Streitfache, weldhe eben nur in 
einer Geldforderung befteht, nicht vorliege, insbeſondere da ohnehin bie 
Emolumente eines Beamten von britten Perſonen nicht mit Beichlag 
belegt werden können; daß ferner nad) dem Hofbecrete vom 18. April 
1785, 3. ©. ©. 409, eine gerihtlihe Pfändung während des Appel- 


— 46 — 


lationszuges nicht ſtattfinden darf, deſe Geſetz re den 8. 12 ver 
J. M. 3. vom 18. Yuli 1859, R. ©. Bl. Nr. 130, nicht anf: 
gehoben wurde und der 8. 4 vieler Verordnung bier feine Anwendung 
bat, weil die Gerichtsordnung ausdrüdlih die Pfändung für unzu- 
läſſig im Uppellationdzuge erklärt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftrichterliche Enticheidung 
mit Beſchränkung auf die Hälfte des Gehalted und des Quartier⸗ 
gelves. Gründe: Einerſeits läßt fi nicht behaupten, daß die A 
einer Sicherftellung gar nicht bebürfe, weil ja der Gehalt von ihrem 
Gegner verbraudt werden kann, und bei dem’ Mangel eine® ander» 
weitigen Bermögend oder Einlommens vesjelben fie im Falle feines 
Todes u. |. w. Gefahr liefe, auch um die rüdjtändigen Unterhalts⸗ 
beträge zu fommen; anbererfeits erklärt die Min.»Bog. vom 18. Juli 
1859, Nr. 130, gleich im Eingange, es fei ihr Zwed, das Verfahren 
bei der Erecution zur Sicherftelung während eine® in der Haupt⸗ 
ſache anhängigen Proceſſes zu regeln; fie geflattet im $. 4 zu dieſem 
Behufe die Pfändung, erklärt im $. 12, daß 8. 4 auch in allen 
übrigen Fallen Anwendung finde, in welden — wie hier — durch 
bie Gerichtsorbnung während der Dauer eined anhängigen Procefles 
die Execution zur Sicherftelluug als proviſoriſche Vorkehrung bis zur 
Entſcheidung der Hauptſache zuläffig erklärt iſt, und hebt dadurch 
die Beftimmung des Hofdecretes vom 18. April 1785, Nr. 409, auf. 
Weil dagegen durch Patent v. 25. October 1798, 3. ©. S. Nr. 436, 
die Einfhuldung der Gehalte der Beamten ganz verboten, davon zwar 
zu Gunſten des Unterhaltes für Oattinnen und Kinder im Hofdecrete 
vom 19. April 1799, Nr. 467, eine Ausnahme gemacht, dieje aber 
in der Berüdfihtigung ſtrenge auszulegen ift, dag ſelbſt Penfionen 
nur zur Hälfte in Execution gezogen werben bürfen (Hofbecret vom 
16. Yänner 1786, 3. ©. ©. Nr. 518), und daß das oben erwähnte 
Patent jede gerichtliche Einfhreitung gegen einen Beamten, wodurch er 
feiner Dienftleiftung entzogen würbe — was in ber Regel durch Bor» 
entbaltung aller feiner Bezüge geſchehen wird — unterjagt, jo wurde 
bie bewilligte ficherftellungsweife Pfändung auf die Hälfte des Ge⸗ 
haltes und Quartiergeldes befchräntt. 


Nr. 3130. 


Berpfändbung einer Lebensverficherungspolizze: Verpflichtung 
ved Berficherten zur Zahlung der Prämienraten. 
€ ul 1868, —B — des des Wien vom 
9. Ani viesr und b 8 a © len 226, —* 1868, 
m. 8. Tot a * 
A bradte wider Ban, er babe im Sabre 1858 der C eine 
auf den Todesfall des D lautende Verſicherungspolizze über ein Ca— 
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pital von 2000 fl. gegeben, damit fie fi dur Berpfändung ber: 
felben ein Darlehen verfchaffe; B babe ihr dasſelbe gegeben und damit 
nach 88. 459 und 961 a. b. ©. B. die Berpflihtung zur genauen 
Berwahrung, dann Erhaltung der Polizze, alfo aud zu der hiezu 
uothwendigen Berichtigung der zu zahlenden Prämien auf fich ge- 
nommen, zubem fpäter, als er erfuhr, daß die Polizze Eigenthum 
des A fer, deren KRüdftellung gegen Vergütung ber von ihm ſchon im 
Juni und September 1858 gezahlten zwei Prämienraten, fo wie die 
Sorge für die weiter verfallenden dem A verfprodhen, jedoch bie Zah⸗ 
lungen nicht geleiftet, fo daß, al® A im Mai 1860 vie Polizze von 
B emlöfte, fie bereits nach fructlofem Berlauf der im Zuni 1859 
durch die Zeitung befannt gemachten Mahnung zur Einzahlung er- 
loſchen war uud ihm bei dem Ende 1861 erfolgten Tode des D, 
nach Abrehnung des Betrages der Prämien, die noch hätten gezahlt 
werben follen, ein Schade von 1911 fi. zuging. Der Geklagte wen» 
dete ein, daß er mit dem Kläger feinen Pfandvertrag gefdhlofien 
babe, durch einen folden aber auch nit zur Zahlung ber Prämien, 
die vielmehr dem Kläger als Eigenthümer ver Polizze oblag, ver: 
pflichtet gewefen wäre; daß er zwar deffen Eigenthum auerlaunte und 
zur Rüdftellung der Polizze gegen Erſatz der zwei Prämienraten ſich 
berbeiließ, dadurch aber nur m das Verhältmiß eine Retentions- 
berechtigten gegen den Eigenthümer trat und daß der Kläger felbR 
bie in ber Zeitung erſchienene Mahnung hätte befolgen follen. Er 
wollte übrigens die Polizze duch Kauf von einem Dritten erhalten 
haben und ftellte die Verpfändung verfelben an ihn, ſowie das Ber: 
ſprechen der Sorge für die Zahlung der Prämien in Abreve. Der 
Mäger machte noch geltenn, daß ſelbſt bei dem zugeftandenen bloßen 
Retentionsrecdhte Die Borfchriften des Pfandrechtes analoge Anwendung 
fanden. — Die erfte Juſtanz ſprach die Sadfälligleit des Geklagten 
ans, wenn er nicht dem irreferiblen Haupteid ablegen wärbe, daß die 
C ihm die Bolizze nicht als Pfand gab, nnd wenn, im Falle er dieſes 
beihwören follte, durch rüdichiebbaren Haupteid der Beweis berge- 
ftellt würde, daf er dem Kläger das Verſprechen gab, für Einzablung 
der Prämien zu jorgen. Die Grünve dafür waren im Weſentlichen: 
Hatte der Geklagte die Polizze als Pfand, fo war er nah 88. 459 
und 1369 a. 6. ©. B. verpflichtet, fie genau zu bewahren, das iſt, 
fie vor Schaben zu bewahren, bemnad die Prämien einzuzablen, da 
fonft die Polizze entwerthet wird; weshalb ver — oberwähnte — 
irreferible Hanpteid entſcheidend if. Entfällt durch Ablegung des⸗ 
ielben das Pianbverhältnig, jo kann doc durch ben zweiten rüd- 
ihiebbaren Haupteid ein llebereinlommen zwiſchen Kläger unb Ge 
tlagten dargethan werben, welches jedoch fein Pfandrecht begründet, 
weil tem Gellagten nicht ausdrücklich das Necht zugeflanden wurde, 
feine Befriedigung wegen der gezahlten Prämien ans ver Polizze zu 
erfangen, und auch feine Frift dazu beſtimmt wurbe, daher bie we 
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jentlihen Momente ded Pfandvertrageß fehlen (88. 1368 und 447 
0. 6. ©. B.). Er erhielt blos das Retentionsrecht und da ein folder 
Vertrag im Gefege nicht vorgejehen ift, können die Rechte und 
Pflichten der vertragfchliegenven Theile fih nur auf eine ausdrückliche 
Berabrevung gründen. Wird felbe durch den rädjchiebbaren Haupteid 
erwiejen, fo ift ver Gellagte zur Zahlung zu verurtbeilen (88. 1297 
und 1298 a. b. ©. B.), weil er aus Verſchulden feiner Verpflichtung 
nicht nachgefommen ift, währen Kläger, der bie Polizze nicht in ber 
Hand hatte, nicht in der Lage war, die Prämienzahlung zu leiften, 
noch bei obigem Uebereintommen Anlaß hatte, den Geklagten hieran 
zu erinnern. — Das O. 2. ©. befeitigte den unrüdjdiebbaren erften 
Haupteid umb behielt nur den zweiten referiblen bei. 

Auf bie orbentlihe und außerordentliche Reviſionsbeſchwerde 
des Klägers hat der oberfie Gerichtshof das Urtheil ver zweiten 
Inſtanz beftätigt. Gründe: Mag der Gellagte die Polizze als Pfand 
für feine Forderung an die C oder durch Kauf erhalten und fohin 
dem Kläger, nachdem er erfahren hatte, daß biefer Eigenthümer ber 
Bolizze jei, deren NRüdftellung zugefagt haben, fo kann er doch nicht 
als verpflichtet angejehen werben, die zunächſt dem Eigenthümer ber 
Polizze obliegende Zahlung der Prämien aus Cigenem zu leiften, 
jonbern höchftens dem erjteren die Zahlung durch Ausfolgung der 
Polizze oder Vorweiſung derſelben bei der Unftalt zu ermöglichen, 
zumal Fälle eintreten könnnen, wo ungeachtet der pünttlichen Leiftung 
der Prämien bie Polizze ganz oder theilweiſe ihre Wirkſamkeit ver⸗ 
liert — wie die diesfälligen Statuten zeigen — und dann der 
Glaͤubiger nicht nur dem Verluſte feines Pfandes, ſondern auch der 
von ihm beſtrittenen Prämien ausgeſetzt wäre. Es erſcheint daher der 
über die Verpfändung der Polizze aufgetragene Haupteid unentſcheidend 
und war bie Reviflonsbefchwerde des Klägers, ſoweit fie gegen die in 
zweiter Inſtanz geichehene Beſeitigung dieſes Eides gerichtet ift, 
zurüdzuweifen. Daraus geht fchon hervor, daß fein Anfpruh nur 
dann begründet erfcheint, wenn ver Geklagte — wie burch ben in 
beiden Inſtanzen zugelafienen Haupteid dargeihan werden kann — 
fih ausdrücklich zur Berichtigung der Prämien verpflichtet hat, weil 
dann die zunächft dem Kläger zuflommende Sorge für Zahlung ber 
Prämien an den Gellagten überging nnd dieſer, nicht auch Erſterer, 
bie in ber Zeitung eingefchaltete Mahnung dazu beachten mußte, 
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yyirehe Paabe von ame Aranenöperien, tie Ach, mie tie Agerin, 
are A wunnte, geboren wurde, fo mug Tod hiezuch tie Ipcntität 
ver Miageen mit ver Mutter des Kures als gemlgeur dargethan 
unyriehen werten, va ja auch fonft das Zutreffen des Bor- und Zu⸗ 
numına als eine genugende Bezeichnung ver Perſon angejchen und 
vie Unmaßung eines fremden Namens oder ver Anſprüche einer 
gleichnamigen Perſon nicht vermuthet wird. Der Beklagte bat zwar 
alle Anführungen der Klage und darunter audy die Anführung wiber- 
ſptochen, daß die A am... .oder überhaupt je einen unchelihen Sohn 
geboren habe und daß verjelbe am... .auf den Namen Wilhelm A 
getauft worden ſei. Allein fo wenig die Klägerin zu beweiſen bat, 
daß fle wirklich Marie A heißt, fo wenig kann fie durch deu ein- 
ſachen Widerſpruch des Bellagten gegen die im Taufſcheine enthaltene 
Ungabe des Namens der Mutter zum Beweis genöthigt werden, daß 
fle ber der Taufe des Kindes ſich nicht einen falſchen Namen beigelegt 
babe oder daß fie ſich nicht jett fälfchlih für jene Marie A ausgebe, 
auf deren Kind der Tauffchein ſich bezieht. Es wäre alfo wohl offenbar 
ungerecht, blos darum, weil der Matrilelfchein fich mit der Namens⸗ 
angabe der Mutter begnügte, die Mutterfchaft der Klägerin ale noch 
eines anderen Beweiſes bepärftig anzufehen und deshalb das Kind 
feiner etwaigen Anſprüche gegen den Belagten ohneweiters verluftig 
werden p laffen, zumal Die Frage der Identität der Klägerin mit 
der im Taufſcheine ale Mutter genannten Frauensperfon in ber Be: 
handlung gar nicht erörtert wurde und ber Beklagte die Darauf ein- 
gedende Appellationsbeſchwerde gegen das erfigerichtliche Urtheil um- 
beantwortet gelaſſen bat. 
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Nr. 3132. 


Giltigleit des Kaufvertraged über eine Grumbparcelle troß 
vorläufigen Mangels ded politischen Abtrennungsconſenſes. 


Entid. v. 6, Det. 1008, Re. 8018 (Abänd, ber gleihförmigen 
zuit. —— aA FR ß au 


G. Eagenin —* a 5. 188,6 IR 


Der oberfle Gerichtshof bat die untergerichtfichen Bee wo⸗ 
durch bie Klage des Käufers A wider den Berläufer B pto. Er⸗ 
füllung des Kaufvertrages wegen Ungiltigleit des Vertrages aus bem 
Grund des fehlenden Konfenfes der politiihen Behörde zur Abtren- 
nung der verfauften Parcelle vom Stammgut des B abgewiefen wurbe, 
abgeändert und auf bie Beweife durch Zeugen und Sacdlundige er- 
kannt, welche von A für die Errichtung des Vertrages, von B für bie 
feinerfeits eingewenbete laeiso ultra dimidium angeboten worden waren. 
Gründe: Es wäre offenbar ungereht und auf irriger Geſetzaus⸗ 
legung berubend, ven Kläger blos darum abzuweifen, weil ver Kauf 
ver Waldparcelle wegen Mangels der erforberlihen Abtrennungs- 
bewilligung ungiltig ſei; denn e® handelt fich ja eben darum, daß der 
Beklagte fi zur Befeitigung bes entgegenftehenben Hinderniſſes, nämlich 
zur Erwirkung bed politiihen Trennungsconſenſes verpflichtet haben 
fol, und fo lange er fid nicht ausweiſet, dasjenige, was er zur Er⸗ 
füllung dieſes Verfprechen® zu thun vermag, gethan zu haben, kann 
von der Unmöglichkeit der verfprocdhenen Leiflung nicht bie Rede 
fein. Hiernach kommt e8 nur darauf an, ob der vom Kläger ange 
führte Kaufvertrag wirklih zu Stande gelommen fei und ob berfelbe 
andererfeit8 vom Bellagten mit Grund wegen Berlegung über bie 
Hälfte angefochten wurde — worauf eben die zugelaffenen Beweiſe 
zielen. 


Nr. 3133. 
Executivproceß: Urkunde. 


Late. b. 6. Oct. 1968, Nr. 9919 (Weit. des bad Derr. des H. G. Wien 
Aug 1008, Kr. 70256, abänd. Decr „ne 8 * G. Wien vom 
| 1868, Kr. 16197), ©. 3. 1868 

A Selen den B um Zahlung von 280 n. auf Grund eines 
Briefes desfelben, worin dieſer ſich verpflichtete, feine Schuld an ihn 
durch bie on anigung von Schulden des A an Dritte, worunter auch 
jene per 280 fl. an C, abzutragen; ferner auf Grund einer Klage 
des C wieder ihn, A, woraus bervorgehe, daß B ber obenerwähnten 
Berbindlichleit nicht nachgelommen fei, obgleich er, A, ihm ben Streit 
mit C vertünbigt habe; endlich auf Grund ber Beftätigung des C, 
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von A die 280 fl. erhalten zu haben. — In erfter Inſtanz wurde, 
dem Begehren des Klägers gemäß, ne 8. 298 a. G. O. ver Exe⸗ 

cutivproceß eingeleitet. — Das O. L. ©. hingegen verordnete die Ein⸗ 
leitung des Verfahrens nach Borfchrift be 8.16 a. G. O. in &- 
wägung, Daß ber Hägerifche Erfaganfprud nit in vollem Umfange 
durch vollen Glauben verdieneude Urkunden begrändet erfcheint. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte Die obergerichtliche Berorbnung, 
weil in feiner ber beigebrachten Urkunden die Berpflitung zur 
Zahlung der 280 fl. an ven Kläger felbft unmittelbar aus geſprochen 
erſcheint. 


Nr. 3134. 
Servitut oder Beſtandverhältniß? Unſtatthaftigkeit der Auf— 
ündung. 


E v. 6, Oct. 1868, Nr. 10072 (Beſt. des das de i 
N Juli —8 Nr. 448 —8 abänd, Hrih. dee — ei . ee Ba; 
"1868, Nr, 16665), ©. ER (BB, Sr 

Der Bäder A, welder in dem Haufe ni 7 bed B einen 
Brotladen benäßte, ben ihm dieſer zur Räumung nad) einem Biertel- 
jahre gelündigt hatte, überreichte Einwenpungen gegen die Kündigung 
welche ſich darauf ftügten, dag am 18. Mai 1803 X das Haus Nr. 7 
verlauft, dabei aber vie Käufer für fi und feine Erben oder andere 
Befiger des Hauſes fich verpflichtet Habe: „daß er zu Gunften des 
Berläufers und Gewerbsnachfolger zu allen Zeiten einen Vrotladen 
in dem Hanfe gebulden und ihren die dazu gleich bezeichnete Localität 
um einen jährlihen Beſtandzins von 30 fl. überlaffen wolle, welches 
ſohin al8 eine Dienftbarbeit des Haufes angejehen und bei dem Grund⸗ 
buche vorgemerkt werden folle” ; daß diefe Eintragung im Grunpbude 
bei dem Haufe Nr. 7 vollzogen wurde, daß ein Beſitzvorfahr des B 
{don im Sabre 1853 auf Löſchung der erwähnten Verpflichtung ge: 
klagt habe, jedoch in zweiter und britter Inftanz fachfällig geworben, 
alfo res judicata vorhanden fei, daß übrigens eine Servitut nicht im 
Wege der Aujländigung beftritten werden könne; daß endlich dasfelbe 
Baͤckergeſchäft, welches X im Jahre 1803 betrieb, auf ſeinen, des A 
Großvater, dann Bater, fohtn feine Mutter, und zuletzt auf ihn ſelbſt 
übergegangen, daher er ımter den Gewerbsnachfolgern aller Zeiten 
des X begriffen ſei. B ſuchte Anfangs dad Rechtsverhältniß als 
Serpitut der Wohnung darzuftellen, weiche ſchon mit dem Tode des X 
erlofchen fei, oder doch nur auf die erften gefeglichen Erben über: 
tragen werben konnte; fpäter aber ftügte er fi darauf, Daß, wie ber 
bedungene Beſtandzins zeige, ein Beftandvertrag vorliege, der umfo- 
mehr wie jeder andere fünpbar fein müſſe, als er anf feine beftimmete 
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Zeit gefchloffen wurde. — In erfter Inſtanz wurde die Auffündigung 
aufrecht erhalten. Die Gründe waren im Welentlihen: Schon bei 
dem Broceffe im Sahre 1863 lag das volle Gewicht der Entfcheidung 
auf der Frage, ob der Inhaber des Bäderlocales Gewerbsnachfolger 
des X fei oder nicht, und au in dem gegenwärtigen Nechtöftreite, 
welchem bie Einwendung rei judicatae ſchon deshalb nicht mit Wirkung 
entgegengefegt werben Tann, weil aubere Streitparteien auftreten und 
meil das Erienntnigbegehren verſchieden erjcheint, ift die Löſung ber 
Streitfrage non demſelben Umſtande abhängig. A iſt aber nicht 
Gewerbsnachfolger des X, denn ihn wurde am 30. October 1860 
die Beglaubigung tarüber ausgefertigt, daß er den Antritt des freien 
Gewerbes der Bäderei angemeldet babe, keineswegs aber das Gewerbe 
bes X oder feiner Eltern verliehen, und konnte e8 auch nicht, da nad 
dem kaiſerl. Patente vom 20. December 1859, R. ©. Bl. Nr. 227, 
8.3, 13 und 16 das Bädergewerbe ein freied geworden war; ein 
ſolches beſchränkt fein Dafein anf die Perjon des Ausübenden und 
von einem Nachfolger in einem foldhen Gewerbe ift baher nicht mehr 
die Rebe; es iſt daher die im DBertrage vom 18. Mai 1803 ftipulirte 
Pfliht des Eigenthümers des fraglichen Haufes zur Duldung des 
Bäderlocales erlojhen. — Das O. L. G. erlannte, daß die Auflün- 
digung unftatthaft fei. Gründe: Nachdem A dieſelbe zurüdgelegt und 
dabei ausprüdlich beftritten hat, daß er mit B einen Beſtandvertrag 
über dad Gewölbe abgefchloffen habe, fo entiteht die Frage, ob hier 
überhaupt ein nach den SS. 1114 und 1116 a. b. ©. 3. der Auffün- 
digung unterliegender und dadurch auflösbarer Beitandvertrag vor- 
banten fei und dieſe Frage muß verneinend beantwortet werben, weil 
B bie Eriftenz eined anderen als des Vertrages vom 18. Mai 1803 
weder behauptet noch nachgewieſen hat, und infoweit er behauptet, 
daß das durch diefen Vertrag begründete grundbücherlich einverleibte 
Servitutsrecht bereits exlofhen fei oder doch für A feine Geltung 
babe, viefe Behauptung nur mittelft einer orbentlihen mit dem ent- 
ſprechenden Begehren verjehene Klage, nicht aber mittelft einer bloßen 
Auffündigung geltend gemacht werben könnte. 

Der oberfte Gerichtshof beitätigte die obergerichtlihe Entſcheidung 
aus den Gründen derjelben, fernerd weil B nicht bewiefen hat, daß 
zwiſchen ihm und A ein auffündbares Beftanpverbältnig obwalte, und 
weil dad Verhältniß, vermöge deſſen A den Brotladen benügt, kein 
ſolches iſt. 
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Kr. 3135. 


Beſitz des Rechtes zum Betrieb eines beftimmten Erwerb⸗ 
geichäftes. — Beſitzſtörung? 

v. 7. Nr. 9085 (Abaub. der gleihfärmigen Terre. des 

®. ©. Hits und Memlant Prag w. 15. Mai 10, Br len u 88 
C. ee G. Prag v. 1. Immi Nr. 18819). &. 5. 1368, 6. 309, 

Die Allgemeine Gasbelenhtunge- und Gasbeheizungsgeſellſchaft 
in Prag wurde von der Prager Stadtgemeinde in possessorio 
summariissimo and dem Grunde belangt, weil vie Geſellſchaft im 
Detober 1867 vor dem Haufe Ar. 1306 von dem Hauptgasrohr 
an bis zur Grenze jenes Haufe in ber Länge von 3 SMafter bie 
Safle aufgraben und das Gaszuleitungsrohr einlegen ließ, ohne von 
der Gemeinde den vorgefchriebenen Melpzettel erhalten zu haben. 

Das von beiden Untergerichten zugelaflene Klagbegehren wurde 
in dritter Inflanz aus folgenten Gründen abgewiefen: Im Vertrag 
vom Jahre 1844 wurde der Breslauer Gasbelenchtungsgeſellſchaft, 
deren Nachfolgerin die Bellagte iſt, das Recht eingeräumt, bie Bat: 
beleuchtung einzuführen und zu beforgen, zu dieſem Zwecke die Leitungs⸗ 
röhren einzulegen und die dabei nöthigen Aufreißungen des Straßen: 
pflafters vorzunehmen, und es iſt dieſes Recht von der Beklagten 
bis herab auf ben Zeitpunkt der angeblichen Befisflörung ununter⸗ 
brochen ausgeübt worden. Nah Ablanf des im Bertrage feftgefegten 
Termines von 20 Yahren wurde berfelbe nicht mehr erneuert. Da- 
mit erloſch nad 8. 25 des Bertrage® nur die im $. 1 besfelben 
ftipulirte Ausfchließlichkeit des echtes der Bellagten zur Zuleitung 
des Gaſes von Außen, d. i. von den Gafſen und Plägen in die Gebäude 
und trat die freie Concurrenz ein. Nach den Bertragsbeftimmungen 
burften ber neu gegründeten Unternehmung bie unter ven Gaflen und 
Plägen gelegenen Gasbelendhtungsröhren der Beklagten allervings 
nicht binderlih fein; daß aber ein Ball folder Behinderung einge- 
treten wäre, wurde Hägerifcherfeits nicht behauptet. Die Bellagte hat 
nad verftrihener Vertragsdauer ihre Gebäude und Vorrichtungen 
zur Erzeugung und Zuleitung des Gaſes fortbefteben lafſen, verforgt 
nach wie vor Private mit Gas und befindet ſich, wie gejagt, in dem 
ununterbrochenen Befig und Ausübung des echtes, von Außen in 
die Gebäude von Prag Gas zu leiten, und bed damit nothwendig 
verbundenen Rechtes, das Straßenpflafter aufzureißen. Beim Be 
ftehen dieſes Beſitz verhältnifſes bat demnach vie Beklagte burd die 
ircriminirte Handlung ben Beſitz ber Klägerin nicht geftört. Das 
Befigverhältniß erhielt dadurch Feine Aenderung, dag bie Klägerin 
der Bellagten belannt gab, daß fie nicht in der Lage fei, vom 
16. September 1867 an der Gasanſtalt die Benutzung bes Ge: 
meindegrundes zu Beleuchtungs- und anderen Sweden zu geftatten, 
weil eine ſolche einfeitige Verfügung das durch Vertrag erworbene 
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Hecht des anderen Contrahenten nicht aufheben konnte und auch nicht 
bargethan tft, daß ber Letztere, die Beklagte, das Unterfagungsrecht 
der Klägerin anerkannt und dem Berbot fich gefügt habe (8. 313 
a. 6. ©. 8.) Das O. L. ©. fand die Befigftörung darin, dag bie 
Aufgrabung des Gaſſengrundes viesmal ohne vorgängige Löſung eines 
Meldzettels geſchah, nachdem bie Beklagte bisher in ſolchen Yällen 
immer erſt einen Melbzettel gelöft hatte. Allein viefe Unterlaffung 
hat für das zwiſchen ven Streittheilen beftehende Privatrechtöver- 
bältnig Teine Bedeutung. Denn die vorgängige Löfung des Meldzettels 
wurde zur Vermeidung von polizeilichen Uebelftänden und der Com⸗ 
municationdftörungen und zur Inſtandhaltung des Straßenpflafters 
und Ueberwadhung der Wieverherftellung aufgegrabener Straßen an- 
georbnet, und für die Wieverherftellung des Straßenpflafters hat vie 
Tocalpolizeibehörde unter Anwendung der gefeglihen Zwangsmittel zu 
jorgen; die unterbliebene Löfung des Melpzettels kann daher nur im 
polizeilihen Wege geahndet werben: das Hecht zum Betrieb des Er- 
werbögefchäftes, in deſſen Ausübung die Beklagte fich befindet, ift von 
ter Löſung bes Melvzetteld nicht abhängig. 


Kr. 3136. 


Unwirkſamkeit des den Ehegatten zur Alimentirung der Frau 
verurtheilenden Erfenntniffes für die Zeit nach dem Tode 
des Mannes. 

Entid. dv. 7. Det. 1868, Nr. 9888 (Abänd. ber gieinförmigen Deer. 
ded L. G. Wien v. 7. Jui 1868, Ar. 37420 und des O. L. G. Wien v. 
12. Anguſt 1868, Nr. 16608), G. 3. 1868, Nr. 98. G. H. 1868, ©. 408, 

Die A hatte wider ihren Gatten B ein Urtheil auf Zahlung 
monatlicher Alimente erwirft. Rah deſſen Tod im Mai 1868 be- 
gehrte fie zur Einbringumg der für die Monate Juni und Yuli 1868 
fälligen Unterhaltöraten die executive Pfändung der Berlaffenfchafts- 
effecten, die ihr in erfter Inſtanz bewilligt wurde. — Der dagegen 
ergriffene Recurs des B'ſchen Verlaſſenſchaftscurators, welcher geltend 
machte, daß die auf dem Urtheil beruhende Alimentationspflicht des 
B mit ſeinem Tode erloſch, wurde vom O. L. G. abgewieſen, in 
Erwägung, daß das dem Erecutionsbegehren zu Grunde liegende Ur⸗ 
theil eine Beichränfung des Alimentationsbezuges auf den Todesfall 
des Verpflichteten nicht enthält und von Amtswegen in eine Beur- 
theilung, inwieferne durch die Anflöfung des Ehebandes die Alimen- 
tationspfliht geändert wird, nicht einzugehen war. 

Der oberfte Gerichtshof änderte die gleihförmigen Entfchei- 
bungen ab und wies das Erecutionsgefuhb zurüd, in Erwägung, daß 

Glaſer, Unger u. Walther Entid. VI. 98 
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mit dem Urtheile offenbar nur über ven ber A als Ehegattin des B 
zuftehenden Unterhaltsanfpruc erfannt worden ift, und fomit in biefem 
Urtheile ein erecutionsfähiges Erkenntniß über bie bavon ganz ver- 
ichiedenen, ıhr ald Witwe des B auf deflen Nachlaß etwa zuſtehenden 
Anfprüche nicht gefunden werben kann, worauf bei Erledigung bes 
Erecutionsgefudhes allerdings einzugehen war. 


Nr. 3137. 


Unzuläffigkeit der Anwendung der Regeln des Wechfelproceiles 
auf die Verhandlung über die Meiftgebotevertheilung. 


Entſch. v. 13. Oct. 1868, Nr. 10179 (An bh, der gleiafärmi en Dear, 
des 9. G. Br v. 2. Juli 1868, Wr. und des O. L. G. Prag vom 
4. Anguſt 1868, Nr. 22871). G. H. 1868, 

In Vollſtreckung des Urtheils auf Zahlung einer Wechſel⸗ 
fhuld kam es auf Einfchreiten des Gläubigerd A zur gerichtlichen 
BVerfteigerung einer Forderung des Schuldners B, welche C erfand. 
Das Gericht erließ ſodann die Verordnung über die Vertheilung des 
Meiftgebotes, gegen welche C den Appellationdrecurs ergriff, der von 
beiden Untergerichten als verfpätet, weil nicht in ber breitägigen Friſt 
des 8. 12, lit. d der YHuftigminifterialverorpnung vom 25. Jänner 
1850, R. ©. Bl. Nr. 52 (Verfahren in Wechſelſachen), angebradt, 
abgewiefen wurde. 

Der oberfte Gerichtshof caffirte die untergerichtlichen Decrete 
mit dem Auftrag an das O. L. G., den Appellationsrecurs gegen 
die erftgerichtliche Meiftgebotsvertheilung in merito zu erlebigen. 
Gründe: Die Verhandlung wegen Bertheilung des Meiftgebotes ift 
nicht die zwilhen A und B abgeführte wechſelrechtliche Berbanplung, 
welch' legtere mit der Durdführung ver Veräußerung des Piand- 
objectes ihr Ende erreiht bat. Die Verhandlung zur Bertheilung 
des Meiftgebotes wird zugleich mit anderen Intereſſenten geführt, ohne 
Rüdfiht, ob fie aus Wechſeln Forderungen ftellen oder nicht. Ins 
bejondere macht der Erfteher (Recurrent) C fein Wechſelrecht geltend. 
Auf diefe, nah ihrer Natur vom Streitverfahren zwilden dem 
Wechſelgläubiger und dem Wechſelſchuldner ganz verſchiedene Ver- 
handlung können johin auch die Friſten des wechjelrechtlichen Verfahrens 
keine Anwendung haben, fondern es finden, wenn auch die Meift- 
gebotsvertheilung aus einem Wechfelproceß hervorgegangen ift, nad 
3. 26 der citirten Yuftizminifterialverorbnung vom 25. Jänner 1850, 
Nr. 52, die Briften der Gerihtsorbnung, alfo hier die — vom Re: 
eurrenten eingehaltene — 14tägige Necursfrift ftatt. 
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Nr. 3138. 


Executive Pfändung ohne Nachweis ded Nichtausreichend des 
bereitd erworbenen exrecutiven Pfanprechtes. 


Eutſch. v. 18, — — Nr. 10244 (Beſt. bed Deer. der Bräter Sign v. 
>. Juui 1868 Ka Abi ind, des Beer. de D. 2. ©. Zara vom 


e s . 
In ber von mA gegen B wegen 430 fl. geführten Erecution auf 
eine Liegenſchaft war die Schägung bewilligt worben, deren Bor- 
nehme aber deshalb ımterblieb, weil A den ihm aufgetragenen Bor» 
ſchuß der Schägungsfoften nicht leiftete. Nun begehrte A vie Be— 
willigung bes erecutiven Pfandrechtes an einem anderen Grundſtücke 
feines Schulpner® B, indem er anführte, daß er mit dem Werth der 
zuerft in Erecution gezogenen Liegeuſchaft nicht gebedt fein würde. 
— Das in erfter Inſtanz bewilligte Gefuh wurde vom O. L. ©. 
wegen Mangeld jedweder Beicheinigung der Unzulänglichkeit bes 
Pfandes abgewieſen. 
In Erwägung, daß, wenn nach dem klaren Wortlaut des 
8. 411 weſtg. ©. O. der Gläubiger berechtigt iſt, zur Realiſirung 
feiner Forderung auf beliebige Vermögensſtücke des Schuldners Ere- 
cution zu führen und ihm desfalls die freie Wahl felbft dann zu⸗ 
geftanden wird, wenn feine Forderung mit einem Unterpfand ſchon 
bevedt wäre, fein Recht, die auf beftimmte Gegenftände bereits er» 
wirkte Erecution auf andere Gegenftände auszudehnen, wohl nit 
bezweifelt werben Tann, und ba ber vom vertragämäßigen Pfand 
handelnde 8.458 a. 6. ©. B. in dem Erecutionsverfahren keine An- 
wendung finbet, bat der oberfte Gerichtshof den erftgerichtlichen Ber 
ſcheid beftätigt. 


Nr. 3139. 


Kaufvertrag: Irrthum in Anſehung der vom Käufer zur 
Zahlung übernommenen Satpoften. 


Ent, vp. 18. dt. 1868, Nr. B708 (Beft. bes dad Urth. des B. . St. Beit 

3, Mär, 1868, Nr. 548, abä es O. L. ee nat 
1808, Wr. 6750) 0. 1 Hr. 00 Zeitier. f. d. Notariat 1868 

A hatte von B deſſen Realität um 8000 fl. gelauft. * * 
trage wurden Satzpoſten per 4000 fl. vom Käufer A zur Selbſtzahlung 
übernommen, ber Reft von 4000 fl. von ihm baar beridtigt. Am 
Schluſſe des Bertrages hieß es, daß beide Theile den Tabularbeftand 
eingejehen haben und daß fänmtliche Zabularpoften gehörig berüd- 
fihtigt worden feien. Nun trat aber A gegen B flagenv ‚auf mit ber 
Bitte um Erlenntniß, derfelbe fei ſchuldig, die Löſchung einer auf der 
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Realität, außer ten ihm überbaubenen 000 fl. noch Haftenvden Sag: 
poft per 400 fl. zu erwirlen, ta nur irrthümlich diefe bei der Zah⸗ 
Inngemotalrtät nıdt berkdfichtigt worben war umb er nun A00 N. 
über ven berungenen Kanfſchilling zahlen mäfle. Der Gellagte berief 
fh auf ren Schlußſatz des Bertrages, ven 8. 928 a. b. G. B. um 
amj die angeblich pwijchen ihm und dem Klager bezüglich des Kami- 
preiſes dahin getroffene Berabrevung, daß er jevemfalld Baar 4000 fL 
erhalten mäfje, was nicht ber Fall wäre, wenn Klaäger nicht auch die 
fraglichen 400 fl. berichtigen würde, fonbern er dieſes thun müßte, um 
deren Löſchung zu bewirlen. — Die erfie Yuflanz wies ven Käger 
ab. Gründe: Der Kläger erlennt ſelbſt unter Propucirumg des Kanji: 
vertrages an, daß beide Theile, fomit auch er, Kläger, den Tabnlar- 
beftaud eingefehen haben und daß fümmtliche Tabularpoften gehörig 
berädfichtigt worben find. Demzufolge entfällt nad SS. 928 und 443 
a. 6. ©. B. vie Hafınng des Gellagten für bie Por per JOO fl 
umfomebr, ald aus den Worten, daß fünmtlihe ZTabelarpoften 
gehörig berückſichtigt worden find, gefolgert werben mung, daß bei Be 
handlung des Kaufpreiſes auf biefe 400 fl. Rüdficht genommen worden. 
Deshalb, und ſelbſt für den Fall, daß diefe Bertragsfielle unbentlic 
wäre (8.915 a. b. ©. B.), kann dem Slagbegehren nicht ſtattge⸗ 
geben werden. — Das DO. 2. ©. erlannte nad dem Klagbegehren. 
Gruünde: Da der Kaufpreis per 8000 fl. außer Zweifel geftellt iſt, 
fo erſtreden ſich vie Leifiungen des Käufers, dem Berlänfer gegen - 
über, nur auf dieſe Ziffer des Kauffhillings, und indem der Gellagte 
in feiner Einrede angeführt hat, Daß er vie Realität dem Slüger 
gegen Uebernahme aller intabulixten Schulden und Zahlung des nad 
Abzug berjelben verbleibenden Kaufſchillingsreſtes verkauft babe, jo 
ergibt fi) aus feinem eigenen Geftänpnig, daß vom Saufreid per 
8000 fl. außer den übernommienen Sagpoften per 4000 fl. noch vie 
Sagpoft per 400 fl. abzuziehen war, ſonach dem Verläufer nur ein 
Kaufihillingsreft von 3600 fl. verblieben wäre. Nun zeigt ſich aber, 
daß der Gellagte vom Kläger an Kaufichilling 4000 fl., alfo um 
400 fl. mehr erhalten hat, als ihm, wenn der Käufer auch die frag: 
liche Sagpoft von 400 fl. übernommen hätte, gebührt haben würde; 
daher ift er vemfelben für viefe 400 fl. erſatzpflichtig. Wird weiter 
erwogen, daß es ſich vorkiegend nicht um bie Frage handelt, ob ber 
Kläger als Befiyer der Pfandſache dem Gläubiger der 400 fl. gegen- 
über verpflichtet erfchernt, md daß im Summe des 8. 887 0.5.8.8. 
zwiſchen ven heutigen Streittheilen ber fehriftliche Kaufvertrag allein 
maßgebend ericheint, in welchem aber das Sakcepital von 400 fl. 
nicht al8 vom Kläger zur Zahlung übernommen aufgeführt ift, fo muß 
der Gellagte die Löſchung bewirten und bem Släger dafür Gewähr 
fesften, mit deſſen Schaden er fonft ſich bereichern würde. Ob bei ber 
Berabredung des Kanfes and) das Capital von 400 fl. zur Sprache 
gelommen, ob es vom Kläger auf Rechnung des Kaufpreiſes zur 
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Zahlung Äbernommen werben follte, und ob das Grundbuch von ben 
Barteien damals eingejeben wurde, ift für den gegenwärtigen Fall 
relevant, weil höchſtens ein Irethum bei der Errichtung des Ber- 
trages unterlaufen wäre, indem das Capital von 400 A nit in 
Abzug gebracht wurde, hieraus aber dem Bellagten ein Nachtheil 
nit erwachſen ift und auch nicht dem Kläger ein Nachtbeil ent» 
ſtehen darf. 

Der oberfte Gerichtshof beflätigte das Urtheil des O. L. ©. 
aus deſſen Gründen und in ber weiteren Erwägung, daß ber bei 
Errihtung des Kaufvertrages ımterlaufene Irrtum nit in der Bes 
rehmung des Kaufſchilliugs, welcher nah dem wahren Werth der 
Sade, nit nah dem Tabularſtand berechnet wird, jondern lediglich 
in der Unkenntniß der Tabularpoften feinen Grund bat. 


Nr. 3140. 


Unzuläffigfeit des Parteieneived über ftrafbare Handlungen. 


Entf. v. 13. Oct, 1868, Nr, 9117 (Bet. der gleihförmigen des B. G. 
Bobr b. 1A, Dee 1 1866, Nr. m. —* ed. ©. Sender —* v. 21, Der. 
7, Kt. 4081 ® H. 1868, ir "3. 
Die Rage ve A gegen r 3 po. Schadenerſatz war auf die Un- 
führung gegründet, daß ber Bellagte das ihm vom Kläger in Beftand 
gegebene Wirthshaus, als er es verließ, devaftirt und Materialien 
des Klägerd davon getragen und für fih verwendet babe. Zum Be- 
weiß deſſen trug A dem B den unrüdjciebbaren Haupteid auf, welder 
von beiden Untergerichten und auch vom oberften Gerichtshof aus- 
geihloffen wurde. Gründe ber dritten Inftanz: Darin, daß bie 
unteren Inftanzen auf den erwähnten Haupteib nicht erfannt und 
denfelben für unzulaffig erklärt haben, liegt feine Geſetzwidrigkeit, da 
der Eid über eine ftrafbare Haudlung einen unftatthaften Ableinungseib 
in 1“ Ihliegt und baraus, daß nah bem Hfd. v. 9. Zuli 1845, 
3. ©. S. Nr. 896, der durch eine firafbare Handlung Beſchädigte auch 
in dem Gall, wenn die Strafbehörde pie Einleitung des Strafverfahrens 
ablehnt, auf dem Civilrechtswege feine Eutſchädigung ſuchen kann, noch 
nicht die Zuläſſigkeit des Eides über die ſtrafbare Handlung folgt. 


— 


Kr. 3141. 
Auslegung der Verabredung „balbjähriger Aufkündigung“. 
ch. 0.20. De. 1898, Nr, 10548 (Belt. beB Daß — de3 8. ©. Leo i- 
en v. 1. Oct. 1868, Ar. 18782). ©. $. 1068, 6 872. OR 1008 


A Minvigte im Anguft 1868 die im Mai 1868 dem B ver- 
miethete Wohnung in feinem Haus in der Wiener Vorſtadt Leopold» 
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Nr. 3131. 


Beweis der Mutterjchaft Durch den mit dem Beifage „angeblich“ 
verfebenen Zaufjchein eined unehelichen Kindes. 


v. 6. Oct. 1868 Re. 70 7648 — ber leichförmigen Urth. 
Dion v. 18, Der, A — & Bir v. 
20. Apri I, ZN en 


Die Klage des Bormundes bes ——8 Kindes Wilhelm A 
und der Marie A, als Mutter des letzteren, gegen Bwegen Anerkennung 
der Vaterſchaft und Zahlung der Alimente wurde von beideu Unter⸗ 
gerichten abgewiefen, weil nad ihrer Anſicht die von B geleugnete 
Mutterfhhaft der A durch den Taufſchein des Kindes, worin vor dem 
Namen vesfelben das Wort „angeblich” fteht, nicht bewiefen, mithin 
der von der A dem Beklagten über ven Beiſchlaf in der Fritifchen 
Zeit aufgetragene Haupteid irrelevant ift. 

Der oberfie Gerichtshof erfaunte mit Abänderung der unter- 
gerichtlichen Urtheile auf den erwähnten Haupteid. Gründe: Wenn 
auch durch den probucirten Taufſchein nur foviel bewiejen wird, daß 
am....in der Pfarre... ein am....auf den Namen Wilhelm A 
getaufter Knabe von einer Frauensperſon, die fi, wie die Klägerin, 
Marie A nannte, geboren wurde, fo muß doch hiedurch die Identität 
der Klägerin mit der Mutter des Kindes als genügend dargethan 
angeſehen werben, da ja auch fonft dad Zutreffen des Bor: und Bu- 
namens als eine genügende Bezeihnung der Perfon angefehen und 
die Anmaßung eines fremden Namend oder ver Anſprüche einer 
gleihnamigen Perfon nicht vermuthet wird. Der Bellagte hat zwar 
alle Anführungen der Klage und darunter auch die Anführung wider 
ſprochen, daß die Aam....oder überhaupt je einen unehelihen Sohn 
geboren babe und daß derſelbe am... . auf den Namen Wilhelm A 
getauft worden ſei. Allein ſo wenig bie Klägerin zu bemeifen bat, 
daß fie wirflih Marie A beißt, fo wenig fann fie durch den ein- 
fahen Widerſpruch des Bellagten gegen die im Taufſcheine enthaltene 
Angabe des Namens der Mutter zum Beweis genöthigt werben, daB 
fie bei der Taufe des Kindes fih nicht einen falſchen Namen beigelegt 
babe oder daß fie fi nicht jet fälfchlich fiir jene Marie A ausgebe, 
auf deren Kind der Taufſchein fich bezieht. Es wäre alfo wohl offenbar 
ungerecht, blo8 barum, weil ber Matrilelichein fih mit der Namens- 
angabe der Mutter begnügte, die Mutterjhaft der Klägerin als noch 
eined anderen Beweiſes bepärftig anzufehen und deshalb das Kind 
feiner etwaigen Anſprüche gegen den Bellagten ohneweiters verluftig 
werben zu laſſen, zumal die Frage der Identität der Klägerin mit 
ber im Zauficheine als Mutter genannten Yrauensperjon in der Ber: 
handlung gar nicht erörtert wurde und der Beklagte die darauf ein- 
gehende Appellationsbefchwerde gegen das erſtgerichtliche Uxtheil un⸗ 
beantwortet gelaflen bat. 
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Nr. 3132. 
Giltigfeit des Kaufvertraged über eine Grundparcelle trog 
unäufgen Mangeld des politifchen Abtrennungsconſenſes. 
. 8 6, Det. 1868, Re 8018 a ber siciaförmigen Urth. 
und bes 5 G. Wien 


ve Gõ. Kapeniug 3 2. Bi I Rt Fr +44 


Der oberfle —— hat die untergerichtlichen Urtbeife, wo⸗ 
durch die Klage des Käufers A wider den Berläufer B pto. Er⸗ 
füllung des Kaufvertrages wegen Ungiltigleit des Vertrages aus dem 
Grund des fehlenden Conſenſes der politiihen Behörde zur Abtren- 
nung der verfauften Parcelle vom Stammgut des B abgewiejen wurbe, 
abgeändert und auf bie Beweife durch Zeugen und Sachlundige er- 
fannt, welche von A für die Errichtung des Vertrages, von B für Die 
feinerfeit eingewendete laeiso ultra dimidium angeboten worden waren. 
Gründe: Es wäre offenbar ungereht und auf irriger Geſetzaus⸗ 
(egung berubend, den Kläger blos darum abzumeifen, weil der Kauf 
der Waldparcelle wegen Mangel® ver erforderlichen Abtrennungs- 
bewilligung ungiltig fei; denn es handelt fich ja eben darum, daß der 
Bellagte fi) zur Befeitigung des entgegenftehenden Hinbernifjes, nämlich 
zur Erwirtung des politiihen Zrennungsconfenfes verpflichtet haben 
ſoll, und fo lange er ſich nicht ausweiſet, dasjenige, was er zur Er- 
füllung dieſes Verſprechens zu thun vermag, gethan zu haben, Tann 
von der Unmöglichleit der verfprochenen Leiftung nicht bie Rebe 
fein. Hiernach fommt e8 nur darauf an, ob der vom Kläger ange- 
führte Kaufvertrag wirkli zu Stande gelommen fei und ob derſelbe 
anbererfeit8 vom Bellagten mit Grund wegen Berlegung über bie 
Hälfte angefochten wurde — worauf eben die zugelaffenen Beweiſe 
zielen. 


Nr. 3133. 
Erecutivproceß : Urkunde, 


——— 6, Del. 1308, Ar. 9919 (Beft. des das Decr. des 9. G. Wien 
» Beer, DB a 2. 6. Wien vom 
5. ag — 1868, Rr. 16197). ©. 3. 1868, Nr. 9. 

A belangte den B um Zahlung von 280 fl. auf Grund eines 
Briefes desfelben, worin biefer fich verpflichtete, feine Schuld an ihn 
durch die Berichtigung von Schulden des A an Dritte, worunter and 
jene per 280 fl. an C, abzutragen; ferner auf Grund einer Klage 
des C wieder ihn, A, woraus hervorgehe, daß B ber obenerwähnten 
Berbinplichleit nicht nachgekommen fei, obgleich er, A, ihm den Streit 
mit C vertünbigt habe; endlich auf Grund ver Beftätigung bes C, 
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von A die 280 fl. erhalten zu haben. — In erſter Inſtanz wurde, 
dem Begehren des Klägers gemäß, nah 8. 298 a. G. O. ver Exe⸗ 
cutivproceß eingeleitet. — Das O. L. ©. hingegen verordnete die Ein- 
leitung des Verfahrens nad Vorſchrift des 8.16 a. G. DO. in Er— 
wägung, daß ber Hägerifche Erſatzanſpruch nit in vollem Umfange 
durch vollen Glauben verdienende Urkunden begränvet erfcheint. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche Verordnung, 
weil in feiner ber beigebrachten Urkunden die Verpflichtung zur 
Zahlung der 280 fl. an ven Kläger felbft unmittelbar ausgefprochen 
erfcheint. 


Nr. 3134. 


Eervitut oder Beſtandverhältniß? Unftatthaftigfeit der Auf: 
kündung. 


N v. 6. Oct. 1868, Nr, 10072 (Be bes bad Nriß. 38 . Hi 
en 3, Juli —8 a 4848, abund. In des O ee 
1868, Nr. 16666). G. 3. (8 a. u 

Der Bäder A, weſcher in dem Haufe Nr. 7 des B einen 
Brotladen benügte, ven ihm diefer zur Räumung nad einem Viertel: 
jahre gekündigt hatte, überreichte Cinwendungen gegen die Kuündigung, 
welche fi daranf ſtützten, daß am 18. Mai 1803 X das Haus Nr. 7 
verfauft, dabei aber die Käufer für fih und feine Erben oder andere 
Befiger des Haufes ſich verpflichtet habe: „daß er zu Gunſten des 
Berläufers und Gewerbsnachfolger zu allen Zeiten. euren Brotladen 
in dem Haufe gedulden und ihnen die dazu gleich bezeichnete Rocalität 
um einen jährlichen Beſtandzins von 30 fl. überlaffen wolle, welches 
johin als eine Dienftbarbeit des Haufes angefehen und bei dem Grund⸗ 
buche vorgemerkt werben ſolle“; daß diefe Eintragung im Grundbuche 
bei dem Haufe Nr. 7 vollzogen wurde, daß ein Beſitzvorfahr des B 
ihon im Jahre 1853 auf Löſchung der erwähnten Verpflichtung ge- 
Hagt babe, jedod in zweiter und britter Inftanz ſachfällig geworben, 
alfo res judicata vorhanden fei, daß Übrigens eine Servitut nicht im 
Wege der Aufländigung beftritten werben könne; daß endlich basjelbe 
Düdergefchäft, welches X im Jahre 1803 betrieb, auf feinen, des A 
Großvater, dann Bater, fohin feine Mutter, und mieht auf ihn ſelbſt 
übergegangen, daher er unter den Gewerbsnachfolgern aller Zeiten 
des X begriffen ſei. B ſuchte Anfangs das Rechtsverhaltniß als 
Servitnt ver Wohnung darzuftellen, welche ſchon mit dem Tode des X 
erloſchen jei, oder doch nur auf die erften gefeglihen Erben über: 
tragen werben konnte; ſpäter aber ftüßte er fi darauf, daß, mie ber 
bebungene Beſtandzins zeige, ein Beſtandvertrag vorliege, der umfo- 
mehr wie jeber andere kündbar fein müſſe, al er anf keine beftimmte 
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Zeit gefchloffen wurde. — In erfter Inſtanz wurde bie Auffünbigung 
aufrecht erhalten. Die Gründe waren im Wefentlihen: Schon bei 
dem Proceffe im Sahre 1853 Iag das volle Gewicht der Entfheidung 
auf der Frage, ob der Inhaber des Bäderlocaled Gewerbsnachfolger 
des X fer oder nicht, und auch in dem gegenwärtigen Rechtsſtreite, 
welchen die Einwendung rei judicatae ſchon deshalb nicht mit Wirkung 
entgegengefebt werben kann, weil audere Gtreitparteien auffreten und 
weil dad Erkenntnißbegehren verjhieden erjhemt, ift die Löſung der 
Streitfrage von demſelben Umftande abhängig. A ift aber nicht 
Gewerbsnachfolger ded X, denn ihm wurde am 30. Dctober 1860 
die Beglaubigung darüber ausgefertigt, daß er dem Antritt des freien 
Gewerbes der Bäderei angemelbet habe, keineswegs aber das Gewerbe 
bes X oder feiner Eitern verliehen, und konnte es auch nicht, da nad) 
dem kaiferl. Patente von 20. December 1859, R. ©. Bl. Nr. 297, 
88. 3, 13 und 16 das Bädergewerbe ein freied geworden war; ein 
ſolches beſchränkt fein Dafein auf die Perfon des Ausübenden und 
von einem Nachfolger in einem ſolchen Gewerbe ift daher nicht mehr 
die Rede; es ift daher die im Vertrage vom 18. Mai 1803 ftipulicte 
Pfliht des Eigenthümers des fraglihen Hauſes zur Duldung bes 
Bäderlocales erlojhen. — Das O. L. ©. erkannte, daß die Auflün- 
bigung unftatthaft fei. Gründe: Nachdem A dieſelbe zurüdgelegt und 
babei ausdrücklich befiritten bat, baß er mit B einen Beftanpvertrag 
über das Gewölbe abgefchloffen babe, fo entfteht die Frage, ob hier 
überhaupt ein nad den SS. 1114 und 1116 a. b. ©. 3. der Yuffün- 
digung unterliegender und dadurch auflösbarer Beſtandvertrag vor- 
banten fer und dieſe Frage muß verneinend beantwortet werden, weil 
B bie Eriftenz eined anderen als bed Bertraged vom 18. Mai 1803 
weder behauptet noch nachgewieſen bat, und infoweit er behauptet, 
daß das durch biejen Vertrag begründete grundbücherlich einverleibte 
Servitutsrecht bereits exloſchen fei ober doch für A feine Geltung 
babe, dieſe Behauptung nur mittelft einer orbentlichen mit dem ent- 
ſprechenden Begehren verfehene Klage, nicht aber mittelft einer bloßen 
Aufkünbigung geltend gemacht werben könnte. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtlihe Entſcheidung 
aus den Gründen verjelben, fernerd weil B nicht bewiefen hat, daß 
zwifchen ihm und A ein auffünbbares Beſtandverhältniß obwalte, und 
weil das Berbältnig, vermöge deſſen A den Brotladen benügt, kein 
jolches iſt. 
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Nr. 3135. 
Beſitz des Rechtes zum Betrieb eines beſtimmten Erwerb» 
gejchäftes. — Befigftörung ? 

Entih. v. 7. Oct. 1868, Nr. 9035 (Abäud. der gleihförmigen Decr. bed 
5. © Me mob —* Bra 15, rat ao8, Str, 2i07e wah. bei 
D.2. ©. Prag v. 1. Jani 1868, Ar. 18819). &, 5. 1868, ©. 390. 

Die Allgemeine Gasbeleuchtungs⸗ und Gasbeheizungsgeſellſchaft 
in Prag wurde von der Prager Stadtgemeinde in possessorio 
summariissimo aus dem Grunde belangt, weil die Geſellſchaft im 
Dectober 1867 vor dem Haufe Nr. 1306 von dem Hauptgasrohr 
an bis zur Grenze jenes Haufes in ber Ränge von 3 Klafter bie 
Gafje aufgraben und das Gaszuleitungsrohr einlegen ließ, ohne von 
der Gemeinde den vorgefchriebenen Meldzettel erhalten zu haben. 

Das von beiden Untergerichten zugelafiene Klagbegehren wurde 
in dritter Inftanz aus folgenden Gründen abgewiefen: Im Bertrag 
vom Fahre 1844 wurde der Breslauer Gasbeleuchtungsgeſellſchaft, 
deren Nachfolgerin die Bellagte if, das Recht eingeräumt, die Bat: 
beleuchtung einzuführen und zu beforgen, zu diefem Zwecke die Leitungs- 
röhren einzulegen und die dabei nöthigen Aufreigungen des Straßen: 
pflafter8 vorzunehmen, und es ift dieſes Recht von ber Bellagten 
bis herab auf ben Zeitpunkt der angeblichen Beſitzſtörung ununter- 
brochen ausgeübt worben. Nah Ablanf des im Vertrage feftgefegten 
Termines von 20 Jahren wurde derfelbe nicht mehr erneuert. Da⸗ 
mit erlofh nad) 8. 25 des Bertrage® nur die im 8. 1 desfelben 
ſtipulirte Ausſchließlichkeit des Rechtes der Bellagten zur Zuleitung 
des Gafes von Außen, d. i. von den Gaſſen und Plägen in die Gebände 
und trat die freie Concurrenz ein. Nah den Bertragebeftimmungen 
durften der neu gegründeten Unternehmung bie unter den Gaſſen und 
Platzen gelegenen Gasbeleuchtungsröhren ver Beklagten allerdings 
nicht hinderlich fein; daß aber ein Fall ſolcher Behinderung einge: 
ireten wäre, wurde Mägerifcherfeit8 nicht behauptet. Die Bellagte hat 
nach verftrichener Bertragspauer ihre Gebände und Vorrichtungen 
zur Erzeugung und Zuleitung des Gaſes fortbeftehen laffen, verforgt 
nad wie vor Private mit Gas und befindet fi, wie gefagt, in dem 
ununterbrochenen Befig und Ausübung des Rechtes, von Außen in 
die Gebäude von Prag Gas zu leiten, und des damit nothwendig 
verbundenen Rechtes, das Straßenpflafter aufzureißen. Beim Bes 
ftehen dieſes Befigverhältniffes hat demnach die Bellagte durch Die 
ireriminirte Handlung den Befig der Klägerin nicht geftört. Das 
Befigverhältnig erhielt dadurch keine Aenderung, daß die Klägerin 
der Beklagten befannt gab, daß fie nicht in der Lage fei, vom 
16. September 1867 an der Gasanſtalt die Benugung des Ge: 
meindegrunde® zu Beleuchtungs⸗ und anderen Zwecken zu geftatten, 
weil eine ſolche einfeitige Verfügung dad durch Vertrag erworbene 
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Recht des anderen Contrahenten nicht aufheben konnte und aud nicht 
bargethan ift, daß der Letztere, die Beklagte, das Unterfagungsrecht 
ber Aigen anerfannt und dem Verbot ſich gefügt habe (8. 313 
0.5. ® 8) Das O. L. G. fand bie Befigftörung darin, daß bie 
diuſgrabung des Gaſſengrundes diesmal ohne vorgängige Löfung eines 
Meldzettels geſchah, nachdem die Beklagte bisher in ſolchen Fällen 
immer erſt einen Meldzettel gelöſt hatte. Allein dieſe Unterlaſſung 
hat für das zwiſchen den Streittheilen beſtehende Privatrechtsver⸗ 
hältniß keine Bedeutung. Denn die vorgängige Löſung des Meldzettels 
wurde zur Vermeidung von polizeilichen Uebelſtänden und der Com⸗ 
municationsſtörungen und zur Inſtandhaltung des Straßenpflaſters 
und Ueberwachung ver Wiederherſtellung aufgegrabener Straßen an- 
geordnet, und für die Wieverherftellung des Straßenpflaftere hat bie 
Tocalpolizeibehörde unter Anwendung ber gefeglichen Zwangsmittel zu 
jorgen; die unterbliebene Löſung des Melpzetteld kann daher nur im 
polizeilihen Wege geahndet werben: das Recht zum Betrieb des Er- 
werbsgefchäftes, in deffen Ausübung die Beklagte fi) befindet, ift von 
ter Löfung bes Meldzettels nicht abhängig. 


Nr. 3136. 


Unwirkſamkeit des den Ehegatten zur Alimentirung der Frau 
verurtheilenden Erfenntniffes für die Zeit nad dem Tode 
ded Mannes. 


vd. & 7, Oct. 1868 Re, 8 Me der z gieihförn zminen Deer. 
Wien v. 7. Juli G. Wien v. 
12: Aapuft 1868, Nr. 8508). s. >. —— 9 Nr 8. 9. nos, ©, 208. 
Die A hatte wider ihren Gatten B ein Urtheil auf Zahlung 
monatlicher Alimente erwirft. Nah veflen Tod im Mai 1868 be- 
gehrte fie zur Einbringung der für die Monate Yuni und Yuli 1868 
fälligen Unterhaltsraten die erecutive Pfändung der Berlaffenfchafts- 
effecten, die ihr in erfter Inſtanz bewilligt wurde. — Der dagegen 
ergriffene Recurs des B'ſchen Verlaſſenſchaftscurators, welcher geltend 
machte, daß die auf dem Urtheil beruhende Alimentationspfliht des 
B mit feinem Tode erlofh, wurde vom D. 2. ©. abgemwiefen, in 
Erwägung, daß das dem Erecutionsbegehren zu Grunde liegende Ur- 
tbeil eine Beihränfung des Wlimentationsbezuges auf den Todesfall 
des VBerpflichteten nicht enthält und von Amtswegen in eine Beur- 
theilung, inwieferne dur die Auflöfung des Ehebandes die Alimen- 
tationspflicht geändert wird, nicht einzugehen war. 
Der oberfte Gerichtshof änderte die gleihförmigen Entſchei— 
bungen ab und wies das Erecutiondgejuch zurüd, in Erwägung, daß 
@lafer, Unger u. Walther Entf. VI, 28 
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mit dem Urtbeile offenbar nur über den der A als Ehegattin des B 
zuftebenden Unterbaltsanfprud erfannt worden ift, und fomit in dieſem 
Urtheile ein erecutionsfähige® Erkenntniß über bie davon ganz ver: 
ihiedenen, ihr ale Witwe des B auf deſſen Nachlaß etwa zuftehenden 
Anfprüche nicht gefunden werben fann, worauf bei Erledigung bes 
Erecutionsgefuches allerdings einzugehen war. 


Nr. 3137. 


Unzufäffigfeit der Anwendung der Regeln des Wechſelproceſſes 
auf die Verhandlung über die Meiftgebotsvertheilung. 


Entf. v. 18. Oct. 1868, Mr. 10179 Auf eb. der gleihförmi en Deer. 
des H. G. Drag v. 2, Juli 1868, Nr. und des O. L. G. Prag vom 
4. Auguft 1868, Nr. 22871). ©. H. 1868, ©. 400. 

In Bolftredung des Urtheil® auf Zahlung einer Wechſel⸗ 
ihuld kam es auf Einfchreiten des Gläubigers A zur gerichtlichen 
Berfteigerung einer Forderung bes Schulpnerd B, welche C erftand. 
Das Gericht erließ ſodann die Verordnung über die Bertheilung des 
Meiftgeboted, gegen welche C den Appellationsrecurs ergriff, der von 
beiden Untergerichten als verfpätet, weil nicht in der breitägigen Friſt 
des 8. 12, lit. d der Yuftizminifterialverorpnung vom 25. Jänner 
1850, R. G. 3. Nr. 52 (Verfahren in Wechfelfahen), angebradt, 
abgewiefen wurde. 

Der oberfte Gerichtshof caffirte die untergerichtlichen Decrete 
mit dem Auftrag an das D. %. G., den Uppellationdrecurs gegen 
die erfigerichtlihe Mleiftgebotsvertheilung in merito zu erlebigen. 
Gründe: Die Verhandlung wegen Bertheilung des Meiftgebotes ift 
nicht die zwifhen A und B abgeführte wechſelrechtliche Verhandlung, 
welch' letztere mit der Durchführung der Veräußerung des Pfand- 
objectes ihr Ende erreiht bat. Die Verhandlung zur Bertheilung 
des Meiftgebotes wird zugleich mit anderen Intereffenten geführt, ohne 
Rüdfiht, ob fie aus Wechſeln Forderungen fielen oder nit. Ins— 
bejondere macht der Erſteher (Recurrent) C fein Wechfelcecht geltend. 
Auf dieſe, nah ihrer Natur vom GStreitverfahren zwiſchen bem 
Wechſelgläubiger und dem Wechſelſchuldner ganz verſchiedene Ber: 
bandlung können ſohin audy die Friften des wechjelrechtlihen Verfahrens 
feine Anwendung baben, fondern es finden, wenn auch die Meift- 
gebotsvertheilung aus einem Wechfelproceß hervorgegangen ift, nad 
3. 26 der citirten Yuftigminifterialverorbnung vom 25. Jänner 1850, 
Nr. 52, tie Friften der Gerichtsordnung, alfo hier die — vom Re 
currenten eingebaltene — 14tägige Recursfrift ftatt. 
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Nr. 3138. 


Erecutive Pfändung ohne Nachweis ded Nichtausreichend des 
bereitö erworbenen erecutiven Pfandrechtes. 


Entid. v. 18, Oct. 1 Nr. 10244 (Beft. des Decr. der Prütur Sign v. 


X, Juni 1868 N 2107, Abänd, beö Derr, bed DO. 2. ©. Zara vom 
n . 


2{, Auli 1868, Nr. 3589). ©. 9. 1868, ©, 389 

In der von A gegen B wegen 430 fl. geführten Erecution auf 
eine Liegenfhaft war die Schägung bewilligt worben, beren Vor—⸗ 
nehme aber deshalb ımterblieb, weil A den ihm aufgetragenen Vor⸗ 
ſchuß der Schägungsfoften nicht leiftete. Nun begehrte A bie Be- 
willigung des erecutiven Pfandrehtes an einem anderen Grundſtücke 
feines Schulbner® B, indem er anführte, daß er mit vem Werth der 
zuerft in Execution gezogenen Liegenfhaft nicht gebedt fein würde. 
— Das in erfter Inſtanz bemwilligte Gefuh wurde vom O. L. ©. 
wegen Mangeld jedweder Beicheinigung der Unzulänglichleit bes 
Pfandes abgewiefen. 

In Erwägung, daß, wenn nah dem Haren Wortlaut des 
8. 411 weſtg. ©. O. der Gläubiger beredhtigt ift, zur Realifirung 
feiner Forderung auf beliebige Bermögensftüde des Schuldners Ere- 
eution zu führen und ihm desfalls die freie Wahl felbft dann zu- 
geftanden wird, wenn feine Forderung mit einem Unterpfand ſchon 
bevedt wäre, fein Recht, die auf beftimmte ©egenftände bereits er- 
wirfte Erecution auf andere Gegenſtände auszubehnen, wohl nidt 
bezweifelt werden fann, und daß ber vom vertragämäßigen Pfand 
handelnde 8.458 a. 6. ©. B. in dem Erecutionsverfahren keine An- 
wendung findet, hat der oberfte Gerichtshof den erftgerichtlihen Be⸗ 
ſcheid beftätigt. 


Nr. 3139. 
Kaufvertrag: Irrthum in Anfehung der vom Käufer zur 
Zahlung übernommenen Sabpoften. 

Entid. v. 15. Oct. 1868, Mr. 8758 (Weit, des das Urth. bed V. ©. Et. Veit 
v. 8, min 1868, Ar. . des O. . Graz v. 2, Mai 
1868, Nr. 5750). ©. 3. 1868, Rr. 90. Zeitichr. f. d. Notariat 1868, Nr. 50 

A hatte von B deſſen Realität um 8000 fl. gekauft. Im Ber- 
trage wurben Saßpoften per 4000 fl. vom Käufer A zur Selbftzahlung 
übernommen, ber Reſt von 4000 fl. von ihm baar berichtigt. Am 
Schluſſe des Vertrages hieß es, daß beide Theile den Tabularbeitand 
eingefehben haben und daß fämmtlihe Tabularpoften gehörig berüd- 
fihtigt worden feien. Nun trat aber A gegen B flagend auf mit ber 
Bitte um Erkenntniß, berfelbe fei fchuldig, die Löſchung einer auf ber 

28* 


— 46 — 


Realität, außer den ihm überbundenen 4000 fl., noch haftenden Satz⸗ 
poft per 400 fl. zu erwirken, da nur irrthümlich dieſe bei der Zah: 
Inngsmobalität nicht berüdfichtigt worden war und er nnn . 
über den bedungenen Kaufichilling zahlen müſſe. Der Gellagte berief 
fih auf ven Schlufiag des Bertrages, den $. 928 a. b. G. B. um 
auf die angeblich zwiſchen ihm und dem Klaͤger bezüglich des Kauf⸗ 
preiſes dahin getroffene Verabredung, daß er jedenjalls baar 4000 fi. 
exhalten müfje, was nicht der Fall wäre, wenn Kläger nicht auch bie 
fraglichen 400 fl. berichtigen würde, fondern er dieſes thun müßte, um 
deren Löſchung zu bewirken. — Die erfte Ynflanz wies den Käger 
ab. Gründe: Der Kläger erkennt felbft unter Producirung des Kauf: 
vertrage8 an, daß beide Theile, jomit auch ex, Kläger, den Tabular- 
beftand eingefehen haben und daß ſämmtliche Tabularpoſten gehörig 
berücjichtigt worden find. Demzufolge entfällt nach 88. 928 und 443 
a. b. ©. B. vie Haftung des Gellagten für die Boft per 4OO fl. 
umfomebr, als ans den Worten, daß fümmtlide Tabularpoſten 
gehörig berüdfichtigt worden find, gefolgert werden muß, bag bei Be: 
handlung des Kaufpreiſes auf dieſe 400 fl. Rüdficht genommen worden. 
Deshalb, und felbft für ven Fall, daß diefe Bertragsftelle undeutlich 
wäre (8. 915 a. b. ©. B.), kann dem Klagbegehren nicht ſtattge⸗ 
geben werden. — Das DO. L. ©. erlannte nach dem Klagbegehren. 
Gründe: Da der Kaufpreis per 8000 fl. außer Zweifel geftellt iſt, 
jo exsfireden fi vie Leiftungen des Käufers, dem Verkäufer gegen» 
über, nur auf diefe Ziffer des Kaufſchillings, und indem ber Gellngte 
in feiner Einrede angeführt hat, daß er vie Realität dem Kläger 
gegen Uebernahme aller intabulixten Schulden und Zahlung bed nad 
Abzug berjelben verbleibenden Kanffchillingsreftes verkauft habe, jo 
ergibt fih aus feinem eigenen Geftänpnig, daß vom Saufreiß per 
8000 fl. außer den übernommenen Saßpoften per 4000 fl. nod vie 
Sagpoft per 400 fl. abzuziehen war, fonad dem Berkäufer nur ein 
Kauffhillingsreft von 3600 fl. verblieben wäre. Nun zeigt ſich aber, 
daß ber ©ellagte vom Kläger an Kaufſchilling 4000 fl., alfo um 
400 fl. mehr erhalten bat, als ihm, wenn ber Käufer auch bie frag: 
liche Sagpoft von 400 fl. übernommen hätte, gebührt haben würde; 
baber ift er vemfelben für dieſe 400 fl. erſatzpflichtig. Wirb weiter 
erwogen, daß ea ſich vorliegend nicht um bie Frage haubelt, ob ber 
Kläger als Befiger der Pfandſache dem Blänbiger der 400 fl. gegen: 
über verpflichtet erfchernt, und daß im Sinne des 8. 887 a. b. G. 2. 
zwiſchen ven heutigen Streittbeilen der fchriftlihe Kaufvertrag allein 
maßgebend erfcheint, in welchem aber das Satzcapital von 400 fl. 
nicht als vom Kläger zur Zahlung übernommen aufgeführt ift, jo muß 
der Gellagte die Löſchung bewirken und dem Kläger dafür Gewähr 
leiften, mit deſſen Schaden er fonft ſich bereichern würde. Ob bei der 
Berabredung des Kanfes au das Capital von 400 fl. zur Sprache 
gelommen, ob es vom Kläger auf Rechnung des Kaufpreijes zur 
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Zahlung übernommen werben follte, und ob das Gruudbuch von ben 
Barteien damals eingefehen wurde, ift für den gegenwärtigen Tal 
irrelevant, weil höchſtens ein Irrthum bei der Errichtung des Ber- 
trages unterlanfen wäre, indem das Kapital von 400 fl. nicht in 
Abzug gebracht wurde, hieraus aber dem Bellagten ein Nachtheil 
nit erwachſen ift und auch nicht dem Kläger ein Nachtheil ent⸗ 
fteben barf. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil des O. L. ©. 
aus deſſen Gründen und in ber weiteren Erwägung, daß ber bei 
Ersihtung des Kaufvertrages unterlaufene Irrthum nicht in ber Bes 
rechnung des Kaufichillings, welcher nad dem wahren Werth ber 
Sache, nit nach dem Tabularſtand berechnet wird, fondern lediglich 
in der Unkenntniß der Tabularpoften feinen Grund bat. 


Nr. 3140. 


Unzuläffigleit des Parteieneived über ftrafbare Handlungen. 


€ v. 13, Oct, 1868 R. 9117 Geſt. der gleihfärmigen Nrtb. des 8. G. 
Bobrla v. 1a. 1806, N 2. ; 538 dem berg. —*8 
— — 
Die Blase veB A gegen B u kamen war auf bie An— 
führung gegründet, daß der Bellagte das ihm vom Kläger in Beftand 
gegebene Wirthshaus, ald er es verließ, devaftirt und Materialien 
des Klägers davon getragen und für fich verwendet babe. Zum Be- 
weis defien trug A dem B den unrüdjhiebbaren Haupteid auf, weldyer 
von beiden Untergerichten und aud vom oberften Gerichtshof aus⸗ 
geichloflen wurde. Gründe ber dritten Inftanz: Darin, daß bie 
unteren Inſtanzen auf ben erwähnten Haupteid nicht erkannt und 
benfelben für unzuläffig erflärt haben, liegt feine Gejegwibrigfeit, da 
der Eid über eine firafbare Handlung einen unftatthaften Ableinungseid 
in fih fchließt und daraus, bag nad bem Sf. v. 9, Yuli 1845, 
3. G. ©. Nr. 896, der durch eine firajbare Handlung Beſchädigte aud) 
in bem Go wenn die Strafbehörde die Einleitung des Strafverfahrens 
ablehnt, auf dem Civilrechtswege feine Entihädigung ſuchen kann, noch 
nicht die Zuläſſigkeit des Eides über die ſtrafbare Handlung folgt. 








Nr. 3141. 
Auslegung der Verabredung „halbjähriger Aufkündigung“. 
2 v. 20, Oct. 1808, Nr. — Arsco ah an 2 Leopold⸗ 
in ten u. 17. abänb. — 8 — .®. 
ien v. 1. Oct. 1868, Nr. 18782). G H. 1868, 6.372, 6. 


A Minvigte im Nuguft 1868 die im Mai 1808: dem B ver: 
miethete Wohnung in feinem Haus in der Wiener Vorſtadt Leopold⸗ 
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ſtadt auf Yebruar 1869. B befiritt die Biltigkeit der Aufkündigung, 
weil er dem A erflärt hatte, die Wohnung nur gegen balbjährige 
Kündigung zu nehmen, worauf in der That (was aud A im Proceß 
zugeftand) halbjährige Kündigung vereinbart wurbe, und weil demnach, 
mit Rüdfiht auf den in Wien berrihenden Sprachgebrauch, gemäß 
welchem unter halbjähriger Kündigung nur die Kündigung im Mai 
und November verftanden werde, A nicht berechtigt geweſen fei, ihm 
die Wohnung im Auguft auf Februar zu kündigen. A bemerfte da⸗ 
gegen, daß er dem Uebereinfomemn durch feine — halbjährige — 
Aufkündigung Genüge geleiftet habe, und die Künbigungstermine Mai 
und November nur für die innere Stadt Wien, nit aud für bie 
Vorſtädte angeorbnet wurden. — In erfter Yaflanz wurde bie Kün⸗ 
digung aufrecht erhalten; das O. L. ©. erklärte fie für unwirffam. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung ver zweiten 
Inftanz. Gründe: Beide Gontrahenten find übereingelommen, daß 
zwifchen ihnen eine balbjährige Auffündigungsfrift, alfo wie fie in ber 
Berordnung des D. 2. ©. Wien v. 11. October 1865, Nr. 17294 
(2. ©. Bl. für Niederöfterreih vom Jahre 1866, Nr. 11), für die 
innere Stabt Wien beftimmt ift, ftattfinden fol. Deshalb ift anzunehmen, 
baß nad ihrer Willenserklärung vie halbjährige Aufkündigung auch nur 
in den von der citirten Verordnung für die halbjährige Kündigung 
feftgefegten Zeitpunkten: 1. Mai und 1. November, ftattfinden follte. 


Nr. 3142. 


Unzuläffigleit der Beweisführung pro vitaudo perjurio in 
Beftandftreitfachen. 
Entid. v. 27. Oct. 1868, Nr. 10717 (Def des dad Deer. dei B. ©. Boania 
v. 26, Juni 1868, Nr. 2518, abünb wen des D.2. G. Kralan v 
24, Angaft ft 1868, br. 19846 6. 9. 1868, ©. 424, 

Nachdem in ver Rechtsſache des Bersähtes A gegen den Pächter 
B pto. Zurüdftelung des Pachtgutes auf einen Haupteid bed A er- 
fannt worden war, begehrte B bie Bernehmung mehrerer Zeugen als 
Beweis gegen den Haupteid und wurde in zweiter Inſtanz abgewiefen 
mit Berufung auf den aud im Verfahren in Streitigfeiten ans Be- 
ftanbverträgen (faif. Vog. v. 16. Nov. 1868, R. ©. BL. Nr. 213) 
geltenden $. 38 des Geſetzes über den ſummariſchen Civilprocek, 
welcher Gewifiensvertretung und Gegenbewei® nach gefchloffener Ber- 
handlung ausſchließt. 

Auf ven Recurs des B, worin er ben 8. 15, lit. b ber kaiſ. 
Dog. v. 16. Nov. 1858, R. ©. BL. Nr. 213 (Buläffigkeit „der 
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Zeugenvernehmung, die binnen acht Zagen erfolgen kann“) für ſich 
anführte, hat der oberfte Gerichtshof die Entſcheidung des O. L. ©. 
in der Erwägung beftätigt, daß die Zulaſſung bed Beugenbeweifee 
nad dem citirten $. 15 fih nur auf das Stadium ber Verhandlung 
des Nechtöftreites bezieht und daß aud bie Anwendung bes barauf 
folgenden 8. 16 (wornadh Beweismittel, welde in der Verhandlung 
nicht ausgeführt werben konnten, „mittelſt abgejonderten ſummariſchen 
Berfahrens angebracht und ausgeführt werben fünnen“) nur im Zug 
der Verhandlung ftattfindet, da fonft der Zweck: die Beſchleunigung 
der Streitigkeiten, vereitelt fein würde. 


Nr. 3143. 
Unzuläffigfeit der Oppofitionsklage, geftütt auf den Nachweis 
ber Fälſchung der dem Urtheil zu Grunde Liegenden Urkunde. 
kur Entſch. v. 3. Nov. 1868, Nr. 8667 Keisänd. der steihförmigen 
8,8. ®. Auttenberg v. 8. Jänner 1868, Nr. 272 und de D.2. ©, 
Ba 28 . April 1868, Pr. IB ih hr. ti. für dad —* Notariat 
Als Giratar eines Wechſels per 540 fl. Hatte B gegen A als 
Acceptant die Zahlungsauflage erwirkt und nad) eingetretener Rechts⸗ 
kraft derſelben gegen A die Erecution eingeleitet. Nun trat der Letztere 
gegen B al® Kläger auf und beſtritt die Giltigkeit des Wechſels, der 
Bahlungsauflage und der geführten Execution aus dem Grunde, weil 
jeine auf dem Wechſel vorfommende Unterfchrift nicht von ihm, 
fondern von feinem Bruder C ohne jein Willen beigejegt und C wegen 
dieſer Wechſelfälſchung, beziehungsmweife wegen Berbrechens des Betruges 
rechtskräftig verurtheilt worden ift. Gegen B liegt nicht der geringite 
Verdacht einer Mitwiffenfchaft vor; von dem Strafgerichte wurde der⸗ 
ſelbe al8 rechtSmäßiger und reblicher Inhaber des Wechſels anerkannt, 
als Zeuge beeivet und in den Urtheildgründen angeführt, daß weder 
ber wechſelgerichtliche Zahlungsauftrag, noch die auf Grund desſelben 
erwirkte Erecution für ungiltig erklärt werden könne, weil A gegen 
den Zahlungsanftrag keine Einwendungen erhoben und B den Wechſel 
auf rehtmäßige Art an fich gebracht hat, weshalb A nad $. 362 
St. P. DO. mit feinen Erfoganfprühen auf den Rechtsweg gewiejen 
wurde. — Beide Untergerihte haben dem Klagbegehren ftattgegeben, 
das D. 2. ©. aus dem Grunde, weil eine ohne Einwirkung des Klägers 
von dritten Perfonen gefegte Handlung für venfelben ohne Rechts⸗ 
wirkung bleibe und weil bei dem Umſtande, daß A bie betrügerijche 
Fälſchung erft nah deren Feſtſtellung durch das Strafgeriht mit 
Erfolg einwenven konnte, in dem Sirafurtheil eine der Zahlungsauf- 
lage nach gefolgte Thatſache liege, durch welche A im Sinne dee 
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Hfd. vom 22. Iuni 1836, 9. ©. ©. Nr. 145, zur Klage auf Be- 
bebung 1 des Zahlungsauftrages und ber Erecution berechtigt worben fei. 
Der oberfte Gerihtshof bat das Klagbegehren abgewieſen umb 
zwar in Erwägung, daß dem gegenwärtigen Klääger A gegen den Be- 
flagten B fein Rechtstitel eines Schadenerjages zufteht; daß ver legte 
und jest einzig maßgebende Grund ber Rectswirkfamfeit ber er» 
wähnten Zahlungsauflage darin befteht, daß A fein Nechtömittel da⸗ 
gegen ergriff, fi Damit zufriebenftellte und biefelbe in Rechtskraft 
erwachſen ließ, und dieſe Rechtskraft durch keine fpätere Thatſache 
behoben erſcheint, wobei die Beſchaffenheit der Urkunde und fonftiger 
Belege der Klage, worüber das Zahlungserlenntniß erfloß, fein ent- 
ſcheidendes Moment mehr bildet; daß die Fälſchung der Unterfchrift 
tes A auf dem Wechſel demfelben jedenfalls zur Zeit der an ihu 
erfolgten Zuftellung der Klage des B und tes hierüber erfloffenen 
Zahlungsauftrages befannt war und befannt fein mußte, und daher 
biefer Umſtand rüdfichtlih des hiebei zunächſt betheiligten A fich nicht 
als ein fpäteres, dem Urtheile nachgefolgtes Factum darftellt, wegen 
vefien nach dem Hfd. v. 22. Yuni 1836, Nr. 145, die rechtskräftig 
erwirkten Erecutionsacte behoben werben können; umb daß verjpätete 
Einwendungen gegen einen wecjelgeriätlihen Zahlungsauftrag mach 
$.T der J. M. V. vom 25. Yänner 1850, R. ©. Bl. Nr. 52, 
unzuläffig find, als eine ſolche ſich aber die Geltendmachung der 
Unechtheit des Ucceptes darftellt, welche A allerdings als Einwendung 
rechtzeitig anzubringen in der Lage war, und welche nunmehr nad 
Berlauf von zwei Jahren feine Berüdfichtigung verbient, zumal bie 
Entihulvigung der Geſetzesunkenntniß nicht beachtet werben fan. 


Nr. 3144. 


Beginn der Verjährung der Gewährleiftungsklage. Verabredung 
einer längeren Garantiefrift. 


€ Nov. 1868, Ar. 10106 Ki * a ⸗ 
—— Dr 1007 ber —B 
1868, Nr. 10696), Par: 


Der oberfte Gerichts hof —8 in einem — um Gewahr⸗ 
leiftung für Mängel von verkauften beweglichen ae, daß bie Friſt 
von 6 Monaten, innerhalb welder nah 8. 983 a. b. ©. B., vie 
Sewährleiftung bei fonftiger Erlsſchung des — * forbern if, 
mit dem Beitpuntte der Uebergabe der Sachen anfängt. Der 8. 933 
0.56. G. B. geht offenbar von der Anſicht aus, daß bei beweglichen 
Sachen die Frift von 6 Monaten, bei Immobilien jene von brei 
Jahren genügt, um die vorhandenen Mängel wahrzunehmen und bie 
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baraus erwachſenden Anfprüche mittelft Klage geltend zu machen, und 
deshalb will das Geſetz alle fpäteren Rechtsführungen aus dem be- 
fagten Titel ausgejchloffen wiflen. Dem wäre es aber ganz entgegen, 
wenn man die Yrift zur Gewährleiftungsklage erft von dem Beitpunlte 
an berechnen würde, wo der Empfänger der Sache durch den Gebraud) 
verfelden von ihren Mängeln Kenntniß erlangt, weil es daun in 
feinem Belieben läge, die Haftung bes Uebergebers willfürlih auf 
Jahre dadurch zu verlängern, daß er bie Sade jahrelang nicht in 
Gebrauch nimmt und foldergeftalt umterläßt, ſich Kenntniß von einem 
Mangel zu verichaffen, der erft durch die Benutzung der Sache wahr: 
nehmbar wird, was offenbar der Abfiht des Geſetzes zumiber liefe. 
Undererfeit aber enthält dieſe (oberftgerichtliche) Auslegung des $. 933 
feine Gefahr für den Empfänger, da es ihm bei Schließung des 
Vertrages freifteht, eine längere Haftungszeit, wenn er fie für nöthig 
bält, fi auazubebingen. 


Nr. 3145. 


Schuldanerkennung: Unwiderruflichkeit des Verzichted auf die 
eingetretene Verjährung. 


8. Nov. 1868, Nr. 0a d 8 i 
DE N Jul 1 1888, tr. 62988 — — bes De 'G. Wien vom 
10, Etyt. 1868, Nr. oe. ð 3. GB6. ir 

Die mit einer Wechſelllage Belangte anerfannte be ber erften 
Zagfagung die Schuld und bat um Bahlungsfriften; ber Vertreter 
bes Klägerd verlangt bie Verlegung der Zagfagung, um hierüber 
Inftruction einholen zu können. Bei der zweiten Tagſatzung wendete 
die Bellagte die Verjährung ein und bie erfte Inftanz gab diefer Ein- 
rede ftatt. — Die beiden höheren Gerichte verurtheilten die Beklagte, 
ber oberfte Gerichtöhof aus folgenden Gründen: Nah dem im $. 1502 
a. b. ©. B. ausgeſprochenen Grundſatze, welcher, da die allgemeine 
Wechſelordnung feine bievon abweichende Beitimmung enthält, auch 
in Anfebung der wechjelrechtlichen Verbindlichkeiten als geltend ange» 
nommen werben muß, Tann der Verjährung nur im voraus nicht ent- 
fagt werben. Dies fchließt aber nicht in ſich, daß Derjenige, welcher 
als Wechfelverpflichtetee aus einem bereitö verjährten Wechſel belangt 
wird, auf die Einwenbung ber Verjährung nicht verzichten könne, 
vielmehr ergibt fi) das Gegentheil ſchon daraus, daß (in ber Regel) 
auf vie Verjährung, ohne Einwendung der Parteien, von Amtswegen 
lein Bedacht zu nehmen ft. Im vorliegenden Falle bat die Geklagte, 
ungeachtet, wegen eingetretener Berjährung tes Klagwechſels, nicht 
die Zahlungsauflage erlaſſen, ſondern das wechjelrechtliche Berfahren 
eingeleitet worben if, gleichwohl bei der erften Tagfagung den ein- 
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geflagten Betrag dem Kläger ſchuldig zu fein ausbrädlid erklärt und 
nur einen Bergleih auf ratenweiſe Abzahlung beantragt, ohne jedoch 
ihre Zahlungsverbindlichkeit von der Annahme dieſes Vergleichs⸗ 
antrages abhängig, ober ſonſt für den Hal der Nichtaunahme irgend 
einen Vorbehalt in Bezug auf die eingetretene Berjährung bes 
Wechfels zu machen. Hierin muß ein Berziht der Geklagten auf die 
Einwendung der Verjährung erfannt und die wechſelmäßige Verbind⸗ 
(ichfeit aus dem Klagwechſel als von ihr für noch fortan beſtehend 
anerkannt angejehben werben, und lömmt bienady die Beftimmung des 
Art. 80 W. O. über die Unterbrehung der Verjährung nicht mehr in 
Frage. Im Folge dieſes von der ©eflagten abgelegten Schuldge⸗ 
ftändniffes fann aber aud auf bie von ihrem Berireter erit bei der 
zweiten Zagfagung erhobene Einwendung der Verjährung kein Bedacht 
genommen werden, da aud eine Rechtseinwendung in einer fpäteren 
Proceßrede nicht mehr geltend gemacht werden kann, wenn bieranf 
ſchon von vornherein verzichtet worden ift. 
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Nr. 3146. 


Novation durch Wechfelausftellung ? 
Eu IM. v. 5. Nov, 1868, Nr. 6684 (Beft. des Urth. dee ®. G. Imſt vom 


April 1 —1 ar. 1018 rind. * um. a4 Jur⸗ ruck vom 
15. ii 555). ©. 3. 1868, 1. Reifen. Notariat 
, 


Die B verpfändete dem Berfänfer A für den Kaufſchilling vie 
erfaufte Liegenfchaft und ftellte fpäter dem A für den Betrag des 
Kauffhillings einen Wechſel aus, den fie zur Verfallszeit nicht ein- 
löfte. Als fie in den Concurs verfiel, melvete A feine Forderung an 
und beanfprudhte die Anerkennung der Liquidität des Pfandrechtes. 
Der Eoncursmaffevertreter machte geltend, daß durch die Conver ti⸗ 
rung der Kauffhillingsforderung in eine Wechjelforberung eine No» 
vation im Sinne des 8. 1378 a. 6. ©. B. eingetreten und das ur: 
ſprüngliche Pfandrecht als erlofhen zu betrachten fei, ferner dag durch 
das gegebene Accept Zahlung geleiftet wurde und daher mit der 
Hauptverbindlichleit auch der Pfanpvertrag als ein Accefforium er: 
lofgen fei. — Das Gericht erfter Inſtanz erlannte nach dem Slag: 
begehren, welches in zweiter Inſtanz aus den nachſtehenden Gründen 
abgewiefen wurde: Es kann wohl feinem Zweifel unterliegen, daß 
durch Die Uebereinkunft, nach weldyer eine gemeine, wiewohl mit einem 
Piandredit verfehene Yorderung zu einer Wechſelforderung umgewan: 
delt wird, der urfprüngliche Rechtsgrund geändert worden, was nad) 
ben 88. 1376 und 1377 a. b. G. 3. eine Novation genannt wird 
und die Folge bat, daß die frühere Rechtsverbindlichkeit aufhört und 
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sleep, vs neue ihren Anfang nimmt. Den Parteien ift jedoch 
nad 8. 1 6. ©. B. geftattet, Die mit der vorigen Hauptver⸗ 
—E —S Rechte auf das neue Rechtsverhältniß durch 
ein beſonderes Einverſtändniß zu übertragen. Ein ſolches beſonderes 
Einverſtändniß iſt aber nicht nachgewieſen. Würde ſich auch erweiſen, 
daß die Wechſelſchuldnerin, als fie vom Kläger auf Zahlung gedrängt 
wurde, erflärt habe, er jolle fi beruhigen, er habe ja für feine 
Forderung auch eine Hypothek, fo wäre dieſes nicht genügend, um 
bie Vorſchrift des S. 1378 für erfüllt halten zu können, Allerdings 
kann eine Wechfelforderung mit Hypothek verfichert werben, jedoch 
bazu wird eben ein befonderes Einverſtändniß erfordert, was aber 
bier nie ftattbatte, da durch die Umänderung der Schuld in eine 
Wechfelverpflihtung ein ganz neues Rechtsverhältniß gefhaffen wird, 
durch die Austellung des Wechſels die Zahlung im Sinne bes 
8. 1414 a. b. ©. 8. erfolgt, damit jedes frühere Rechtsverhältniß 
erliicht, fomit auch dad Pfandrecht, wenn nicht eben durch ein befon- 
deres Einverſtändniß dasfelbe aufrecht erhalten wird, was hier nicht 
geſchehen ift. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil ber erften Inſtanz 
in Erwägung, daß es unbefkzitten ift, daß die Kauffhillingsforderung 
aufrecht befteht und pfandrechtlich verfihert worden ift; daß über 
diefe Yorderung der Wechfel in Trage ausgeftellt worden ift, ber zur 
Berfallzeit nicht eingelöft wurde; daß die Zahlungsverpflichtung ber 
B durd die Acceptation des bezüglich der Kaufſchillingsſchuld aus- 
geftellten Wechjeld zwar binfichtlih der ſchnelleren Einbringlichkeit 
befeftigt, aber daß hiedurch weder die Perfon des Gläubigers, noch 
jene des Schuldners, noch auch ber Rechtsgrund und Hauptgegen- 
ſtand der Forderung geändert oder vernichtet worden iſt, da der 
Rechtsgrund immer der Verkauf der Wieſe und der Hauptgegen⸗ 
ftand die Zahlung des Kaufpreifes geblieben ift, fomit eine Novation 
im Sinne ber 88. 1376 und 1379 a. b. ©. 8. viesfalld nicht 
vorliegt. 


Nr. 3147. 
Schriftliche® oder mündliches Teſtament? PVerhältnig des 
Urtheiles zum Klagbegehren. 
.6. 1868, Nr. 7500 . 
Be BL EG Er 
6519). ©. 3. 660, 


Auf die Rage bes Bormundes der A um ngitigeetärung bes 
ſchriftlichen Teſtamentes de8 M und Cintritt ber gefeglichen Erbfolge 
ward von beiden unteren Inftanzen entfchieven, daß das Teftament 
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zwar nicht als fchriftliches Teſtament, wohl aber als Auffag eines 
mündlich errichteten Zeftamentes giltig fei und deshalb die gefegliche 
Erbfolge nicht ftattzufinden babe. 

Der oberſte Gerichtshof beflätigte diefe Entſcheidung aus fol« 
genden Gründen: Der Kläger verlangt das Erkenntniß. daß das von 
M am 24. October 1865 errichtete fchriftlihe Zeflament ungiltig fei 
und die gefegliche Erbfolge in veffen Nachlaß ftattfinde. Da nun bie 
Geklagten die Ungiltigfeit dieſes Teſtamentes, foweit es als fchrift: 
liches gelten fol, felbft anerkennen, fo banvelt es fi nur darum: 
1. Ob der Richter bei dem Beſtande des obigen Klagbegehrens in 
bie Frage eingehen barf, ob die im Aufſatze enthaltenen Anordnungen 
des Erblaffers nit etwa als eine mit ben geſetzlichen Förmlich⸗ 
keiten verfehene legtwillige mündliche Anorbnung des Erblaffere zu 
betrachten und 2. ob leßteres auch wirtlid der Fall fe. — Zu 1. 
Nachdem der Kläger felbft, dem es offenbar nur um die Befeitigung 
ber von dem Erblaffer angeordneten Vermächtnifſe zu than iſt, da 
fein Mundel fowohl nad der legtwilligen Erklärung ihres Vaters, 
ale audy in Gemäßheit der gefeglichen Erbfolge, die einzige Erbin 
desſelben ift, al® Kläger wider die Legatare auftritt, flatt deren Ein- 
fhreiten zur Ueberlommung ihrer Vermädtniffe abzuwarten, nachdem 
ferner dad Hofvecret vom 14. Februar 1846, I. G. ©. Nr. 933, 
zwar verbietet, mit dem Ausſpruche, daß ein ſchriftliches Teſtament 
als ſolches ungiltig fei, ven Vorbehalt zu verbinden, basfelbe durch 
einen zweiten Proceß als münpliches geltend zu machen, dadurch aber 
zu erfennen gibt, daß in einem und bemfelben Proceffe über den 
Rechtsbeſtand eines Teftamentes, fei es nun als fchriftlicdhes ober 
als mindliches, entfchieden werden fol, fo kaun darin, daß beibe 
unteren Berichte diefes gethan haben, eine offenbare Ungerechtigkeit 
nicht erblidt werben. — Zu 2. wird vor Allem bemerkt, daß es nad 
den Ausfagen der Zeugen fehr zweifelhaft bleibt, ob ver Erblaſſer 
in der That ein fchriftlihes Teftament habe machen wollen, Er ließ 
zwar, wie Zeuge T angibt, ven S zum Schreiben des Teflamentes 
holen und hieß benfelben auch die einzelnen Anorbnungen auffchreiben, 
verlangte aber keineswegs, daß ber john von 8 ohne feine fpecielle 
Aufforderung zufammengeftellte ſchriftliche Auffag ihm vorgelefen oder 
von Zeugen gefertigt werde, und mußte erft zur Beifegumg feines 
eigenen Namens durch Ueberrevung bewogen werben. Seine von ben 
Zeugen beftätigte Tegtwillige Erklärung hat, wie fhon das Gericht 
erfier Inſtanz zeigte, alle Erforderniſſe, welche die 88. 585 u. 586 
a. b. G. B. für ein mimbliches Teſtament vorſchreiben, und erfeheint 
demmach ber Ausſpruch der unteren Gerichte, daß das Teſtament vom 
24. October 1865 als mundliches giltig ſei, gerechtfertigt. 
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Nr. 3148. 
Anerkennung einer verjährten Wechſelſchuld. 


.v. 5, Nov. 1868, Nr. 7901 (Abllud. bes dns bed 2, &, Wien 
Sit 1867, str. 8776 abänd, Urth. des D. eG — v. 7. April 

1868, Nr. 2948). G. 3. 1860, Nr. 6. G. H. 1869, Nr. 297, 

Im Sabre 1866 Tlagte A gegen bie B einen im Jahre 1841 
anf fie gezogenen, von ihr acceptirten Wechfel ein, indem er geltend 
machte, fie babe im Jahre 1865, als er vie Schuld einmahnte, die⸗ 
jelbe anerlannt. — Die erfte Inſtanz ging auf den Beweis über biefe 
Thatſache fo wie tiber die Echtheit der Linterfchrift der B ein, bie 
zweite wies das Slagbegehren ab. In der Begründung bemerkte 
biefelbe: „Zudem beſtimmt die Verordnung vom 12. April 1850, 
R. ©. Bl. Nr. 141, daß die neue Wechſelordnung auch für alle 
Rechtahaudlungen gilt, welche in Bezug anf vor dem 1. Mai 1850 
ausgeftellte Wechſel nad, dieſem Tage vorlommen. Eine Rechtshand⸗ 
lung in Beziehung auf Wechſel ift aber auch die Unterlaffung bes 
re&htzeitigen Anſpruches auf Die Forberung aus dem Wedel. Der 
Klagwechſel war daher zufolge Art. 77 ver W. O. vom Yahre 1850 
mit 1. Mai 1853 verjährt, da bis dahin die Geklagte nicht belangt 
wurde (Art. BO W. DO.) Aus der vom Kläger behaupteten Aner- 
fennung und Zahlungszufiherung ber Geflagten folgt für felbe keine 
Berbindlichkeit zur Zahlungsleiftung, weil die Wechjelverbinplichleit 
bereits aufgehoben war, und folhe Verbindlichkeiten weder über- 
nommen noch bekräftigt werben fünnen (8. 1351 a. b. ©. B.); e8 
wäre eben nur die Wnerlennung einer Nichtſchuld gewefen, welche 
feine Verbindlichkeit zu einer Leiftung nah fi zieht. Es ift daher 
weber der Eid über die Anerkennung der Schuld, noch jener über 
bie Echtheit des Acceptes entjcheidend, und war dem Slagbegehren 
um fo minder eine Folge zu geben, als der Släger einen anderen 
Forderungstitel gar nicht angibt.“ 

Der oberfte Gerichtshof hat vie Zahlungspflicht der Geklagten 
nur von dem Haupteide abhängig gemacht, daß fie dem Slläger 
gegenüber die Schuld anerlannte, Zahlung verijprah und nur um 
Zufriftung erſuchte Gründe: Der Wechſel hat das Wechfelrecht 
durch Verjährung verloren und wird vom Kläger auch nur ale 
Schuldſchein geltend gemacht. Als folder ift er blos ein Beweis⸗ 
mittel für eine Forderung, deren Rechtsgrund aber in felber bezeichnet 
fein muß. Im vorliegenden Wechſel fehlt er jedoch, da bie Worte: 
„Werth verftanden“ denfelben nicht erkennen laflen. Demnad ent- 
behrt obiger Wechſel auch als Schuldſchein jever Beweiskraft, da er 
als Schuldſchein nicht mehr die Wechſelverbindlichkeit, ſondern jene 
darzuthun hätte, melde bee Acceptation zu Grunde lag. Es kommt 
demnach auf die Echtheit ber Fertigung der Geklagten nicht an. Hat 
jedoch diefelbe gegen den Uebernehmer der Forderung, wie er — ber 


v. 
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Kläger — behauptet, die Schuld aus dem Wechfel für richtig aner- 
kannt, deren Berichtigung ihm verjprodhen und nur um Stunbung 
gebeten, fo muß fie allerdings in Gemäßheit des $. 1396 a. b. ©. 2. 
ben Wechſel einlöfen, weil fie nicht beweifet, daß ihre Anerkennung auf 
einem Irrthume berube, die eingetretene Berjährung des Wechfelrechtes 
aber ihr befannt war, und, wenn fie demungeachtet eine Nichtfchuld 
bem Kläger zu bezahlen verfprady, fich diefer Zahlung nicht entfchlagen 
kann, da fie felbe, wenn fie bereits geleiftet worden wäre, auch nicht 
zurüdforbern dürfte. 


Nr. 3159. 
Berechtigung zur gerichtlichen Hinterlegung der Schuld. 
Entſch. v. 5, Nov. 1868, Nr. 7962 (Abänd. ber Urth. bed B. ©. Aigen 
11, April 1868, Nr. 450 und des O. L. ©. Wien v. 11. Inni 
Ar. 9027). ©. H. 1868, ©. 102, 

D cebirte feine Forderung von 60 fl. gegen B dem A; darauf 
verſprach B brieflih dem A die Bahlung; zwifchen dieſen beiden Er- 
eignifien liegt bie gerichtliche Bewilligung des von C (Gläubiger 
bes D) begehrten Berbot8 auf die Forderung des D gegen B, welch' 
Leterem der VBerbotsbefheid nach feinem briefliden Zahlungsver⸗ 
fprehen an A zugeftellt wurde. Nun belangte ver Ceſſionar A den 
Ceſſus B auf die Zahlung ver 60 fl., welche dieſer wegen des Ber- 
botes dem A verweigert hatte. — Das Gericht erfter Inſtanz erfannte 
gegen das Begehren, das D. L. ©. nad bemfelben. 

Der oberfte Gerichtshof verurtheilte den B zum gerichtlichen Er- 
lag der 60 fl. Gründe: Mit der vor dem Zahlungsverfprechen 
des B an A erfolgten Berbotöbewilligung ift ein Umſtand einge: 
treten, welcher ven Ceſſus B von der Barzahlung feiner Schuld zu 
Handen des Ceſſionars A befreit, da ihm nunmehr nicht zugemuthet 
werden kann, zu prüfen, ob A ober C, dem das Berbot bewilligt 
wurde, das flärkere Recht auf die Yorberung habe; und es iſt ver 
im 8. 1425 a. b. ©. 3. vorgefehene Fall des gerichtlichen Erlages 
der Schuld vorhanden, wozu ſich B in der Einrede erboten hat. 


Nr. 3150. 


Behandlung von Servituten bei der erecutiven Veräußerung 
ber Liegenſchaft. 


Entf. v. 5. Nov. 1868, Nr. 9872 Be, des das Urth. des B. G. Rat⸗ 
tenberg v. 15. Ayril 1868, Mr. 771, abänd, Urtg, be .2. 6. Jansbrud 
v. 5, Juni 1868, Rr. 1912). ©, $. 1889, ©. 884, ©, 3. 1870, Wr. 


In dem Ediet der erecutiven Yeilbietung der Tiegenfchaft des C 
hieß es Abſatz 1, daß die Realität fo veräußert wirb, wie fie der Erecnt 
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beſitzt, und im Abſatz 4, daß der Käufer Servituten nur inſoweit zu 
übernehmen hat, als fie von dem Executen und den Pfandgläubigern 
anerfannt werden. Der Pfandgläubiger B erftand das Gut und ver- 
weigerte bei der nad dem Hofbecret vom 19. November 1839, 
I ©. ©. Nr. 388 (Erecutiondorbnung für Zirol), 88. 4 und 5, 
ftattgefundenen Tagfahrt die Anerkennung der von A angemeldeten 
Wegfervitut an ver Liegenſchaft. Dies führte zur confeflorifhen Klage 
des A, gegen welche B fi auf die oben erwähnten Abſätze des Ver⸗ 
fteigerungsebicte® und auf die actenmäßig feftgeftellte Priorität der 
Berfahung feines Pfandrechtes vor jener der Servitut berief. — 
Dem in erſter Inflanz abgewiejenen Klagbegehren bat das O. L. ©. 
aus folgenden Gründen ftattgegeben: Es handelt ſich hier nit um 
eine Öppothelarforberung, jondern um eine ordnungsgemäß beitellte 
Servitut, die nicht, wie andere Laften der Realität, Gegenftand der 
Liquidirung und Graduirung im Sinne des citirten Hofvecretes fein 
kann, fondern auf dem Grundſtück fo lange haftet, bis fie bücherlich 
gelöſcht ift. Die Richtigkeit dieſer Anficht beftätigt aud das Hofbecret 
vom 19. Juli 1792, 3. ©. ©. Nr. 33, welches — zwar vom 
Beklagten B dafür angerufen, daß das Alter des Pfandrechtes ent- 
ſcheide — doch das gerade Gegentheil ausſpricht und fagt, daß, fo 
wie von ber Claffificirung eines Zehentrechtes feine Trage fein kann, 
auch alle anderen Grunddienſtbarkeiten zwar zur Anmeldung bei ver 
Crida aber zu Feiner Claffification geeignet und, wenn ihr Beſtand 
rechtlich anerkannt worden, nur in den Grundinventarien und 
Schäßungen anzumerken und die dazu Berechtigten unbeirrt dabei zu 
erhalten find. Der Kläger ift nun wirklich nad viefer Vorſchrift vor- 
gegangen, indem er die ihm vom Executen, als berjelbe noch unbe- 
ihränkter Eigenthümer war, an der Liegenfchaft eingeräumte Serpitut 
im Partialconcurs anmelvete. Die Einwendungen des Bellagten ver- 
mögen nit, den Beitand und die Wirkſamkeit des Servitutsrechtes 
in Frage zu ftellen, und mas insbeſondere den von ihm angerufenen 
Abfay A des Feilbietungsedictes anbetrifft, jo kann berfelbe in Ber- 
bindung mit Abjag 1 nur den Sinn haben, daß, wenn der Erecut 
und die Pfandgläubiger die Servitut als richtig anerkennen, e8 keiner 
jeparaten Verhandlung noch eines Urtheiles über die Richtigkeit bepürfe. 
„Mit Bezugnahme auf die erfhöpfenden Gründe des O. L. ©. 
und in der Erwägung, daß es ſich im vorliegenden alle um fein 
mehreren Berfonen dienſtbares Grundſtück handelt und daher ber 
8. 486 a. b. ©. B. bier gar feine Anwendung finden kann“, hat 
ber oberfte Gerichtshof das Urtheil der zweiten Inftanz beftätigt. 
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Nr. 3151. 
Meiftgebotövertheilung: Verweiſung einer nicht Tiquiben 
Forderung auf einen abgefonberten Proceß. 


tie. v. 10, Nov. 1388 Nr. 1a A deö das Decr. des 8. G. Greifen: 
burg v. 6, Sebrnar, 1808 — abän. Der. des O. L. G. Graz v. 
Mai in as) 3. 1869, Rt. 

Bei der aus Anlof er — einer Realität angeord⸗ 
neten Tagſatzung zur Liquidirung ber Forderungen der Hypothekar⸗ 
gläubiger und Zuweiſung des Meiſtgebotes an ſelbe, meldete A auf 
Grund eines ſeit dem Jahre 1846 pfandweiſe einverleibten Schuld⸗ 
ſcheines und einer ſupereinverleibten Ceſſion an ihn, eine Forderung 
von 300 fl. an. Der Schuldner, zugleich Erecut, B, beſtritt deren 
Tiquidität, weil er dem A 300 fl. zur Beforgung eined anderen 
Geſchäftes gegeben, viefer aber ſelbe gerade zur Kinlöfung der 
nun angemeldeten Forberung für fich felbft verwenvet habe, was je 
doch A in Abrede ftellte, da er aus dem fraglihen Geſchäfte felbft 
vielmehr noch zu fordern habe. — Die erſte Inftanz wies dem A bie 
300 fl. aus den Erlöfe der Realität zu, weil nad Angabe bes B 
ſelbſt die 300 fl. nicht al8 Zahlung des Sapitales fanmt Zinſen ge- 
geben wurden, fondern den Gegenftand einer befonderen Berrechnung 
bilden, umfomehr, als A aus dem obigen anderen Gefchäfte ſelbſt 
noch ein Guthaben anfpriht. — Die zweite Inſtanz bat bei dem 
Umftande, als nad dem Boranftehenden bie Liquidität der angemel- 
beten Forderung immer zweifelhaft erfcheint, verorpnet, daß die 300 In 
ausgeſchieden, einftweilen, 5i8 zur Austragung der Sache anf dem 
Rechtswege, gerichtlich deponirt werden, und daß der Erecut B zur 
Geltendmachung feiner Anſprüche auf die 300 fl. binnen ſechs Wochen 
nah Rechtskraft der obergerichtlihen VBerorbnung als Kläger wider 
A bei fonftigem Berlufte feiner vermeintlihen Anſprüche aufzu⸗ 
treten babe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inftanz. Gründe: A gründet feine Forderung nur auf einen 
pfandweiſe einverleibten Schuldſchein und die an ihn ausgeſtellte 
Ceſſion; er hat aber weder ein gegen ven Schuldner B erwirktes Er⸗ 
fenntniß oder einen mit felbem gefchloffenen gerichtlichen Vergleich, 
woburd die Nichtigkeit feiner Yorderung bei dem Widerfprude des 
Schuldners erwiefen würde, für fi und muß felbe erft im ordent⸗ 
lichen Reditöwege gegen Legteren darthun, da im Wege der Zuwei⸗ 
fung eines Meiftgebotes über die noch nicht feftgeftellte, fordern vom 
Schuldner beftrittene Liquidität der angemeldeten Forderungen nicht 
entichievden werden fann. 
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Nr. 3152. 


Aenderung des Klagrechtes. Beweiskraft des Schuldſcheines: 
nachträgliche Beiſetzung der Unterſchrift der Zeugen in Ab⸗ 
weſenheit des Schuldners. 

Entſch. v. 10, Nov. 1868, Nr. 10473 (Beſt. des bad Urth. des B. ©, 
Lande v. 27. Mai 1868, Nr. 1891, abänd, Urth. des Q. L. G. Junsbruck 
v. 28. Juli 1868, Nr. 55). ©. 3. 1869, Ar. 7. 

A Hagte feinen Vater B auf Zahlung eines Darlehens; die 
Klage war geſtützt auf einen von B und zwei Zeugen unterfchriebenen 
Schuldſchein. B beftritt den Empfang eines Darlehens und ven 
Umftand, daß er vor den Zeugen ben Schulvjchein unterfertigt, oder 
fie um deflen Unterfchrift erfucht habe. A gab zu, daß er ſelbſt die 
Zeugen fpäter um die Beifegung ihrer Namen angegangen habe, aud) 
nit alle 300 fl. aus einem Darlehen, fondern aus verſchiedenen 
Geſchäften entftanden fein. — Die erfte Inflanz verurtbeilte den B 
zur Bahlung, weil er die fraglihe Urkunde unterfertigt babe und 
nirgend® vorgefchrieben ift, dag der Ausfteller einer Privaturfunde 
felbe, damit fie Oiltigkeit habe, in Gegenwart von zwei Zeugen unter» 
fhreiben müſſe. — Das Obergeriht wies den Kläger ab. Gründe: 
Die erwähnte Urkunde kann zum Beweiſe eines Darlehens nicht geltend 
gemacht werben, da fie nicht nach Aufforderung des Schulonere, fondern 
in beffen Abmwejenheit von dem Gläubiger ven Zeugen zur Mitfertigung 
vorgelegt wurde. Es erhellt übrigens aus der Verhandlung, daß in 
jelber nur zum Scheine ein Darlehen als Rechtstitel aufgeführt 
wurde, und bie berfelben zu runde gelegten Rechtsanſprüche des 
Klägers find geffagterfeitS widerfprochen, und auch, abgefehen von der 
unftatthaften Aenderung des Klagrechtes in der Sclußrebe, feine 
ſtichhältigen Beweife dafür angeboten. 

Der oberfte Gericht&hof beftätigte das obergerichtliche Erkenntniß 
in der Erwägung, daß ein Darlehen eingeflagt und als Beweis dafür 
ein Schufpbrief, welcher venfelben Forverungstitel enthält, beigebradt 
wurde; daß der Kläger jelbft gefteht, ver Geklagte habe den Schuld: 
brief nicht eigenhändig gefchrieben und die Zeugen ihre Sertigungen nur 
auf einfeitiged Anfuchen des Klägers beigefegt; daß der Schulobrief 
dem Widerfpruche des Geklagten gegenüber nach 8. 182 weſtgal. ©. O. 
einen Beweis herzuftellen nicht geeignet ift und der Kläger in der 
Schlußrede felbft ven in der Klage geltend gemachten Titel ald nicht 
beftebend angibt. 


Glafer, Unger u. Walther Entſch. VI. 29 
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Nr. 3153. 
Unzuläſſigkeit der Erecutionsführung des Ceſſionars auf Grund 
eined für ben Cedenten ergangenen Urtheils. 
Entih. v. 10. Nob. 1868, Re. 1 10742 —— ber Dart. | bed 8. G. Rarie- 


hilf im Wien ir 11, An — 108 G. Wien v. 
Anguft 1808, Nr. 168%) 6. Fa 1560, R** 


m reiptöträftigen Urtbeile, wodurch B dem C zur Zahluug von 
15 fl. condemnirt worden war, indoffirte C die Eefflon der Forderung 
an A, welder nun unter Vorlage dieſes Documented die Eyecntion 
gegen B begehrte. — Das in erfter Inſtanz abgewiefene Geſuch 
wurde vom O. 8. ©. bewilligt. 

Auf den Recurs des B bat der oberfte Gerihtshof „in Er: 
wägung, daß A die in feinem CExecutionsgeſuch gegen B geltend 
gemachten Rechte, ſoweit fie ihm perſönlich zuftehen, aus einer Privat 
urfunde, nämlich aus der Ceſſion ableitet, auf deren Grund er wohl, 
nad 8. 298 a. ©. O., zu einer Executionsklage, allein nicht zur 
unmittelbaren &recutionsführung im Sinne de 8. 301 ebenvort 
berechtigt ift“, mit Ubänderung der untergerichtlichen VBerorbnungen 
dem Gerichte erfter Inftanz die Verbeſcheidung des Geſuches des A als 
Erecutionsklage nad) $. 298 a. ©. D. und Hofdecr. v. 7. Mai 1839, 
3. ©. ©. Nr. 358, aufgetragen. 


Nr. 3154. 


Ungiltigkeit der in Abweſenheit des Executionsführers und 
Erecuten (und nah Tilgung der Schuld) vorgenommenen 
Teilbietung. 

Entid. v. 10, Nov. 1868, Nr. 11019 aloıo (Beh. bed Decr. des 8. ©. Kernen 
burg v. 12, . Suguf 1868, Rr. 6073, Abänd. bei Dect. de8 D.2. G. Wien 

ept. 1888, Nr. 17897). ©. 3. 1869, Nr. 51. 

Am 7. Auguft 1868 fellte auf —— bes A wider 
B eine inzwifhen von letzterem auf C übergegangene Sagpoft zum 
zweiten Male feilgeboten werden. Beide unmittelbar Betheiligte 
blieben aus; da jedoch die Einſchaltung des Edictes in der „Wiener 
Zeitung“ zu conftatiren war und bie verjchiedenen Rauflufligen Die 
Vornahme ber Feilbietung begehrten, ſchritt das Gericht hiezu mit dem 
im Protokolle ausdrücklich bemerkten Vorbehalte, daß die Kaufluftigen 
für die aus der Aufhebung des Actes erwachfenden Koſten haften 
follten. Als nun am 8. Auguft ein Löihungsgefuh des Schuldners 
der Satzpoſt, geftügt auf eine am 30. Yuni 1868 ausgeftellte 
Duittung, einlangte, bob tie erfte Inſtanz den Peilbietungsact 
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auf. — Die zweite Inſtanz bat, in Erwägung, daß bei der gehörig 
erfolgten Kundmachung ber Yeilbietung, bei der Anweſenheit von Kauf: 
Infligen und, da von Seite des Executionsführers eine Abſtehung 
rechtzeitig nicht einlangte, dieſe executive Feilbietung ald geſetzmäßig 
vorgenommen erfcheint, und daß ein Gericht im ftreitigen Berfahren 
nicht berechtigt ift, die von ihm vorgenommenen Acte ſelbſt aufzu- 
heben, dem Gerichte erfler Inſtanz aufgetragen, die vom Ürfteher 
begehrte executive Sinantworiung der Satzpoſt und zugleich den gericht⸗ 
lihen Erlag des Meiftgebote® zu verfügen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den erftgerichtlihen Beſcheid. 
Gründe: Da mit Rüdfiht auf den Umftand, daß von Seite des 
Erecutionsführers oder im Namen besjelben zum zweiten Licitations⸗ 
termine vom 7. Auguſt 1868 die mit dem Beſcheide vom 24. Juli 
1868 vorgefhhriebene Vorlage des Ausweifes über die Edietskund⸗ 
mahung nicht erfolgt und überhaupt Niemand erjchienen war, bie 
Feitbietung auf Anbringen der Kaufluſtigen und mit dem Vorbehalte 
ber Aufhebung berjelben, und mit der von den Lieitanten abgegebenen 
Erklärung, im Falle einer folhen Aufhebung für die Koften au haften, 
vorgenommen worden ift, fo ftand dem Gerichte, da aus der Eingabe 
vom 8. Auguft 1868 klar wurde, daß in dem berührten Benehmen 
des Erecutionsführers wirklih ein felbftverkändliches Abftehen von 
ber weiteren Execution Iag, auch zu, den unter Zuſtimmung ber 
Licitanten nur bedingnißweiſe ertheilten licitatoriſchen Zuſchlag für 
unwirkſam zu erklaͤren, und es ſtellt ſich demnach der angefochtene 
erſtrichterliche Beſcheid als gerechtfertigt dar. 


Nr. 3155. 
Abgrenzung des ſtreitigen Verfahrens vom nicht ſtreitigen: 
Einſprache des Verkäufers gegen Superpränotationen zu Laſten 


des Käuferd. 
10. Nov. 1868, Nr. „1097 Belt. ded Decr. bed 2. ©. bie B 
1868, Nr. 32871, u k G. Bien v. 5, Auguft 1868 868 
Kr. 1deis) 5. 3. Dr Nr. 6, 


Die B hatte ein Haus eritanden und zwar bie Pränotation 
ihres Eigenthumsrechtes nicht aber bie Einantwortung erwirlt. Gie 
ſchloß mit den Eheleuten A Punftationen ab, vermöge deren fie diefen 
das Haus Dale verlonfta, ihnen gefnttete, 3 Kaufrecht pränotiren 
zu laſſen, und ſich verpflichtete, ihnen mac erlaugter Einantwortung 
bie Intabulation gegen gleichzeitige pfandrechtliche Sicherſtellung des 
Laufpreifes zu gewähren. Am 22. Mai 1868 baten die Eheleute A 
unter Borlage aller Urkunden um die Einverleibung fowohl ihres 

29 * 
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Eigenthumserechtes als auch des Pfandrechtes der B. Inzwiſchen hatte 
aber ein Glaubiger der Impetranten anf ber Pränotation ihres Kauf⸗ 
rechtes die Einverleibung bes Pfandrechtes für feine Forderung per 
5000 fl. erwirkt und B recurrirte gegen bie Bewilligung bed Geſuches 
der A, weil fie nımmebr mit ihrer Baufpreisforberung in Die zweite 
Priorität gerathe. 

Beide höheren Inſtanzen wiefen den Recurs ab, weil die An⸗ 
gelegenheit nur im orbentlihen Rechtewege ausgetragen werben könne. 


Nr. 3156. 


Bereinbarung auf fchriftliched Verfahren „mit Vorbehalt der 
Rechtswohlthaten ded ſummariſchen Verfahrens” : Unzuläffigfeit 
der a. 0. Rebifion. 

€ v. u. are. 1868, Nr. 11094 (Belt. des Deer. be O. L. 6. 
nis. 1 ————— G. 9. 1888, 6, 224. vr. 
In em nah den Borfchriften des fummarifßen Verfahrens 
eingeleiteten Proceß des A gegen B pto. Zahlung von 10 fl. trafen 
die Parteien dad Uebereintommen, dag das ſchriftliche Verfahren „mit 
Borbehalt der Rechtswohlthaten des Summarverfahrene“ ftattfinden 
fol. B wurde in erfter und zweiter Inſtanz ſachfällig und ergriff 
bie a. 0. Revifionsbefchwerde, weldhe vom oberſten Gerichtshofe aus 
folgenden Gründen als unzuläffig abgewiefen wurde. Zu den Rechts 
wohlthaten des fummarifhen Berfahrens, welches von den Parteien 
nad jeder Richtung mit der alleinigen Abweichung, daß fie Sag- 
ſchriften wechſelten, beobachtet wurde, gehört aud die Norm des 8. 51 
des Geſetzes über den ſummariſchen Eivilproceß, welche das überhaupt 
nur bei offenbarer Acten- und Geſetzwidrigkeit geftattete Rechtsmittel ber 
a. o. Reviſionsbeſchwerde ganz ausfhliegt, um ven Parteien jede 
Berzögerung des Austrages der fummarifch verhanbelten Streitfade 
unmöglich zu machen; umd es ift nicht anzunehmen, daß die Parteien, 
indem fie das obenerwähnte LUebereinfonmen trafen, nicht auch dieſe 
Rechtswohlthat des fummarifhen Verfahrens fi vorbehalten wollten. 


Nr. 3157. 


Bollftredung des auf Rechnungsablage lautenden Urtheile 
wider die Erben. 
Be Be Ba Sa Di 
Rr. 17207). G. 9. 1800, ©. Mi. 
M und N waren dem A rechtskräftig zur Ablage der Rechnung 
und Bilanz über ven mit VBetheiligung des A betriebenen Holzhanvel 
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verurtheilt worden und find darauf geflorben. Auf das Erecutions- 
gefuch des A hat nun das Gericht erfter Inflanz den Erben von M 
und N, beziehungsweife nad) dem ebenfalls ſchon eingetretenen Tode 
bes Erben des N feinem Erben die Ablage ber Rechnung bei fonftiger 
Geldſtrafe aufgetragen und wurde dieſer Erlaß in zweiter Inſtanz 
mit Erweiterung der Friſt und Herabſetzung des Betrages der ange- 
drohten Strafe beftätigt. Dagegen ergriffen die Erecuten ben a. o. 
Recurs, worin fie behaupteten, daß hier nicht die Erecutionsart des 
8, 310 a. ©. D., fondern jene des 8. 309 ebendort Anwendung 
finde, weil die Rechnung auch von einem Dritten gelegt werben 
könne; wenn die Rechnung nur von den urfprünglichen Geſellſchaftern 
M unb N verfaßt werben könnte, fo fei der Auftrag an deren Erben 
unzuläffig, im anderen falle aber könne die Rechnung fo gut wie 
von einem Dritten verfaßt werben. 

Der oberfte Gerichtshof verwarf den Recurs, meil die zu 
legende Rechnung offenbar nur mittelft jener Behelfe, vie blos ven 
zur Nechnungsablage verurtheilten Gefchäftstheilnehmern oder ihren 
Erben und Rechtsnachfolgern zu Gebote ftehen, verfaßt werben kann, 
tolglich keineswegs ebenfogut von einem Dritten zu Stande zu bringen 
ift, in dem vorliegenden Falle alfo die Erecution ganz ordnungsgemäß 
nah 8. 310 a. ©. O. bewilligt wurde. 


— — —— — — 


Nr. 3158. 
Fideicommiſſariſche Subſtitution: Unzuläſſigkeit der Erecutions- 
führung auf die dem inſtituirten Erben zuſtehenden Rechte. 
Eutſch. v. 11, Ron. 1868, Nr. 11236 (Be ‚a Deere. des 2.6. Wien v. 
17. dan 1808, 1 —3 — Abänd, des bed ©. 2%. &. Wien vom 
9, Eeyl, 1868, Nr. 17489). ©. 2. 1809, N, ®. 

A bat um —— Schätzung der dem B gehörigen Hälfte 
eined Hauſes, und als geltend gemacht wurde, daß auf dem Haufe 
eine fideicommiſſariſche Subftitution zu Gunſten des Nachbars B hafte, 
mobificirte er fein Executionsbegehren dahin, „es fei die executive 
Schägung ber dem Gegner auf die fragliche Haushälfte zuftehenven 
Rechte mit Rüdfiht auf die Subflitution zu bewilligen und feien 
biezu Rechtsverſtändige beiguziehen.“ 

Die erfte und dritte Inſtanz wieſen dieſes Geſuch ab, 
legtere in Erwägung, daß nad 8. 613 a. b. ©. B. das durch eine 
fideicommiffarifche Subftitution eingejchränfte Eigenthumsrecht des ein⸗ 
geſetzten Erben ihm mit Ausſchluß jeder Verfügung über bie Subftanz 
nur die Rechte eines Fruchtnießers gibt, daß burd) 8. 507 a. b. 
G. B. die Uebertragung des Rechtes eines Fruchtnießers auf einen 
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Anderen ausgefhloflen ift, und daß baher einem auf die Rechte eines 
Fruchtnießers eingeſchränkten Eigenthume gegenüber weder bie executive 
Schägung des Gegenſtandes der Fruchtnießung noch jene des Frucht 
genufjes als ein zuläffiges Erecutionsmittel fi darftellt. 





Nr. 3159. 
Berurtheilung zur Herausgabe einer angeblich werthlofen und 
in Berluft gerathenen Urkunde. 


zart. v. 2. ee tr Sr 2 Beh. ah ba8 Urth. des B. &. Renben 
ien v. BB. Mei 1608 Bien v. 


+ + + “ 


120). &. 9. 1860, 6. 208. 


Die Klage des A wider B wegen —* einer Ceſſions⸗ 
urkunde per 100 fl., welche der Kläger dem Beklagten zum Eincaffirung 
der darin von C dem Kläger cedirten Forderung an D übergeben 
hatte, wurde in erfter Inſtanz unbeningt, von dem D. 2. ©. aber 
nur für den Fall abgewieſen, als der Beklagte durch den von ihm 
deferirten Haupteid die ſeinerſeits eingewendete, vom Kläger abge: 
leugnete Thatſache der bereits geſchehenen Zurückſtellung des Documentes 
beweiſen würde. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Urtheil der zweiten 
Inſtanz mit folgenden Bemerkungen in den Motiven: Bei der Ent- 
ſcheidung dieſes Proceſſes kommt es nicht Darauf an, ob die Ceſſions⸗ 
urkunde mit allen für ihre Beweistraft nöthigen Yörmlichleiten ver- 
jehen war, ob und welden Werth fie für den Kläger habe (welder 
im Procefje deren Werthlofigkeit behauptet hatte, weil fie vom Ce 
benten C nur mit Srenzzeihen ohne Zeugen unterfertigt geweſen fei); 
denug an dem, daß die Urkunde dem Beklagten, wie er felbft geſtand, 
übergeben und von ihm zur Berwahrung übernommen wurde, Der 
von ihm im Reviſionszuge angeführte Beſchwerdegrund, dag er nad 
fo vielen Jahren außer Stande jei, die ihm abhanden gefommene 
Urkunde Herbeizufhaffen, mithin vom DO. L. ©. (ftc den Fall det 
nicht erbrachten Beweiſes durch den Haupteid) ihm eine unmögliche 
Leiſtung aufgetragen wurde, Tann, abgeſehen davon, daß er dieſen 
Umſtand in der Verhandiung felbſt nicht vorgebracht hat, auch deshalb 
nicht in Betracht kommen, weil die Erörterung der Frage: ob die 
Zurüdftellung ber Urfunde möglich oder nit, ohnehin Segenfam 
der eventuellen Erecutionsführung fein wird. 





Nr. 3160. 


Ungiltigfeit eine mündlichen Teftamented wegen Mangeld der 
übereinftimmenden Ausſagen der drei Zeugen. 


Entf. v. 12. Nov, 1868, Nr. 9676 (Beft. der gleichförmigen Urth. des 
2.6 der Alt» und Nenftadt Prag v. 16. in — —* 8 des 
O. L. G. Prag v. 14. Jäuner 1868, Nr, ). 6. H. 1869, ©. 2. 

Die Klage des A gegen B pto. G©iltigfeit des Numcupativ- 
teftamentes des M murde von allen drei Inſtanzen adgewiefen. 
Grünte der dritten Inftanz: Der Bellagte leugnete, daß M 
überhaupt und insbeſondere, daß er in gleichzeitiger Gegenwart von 
drei Zeugen teftirt babe. Diefe Negation erſcheint infofern beftätigt, 
als von ven drei Zeugen, C, D und E, vor denen M nad) ter 
Anführung der Klägerin feinen legten Willen mündlich erflärt haben 
foll, und welche fänmtlich bereits im Sinne des 8. 586 a. b. G. 2. 
bei Gericht eidlich vernommen worden find, der Zeuge E laut PBrotofoll 
Einredebeilage Nr. 1 mit Berufung auf jeinen Eid angab, zu M ale 
Teftamentözenge gerufen worden und dort mit den Zeugen C und D 
gleichzeitig gegenwärtig geweſen zu fein, wo ſodann C und D und 
die Klägerin mit M darüber gefproden hätten, was Einer unb ber 
Undere von teffen Angehörigen erhalten fol, daß aber er ſelbſt auf 
dieſes Gerede nicht geachtet, nichts tavon im Gedächtniſſe behalten 
babe und nichts davon wiſſe, daß M in ver That mündlich teftirt habe 
und welchen Inhaltes deſſen Verfügung gewejen fe. Dur dieſes 
Protofell und das damit übereinftimmende Geſtändniß der Klägerin 
ſelbſt ift jedenfalls vollſtändig bewiefen, daß alle drei engen, in 
deren Gegenwart M mündlich teftirt haben foll, darüber nah $. 586 
a. b. ©. 2. bereits geridtlih und eiblih vernommen worben find, 
Daß aber der Zeuge E tie Errichtung des Teftamentes überhaupt und 
insbefondere deffen angeblihen Inhalt nicht zu beftätigen vermochte; 
daß demnach die Klägerin, es mögen die beiden anderen Zeugen mie 
immer ausgefagt haben oder nad dem von ihr über die Weisartifel 
Klagbeilage lit. A angebotenen Beweis auszufagen im Stande fein, 
dem im 8. 586 a. b. ©. B. normirten Erforderniffe ber Rechts: 
fräjtigfeit eines mündlichen legten Willens, beſtehend in ber durch bie 
übereinftimmende Ausſage aller drei Zeugen erfolgenden Beftätigung 
tes legten Willens, zu entſprechen nicht vermag, indem bie im citirten 
Paragraphe für den einzigen Fall: wenn einer der Zeugen nicht mehr 
vernommen werden könnte, geftattete Ausnahme, wonach zu dieſem 
Rechtskräftigkeitsbeweiſe die Ausfage der beiven übrigen Zeugen genligt, 
bier gar nicht mehr eintreten kann, weil eben alle drei Zeugen wirklich 
eidiich vernommen worden find. Die Abweifung des auf Anerkemmung 
der Rechtskräftigkeit der von M angeblih am...... in gleichzeitiger 
Gegenwart der drei Zengen C, D und E mündlich errichteten fegtwilligen 
Anortnung ımd auf Ausfchliegung der gefeglichen Erbfolge geftellten 
Klagbegehrens iſt daher in der Sache und im Geſetze begrünbet. 
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Nr. 3161. 
Actio negatoria: Erwerb im Vertrauen auf das öffentliche 
Buch? 


ul. v. 12, et. 1868, Nr. 10838 (Beft. des Urth. ges 8. G. Oöwicchm 
1 1867, Nr, 2] 178, Abänd, deö Urth. bed O. 2. ©. Kralan ». 
7. Mai 1868, Nr. 6308), ©. 5. 1869, ©. 66. 

Gegen die negatorifche Klage des A, intabulirter Eigenthümer 
des grundbücherlih nicht belafteten Gute8 X, wider B wegen 
angemaßten Gebrauches von mehreren dazu gehörigen Adergrund- 
ftüden und auf Herausgabe berfelben probueirte der Beklagte den 
Vertrag, mit weldem er dem D, Auctor des klägeriſchen Bormannes C, 
das Gut X verlauft und dabei den Tebenslänglichen Nußgenuß von 
ten fraglichen Aeckern fih vorbehalten hatte und erbot fih, durch 
Zeugen zu bemeifen, daß D beim Verkaufe des Gutes an C biefem 
und ebenſo C, als er ed dem Kläger verkaufte, dem Xetteren vom 
Beftande ver Servitut Mittheilung gemacht hat. — Auf diefen Beweis 
erfannte das Gericht erfter Inftanz, wogegen das O. 2. ©. dem 
Klagbegehren fofort ftattgab, weil der im probutirten Bertrage vor: 
bebaltene Nießbrauch grundbücherlich nicht ausgezeichnet ift, daher nur 
gegen den Contrahenten, nicht gegen den Kläger geltend gemacht werben 
fann und fomit ber angebotene Beweis, daß letzterer davon Kenntniß 
hatte, irrelevant ift. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der erſten 
Inftanz. Gründe: Die ftreitige Dienftbarkeit, zwar nicht intabulirt, 
war nad der Anführung des B fo geartet, daß fie für Jedermann. 
insbeſondere aber für die nächften Angehörigen bes Käufers D, nämlich 
C und A, auf welde das Gut nachher überging, feit einer Reihe 
von Jahren erkennbar gewefen if. Bon dem buch den Beklagten 
angebotenen Zeugenbeweis darf daher nicht Umgang genommen werben, 
weil daraus erhellen wird, ob die Angabe des Klägers, das Gut im 
Vertrauen auf die öffentlihen Bücher erworben zu haben, auf Wahr- 
beit berube und er fohin im guten Glauben gewefen jei. 


Nr. 3162. 
Donatio mortis causa: Berbältniß der Realinftanz zur 
Abhandlungsbehörbe. 
aa.» v. 17. Ron. 1868, Nr. 11027 Abänd. ber gieiatgemigen Der. 
beb 


(müs v. 3. Inli i , 4046 ev. 
w 15 &eyt.i , ‚ Rt. —— — Nr. 


A —* ſeinem Soßne M 4000 fl. auf ven Todesfall geſchenkt 
und auf Grund der Schenkung wurde für viefelbe das Pfandrecht 
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auf die Realität des A einverleibt. Nach dem Tode des M hat bie 
Abhandlungsbehörde auf Anlangen des A bewilligt, daß die auf deſſen 
Realität pfandweiſe verfiherten 4000 fl. grundbücerlih gelöfcht 
werden, und erſuchte die Realinftanz um deren Vornahme, welche 
jedoch von berfelben abgelehnt wurde, weil fle die Schenkungsurkunde 
nicht ald Vermächtniß, fondern als einen Vertrag anfah, die Löſchung 
der intabulirten Forderung daher, nachdem es fih um ein Vertrags» 
recht handelt, weldes gemäß $. 918 a. b. ©. B. auf die Erben 
übergeht, nur auf Grund einer Erklärung des Berechtigten oder ber 
Rechtsnachfolger desfelben, oder aber auf Grund eines gerichtlichen 
Erkenntniſſes erfolgen kann. — Das O. L. ©. beftätigte dieſe Ent- 
ſcheidung aus folgenden Gründen: Wenn aud der Tabularrichter nicht 
berufen ift, die Rechtmäßigkeit einer Amtshandlung des Erkenntniß⸗ 
richters zu beurtbeilen, jo ift e8 doch feine Pflicht, zu prüfen, ob jene 
Urkunde, auf deren Grunde eine Grundbuchshandlung vorgenommen 
werden fol, auch wirklich geeignet fei, die Erwerbung over Erlöjhung 
des Rechtes, welches die Grundbuchshandlung zur Folge haben fol, 
zu bewirken. Da nun über die Erlöſchung des den M aus der Schen⸗ 
kungsurkunde erwachlenen und grundbücherlich fichergeftellten Rechtes 
feine andere Urkunde vorliegt, als der Rathſchlag des Abhandlungs⸗ 
gerichtes, in welchem ausgeſprochen iſt, daß fi die Schenkung ale 
eine Schenkung auf den Todesfall des Geſchenkgebers herausftellt, und 
fomit durch da8 frühere erfolgte Ableben des Geſchenknehmers nad 
$. 956 a. b. ©. B. wirkungslos geworden fei; da weiter die Beur⸗ 
tbeilung und Entſcheidung, welde Rechtswirkung ein vom Erblaſſer 
geihlofiener Schenkungsvertrag babe, nit dem Abhandlungsrichter 
zufteht, und der leßtere noch weniger competent ift, die grundbücher⸗ 
lihe Löſchung eined DBertragsrechtes zu bewilligen, indem die Be- 
willigung einer bücderlihen Eintragung demfelben nur in dem einzigen 
im 8. 177 des Patentes vom 9. Auguft 1854, R. ©. Ol. Nr. 208, 
vorgefehenen, hier nicht eintretenden Falle zuftehbt; da enplid auf 
Grund einer von einem incompetenten Richter erlaffenen Erledigung 
eine grundbücherlihe Amtshandlung nit vorgenommen werden kann, 
und der Zabularrichter nicht berechtigt ift, eine von einem offenbar 
unzuftändigen Richter angefuchte bücherliche Eintragung zu vollziehen, 
mußte der erſtgerichtliche Beſcheid beftätigt werben. 

Der oberfte Gerichtshof verorbnete jedoch den Bollzug ver 
Löſchung, weil, nachdem die hiezu competente Abhandlungsbehörde 
ausgeſprochen hat, daß gegen die Löſchung der erwähnten Forberung 
fein Anftand obwaltet, die Realbehörde auf Grund dieſer Erklärung 
auch die Löſchung zu vollziehen hatte, ohne fi in eine Beurtheilung 
darüber einzulaffen, ob die von der Abhandlungsbehörde gefällte Ent: 
ſcheidung richtig war oder nicht. 
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Ir. 3169. 
Ungiltigerffärung ver erecutiven Yeilbietung wegen voraus⸗ 
gegangener Tilgung der Schuld und wegen Vornahme durch 
einen Kanzleibeamten, 


Ente. v. 17. Nov, 1868, Nr. 11280 (Beft. ded dad Decr. dei B. ©. 
Seelaiiß u. 20. Zul 1868, Pr. 5590 aufbeb. Der. be& D. 8. ©. Brimn 
v. 10, Sept. 1868, Nr. 10280). ©. 3. 1868, Mr. 108. 

Einen Tag vor dem britten Termine der erecutiven tyeilbietung 
ber Realität des A bezahlte dieſer in der Kanzlei des zufällig ab- 
weſenden Vertreters des Erecutionsführers feine Schuld an den Kanzlei: 
director desfelben, welcher ihm nicht mur eine Quittung und Erflärung, 
baß es von ber auf den folgenden Tag anberaumten Feilbietung abzu- 
kommen babe, außsftellte, fondern auch die Schulppocumente und die 
Driginalvollmaht des Executionsführers anf feinen Vertreter be 
bändigte. Mit viefen Urkunden verfehen, begab am Licitationstage A 
fih zum Gerichte und bat bajelbft den mit ber Vornahme ter Feil- 
bietung betrauten Kanzliften um Ablaffung von verfelben. Der Feil 
bietungscommiffär fieß dieſe Bitte unberüdfichtigt und vollzog die Feil⸗ 
bietung, bei welder B die Realität erftand. Dagegen bradte A vie 
Nullitäte beſchwerde ein, und zwar auch deshalb, weil die Feilbtetung 
nur von einem Kanzliften, nit von einem geprüften Richter und 
einem Schreiber (8. 331 a. ©. D.) abgehalten wurde. 

Das D. 8. ©. und auf den Recurs des B auch der oberſte 
Gerichtshof haben die Feilbiertung aufgehoben. Gründe der dritten 
Inftanz: Nah 8. 331 a. ©. O. fol die öffentliche Verfteigerung 
eines unbeweglichen Gutes in Gegenwart einer Gerichtöperfon und 
eines Schreiberd vorgenommen werden, was auch anf dem Lande ent: 
weber rom Bezirdrichter oder deffen zur Ausübung des NRichteramtes 
befähigten Stellvertreter mit Zuziehung eines beeideten Schriftfährers 
zu geichehen bat, wie aus der Vergleichung ver 88. 188 und 247 
des Patentes vom 3. Mai 1853, R. ©. Bl. Nr. 81, unzweifelhaft 
bervorgeht. Es mußte demnach die Feilbietung annullirt werben, und 
zwar umfomehr, als viefelbe, wie aus der Rüdftellung des Schuld⸗ 
Iheines an den Erecuten und aus der Einhänpigung der Original 
vollmacht des Exequenten an denſelben mit Beſtimmtheit heroorging, 
gegen den Willen des Grequenten und zu einer Zeit vorgenommen 
wurde, in welcher bie erequirte Forderung wirklich bereits bezahlt war. 
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Nr. 3164. 
Erecution zur Sicherftellung: Unzuläffigfeit der Verbindung 
von Pfändung und Sequeftration. 


Gray». 28, Sulı 1868, Wr. 68777, abän. Beer. bet D- KG. Ping ® 
ng v. 28, Ju . abänd. Decr. . . $Pra 
ee Yuguft 1888, Nr. 28028). ©. 5. 1968, ©, 428, vrag 

Das in erfter Inftanz bemilligte Gefuh des A gegen feinen 
Wechſelſchuldner B um ficherftellungsmweife Execution dur Einver⸗ 
leibung des Pfanprechtes an ber Tiegenfchaft des B und durch Seque⸗ 
ftration berfelben wurde vom O. 2. ©. in Betreff der Sequeftration 
abgewiefen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheivung der zweiten 
Inſtanz. Gründe: Aus dem Zwecde der fiherftellungsweiien Grecution 
ergibt fich der Grundſatz, daß — fobald der Gläubiger die verlangte 
Sicherſtellung durch ein ihm bewilligte® Erecutiondmittel gefunven 
haben kann — er ein weitere® zu begehren nur dann berechtigt ift, 
wenn er nahweif, daß das ihm bewilligte Erecationsmittel zur 
Sicherftellung feiner Forderung nicht binreiht, indem fonft die An⸗ 
wendung ber ficherftellungsweilen Erecutionsmittel zur Veration und 
ungeredhtfertigten Beihräntung des Schulpners in ver freien Ber: 
fügung mit feinem Bermögen mißbraucht werden könnte. Diefer Grundfag 
bat auch in den 88. 3 und 5 der Yuftizminifterialverorpnung vom 
18. Inli 1859, Nr. 132, und in den 88. 4 und 6 der Yuftiz- 
miniferialverorbnung vom 18. Yult 1859, R. ©. BL. Nr. 130, 
jeinen klaren Ausdruck gefunden, ba in den erftcitirten drei Geſetz⸗ 
fielen bei Aufzählung der Acten der fiherftellungsweilen Execution in 
erfter Linie immer nur von Pfändung und Schägung oder, nidt 
und Segueftration die Rede ift und insbeſondere der zuletzt bezogene 
Paragraph in dem Falle, wenn die Execution in größerem Umfange, 
als zur Sicherſtellung der Forderung und Nebengebühren nöthig, 
bewilligt ober vorgenommen wurde, den Schulpner berechtigt, die 
Beſchränkung derſelben zu verlangen. 


Nr. 3163. 

Nichtberückſichtigung der von eimem geiftlichen Gerichte im 
Eheſachen von der Wieberberftellung ver ftaatlichen Ehegerichte 
ausgeiprochenen Delegation. 

— BR RE Un a a m De ya 6.90 

1868, Nr. 12186). G. 3. 1869, Nr, 8. Weridhtäbete 1869, Nr. 1. 


Gründe der dritten Inftanz: Nach Art. III des Geſetzes 
vom 25. Mai 1868, R. ©. BI. Nr. 47, ift die Gerichtsbarkeit in 
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Eheſachen ver Katholiken, ſowie der übrigen chriſtlichen und nichtchriſt⸗ 
lichen Confeſſionen nunmehr ausſchließlich durch diejenigen weltlichen 
Gerichte auszuüben, die vor dem 1. Jänner 1857, mit welchem bie 
geiftlihden Ehegerichte in Wirkfamleit traten, nach den Jurisdictions⸗ 
normen vom 22. December 1851 und 20. November 1852 hiezu 
berufen waren. Gemäß 8. 14 ad a ber für Mähren geltenden I. N. 
vom 20. November 1852, R. ©. BL. Nr. 251, waren die nicht ein- 
verſtändlichen Scheivungen von Tiſch und Bett der Entſcheidung der 
Gerichtshöfe erfter Inftanz vorbehalten, in deren Sprengel ber &e- 
Hagte zur Zeit der Anbringung der Klage feinen orbentlihen Wohnfig 
batte. In dem von ber A wider ihren Gatten B anhängig gemachten 
Eheſcheidungsproceſſe aber hatte der Gellagte zur Zeit der wider ihn 
am 13. Mai 1862 angebrachten Klage in Brünn feinen ordentlichen 
Wohnſitz und eben darum hätte viefe Klage, wenn zu jener Zeit wicht 
ſchon die geiftlihen Ehegerichte activirt gewefen wären, bei vem L. ©. 
in Brünn angebradt, in Verhandluug genommen und in erfter Inflanz 
über felbe entjhieven werben müffen. Hieraus folgt, daß nad Art IV, 
8. 4 des Gefeges vom 25. Mai 1868, Nr. 47, dann nah ven 
88. 24 und 25 der Diinifterialverorbnung v. 1. Juli 1868, R. ©. BL 
Nr. 80, eben nur das Brünner 2. ©. berufen erfcheint, die über dieſe 
Eheicheivungsangelegenheit 5i8 nun bei den competent gewefenen geift- 
lichen Ehegerichten anhängige, noch immer in erfter Inftanz ſchwebende 
Verhandlung fortzuführen und zu biefem Ende wegen Uebernahme ver 
nöthigen Berbandlungsacten fih an das betreffende Orbinariat zu 
wenden, zumal auf dieſe Klaren gefeglichen Jurisdictionsbeſtimmungen 
weder der Umftand, taß der ©ellagte B im Zuge dieſes bereits an- 
hängigen Eheſcheidungsproceſſes feinen ordentlichen Wohnfig geändert, 
nämlich nah Wien verlegt bat, noch die vom erzbiſchöflichen Metro- 
politangerichte zu Olmütz als beftandenem geiftlichen Ehegerichte zweiter 
Inftanz unterm 7. Mai 1868 verfügte Delegation des Diöcefan- 
gerichte® zu Olmütz anftatt jenes zu Brünn als geiftlihes Ehegericht 
erfter Inftanz zur weiteren Verhandlung in viefer Eheſcheidungsſache 
irgend einen beirrenden oder mobdificirenden Einfluß üben kann. 


Nr. 3166. 

Execution zur Sicherftellung: Unzuläffigkeit fofortiger Zurüd- 
weiſung eines neuerlichen ohne Nachweis ungenügender Deduug 
eingebrachten Erecutiondgefuches. 

Entſch. v. 17. Nov. 1868, Nr. 11880 (Beft. des das Decr. des L. G. Wien 

v. 7. . . .L. G. . 16. 
Te TE SEE uam ne 
Nahdem im Erecutionsprocefie des A gegen B in folge der 
vom Bellagten begehrten Erftredung der Tagſahrt tem Kläger zur 
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Siherftellung die Pfändung und Schägung der Mobilien bewilligt 
und vollgogen worden war, begehrte A, wegen nicht hinreichender 
Sigerftellung durch den Werth der Mobilien, weiters die Pfändung 
einer Forderung des VBeflagten bei C, welche vom Gericht erfler In« 
ſtanz wegen des erft zu erbringenden Beweiſes ber ungenügenven 
Dedimg des A verweigert wurde. 

Der oberfte Gerichtöhof beftätigte den abändernden Beſcheid bes 
O. L. G., welcher der erften Inftanz die Erlepigung der Bitte des A 
mit Abftanpnahme von dem erwähnten Abweifungsgrund auftrug, weil 
A die fiherfielinngeweie Pfändung der Yorberung des B aud) gleich: 
zeitig mit feinem früheren — bemilligten — Begehren um fidher- 
ftellungsweife Pfändung und Schägung des Mobiliarvermögens anzu: 
ſuchen berechtigt gewefen wäre; weil in feinem Geſuch um Pfändung 
der Forderung dieſelbe auch nur als ein wegen nicht erreichter Dedung 
. (durd die Mobilienerecution) zur Sicherftellung einzubeziehendes Ber- 
mögensobject nambaft gemacht wurde, daher vie Bewilligung biefer 
Pfändung auch nit ale vom Ergebnig der Mobilienpfändung ab» 
bängig angefehen werben fonnte, und weil übrigens dem B nad) 8. 6 
der Juſt.⸗Miniſt.⸗Verordn. v. 18. Yuli 1859, R. ©. Bl. Nr. 130, 
ohnehin vorbehalten bleibt, die Beſchränkung der Krecution zu be 
gehren, wenn er nachweiſen kann, daß diefelbe im größeren Umfang 
als nöthig zur vollftännigen Sicherftellung der eingeflagten Forderung 
nebft Zinfen bewilligt und vorgenommen worden ift. 


Nr. 3167. 
Zahlung der Schuld eined Dritten. Bertretungsleiftung 
durch den befriedigten Gläubiger. 
aid, v. 18. Nov, Ber Aal 8872 pen ui des dad — des 8 Zubu au 


i 1868, 
6. Me a Fl a ges Hö 


Dem C, weh dem A Hölzer zur leferung an B über: 
geben hatte, verweigerte B die Zahlung des feſtgeſetzten Preifes von 
587 fl., weil C fih nit mit dem Empfangſchein des B ausweifen 
konnte. Darauf belangte C den A, welcher den Empfangfchein des B 
haben follte, anf die Zahlung; A verſprach ihm in dem zu Stande 
gelommenen Bergleih die Zahlung, wenn er innerhalb einer be» 
flimmten Frift den Empfangfchein nicht beibringen würde, und lei- 
ftete diefelbe nach verftrihener Frift dem C, der ſodann bei Gericht 
dem A die zu Protokoll gebrachte Erflärung abgab, daß er die 587 fl. 
von ihm und nicht von B erhalten und dag nunmehr A diefe Summe 
von B zu forbern babe. Auf diefen Sachverhalt gründete ſich die 
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Klage, womit num A von B die Zahlung ber 587 fl. begehrte. Der 
Beklagte B leugnete den Empfang refp. die an ihn erfolgte Ablie- 
ferung der Hölzer, die Entſtehung der Forderung des C und beren 
Uebergang an den Kläger. Nachdem C zur Replik fi dem Kläger 
als Bertretungsleifter beigefellt hatte, beftritt B in der Duplik beflen 
Eintritt als eine unzuläffige Neuerung und aus dem Grunde, weil € 
dem Kläger nicht regreßpflichtig ift; auch rügte er vie Berfpätung des 
Eintrittes. — In erfter Inſtanz wurbe der Kläger abgewiefen, weil er 
die 587 fl. dem C als Erfag dafür gezahlt habe, daß er ihm zur 
Begrüntung des Zahlungsanſpruches gegen B den erforberlichen Be- 
beif (Empfangſchein) nicht verfhaffen konnte, mithin fein aus dem 
Titel der Interceifion nah 88. 1358 und 1423 a. b. G. B. ge- 
ſtelltes Begehren nicht begannet ſei. — Das O. L. G. erkannte auf 
den Zeugenbeweis, den Kläger über die Ablieferung der Hölzer an 
den Beklagten angeboten hat. 

In Erwägung, daß über die Berechtigung des Klägers, von B 
pie 587 fl. zu fordern, nad) dem von Erfterem beigebrachten Gerichts- 
protofoll (worin C die von A ihm geleiftete Zahlung beftätigte und 
erflärte, daß nun dieſer die 587 fl. von B zu fordern habe) und 
vermöge bes Eintritte® des C im Proceß als DBertretungsleifter des 
Klägers kein Zweifel obwalten fann; daß der $. 49 weſtg. G. O. 
nur die Zeit der Streitverfünbuug zwiſchen bem Vertretungswerber 
und dem Bertretungsleifter regelt, keineswegs aber ven freiwilligen 
fpäteren Eintritt des Letzteren ausfchließt, deſſen Zuläffigkeit in tem 
Hofdecret vom 8. Februar 1809, 9. ©. ©. Nr. 882, Har aue- 
geſprochen if; daß ebenfomwenig die Zuläffigfeit der Vertretungsleiftung 
Desjenigen, von welchem nad ven 88. 1358 und 1423 a. b. G. B. 
die Abtretung feiner Anfprüche und Behelfe gefordert werben burfte, 
im Sinne des citirten $. 49 weſtg. ©. O. beftritten werben Tann; 
daß der Beitritt des O als Vertretungsleifter des Kläger um fo 
minder eine unzuläffitge Neuerung begründete, als damit keineswegs 
die Behauptung einer neuen Thatſache in ven Proceß eingeführt wurde, 
da der Kläger in der Klagſchrift geltend gemacht bat, daß C mit ber 
Einflagung der 587 fl. einnerftanden ift, — hat der oberſte Gerichts⸗ 
hof das Beiurtheil der zweiten Inſtanz beftätigt. 


Nr. 3168. 
Wirkfamfeit des von einem Militärftrafgerichte gegen einen 
Minderjährigen gefällten Erfenntnifje über die privatrect- 
Iihen Anfprüche. 

Eutſch. v. 19, Nov. 1868, Nr. 9195 (Beft. des des L. G. Wien vom 
10. Sec 1867, Nr. 60958, Abänd. Dee ur . ve 2.2. 6. Win vom 
>, Mai 1888, Mr. 7259). ©. 3. 1889, Nr. 9. 

Der minderjährige B ward kriegsrechtlich des Militärverbrechene 
der Verwirkung der Achtung Anderer ſchuldig befunden und verurtbeilt, 
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dem A 770 fl. für Koft, Wohnung und gegebenes Darlehen zu er: 
jegen. A erwirlte die Pränotation dieſes Urtheild und klagte auf 
Seredtfertigt: Erklärung. 

Die zweite Inſtanz wies das Begehren zuräd, die beiden 
anderen Inftanzen gaben ibm ftatt. — Gründe der zweiten Ju: 
ftanz: Die vorliegende Klage ift gegen den Bormund bes minder: 
jährigen B geridhtet und ftrebt offenbar die Zahlung des ausgeſpro⸗ 
henen Betrages aus dem der vormunbfchaftlidhen Objorge unterlie- 
genden Pupillarvermögen des Mündels des Gellagten an, was ſchon 
daraus hervorgeht, daß die ©eredtfertigthaltung der Pfandrechts⸗ 
pränotation zugleih begehrt wurde. Zur Begründung des Klag⸗ 
begehrens beruft ſich Kläger lediglich auf den Auszug aus dem kriegs⸗ 
rechtlichen Urtheile, aus welchem nichts weiter zu entnehmen ift, als 
Daß der 22jährige Unterlieutenant B für verpflichtet erkannt wurde, 
dem Kläger 77O fl. zu erfegen; dasſelbe gibt den Titel, worauf 
dieſe Erſatzpflicht fi gründet, niht an. Der Xitel liegt aber, 
wie Kläger replicando zugefteht, nicht etwa in einer ftrafbaren 
Handlung, jondern in einer dem Mündel des Gellagten angeblidy 
gewährten Wohnung, Koft und gegebenen Darlehen. Da nad) 
5. 244 a. b. ©. B. ein Minverjähriger nicht berechtigt ift, ohne 
Genehmhaltung der Vormundſchaft eine Verpflichtung auf fih zu 
nehmen; ba weiter nad) 8. 243 ebenvort der Minderjährige weder 
ale Kläger noch ale Gellagter vor Gericht erfcheinen darf, und im 
Falle feines Erſcheinens feine diesfälligen Aeußerungen in Bezug auf 
fein Vermögen wirkungslos find; da weber aus dem Urtheildauszuge 
hervorgeht noch vom Kläger behauptet wurde, daß der Minderjährige 
bei jener Verhandlung, welche dem friegsrechtlihen Erkenntniſſe vor: 
angegangen ift, durch feinen Vormund vertreten wurde, demnach bie 
allfälligen Erklärungen tiefes Mündels in Abfiht auf fein Pupillar- 
vermögen bei diefem rein civilrechtlihen Anſpruche des Klägers wir: 
kungslos fine; da endlich dieſes Urtheil nicht gegen den Vormund ale 
Dertreter des Minderjährigen gerichtet ift, auch nicht behauptet ward, 
daß dasfelbe ihm zugeftellt wurde: jo geht es nicht an, durch das 
friegerechtlihe Urtheil den Anſpruch des Klägers auf Erſatz des Be: 
trages per 770 fl. in der Art für erwiefen zu halten, daß die Vor⸗ 
mundſchaft die Zahlung aus deſſen Pupillarvermögen zu leiften hätte, 
jonvern es lag dem Kläger ob, in anderen Wege feinen Anſpruch 
wider ben gefeglichen Vertreter des Minderjährigen zu erweilen, was 
berjelbe aber nicht gethan hat. Gegen den Minderjährigen mag das 
Urtheil verpflichtend fein, foweit er ſich als Minverjähriger nach $. 246 
a. b. G. B. felbft verpflichten lonnte; aber fein Pupillarvermögen ift 
feiner Dispofition entrüdt, und es kann ber gejeglihe Schug bes 
MWoifenvermögens dadurch nicht vereitelt werden, daß der Minderjährige 
durch Erklärung vor Gericht fi ohne Zuftimmung der Vormundſch aft 
feines Vermögens entäußert. 
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Gründe der dritten Inflanz: Der Berpflitung, in ber 
Klage die Thatfache, aus welcher er feinen Aniprud ableitet, aus⸗ 
zuführen, und im Wiberfprechungsfalle auch zu beweiſen, ift Kläger ſchon 
dur Anführung und Beibringung des kriegsrechtlichen Urtheils nad: 
gefommen, wodurch ihm vom Militärftrafgerihte ein Erſatzanſpruch 
per 770 fl. wider den minderjährigen B zuerfannt wurde. &6 ift nicht 
Sache des Civilrichters, die Rechtmäßigfeit dieſes Erfenntniffes, deffen 
von competenter höherer Inſtanz erfolgte Abänderung oder Aufhebung 
in dieſem Proceffe gar nicht behauptet und noch viel weniger bewiefen 
wurde, zu prüfen, und bei dem Beſtande desfelben muß angenommen 
werben, daß der Erfaganfpruch des Kägers wider den Minderjährigen 
vor dem Strafgerichte gehörig erwielen wurde und daß dieſes über 
die Privatanfprüde des Klägers zu erfennen berufen war. Auf bie 
88. 243 und 244 a. 6. ©. B. Tann fidh der geflagte Bormund nicht 
berufen, weil fi die Unfähigfeit eines Minderjährigen, vor Gericht 
als Geklagter zu erfcheinen, nicht auf Straffälle erfiredt, und weil 
das vorliegende Klagbegehren auch nicht auf ein von dem Minder: 
jährigen ohne Zuflimmung des Vormundes gemachtes Zahlungsver- 
iprechen, fondern auf feine gerichtliche Berurtbeilung zur Erfagleiftung 
geſtützt erfcheint, welche Verurtheilung nur auf dem Zuſammenhange 
der Erſatzpflicht mit einer ftrafbaren Handlung beruhen fann. Daß 
der Minderjährige die Schuld, wegen welcher er zum Erſatze von 
770 fl. verurtheilt wurde, für Koft, Logis und Darlehen contrahirte, 
fchließt ten Anfprud aus einer ftrafbaren Handlung des Verurtheilten 
keineswegs aus, indem eben in der Art der Schulpcontrahirung auf 
Seite des nad eigener Anführung des Geklagten wegen des Militär- 
verbrechens der Verwirkung des Anſpruches auf die Achtung Anderer 
verurtheilten Minderjährigen eine firafbare Handlung gefunden werden 
fonnte. Der zweite Eat des 8. 248 a. b. G. B. enthält die bent- 
lihe Beſtimmung, daß auch Minderjährige in Hinfiht auf verbotene 
Handlungen mit ihrem Bermögen verantwortlich find, und es erfcheint 
biefe Berbindlichfeit weder im Gefee nod in dem Urtheile der lage 
auf das ber freien Verfügung des Minderjährigen unterliegende Ber- 
mögen befchränft, daher da® unter der Verwaltung des Bormundes 
ftehende Bermögen nicht ausgeſchloſſen fein kann, und es aud nicht 
darauf anlommt, ob der Bormund fon bei der Strafverhandlung 
fih Über den Anfprud des Erfagwerbers zu äußern Gelegenheit 
hatte nnd ob das ftrafgerichtliche Erfagerfenntniß ihm zugeftellt wurde, 
da die Wirkung der Strafurtheile aud in privatrechtlicher Beziehung, 
nicht durch eine Intervention des Bormundes eines Straffälligen ober 
bie Zuftellung des Strafurtheil® an ihn bedingt ift, und wenn wirflich 
bie Berurtheilung des Minderjährigen auf feinem Geflänpniffe beruht, 
das dor dem Strafgerichte abgelegte Geſtändniß eines Minderjährigen 
zu jeiner Beweiskraft nicht blos in ftrafredhtlicher Beziehung, ſondern 
auch binfichtlih der privatrehtlihen Wolgen einer Zuſtimmung ves 
Bormundes nicht bedarf. 
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Nr. 3169. 
Actio negatoria: Unwirkſamkeit der Erfigung gegen den 
Singular-Succeffor. 
Male dv. 19. Nov. 1868, Nr, 10341 (Bet. des th des B. ©. Jidin 


29, Min 1868, Nr. 17 ‚”’ Meine, ie —2 32 54 Prag v. 7. Salt 


A, ——— —*8 einer * von C verkauften 
Liegenſchaft, belangte den B mit der negatorifhen Klage wegen Freiheit 
ſeines Grundſtückes von ber im öffentlihen Buche nicht ausgezeichneten 
Servitut des Fahrweges. Dagegen wendete der Bellagte die Er- 
werbung der Dienftbarkeit durch mehr als 30 jährige Ausübung ber- 
felben ein (88. 1498 und 1470 a. b. ©. B.). — Das Geridt erfier 
Inftanz erfannte nah dem Slagbegehren, da8 D. 2. ©. gegen 
dasjelbe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil ber erſten In- 
ftanz. Gründe: Das aus Erfigung oder Verjährung erworbene Recht 
fann Demjenigen, welder nod vor deſſen Intabulation eine Sadıe 
oder ein Recht im Vertrauen auf die öffentlihen Bücher an fich ge- 
bracht hat, zu feinem Nachtheile gereichen, $. 1500 a. 6. ©. B. Da 
‚ nun A die Liegenſchaft, bei welder die Servitut des Fahrweges nicht 
eingetragen ift, im Vertrauen auf die öffentlihen Bücher erworben 
bat, und auch nicht vorliegt, daß er bei Uebernahme ver Realität von 
dem factifhen Beftand der Dienftbarkeit Kenntnig baten ober mit 
Anwendung ber erforberlihden Aufmerkſamkeit ſich verfchaffen konnte, 
mithin die gegen feinen Zabularauctor von B begonnene und aud 
vollendete Erfigung gegen A nicht fortgefeßt noch geltend gemacht 
werden Tann ($. 1500), fo mußte das erftgerihtlihe Urtheil be— 
ftätigt werben. 


Nr. 3170. 
Legitimation zur Procekführung durch die Vollmacht eines 
vor Einbringung der Klage Berftorbenen: Beitritt der Reprä- 
fentanten des angeblichen Kläger im Laufe ded Procefjes. 


Entid. v. 25, — 1868 ot. 8584 Beh. bes dad Urth. des H. G. Wien 
v. 1. Mai 1868 120635 ns zeg Ba 8, = Bien v. 15, Juli 
1868, ni 4 


A ftarb am 5. Auguſt 1865; im —— 1866 ward über 
ſeinen Nachlaß der Concurs eröffnet. Am 24. Juni 1865 hatte er 
jedoch einem Advocaten Vollmacht und Information zu einer Klage 
gegen B ertheilt und dieſe Klage war einfach auf feinen Namen am 
19. April 1866 eingebradht worden. Der Bellagte machte den Mangel 

@lafer, Unger u. Walther Entf. VI. 830 
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der Legitimation zur Procefführung geltend, worauf in der Replil 
die oben angeführte Information und zulegt noch die Bollmadt des 
Concursmaſſeverwalters beigebracht ward. — Die erfte Inſtanz berüd- 
fihtigte die Einrede nicht. Sie bemerkte: Der Hägerifhe Vertreter hat 
war ben vor Ueberreihung der Klage erfolgten Tod des A zuge: 
Handen: allein va fpäter der Berwalter der in Concurs verjallenen 
Berlafienfhaft des A dem Procefie bei, beziefungsweife in denfelben 
als Kläger eintrat, fo erfcheint der gerügte Mangel ber Legitimation 
befeitigt. Auf den Broteft des Gellagten gegen diefen Beitritt konnte 
feine Rüdfiht genommen werden. — Auf die Nullitätsbefchwerbe des B 
bob das O. L. ©. das Urtheil fammt der Verhandlung einſchließlich 
der Klage auf. Gründe: Da A am 5. Auguft 1865 geftorben war, 
“ Tonnte die Klage vom 19. April 1866 nur von beifen Erben einge 
bracht werben, indem bie Concurseröffnung über feine Berlaflenfhaft 
erft im November 1866 erfolgt if. Da nun A felbit ale Kläger um 
Rubrum ver Klage erfcheint, deſſen Vollmacht aber nah 8. 1022 
a. b. ©. 2. bereits erlofhen war, eine Bollmaht der Erben aber 
nicht vorliegt, jo erjcheint die Eiuwendung ber mangelnden Klag⸗ 
legitimation begründet. Was nun die weiter behauptete Convalidirung 
der Klage durch Beitritt der Concursmaſſe des A betrifft, fo muß 
hervorgehoben werben, daß vom Vertreter des Klägers ein Begehren 
für die Concursmaſſe nicht geftellt wurde, und daß die Actieninrotu: 
rung mit Bezug auf das urjprüngliche Klagbegehren erfolgte. Die 
bei Ergänzung der Berhandlung aufgeftellte Behauptung, dag nur 
aus Irrthum die factifhen Berhältniffe nicht angegeben wurben, kann 
feineöwegs genügen, um zur nachträglichen Inrotulirung für einen 
nicht benannten Kläger fchreiten zu dürfen und den Eintritt der Con⸗ 
curdmaffe als Klägerin zu begründen, da hiedurch vie Stellung der 
Parteien eine wejentlich verfchiedene wird, und insbeſondere der Ge- 
Magte an der Beweisführung dur‘ den Haupteid, welde er fi 
ausprüdlih vorbehalten bat, gehindert erfcheint, indem dieſe Be: 
weisführung Desjenigen ermangelt, welchem der Eid aufgetragen 
werben follte. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte da8 obergerichtliche Nul- 
Titätserfenntniß aus den darin angeführten Gründen und weil in Der 
Klage ſchon der mehr als acht Monate früher erfolgte Top des A 
ordnungswidrig verjchwiegen, und babırch deren unbeanfländete An- 
nahme bewirkt worben war. 
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Nr. 8171. 
Unerlaubte Verabredung bei einer Teilbietung ? 


Cutih. b; 5 Ru. 1868, Nr. 10628 (Beft. des bad Urth. ded 8. G. Ehrndii 
808, Re. 1527 1527, abänd. Urt. vn D 5 brag vb. 8. Jun 
888, Nr. 16830), &. 5. 1869, ©. 59 

Die Ringe des A gegen B pto. Zahlung von 260 fl. war 
auf folgenden Sachverhalt begründet: Nach den Bebingniffen der auf 
erecutiveß Anfteben des A ausgejchriebenen Feilbietung einer Liegen« 
haft Tonnte verfelbe die Kaufluftigen vom Erlage des Vadiums be- 
freien. Bei Ser dritten Verfteigerung entband nun A den Mitbietenden 
B vom Babium und der Letztere erfand die Liegenſchaft. Wie aber 
A anführte und durch Delation des Haupteides an B beweifen wollte, 
gefhah die Befreiung vom Erlag des Vadiums gegen das Ber- 
ſprechen des B, daß er die Sagpoft des A per 260 fl., für die das 
Meiftgebot nicht hingereicht haben wurde, demſelben auszahlen werde. 
Gegen die Klage machte B bie Einwendung daß ihm von A das 
Vadium geile nachgelaffen wurde und bag im anderen alle 
nah 8. 878 a. b. G. B. und Hfv. vom 6. Yuni 1838, 9. ©. S. 
Nr. 277, ungiltig fei. — Der letteren Einwendung ftattgebend, ver- 
warf das Gericht erfter Inſtanz das Slagbegehren, wogegen das 
O. 8. ©. auf den obigen Haupteid erkannte und bei erbrachtem 
Beweis den B zur Zahlung ver 260 fl. verurtheilte. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten In— 
ftanz. Gründe: Wird mit dem fententionirten Saupteid das Ueber- 
eintommen der Parteien feftgeftellt, fo ift der Klaganſpruch Su 
fommen gerechtfertigt, weil dasſelbe nit im Sinne des 8. 8 
a. b. ©. 3. und des Hfd. v. 6. Juni 1838, Nr. 277, zu den * 
botenen, reſp. ungiltigen Verträgen gehört. Denn es enthält durchaus 
feine der öffentlichen Verſteigerung der Liegenſchaft nachtheilige Ber- 
abredung ; insbefondere war das Mebereintommen nicht dahin gerichtet, 
den B vom Befud der Berfteigerung als Mitbieter oder vom Mit- 
bieten abzuhalten und ihn zum Mitbieten nur bis zu einer beftimmten 
Höhe, refp. nad einem gegebenen Maßſtab zu vermögen, was alles 
dem Intereſſe des executionsführenden A wie jenem der übrigen Tabular- 
gläubiger wiberftrebt hätte; ganz im Gegentheile hatte es ven Zwed, 
auch dem das Geld zum Vadiumserlag eben nicht befigenden B vie 
Theilnahme an ver Ricitation ohne jedwede Beſchränkung des Mit- 
bietungsrechtes zu ermöglichen, aljo durch ihn bie Eoncurrenz zu ver 
mehren und ein möglihft günſtiges Ergebniß der Beilbietung ber» 
beizuführen. 
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Nr. 3172. 


. Berpflichtung des von der Tagfahrt audgebliebenen Beklagten 
zum Erfag der Koften, ungeachtet die Tagfahrt nur auf 
Verlangen des Klägers verlegt warb. 


v. 25. Nov, 1968, Nr, 11546 (Beft. bed Dect. de B. G. — 
en 21. Auguf 1868, 9 Br. a des Des: u en DR 
Nr. 1 


Der Kläger A bat auf Ausbleiben des —* B von einer 
zur Abgabe der Duplik erftredten Tagfagung um Verlegung derfelben 
und Zuſpruch der Koften der vereitelten Tagfagung, welche Koften Die 
erfte Inſtanz ihm auch zuerfannte. Auf ven Recurs des B zählte die 
zweite Inflanz ihn von dieſem Erfage los. Gründe: Der Kläger 
bat bei der Tagſatzung felbft anerkannt, Daß weder ber Geklagte er: 
Schienen ift noch ein Begehren vesfelben um Erftredung der Tag: 
fagung vorgelegen fei. Hat num ber Kläger dennod die Tagfagungs- 
erfttedung begehrt, fo muß er felbft die biesfälligen Koflen tragen 
und kann nah 8.29 a. ©. O. ver Geklagte nicht angehalten werben, 
die Koften zu erfegen, da feinerjeits ein Erftredungsbegehren nicht 
vorlag und Slläger jelöft freiwillig, fomit in feinem Intereſſe — wie 
anzunehmen iſt — bie Erftredung veranlaßt hat. 

Auf den Reviſionsrecurs des A, der geltend machte, daß bie 
Erſtredung doc nur dem Geklagten zugute fam, welcher hätte con- 
tumacirt werben können, bat ber oberfte Gerichtshof den erftrichter- 
lichen Beſcheid beftätigt. Gründe: Daß die Erftredung der durch das 
nit entſchuldigte Ausbleiben des Geklagten vereitelten Tagſatzung 
zunächſt nur ein Vortheil für den Geklagten war, den ihm Kläger zur 
Vermeidung mehrerer Weitläufigkeiten gegen Erſatz der Erſtreckungs⸗ 
koſten zugeſtanden, ergibt fi aus dem Tagſatzungsprotokolle und aus 
der Natur der Sade; und da der Gellagte fih auch die Erftredung 
gefallen Tief, fomit den ihm bebingnigmweile dargebotenen Bortheil 
acceptirte, war feine Beſchwerde gegen die Auferlegung des zur Be- 
bingung gemachten Koftenerfages nicht gerechtfertigt. 


Nr. 3173. 
Behandlung eines Yriftgefuches, welches einen Tag nach dem 
am legten Tage der Friſt eingelaufenen Inrotulirungsgeſuche 


einlangt. 
Eutſch. v. 25. Nov. 1868, Nr. 11547 (Beft. d De , 
a uft 1868, Nr. 79256 und — Ind, des Ser — 


—*— v. W. Sept, 1888, Nr. 18761). G. 3. 600 u 8 = 1809, © 
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Nr. 3174. 

Anfang der Frift zum Gefuh um Reſtitution gegen eine 
verfänmte Friſt im alle ded Recurſes gegen die die Folgen 
der Verſäumniß ausfprechende Verfügung. 
gu ch. v. 3* SH 1088 Nr, 11675 (Bet. der Decr. des H. G. Wien v. 
uguft 1868 4177, und des D. 8. ©. Wien v. 15, Dcteber 1868, 
fr. 18307). ©. 2. 1800 1869, Rr. 5, 

A überreichte ein Biedereinfegungsgefud wider B am 14. Jänner 
1868. Legterer rügte in den Erinnerungen gegen basfelbe auch deffen 
verfpätete Einbringung, da A ben Beſcheid, womit wegen nicht er⸗ 
ftatteter Satzſchrift wider ihn die Inrotulirung der Acten bewilligt 
worden war, fhon am 30. November 1867 erhalten, und damit auch 
die Kenntniß des Verfäumniffes erlangt Hatte, aljo binnen 14 Tagen 
danach die Reftitution hätte begehren follen. A entgegnete, baß er 
gegen die Bewilligung ber Inrotulirung den Recurs ergriffen, und 
nachdem ihm deſſen Abmeifung zugeftellt worden, innerhalb 14 Tagen 
das vorliegende Geſuch, alſo in gefeglicher Zeit eingebradt habe, 
weil er früher, nämlich vor Erledigung des Recurſes, das Verfäumniß 
nicht als zu Recht beftehend angejehen konnte. — Die erfte und 
zweite Inſtanz wiefen das Geſuch als verfpätet zurüd, weil felbes 
nach dem Haren Wortlaute des Patente vom 1. Yuli 1790, 9.©. S. 
Nr. 31, und der Refolution vom 31. Detober 1785, 3.©.©. Nr.489, 
lit. bh, binnen 14 Tagen von jenem Tage eingebradht werben muß, 
wo ber Partei oter ihrem Rechtsfreunde die VBerabfäumung der Fall⸗ 
frift befannt geworben ift, was im vortiegenden Falle am 30. November 
1867 geſchah. 

Der oberfte Gerichtshof hat den aufßerorbentlihen Reviſions⸗ 
recurd des A verworfen. Gründe: A ift bereits durch Zuftellung 
der Inrotulirungsbewilligung aufmerffam gemadt worden, daß er eine 
Frift verfäumte, und hatte alfo damals ſchon Veranlafjung, zur Be⸗ 
feitigung der Folgen das Erforberlie einzuleiten. Es Tann fomit in 
den untergerichtlichen Entſcheidungen eine offenbare Ungerechtigkeit nicht 
erblidt werben. 


Nr. 3175. 
Begründung des Gerichtsftanded durch zugefügte Beſchädigung. 


Eutſch. v. 1 gu. 1868, Nr. 10648 (Belt. des Urth. des B. ©. Welwarn 
v. 8. Der. Nr. dell, Abänd, deö Meih. bed D. 2, ©. Brag vom 
Ex Zul 1868, Mr 1 8675). ©. 5. 1869, ©, 30, 

Die Klage des A gegen die Firma einer chemiſchen Producten: 
fabrit pto. Erfag des dem Kläger an den BZwetfchlenbäumen feines 
Grundſtückes durch die Ausdünſtungen, namentlih der Salzfäure, im 
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Betrieb der Fabrik zugefügten Schadens wurde bei dem B. G., in deſſen 
Sprengel das Grundſtück des Klägers gelegen iſt (8. 45 der 9. N.) 
nicht beim ordentlichen Gerichtsſtand der Firma angeftellt, welche va: 
gegen die exceptio fori vorbradhte, indem fie die Anwendbarkeit te 
citirten Paragraphen beftritt. 

Der oberfle Gerichtshof verwarf die Einrede. Gründe: De 
8. Ab der J. N. unterfheidet nicht zwiſchen mittelbar ober unmittel⸗ 
bar durch Menſchen over Thiere zugefügte Beſchädigungen; und daß 
bie mittelbar durch Menſchen zugefügte Beſchädigung in fein Bereid 
falle, kann ſchon deshalb nicht bezweifelt werden, weil der Paragraph 
eben auch von Beihädigungen durch Thiere fpricht, wegen welder 
wit die Thiere, fondern nur ihre Befiger auf Erfag belangt werben 
können, in Bezug auf die Letzteren aber die Beſchädigung fi nur 
als eine von ihnen mittelbar zugefügte, von ihnen verfchuldete dar: 
ftellt. Die beflagte Fabrik kann vie angebliche Beſchädigung ber 
Zwetſchkenbäume nur durch ihren Betrieb herbeigeführt haben; es if 
daher die Beſchädigung durch Menſchen wenigftend mitielbar zugefügt 
worden, obgleich es übrigens nicht ſchwer wäre, bier felbft eine un: 
mittelbare Schadenzufügumg zu bebuciren. Die Anſicht der beflagten 
Birma, daß der 8.45 nur duch firafbare Handlungen verurfadte 
Beihädigungen vor Augen babe, ift ganz ungegrünbet, weil ber 
Paragraph (nad) feinen Schlußworten) gerade nım jene Angelegenheiten 
in feinen Bereich gezogen wiffen will, die nicht in den Wirkungstreis 
der Strafgerichte gehören. 


Nr. 3176. 
Begründung des Gerichtsftande® durch zugefligte Beſchädigung. 
Ent Entjh, d v1 a ‚1B6t dei, 10844 —— des Urth. —F B. G. * 


12 es 8 ur des O 
* — , Sr. 18877) Gerihisbete "eh. fs. 
Sachverhalt 77 A a wie "ei der vorſtehenden Wr. 








Nr. 3177. 

Unzuläffigkeit der Intabulation gegen den Nacherben an Stelle 
einer gegen den Vorerben erwirkten, ungerechtfertigt gebliebenen 
Pränotation, 

N —A * a 1868, —— (Def. den ber Fr *8* L. rl, 

J. Zeitſcht. f. d. de 1860. X 16. 


N * 8 —— des M, als Eigenthümer der Guter 
X mit dem Beiſatze intabulirt, daß ihm für den Fall feines Xobel 
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ohne männlihe Nachkommenſchaft laut Teftament des Erblaſſers feine 
Brüder als Nachfolger in den bejagten Gütern fubftituirt find. Auf 
Grund eines gegen N erwirkten Wechjelzgahlungsauftrages begehrte 
der Gläubiger A gegen benfelben die executive Intabulation bes 
Pfandrechtes an den Gütern X. Statt der Intabulation wurde ihm 
nur die Pränotation bewilligt, weil dem Schuldner defjen Brüder als 
Erben mit grundbücherlicher Anmerkung fubftitwirt jeien, weshalb er 
ſelbſt die bewilligte Pränotation aud gegen die Naderben zu redit- 
fertigen haben werde. N ftarb mit Hinterlaffung eines Sohnes B, 
welcher ihn beerbte und, da die von M angeorbnete fiveicommiffarifche 
Subſtitution nah 8. 615 a. 5. ©. B. hiemit erlofhen war, als un- 
beihräntter Eigenthiimer der Güter X intabulirt wurde. Nun be: 
gehrte A, mit Bezugnahme auf die vorhin erwähnte Pränotaion 
(deren Rechtfertigung ſeinerſeits unterblieben war) gegen B die ere- 
cutive Intabulation des Pfandrechtes an den Gütern X für feine 
befagte Wechfelforderung. Sein Gefuh wurde in allen Inſtanzen 
abgewiefen. Gründe der dritten Imftanz: Es ift zwar bie 
gegen den Fiduciar⸗Erben N erfloffene wechjelrehtlihe Zahlungsauf⸗ 
lage im Laftenftande der Güter X zu Gunſten des A pränotirt worden, 
allein durch dieſe Pränotation konnte das bedingte Pfandreht an 
diefen Gütern nur injoweit erworben werben, als ven Fiduciar-Erben 
und Schuloner ſelbſt Rechte hierauf zuſtanden, welche aber nur in 
dem Rechte der Nutznießung beftanden. Es läßt ſich daher daraus, 
daß jeßt der Nacherbe B, Sohn des Fipuciar-Erben, als unbeſchränkter 
Eigenthümer ber Güter X intabulirt ift, nit der Schluß ziehen, 
taß dem A nunmehr das Recht zuftehe, gegen den Nacherben B, 
gegen ben fein Erfenntniß vorliegt, die erecutive Intabulation obiger 
Zahlungsauflage zu begehren. Diefes Begehren kann aber auch nicht 
aus dem Geſichtspunkte als begründet angefehen werden, daß ber 
gegenwärtige Eigenthümer, als Erbe feines Vaters, für deffen Schulden 
einzuftehen habe und feine Intabulirung als unbeſchränkter Eigen: 
thümer der Güter X in Folge ded Erbseinantwortungädecreted ad) 
feinem Bater N vollzogen wurde, weil die Güter X demſelben dod 
eigentlih nur in Folge des Teſtamentes des M, nicht aber aus dem 
Naclaffe feines Vaters N zufielen, zu welchem er in dieſer Be⸗ 
ziehbung, ebenfo wie die anderen fubftituirt gewefenen Erben, als eine 
dritte Perfon anzufeben tft, zumal in dem Einantwortungsdecrete 
nad feinem Vater N die Rechte dieſes Letzteren nur in Ueberein⸗ 
fimmung mit dem Erbeinantwortungsvecrete nach M betrachtet werden 
konnten. 
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Nr. 3178. 


Einfluß eines neuen Geſetzes auf die Vollftredung eined vorher 
ergangenen Erfenntniffe® und auf die Behandlung des Rechts⸗ 
mitteld gegen einen vorher ergangenen Executionäbefcheid. 
Eutſch. v. 1. Dec. 1868, Nr, 11674 (Beſt. der gleichfürmigen Decr. dee 
B Shmanenfadt v. v. 26, N 1868 HE. ; und be D 2. 6. Wien 

389, Nr. 2, 

A hatte das Erfenntniß erwirkt, B * eu, bie Bewilligung 
ber Berwaltungsbehörbe zur Abtrennung eines Theiles feines Grundes 
zu erwirken. Am 20. September 1867 bat er um Erecution biejes 
rechtskräftigen Urtheils, und dieſem Geſuch entfprechend erließ bie 
erfte Inſtanz am 26. September an B unter Androhung einer 
Geldftrafe den erforberlihen Auftrag. A berief fih in einem Recurſe 
auf das inzwiſchen publicirte Randesyefeg von 26. September 1868, 
!. ©. DI. für Oberöfterreih Nr. 15, weldes die Theilung des 
Grundes von der Bewilligung der Berwaltungsbehörben ganz unab⸗ 
bängig made. 

Die beiden höheren Inſtanzen beflätigten den Erecutionsbefgeid, 
bie dritte deshalb, weil vie in Beſchwerde gezogene richterliche Verfügung 
den zur Zeit der Erlaffung verjelben beſtehenden Geſetzen ganz ent⸗ 
ſprechend iſt und dem B nur vorbehalten bleibt, im geeigneten Wege 
die Aufhebung der Execution anzuftreben. 


Nr. 3179. 


Einfluß des Todes des Delaten auf den Ausfall des Haupt- 
eides: Würdigung ber in der Information abgegebenen 


Erklärung. 
. 1. Dec. 1868, Nr. 11749 (8 d lei armig . deB 
rn y abrud ». 38 nli 1868, Kr dor 7 in res 8 —Ax 


a 15, Och, 1 , Nr. 18640), os ee, Mr 108 


Der Bormund und bie Mutter des A hatten wider B das Ertenntniß 
erwirkt, daß er Vaterpflichten an A zu erfüllen habe, wenn durch den 
ihm aufgetragenen Haupteid bewieſen wird, daß er am 14. Auguſt 1865 
der Mitklägerin beigewohnt habe. Er trat dieſen Eid am 17. April 
1868 an, die zur Ablegung desſelben angeordnete Tagſatzung wurde 
auf Begehren der Kläger A zweimal erſtreckt, und dann vom Ber: 
treter des B auf Grund des Nachweiſes, daß derfelde am 12. Mai 
1868 geftorben ift, jevod in den am 4. December 1866 und 16. Iuni 
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1867 ertbeilten Informationen fid) zur Ablegung des Eides erboten 
hatte, die Bitte geftellt, ven Eid für abgelegt zu halten. In ber 
erften Information hatte B — dem ber Haupteid auch darüber aufge: 
tragen worden, daß er am 14. Auguſt gegen die A Gewalt ange» 
wendet babe — erklärt, den Kid, daß er feine Gewalt braudte, 
anzunehmen, in der zweiten fagte er: „Ich kann mich nicht erinnern, 
daß ich der Klägerin am 14. Auguft 1865 überhaupt fleifchlich bei- 
wohnte; ich erkläre demnach, ven mir aufgetragenen Eid mit beftem 
Gewiſſen ablegen zu können.” Da aber B in der Information doch 
geftand, daß er der A während ihrer Dienftzeit öfter beigewohnt habe, 
proteftiven die Kläger gegen das Begehren, zumal dieſes Geſtändniß 
ein Beweismittel für die ven B verpflichtende Handlung fei, welches 
fie früher nicht wiffen und finden fonnten, baher fie zur Führung 
dieſes Beweiſes zuzulaffen feien und der Eid des B keinesfalls mehr 
plaßgreife. (8. 231 a. G. O.) — Die erfte Inftanz erfannte, daß der 
Eid als von B abgelegt zu betradten fei, auf Grund der zweiten 
Information (8. 233 a. ©. DO. und Hofdecret vom 5. März 1795, 
9. ©. ©. Nr. 222), dann weil der angebotene Gegenbeweis ſich 
nicht als foldyer gegen ven Beweisſatz des Eides herausftelle, demnach 
auf felben nicht erfannt werden könne. — Die zweite Initanz beftätigte 
biefe Entfheidung aus deren Gründen, und weil die zweite Erklärung 
des B beftimmt lautet, ein Beweis aber, daß Geflagter die A fonft 
fleifchlih gebrauchte, bier nicht von Belang erfcheint, da der Eid eben 
nur den 14. Auguft 1865 zum Gegenſtande hat. 

Der oberjte Gerichtshof verwarf die außerordentliche Reviſions⸗ 
beſchwerde der Kläger aus den obergerichtlihen Gründen. 


Nr. 3180. 


Boraudfegungen der Zeugenvernehinung zum ewigen Ge— 
dächtniß. 
ch. v. 2. Dec. 1 a ke. 730 —— pub, der gleihfürmi en Deer. 


hr .G. Renmartt v. Nr, 2809, uud des O. 1. . Kralan 
27, Februar 1868, Nr. 998). ©. ©. 1860 6.1 


A gründete fein während des Proceſſes mit B Nberreidhtes Ges 
fuh um Zeugenvernehmung zum ewigen Gedächtniß auf bie darin 
geäußerte Beſorgniß des Sterbens der Zeugen vor ausgetragenen 
Proceß. In der hierüber ftattgefundenen Verhandlung madıte B gegen 
die Vernehmung von einigen der Zeugen die Einwendung, daß die- 
jelben — was A felbft zugab — noch junge und gefunde Leute feien. 
Darauf hin wurde von beiden Untergerichten die Vernehmung diefer 
legteren Perſonen verweigert, vom oberften Gerichtshofe hingegen des⸗ 
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halb bewilligt, weil die von A in feinem Geſuch ausgeſprochene Be- 
forgniß durch den Einwand des B keineswegs entlräftet erjcheint, 
jomit fein gefegliher Srund (8. 251 weſtg. ©. O.) vorlag, die 
Abhörung der Zeugen zu verweigern. 


Nr. 3181. 


Verpflichtung des unehelichen Vaters zur Aufbeljerung der 
Berpflegung des im Findelhaufe befindlichen Kindes. 


utſch. v. 2. Dec, 1208, Nr. 9617 2024, bla, des das Urth. bei B. ©. Sechs⸗ 
van v. 81, in 1868 Ph: de8 ©. 2. ©. Wien v. 
ult 18,5 Kr. 17a) 1869, €. 360, 


Das 5. r. ©. bat dem in * 83 zur Zeit abgewieſenen 
Klaganſpruch der Vormnüdſchaft des im k. k. Findelhaus unterge⸗ 
brachten unehelichen Kindes A gegen deſſen Vater B um Zahlung von 
Alimenten zun Theil ftattgegeben und den B zur Zahlung von 3 fl. 
per Monat zur Anfbefjerung der für A von der Findelanſtalt gelei- 
ſteten Verpflegung verurtheilt. Gründe: Der Bellagte kann, je 
lange das Kind in der Anftalt verforgt ift, allerdings nicht zur Lei— 
ftung ber vollen Alimente angehalten werden, weil die Verpflegung 
nur einmal gefordert werten kann. Andererſeits ift aber nicht einzu- 
ſehen, warum er nicht verpflichtet werden fol, zur Aufbellerung ver 
Verpflegung in der Anftalt jenen Beitrag zu leiften, der erforderlich 
ift, um dem Kinde im Yindelhaufe jene Verpflegung zu verihaffen, 
die e8 außerhalb vesjelben erhalten hätte, da doch das Kind den 
Anfprudy auf eine dem Vermögen des Baters entſprechende Berpfle- 
gung bat, die ihm durch die befanniermaßen fehr farge Verſorgung 
in der Anftalt nicht zu Theil wird. Behufs diefer Aufbefjerung wird 
übrigens der monatliche Beitrag von 3 fl. für genügend eradıtet. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte vas obergerichtliche Urtheil 
aus defien Gründen. 


Nr. 3182. 
Gegenbeweid gegen die Vermutung der unehelichen Vater—⸗ 
Ichaft durch deu Nachweid der Reife? 
N | 3 8 —* 10645 (8 
—288 v ec. 8 ar, an dei, a ded y Ne. 38 8 G. 1 Sul 
3 1660. — ie 


Auf nertennung vn —*88 des am 5. December 1860 
geberenen A belangt, gab B zu, der Mutter des A am 23. April 
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1860 und fpäter noch beigewohnt zu haben, bot aber den Beweis 
durch Sachverſtändige darüber an, daß das Kind, weldes, wenn von 
ihm erzengt, höcftene 7 Monate 12 Tage nach der Zeugung geboren 
worden wäre, volllommen veif zur Welt gelommen fei. Der Beweis 
ward am 14. Februar 1868 aufgenommen und bie Sachverfländigen 
erflärten, daß der (damals 7 Yahre, 2 Monate und 8 Tage alte) 
A „feinem. Alter entfprechend groß, jedoch ſchwächlich gebaut, in allen 
Drganen vollfommen entwidelt, fomit feine Anzeichen vorhanden jeien, 
dag er ein in der erften Hälfte des achten Monates, oder noch früh. 
zeitiger, geborenes Kind ift, vaß vielmehr, eben weil das Gegentheil 
durd feinen Umftand unterftügt wird, angenommen werden muß, daß 
ee zur Zeit feiner Geburt vollkommen reif und ausgetragen war“. 
Die erfte Inſtanz wies hierauf das Klagbegehren zurück. Das 
D. 2. ©. entſchied zu Gunſten der Kläger. 

Der oberfte Gerichtshof beflätigte das Urtheil der zweiten 
Inftanz, weil der abgegebene Sachverftändigenbefund, wodurch eigent- 
(ich erwiefen werden fol, daß das Sind nicht in Folge der Beiwoh: 
nung des B, wenn biefelbe am 23. April 1860 und dann in ber 
Zeit bis 8. Juni 1860 geſchehen ift, fonvern in Folge der Beiwoh—⸗ 
nung eines anderen Mannes erzeugt wurde, nach dem Wortlaute des 
$. 163 a. 6. ©. B., wodurch ein folder Gegenbeweis ausgeſchloſſen 
ift, nicht entfcheidend tft; weil felbft, wenn dem Befunde der Sad: 
verfländigen eine entſcheidende Wirkung an fich beigelegt werben könnte, 
die Unterfuhung des Kindes und der Befund erft am 14. Februar 
1868, alſo über 7 Jahre nad der Geburt des Kindes erfolgten und 
der Befund nur dahin lautet, daß Feine Unzeihen vorhanden find, 
Daß A ein in der erften Hälfte des achten Monates over noch fr&b- 
zeitiger geborenes Kind fei, fondern da das Gegentheil durch feinen 
anderen Umftand unterfiägt wird, angenommen werden müfle, Daß A 
zur Seit feiner Geburt volllommen reif und ausgetragen war, ſonach 
ſelbſt durch dieſen Befund der Beweis, daß er anfer der obigen Zeit 
der Beiwohnung erzeugt wurde, nicht hergeftellt wäre. 


Nr. 3183. 
Berhältniß des Caufalgerichtsftandes zum Nachlakgerichte. 


Eutfch. v. 2. Dec. 1868, Ar. 11740 (Beft. des Der, bed B. ©. Iglau v. 
31. Anguft 1868, Mr. 9629, Abünd. ded Decr, dei D. 2. ©. Brünn vom 
30. Gept. 1868, Nr. 11539). ©. 3. 1800, Nr. 12. 

Die —e— A Hagte bei vem Bezirkogerichte als Ab» 
handlungsinſtan 3. wider die Berlaflenihaft Des B auf Zahlung einer 
Buchſchuld. — Die erfte Inſtanz erflärte ſich incompetent, bie zweite 
entfchied im entgegengefeßten Sinne, weil dadurch, daß die Ber: 
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laſſenſchaft des Bellagten bei dem Bezirksgerichte anhängig ift, im 
Einne des 8. 37 der Yurisdictionsnorm bie Zuſtändigkeit besfelben 
auch für bie zur Handelsgerichtsbarfeit gehörigen Klagen begrünbet 
wird, indem dieſe Beftimmung ausnahmslos lautet und durch das 
Handelsgeſetzbuch 8. 41 Einf.Geſ. nicht aufgehoben, ſondern viel: 
mehr durch den $. 43 des Einf.⸗Geſ. zum Handelsgeſetze die Com: 
petenz der Abhandlungsbehörde aufrecht erhalten worden ift, 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den Beſcheid der erften 
Inftanz, weil der 8. 37 der I. N. nur die Competenz des Berichtes 
in jenen Fällen normirt, wo das Gericht als Perfonalinftanz bes 
Beklagten einzufchreiten hätte, durch biefen Paragraph aber jene 
Streitſachen, welche nad dem Gefege einem Cauſalgerichte zugewiefen 
wurben, biefem nicht entzogen und dem Verlaſſenſchafts-⸗Abhandlungs⸗ 
gerichte nicht unterworfen werden, was auch aus dem $. 58 ver I. N. 
hervorgeht. 


Nr. 3184. 


Actio negatoria: Erfigung ber Servitut. Erwerb im Ver— 
trauen auf das öffentliche Buch? 

Enti. v. 3. Dec. 1868, Nr. 9687 (Belt. bed dad Urth. des B. G. Leitemiichl 
v. 27. Mai 1867, Nr. 2575, abänd, Urth. des O. L. G. Prag v. 11. Der. 
1867, Nr. 85027). ©, 9. „S. 31. 

A, feit 1862 in Folge Kaufes Eigenthümer einer im Grund: 
buch mit feiner Seroitut kelafteten Liegenſchaft, belangte in demſelben 
Jahre den B mit der negatorifhen Klage wegen angemaßter Benugung 
eines zur Liegenschaft gehörenden Feldweges; B vertheibigte fidy mit 
der Erfigung der Dienftbarkeit durch mehr als 30jährige Ausübung 
und bot dafür einen Zeugenbeweis an, deſſen Aufnahme ftattfand. 
Das Geriht erfter Inſtanz erkannte nah dem Klagbegehren, das 
O. L. G. gegen dasſelbe. 

Der oberſte Gerichtshof beſtätigte das Urtheil der zweiten 
Inſtanz. Gründe: Nach dem aufgenommenen Beweis haben die 
Beſitzvorfahren des B und er ſelbſt ſeit mehr als 30 Jahren bie 
klägeriſche Wegparcelle zu allen Wirthſchaftsfuhren auf ihr ſogenanntes 
Zufeld benutzt, und es kommt nicht vor, daß ihnen jemals eine Ver— 
weigerung biefer Benugung von den Befigern der nunmehr dem A 
gehörigen Wirthſchaft wäre entgegengefegt worben, wie denn auch A 
ſelbſt nicht geltend macht, daß er die Wirthfchaft ohne Kenntniß dieſes 
Sachverhaltes im Vertrauen auf die öffentlihen Bücher an fi ge: 
bracht habe. War aber A in der Kenntniß ber von den Zeugen be- 
ftätigten Sachlage, fo mußte er einfehen, daß B in langjährigem 
Befig des Fahrrechtes fi) befindet, gegen welchen Befig er feine 
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folde Thatſachen nachgewieſen hat, aus. denen Unechtheit oder Unreb- 
lichkeit desfelben gefolgert werden könnte. Da nun diefer Beflg auch 
die Bermuthung des rechtmäßigen Titels für fi bat, fo ftellt fi 
das Fahren des B über ben fraglichen Weg nicht als eine Anmaßung 
dar. Der Umftand, daß am Eingange des Weges ein fogenanntes 
Falter angebraht war und B und deſſen Vorbefiger in den Wällen, 
wo dasſelbe verfperrt angetroffen wurde, den Befiger der Tiegenichaft 
um den Schlüſſel erfuchten, läßt ein bloßes Precarium noch nit 
erfennen, weil nad ben Zeugenausſagen das alter nur zeitweife, um 
das Bieh von den Feldern abzuhalten, gefperrt wurbe, aus ben 
Zeugenausfagen nicht zu entnehmen ift, daß die Verfperrung ven 
Zwed gehabt babe, den B und deſſen Vorbefiger vom Befahren des 
Weges auszuſchließen, und auch nicht vorliegt, daß die Ausfolgung 
des Schlüffel® oder die Deffnung des Yalters, um welde, wenn es 
verfperrt war, natärlicherweife der Befiger angegangen werben mußte, 
jemal® verweigert wurde. 


Nr. 3185. 


Abgrenzung des flreitigen Verfahrens vom nicht ftreitigen: 
Frift zum Recurs gegen die Bemeſſung der Gebühr für Die 
bei einer Wechfelerecution zugezogenen Schägleute. 
Entf, v. 9, Dec. 1868, Nr. 11922 (Aufheb. des Decr. des O. L. G. Wien 
ze Mio. 1868, Nr, 28a)" &. 3. 186, Nr. Eee 

In der Erecutionsfahe des A wider B wegen Zahlung eines 
MWechjelbetrages hatte das Handelsgericht die Beſtimmung der Ge- 
bühr für Schägleute ausgeſprochen und deren Berichtigung dem A 
als Erecutionsführer aufgetragen. Er überreichte am fechften Tage 
nah Zuftellung der bezüglihen Berorbnung den Recurs gegen bas 
ihm viel zu hoch fcheinende Ausmaß, das Handelsgericht legte den: 
jelben dem Öbergerichte vor, welches den Recurs, als verjpätet, abwies. 

Dem Revifionsrecurs des A, welcher bervorhob, daß diefe Ge⸗ 
bübrenbeftimmung mit der eigentlihen Wechfelfahe nichts zu thun 
babe, vielmehr officiöfer Natur und nad dem Patente vom 9. Auguft 
1854, R. ©. Bl. Nr. 208, zu behandeln fei, bat der oberfte Ge- 
richtshof flattgegeben und dem D. 2. ©. die meritorifhe Erledigung 
bed Recurfes aufgetragen, weil e8 bei vemfelben fi nicht um eine 
Angelegenheit zwifchen Wechjelgläubiger und Wechſelſchuldner handelt, 
naher bie Vorſchriften des Wechſelverfahrens nit in Anwendung 
ommen. 
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Nr. 3186. 
Haftung des in dritte Hand übergegangenen Grundſtückes für 
Nebertragungsgebühren. 


2 v. 9. Dec, 1868, Mr. 11968 (Be. bed Decr, bed 2. G. Prag b. 
7. Zuli 1868, Sr. 16185, Abänd. deö Deer, de DO. 2. ©. Prag dem 

28, Sept. 1868, Nr. 28514). ©. 5. 1809, €. 68, 

B, Erfteher einer im Erecutionswege verfteigerten Realität des 
C ift als Eigenthümer intabulirt. Die Yınanzbehörbe hatte an C ben 
Auftrag zur Zahlung der Uebertragungsgebühr von 165 fl, die a 
ald früherer Käufer der Realität ſchuldig geworben, erlaffen und war 
biefer Auftrag demfelben am 12. September 1866 zugeftellt worden, 
fo daß die Morazinfen davon nad) der beftehennen Vorſchrift (30 Tage) 
vom 12. October 1866 an liefen. Zu der im Jänner 1867 ftatt- 
gefundenen VBertheilung des Meiſtgebotes des B auf die Liegenfchaft 
wurde von Seite der Finanzbehörde die befagte Uebertragungsgebühr 
nicht angemeldet, dagegen dem neuen Eigenthümer B der Zahlungs⸗ 
auftrag eriheilt und am 19. Mai 1868 zugeftellt. Auf Grund dieſes 
Sachverhalte begehrte die Yinanzprocuratur gegen B die erecutive 
Intabulation des Pfandrechtes an ber Liegenfchaft in der Rangord⸗ 
nung des $. 72 de® Gebührengefeßes vom 9. Februar 1850, R. ©. Bl. 
Nr. 50, für die Hauptforderung von 165 fl. und die Berzugszinien 
feit 12. Detober 1866. — Das in erfter Inſtanz vollftänbig be 
willigte Sefuh wurde vom O. 2. G. zum Theil abgeiwiejen, indem 
es in Betreff ver Morazinfen die Intabulation nur für die Zinjen 
feit 18. Juni 1868 (80 Tage nach Zuſtellung des ernenerten ab: 
lungsauftrages an ven dermaligen Eigenthümer B) bemilligte. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erfigerichtliche Entfcheidung, 
weil nad dem Grundfage bes 8. 72 des citirten Gebührengefeges 
das Pfandrecht für die Uebertragungsgebühr an der Sache jhon nad 
dem Geſetze haftet und dasſelbe fih auch auf die Verzugszinſen, ale 
Nebengebühr, erftredt, bie der zur Uebertragungsgebühr zunächſt ver- 
pflitete Erwerber der Realität zu zahlen unterlaffen Hat, und es 
johin in Betreff diefer Haftung, die für die Morazinfen feit 12. Oc: 
tober 1866 eingetreten ift, nicht darauf anfommen kann, wann ber 
Zahlungsauftrag auch einem fpäteren Erwerber der Realität zugeftellt 
wurde; wie denn auch biefer zweite, an B ergangene Bahlungsauftrag 
bie Feftfegung eines neuen Yahlungstermines nicht entnehmen läßt. 
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Nr. 3187, 


Mündliched Verfahren: Mündliche Abweifung des bet ber 


Verhandlung vorgebrachten Gefuches um Bertagung der Fort— 
fegung derſelben und fofortige Urtheilsfällung zur Hauptſache? 
Entf. v. 9. Dee. 1808, Nr. 12168 (Abänd. des Derr. bed O. L. G. 
uis. v. 4, Nav. 1968, Nr. 18683). ©. 5. 1880, ©. 46, ans 
In ber Rechtsſache des A wider B wurde bei der Verband» 
lungstagfahrt vom Gewalthaber des Klägers die Erftredung für die 
Replik begehrt, von Seite des Bellagten dagegen proteftirt und ſodann 
vom Gerichte dad Verfahren geſchloſſen und das Proceßurtheil gefällt, 
gegen welches ver Kläger die Nullitätsbeſchwerde ergriff. Das O. L. G 
gab der Beſchwerde ftatt, indem es das Urtheil caffierte und dem 
Gerichte auftrug, über das Erftredungsgefuh des Klägers salvo 
recursu zu entfiheiden und darauf bes Weiteren gejeglih Amt zu 
handeln. Zugleich verfällte das Obergeriht den Nichter erfter In- 
ſtanz in den Erfag der nachweisbar den Parteien verurfachten Koften. 
Diefe letere Berorbnnung wurbe vom oberften Gerichtöhof in Folge 
Mecurfes des Gerichtes aufgehoben, weil die, wenngleich unrichtige 
Auffoffung und Auslegung des $. 32 a. ©. DO. nicht einer ben 
Richter zu einer Erfableiftung verpflichteten Nachläfflgfeit oder einem 
folchen Verſehen gleichgeftellt werben Tann; übrigens an dem unregel- 
mäßigen Vorgang ver Kläger großen Theiles felbft Schuld trägt, 
indem er zur Berhandlungstagfahrt einen nicht informirten, nicht 
geeigneten Mandatar erfheinen ließ, welder, anftatt gegen die ihm 
befannt gegebene Abmweifung des Erftredungsbegehrens feine Beſchwerde 
zu Protokoll zu geben ober aber zur Erſtattung der Replik fi der 
Zeitung bes Richters zu unterziehen, and der Amtskanzlei fich ent- 
fernte, und auch der Kläger vom 8. Juli — dem Tage der Berhand- 
lung — bis zur Ürtbeilsfällung — 31. Juli — Zeit genug ge 
habt hätte, um gegen den auf das Erfiredungsgefuh, wenn auch 
nur mündlich ertbeilten abmweifenden Beicheid bie Beſchwerde anzı- 
bringen. 
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Nr. 3188. 

Executive Feilbietung von Liegenſchaften: Nichtberechtigung 
des Erſtehers zum Abzug der Einkommenfteuer von der Ver⸗ 
zinſung bed Kaufpreiſes. 

N‘ * Der. & — 12029 (Beh, ba Der, des K. G. Stauislan 


v. 17. Abaãnd. des Dect. des * KO Remb 
Zn Bihe: Anopı Ye, BBB), ©. 3 1800 Mi ei 


A * eine im Executionswege verſteigerte —8 erſtanden 
und nad den Bedingniſſen den Reſt des Meiſtgebotes nebſt 546 
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BZinfen zu beponiren. Indem er nun dieſen Betrag, jedoch nad Ab⸗ 
zug der Einlommenfteuer von ven Binfen erlegte, begehrte er bie 
Löſchung der intabulirten Kaufgeldesſchuld. — Diefes Geſuch wurde in 
erfter Inſtanz abgemiefen, weil ver Abzug ber Einkommenfteuer von 
ben Zinſen in den Ficitationsbedingungen, bie bezüglich ber Rechte 
und Pflichten des A als Meiftbieter einzig und allein maßgebend 
find, in denen aber von einem ſolchen Abzugsrechte desfelben feine 
Erwähnung geſchieht, keine Begründung findet, verfelbe daher in Be: 
zug auf den Kauffhillingserlag ſammt Zinfen den viesfälligen Lici- 
tationsbebingungen noch nicht vollftändig nadhgelommen ift. (Hofber. 
v. 22. April 1803, Nr. 1139, Weflely I. Bo., Nr. 1250., — Das 
D. 2%. ©. gab dem Begehren bes A ftatt. Gründe: Bei ver laut 
8. 6 des kaiſ. Batentes v. 10. October 1849, R. ©. Bl. Nr. 412, 
und Art. V des Finanzgeſetzes vom 19. December 1862, R. ©. Bl. 
Nr. 101, beſtehenden Berechtigung der Schuldner zum Abzuge ber 
Eintommenftener von den Zinfen der bupothelarifch angelegten Eapi- 
talien, und bei dem Umftande, als eine Ausnahme von diefer geſetz⸗ 
lichen Beſtimmung nur durch ein bejondere® Uebereinkommen als 
beftehbend angenommen werden könnte, ſolches aber weder aus dem 
Inhalte der Licitationsbepingniffe, noch aus dem von A ausgeftellten 
Schuldſchein über den Reſt des Meiltgebotes zu entnehmen ift, kann 
in diefem Falle das von A geltend gemachte Abzugsrecht nicht be- 
zweifelt werben. 

Der oberfte Gerichtshof heftätigte die erfigerichtliche abweisliche 
Entiheidung, da nad den Licitationsbebingungen der Erſteher ver 
feilgebotenen Realitäten vom Tage des erlangten phyſiſchen Befiges 
perjelben die fünfpercentigen Verzugszinſen von dem noch nidt ein: 
gezahlten Kaufpreife zu entrichten verpflichtet ift, ein Abzug aus dem 
Zitel der Steuern bei diefen Zinfen ihm nicht zugeftanden wurde, 
dadurch aber, daß dieſer Reftlauffchilling auf den verfauften Reali- 
täten ſichergeſtellt worden ift, in der Verpflichtung desſelben zur Zah⸗ 
lung der ganzen fünfpercentigen Binfen von dem Reſtkaufſchillinge 
feine Aenderung eingetreten ift und nur die eilbietungsbevingniffe 
für denjelben maßgebend find. 


Nr. 3189. 

Execution zur Einbringung von Xerarialerfaganfprüchen. 
ent. v. 10. Dec. 1808, Nr. 12178 (Abäns, ber „gleialäzmigen Der. 
des 8. ©, Weizenfirchen v. 7. Oct. 18068, Nr. 239, nnd des D. 2, ©. 

Wien v. 28, Oct. 1868, Nr. 20600). ©. $. 1868, ©, 218, 


Das Geſuch ver Finanzprocuratur gegen B, der durch ober- 
gerichtlich beftätigtes Urtheil der erfien Inftanz wegen Verbrechens in 


.— 481 — 


ven Erſatz der Koflen des Strafverfahrens verfällt worden war, 
um Intabnlation des erecutiven Pfandrechtes auf der Liegenſchaft 
des B für die befagte Erfaßforderung des Fiscus war mit dem 
Erſuchſchreiben des Strafgerihtee um Hereinbringung der Koften 
und mit bem oberlanvesgerichtlihen Beftätigungsurtheil inftruirt, 
defjen ſummariſche Faſſung nicht ergab, daß B in erfter Imflanz in 
ver That audh zur Zahlung der Proceßkoſten verurtheilt wurde. 
Wegen diefer Rüde wurde die Intabulation von beiden Untergerichten 
abgeſchlagen. 

In Erwägung, daß ſelbſt nach Hofdecret vom 18. September 
1786, lite, 3. G. S. Nr. 577, zur Erwirkung einer Sicherſtellung 
des k. k. Aerars das Fiscalamt lediglich durch die Vorlage der an 
jelbe8 ergangenen Aufforderung der hiezu berufenen Behörde ſich zu 
legitimiren bat, welde bier von der inanzprocuratur mit dem 
Erſuchſchreiben des hiezu nah 8. 144 der Inſtruction der Gerichts: 
behörden in firafgerichtlihen Angelegenheiten vom 16. Juni 1854, 
N. ©. Bl. Nr. 165, berufenen Strafgerichts erfter Inftanz im 
Driginal beigebracht wurde; Daß in bemfelben die erfolgte rechtöträjtige 
Berurtheilung des B zum Procefloftenerfag ausdrücklich beftätigt ift, 
within blos darin, daß die Yinanzprocuratur nebft dem Erſuchſchreiben 
nur das obergeritlihe Erkenntniß, in welchem vie Verurtheilung 
zur Zahlung der Koften nicht ausgedrückt ift, vorgelegt hat, ein 
Grund zur Verweigerung der Sicherftellung des Fiscus nicht gefunden 
werden Tann, hat der oberſte Gerichtshof das Intabulationsgefuch 
bewilligt. 


Ar. 3190. 


Berühmung durch Anführung einer Forderung unter den 
Berlaffenichaftsactiven ? 


Entid. v. 11. Dec. 1868, Nr, 8778 (Veit. des das Urth. des B. G. Auftetten 
v. 31. Dec, 1867, Nr. 3892, abünd. .des O. 28. ©. Wien v. 18, Mai 
1868, Ar. 9080). ©. 3. 1869, Nr. 2. ©. $. 1869, ©. 74, 

A brachte wider die B eine Aufforderungsflage ein und gab 
an, er fei der B und ihrem Gatten aus dem der Klage ange- 
ichloffenen Kaufvertrage vom Yahre 1849 einen Reſt des Kaufpreifes 
von 5000 fl. ſchuldig geblieben, weldhen jebod fie und ihr — feither 
im Jahre 1861 verftorbener — Gatte ihm erlafjen hätten, was er 
durch Zeugen und Haupteid beweilen könne. Nun habe aber fie dieſe 
Forberung in die im Sabre 1862 gepflogene Abhandlung der Ver: 
faffenfchaft ihres Gatten einbeziehen und die Tegteren betreffende Hälfte 
fih einantworten laffen, worin eine Berühmung liege, daß ihr viele 
Forderung zuſtehe. Die Gellagte berief fih auf ihren aus dem 
Kaufvertrage und der Kinantwortung hervorgehenden Beſitz und 

Dlaßer, Unger u. Walther Entſch. VI. 31 
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darauf, taß A, wenn er die Erlöfhung der Forderung behaupte, 
diesfalls als Kläger auftreten müſſe, fowie, daß die pflihtmäßige 
Angabe der Forderung bei ver Verlafſenſchaftsabhandlung noch feine 
Beruhmung fei. Die erfter Imftanz erfannte, daß die B ihr Recht 
darzuthun babe. — Gründe: Die B hatte fi allerdings gerühmt, 
daß obige Forderung, deren Erlöfhung A behauptet, ihr gebühre, 
wonach gemäß $. 66 a. ©. DO. dem A das Recht zufteht, fie auf: 
zuforbern, dieſelbe auszuführen. Die Gellagte beruft fih zwar auf 
da® Hofdecret vom 15. Jänner 1787, 9. ©. ©. Nr. 621, daß fie 
fih im Beſitze der Forderung befinde, daher zu einem Nachweife nicht 
aufgefordert werden könne. Allein aus der Yaffung des Abſatzes cc 
dieſes Hofdecretes geht hervor, daß bier Forderungen nicht gemeint 
find. Wenn man aber aud einen Befig von Forderungen zugibt, 
fo könnte man einen folden ber B bezüglid obiger Forderungen 
nicht zugeftehen, indem bei dem Widerſpruche des A feine Umſtände 
geltend gemacht werden, wodurch fi der Beſitz derfelben nmianifeftirt 
hätte. Das Hofdecret vom 28. December 1791, 3. ©. ©. Nr. 234, 
bezieht fih auf den Fall, wenn eine Berühmung nicht ftattfindet und 
Urkunden nichtig und kraftlos erklärt werben follen, und kann daher 
auf den vorliegenden Yall nicht angewendet werden. — Die zweite 
Inftanz wies den Kläger aus folgenden Gründen ab: Es gehört vie 
Venrtheilung der Frage über die Erlöfhung des gerühmten Rechtes 
gar nicht in den vorliegenden Rechtsſtreit. Nicht jede Angabe eines 
Rechtes von Seite des Berechtigten kann fon eine Berühmnng 
genannt werden. Bielmehr erregt Derjenige, von dem man fagt, er 
rühme fi) einer Befugniß, die Vorftellung, daß er fi etwas an- 
maße, daß er nicht berechtigte Anſprüche kundgebe. Dies kann jebodh 
von der Perfon nicht gejagt werden, deren Gegner felbft anführt, 
daß ihr ein — wenngleih noch nicht ausgetragenes — Recht aus 
einer von ihm felbft gelegten, mit aller Form Rechtens ausgeftellten 
Urkunde verfhrieben ift, wie bier der B felbft und als Rechtsnach 
folgerin ihres Gatten, fo zwar, daß fie fi im Beſitze dieſes Rechtes 
befindet (Hofvecr. vom 15. Yänner 1787, Nr. 621). An der Hand 
biefer Urkunde ift fie nad dem Abhandlungs- und Gebührengefege 
nit nur berechtigt, jondern verpflichtet, diefe Actioforderung bei der 
Berlafienihaftsabhandlung anzugeben. Von einer Anmaßung fann aljo 
feine Rede fein. 

Der oberftie Gerichtshof hat das obergerichtliche Urtheil aus 
befien Gründen und in der Erwägung beftätigt, daß die Geklagte auf 
Grund des fi als Schulvfchein darftellenden Kaufvertrages unb ber 
Einantwortung des Nachlaſſes ihres Gatten fo lange als Beſtherin 
ver darauf fi gründenden Forderung betrachtet werden muß, baher zu 
teren Darthuung nicht aufgefordert werden kann, als nicht die Er: 
löſchung der Forderung bargethan ift, wozu aber ber Aufforberungs- 
proceß ſich nicht eignet. 
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Nr. 3191. 
Dritte Feilbietung einer Liegenſchaft: Behaudlung eined in 
den Feilbietungsbedingniffen bezeichneten Minimalbetraged als 
Ausrufspreis. 


zus. vb. 11. Dec. 1868, Ar. 10049 (Beſt. des Deere. de 8. G. Tarnow 
Hugn nft 1867, Nr. "11646 Fr ni Der. des O. 3 G. Kralau 

3. Mü ärz 1868, Sir, 2783). ©. 3. 1869, Nr. 

Bei Ber dritten zwangsweiſen — einer auf 60.000 fl. 
geihägten Liegenihaft ward biejelbe um 38.000 fl. deshalb aus- 
geboten, weil in den Yeilbietungsbebingniflen beftimmt wat, daß fie 
zwar unter dem Schätzungswerthe, nicht aber unter jenem Betrage 
werde verkauft werden. — Auf Verlangen einiger Gläubiger hob bie 
zweite Inſtanz die Feilbietung auf in Erwägung, daß in dem Ab- 
ſatze 2 ber Licitationsbedingniſſe der Schätzungswerth von 60.000 fi. 
als Ausrufspreis mit dem Beifügen feitgefegt wurde, daß, wenn fein 
Kaufluftiger ein höheres oder wenigftend gleiche® Angebot machen 
follte, die Realität auch unter dem Schägungäwerthe, jedoch nicht 
unter 38.000 fl., verkauft werben würde, daß daher das fragliche Gut 
um ben obigen Schätzungswerth ausgerufen und erft bei mangelndem 
höheren over gleichem Angebote die Kaufluftigen zu einem geringeren 
Angebote aufgefordert, nicht aber — wie es thatfächlih zum Abbruche 
eined fonft möglichen höheren Angebotes gefchehen ift — ver obige 
Minimalbetrag von 38.000 fl: al8 Kaufpreis hätte ausgerufen werben 
follen, ungeachtet die Feilbietungsbebingniffe vor Beginn der Ticitation 
den Kaufluftigen kundgemacht wurden. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den die Teilbietung geneh- 
migenden Befcheid der erften Inſtanz. Gründe: Da den Kauf— 
Iuftigen die Feilbietungsbedingniffe vorgelefen worden find, aus welden 
fie erfehen haben, daß felbft bei der Annahme eines Ausruföpreifes 
von 60.000 fl., wenn berfelbe nicht angeboten werben follte, ein 
Ungebot von 38.000 fl. angenommen werden würbe, daß Daher ohne 
Nüdficht auf den Ausrufspreis die Anbietung von 38.000 fl. genüge, 

und da, wenn fi Kaufluftige gefunden hätten, die den Schäßungs- 
wertb anzubieten Willens geweſen wären, diefelben in der Lage waren, 
durch Steigerung der gemadten Anbote den Kaufpreis zu erhöhen, in 
Abgang folder Kaufluftiger aber doch bei der Feilbietung auf ben 
Antrag von 38.000 fl. hätte herabgegangen werden müſſen, das 
Ausrufen des Preifed von 38.000 fl. daher auf das Ergebniß der 
Veilbietung in keiner Beziehung einen nachtheiligen Einfluß haben 
konnte, jo ift fein Grund vorhanden, die Feilbietung aufzuheben. 


31* 
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Nr. 3192. 

Behandlung der Zinfen bei Pertheilung des Kaufpreifes 
einer zwangsweiſe veräußerten Liegenfchaft: Berechnung der 
breijährigen Frift. 

v. 15. Dec. 1 ‚12170 (Abünd, der gleigfärmigen Derr. 
et G. Brag v. 11, — 1008 He. 20726 A. 8. v. 
7. Sept. 1868, Nr. 2788). Gerichtöbote 1869, Nr. BI. @. 3. 1800, Ar. 2, 

Bei der Tagfagung zur Liquidirung der Sabforderungen einer 
am 18, October 1866 im Erecutionswege veräußerten Realität meldete 
A eine folde Forderung ſammt Intereffen feit 1. Mai 1863 an, 
gegen welche Zinſen ſowohl ver Erecut ald der dem A in der bücher⸗ 
lichen Rangorpnung nadgehende Gläubiger proteftirten, ba fie dem 
A nur Binfen feit ven 25. April 1864, nämlich für drei Jahre von 
der am 25. April 1867 geſchehenen Anmeldung zurüdgerechnet, zu: 
gefteben wollten. — Die erfte und zweite Inftanz wiefen den A aud) 
nur mit diefen fett 25. April 1864 zu beredinenden Zinjen auf ven 
Raufihilling an, und zwar bie erfte Inſtanz, weil ver Execut die 
Berjährung der für längere Zeit rüdftändigen Zinſen eingewendet 
und A beren Unterbrehung nicht dargethan habe; bie zweite Inſtanz 
bemerkte überbies, daß die drei Yahre von dem Tage zurüdgerechnet 
werden müflen, an welchem Intereffen begehrt worven find, d. i. wo 
der Gläubiger fie angemeldet und angefprocden hat, zumal durch die 
Feilbietung eine Hemmung oder Unterbrehung ber Verjährung nicht 
eingetreten fein konnte. Eine Analogie aus 8. 18 der a. &. O. in 
Betreff des Tages, von dem an der dreijährige Zinsrüdftand zu 
berechnen ift, findet bier nicht Plag, da dieſe Beltimmung eine Aus⸗ 
uahmebeftimmung für den Concursproceß if. Ebenſowenig iſt es 
mit dem $. 1480 a. b. ©. B. vereinbar, die drei Jahre nit vom 
Tage des Anſpruches, fondern von jenem Tage an zurüdgurecdhnen, 
an welchem vie legten balbjährigen Intereſſen fällig waren. 

Der oberfte Gerichtshof änderte dieſe Entfcheivungen dahin ab, 
daß die Binfen von dem dem A zugewiefenen Capitale für die Zeit 
vom 18. October 1866 (Feilbietungstag) drei Jahre zurüd auf ven 
Kaufihilling zu verweilen feien, und zwar in Erwägung, daß mit 
dem Tage der erfolgten erecutiven Veräußerung einer Hypothek der 
Släubiger gegen den früheren Befiger die Zinſen des verficherten 
Sapitales nicht mehr geltend maden Tann; daß die Berechnung der 
dreijährigen Berjährungszeit der aus der Hypothek zu zahlenden Zinien 
von dem Tage ver Veräußerung der Hypothek zu berechnen ift, weil 
auf diefen Tag der Rechtsanſpruch an die Hypothek, refp. den erzielten 
Kaufſchilling, in Betreff Capitals und Zinfen firirt if, und an biejem 
Zage ein neuer Schuloner ver Zinfen eintritt; daß die Zahlung ves 
Capitals und der Zinfen als am Tage der gefchehenen Veräußerung 
geſchehen anzufehen ift. 
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Nr. 3193. 
Proviſoriſche Sequeſtration wegen Streitigkeit des Beſitzes oder 
wegen drohender Gefahr? 


u. 24. Hayık 1808, 36.9 12888 (Belt. des das Derr. des B. G. Steyr 
Ang 1868 5711, anfheb. Decr. dee D. 2. ©. Wien v. 
ept. 1868, Nr. 18 ). G. 3. 1869, Nr. 24. 


Die el A Hagten auf Ungiltigerflärung des Vertrages, 
womit fie den Eheleuten B ihr Bauerngut verfauft hatten, und ver- 
langten die Sequeftration des Gutes bis zum Austrage Diefes Proceſſes, 
weil die Bellagten forftwibrig 150 junge Bäume gefällt hätten. — Die 
erfte Inftanz wies dieſes Geſuch aus folgenden Gründen ab: Durch 
den angebotenen Beweis über die Holzſchlägerung könne noch nicht 
nachgewiejen werben, daß dieſe zum Schaden bed Gutes fei, eine 
aubere Gefahr für Schaben des Gutes fei aber nicht behauptet worden. 
Es ſei ferner von den Sequeftrationswerbern feine Sicherheit, noch 
viel weniger binlänglihe Sicherheit für den dem Beflagten allenfalls 
erwachſenden Schaden angeboten worden, wie der 8. 293 a. ©. O. 
ausdrücklich vorschreibt; diefe Caution fei auch nicht einmal im Laufe 
der Verhandlung, trog der Aufforderung ver Beflagten, angeboten 
worben, daber auch das Gericht nicht in ver Lage fei, eine binläng- 
liche Sicherheit gewährende Kaution zu beftimmen, abgejehen bavon, 
daß bie Sicherheit, wie fon gezeigt, nah 8. 293 a. ©. O. von 
Sequeftrationdwerber dargeboten werden muß. Im Recurfe dagegen 
bemerkten die Eheleute A insbeſonders, daß das Gericht nur den 
8. 293 a. ©. D. im Auge hatte, während fie ihre Begehren aud 
auf ven 8. 292 ftügten. — In zweiter Inſtanz wurden die Beweiſe 
buch Zeugen über die Holgfällung und durch Sachverſtändige barüber, 
daß felbe nur ſchlagbare Bäume zum Gegenſtande Hatte, zugelaffen, 
weil vor Allem die Erhebung des Umftandes nothwendig erjcheint, 
ob und in wie fern durd die behauptete Holzfhlägerung das Out, 
rejpective deſſen Erträgniß, gefährdet ift. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die obergerichtliche Verordnung. 
Gründe: Es iſt von beiden Theilen zugegeben, daß die Beklagten 
fih im Beſitze des Gutes befinden, und vieler Beſizz iſt micht ein 
blos thatſachlicher ſondern ein rechtlicher, weil er ſich auf den 
bereits vor drei Zahren geſchloſſenen Kaufvertrag gründet. Wenn⸗ 
gleich daher die Kläger dieſen Beſitz gegen Obigen ſtreitig machen, fo 
ſind ſie doch nicht befugt, die Sequeſtration des Gutes nach 8. 292 
a. G. O. zu verlangen, eben weil die Geklagten ihr Recht zum Beſitze 
erwieſen haben. Es Tann alſo nur ber 8. 293 a. ©. O. zur An- 
wendung kommen, wo aber die Kläger zuvörderſt eine Gefahr, daß 
dem ©ute Schaden droht, darthun, und dann hinlängliche Sicherheit 
für den ber geflagten Partei etwa erwachſenden Schaden anbieten 
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müffen. Zu letzterer haben fie fi, wenngleih nur im Allgemeinen, 
am Schluffe ihrer Replik allerdings erboten, und die Gellagten haben 
auch feine beftimmte Caution verlangt, daher felbe feinerzeit vom 
Gerichte zu beftimmen fein wird und der eben erwähnte Mangel ber 
Ziffer verfelben der Bewilligung der Sequeftration nicht im Wege 
fteht. Das erfte Erforderniß, Gefahr eines Schadens, kann aber aus 
ben in zweiter Inſtanz zugelaffenen Beweiſen ſich ergeben. 


Nr. 3194. 
Auslegung eines Vertrages auf Nichterebitirung. 


Entf. v. 16. Dec. 1868, Nr. 9781 (Beit. des das Urth. deö B. G. Aller 
geund in Wien v. 6. Juni 1868, Nr. ac abänd, u des O. L. G. 
Wien v. 13, Anguft 1868, Nr. 13597), ©. H. 1809, ©. 18, 

Diele Bäder von Wien — darunter A und B — haben ſchrift⸗ 
lich das Uebereinkommen getroffen, wonach Jeder von ihnen, ber einem 
Bictualienhändler Brod auf Borg verkauft, ohne daß fih der Letztere 
ausmeifet, vem Bäder, der ihm biöher borgte, volle Zahlung geleiftet 
zu haben, verpflichtet iſt, dieſem Gläubiger (in der felbfiverfländlichen 
Borausfegung, daß derſelbe zu ben Bertragsgenoflen gehört) die ganze 
Schuld des Bictualienhändlers zu zahlen. Auf Grund dieſes Ueber- 
einfommens belangte nun A den B um Zahlung von 287 fl., die 
ber Bictualienhändler C dem A fchuldig geblieben war, als er feine 
Kundſchaft vem A entzog und dem B zuwendete. — Nah Yufnahme 
eined Zeugenbeweifes verurtbeilte die erfte Inſtanz den B nadı dem 
Klagbegehren unter der Bedingung, daß A mit dem Erfüllungseiv 
die eingeflagte Summe als feinen Ausftand bei C beſchwöre; wogegen 
das DO. 2. ©. den Kläger ohne Weiteres abwies. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten 
Inſtanz. Gründe: Das Uebereinlommen der Bäder bat offenbar 
den Zwed, zu verhüten, daß ein Bictualien- (Zwifchen-) Händler, ver 
einem Bäder fhuldig geblieben if, fi ver Zahlung ohne Störung 
feine ©ewerbebetriebes dadurch entziehe, dag er num bei einen Bäder 
mittelft Credits feinen Bedarf deckt. Hiebei ift aber eine längere 
Creditgebung von Seite des zweiten Bäckers und nicht ein vereinzeltes 
Borggeihäft auf einen Tag oder Stunden gemeint. Nun haben bie ab- 
gehörten Zeugen, nämlich C felbft, deſſen Ehefrau und Tochter, außgefagt, 
dag das Gebäd, welches C bisweilen bei dem Beklagten kaufte, entweder 
jofort oder im Laufe des Tages gezahlt wurde; und C hat indbefonbere, 
mit Beftätigung feiner Frau, noch angeführt, daß der Bellagte aut: 
drücklich erklärte, ihm nicht zu crebitiven, fein Einſchreibbuch und 
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feinen Brobtarif ihm anszufolgen. Es kann daher nicht gefagt 
werden, daß der Bellagte dem C im Sinne des Bäderüberein- 
fommen® crebitirt babe. 


Nr. 3195. 


Hemmung der Execution auf Grund der Oppoſitionsklage: 
Zeugenverbörprotofolle ald vollkommen beweifende Urkunde. 


a v. 16, —8 1868, Nr. 12268 % eſt. des Decr. ae 8 G. Stein 
88, Nr. un „hänb. g Zer, — Q. os G. Graz vom 


Das mit der Rlage nes —— de Erecutiongrechtes des B 
durch nachgefolgte Zahlung der Schuld gleichzeitig angebradhte Geſuch 
des Kläger A um Suspenſion der bereits ausgeſchriebenen britten 
egecutiven Feilbietung feiner Liegenfchaft gründete fi auf bie von A 
protucirten Protofollarangaben der zum ewigen Gedächtniß bei Gericht 
verhörten Zeugen, aus denen fi die inzwifhen an B geleiftete 
Zahlung ergab. B proteftirte gegen bie Suepenfion, worauf das 
Gericht erfter Inftanz das Gefuh des A abwies. Das DO. 2. ©. 
hingegen bewilligte dasſelbe. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte den erftgerichtlichen Beſcheid 
in Erwägung, daß zum ewigen Gedächtniß protofollarifh aufge 
nommene Zeugenaußfagen nicht vollfommen beweilende Urkunden 
im Cinne bes SHofdecretes® vom. 22. Yuni 1836, 9. ©. ©. 
Nr. 145, find. 


Ir. 3196. 


Rüdwirkende Kraft der Gefege: Todeserklärung zum Zwecke 
der Wiederverehelichung. 


v. 2, Dec. 1868 6426 (Anfheb, der gleichförmigen Urt 
ve wg G. Rralan v. 28. 5.* ege —W De 6. 
Kralau v. 21. April 1868, Nr. 6538), G. 9. 1869, e 2, 

In der Rechtsſache der A witer ihren verfchollenen Ehegatten 
B wegen Todeserllärung zum Zwecke der Wiederverehelihung hatten 
beide Untergerichte dem Begehren der A jtattgegeben. 

In Erwägung jedoch, daß die Verhantlung auf Grund des 
kaiſerl. Patentes vom 8. October 1856, R. ©. BI. Wr. 185, An⸗ 
bang I (Ehegeſetz für Katholiken), vurchgeführt wurde und deshalb die 
Beltelung eines Bertheidigerd des Ehebandes unterblieben ift; daß 
die Beſtimmungen des citirten Patente® durch die Art. III und IV 
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bes Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. ©. Bl. Nr. 47, außer 
Wirkſamkeit getreten find, und daher bie vorliegende (dem oberſten 
Gerichtshofe nad dem Gefege von Amtöwegen vorgelegte), noch nicht 
rechtöfräftig entjchievene Angelegenheit in Bezug auf ihre weitere 
Behandlung auf den Standpunkt der gegenwärtigen Legislation zurück⸗ 
geführt werden muß, nah welder (8. 114 a. b. ©. B.) bei der 
Verhandlung über bie Todeserklärung behufs der Wiederverehelichung 
ein Vertheidiger des Ehebandes zu beflellen und (Hofbecret vom 
23. Auguft 1819, 3. ©. ©. Nr. 1595) deſſen Aeußerung über das 
geftellte Begehren und die darauf gepflogenen Erhebungen einzuholen 
ift, bat ver oberfte Gerichtshof mit Aufhebung der untergerichtlichen 
Erkenntniſſe die Aufſtellung eines defensor matrimonii, die Ergänzung 
der Verhandlung mit demſelben und die Fällung eines neuen Er: 
fenntniffes aufgetragen. 


Nr. 3197. 


Abgrenzung ded Wirkungsfreifes ver Gerichte von dem der 
Berwaltungsbehörden : Gegen einen Beamten gefälltes admini— 
ftratives Erſatzerkenntuiß. 


En 2, De: 1868, Ar. 7567 (Belt. bed bad Der ei 8.6 
Pen er 80, Rov. 1867, Nr. 66411 * 


b. des O. v. 

81, Mär, 1868, Nr. — — — 12. ©. $ —S 

Der Poſtexpeditor A nahe ih ber ebertreunn gegen öffent- 
liche Anftalten nad 8. 316 St. ©. ſchuldig, wurde im Disciplinar- 
wege bes Dienftes entlaffen und von der Adminiſtrativbehörde zu einem 
Erſatze von 212 fl. bei Erecution verurtbeilt. A glaubte jedoch an 
dieſes Erkenntniß nicht gebunden zu fein und überreichte wider bie 
k. k. Sinanzprocuratur in Bertretung des f. f. Poftärard eine Klage 
bei Gericht, durch welche er vie Beklagte aufforderte, den Erſatz⸗ 
anſpruch nachzuweifen. — Das Geriht erfter Inſtanz hat die Klage 
angenommen und aufrecht verbeichteden. Vom D. 2. &. wurde der erfl- 
richterliche Beſcheid behoben und verorbnet, daß die Aufforderangs- 
Mage, als unzuftändig bei Gericht überreicht, zurüdgeftellt werde, weil 
im Sinne des 8. 92 ver mit Erlaß des Hanbelsminifteriums vom 
16. Dec. 1852, Nr. 2649 (VBerorbnungsblatt für die Berwaltungs- 
zweige Wr. 100 von 1852), kundgemachten Dienſtordnung, welcher 
ſich der Kläger im 8. 1 des mit ber Finanzprocuratur im Namen 
bes Aerars gejchloffenen Vertrages vom 24. Yulı 1858 unterworfen 
bat, ber mit der vorliegenden Klage geftellte Aufprucd nicht auf ben 
gerichtlichen Weg gehört. In dem Reviſionsrecurſe wurde Dagegen 
ausgeführt, daß die Beftimmungen des 8. 92 der Dienſtordunng vom 
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Jahre 1852 hier auf den Recurrenten feine Anwendung finden, dba 
ver $. 61 feftfege, daß die Rechtöverhältniffe der gegen einen Dienft- 
vertrag aufgenommenen Beamten umd Diener zunächſt nad biefem 
Bertrage zu beurtheilen find. 

Der oberfte Gerichtähof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inftanz, weil der Recurrent ans Anlaß der gegen ihn durchgeführten 
Disciplinarunterfuhung und fohin erjolgten Entlafjung von dem 
Poften eines Pofterpevitord im abminiftrativen Wege zum Erfage ver 
diesfalls aufgelaufenen Koften bei Erecution verurtheilt wurde; weil 
zufolge 8. 103 ver citirten Dienftorbnung vom 16. December 1852, 
Nr. 2649, die Disciplinarvorfhriften auch auf die mittelft Berträgen 
aufgenommenen Pofterpebitoren im Falle eines Dienftesvergebens ihre 
Anwendung finden; weil nah den Borfchriften ver 88. 92, 93, 94 
und 95 der Dienftorbnung Forderungen der Staatöverwaltungen an 
Poftbedienftete lediglich im adminiſtrativen Wege uuszutragen und bie 
Gerichtsbehörden verpflichtet find, anf Grundlage folder adminiſtra⸗ 
tiver Erlenntniffe die Execution zu bewilligen; weil der Abfag 15 
des mit dem Recurrenten abgefchloffenen Dienftvertraged die richter- 
lihe Sompetenz in bem vorliegenden Yale nicht begründen Tann, 
zumal es fi bier nicht um einen Anfpruch aus dem Bertrage, ſondern 
um einen Erjaganfprud aus der gegen den Recurrenten aus Anlaß 
eines Dienftvergehen® durchgeführten Disciplinarunterfuhung handelt, 
fonad die Adminiſtrativbehörde allein, mit Ausſchluß des Richters, 
das endgiltige und erecutionsfähige Erlenntniß zu fällen bat. 


Nr. 3198. 


Colliſion des gefetlichen Pfandrechted des Vermiethers mit 
bem nach Wegbringung ber Sachen aus ben vermietheten 
Räumen erworbenen gerichtlichen Pfandrecht. 


Eutſch. v. 22, Dee. 1868, Nr, 12616 w des Tem, bed eh. 8 G. en bom 
22, . 55848, Abünd, ded Decr eu kom 
28. Od. 1868, Nr. 20618), ©. 3. 1860, Nr. > 58. Tao. €. 10m. 

B batte wider feinen Wechſelſchuldner die erecutive Feilbietung 
des beweglichen Bermögens desſelben erwirkt, welhe am 14. Februar 
1868 vorgenommen mwurbe, und bei deren Schluſſe A, als Beſtand⸗ 
geber des Schulbners, zur Geltendmachung feines gefeglihen Pfand: 
rechtes an den Erecutionsobjecten eine rüdjtändige Miethzinsforderung 
von 80 fl. anmelvete, au, als B um Erfolglaffung des Erlöfes zur 
Berichtigung feiner Wechjelforderung einfhritt, das Vorrecht darauf 
für feine Miethzinsforderung in Anſpruch nahm, indem er am 19. Fe⸗ 
bruar 1868 die Klage anf Zahlung verfelben und das Geſuch um 
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pfandweiſe Beſchreibung der in der Wohnung des Schuldners befind⸗ 
lichen Einrichtungsgegenſtände und Fahrniſſe eingebracht habe. — Die 
erfte Inſtanz berüdfüchtigte feinen Anfpruch nicht, weil das gejeßliche 
Pfandrecht an den illatis et invectis allerdings auf die Einbringung 
derfelben zurüdwirtt, jedoch nur dann, wenn viefelben zur Zeit der 
Einbringung der Zinsklage no in der Wohnung vorhanden find, 
diefe Klage aber erfi am 19. Yebruar 1868 überreicht wurde, wäh: 
rend bie Effecten bereit® am 14. Februar feilgebosen, ſomit am Tage 
der Einbringung der Zinsklage ſchon erecutiv veräußert waren, und 
weil die Anmeltung des Binsanfpruches bei der Feilbietungscommiffion 
die Ueberreihung der Zindllage nicht erfegen faun. — Die zweite 
Inſtanz bewilligte die Erfolglafiung aus folgenden Gründen: Zur 
Zeit ber Feilbietung — 14. Februar 1868 — hatte unbeftrittenermaßen 
A eine Mietbzindforderung von 80 fl. und für felbe das Pfanprecht des 
8.1101 a. b. G. B. an den in der Wohnung des Schuldners am 14. Fe⸗ 
bruar 1868 befindlichen und veräußerten Fahrnifſen, welches er bei 
ber Yeilbietung anmeldete. Durch legtere iſt dieſes Pfandrecht nicht 
erloſchen, ſondern iſt ohne Weiteres auf den Erlös übergegangen. 
Zur Wahrung desfelben bedurfte ed nicht der Klage auf Zahlung 
des Miethzinfes, da weder der Miether noch deſſen Wechfelglaͤubiger 
B den Beſtand der Forderung beftreiten, noch bedurfte er der pfand⸗ 
weifen Beſchreibung ver Fahrniſſe, da dieſe nur dazu dient, um 
feftzuftellen, welche Fahrniſſe in ver Wohnung ſich befinden, im gegen» 
wärtigen alle aber durch das Yyeilbietungsprotofoll dargethan iſt, 
welche Fahrniſſe in der Wohnung vorhanden waren und veräußert 
wurden, fowie was der Erlös verjelben gewefen fe. Wenn nun A 
das Pfandrecht des S. 1101 a. 6. G. B. an dem Erlöje bat, fo 
fragt e8 ſich weiter, welcher Rang vemfelben gebührt? — Das Pianp-: 
recht des $. 1101 a. 6. ©. B. hatte A mit dem Zeitpunfte der Ein- 
bringung der Fahrniſſe in die Wohnnng für die jeweilig fällig wer- 
benden Miethzinfe erworben, ohne daß es hiezu einer Klage auf 
Zahlung des Miethzinfes oder einer pfandweiſen Beſchreibung be> 
durfte, nur mußten die Sachen, ald A fein Pfandrecht auf diefelben 
zur Ausübung brachte, no in der Wohnung vorhanden fein. Nun 
bat A fein gefeglihes Pfandrecht eben bei der Tyeilbietung der vor- 
bandenen Sachen durch die Anmeldung feines Anſpruches auf ven 
Erlös ausgelibt, fein Pfandrecht geht fonach jenem des B, der es erft 
nad) Einbringung der Sachen in die Wohnung am 27. December 
1867 erlangt hat, vor. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die er ft richterliche Entſcheidung. 
Gründe: Nah 8. 451 a. b. ©. B. mar zur Erwerbung des Pianp- 
rechtes als eines dinglichen Rechtes erforderlich, va der Gläubiger 
mit einem Titel verfehen ſei — welchen ver Beſtandgeber allerbinge 
durch den $. 1101 a. b. ©. 2. befigt — und daß er bie verpfün- 
dete Sache, wenn fie beweglich ift, in Verwahrung nehme, wozu bei 
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Beitandgeben nah 8. 1101 a. 6. ©. B., $. 342 a. ©. O. und 
Hofvecret v. 5. November 1819, 9. ©. ©. Nr. 1621, einerfeitd die 
gerichtliche Beſchreibung der Fahrnifſe genügt, welche aber andererſeits 
zur wirflihen Erwerbung des Pfandrechtes dort, wo feine förperliche 
oder ſymboliſche Uebergabe ſtattfindet, auch unerläßlich iſt, dem A 
jedoch im vorliegenden Falle mangelt. Dem ſteht das Hofdecret vom 
10. April 1837, 3. ©. ©. Nr. 189, nicht entgegen, welches fagt, 
daß das im $. 1101 0.6. ©. DB. erwähnte Pfandrecht ſchon durch 
die Einbringung der Fahrniſſe in die Wohnung begründet werde, 
daher von dieſem Zeitpunkte an wirkſam auch gegen jene Gläubiger 
des Miethmannes geltend gemacht werben könne, welde an ben 
Gegenſtänden ein Pfandrecht erwerben, ehe noch von dem Vermiether 
bie Zinsklage überreiht oder die Beichreibung der Fahrniffe an- 
gejucht wurde. Denn dieſes Hofdecret handelt nicht Davon, wie das 
Pfandrecht erworben wird, fondern räumt nur dem auf geſetzmäßige 
Weiſe, alſo durch Beichreibung in Folge der Zinsklage, erlangten, 
den Borrang vor anderen ſchon früher erworbenen ein. Da A nur 
einen Titel zum Pfandrechte hatte und vie bloße Anmeldung ber 
Zinsforberung bei der Feilbietung die Klage und Befchreibung der 
Fahrnifſe nit erfegt, fo kann feine Einfprahe gegen die von B 
begehrte Erfolglaffung nicht berüdfichtigt werden. 


Nr. 3199. 
Vergleich oder Schenkung? 


Eutſch. 8 80, Dec, 1868 a 11751 geee Dr des da nd Hirt des I G. Land- 
firaße in Wien v. 27. h. des O. L. G. 
Br —S— —*2*8* 17388). Br Fi 1869, ©. 51. 
Die Klage der A gegen B auf Zahlung von 500 fl. enthielt 
folgende Anführungen: In Folge des in der kritiſchen Zeit mit ihr 
vollzogenen Beiſchlafes (Haupteid) fei B Vater des von der Klägerin 
außer der Ehe geborenen Kindes und babe ihr verſprochen, daß er 
für das Kind ein Capital von 800 fl. anlegen und (Haupteib) ihr 
jelbft für die erüittene Entehrung 500 fl. zahlen werde, wenn fie 
einen Anderen heiratet. Unter Borlage des Taufſcheines des Kindes 
und ihres Zraufcheines begehrte nun bie A die Zahlung der ihr ver- 
iprohenen 500 fl. — Vom Geriht erfter Inſtanz wurde auf die 
obigen zwei Hanpteide erfaunt und für ven Fall der dadurch erbrachten 
Beweife dem Slagbegehren ftattgegeben, wogegen das O. L. ©. die 
Klägerin fofort abwies. 
Der oberfte Gerictehet aehätigte das Urtheil der zweiten In⸗ 
fang. Gründe: Nah 8. 1 b. G. 8. Hätte die A vor 





— 4112 — 


Leiftung des angeblihen Berſprechens der Zahlung von 500 fl. als 
Entſchädigung für die Entehrung ein Klagrecht baranf gegen B nidt 
gehabt, woraus mit Rückſichtnahme auf vie 88. 938, 940, 941 
a. b. G. B. folgt, daß jenes Verfprehen nur als eine Schenkung 
angefehen werben kann. Die Auffaffung, wonach die A ihren An: 
fpruh als in einem Bergleih, mithin in einem zweifeitig ver: 
bindlihen Vertrag begründet darzuftellen fucht, vermag hieran nicht? 
zu ändern; denn aud ein von B etwa in der Meinung, der A für 
die Entehrung zu Scabenerjag verpflichtet zu fein, gefchloffener 
Bergleich würde feiner eigentlichen rechtlihen Natur nach nichts 
anderes als eine Schenkung "geweien fein, weil damit der A ein 
Recht unentgeltlich eingeräumt worben wäre, worauf fie Teinen 
Anſpruch Hatte. Es liegt alfo nach der Anführung ber Klägerin felbft 
nur ein mundliches Schenkungsverſprechen vor, woraus ihr nad 
8. 943 a. b. ©. B. ein Klagrecht nicht erwuchs. 


Aadtrag. 


Nr. 3200. 
Wechſelſeitiges Teftament oder Erbvertrag? 


Entſch. vom 24, Mai 1860, Nr. 4018 Ben. des Urtheils des L.G. Wien 
v. 15. Juli 1859, Nr. 28724, Abäud. des Urth, des DO, 2. &. Wien vom 
10, Yänner 1860, Pr. 11791), ©, 3. 1869, Rr. 68, 

Im Art. 5 der von B und der M errichteten Ehepacten heißt 
ed: „Iſt Das wechfeljeitige Uebereintommen getroffen, feftgefegt un 
beftimmt worden, daß der überlebenvde Theil Univerfalerbe fein fol.“ 
Daran ift ebendort die Beſchränkung angefügt, „daß, fall aus der 
Ehe Kinder vorhanden fein follten, viefen der gejegliche Pflichttheil 
ausgeſchieden werben ſoll“. Nach dem Tode der M, die aus der Ehe 
mit B jeh8 Kinder zurüdließ, entftand ein Erbrechtsconflict zwiſchen 
diefen Defcendenten, die ein Viertel der Verlafſenſchaft als gefetzliche 
Erben und außerdem ihre Pflihttheile in Aufpruh nahmen, umd dem 
überlebenden B, welder auf Grund der Ehepacten ven ganzen Nachlaß 
mit alleinigem Vorbehalt des Pflichttheiles ver Kinder beanfpruchte. 
Bom Abhandlungsgerichte zur Uebernahme der Klägerrolle angewiefen, 
traten die ſechs Defcendenten gegen B Flagend auf uub trugen das 
Erfenntniß an: daß der vorerwähnte Heiratövertrag bezüglich der im 
Art. 5 über den fünftigen Nachlaß des B und der M enthaltenen 
Berfügungen ein Erbvertrag im Sinne und mit den Wirkungen der 
88. 1249 und 1254 a. b. ©. 2. fei, daß die von den Klägern ab⸗ 
gegebene bevingte Erbserflärung aus dem Geſetze zum vierten Theil 
der M’fhen Berlaffenfhaft und zu dem außer dieſem Biertel ihnen 
gebührenden Pflichttheil zu Recht beftehe und ihnen nebft dem gegne- 
riſcherſeits nicht beftrittenen Pflichttheil noch ein reines Viertheil des 
Nachlaſſes, worauf weder der ihnen gebührende Pflichttheil noch eine 
andere Schuld der Verlaſſenſchaft haften darf, zugefallen ſei, daß die 
von B auf Grund des Heiratövertrages überreichte Erbserklärung zum 
ganzen Nachlaß, mit alleinigem Vorbehalt des Pflichttheiled der Kläger 
bezüglich des nad 8. 1253 a. b. ©. B. ver legten freiwilligen An 
ordnung vorbehaltenen und in deren Ermangelimg den gefeglichen 
Erben zufallenden Einen reinen Viertheiles der Verlaffenichaft, worauf 
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weder der Pflichttheil noch eine andere Schuld haften darf, nicht zu 
Recht beftehe und fomit dem Bellagten auf viefen vierten Theil kein 
Erbrecht zulomme. — Die erfte Inftanz erkannte nach dem Klag⸗ 
begehren, das O. L. ©. gegen dasfelbe. 

Der oberfte Gerichtshof deftätigte das erftgerichtliche Urtheil. 
Gründe: Der (oben angeführte) Wortlaut des Art. 5 der Ehepacten 
läßt deutlich entnehmen, daß die Brautleute B und M ſich den künf- 
tigen Nachlaß, refp. für den Fall des Vorhandenſeins von Kindern, 
einen Theil desjelben wechfelfeitig verfprohen und das Verſprechen 
wechlelfeitig angenommen haben, da ja fonft, nad dem gewöhnlichen 
Sprahgebraude, von einem „getroffenen, feftgejegten und beftimmten 
Uebereinfommen” feine Rede fein könnte. Es muß daher diefe Be⸗ 
fimmung des Heiratövertrages nad 8. 1249 a. b. ©. DB. als em 
Erbvertrag anerfannt werden, da er aud mit allen Erforberniifen 
eines fchriftlihen Zeftamentes verjehen if. Der Umftand, daß im 
Art. 5 keine Berzichtleiftung auf den Widerruf vorlommt, iſt ganz 
unerheblich, weil die DBegebung des einfeitigen Wiberrufe® nad) 
8. 1254 a. 6. ©. 8. wohl die Confequenz des geſchloſſenen Erbver: 
trages ift, das Geſetz aber nicht vorſchreibt, daß eine ſolche Verzicht: 
leiftung, wie bei Schenkungen auf den Todesfall (8. 956), fo au 
bei Erbverträgen in der Vertragsurkunde felbft enthalten fein müſſe. 
Enthalten nun die Ehepacten einen Erbvertrag, fo blieb der M veffen: 
ungeadhtet kraft des Geſetzes ($. 1253) ein reiner Viertheil ihres 
Nachlaſſes, worauf weder der Jemanden gebührende Pflichttheil noch 
eine andere Schuld haften darf, zur freien legtwilligen Verfügung 
vorbehalten. Sie hat aber über dieſes Viertel nicht letztwillig ver: 
fügt; denn die im Art. 5 des erwähnten Vertrages vorkommende 
Beftimmung, daß, falld aus der Ehe Kinder vorhanden fein wärben, 
benfelben ver geſetzliche Pflichttheil ausgeſchieden werben ſoll, enıhält 
nichts Anderes als eine Beſchränkung des im Erbvertrag von beiden 
Contrahenten einander zugedachten Nadlaffes für jenen Fall, feines: 
falls aber eine Verfügung darüber, was mit diefem geſetzlich ihrer 
freien Verfügung vorbehaltenen Viertheil des Nachlaffed zu gejchehen 
habe. Diefer Viertheil fällt daher nah dem Haren Wortlaut bes Ge— 
jenes (8. 1253) nicht dem Bellagten als Vertragserben, obſchon im 
Bertrage die ganze Verlaſſenſchaft verjprochen wurde, fondern den ge- 
jeglihen Erben der M, d. i. ihren Kindern, ven Klaͤgern, zu, bie 
auch nicht angehalten werben können, ſich viefen Bortheil auf den 
ihnen gebührenden Pflichttheil anrechnen zu laffen, weil nah $. 787 
a. b. ©. B. nur Dasjenige, was die Notherben durch Legate ober 
andere Verfügungen des Erblafferd aus der Verlaſſenſchaft erhalten, 
bei der Pflichttheilsbeftimmung in Rechnung zu bringen ift, während 
ihnen hier das fragliche Viertel aus dem Geſetze gebührt. 
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Nr. 3201. 
Unzuläſſigkeit des Mandatsproceſſes bei der Hypothekarklage. 


.v. 6. Juni 1860, en. 6262 (Befl. ber deʒ des L. G. Trieſt vom 
ebruar 1 2% 800, und bed kon Trieft v. 4. April 1860, 
1284). &. 3. 1860, Nr. 66, 

A belangte die B wegen Zahtung. von Zinfen feiner bei einem 
Haufe der B intabulirten Forderung und begehrte die Einleitung des 
Mandatsprocefies, rejp. die Erlaffung des Zahlungsauftrages. 

Bon beiden Untergerichten wurde dieſes Begehren abgemiejen 
und der bagegen ergriffene a. 0. Recurs des Kläger vom oberften 
Serihtshofe in der Erwägung verivorfen, daß durch die Verordnung 
des Juſt.Miniſt. v. 18. Yuli 1859, R. ©. BL, Nr. 130, die mit 
‘der kaiſerl. Verordnung v. 21. Mai 1855, R. ©. 3. Nr. 95, ge: 
gebenen Normen über das DBerfahren zur Einbringung der durch 
notarielle Urkunden bewiefenen Forderungen nun aud auf andere im 
8. 1 jenes Erlaſſes näher bezeichnete Bälle ausgedehnt wurden; daß 
aber fomohl das eine wie das andere ber citirten Gefege nach ihrem 
Wortverftand und dem zwifchen ihnen beftehenven innigen Jufammen- 
bange nur dann Anwendung finden kann, wenn e8 fi um eine auf 
Erfüllung einer perfünlichen Verbindlichkeit gerichtete Klage handelt 
und zugleih alle Xhatfachen, die dem Begehren in ver Hauptjache 
und in den Nebengebühren zu Grunde liegen, entweder durch notarielle 
Ücte oder durch die im $. 1 der Verorbnung vom 18. Yuli 1859, 
Nr. 130, bezeichneten Urkunden bewiefen find; daß jedoch A in feiner 
Klage für dad Beſtehen einer perfönlichen Verbindlichkeit bes B feine 
Beweisurkunde beigebradht hat, mithin die jein Begehren um Ein- 
leitung des Mandatsproceſſes abweifenden Entfcheidungen der Unter: 
gerichte dem Wortlaut und Sinn der erwähnten Gefege volllommen 
entſprechen. 


Nr. 3202. 
Einfluß des Zwangscurſes auf Geldſchulden. 


Entf. v. er. — 1861, Nr, 2832 ir de2 da8 Urth. ded 2. G. Wien 
— 600, Dr. 46587, abänd un es O. L. 6. Wien v. 15, Jänner 
861, Ar. 18144 ). 5 v0 1866, Nr. 66, 


Auf Grund des Schulpjcheines vom 20. Jänner 1841, worin B 
fid) verpflichtete, das von A empfangene Darlehen von 10.000 fi. 
„in Conventionsfilbermünze, und zwar in effectiven Silberzwanzigern 
mit Ausſchluß allen wie immer Namen habenden Papiergeldes“ 
zurüdzuzahlen, wurde er im „Jahre 1860 von A auf Zahlung von 
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10.000 fl. C. M. over 10.500 fl. 5. W. in effectiven Silberzwan- 
zigern mit Ausſchluß jeden Papiergelve® belangt und wendete ein: 
1. daß nad) dem Geſetze vom 2. Yuni 1848, 9. ©. ©. Nr. 1157, 
der Kläger die Zahlung in Papiergeld nad dem Nennwerthe an- 
nehmen müfle und, davon abgefehen, 2. daß das Darlehen ihm nicht 
in effectiver Silbermünze zugezählt worden fei, und erbot ſich, dieſen 
legteren negativen Umftand durch den rückſchiebbaren Hanpteib zu be 
weifen, welder ihm vom Kläger zurüdgeichoben wurde. — Die erfte 
Inſtanz entfhied, daß B die Zahlung im falle der Abſchwörung des 
Eides nur in Banfvalnta zu leiften babe. Gründe: Ad 1. Wat 
die Minift.-Verorbn. vom 2. Juni 1848, 3. ©. S. Nr. 1157, an⸗ 
betrifft, fo bat allervings das Faiferl. Patent vom 7. Februar 1856, 
R. ©. DI. Nr. 21, verfügt, daß es in Anfehung ber vor deſſen 
Kundmachung eingegangenen Verbindlichkeiten bei der citirten Diin.-Brg. 
bi® zur gänzlihen Aufhebung des Zwangseurſes fein Berbfeiben 
baben fol. Diefe Aufhebung ift aber mit ver kaiſerl. Berorbnung 
vom 26. December 1858, R. ©. Bl. Nr. 244, feitber erfolgt, 
indem es im Echlußfage derſelben auedrücklich heißt: „Dagegen treten 
v. 2. Yänner 1859 an die Beſtimmungen des Patentes v. 2. Juni 
1848 in Betreff der auf Conventionsmünze lautenden Noten ter 
öfterr. Nationalbank außer Kraft.” Da fomit das Gefeg, weldes 
allein zur Zeit der eingegangenen Verpflichtung des Bellagten zur 
Zurüdzahlung des Darlehens in effectiver Silbermünze mit Ausfchluß 
jeden Papiergeldes denſelben von ver Zurädzahlung m klingender 
Münze hätte befreien können, nicht mehr befteht, fo hätte der Beklagte 
zur Zahlung des dem Darlehen von 10.000 fl. C. M. entſprechenden 
Betrages von 10.500 fl. 5. W., und zwar in Silber verurtheilt 
werben müffen. Allein derfelbe machte dagegen ad 2 die Einwenbumg, 
daß ihm das Darlehen nicht in effectiver Silbermünze gegeben wurde 
und trug bieräber dem Kläger den Haupteid auf. Da nad 8. 987 
a. b. G. B. der Darleiber fi die Zahlung in der „befonderen, von 
ihm gegebenen Münzſorte“ bedingen kann, fo wird es bier darauf 
antommen, ob dem B das Darlehen in effectiver Silbermünze aud 
zugezählt wurde oder nit, und war daher auf den darüber ange: 
botenen, dem Bellagten zurüdgefhobenen Eid zu erkennen. — Das 
D. 2. ©. entſchied unbedingt, daß der Bellagte die Zahlung, ftatt 
in Silbermünge, nur in Banknoten zu leiften babe. 

Der oberfte Gerichtehof beftätigte das Urtheil der zweiten 
Juſtanz und erflärt in den Motiven, daß bei allen Zahlungen aus 
Berträgen, die vor dem Patente vom 7. Yebruar 1856, R. ©. BL 
Rr. 21, geſchloſſen wurden, die Banknoten ftatt Silber angenommen 
werben müſſen, und daß daran ber oben citirte Schlußfaß der kaiferl. 
Berorbnung vom 26. December 1858, Nr. 244, umjoweniger etwas 
geändert habe, al® nad 8. 4 der kaiſerl. Verordnung vom 30, Auguſt 
1858, Nr. 131, Jedermann die neuen Banfnoten öſterreichiſcher 
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Währung in vollem Nennwerthe annehmen muß und ber nah $. 5 
bes Patentes vom 27, April 1858, Nr. 63, die vor dem 1. No⸗ 
vember entſtandenen Verpflichtungen in ver neuen öſterreichiſchen 
Währung zu erfüllen vorfchreibt. 


Nr. 3203. 
Rechtliche Wirkung des vorbehaltslofen Antrittes des hinter 
laſſenen Pflichttheiles. 
satt. . 15, April 1862, Nr. 2427 (Beit. des Decr. ded 9. ©. Trieft v. 
24, Ser, 1861, Nr. 9182, Abänd, des Derr. des O. 2. ©. Trieft vom 
6, Februar 1862, Nr. 321). ©. 3. 1869, Nr. 66, 

In dem Teflamente des M wurden A und B al® Erben ein- 
gelegt und den Notherben C, D und E ward der Pflihttheil hinter⸗ 
laffen. A und B haben die Erbihaft unbedingt angetreten und C, 
D und E bei Gericht die Erklärung abgegeben, daß fie die Berlaffen- 
ihaft auf Grund des legten Willens im Bezug auf den ihnen hinter⸗ 
laffenen Pflihttheil ohne Vorbehalt antreten („di adire puramente © 
liberamente il lascito del. ... in base alla di lui ultima volont& 
per la porzione legittima da lui a loro favore disposta“), Im Zuge 
der Verlafſenſchaftsabhandlung begehrte nun em Erbichaftsgläubtger 
für feine durch Urtheil liquidirte Forberung gegen ſämmtliche vor- 
erwähnte Erbsinterefjenten die Pfändung ihrer Mobilien, und ins— 
befondere noch gegen C die executive Eintragung des Pfandrechtes auf 
deſſen Liegenſchaften. — Die erfte Inftanz, welche die Pflichttheils- 
berechtigten C, D und E, ungeadtet ihrer oben angeführten Erb- 
antrittserflärungen, nicht als vorbehaltslofe Erben qualificirte, gab 
dem Gejuche nur dem A und B gegenüber ftatt. Der Gläubiger ließ 
e8 bei der Abweiſung feines Begehren, fomweit e8 gegen C, D und E 
auf Mobiliarpfändung gerichtet war, bemenden, und recurrirte nur gegen 
die Verweigerung der wider den C angefuchten Immobiltenerecution, 
bie ihm vom D. L. ©. bewilligt wurde. 

In Erwägung, daß nach dem Hofder. vom 31. Jänner 1844, 
J. ©. ©. Nr. 781, den Notherben kein Anfpruch auf verhältnig- 
mäßige Antheile an den einzelnen Berlaffenihaftsfahen, jondern nur 
auf den nad gerichtliger Schägung berechneten Werth ihrer Erb- 
theile zuftehbt; daß nah 8. 774 a. 5. ©. B. dem Notherben ver 
Pflihttheil frei von jeder Velaftung zufommen muß, fomit aud nicht 
er, fondern nur die nnbebingt erflärten Haupterben für die Schulden 
des Erblaffers zu haften haben; daß demnach der dem C an dem 
Nachlaſſe des M gebührende Pflichttheil, fowoht den Haupterben wie 
den Verlaffenfchaftsgländigern gegenüber vielmehr als das Legat einer 
beftimmten, dermalen noch nicht ausgemittelten Geldſumme erſcheint; 
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daß in Folge des unbedingten Erbantrittes der Haupterben A und B 
vom Abhandlungsgerichte mit Decret vom ........ nur dieſen der 
einſtweilige Befig und die Verwaltung des Nachlaſſes eingeräumt 
wurde, und nur fie als Repräſentanten des Erblaſſers M angejchen 
werben können; daß folglich der gleichzeitig von C, D und E erflärte 
unbebingte Antritt des ihnen von M hinterlaffenen Pflichttheiles Leinen 
anderen Sinn haben kounte als jenen, daß fie fich mit dieſem Pflichttheile 
begnügen, nicht auf Errichtung des Inventars bringen, fondern ber 
eideösftättigen Angabe des Nachlaffes von Seite der Haupterben A 
und B Vertrauen ſchenken wollen, weshalb fle denn auch mit Decret 
der Abbanplungsbehörbe vom...... angewiefen wurden, biefen Ber- 
laſſenſchaftsausweis gemeinihaftlihd mit den Haupterben zu über- 
reihen, bat der oberfte Gerichtöhof auf den Recurs des C den bie 
Immobiliarpfändung gegen benfelben verweigernden Beſcheid der erften 
Inſtanz beftätigt. 


Nr. 3204. 


Sicherſtellung des Nutzgenuſſes des überlebenden Ehegatten 
nah 8. 812 a. b. G. 8. 


Eutid. v. 6. Mai 1862, Nr. 2811 ind. der gleigförmigen Der. 
— %, ©. Denchig ». 20, Jänner 1862, Nr. 25718 uud ded D. 2. ©. 
Benebig v. 22, Februar 1862, Mr. 8577). ®, 3. 1869, Mr. @. 

Das von beiden Untergerichten abgewiefene Gefuh, worin A, 
als der nah dem Gefege zum Nutzgenuß eines Vierteld ber ohne 
Zeftament mit Kindern verftorbenen M berufene Ehegatte derſelben 
im Sinne des 8. 812 a. b. ©. B. die Separation des Nachlafſes 
vom Bermögen der Erben begehrte, wurde vom oberften Gerichtshofe 
aus folgenden Gründen bewilligt: Wenngleih im 8. 812 a. b. G. 2. 
nur vom Erbſchaftsgläubiger, Legatar und Notherben die Rebe if, 
fo ergibt ſich doch aus dem Geifte desjelben, daß das Geſetz die barin 
bezeichneten Sicherfiellungsmittel allen Perſonen einzuräumen beabfid- 
tigte, die gegen die Verlafienfchaft einen Anſpruch haben; und als 
ein geſetzlicher Anſpruch gegen ven Nachlaß erſcheint jevenfalls auch 
das in Rede ſtehende Fruchtgenußrecht, wie immer man ſeine juriſtiſche 
Natur auffaſſen mag. — Daß Derjenige, welchem ein Fruchtgenuß 
an dem Nachlaſſe durch letzten Willen zugedacht worden iſt, die Sicher⸗ 
ſtellung im Sinne des 8. 812 fordern könne, ſteht außer Zweifel, 
weil der auf folhe Art Honorirte nah $. 480 im Zufammenhange 
mit 8.535 a. 6. ©. B. ein wahrer Regatar ift: dann aber läßt fi 
nicht einjehen, weshalb dieſes Sicherftellungsmittel Demjenigen, weldyer 
ben Yruchtgenuß an der Berlafienihaft ex lege erworben hat, vor: 
enthalten werben fol, ba bod in beiden Fällen das ficherzuftellenve 
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Recht ein und dasſelbe iſt, und in gleicher Weile ver aus der Ver⸗ 
mengung mit dem Vermögen des Erben drohenden Gefahr ausgeſetzt 
fein fann. 


Nr. 3205. 


Unzuläffigfeit des Mandatsproceſſes bei der Hypothekarklage. 
Eutid. a 7. Mai 1862, Nr. 2920 (Beft. des dad Decr. des 2. ©. Mantua 
v. 14 D c. 1861, Nr. 830, ab Der. bed * L. G. Venedig vom 
“1 Februar 1862, Nr. 2868), G. 3. 1869, Nr, 65, 
Entſcheidung und Motive flimmen mit ber unter Nr. 3201 
diefer Sammlung mitgetheilten Entſch. vom 5. Juni 1860, Nr. 6262 
überein, 


Nr. 3206. 
Unzuläffigfeit neuer ne nah ber Feilbietung des 
Grundſtückes. 
2.9, e. . \ al 
Bi a en Te Bien ee 
Nr, 8887). G. Z. —— Rt. 
Nr. 3207. 
Bollftrekbarkeit im Auslande (in Preußen) gefällter 
Schieböfprüche. 
1 . . . 
Be a 0 — 
v1 fr. 123219). ©. 8. 1809, Br 


In einem —** —— hatten ſich die ontrabirenben 
Handelsleute A in Breslau und B in Prag für die aus dem Gefchäfte 
etwa entftehenden Streitigkeiten der Breslauer Börfencommilfion als 
Schiedsgericht unterworfen, bei welcher denn auch der Verkäufer A 
den Käufer B wegen Nichterfüllung des Vertrages auf Schabenerjag 
belangte und das jeiner Forderung ſtattgebende Erkenntniß ermirkte, 
Mit Vorlage desjelben begehrte A beim Handelögerichte in Prag im 
Erecutiondwege die Pfändung der Mobilien des Letzteren. — Diefes in 
erfter Inſtanz bewilligte Geſuch wurde von dem D. 2. ©. abgewieſen, 

„weil bie Erecution gegen einen öſterreichiſchen Stontsbärger auf 
Srund. eined im Königreihe Preußen geſchöpften ſchiedsrichterlichen 
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Erkenntniſſes begehrt wird, der Executionsführer aber den ihm nach 
8. 33 a. b. ©. B. obliegenden Beweis nicht geliefert hat, daß ben 
bierländigen Staatsbürgern auch in Preußen gegen einen dortigen Unter: 
than die Erecution auf Grund der in Oeſterreich gefchöpften ſchieds⸗ 
rihterlihen Erkenntniſſe ertheilt werde“. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erftgerichtliche Entſcheidung. 
Gründe: Zuvörderſt ift mit Rüdficht auf die Vorfchrift der Refolution 
vom 31. October 1785, 9. ©. S. Nr. 489, lit. qq. unzweifelhaft, 
daß nicht das Schiedsgericht, fondern das ordentlide Gericht bes 
Sachfälligen die Ereeution zu ertheilen bat, weil bie Parteien in 
dem von ihnen gejchloffenen Vertrag nur dem Urtheile des varin 
beſtimmten Schiedégerichtes und nicht auch für die Erecution dieſem 
Schiedsgerichte fid) unterworfen haben. Das ordentliche Gericht des B. 
als welches bier das H. ©. Prag ericheint, hat aber nah $. 33 
a. b. ©. B. feinen Grund, feine Amtshandlung zu verfagen, meil 
das Hofdecr. vom 4. Auguft 1840, 3. ©. ©. Nr. 460, die Boll- 
ftredung ter Urtheile ber preufifchen Gerichte ganz allgemein zuläßt, 
wenn nicht Bedenken gegen die Gompetenz eintreten. Solche Bedenken 
treten aber bier nicht ein, weil auch nad öſterreichiſchem Gelege ein 
ſchiedsrichterliches rechtskräftiges Urtheil vollitredbar ift und der Beweis 
vorliegt, daß B den Schiedsſpruche der Breslauer Börfencommiffion 
fih unterworfen hat. Da ferner das gehörig legalifirte Originat 
des Schiedsſpruches und der demfelben bezüglich des Schuldbetrages 
ergänzenden Calculation vorliegt, und durch die legalifirte Erklärung 
der Breslauer Handeldfammer auh die Rechtskraft des Laudum 
nachgemwiefen ift, fo unterliegt die Bewilligung der angefuchten Erecution 
feinem gejeglichen Anſtande. 





Ir. 3208. " 
Sequeſtration des Streitobjectes: Gefahr? 


— v. 21. Oct. 1862, Nr. 7104 (Mbänd, der aleihnförmi eu gen. 
De raeßanwice v. 12, Yünner 1862, Nr. 1 ID. L. G. 
alan v. 29. Inii 1882, Ne. 9602), G. H. —8 

Erwägung, daß das Geſuch der —— A um 
Bewilligung der Sequeftration der auf dem Grundflüde des B vor: 
findigen feuerfeften Thonerde fich lediglich darauf fügt, daß die A 
gegen B die Klage pto. Anerkennung des Rechtes zur Auffuhung und 
Ausbeutung der feuerfeften Thonerde auf dem bejagten Grunpflüde 
angeftellt hat und daß ihr durch die Ausbeutung der Erde von Seite 
des B während bed Proceffed eine Gefahr droht; daß aber nad 
8. 388 wefigal. ©. O. zur Sequeftration nur die Gefahr ber 
Veräußerung oder Beihäbigung bes Sequeftrationsobjecte® durch den 
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Beklagten berechtigt, mithin bie Gefahr auf die Subſtanz und den 
Mißbrauch der Sache, nicht etwa blos auf die aus dem ordnungs⸗ 
mäßigen Gebrauche derſelben entftehenden Nugungen ſich beziehen muß; 
und bag im vorliegenden Sfalle B durch die gewöhnliche ordentliche 
Ausbeute der Thonerde auf eigenem Grunde und Boden nur von feinem 
Eigenthumsrechte einen gefeßmäßigen Gebrauh maht — hat ber 
oberfte Gerichtshof das von beiden Untergerichten bewilligte Geſuch 
der A um Sequeftration der Thonerde auf dem Grundſtücke des B 
abgewieſen. 


Nr. 3209. 
Beſtandſtreitigkeit: Beweislaſt hinſichtlich der Dauer der Miethe. 
ags. v. 30. Dec. 1862, 88 (Belt, des de⸗ Urth. des B. G. Biala 
v. Sept. 1E 1862, Re: 3968, abänd. Urth. ded DO. 2%. G. Krakan vom 
1802, Nr. 14088). &. &. 1868, ©. 360, 

A —* dem B die angeblich auf unbeftimmte Zeit gejchloffene 
Hausmiethe drei Monate vor Ablauf des erfien Jahres (8. 2, lit. e 
ver faiferl. Verordnung v. 16. November 1858, R. ©. BI. Nr. 213). 
B betritt die Auflündigung mit ber Anführung, daß die Miethe auf 
drei Jahre geſchloſſen wurde. Beide Parteien deferirten einander den 
Haupteid zum Beweis ihrer wiberftreitenden Angaben über bie Miethzeit, 
und es handelte fih im Proceffe nur um bie Trage der Beweislaft. 
— Das Gericht erfter Inſtanz war der Anfiht, daß die Anführung 
des A (Unbeftimmtheit der Mietbzeit) zu beweiſen fei und erkannte 
auf den von ihm deferirten Haupteid; das DO. 2. G., der entgegen- 
gejegten Ueberzeugung folgenp, erfannte auf den von B anfgetra= 
genen Eid. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte das Urtheil der zweiten 
Inflanz. Gründe: Der Anfiht des D. L. G., wonad dem B der 
Beweis feiner Anführung obliegt, muß beigepflihtet werden. Denn 
im $. 4 der kaiferl. Verordnung vom 16. November 1858, Nr. 213, 
wird von dem Auflündiger nur die Angabe des Gegenſtandes und des 
Rechtsgrundes ver Kündigung, nicht aber auch der Beweis des [egteren 
gefordert und die dagegen anzubringenden Einwendungen find nad) 
$. 12 ebenvort als Klage zu behandeln. Hieraus ergibt fi, daß bie 
Aufkündigung die Qualität einer Aufforderung hat und daß dem 
Gegner (Aufgeforderten), wie jedem anberen Kläger obliegt, ſein 
Hecht, Beſtandrecht, zu beweifen. Die Wälzung des Beweiſes vom 
Segentheile auf A würde fowohl gegen den Grundſatz des 8. 170 
weiig. ©. O., wonach das angeführte Yactum von Demjenigen, der 
es anführt, hier von B, der die dreijährige Miethe behauptet, bewieſen 
werben muß, als aucd gegen die buch $. 362 a. b. ©. B. geſchützte 
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Freiheit des Berfügungsrechtes des Eigenthümers A verftoßen, wo: 
gegen der Miether B fi durch den Befig der Miethſache und bie 
biedurch erfolgte Einſchränkung des Eigenthümers nicht [hüten kann, 
weil diefe Einſchränkung fih aud nur foweit erfireden Tann, als fie 
eben bewieſen ift. 


Nr. 3210. 
Rückwirkende Kraft der Erbfolgegejege. 


v. 11, Februar 1808, Nr. 957 (Beit, deö Urt a Fi zewice 
— * Nr. 574, Abänd, Dee uch, de e 4 — 
0, Nov, 1862, Nr, 12202). ©. r3 es & 

adden der in einem untheilbaren Bauerngute * Nachlaß 
bes im Jahre 1846 ohne Teſtament verſtorbenen M feinen vier Kindern 
mit Decret vom Jahre 1861 zu gleichen Antheilen eingeantwortet 
worben war, belangte A als Uebernehmer der Erbrechte von zwei 
Defcendenten, die Miterben B und C mit dem Klagbegehren, daß bie 
Bauernwirthichaft öffentlich zu verfteigern und das Meiftgebot unter 
den Erbberedhtigten nad) Maßgabe ihrer Portionen zu vertheilen fei. 
— Die erfte Inftanz erkannte nach dem Klagbegehren. Das DO. 2. ©. 
war mit Nüdfihtnahme auf die erft 1861 geſchehene Einantwortung 
der Anficht, daß die Miniftertalverorunung vom 2. November 1855 
(Mr. 1, R. ©. Bl. 1856), anzuwenden fei, welde vie in Galizien 
giltigen Vorſchriften der Erbfolge in Bauerngütern auf das Groß- 
herzogthum Krakau ausgedehnt und verorbnet hat, daß diefelben vom 
29. September 1855, als dem Tage, an weldem das a. b. G. 8. 
in gejeglihe Kraft getreten ift, in Wirkfamfeit zu treten haben (Zu: 
theilung des Bauerngutes an den älteften Sohn mit der Verpflichtung, 
die Miterben zu befriedigen). Demnach erkannte das DO. L. ©., ohne 
fi) an das Klagebegehren zu halten, daß vie von M binterlaffene 
Bauernwirthſchaft fein ältefter Sohn (der erftbeflagte) B, gegen Aus: 
zahlung der im Einantwortungsdecrete ben übrigen Erben zugeiiejenen 
Erbtheile, und zwar an den Kläger als Rechtsnehmer von zwei Erben 
und an ben mitbeklagten C nad) vorgängiger gerichtlicher Shägung 
zu übernehmen habe. — Gegen diejes Urtheil ergriff A die Nichtigkeits⸗ 
und Revifionsbeſchwerde. 

Der oberfte Gerichtshof hielt die Nichtigkeitsbeſchwerde für nicht 
gegründet, weil buch den, allerdings gegen die Norm des 8. 325 
weftgal. ©. O. abgefaßten Spruch der zweiten Inſtanz implieite 
und in deſſen Motiven ausprüdlich das Klagbegehren um licitatorifche 
Veräußerung des Gutes und Bertheilung des Kaufſchillinge unter 
ben Erben abgeiwiefen worden ifl. In merito beftätigte der oberfte 
Gerichtshof das Urtheil der erſten Inſtanz. Gründe: Da M ncd 
unter der Herrſchaft des franzöfifchen Gefeges im Krakauer Gebiete 
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geftorben ift, fo find für die Erbfolge vie Beſtimmungen jenes Ge- 
fees maßgebend (Art. 815, 826, 827 des Code Napoldon) und 
denfelben entiprechen erfolgte auh im Sabre 1861 die gerichtliche 
Einantwortung ber Bauernwirthihaft, und zwar nit an B allein, 
mit der DVerpflihtung zur Abfertigung der übrigen Defcendenten, 
fondern an alle Nachfolger des M zu gleichen Theilen. Die vom 
D. 8. ©. angerufene Minifterialverorpnung vom 2. November 1855 
fann nad ihrer ausprüdlichen Faſſung nur auf die fünftigen, nicht 
auf vorangegangene Todesfälle angewendet werben. Da fomit alle 
Erben des M gemeinfchaftliche Theilhaber der Bauernwirthſchaft find, 
fo fteht Jedem von ihnen nah $. 830 a. b. ©. B. das Recht zu, 
die Aufhebung der Gemeinfchaft durch den licitatorifchen Verlauf der⸗ 
felben herbeizuführen. 


Nr. 3211. 
Meiftgebotövertheilung: Aufangspunkt für die Berechnung bes 
breijäbrigen Zinſenrückſtandes. 
zu. v. 18, 22 Kr. ie Nr. an (Belt. ded Deer. bed B. G. Tolmein 


Mai 1862 1816, Abänd. des Pa de? O. 2. ©. Trieſt vom 
an 2760). &. 3. 1869, Nr, 64, 


Bei ber — des Erlöſes der executiven Feilbietung 
einer Liegenſchaft wurde die Priorität eines Satzcapitals in erſter 
Inſtanz den dreijährigen Zinſen vom Tage des kundgemachten Ber- 
fleigerungsebicte® ab, in zweiter Ynftanz Hingegen nur den drei⸗ 
jährigen Zinſen vom Tage der Verhandlung über die Meiftgebots- 
vertheilung eingeräumt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die erſtgerichtliche Ent- 
ſcheidung und bemerkte in den Motiven: Es war unridhtig, bei der 
fraglichen Berechnung als Anfangspunft den Tag bes Fiquidirungs- 
protololles zu Grunde zu legen, und im Sinne der 88. 5 und 18 
Concursorbnung, 8. 437 a. ©. O. und $. 460 a. b. G. 2. viel- 
mehr der Tag der Kundmachung des Feilbietungsedictes zur Richt⸗ 
Ihnur zu nehmen, an welchem Tage eben — wie beim Concurs — 
die im Zuge befindliche Execution belannt wurde und die Wirkung 
eintrat, daß gerichtliche Schritte anderer Pfandgläubiger theil® unzu⸗ 

fäjfig, tbeil® überfläffig gewefen wären. 
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Nr. 3212. 
Exceptio rei ae im Sanptproceife. 


. bru 
Trieft v. 8, Yänner 1868, Ar. 207 ebänd. iun des DO. 8. ©, Zara v. 
. Juli 1868, Nr. 2 ). G ‚Rt. 66. 

In dem mündlih verhandelten Trac bes A gegen B puncto 
Uebergabe eines Grundſtückes brachte der Bellagte in der Duplif bie 
exc. rei judicatae vor. Mit Berufung auf ven 8. 35 weſtgal. ©. O., 
wonach diefe Einreve im Präjudicialmege mittelft befonberen Gefuches 
anzubringen und eine beſondere Verhandlung darüber zu pflegen ge— 
wejen wäre, ließ das Gericht erfter Inſtanz dieſelbe unberückſichtigt 
und erkannte in merito auf einen Zeugenbeweis. — In Erwägung, 
daß gemäß $. 35 weftg. ©. O. die Partei nur befugt, nicht verpflichtet 
ift, Die exc. rei judicatae mit befonderem Geſuche vor ihrer Einrebe 
anzubringen, mithin bie Nichteinleitung eines ſolchen abgejonberten 
Verfahrens das nad $. 6 ebenbort ber Partei zuftehende Recht, jene 
Einwendung entgegenzufegen, nit zerftört; daß in bem vorliegenden 
alle, wo der Kläger ſelbſt erſt in ber Keplit ben Rechtsgrund feines 
Klaganſpruches (Vertrag vom 4. Februar 1850) allegirt bat, dem 
Bellagten vie Vorſchützung der exc. rei judicatae vor der Duplif gar 
sicht möglich war, da er erſt durch bie Probucirung der Bertrags: 
wrhunde von Seite des Gegners in die Lage geſetzt wurde, feftftellen 
zu können, daß es fi bier um den nämlichen Bertrag wie in bem 
früheren Broceffe banvelt; daß fomit bie in der Duplik erhobene Ein- 
wendung als mit proceßrechtlicher Wirkung und rechtzeitig vorgebradht 
anzufeben ift, weil einerſeits das verfpätete Anbringen verjelben durch 
eine Unterlaffung des Klägers verſchuldet wurde und andererfeitd im 
mündlichen Procefje dem Richter die Verpflichtung obliegt, dafür zu 
forgen, daß die Parteien durch Formmängel in ihrer Vertheidigung 
nicht verkürzt werden, bat fih das O. L. ©. auf die Unterſuchung 
der vorgejhüßten exc. rei judicatae eingelaffen, und da es biefelbe 
als begründet erkannte, das Klagbegehren abgemwiefen. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung ber zweiten 
Inſtanz mit Berufung auf die Motive derfelben. 


Nr. 3213. 
Erecution zur Sicherſtellung: Sequeftration der Wrüchte des 
dem Erecutiondführer bereits verpfändeten Gutes. 
5, Juli 1864, 1300 . 
gutie. b In —3 der KERLE förmige en Deck az de 


Brünn | D. * Bir, 
idea, 9. 3504). G, 2. 1008, Dir 


Auf * * —— wurde nach 8. * ver J. M. B. 
vom 18. Juli 1859, R. ©. Bl. Nr. 130, die Erecution zur Sicher⸗ 
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ftellung mittelft Sequeftration ber Früchte und Pachterträge bed dem 
Kläger bereits verpfändeten Landgutes des Schuldners von beiden 
Untergericgten bewilligt und der Dagegen ergriffene Reviſionsrecurs 
vom oberften Gerichtshof aus folgenden Gründen abgewiefen: Der 
8. 4 der Yuftigminifterialverorpnung vom 18. Yuli 1859, Nr. 130, 
geftattet die Execution zur Sicherfiellung durch Pfändung und 
Shägung oder durch Sequeftration der gepfändeten Sachen mit bem 
Beifage, daß dieſe Erecutionsarten gleichzeitig zuläffig feien. Es Tann 
alfe, wenn erft in Folge des Zahlungsbefehles die Yorberung auf 
einer Liegenſchaft intabulirt wird, die legtere zugleih auch ſequeſtrirt 
werden und zwar ohne Nüdficht darauf, ob durch die Intabnlation 
die Forderung hinreichend fichergefiellt ift oder nicht, weil das Geſetz 
in diefee Richtung keinen Unterfchiev macht. Hienach ſcheint es, daß 
auch in dem Falle, wo die Intabulation fchon früher erwirkt worden 
war, die Sequeftration der Pjandſache ohne Rüdjicht auf die Zu: 
länglichleit des Pfandes bewilligt werben könne und daß die legte 
Beitimmung des citirten Paragraphes, wonach in dem falle eines 
ſchon beitellten Pfandes bie Eyecution zur Sicherftellung nur bei Unzu- 
länglichfeit derfelben zuläffig ift, nur auf die Execution mittelft Pfän- 
dung und Schägung bezogen werben bürfe, weil fonft ver Paragraph 
in fih einen Widerſpruch enthalten würde. Diefe Auslegung fteht 
such im Einklang mit dem $. 458 a. b. ©. B., wonach die Unzu⸗ 
länglicdjfeit des bereit8 beftellten Pfandes nur dann vorliegen muß, 
wenn es fih um die Beſtellung eines neuen Pfandes handelt — ein 
Fall, der nicht eintritt, wenn die bereitö verpfändete Sache feque- 
firirt werben ſoll, weil mit der Sequeitration kein neues Pfand ent» 
itebt, jondern nur das ad corpus et fructus der Pfanpfache bereits 
beſtehende Pfandrecht auch auf die legtere wirkſam gemadt wird. 


Ir. 3214. 
Actio pigneraticia directa: Anjprud auf Rüditellung ver 
Pfandfache gegen Zahlung der Pfanpfchuld. 

Eutid. v. 4. Auguft 1864, Nr. 5685 (Beft. des das Uri. 3 8. ©. 
Stanislan v. 23, Sept. 1868, Nr. 5440, abänd. Urth. des D.%. ©. Lemberg 
v. 17, Februar 1864, Nr. ). Geritöbote 1868, Nr. 19, 

In der Klage des A wider B auf Zurückſtellung eines dem 
Letzteren verpfändeten Pferdes gegen Zahlung ber bezilglichen Schuln 
von 30 fl. wurde angeführt, daß der Kläger dem Bellagten die 
Zahlung der 30 fl., um das Pierd zurüdzubelommen, vorlängft an- 
geboten, der Legtere aber die Herausgabe der Pfandſache obne Grund 
verweigert habe. Diefe Umftände ftellte der Beklagte in Abrede. — 
Das Gericht erfter Inſtanz verwarf das Klagbegehren aus folgenden 
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Gründen: Nah 8. 1369 a. b. ©. B. iſt der Pfandnehmer nicht 
ſchuldig, das Hauptpfand gurüdzuftellen, ehe er vom Pfandbgeber be⸗ 
friedigt wurde. Da nun A feine Schuld dem B nicht zurüdgezahlt 
und den Betrag derſelben auch nicht gemäß 8. 1425 a. 6. ©. B., 
aus dem Grunde der verweigerten Annahme, bei Gericht niedergelegt 
bat, fo kann er die Herausgabe des verpfänbeten Pferdes von B 
nicht fordern. — Das O. L. ©. erfannte nad dem Klagbegehren. 
Gründe: Wenn es aud feine volle Richtigkeit hat, daß der Pfand» 
nehmer das Pfand nur gegen Zahlung ver Schuld zurüdzuftellen ver- 
pflichtet ift, fo ift e8 andererſeits nicht minder richtig, daß nach 8. 469 
0.6. ©. B. ver Pfandgeber zur Tilgung der Schuld nur gegen bem 
verbunden ifl, daß ihm die Pfandſache zugleich zurüdgeftellt wird. 
Der Kläger A war daher nad dem Geſetze volllommen berechtigt, 
bie Reftitution des Pfandes gegen Zahlung feiner Schuld zu forbern 
und darauf ift eben fein Slagbegehren geftellt. Der unterlaffene 
Erlag des Schulvbetrages bei Gericht vermag das angefochtene Urtheil 
ber erften Inſtanz nicht zu rechtfertigen, da nad) 8. 1052 a. 6. G. 2. 
die erklärte Bereitwilligkeit zur Erfüllung diefer Verbindlichkeit voll: 
fländig genügt. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte die Entſcheidung der zweiten 
Inſtanz und bemerkte in feinen Motiven: Die Einwenbung bed B, 
baß er zur Reftitution des Pfandes vor Empfang der durch basjelbe 
verficherten Darlehensfumme nah S. 1369 a. b. ©. B. nit ver- 
pflichtet war, ift durch 8. 469 entlräftet, wonad der Pfandgeber 
zur Zahlung jener Schuld nur gegen gleichzeitigen Empfang des 
Pfandes verbunden ift. Beide gefeglihen Beflimmungen fünnen neben 
einander beftehen und fie find in bem obergerichtlihen, vom Kläger 
felbft beantragten Erkenntniſſe vermittelt, welches ven Bellagten zur 
Herausgabe der Pfandſache nur gegen Zahlung des Forderungs⸗ 
betrages verurtheilt. 


Nr. 3215. 


Abgrenzung des Wirkungskreiſes der Gerichte und der Ber- 
waltungsbehörden: Entgeltlihe Einräumung der Benugung 
eines Kirchenbefites. 

x ch. le E „AB San 16, Sr, 18, (Be aueh. Dec & das ut 

“ + ecr. d ® L. 
27. Juli 1864, Nr. 6818). —* — 70. 

Auf ie lage des A wider B, Des der Pfarrfirhe zu X, 
wurde von der erften Inſtanz in contumaciam des Legteren dem 
Klagbegehren gemäß erkannt, daß B jchuldig fei, dem A gegenüber 
den am 21. Yuli 1862 mündlid gefhloffenen Vertrag, wodurch er 
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bemfelben das Benutzungsrecht der von feinem Schwiegervater inne 
gehabten Kirchenftühle im Oratorium der Pfarrliche zu X um ben 
Breis von 10 fl. verlauft hat, zuzuhalten und dem A das Benutzungs⸗ 
recht der Kicchenftühle einzuräumen. — In folge der Uppellation bes 
Bellagten bat das D. 2. ©. aus den nachſtehenden Gründen bas 
erftgeridhtliche Urtheil nebft dem voraudgegangenen Berfahren aufge- 
hoben und den A mit feinem Begehren vom Civilrehtöweg an bie 
kirchliche Behörde gewielen. Die Benugung von Kirchenftühlen während 
bes Gottesdienſtes ift kein Gegenftand gemeinrechtlichen Verkehres. 
Wenn von Kirhenvorftehern auch gegen Entgeld die ausfchließliche 
Denngung einzelnen Perfonen überlaffen wird, fo entſteht daraus 
nody fein privatrechtliches Verhältniß zwilhen dem Kirchenvorſte her 
und ben einzelnen Perfonen, weil jeve Ueberlaffung ftet8 nach ven 
höheren Rüdfichten der Kirchendiſciplin beurtheilt werden und daher 
and deren Gründen wiberrufbar fein muß. Deshalb Tann über bie 
Frage: ob Jemand ein Privatrecht, alfo ein im Erecutionsweg burdh- 
führbares Recht habe, von dem betreffenden Pfarrer die Einräumung 
eines Kirchenſtuhles zur ausſchließlichen Benugung während des Gottes- 
dienſtes zu verlangen, von dem Civilrichter nicht verhandelt und von 
ihm darüber nicht entſchieden werben. Verhandlung und Entſcheidung 
barüber fteht nur den Behörden zu, die über Kirchendiſciplin und 
Kichenverwaltung zu entfcheiden haben. Da fonad die Klage des A 
gegen ben Dechant B pto. Meberlaffung von Kirchenftühlen nicht hätte 
angenommen und barüber nicht verhandelt werben jollen, da nad 
8.1 der J. N. der Richter in den Fällen offenbarer Unzuftändigfeit 
bie Parteien von Amtöwegen zurüdweifen muß und nadh dem Hoſder. 
vom 28. October 1815, Nr. 1187 und 5. October 1816, Nr. 1285 
ber 9. ©. ©. die gerichtliche Verhandlung und Entſcheidung über 
einen nicht auf den Rechtsweg gehörenden Gegenſtand eine Nullität 
begründet, fo wurde nad SS. 264 und 265 a. ©. D. u. ſ. w 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte Die Berorbnung ter zweiten 
Inftanz aus deren Gründen. 


Nr. 3216. 
Zuläffigfeit des Beweiſes der Simulirtheit eined ſchriftlich 
gejchloffenen Vertrages. 


v. 28, Der. 1864, Mr. 9541 des des 2. ©. Festen v. 
ak 1808 1864, Nr. 6286, hd, Dias — A Kralan v. 13. Sept. 
1864, R. 1 1868, ©, 812, 

Die Klage der ——8 des —8 deſſen Witwe B pto. Ungiltig⸗ 
feit des fchriftlich gelhloflenen Verkaufes einer Liegenſchaft des A an 
bie Bellagte und Töfhung der Eintragung ihres Eigenthums, war 
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auf die Eimulation des Kaufvertrages gegründet, welche die Kläger 
durch dem mittelft Zeugen angebotenen Beweis ber von A und B 
getroffenen Verabredung des Scheintaufes, um die Liegenfchaft ber 
Belaftung durh Gläubiger des A zu entziehen, darthun wollten. 
Diefe in erfter Inftanz zugelaſſene Beweisführung wurde vom O. L. G. 
mit Berufung auf 8. 887 a. b. ©. B. ausgeichlofjen. 

Der oberfie Gerichtshof betätigte das Juterlocut der erften 
Inftlanz. Gründe: Der Ecjeinvertrag felbft kann die Belräftigung, 
daß er nur zum Schein geſchloſſen wurde, nicht enthalten; er ſetzt 
vielmehr voraus, daß das eigentlihe Geſchäft, welches er verbüllen 
jo, auf einer befonderen Verabredung beruht. Ks ift daher, felbft- 
verftändlic die Anwenpung des 8. 887 a. b. ©. B. ausgeidloffen. 


—- 


Nr. 3217, 


Abſchluß eines Kaufvertrages unter dem Vorbehalte der Er- 
fangung einer gewilfen Conceffion. 


Entſch. v. 7. Juni 1865, Nr. 4588 (Beil. ber gleichförmigen Urth. beü 
et Bien * Haguf 1864, Nr, 7 und eh © G. ra u 
22, März 1865, Nr. 1666). G. H. 1868, 6. 245, 

Den ifraelitifhen Holzhändlern A, welde im März 1859 von 
B ein Haus in der Leopoldftant zu Wien nebft Gartengrund gefauft 
betten, behändigte B über das mündlich geſchloſſene Geſchäft ein vom 
9. März 1859 datirtes Schreiben folgenden Inhaltes: „Sie haben 
mir heute ald Angabe auf den Ihnen für 19.500 fl. verkauften 
Gartengrund fammt Haus den Betrag von 100 fl. mit vem Borbe- 
halt eingehänbigt, dag Sie die Conceſſion zur Aufſtellung von Breun: 
hölzern erlangen, und werben wir nad) Erlangung berfelben dem dies: 
fälligen Vertrag unſerer münplihen Beiprehung gemäß durch Herm 
Dr. N in gegenfeitigem Einverſtändniſſe anfertigen laflen; im Falle 
der Nidhterlangung der Conceſſion habe ich die Angabe zu retourniren 
und ift der Verkauf ungiltig.“ Auf ihr erites Einfchreiten wurde den 
Käufern die Conceffion verjagt, worauf fie den B un Rüditellung 
des Ungelves belangten, jeboh, da er fi deſſen weigerte, von ber 
Klage zurücktraten. Ihr wiederholtes Geſuch um die Conceſſton hatte 
Erfolg, und nun belangten fie, im Jahre 1862, ven B auf Erfüllung 
des Kaufes, reſp. auf Herausgabe ver Liegenſchaft, Ausftellung Der 
Yutabulationsbewilligung und Errichtung ter Kaufsurkunde. In Folge 
der dagegen vorgebradhten Einwendungen B handelte es fi um bie 
zwei Sragen: 1. Ob der in obigem Schreiben des Bellagten erwähnte 
Vorbehalt als eine verneinende NRefolutiv-Bedingung, wie B behaup- 
tete, ober ald eine lediglich zu Gunſten der Känfer aufgenommene 
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Beflimmung, von der fie fomit beliebig Abſtand nehmen konnten, auf: 
zufaffen fei. 2. Ob der Beklagte and dem Grunde, weil die Kläger 
im Jahre 1859 nod nicht befigfähig waren, berechtigt fei, den Ber- 
trag anzufechten. — Beide Untergerichte haben die Klage abgewiejen; 
bie erfte Inftanz beantwortete beide Fragen zu Gunſten des Beklagten, 
während das O. 2. G., ohne fi mit ber zweiten Frage zu befaffen, 
bie Abweiſung der Kläger leviglih auf die im gleichen Sinne lau⸗ 
tende Entſcheidung ber erften Frage gründete, 

Gegen diefe Urtheile ergriffen die Släger die a. o. Revifiond« 
beſchwerde, welche vom oberften Gerichtähofe aus den nachſtehenden 
Gründen verworfen wurde: Abgefehen davon, daß die Kläger nad) 
ben zur Zeit des lebereintommens vom 9. März 1859 beftandenen 
Geſetzen die Liegenichaft des Beklagten gar nicht erwerben fonnten, 
haben fie durch die Anftellung ihrer erften Klage gegen B felbit an- 
erfannt, daß es von dem verabreveten auf, weil deſſen Giltigkeit 
vor der Erlangung der Conceſſion zur Aufſtellung von Brennhölzern 
abhängig und den Klägern die Conceſſton abgeſchlagen worden war, 
abgelommen fei. Sie können daher nicht willlürlich nunmehr wieder 
bie Giltigkeit des Kaufes behaupten. Mag auch jene Bedingung zu⸗ 
nächſt in ihrem Intereſſe geſetzt worden fein, fo lag es doch auch 
jedenfalls in jenem des Verkäufers, daß die Frage der Giltigkeit des 
Vertrages nicht auf unbeſtimmte Zeit in Schwebe bleibe; und in der 
That erſcheint auch am Schluſſe des Schreibens des Beklagten für 
den Ball, daß die Kläger die Conceſſion nicht erlangen — was fo- 
fort von ihnen zur Entſcheidung gebracht werden fonnte und mußte, 
— die Ungiltigleit des Gefcäftes überhaupt, nicht blos das Rück⸗ 
trittsrecht der Kläger ausgefproden. Immerhin war mit dem durch 
die Zurüdforderung der Angabe (in der erften Klage) erklärten Rück⸗ 
tritt der Kläger vom Bertrag ber Beklagte jeder weiteren Verbind⸗ 
lichkeit enthoben und in die rechtliche Lage verfjegt, mit jeinem Haus 
und Öartengrund anbermeitig zu verfügen, wonach ver Umftand, baf 
ed nad ein paar Jahren den Klägern dennoch gelang, anf ernenertes 
Einfchreiten eine ähnliche Eoncejfion zu erhalten, ihnen nit das 
Heht geben kann, nunmehr die Kaufsabreve vom 9. März 1859, 
al8 eine nicht ungiltig gewordene, für fi anzurufen. 


Nr. 3218, 
Auticipative theilweiſe Erfüllung eines Vertraged, deſſen Er- 
richtung in sn um Som verabredet wurde. 


v2, 2 ta 1808 — des ve di ded 8. ©. Wojnie 
—— — 3 ‚rk, u D n G. Krakan v. 21. Au 


{2} * S. + 


Die A hatte mit B anti 8 —— auf Pachtung 
ihres Meierhofes durch ben Letzteren getroffen; es wurde hiebei fo- 
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wohl das Padtobject wie der Pachtſchilling beftimmt, jedoch aus⸗ 
brüdlich die Errichtung eines ſchriftlichen Vertrages verabredet. In 
der Borausfegung, daß ber fhriftlihe Vertrag zu Stande kommen 
werde, nahm bie A von B ben erften Pachtſchilling und die Pacht⸗ 
cantion in Empfang und ihr Gatte übergab in ihrer Abweſenheit 
dem B einen Theil der gepadhteten Liegenfchaft. Da die Vertrags 
urkunde in der von den Parteien gleichfalls feftgejegten Frift nicht er- 
richtet worden war, belangte die A den B auf Zurüdftellung der ihm 
übergebenen Grunpftüde; B berief ſich zu feiner Vertheidigung auf 
obige Thatfachen, die nad, feiner Meinung den wirklichen Pachtvertrag 
obne die Urkunde begründet haben. 

Der oberfte Gerichtohof erfannte nah dem Slagbegehren. 
Gründe: Nah 8. 884 a. b. G. B. ift ver Vertrag nicht als ges 
ſchloſſen anzufehen; die Annahme des Pachtzinfes und der Kaution 
geihah aber von Seite der Klägerin nur in der Borausfegung, daß 
der Bertrag in ber flipulirten Weife, fchriftlih, zu Stande kommen 
werde. Auch leugnete fie, ihren Ehegatten zur Uebergabe der Pacht 
gründe bevollmädtigt zu haben; es oblag daher dem B der von ihm 
nicht geführte Beweis diefer Bevollmädtigung umfomehr, da bie 
Klägerin felbft mit ihm den Padhtvertrag um ven Meierhof verab- 
redete und dadurch zu erfennen gab, daß ihr Gatte diefes Object 
ihres Bermögens nicht zu verwalten hatte. 


Nr. 8219. 


Unzuläffigkeit ded dem Deferenten zurücgefchobenen Haupt⸗ 
eives zum Beweis von Thatſachen, welche ein von ihm ge 
führter Zeuge in Abrede geftellt hat. 

. 0, 16, 1866, Nr. 10971 (Beſt. bed dab . 
Bien ». 10, Dit: 1060, Wr. 115400, ahlah, Url. deb D- 3. @, Win 
». 2. Won. 1865, Nr. 18066). ©. B; 1868, Nr. 70, Gazz. dei Trib 
Nr. 87 und 38, 


’ 


A hatte auf Grund eined von den Brübern X an ihn girirten 
Wechſels gegen den Acceptanten B die Zahlungsauflage von 1500 fi. 
erwirlt. B wendete ein, daß er den Wechſel nur aus Gefälligkeit, 
ohne eine Baluta erhalten zu haben, für die Firma „Brüber X“ 
acceptirt, und diefe Firma fich verpflichtet habe, ſelbſt ven Wechſel 
einzulöjen, und daß der Wechfel dem A von ven Brüdern X nur zum 
Scheine, mit dem Auftrage, ihn einzuffagen, girirt worben, daher A 
nur Bevollmächtigter derfelben, er, B, aber befugt fei, feine Einwen- 
dungen wider die Brüder X auch ihm entgegenzufeßen. Ueber biefe 
Umftände erbot fih B zum Beweis durch die zwei Mitglieder der 
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Firma „Brüder X“ als Zeugen und trug aud bem Haupteid auf. 
Bon den beiden Zeugen wußte ver Eine nicht Erhebliches auszujagen, 
wogegen ber Andere beftimmt in Abrede ftellte, daß ber vorliegende 
über eine Buchſchuld ausgeftellte Wechſel ein Gefälligkeitswechſel 
jei, fowie daß berfelbe blos zum Scheine an A girirt wurbe, indem 
biefer vielmehr im Escomptewege ihn an ſich gebradt habe. — Die 
erfte Inſtanz erkannte nun anf den dem Bellagten zurüdgeichobenen 
Haupteid. Das O. L. ©. hielt die Zahlungsauflage unbedingt aufredht. 

Der oberfte Gerichtshof beflätigte das obergerichtliche Urtheil. 
Gründe: Durch die Ausſage des vom Kläger felbft geführten 
Zeugen, welcher erklärte, daß der fragliche Wechſel nicht aus Gefälligkeit, 
fondern über eine Buchſchuld des Geklagten acceptirt und im Wege 
des Escompte an den Kläger übertragen wurde, wurde fon das 
Gegentheil deſſen eidlich beftätigt, was Gellagter durch den von ihm 
aufgetragenen und ihm zurüdgeichobenen Haupteid barthun will, und 
es geht nit an, ben Geklagten noch zu einem Haupteide zuzufaffen, 
ber mit bem obigen Zeugen, zu deſſen Zeugenſchaft er ben Erfül⸗ 
lungseid angeboten hatte, in offenbarem Conflict ſtünde, und den er, 
wenn der genannte Zeuge als Vormann dem heutigen Kläger Ber- 
tretung geleiftet hätte, ebendemfelben aufzutragen gehabt hätte, und 
welden diefer als Zeuge nun wirklih abgelegt bat. 


Nr. 3220. 


Unzuläſſigkeit des Mandatsproceſſes bei Hypothekarklagen und 
bei a auf Grund nur pränotirter Urkunden. 


gute. ». & v. 30 10. Di * er a Nr, 760 —— —— Decr. weh 


1800, fer. 10680) 


A —* in ſeiner Klage ber 3 m c an, er habe bie 
Pränotirung des Pfanbrechtes für einen von D acceptirten Wechſel 
auf deſſen Hausantheil und ſodann gegen denſelben die Zahlungs⸗ 
auflage erwirkt. Mittlerweile ſei der Hausantheil auf die Beklagten 
übergegangen, jedoch keine Zahlung erfolgt, weshalb er bitte, dieſen 
Beiden die Zahlung der gegen D ihm zuerfannten Summe bei fon» 
fliger Execution des mit Pränotirung behafteten Nealitätenantheiles 
aufzutragen. — Die erfte Inſtanz verbeſchied dieſe, Mandatsklage“ 
um die Einrede und verweigerte den Zahlungsauftrag wegen Mangel 
eine® Rechtstitels, und weil der Wechſel nur pränotirt, nicht einver- 
leibt ift. Dagegen recurrirte A, da feine Klage auf öffentlihe Ur- 
kunden (Minifterialverorbnung v. 18. Yuli 1859, R. ©. Bl. Nr. 130, 
$.1, lit. a), nämlich den Pränotirungs- und ben wechfelgerichtlichen 
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Zahlungsbeſcheid fi flüge, der Nechtstitel in der Wechſelforderung 
liege, und, nachdem das Begehren des Zahlungsauftrages durch lit. a 
des obigen $. 1 ſchon begründet ſei, es auf lit. e desfelben, welde 
Stelle freilich einverleibte Urfunven erfordert, nicht ankomme, fomit 
bie Pränotirung des Wechſels gleichgiltig fei. Mindeſtens Hätte vod 
eine Tagſatzung nad 8. 298 a. ©. D. angeoronet werden follen. — 
Die zweite Inftanz wies den Recurd ab in der Erwägung, daß 
nach 8. 2 der kaiſerl. Verordnung v. 21. Mai 1855, R. G. Bl. Nr. 9 
(über Klagen auf Notariatsurtunden) der Zahlungsauftrag damals 
nicht zu erlaffen ift, wenn, wie bier, die Perſon des Geklagten nicht 
mehr diejenige ift, welche in der Berpflihtungsurtunde als Schuldner 
erfcheint, ſondern nur durch Rechtöverhältniffe, die aus der Mrkunde 
nit zu erfehen find, an die Stelle des urſprünglichen Berpflichteten 
getreten ift, dieſe Thatſachen aber nicht durch öffentliche Urkunden er- 
wiejen werden, und daß eben der Mangel folder Urkunden auch das 
Berfahren nah 8. 298 a. ©. D. nicht rechtfertigt. Im außerordent⸗ 
lihen Revifionsrecurfe brachte nun Kläger an, daß die kaiſerl. Ber: 
ordnung vom 21. Mai 1855 nit anwendbar fei, weil er ſich nicht 
auf felbe, fondern auf den Minifterial-Erlaß vom 18. Yuli 1859, 
R. ©. EL. Nr. 130, berufen habe; daß feine Klage alle weſentlichen 
Umftände durch öffentliche in originali beigebrackte Urkunden, namentlich 
den Grundbuchsauszug darthue, vie wechjelgerichtlihe Zahlungsanflage 
rechtskräftig fei und er nur durch die Minifterialverordnung vom 
19. September 1860, R. ©. BI. Nr. 212 (weil feine Wechſelklage gegen 
D im Grundbuch nicht angemerkt war) zu einer lage wider B und C 
genöthigt fei. Die Verweigerung des Verfahrens nah 8. 298 a. G. O. 
fei noch weniger gerechtfertigt al8 jene des Zahlungsauftrages. 

Der oberfte Gerichtshof gab dieſem Recurſe keine Folge, weil 
einerfeitd nur eine pränotirte, keine einverleibte Urkunde vorliegt und 
andererſeits auch aus den beigebrachten Öffentlichen Urkunden wicht ums 
mittelbar gegen die nun Belaugten fi ein Beweis ihrer Berbindlichdeit 
ergibt, mithin weder in der Verweigerung der Zablungsauflage, nod 
in der Einleitung des fhrifilihen Berfahrens eine offenbare Geſetz⸗ 
widrigleit erblidt werden kann. 


Nr. 3221. 
Außergerichtliches Geſtändniß des in fremdem Namen Proceß 
Führenden. 
Eutfch. v. 27. März 1866, Wr. 1782 (Abanb. ber Urth. des B. G. Baben 
v. 30, Diez 1886, Pr. 4718 uud bei —*8 ©. * = Ik 
Ar. 17784), ©, 3. 1868, Nie, 67, 


A belangte den B, als gejeglihen Bertreter ſeines Sohnes, 
wegen Löſchung eines für 350 fl. einverleibten Pfandrechtes won ber 
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Realität Nr. 96, die er von den Eheleuten C, welche ihm Vertretung 
leifteten — mit Vertrag vom 20, September 1862 gelauft hatte. Er bes 
gründete fein Begehren damit, daß die C von der Realität dem B jun. 
ein Grundſtück mittelft Vertrag vom 15. December 1861 um 350 fl. 
unter ber Bedingung ber erfolgenven politischen Abtrennungsbewilligung 
überlaffen hätten, welche 360 fl. als im Vertrage bezahlt angegeben, 
dem B zurüdgebühren, wenn die Trennung nicht bewilligt würde; daß 
zu deren Siderfiellung dad Pfandrecht auf die Realität einverleibt 
wurde, die 360 fl. in der That aber gar nicht berichtigt worden feien. 
Er bot den Zeugenbeweis darüber an, daß B, Vater, bei Abſchluß 
bed Kaufvertrages vom 20. September 1862 zugegen war und bem 
Notar, der bie Verhandlungen leitete, auf deſſen Frage, inmwieferne 
bie gedachte Forberung feines Sohues zu Recht beftehe, erwiderte, 
er, B, habe das Pfandrecht für diefe 350 fl., welche nie bezahlt 
worden jeien, nur pro forma erwirkt und werde diefe Satzpoſt löſchen 
lafien, was er aber fpäter verweigert habe. Zugleich trug er ihm ben 
im Rüdjchiebungsfalle von den Ehelenten C abzulegenden Haupteiv auf, 
daß die 350 fl, weder baar noch in anderer Weife bezahlt worben feien. 
B entgegnete, daß fein wiberfprochenes Geftänpnig feinen Beweis 
machen lönne, da es außergerichtlich abgegeben wurde, daß basielbe 
ein Aufgeben ber Rechte des Minverjährigen enthalte, wozu eine 
curatoriſche Genehmigung erforderlich fei, und daß ihm, der in frembem 
Namen Proceß führe, der Haupteid nur über eigene Handlungen, 
daher nicht über die von feinem Sohne geleiftete Zahlung aufgetragen 
werben könne; endlich, daß Kläger vorerft die Anmullirung des von 
dem Minderjährigen mit den Eheleuten C gefchlofjenen Kaufvertrages 
um das Örundftüd erwirken müfle Nah dem geführten Zeugen» 
beweije über das außergerichtliche Geſtändniß, den die erfle Yuftanz für 
vollſtändig hergeftellt hielt, weshalb fie das mit allen Erfordernifien bes 
8.110 a. ©. D. verſehene Geftänpniß als maßgebend betrachtete, gab 
felbe dem Klagbegehren ftatt. — Das O. L. ©. wies den Kläger ab. 
Gründe: Wenn man aud bie obige Exflärung des B, Vaters, als 
erwiefen annehmen wollte, fo könnte auf Grund derjelben noch nicht 
die Ungiltigleit der Kaufſchillinggfforderung des Minderjährigen und 
bes zur Sicherſtellung berfelben erwirkten Pfandrechtes ausgejprochen 
werben, da es fi dabei um das Aufgeben erheblicher Rechte des 
Minderjährigen gehandelt bat, auf welche der Vater ohne ober- 
curatorifhe Genehmigung nicht verzichten Tonnte. Ebenfowenig vermag 
bie Behauptung des Klägers, daß der. fraglihe. Raufichilling niemals 
bezahlt worben ſei und daher die im Kauſvertrage vom 15. December 
1861 enthaltene Beftätigung auf einem Irrihume beruhe, das Klag⸗ 
begehren zu rechtfertigen, da ber dem Gelingten, welder wicht im 
eigenen Namen, fondern als Vertreter feines minderjährigen Sohnes 
Proceß führt, nicht allein über eigene, fondern aud über frembe 
Handlungen aufgetragene Haupteid fich als unguläffig barftellt. Uebrigens 
Glaſer, Yinger u. Walther Entſch. VI. 33 
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iſti dieſer Haupteid auch unentfcheidend, weil das Pfanprecht zu Gunſten 
des Minderjährigen im Kaufvertrage vom 15. December 1861, in 
welchem. die Beftätigung des empfangenen Kauffchillings enthalten ift, 
gögräändet erfcheint, dieſes Pfandrecht daher fo lange aufrecht beſteht, 
als nicht die Mufhebung des: Vertrages felbft bewirkt wurde, worauf 
aber: in gegenwärtigen Klage ein Begehren nicht geftellt worden ifl. 

Der oberfle. Gerichtshof hat dem Klagbegehren für den Fall 
flattgegeben, als’ der Kläger den Exfüllungseid über dad oben ange 
führte außergerichtliche Geſtändniß des B ablegen würde, ans folgenden 
Gründen: Aus dieſem Geſtändniffe würde hervorgehen, daß das 
fragliche Pfandrecht ohne Rechtsgrund haftet, weil der Sohn des B 
wicht befngt ift,. ven Betrag von 550 fi. zurädzubegehren, wenn er ihn 
gar. nicht gezahlt hat. Dieſes Geſtändniß ift aber deshalb, weil es 
micht - von dem Minderjährigen felbft abgelegt wurde, nicht beweislos, 
ba der 8. 110 a. ©. D. keineswegs, wie Gellagter meint, erfordert, 
daß: e8.von der Partei felbft abgelegt werde, vielmehr diefer Paragraph 
ſich blos des Ausdruckes, Bekenners“ bedient, und nicht abzujeben 
iſt, warum ein ſolches mit den Erforderniſſen des 8. 110 verſehenes, 
fomit gewiß: ernſtlich gemachtes Geſtändniß eines Bevollmächtigten 
oder geſetzlichen Vertreters nicht ebenſo beweiskräftig fein ſoll, wie 
ein.: gerichtliches: eben derſelben Perſonen. Aus dem Vorſtehenden 
folgt.auch, daß es ſich hier nicht um die Giltigkeit des ganzen Kauf⸗ 
vertrages vom 15. December 1861 zwiſchen den Eheleuten C und dem 
minberjährigen B;: ſondern nur um eine eaidre Beſtimmung desfelben 
handelt, "da diefer Bertrag, wenn auch bie 350 fl, nicht gezahlt wurden, 
zw Reit beſtehen, ja noch immer erfüllt werben faun, mein ber 
Eigenthümer der Rentität Ne. 96, zuftimmt, die Grundtrennung 
bemilligt: und die Zahlung der 350 geleiftet wird; daß alfo Kläger 
nicht nöthig hatte, den Rechtsbeſtand des Vertrages, ber auch zwiſchen 
den Eheleuten C und dem minderjährigen B noch immer Wirkung 
behalten kann, zu beftreiten. 


Nr. 3222. 


Form für, die Errichtung einer ehelichen Gütergemeinfchaft 
auf. deu Todesfall. 


Eutſch. '». 26, YiprE 1800, Me. 2178 (Be. bed bat Urth. dei V. @. Ober- 
u 30, Jul Se. : las. 88 D. 8. ©.-Bräie bem 
oa Ma. 120L0) Gerigtähete TB6R, Fir 3 

Nach ven Tode des M, der feine erfte Frau N überlebt hatte, 
were von feiner überlebenden Witwe und feiner Tochter zweiter Ehe, 
aß: feinen "Erben; mittelſt Klage gegen die Erben der N die Siltigkeit 
der Dot Mi Ngeſchloffenen Ottergemeinſchaft unter Auderem- 
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and dem Grunde beftritten, weil die Larüber errichtete Urkunde nur 
von zwei Zengen unterfertigt worden war, da fie doch vermöge ber 
Beſtimmung des 8: 1234 a. 6. G. B., wonach die Gütergemeinfhaft 
unter Ehegatten in der Hegel nur auf den Tovesfall verſtanden wird, 
zu ihrer Giltigkeit mit den Erfordetnifſen eines Erbvertrages, daher 
mit der Unterfchrift bon brei Zeugen hätte verfehen fein müſſen. 
Der oberfte Gerichtshof verwarf die Anfechtungsklage und 
- bemerkte gegen ven angeführten Beftreitungsgrmb: Die von zwei 
Zeugen unterfertigte Urkunde genügt, um deu Beweis des Abſchlufſes 
des Gutergemeinſchaftsvertrages hevzuftellen, und bie Unterzeichnung 
burd; eineh dritten Beugen war hiezu nicht erforverlih. Denn, wein 
auch die von M mit der N gefhlofiene Gütergemeinfchaft nad 8. 1234 
a. b. G. B. ir auf ven Tobdesfall zu Verfichen war; fo- wurde 
hiedurch der über dieſelbe abgeſchloſſene Bertrag noch nicht zu einem 
Erbvertrag, weshalb die für Erbverträge erlaflenen Vorſchriften auf 
bie in Frage ſtehenden Ehepacten keine Anwendung finden. 


Nr. 3223. 

Ausftellung eined Prämienjcheines in Wechſelform. Be⸗ 
reicherungotlage im Falle der Präjubicirutig des Wechfels? 
Entf. v. 17. Mat 1866, Wit. 4822 (Den. des Ueth. des H. ©. Brag v. 
II. Abind. des N O. % ©. v. 

Me Be en a BE ge He 
Die von der Affecuranggafellicgaft A gegen B nad) Art. 83 W. O. 
angeſtellte Bereicherungsklage pto. Zuhlımg won 266: fl. war daraui 
gegrüuibet, daß B feir Haus bei A gegen Feuersgefahr verſichett, die 
Balice in Empfang: genommen bat, allein: vie Affecurangpränsie wm 
266 fl., für-welhe es der Orfellfehaft den durch  Brotekstsfäummig 
peäjttbicirten Wechſel audgeftelli hätte, zu zahlen: fig weigert.‘ Der 
Bellagte berief ſich in ſeinet Vertheidigung ‚unter Auderem auf den 8. 6 
der. Kerfiherungsfiatuten: wonach die / Giltigkeit. der Verſicherung auf- 
hört, winn der Birficherte.den Prämienſchein (der hier in Wechjelform 
ausgeſtellt wurde) vnicht langſtens am Verfallstage einlöſt. — Dem in 
erſt er- Anflanz ubgewiefeneh Klagbegehren hat das O. L. G. ſtattge⸗ 
jeıtj weil B durch den mit. A geſchloſſenen Berfiherungsvertrag zur 
Hahlung Ned Pramienbetrages, am daffen Stelle vit an demjelben Tage 
Ichibate Wechſelfumme trat, ı verpflichtet wurde, mithin, wenn er, von 
Yen: wechfelmäßigen Verbindlichkeit: durch die Präjuvioitung dos Wechſels 
befreit; "vie Zahlung ber: Prämie bemmeigern- büufte,, mit dem Beträge 
Berfefbeh: zum Nachtheile der Klägerin, welcher in: dem Berlufte ihrm 
Zorderung aus dem Berfiherungsgeftäfte beſtaude, ſich hereichetn 

wvlide. a EG BE Er 
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Der oberfte Gerichtshof beftätigte das erfigerichtliche Urtheil. 
Sründe: Einen Schaven, ber bei der Bereiherungsllage in Betracht 
fommt, würde die Klägerin nur dann leiden, wenn fie troß ber unter 
bliebenen rechtzeitigen Zahlung ber Wechſelſumme dem Bellagten zum 
Erfag eines in dem Zeitraume, wofür die Prämie anticipatim zu 
zahlen war, entftandenen Brandſchadens verpflichtet geblieben wäre und 
auch nur in biefem Falle lönnte gejagt werben, daß der Beklagte — 
durch die Bewahrung feines Anſpruches auf den befagten Erſatz — 
zum Schaden ber Sllägerin fich bereichern würde. Allein die Lebtere 
hat nicht einmal behauptet, daß ihre Haftung für etwaigen Branb- 
Ihavden dem DBellagten gegenüber noch jortbeftehe, und fo, wie ber 
Beklagte ven $. 6 der Berfiherungsftatuten citirt, hört die Giltigkeit 
ber Verſicherung auf und wird die Police daher werthlos, wenn der 
Verſicherte einen Prämienſchein, der hier in Wechſelform ausgeſtellt 
wurde, nicht ſpäteſtens am Verfallstage einlöſt. 


Nr. 3224. 
Stillſchweigende Unterwerfung unter den Cauſalgerichtsſtand. 


Entſch. v. 2. Sept, 1866, Nr. 8606 (Belt des dad Deer. dei 8. ©, 
Bozen v. 19. Juli 1866 866, Mr. 2008, aufheb. Deer. des O. L. G. Innöhrud 
v. 14, Anguft "1866, N. —— G. 3. 1509, Nr. 7. 

Der Eifenbahnbau: Subunternehmer A klagte die Eifenbahnban- 
Geſellſchaft B aus dem Titel des Kaufvertrages auf die Zahlung bes 
Kaufpreifes einer Maſchine von 1061 fl. nebft 6% Binfen feit 
1. April 1865 beim 8. ©. Bozen ald Handelsſenat. Die geflagte 
Geſellſchaft machte dagegen bie Incompetenzeinwendung nicht nad 
Vorſchrift des Geſetzes abgefondert geltend, fondern erwähnte bloß 
zum Schluffe der Einreve, daß die Ansprüche von 6% Zinſen nad) 
8.995 a. 6. ©. 8. deshalb unftattbaft erfcheinen, weil die geflagte, 
zum Bau einer Eifenbahn gebildete Geſellſchaft keine Handelsgeſellſchaft, 
fondern eine gemeinvechtliche Erwerbsgeſellſchaft und ver Kauf einer 
zum Bau erforderlihen Maſchine kein Hanvelsgefhäft im Sinne des 
Geſetzes ſei. — Nah vollftändig abgeführten Procefie bat das 
K. ©. Bozen als Handelefenat feine Unzuftänbigfeit ausgeſprochen 
und den Kläger mit feiner Klage an das für gemeine Rechts⸗ 
angelegenheiten zuftändige Gericht verwiefen, in der Erwägung, baf 
ber Gegenſtand ber Klage bie Forderung bes Kaufpreiſes eines 
Kranid mit Beflanbtfeilen, zur Verwendung beim Eiſenbahnbau, nicht 
aber zur Weiterveräußerung besfelben betrifft, vaß daher der Gegen⸗ 
ftand der Klage fein Handelsgeſchäft im Sinne des Art. 271 9. ©. 
if; daß die geklagte Gefellihaft nicht zum Zwecke des Betriebes 
von Handelsgefhäften, fondern ver Erbauung der Eifenbahn gebilbet 
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wurde, folglih nicht als eine Handelsgeſellſchaft, ſondern als eine 
gemeinrechtlihe Ermwerbögefelihaft anzufehen ift; daß demnach die 
Cauſalgerichtsbarkeit des Kreisgerichtes ald Handelsgeriht nad 8. 38, 
1, 2 des Einführungsgejeged zum Hanbelögefege und 8. 57 3. N. 
nicht begründet erſcheint; daß, wenn auch die Einwenbung bes nicht 
gehörigen Serichtöflandes nicht nad Vorſchrift des Hofber. v. 7. No⸗ 
vember 1820, 3. ©. ©. Nr. 1714, abgefondert geltend gemadt 
wurde, doch nicht einmal eine ausdrückliche Prorogation des Forums 
in Gegenftänden ber Cauſalgerichtsbarkeit zuläffig iſt. (8.47 9. N.) 
Diefe Entſcheidung hob die zweite Inſtanz auf mit der Begründung: 
„daß der Geklagte bei der erften Tagſatzung weder die Einwendung ber 
Incompetenz felbft angebracht, noch um vie Erftredung zum Behufe 
der Ausführung diefer Einwendung angelucht; daß nad der Flaren 
Vorſchrift des 8. 2, Hofder. vom 7. November 1820, Nr. 1714, 
die geflagte Geſellſchaft mit dieſer Einwendung nicht mehr zu hören 
war; daß der Anwendbarkeit dieſes Hofdecretes weder der 8. 47 noch 
8. 48 I. N. im Wege flieht, da von einer freiwilligen Prorogirung 
gar Feine Rede ift und es fih um feine im 8. 48 J. N. erwähnten 
Steitfagen bandelt“. 

Der oberfte Gerichtshof beftätigte Ru“ Sutfoeibung, „denn — 
fo lauten bie Beweggründe — nah 8.AEHI N. ift die Verhandlung 
über eine von einem unzuflänbigen Bier angenommene Klage fort« 
zufegen, wenn fi glei in ber Folge zeigen follte, Daß das Gericht 
zur Annahme der Klage nicht berufen war, ausgenommen die Ber: 
bandlung betraf die Ungiltigleit oder Trennung der Ehe, oder Gegen⸗ 
fände, die zur Militärgerichtsbarkeit oder zur Berwaltungsbehörbe 
gehören, und nad dem citirten Hofver. vom 7. November 1820 muß 
die Einwendung des ungehörigen Gerichtsftande® bei ber erften über 
die Klage anberaumten Tagſatzung angebracht werben, fonft ift fie 
nicht mehr zu beachten; dieſe Rechtzeitigkeit der Einwendung aber 
wurbe von der geflagten Partei nicht beachtet, daher der Beichluß 
des D. 2%. ©. gerechtfertigt erfcheint”. | 


Nr. 3225. 

Entſchädigungsklage für Meberlaffung einer Erfindung. Unbe- 
ſtimmtheit des Berjprechend der Verfchaffung „einer forgen- 
freien und glüdlichen Zukunft“. 

. v. 21, Nov, 1866 —* 10228 (8 — des L. G. vom 


24, ve 1886, rt Abänd. de er g vom 
Se, | 


Nach * Klage des A gegen B —*8* der 3. die Ehre 
ſeiner Erfindung eines neuen, ſog. Spatenpfluges dem B, welcher 
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dafür ihm 1. den Erſatz aller auf die Erfindung verwendeten, von 
A zu beredinenden Koften und ouferbem 2. für ben Gall; zaß.er, 
Beklagter, mit dieſem Pfluge reuſſirt und eine oder mehrere Orbent- 
anszeihunngen erlangt, perſprochen habe, ihm eine forgenfzeie und 
gndtice Zulunft zu verſchaffen. Ad 1 berechnete der Kläger die 

often der Herſtellung der Muftenpfläge, ver Ausſtellung feine 
Erfindung as mehreren Orten, der Anfertigung her Modelle und 
her praftifchen Verſuche, ſodann den Werth feiner Bemühungen bei 
der Anfertigung, Berbeflerung und Wusftattung ver Pflüge, zuſammen 
mit 9840 f.; ad 2 nahm er eine lebenslängliche Reute von 200 fl. 
monatlich, ia Anipruch. — In erfter Inſtanz wurde der ad 1 geforberte 
Betrag dem Kläger gegen feinen Schägungseid zuerlaunt und die 
ad 2 eingeklagte Forderung abgemwiefen. — In folge der vom beiden 
Theilen ergriffenen Uppellatioen hat das O. L. ©. ad 1. den 
auf 7840 fl. herabgeſetzt und dem Kläger unter der Bedingung bed 
buch Hanpteid erbrachten Beweiſes ber Zufage des Bellagten, alle 
von dem Erſteren zu berechnenden Koſten zu bezahlen, und des 
Flägerifchen Schägungseides, ad 2 dem Kläger eine lebensläugluhe 
Rente von monatlichen 150 fl. bei Heritellung des Beweiſes, durch 
Haupteib ‚ Über das oben angeführte Verſprechen der Berihaffung 
einer forgenfreien und glädlihen Zulunit zuerlannt. — Gegen dieje 
Entſcheidung ergriff B ad 1 die außerordentliche, ad 2 vie orkentliche 
Reviſions beſchwerde. 

Bom oherſten Berichtähpfe wurde bie exflere verworfen unb der 
legteren durch Betätigung bes Urtheils der «er Ben Inſtanz Foltze 
gegeben, Gründe: Die Behauptung. des Beiriperdeführer®, daß die 
Ueberlaffung der Ehre ber-Grfindung. ua 8. 828 =. b. G. 9. fem 
giltiges Rechtegeſchaft fei und daß dem Kläger für diejelbe, da fie 
feinen Geldaufwand ſeinerſeits bebingte, eine Bergütung nicht yage- 
ſprochen werben önne, enthehrt der rechtlichen Degräntung, weil «6. 
weber unmöglid noch durch ein Gaſet verboten it, daß der Erſinder 
einem Anderen geftatte, die Erfindung als feine Erfindung zu ver 
lontbaren und nußbar zu maden; weil, felbft wenn der Erſtere 
bie materiellen Bortheile der Erfindung ſich vorbehielt, doch auch bie 
überlaffene Ehre der Grfintung dem Unternehmer Bortheile bringen 
faun, tie für ihn ein Werthodject bilden; weil dieſe mit der Ehre 
uud dem Rufe bes Erfindung verbundenen mittelbaren Bortheile auch 
für ten Erfinder einen Werth haben und baber uw Falle der Ueber- 
laſſung verfelben an einen Anteren einen Anfprud auf Vergitung 
begründen, da der Aufwand von Mühe und Zeit zum 
Yaüjen uur eublüen Faſthalten eines neuen aber — ee 
fencrionsprineipas ic welentlich mem Dem Mrbeitb- . mu 

animwanp untetfcheibet, welpen die Herſtelang eines einztimen Werkes 
nad ver erfanbenen Hieihobe erforbert, mithin tun bie Begahlung 
des Materials mund ver Koften ter Herficllung niht and ſchon Die 
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Mühe der Erfindung verlohnt ifßt. Demnach war die a. no. Beſchwerde 
des DBellagten zu verwerjen. Dagegen ift feine orkentliche Periflons- 
beſchwerde gegründet. Wenn ber Bellagte dem Käger das MBerfprechen, 
worauf der m zweiter Yuflanz zugelaſſene Haupteid lautet, in wer 
That gemacht hat, fo frägt es ſich Vor Allem, ob :er damit Dem 
Kläger — was dieſer eben begehrt — eine lebenslängliche ˖Nente 
derſprochen · habe, und dieſe Frage muß entſchieden verneint werben. 
Mag auch der Kläger ımıter der Inausſichtſtellung einer ſorgenfreien 
und glücklichen Zulunft zunächſt eine Oeldleiſtung bes Bellagten ver⸗ 
ſtanden und erwartet haben, die ihn der Mäben und Sorge am feiwe 
Eriſtenz überheben würde, fo muß zur rihbtigen Auslegung des Ver⸗ 
ſprechens auch Dadjenige berüdfichtigt: werden, was der Beklagte  bemmit 
beabſichtigt haben kann. "Der Kläger gibt fih Alb ein Diauninon hervor⸗ 
ragenden JFähigleiten und Senmtaifen in feinem Fache zu exienaen; 
er betreibt fortan jein Geſchäft ale Maſchinenſabrikant und bat fid 
die Erzeugung nad) feinen Erfindungen und den eventuellen Vortheil 
vorbehalten, ja nad feiner eigenen Auführung feither wieder eine meue, 
die frühere übertreffende Erfindung gemacht. Einem falchen Dinune 
‚gegenüber, auögeräftet net der zu eimem wenn nicht ſchwunghaften, 
doch die Subſiſtenz gewahrenden Gelchäftähetriebe nöthigen Begabung, 
muß bie Bedingung ber ſorgenfreien und gläücklichen Zukunft nicht 
nothwendig in der unmittelbaren Zuwendung eines Geldcapitales ober 
gar einer lebenswierigen Rente erkannt werden. Soll daher die Ver⸗ 
pflichtung des Beklagten zu einer ſolchen Leiſtung ausgeſprochen werden 
fönnen, fo mäßte ſein Verſprechen ausprädlih darauf gelautet haben, 
amfomehr ba einem Gewerbsmanne eine ſorgenfreie Zulunft auch ‚bush 
Berfhaffung von Mxbeit, fei es ‚unmittelbar ober mittelbar durch 
Anempfehlung oder Zubringung von. Runden, durch Eröffuung ven 
Quellen vortgeilhaften Materialbezuges, ja ſelbſt durch Bewährung 
von Credit und auf mancherlei andere Art in Ausſicht gefellt umb 
verſchafft werden fann. Dem Beripuechen des Beklagten fehlt daher 
Die erforderliche ‚Beftimmtheit der verſprochenen Leiſtung uno kaun 
davaus beflen Verpflichtung zur Zahlung einer Lebensrente nicht 
abgeleitet werden. 


Nr, 3226. 
Unzuläffigteit richterficher Prüfung der von der Partei bereits 
beglichenen Exrpensnote bed Advocaten. 
Cutſch. u. ‚11. “Dee.'1806, Nr. 10888 Ubäub. Der gleihfär nıDece, 
BEE TE CR 
Die A ſuchte um gerichtliche Mäßigung ‘der in ber beiltegenden 
Erpenſemote aufgerechneten, von ihr bereits vollſtändig bezahlten 
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Bertretungsloften an, da ihr diefelben zu hoch angejegt erfchienen. 
Hierüber wurde von ber erften Inſtanz der betreffende Vertreter Dr. B 
aufgefordert, binnen 8 Tagen die erforberlihen Beilagen zur bei Ge⸗ 
richt zurüdbehaltenen Erpenfennote vorzulegen, wibrigens zur Koſten⸗ 
mößigung auf Grund der Amtsacten gefchritten würde. Diefes Geſuch 
fammt Erledigung wurde von Dr. B mit der Begrünbung zuräd: 
gelegt, daß das Begehren und der darüber erflofiene Auftrag nuftatthaft 
fei, da einerfeits in der unbeanflänbeten Zahlung eine Anerkennung 
ber Bertretungsfoften liege, daher eine nachträgliche Mäßigung unge 
feglih fei und andererfeits, wenn eine nachträgliche Müßigung über: 
Haupt zuläffig wäre, dem Vertreter freigeftellt bleiben müſſe, ein neues 
Koftenverzeihnig, mit den nöthigen Beilagen inftruirt, vorzulegen. 
— Die erfte Inſtanz wies dieſe Eingabe zurück und wieberholte den 
früßeren Auftrag, da — fo die Begründung — nad 8. 425 a. G. O. 
dem Richter das Recht zufteht, die von einer Partei ihrem Advocaten 
zu entrichtenden Gebühren auf Berlangen der Partei zu ermäßigen, 
ein folder Fall bier vorliegt, ohne daß die Frage, ob diefe Gebühren 
etwa ſchon vollftäntig oder nur zum SCheile bezahlt wurden, dieſer 
richterlichen Amtspflit beirrend entgegenftehen kann, und es and 
nicht angebe, zur Grundlage dieſer Moberirung ein von dem Rechte 
freunde neu zu verfafiendes Koftenverzeihniß zu nehmen, da bier nicht 
der Rechtöfreund, ſondern die Partei um die gerichtlihe Maßigung 
eines beftimmten ihr übergebenen Kojtenverzeichniffes, eingejchritten if. 
— Den gegen dieſen Beſcheid ergriffenen Recurs bat das DO. 2. ©. 
unter Berufung auf die erſtrichterlichen Gründe und in der weiteren 
Erwägung verworjen, daß einer jeven von einen Advocaten vertretenen 
Bartei nad) Hofer. vom 4. October 1833, 3. ©. S. Nr. 2633, 
das Recht zufteht, tie ihr von dem Advocaten aufgerechneten Ber- 
tretungstoften der richterlichen Adjuſtirung jelbft in dem Falle, wenn 
fie bereit gezahlt find, zu unterziehen, indem vie Frage, ob bie 
geleiftete Zahlung für eine Anerkennung der Richtigkeit der Höhe viefer 
Gebühren zu halten fei, nur im contrabictorifchen Wege zu entſcheiden 
iR; in Erwägung, daß dem Richter zum Behufe viefer Arjuflirung 
diefelben Behelfe vorliegen müffen, auf Grund deren ber Bertretungs- 
gebührenanfprucd, geftellt wurde, wobei die Frage, ob ber Advocat 
berechtigt fei, mit Rüdfiht auf die geänderten Umftände ein neues 
Koftenverzeihniß einzubringen, gar nicht zur Sprache kommen lan 

Bon dem oberfien Gerichtehofe Hingegen wurde die Geind- 
felerin mit ihrem Adjuftirungsbegehren abgewieſen; venn, fo lautet 
die oberfigerichtlihe Motivirung, der $. 425 a. ©. D. verorpnet im 
feinem zweiten Theile, daß. ber Richter die Bertretungsgebühren zur 
dann mäßigen foll, wenn die Partei ſolche Mäßigung verlangt; dieſer 
Fall ift aber dann offenbar nicht vorhanden, wenn eine Bartei tie 
Mäpigung folder Erpenfen verlangt, die fie fhon vor nıehreren Monaten 
ganz bezahlt hat. “Denn in einer ſolchen Bezablung liegt die Umer- 
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kennung der Expenfen als liquid in vollem Betrage, weil eben die 
Partei vor deren Abjuftirung zur Bezahlung berfelben nad dem Hofber. 
v. 4. October 1833, 3. ©. ©. Nr. 2633, in keiner Weife aegmumgen 
war. Diejes Hofdecret bat die Anorbnung des $. 425 a. ©. O. 
nit abgeändert und insbefonbere nicht auch auf den Sal bereits 
bezablter Erpenfen ausgedehnt; es ſetzt vielmehr nad feinem ganzen 
Inhalte ſolche Erpenfen voraus, melde von der Partei, wenigftens 
dem Betrage nach, nicht erfannt find; . eine entgegengefegte int 
würde dem Wortlaute und ber Haren Abficht des 8. 425 a. G. O 
widerſtreiten, welche blos dahin geht, die Parteien vor einem Zwange 
zur Zahlung übermäßiger Gebühren der Advocaten zu ſchilttzen, welche 
Abficht aber bei bereits gezahlten Gebühren gänzlich hinwegfällt. 


Verjzeichniß 
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1981, 2727,|221 ........ 2636 |287 „488,673, 1194, 
2745 |228 ....:618, 1804, 1421, 3109 
159 ...1651, 1981 23181288 ...2.... .578 
2835, 2881 |283 . 361, 302, 871,|292..... 771, 2082 
161........ , 550, 682 208. 669, 1848, 1462 
168 ...6,188, 326, 866, 960, 1139, |294 ..96, 398, 711, 
2, 1445, 1 — 117 ! ’ 
875, 1029, 1136, 1804, 2666, 1496, 2534 
1278, 1426, 2881, 2988, 1295 .. ...587, 1064, 
1899, 2167, | . 8008 |. 18201, 1496 
3376, 2660, |234 ....... 61296 ... 1496, 2534 
2723, 2897, |286 ‚509, 613, 1946 397 „11,817, 1178, 
8122, 31821288 ........ 2182 1343, 1427 
u. 2728, 2729|239 ........ 804 288 5... 00, 
166..... ...2831241 . ‚1719, 
166 .,.. 6, 46, 307, 43 5. u... 1676, 3168 2496 
396, 738, 773,1244 .....10, 2968 2968, 1301 .59, 1716, 2894 
1029, 1248 "2991, 3168 |302 »....... 1496 
‚1426, 1888, 246 ‚10, —— 307 ..328, 330, 683 
12262, 2268, ‚81681308 .....830, 490, 
. 2619,.2796 Da .10, 1436, 2991 344, 1579 
167 ....6,46, 528, 1248 .. „1101, 1388,1808 ....bll, 1797, 
517, 133, 7718 1676, 2106, 2669, 2665 
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88, Nr. | 88. Kr. 
310 ........ 2665 385 ....293, 1628, 
311 ..... 573, 604 374, 3065 
312 ...1867, 1897,1388 ....298, 1580, 
2050, 2090 1628, 1984, 

313 . 101, 208,257, . 2933, 3065 
300, 321, 345,339 .. 26, 300, 925, 

495, 1044, 1198, 1146, 1523, 
1588, 1897, 1535, 1867, 

2050, 2057, 1905, 2000, 

2090, 2107, 2057, 2204, 

2118, 2267, . 2580, 2722, 

2372, 2449, 2971, 3049 

2748, 2893,|340 „348,713, 1585, 

2969, 3135, 1626, 2057, 

3184 2475 

315 ... 1085, 25341341 .... 718, 1535 
BE ocean 2912|342 .... 713, 1535 
317 ..: 766 343 ........ 1535 
319 ....51l, 1496,1344 ..... 925, 1535 
| 1645 |345 .. 26, 106, 257, 
320 ..... 511, 556 916, 1193, 
821 ...1008, 1797, 1503, 1997, 
2678 2267, 2364, 

322 „484, 666, 2867 2485 
323 .. 14, 110, 188, | 346 '. 26, 106, 1508, 
208, 294, 306, . 1997, 2037, 

511, 795, 985, 2874, 2475 

958, 1026,|347 ....106, 1026, 

1044, 1620, 2848 

1917, 2118,|348 ..... 346, 723 

2382, 2366,|351 . 300, 495, 787, 

2877, 2917, 195, 2002 
30881362 ........ 2569 

324 „.14, 208, 795,|354 .....788, 916, 
968, 971, 1044, 1044, 1147, 
2867, 2877 1194, 1634, 

326 .....373, 720, 1917, 2118, 
1028, 2374 2212, 2247, 

328 ....670, 1026, 2748 
1171865 aaa. 1495 

329 .... 165, 21411357 .... 238, 1412 
330 . 165,587, 720,|368 ..... 116, 288 
2141, 2299,1860 .....116, 238, 

3013 166 


867 30, 188, 556, 


2549, 
372°. 268, 402, 412 
128, 935, .1620, 
1645, 1759, 
2549, 2917, 
3083 


‚268, 373, 
1645, 2374, 
2549, 2917 
...165, 2917, 

3005 


378... 


891 .... 
*8* ... 1716, 1745 











88. . | 88. Ar. 

404 „... 156, 14961435 .....153, 901, 

405 ........ 3065 1096, 1186, 

407 1014, 1021, 1406, 1845, 

1873 2808, 2979 

408 ......... 1021|436 ... 1567, 2406 

409 . 287, 1021 438. 195, 258, 355, 

410 ....287, 1021 439, 502, 869, 

1873 871, 1122, 

41l ......... 1021 1249, 1532, 

412 .........1021 1582, 1661, 

413 7113, 1021, 1707, 1810, 

1194, 2057 1840, 2208, 

418 222.0... 3034 2222, 2247, 

420 ........ 712 2413, 2570, 
422 ........ 600 

423 ........ 8005 |439 243, 439, 775 

424 ..... 533, 756 , , 

428 ..... 711, 824, 1582, 1661, 

1661, 1801, 2247, 2413, 

27 62 2489, 2577 

426 .......7, 696,1440 .....556, 758, 

1400 1869, 2338, 

427 .163, 445, 922, 2374, 2480 

1312, 1620,|442 ..... 509, 679, 

2547, 2800, 843, 857, 1085, 

30 1895, 2389, 

428 ....445, 1620, 2550 


1214, 2010 | 443 168, 241, 593, 


429 . 503, 588, 578, 
651, 1222, 1359 


430 ........ 2292 
431 439, 689, 824, 
1008, 1629, 


1661, 1759, 
1801, 2116, 


595, 672, 180, 
850, 941, 988, 
1193, 1241, 
130, 1846, 
1960, 2810, 


2905, 2953, | 


2993, 3139 


2979, 2988 |444 ... 1186, 1550 
432 ....941, 1008,|445 ...1186, 1254, 
1845, 2312, 1406, 2988 
2598, 2604, 1447 . 413, 438, 574, 
| 808 605, 648, 918, 
433 ....... 336 1017, 1028, 
434 ....336, 2119, 1082, 1496, 
2139, 2240, 1566, 1898, 


1961, 2385, 





Nr. 

2535, 2663, 
2678, 2681, 
2953, 3095, 
3130 
448 „90, 771, 1718, 
1820, 1961, 
2582, 2853 

449 . 184, 236, 666, 
901, 939, 1049, 
1051, 1162, 
1388, 1406, 
1570, 1577, 
1586, 1778, 
2247, 2366, 
2389, 2477, 
2505, 2512, 


u... 236, 901, 

1961, 3211 
. 168, 494, 587, 
901, 936, 941, 


451 


452 ... 
"1812, 1496 

92, 195, 231, 
237, 249, 260, 
283, 339, 355, 
439, 468, 568, 
669, 572, 629, 
639, 716, 753, 
775, 802, 871, 
901, 939, 963, 
1034, 1049, 
1112, 1113, 
1116, 1122, 
1175, 1204, 
1235, 1236, 
1249, 1299, 





Mr. | 88. Nr. ı 88. Kr. 
1324, 1344, |454 ...1778, 2196,1467 ...1109, 1898, 
1346, 1387. 2389 2829 
1388, 1406, 1455 . 318, 485, 592,468 .. . 1017, 2488 
1424. 1437. 716, 1097, 1664,|460 . 258, 318, 593, 
1446, 1512, 2225, 2554| 611, 618, 1017, 
1530, 1532, 2887 1051, 1109, 
1570, 1577, |456 . 373, 402, 498, 1345, 1659, 
1578.1519.| 986, 1028, 1417, 1778, 1782, 
1582, 1586, 1803, 2389, 1803. 2021. 
1624. 1649, 2867, 2939, 2167, 2196, 
1674, 1681, 3019 2389. 2688. 
1696, 1710, |457 .. 96, 241,246, 2822, 2829, 
1714, 1780, 330, 392.574, | 2837, 3940, 
1783, 1810, —* 587,648, 1: 3067. 3070, 
1845, 1855, 200, 995, 1178, | 3214 
1861, 1863, 1488, 1496, 1470 2.0... ꝝᷣ⸗ 
1868, 1885, 2299, 26181471... 732, 2822 
1892, 1899, 2739, 31071472 ...... 2A, 1%, 
1916, 1934, |458 .245, 963,1 150, 1098, 13%. 
2083. 2133, 1388, 1578, 3100 
2153, 2158, | 1863,. 1808, 1474 ....150, 13®, 
2177. 2187, 1907. 2375, 2212 
2207, 2215, 3138, 3213175 222... 1322 
2222, 2224, 469 ....271, 3884, 1476 ....285, 1779, 
2231. 2247, | 81301 9687, 2748, 
9273, 2320, [461 . 271,438, 605, 2893 
23875. 2379,| 1324, 1566, |477 ... 2212, 2788 
2405, 2410, | 1783. 1808,1419 ....J... 1098 
2413, 2423, | 1961, 2663 —* 10%, 267, 666, 
2436, 2450,1462 ....305; 2159, 1009, 
2463, 2464, 29297 1546, 1983, 
547. EITIALT. WE 877 3904 
2509; 2530, |464 ...1017, 1898, 481 ......134, 244, 
2593, 2638, 9881| 1322, 1546 
2344, 2570, |465 .... 907, 1898482 . 85, 101, 1098, 
2579, 2681,1486 .. 74, 241, u, 3100 
2602, 2621, 48, 438 489... 1098, 1546 
vi j 806, 842, 88. .. ‚88, 1147, 
2859, 2661,| 918, rn 119%. |‘ : 188, 1546, 
2, 2690, 1388 1560, | 1634, 2212, 
3692. 2763, 1566, 1780, |: 2286, 2117. 
2703. 2808, 1783.2510,|. „3008 
3046, 3047. 35, 2958, | 486 ...1889, 2988, 
vi 3002 
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1.098, 1012, 
2855 |534 

605 ...1012, 2945, 
3002 


506 .628,916,2945, 
507 ...1460, 1890, 
2855, 3110, 

315 





. 464, 661, 788, 
870, 1870, 2071 
510 ...1718, 2213, 





2213 1566, | 
521 .628,916, 1012, 2445, 
1306, 3002 2642, | 

522 22... 96 
623 .. 14,174, 208,548 .....816, 
213, 224, 244, 1566, 
383, 897, 916,549 ........ 
971, 1003, 1044, |550'. 269, 816 

1062, 1147, 

1322, 1548,|551 ..... 161 


1588, 1694, 552 ...1148, 
1725, 1779, 1600, 
1894, 1917,1553 . 310, 311 





1997, 2148, | 1148, 
2008, zent, 8.: 
8161, |589 ....741, 


3169, 3184 
586 ...1061, 1322,|560 ....820, 
2837 


631 ... 1689, 17671562 ........ 





88. Nr. 
564 ....251, 1143, 
1806 


665 .. 93, 148, 218, 
306, 428, 418, 

562, 982, 1183, 
600, 3arı 





679 ...98, 118, ‚281, 
306, 428, 478, 
582, 979, 982, 

1083, 1188, 
1225, 1261, 
1327, 1347, 


1261, 1827, 
1833, 2323 
581 . 306, 549, 968, 
1083, 1281, 
1827, 1888, 


—— 
188 

3147, 3160 
588 22.2... 1600 





— 528 — 










ß6. Nr. 68. 86. Kr. 
597 ..... 367, 7181655 . 162, 251, 298, 699 . 327, 411, 689, 
598 ..... 367, 718 311, 820, 965, 861, 1043, 1301. 
601 .. 93, 118, 563, 1180, 1317, 1373, 1877, 
793, 1188, 1261, 1341, 1412, 2049, 2666 
3012 1830, 1856, | 700 .327, 487, 1618 
602 ... 1838, 2500 2049, 2423,|703 ..... 62, 1373, 
603 ........ 2666, 3116 2049, 2579 
604 .... 154, 24731656 ..... 107, 292|704 ...2049, 2579, 
608 . 154, 186, 423,\657 .... 107, 2423 2942 
2473, 2855| nn... 631708 ........ 2049 
609 ........ 24731662 ..... 570, 9671709 ...1978, 2028 
610 ..78,116, 140,|665 ........ 2461 3783 
154, 186|666 ........ 13171711 . . ...... 3002 
611 ........ 781667 ........ 493 |713 . 183, 239, 335, 
612 ...... 18, 423,1668 ........ 3116 535, 2428, 2734 
14981671 ........ 13/716 . 72, 147, 161, 
613 .. 62,116, 140,|672 ........ 307 183, 239, 296, 
238, 423, 788, 1674 ........ 162 2428 
1412, 1994, |677 ........ 162 |717 . . . . .... 296 
2571, 28565, 681 ........ 1498 719 ........ 335 
3075, 3158 682 .... 741, 2164 720 ........ 1347 
614 ..... 154, 946,1683 ........ 4931721 .... 335, 1240 
1412, 1662,|684 ..... 269, 682, 722 ........ 
21 1253, 1820,|724 ... 1855, 2423 
615 ....788, 2473, 1942, 2049 |726 ........ 
31771685 ..... 369, 879,|727 . 306, 793, 1408 
616 ........ 2473 1190, 1191,1732 ........ 
617 ........ 2473 1253, 1318,|733 ........ nes 
618 „.78,423, 1498 2357, DTOA TEA .. 565 
627 423, 1809!686 ...1190, 1191,1735 ........ 160 
628 ........ 71736 ........ 2884 
629 .116, 140, 238, 687 ....142, 1190,|738 ..... 160, 741 
423 1191 |704 . ..1453, 2268, 
631 ........ 3571689 ..... 269, 796, 
633 ........ 357 1283, 1403 757 .... .... 2445 
11 7 ...... 357690 ........ 2274 759 ... 1910, 2646 
641 .... 357, 2546|692 ...1211, 1639,|760 ...1403, 2164, 
647 ... 1327, 1498 3120 24 
648 ........ 13|69 ........ 3077 762. 151, 583, 799, 
649 ........ 13/696 .128,411,1043, 1043, 


1497 
163 .151,799,1553, 
1974 


764 .... 151, 1511 


1301, 1877 
661 ........ 1806 697 ... 1425, 2200 
‚698 .128, 203, 327, 
5, 2200 
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88. Nr. | 8. Nr. | 88. Nr. 
765. 583, 799, 2175, 800 ...2929, 2954,|816 ... 1156, 2076, 
2268, 2473 3020 2965, 

767 151, 2175/1801 ...1863, 1921,|817 ..... 486, 879, 
168 ........ 947 2030, 2929 1253, 2269, 
770 ..... 155, 947 802.. 5, 118, 146, 2307, 3093 
772 ........ 2075 907, 944, 1114,819 .....62, 1001, 
773 ........ 2075 1115, 1998, 1236, 1577, 
774 786, 1043, 2310, 2503, 2954 
1339, 1511, 2684, 2929|821 ....816, 1114, 
2268, 2473,1804 ... 2503, 2684 1115, 2064, 
2986, 3012,|806 .... 118, 2883 2121, 2418 

3203 |807 ....319, 2503,|1822 339, 432, 532, 

ID ........ 1339 26 667, 739, 1236, 
176 207, 2075 |808 „118,486, 1339, 1333, 1488, 
777 ........ 207 1453, 3012 1567, 1576, 
778 .207, 904,1974|810 ....464, 1011, 1584, 1695, 
779 ........ 2075 1211, 1236, 1791, 1807, 
180 . 151, 2075 1434, 1921, 1808, 1810, 
183 ....583, 1338, 2022, 2076, 1820, 1863, 
1339 2642 1891, 1929, 
184 ..... 27, 1876|811 . 48, 221, 319, 2030, 2032, 
786 ..... 583, 688 461, 1442, 1919, 2047, 2191, 
187 ...1339, 1994, 1975, 2022, 2246, 2406 
2986, 3200 2074 2036, 2578, 
188 . 151, 292, 661,|812 . 146, 455, 486, 2590, 2637, 
1043, 2986 617, 665, 879, 2659, 2673, 

190 .. 27, 151, 292, 1236, 1338, 2707, 3015, 
661, 1058, 1352 1531, 1557, 3127 
791 .27,1058, 1352, 1605, 1739,|823 ..... 334, 703, 
2986 1921, 1999, 1055, 1403, 
192 ........ 2986 2022, 2184, 1920, 3124 
198 . 107, 1058 2221, 2224,1824 ........ 2933 
195 ... 1910, 2646 2274, 2310,1827 ........ 2954 
796 ....889, 1910, 2337, 2454, 828 ..... 363, 866, 
2606, 2646 2743, 3017, 1245, 2121, 

1797 ....186, 1001, 3023, 3204 23 
1236, 1859,|813 ....957, 1190,|829 .259, 363, 877, 
2500, 2887, 1191, 1442, 2023, , 

2954, 2987 1472, 1625, 2121, 2988, 

199 . 218, 247, 703, 2310, 2798 3023 
786, 1037, 2503,|814 ... 1472, 2798|830 . 180, 363, 877, 
84, 2929,1815 ....944, 1442, 3023, "3210 
2954, 3020, 1625, 2224, 832 ........ 520 

3035 2310, 2798 833 123, 749, 866, 


@lafer, Unger u. Walther Entid. VI. 
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8. Fr. 
877,2602, 3028, 
3105 


862 . 


128, 363, 877 
. „877, 2806, 
3023 


. 149, 877,928, 

3806, 3105 
... 2502, 2964 
...479, 1082, 


930, 1229, 
1273, 1693, 
2548, 2968, 

3062 


194, 393, 533, 
930, 1089, 
2516 

... 60,63, 108, 
157, 288, 335, 
401, 458, 481, 
492, 579,759, 
184, 809, 873, 
982, 1035, 
1106, 1229, 
1245, 1260, 
1273, 1302, 
1327, 1371. 
1408, 1457, 


— 590 — 


88. 
1476, 1693, 
1708, 1729, 


2 
.. 2711, 2829 


..336, 1193, 
1273, 1291, 
1444, 1453, 
1541, 2361 

.... .. 1499 


912, 1138, 


..118, 1134, 


877 ..... ... 
378 .. 
810, 832, 859, 

882, 1060, 1103, 
1455, 1477, 

1585, 1718, 

1928, 1979, 

2398, 2480, 

2667, 2855, 

2915, 3066, 

8171, 3225 


1386 


51, 149, 392, | 3 


Mr. | 58. 
879... 


898 
901 


a oe 20 00 0 


1631, 1812, 
2066, 3062 
. 152, 165, 219, 
336, 2970, 
3082, 3218 


‚152, 336, 1073 
..1188, 2150, 
3001 


1086, 1405, 


„149,585, 1229, 
1978, 3002, 
3005 
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88. Nr. I 88. Nr. 
902 . 658,678, 852, 1469, 1619, 
924, 1133, 1540, 1563, 

1374, 1461, 1583, 1596, 

1491, 2157 1629, 1635, 

03 ........ 386 . 1665, 1670, 
904 . 166, 297, 308. 1693, 1699, 
861, 1141, 1823, 1826, 
1190, 1191, 1832, 1864, 

1469, 1509, 1956, 1965, 

1661, 1767, 2020, 2026, 

2227, 20924, 2043, 2063, 

3056 2200, 2537, 

906 ....922, 1222, 2547, 2759, 
1320 2809, 2924, 

906 .... 107, 2516 2984, 3107, 


908 .. 76, 152, 276, 
312, 384, 840, 

997, 1045, 

1509, 1744, 

1825, 2056, 

2155, 2630, 

2712, 2728 

909 .. 82, 840, 984, 
1065, 1539, 


1825 

910 ........ 840 
9ii . 288 
92 ...... 76, 128 
914 . 12,27, 33, 67, 
68, 120, 143, 


251, 349, All, 
415, 458, 492, 
610, 530, 628, 
671, 676, 699, 
117, 783, 789, 
813, 891, 916, 
932, 934, 1039, 
1060, 1073, 
1077, 1091, 
1096, 1101, 
1106, 1172, 
1222, 1246, 
1264, 1265, 
1301, 1454, 


3194, 3225 

915 .. 12, 127, 497, 
676, 813, 878, 

1060, 1091, 

1231, 1818, 

1453, 1757, 

1864, 1865, 

2025, 2126, 

2717, 3002, 

3189, 3225 

916 .. 68, 104, 166, 
201, 232, 295, 

776, 799, 827, 
1162, 1295, 

1497, 1507, 

1878, 1908, 

2185, 2992, 

3216 

917 ........ 410 
918 „113,294, 2702, 
2703, 3162 

919 .1,68,137,149, 
276, 809, 380, 

334, 394, 421, 

527, 550, 700, 

810, 832, 840, 

920, 984, 987, 

1133, 1176, 

1204, 1357, 


Nr. 

1381, 1619, 
1902, 1908, 
2272, 2669, 
27199, 2855, 
2876, 2946, 
2983 
920 .. 1,423, 1141, 
2438, 2825, 

3097 

922 „12H, 475, 599, 
137, 856, 882, 
1148, 1413, 
1514, 1597, 
1968, Pen 


253 
923 . 125, 431, 475, 


88. 


1188, 1413, 
2051, 2638 
926 ........ 537 
926 .... 537, 2564 
928 .. 89, 302, 595, 


137, 850, 941, 


1390,.3139 

929 ........ 1390 
930 ... 1390, 14% 
931 ..... 558, 881, 
1164, 1390, 

2051 


932 125, 302, 537, 
7107, 737, 1148, 
1413, 1514, 

1761, 2051, 

2855 

933 . 171, 475, 640, 
737, 1148, 

1164, 1390, 

1514, 1597, 

1668, 1761, 

1968, 2431, 

3144 


..... 125, 412, 
1268, 1497, 
1992, 2361, 

2915 


84* 


532 


88, Nr. | 88. 
935 ... 1413, 2361| 964 ..1949, 2672, 
936 . 328, 336, 410, 3784, 2800, 
523, 783, 1073, 2926 
1455, 1908,| 966 ....... 2926 
3067, 3079| 967 ....... 215 
937 ... 1444, 2361| 968 ....... 819 
938 ....763, 1072,| 970 ..2531, 2672, 
1273, 1549, 2800, 2926 
1631, 2353,| 974 ... 935, 11895 

2711,3199| 978 ....... 

940 ........ 3199| 979 ....... 915 
941 .... 763, 3199| 983 ...104, 1608, 
942 ........ 1497 1714, 2119, 
943 . 165, 335, 445, 2139, 2789 
519, 753, 1362,| 984... ‚497, 534, 
1539, 1631, 1608 
1812, 2066,| 985 ..1094, 1172, 
2853, 2711, 1608 
2769, 3061,| 987 .. 1377, 3202 
3199| 989 697, 1079, 
946 ..... 335, 423, 2149 
1 991 104, 295, 
947 ........ 1497 1094 
948 ... 1072, 1497| 993 ... 534, 2015 
949 ........ 497| 994 .40,170,1079, 
950 ........ 1497 1251, 1318, 
951 . 282, * 799, 1406, 1518 
1, 1474, 995 „.1,170, 328, 
1497 1660, 378, 534, 653, 
2268 920, 1251, 
962 ........ 2268 1286, 1318, 
953 ........ 1507 1518, 2357, 
956 . 72, 165, 265, 2871, 3224 
335, 404, 583. 996 .40, 523, 953, 
123, 753, 1671, 2015 
1699, 1931,| 998 .104,284,497, 
2400, 2428, 1286 
1987, 3062,| 1001 . 53, 61, 325, 
3162, 3200 1011, 1923, 
957 2800, 2926 1966, 2461, 
958 ..... 114, 819, 2733, 2905 
2894 | 1004 .. 1919, 2040 
959 ... 1608, 289411006 ....... 1882 
961 1608, 3130 |1007 ....... 1882 


58. Nr. 
1008 ....145, 21, 
655, 789, 848, 
853, 992, 1007, 
1350, 1445, 
1549, 1593, 
1596, 1706, 
1779, 1882) 
1955, 2048, 
2437, 2601, 

2 
1009 ....124, 145, 
163, 538, 655, 
184, ⸗ 1 ’ 
1301, 1384, 
1596, 1645, 
1955, 2108, 
2238 
1010 ....... 2108 
1011 ....... 647 
1012 ... 784, 1301 
1018 2.20... 1273 
1014 ....... 2502 
1016 ....145, 784, 
7189, 1351, 
1779, 2108, 

21 
1017 . 81, 381,538, 
784, 1108, 
1295, 1351, 
1645, 2010, 
2238 
1019 ....163, 423, 
7147, 1533 
1020 ....428, 604, 
1176 
1022 ...747, 2318, 
3170 
1024 ....410, 785, 
1533 
1026 ....... 400 
1027 ....124, 381, 
853, 2846 
1028 ....... 221 
1029 ....124, 381, 








sg. Nr. | 88 
805, 853, 1208, 
2238 


1030 ....400, 853,|1053 .... 7,68, 82, 
2846 687 824,859, 09 
060, 1106, |1091 
1032 ....... 1351 Ze 
1034 ....... 2053 1497, DD: 
1055». 306, 52291054 ..1060, 1291,|1092 
or 2143, 26671093 . 
1040 .. 1210, 2852 
1056 ...700, 1872, 
1041 ....330, 542, 408 | 1094 
559, 1778, | 1058 ....... 68 |1095 
3048 | 1060 2143 
1042 . 71,212, 226,|1061 .. „559, 1060 
830, 338, 652, “1881, 1575, 
646, 733, 822, 2056, 30 13 
301 N 1062 ....170, 380, 
1214, 1375, 421, 676, 824, | 1098 
1393, 1580, 990, 1291 
1617, 1712, 1541, 1575, 
1760, 1773, 1902, 2361,|1100 . 
1775, 1887, 2630, 2712 
1889, 1961, 2979| 1101 
2003, 2054, | 1063 .170,509,653, 
2210, 2265, 920, 1106 
2373, 2396, 9630 
2537, 2636, 
5735. 27417064 -..589, 1496, 
2747, 2756, | 1066 „475,527,559, 
2976, 3085 1060, 1322, 
1043 .... 330, 542 1661 
1045 ...... T, 934 |1068 ....... 2488 
1047 ....392, 527,\1069 ...... 2438 
559, 824, 1060, |1070 ...988, 1694, 
1322, 2056, 2384, 2438 
3013 |1072 ....... 1366 
1048 .. 1322, 1688| 1073 .. 1366, 2438| 1102 
1049 222... 1496 | 1074 ....... 1366 
1050 222... "559 1078 2er. 1366 | 1103 
1051 onen. 659|1084 ....... 1116|110% . 
1062 ....380, 421,|1089 ....... 471 
689, 824, 920, | 1090 .386,643,996, | 1106 .. 
1036, 1291, 1053, 1116, |1109 . 
1541, 1661, 1157, 1257, 


633 


Nr. 
1893, 2979, 
3214 


58- 


1096 ... 


Nr. 

1271, 1344, 
1501, 1504, 
2427, 2628, 
2671 

‚316, 361,526, 


‚1257, 1271, 
2823 

386, 643 
„111,452, 983, 
1116, 1579 
.156, 176, 
1036, 1448, 
1535, 1843, 
2303, 2903 
.410, 643, 922, 
1036, 1157, 
1201, 1306 
‚2299, 2671, 
2985 

„4,23, 37,236, 
295,413, 498, 
541, 732, 936, 
1046, 1125, 
1151, 1153, 
1419, 1496, 
1737, 1788, 
2047, 2079, 
9331, 2387, 
2679, 2755, 


.364,587,983, 
1128, 2299 


. 176, 1843 
..122, 1288, 
2689 


88. Rr. 
1112 .. 1501, 2369 
1113 ...386, 1344, 
1457, 1501, 
1504, 1753 
1114 ....323, 783, 
"1457, 1501, 
1587, 1753, 
1953, 3134 


1115 „185,323, 783, 
1501 


1116 .185,386, 733, 
974, 987, 1168, 


868, 1148, 

1535, 1591, 

1902, 1909, 

2525, 3008 

1119 ....... 1535 
1120 „323,345, 384, 
174, 1168, 

1258, 1429, 

1579, 2936 

1121 ....111, 720, 
156, 774, 983, 


......,. 0.96 
eo. 00186 
.oo..:.e.e 
.ee0te 908 08 
so. .o.e®% oe 
ee... 0.0 


1151 „475, 767, 996 
1162 . 52, 122, 192, 
492, 607, 

1408, 1919, 


58. 


2 
. 1,475, 1792, 
2170 


.. 934, 1329 
241 


a0 0 0. 6 


534 


Nr. 
2040, 2198, 
240 


1329, 1433, 
2819 


..920, 1073, 


1378, 2720 
475 


3 Rr 
1226 ..... 67, 132, 
2077 
1227 .. 59, 67,99, 
1151, 1395, 
1540, 1583, 
1631, 1664, 
2077, 2919 
1228 ..... 59, 12%0, 
1631, 2077 
1229 „76,107, 293, 
992, 1145, 
1540, 1631, 
2077, 2216, 
2500, 2919 
1230 ..... 67, 265, 
1145, 2020, 

21 
1231 ...661, 1743, 
2619 
1233 .... 694, 764 
1234 ....67, 1175, 
1540, 1635, 
2138, 3222 
1235 .... 67, 27% 
1236 ..1175, 2335, 
2362 
1237 ..1076, 2254, 
2522 
1238 ‚992, 
1151, 1477, 
1779 
1239 ...390, 1779, 
1240 22.2... 390 
1248 ana. 1931 
1288 ....... 1639 
1345 2... 2216 
1247 ... 692, 1704 
1248 ...311, 1668, 
2627 
1249 ....3ll, 46. 
1068, 1083, 
1443, 1662, 
1931, 2428, 





s. Kr. 
2500, 2627, 

3200 

1260 ....... 1068 
1282 2... 1087 
1253 ...311, 1037, 
1199, 1208, 

2627, 3200 

1254 ...311, 1037, 


2428, 2627, 
3200 
1260 .. 1834, 2216 


1262 ...410, 2770, 
2771 
1264 .. 1,845, 867, 
889, 1145, 
1383, 1910, 
1987, 2138, 
2397, 2646, 
2677 
12665 ....... 1145 
1266 ... 845, 1145 
1267 2... 68, 799, 
2860 

1268 ....... 
1270 . 68, 82, 308, 
1060, 1212 
1271.68, 94, 262, 
328, 445, 1078, 
1212, 1301, 
1871, 2738, 
2759, 2973, 
3114 
1272 ..1078, 2738, 
2973 
1205 ..... 68 
1278 ..1236, 1734, 
2121, 2865 
1282 .. 1236, 1734 
1284 ...790, 1033, 
1497 
1286 ... 799, 3110 
ı DI: 94 
1298 ....226, 384, 
1060, 1386, 


535 — 


Nr. 
2054, 2448, 


ß88. 


3074 


1294 . 25, 784, 798, 


1295 .163, 381,560, 
832, 833, 912, 

920, 1133, 

1269, 1378, 

1384, 1386, 

1389, 1619, 

1744, 2106, 


1296 .542, 798,948, 
1269, 2189, 

2784 

1297 . 315, 613 798, 
1269, 1384, 

2116, 2672, 

2746, 3130 

1298 . 1, 168, 288, 
381, 920, 997, 
1045, 1084, 

1114, 1115, 


1792, 2034, 


1805 ... 
673, 948, 1245, 


‚1332 


Nr. 
1412, 1421, 


58. 


1313 ....... 
1316 .... 


668, 912, 1378, 
1386, 1389, 
1619, 2086, 
2278, 2374, 
2669, 2876 

...315, 680, 
1919, 2855, 
2933 

..680, 2471, 
2653, 2719, 


1328 . 
875, 1836, 


680, 2471 
nn 668 
1333 . 1, 117, 170, 
284, 293, 378, 

514, 920, 1190, 
1191, 1286, 

1318, 1337, 

2667, 2948, 

3104 

1334 ....653, 920, 
1190, 1191, 


88. 


1443, 1481, 
2567, 2704, 
2742, 2933, 
2948 
1335 ... 389, 1443 
1336 ... 1,76, 128, 
137, 523, 534, 
1374, 1539, 
2081, 2173, 
2651 
1338 2.2... 25 
1340 .... 25, 1162 
134 ....... 1824 
1343 2.2... 2829 
1344 ...570, 1101, 
2457, 2999 

1345 .. 2769, 2953| ı 
1346 ....148, 658, 
1866, 2457 
1347 ..... 143 
1351 . 8, 614, 2389, 
1352 .. 1698, 1866 
1353 ....446, 751, 
"1405, 1866 
1354 aaa. 1405 
1355 ..1313, 1450, 

14 

1356 ..1209, 1313, 
1450, 1866, 
2009 
1357 ..1209, 1246, 
1405, 1482 
1358 ....338, 646, 
192, 822, 1102, 
1117, 1402, 
1566, 1866, 
9211, 2381, 
3167 
1363 ...751, 1313, 
1405, 1866, 
2009, 2457 
1364 ...391, 1408, 
2457 


— 56 — 


88, Nr. | SE Ar. 
1365 ... 391, 2457|1386 ....... 497 
1366 ....... 3457 |1387 ....... 1987 
1367 ....... 2457 | 1388 ..36, 38, 2814 
1368 ....482, 570,11389 ....... 1987 
3130|13% ....... 2009 
1369 ....482, 648,11392 . 61, 349, 529, 
"1186, 2828, 570, 696, 1328, 
2894, 3180, 1413, 2119, 
321 2139 
1371 .271,523, 34. 1393 ....320, 373, 
1094, 1575, 696, 736, 800, 
1834, 2015 938, 3005 
1372 ....... 2894|13094 ....320, 509, 
1373 ....... 2743 629, 618, 800, 
1374 .. 1074, 2626 843, 938, 1328, 
1375 ... 349, 1209 1395, 1653, 
1376 ....104, 142, 1782, 2652, 
427, 909, 1200, 2763, 2955 
1280, 1311,|1395 ....320, 421, 
1405, 1611, 856, 983, 1109, 
1714, 1866, 1237, 1328, 
1986, 2608, 1395, 1788, 
2839, 2919, 1915, 2389 
3146 2517, 2955, 
1377 „104,169, 349, X 
497, 867, 909, 
1209, 1280, [1396 ... .421, 529, 
614, 618, 857, 
1311, 1866, 
1118, 1328, 
1986, 2608, 
1782, 1851, 
2919, 3146 
1915, 1976, 
1378 ...909, 1209, 
1995, 2021, 
1714, 1866, 
2202, 2389, 
1986, 2009, 2617 ; 
3146 soll, 2581, 
1379 ..1209, 1866, v0, 2 
986, 2634, 
2919, 3146 | 1397 .. 19, 60, 127, 
1380 „497, 656, 867, 166, 189, 381) 
9009 797, 1413, 
1381 ....... 1362 1668, 1866, 
1384 ....... 1499 1968, 2460 
1385 ..1499, 1709,|1898 ....175, 320, 
1987 510, 1668, 








58. 


1399 ... 
1400 ... 


1401 


1402 


Nr. 
1968, 2431, 
2460 


.60, 1968, 

2460 

667, 2176 

. 96, 567, 747, 

1227, 1708, 

2113, 2176, 
240 


9 
60,747, 1227, 
1915, 2176, 
2674, 2953, 
2966 

. 1633, 2953 
.. 61, 2953 


....... 2669 
..1118, 1514, 
2400, 3146 


‚.1102, 1117, 
1859, 2159, 
2211 

. „822, 1061, 
1102, 2211, 


. 23, 318, 592, 
677, 914, 945, 
1006, 1069, 
1186, 1228, 


537 


Nr. 
1564, 1593, 
1667, 1738, 
1755, 1760, 
1762, 1853, 
1971, 1993, 


$8- 


2708, 2712) 
3080, 3149, 
3214 

....... 2828 
..1137, 1971, 
2541, 2708, 
3097 

1431 ....141, 414, 
431, 585, 720, 
814, 1129, 
1148, 1282, 
1887, 2398, 
2643, 3097 
„127, 328, 
445, 759, 794, 
1518, 1704, 
2667, 2795 

1434 ... 720, 2106 
1435 ....328, 814, 
1141, 1609, 

1887, 2051, 

2242, 2759 

14388 ....291, 309, 
699, 770, 857, 
1035, 1087, 
1262, 1525, 
1939, 2264 


‚11432. 


1035, 1087, 
1262, 1525, 
2264 

, 857, 2894 
nun 857 


.„.421, 1051, 
1395, 2196 


a - 
1443 


88. Mr. 
1444 ....401, 445, 
1362, 3061 

1488 ....... 146 
1446 ..1051, 2837, 
3070 

1447 ...504, 1386, 
2829 

1450 ..... 1, 2577 
1451 ....130, 843, 
1491, 1805 


1641 
1456 2.2... 488 
1457 22... 91, 488 
1459 ....208, 795, 

2 
1460 . 91, 101, 935, 
1027, 1193, 
1821, 3124 
1461 . 91,441, 670, 
994 
1462 ..91, 441, 843 
1463 . 91,184, 670, 
883, 1162 
1464 u... 91, 184, 
1193 
1465 ....... 91 
1467 ....184, 994, 
1162, 1821. 
2383 
1469 .... 184, 883 
1470 ....224, 244, 
803, 670, 
1098, 1779, 
1997, 3169 
1471... 1098, 1779 
1472 . 91,484, 579, 
885, 962, 
1415, 1759 
1476 en. 3084 
1417 ....196, 244, 
257, 441, 488, 


1546, 2089, 


— 538 — 








88. Nr. 88. Nr. | SE. Ar. 
2374, 2383, 2126, 2205, 1779, 2587, 
2587, 3124 2720, 2735, 3014 

1478 ....169, 184, 3192 | 1494 . 46, 416, 565, 

226, 257, 416, | 1481 . 46, 157, 441, 818, 1684, 
565, 640, 670, 517, 1234, 1813, 2187, 
688, 818, 842, 2110 2994 
904, ‚,1483 ... 258, 101311495 ....... 565 
1055, 1085, |1485 ....759, 962,11496 ....... 565 
1089, 1098, 1055 | 1497 . 46, 169, 240, 
1148, 1164, 11487 ....118, 130, 488, 497, 566, 
1355, 2167, 416, 486, 563, 678, 759, 843, 
2431, 2994, 640, 904, 809, 904, , 
3014, 3026, 1037, 1268, 911, 1003, 
3144 1355, 1684, 1037, 1039, 
1479 ....383, 843, 1761, 1883, 1471, 1614, 
1013, 1055, 2371, 3012, 1726, 1779, 
1085, 1234, 3084, 3124 1805, 2126, 
2054, 2110,|1488 ....488, 795, 2205, 2685, 
2167, 2756, 1003, 1009, 2904 
2904, 2994, 1471, 3084, 1498 ....244, 556, 
3100 8100 759, 2085, 
1480 .. 46, 79,142,| 1489 .215, 226, 287, 2167, 2587, 
291, 341, 497, 138, 809, 961, 2962, 3169 
544, 659, 673, 1214, 1539, 1499... „169, 258, 
688, 133, 767, 1668, 1726, 759, 2167, 
818, 900, 911, 1761, 1889, 2178 
954, 959, 962, 1968, 2054, 11500 ....174, 196, 
966, 1039, 2448, 2685, 213, 224, 618, 
1089, 1184, 2756, 3084 843, 971 
1192, 1214, |1490 ....... 3084 1486, 1725, 
1234, 1405, | 1491 ....... 3084 1779, 199, 
1805, 1813, |1492 ....... 3084 2904, , 
1831, 1889,|1493 ....196, 224, 3169 
, , 244, 268, 670, | 1501 ... 900, 2178 
2098, 2110, 1725, 1759, | 1502 759, 3145 
Sranzöftig-italieniiches Civilgeſetzbuch. 

Art. Nr. ! Art. Nr. | Art. Rr. 
2........ 3681513 ........ 368 1098 ....... 1511 
3........ 15111815 ........ 821011335 ....... 917 

208 ........ 21481826 ........ 8210/1399 ....694, 764, 

301 ........ 2148 827 ........ 3210 2701 

3A ..... 694, 164 |896 ........ 423 |1400 .... 694, 764 











Art Rz. | Net. Nr. | Kt. Ar 
1604 ....... 1965 ....... 82|2249 ....... 86 
1805 ....... 303011978 ....... 1/2250 ....... 
1607 ....... 3030 |2002 ....... 1959 |2262 ....... 1013 
1738 ....... 18312228 ....... 3080 12277 ....... 


Bürgerliches Geſetzbuch für Oftgalizien vom Jahre 1797, 
D. Theil, 8. 578................. Nr. 2175 


Allgemeines Haudelsgeſetzbuch vom 17. December 1862, 


Einf.» Befek Art. Nr, | Art. Nr. 

58 Nr. 34 ........ 221271 ...1986, 2803, 

19 ......... 2222| 37 ... 1850, 2834 3 

21 2215, 2222| 40 ........ 2199 | 273 ........ 2496 

38 1%0, 1986,| 47 ......... 29781307 ........ 2549 
2496, 2803,| 32 ......... 402 1319 ........ 2616 

32241123 ......... 2199 | 376 ........ 2010 
4. 2488, 31831133 ........ 2199 
43 ......... 183 


Codice di Commercio. 


Kt. Nr. | Akt. Nr. | Art. Nr. 
46 ........ 32 191 ........ 9091306 ........ 1724 
93 ........ 10231277 ..... ‚.. 11591627 ........ 612 
106 ........ 4991279 22.2.2... 1159 628 .... 612, 1251 
168 ........ 210 


Wechſeloeduung vom 1. October 1765, 


Art. Mr. 
43 ......... 75, 47 2, 1262 


Wetchſelorduung vorm 25. Jänner 1850, R. ©. BI. Rx, 51. 


Einf.PBot. Art. Nr. | Int. Nr. 
179 7 .. 794 14 .. 797 
A 9 ...... 343, 938 16 ......... 1713 
ri ET) BIT ..;; 343 
Art. Nr. 12 2... 343, 1512, 21 22200... 2785 
3 ......... 2621, 2795 23 .... 792, 2483 


45 794, 9706 13 .348, 1512, 262125 ...... 279, 778 








Art. Nr. | Urt. Ar. | Urt. Kr. 

> ......... 2621148 ......... 792 83 ..... 829, 1280, 

29 2... 568, 1570,51 .2.200... 792 1311, 1313, 

2158, 2661|75 ..... 414, 2795 1481, 1674, 

86 ..414, 792, 938 76 ..... 414, 2795 2142, 2379, 

BG . .. 5. 2968| 77 ..48, 1313, 3148 2448, 2453, 

41 ....1570, 2661,|78 ......... 2379 3223 

2791180 ...48,797, 829,192 ........ 1374 

48 ......... 1124 3145, 3148| 9 ......... 124 
BD een 2379181 „797, 1209, 1413 


Jurisdictionsnorm vom 20. November 1852, R. G. BI. Nr. 251. 








Einf.-Big. 88. * 
34— 1169 1839, 1987, ..605, 913, 3004 
ln 1169 2496, 2802 3: ‚2,227, 387, 
nn 1430| 16 ....1900, 2414, 446, 503, 578, 
no 9583 579, 641, 658, 
Suriedictiond. 17 ......... 1969 162, 766, 777, 
r. 118 ......... 1238 839, 847, 922, 

382, 631,|20 ..... 1612, 1650 942, 1077, 
675, 713. 23 ......... 2856 1222, 1260, 

1748, 2230, 26 ..... . ... 1302, 1359, 

2318, 2859, |27 2533, 201 1371, 1430 

3215 1519, 1562, 

> ..... 387, 2414,|28 ......... Fr 1563, 1748, 
29 ....1358, 1430, 2043, 2355, 

3 ......... 1376 1545, 1719, 2344, 2414, 
5 ......... 713 1724, 2694, 2458, 2474, 
6 ..... 1650, 2516 3101 2487, 2516, 
9 ........ . 2721!31 .... 1900, 2900 2566, 2644, 
10 .... 2721, 2943132 ....25641, 2802, 2764, 2840, 
11 ....1392, 1502, 3089 2856, 3088 
2721133 ......... 890145 .... 3175, 3176 

12 ......... 2802 34 ..... 800, 1470,|46 . 541,547, 1545, 
13 .. 267,343, 683,| . 1542, 1581, 2802, 3101 
658, 1016, 1839|47 .....606, 1519, 

1222, 1238,|37 ....1127, 1133, "2993, 2474, 

1746, 1776, 1228, 1542, 3086, 3118, 

1900, 2099, 1719, 1857, 3224 

2293, 2424, 1900, 2377,|48 .. 379, 382, 668, 

2721 2414, 2474, 713, 1470, 

14 ....1797, 2802, 2487, 2600, 2041, 2206, 
3101, 3165 2803, 3183 2293, 2668, 
15.2... 280, 526,140 ...... 638, 660 3004, 3224 








88, Nr. 88. Mr. |88. 
49 .. 220,353, 418,|56 ....1124, 1127, 
426, 605, 754, 1198, 1228, 
2631, 2721, 1394, 1857 

2808, 2923,157 .... 57, 99, 348,|72 . 

3059| 347, 547, 1077,73. 

60 . 353, 418, 1502, 1124, 1133, |77 . 
2923, 3096 2414, 2483, 

61 .....1892, 1470, 2496, 3224 | 78 
1502, 2928158 ....1358, 1724, 

52 ..... 922, 1015, 2487, 2694, |81 

1228, 1476, 2803, 3183 |82 

1903, 2099,59 . 2.20... 99 |83 
2696, 2923, |60 .. 99, 382, 1124, 
3096 1394 

63 ......... 353 66 ......... 267 |90 

5 .... DEITI6T onen. 1187 |93 
DD ern. 2802|69 ....1107, 1392 


541 


Rr. 
2195, 2631, 
2721, 2808, 
2943 


. 507, 682, 1139, 
1752, 2802, 
2838, 2858 


JInrris dietionsnorm für dad Somb.-venez. Königreich vom 20. November 1852, 
N. G. Bl, Nr. 252, 


Einf.⸗Bdg. 88. 
Art, 30 
B......868, 1169 90; 
6..... 926, 1169 
Iurisdictionge 

norm 

88. Nr. 5 
12 ...... 868, 91954 
13 ..... 254, 2099 |55 
15 ......... 868 


Nr. 
......... 254 
. 199, 254, 683, 
826, 1228, 

209 


78 


55. 


Nr. 
1128, 1857, 
802 


.507, 682, 1139 


Jurisdictionsnorm von 20. Rouember 1832 für Dalmatien, R. ©. BI. 








Nr. 
2694 
1719 


Rr, 
1198, 


88. Nr. | 58 
29 ......... 2694156 .... 1724, 
%....1719, 1724,174 ......... 
2694 
Nilitar⸗JInris dictionsnorm vom 232. December 1851, R. ©. BL. Nr. 255, 
88. Nr. 88. 
6..... 1144, 1250,17 ..... 1144, 
0 


1250, 1908 
2031 





542 


Allgemeine Gerihidorbuung. 








88. Nr. |88. . 18% 
1 . 761,864, 1105, 1255, 1296, | 56 
2197 1507. 1735, 
8 ... 76, 806, 910, 1741. 1947. 
979, 1029, 2304 |58 . 
PILZ DW 921! 
4 .. 852,385, 520,128 --.... 466, 921|89 .. 
1. 1473 
0033, 2015.12 nn. 466 
2580 129: .. 131, 365, 382, | 62 
5 ..... 466, 1300 564. 726, 910, 
En 193, 466 1132, 1325, | 64 
2...88, 244, 466, 1407. 2236, 
"673, 726, 886 2291. 2348.| 66 
8 .. 209, 442, 466, 3172 
1177, 3084 | Bl ......... 
9... 209,466, 761,132 .... 2092, 3187 
205833 een. 508 
10 ......... 244|35 .... 1224, 1842 
1... 466, 1132,|36 ..... 726, 1644 
1300, 2609 |37 luca. 1277 
12 ..... 216, iais 36... . .:: 1277 
18... 202. 2562130 nn 864 
14 . 551, 781. 1456, 40 .. 358, 443, 654, 
'2489, 2760 113, 1181. 
15 .....812, 1032, 1213, 1217. 
2348 2197. 2233, |67 
16 .. 214, 440, 654, 2356, 2675, |68 
812, 1218, 2708, 2736 
1224, 1342 |M acecccnn. 1589 
1487. 1644. [42 673 |69 
1677. 1875. |47 .... 806, 2058, | 70 
1876, 2348, 2974 
DIEB, 2802. 48 ........ 3195 |71 
2408, 2470. |49 .. 104, 209, 457, 
2866, 2873, 716, 761,888, 
2941. 3033, 2304, 2816. |72 
3133 2871 
ern 3 | ......... 2236 
20 ....2052, 2261,63 .....244, 2311, 
2282, 2470. 2974 
2573154 ....1524, 3811, 
21 . 209, 834, 1010, 2974 [73 
1111, 1161,155 .... 2811, 2974 183 


57 .... 


..1676, 1835, 
2598 

. 144, 294, 374, 
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Fb 1247 1256, 2513 
272 aaa. 25641286 ... 6, 301, 626, 
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1847, 2765, 1397 . 299, 440,496, \411 .....729, 907, 
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585 .....898, 717,1540 2... 2351 1879, 2328, 
3048 |544 ........ 2744 2908, 3211 

536 ..... 693, 717,546 ........ 2741583 ........ 1731 
895, 12751547 ........ 1959 [687 ........ 456 


538 .... 768, 1218 


Gerichtsordunug für dad lomb.⸗venez. Königreich. 





33 Fr. | SS. Nr. | 88 Nr. 
79 ........ 17271192 ........ 25411449 ....... 2035 
116 ........ 15061193 ........ 25411467 ........ 127 
12T ........ 1740 |271 ........ 17001468 ........ 127 
148 1506 |410 ........ 8361469 ........ 727 
191 ........ 2541 1415 ........ 2392 





Geſetz über dad Ausgleichsnerfahren bei Zahluygseinftelluugen protolollirter 
Handeld- und Gewerbölente vom 17. December 1862, R. &. BI. Nr. 97. 
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9 718, 940, 1435 . 2673/37 .. 217, 521, 750, 

10 .......... 197126 ...... 976, 1052, 928, 1 

11 .... 1731, 2682 2433 1573, 2518 


14 .... 1256, 2556 |32 ..... 545, 2968 2628, 2878, 
| 3 | 3001 





88. Nr. 88. 

38 ..217, 662, 3142146. 

39 ......... 1313 
1313| 47 
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Nr. | Mr. 
387, 642, 2142, 50 .......... 463 
2572 51 .... 1602, 3166 
......... 2142155 ......... 841 
on... 447, 1768,156 ......... 1943 


A4 .. 187,463, 748, 2399, 2981, 
1731, 2314, 3022 
2342, 2981149 „252, 2572, 2573 


Gefeh über den ſummariſchen Civilproceß fir dad lomb.⸗venez. Königreich 
vom 31. März 1850, R. G. BL. Wir. 126. 


88. Nr. 188. Nr. 

1 lit. c..... 868148 ......... 2142 
6 ......... 868 51 ......... 2142 
27 ......... 2142 


Geſetz über dad Verfahren in possessorio summarlissimo vom 27. Oe⸗ 
tober 1849, R. ©. BI. Nr. 12. 


Nr. ....... 26, 81, 
106, 139, 206, 
235,242, 253, 
256, 266, 289, 
300, 495, 505, 
555, 597, 600, 
601, 604, 608, 
642,644, 686, 
732, 135, 756, 
819, 925, 956, 
969, 985, 990, 

1020, 1030, 
1040, 1146, 
1187, 1508, 
1523, 1536, 
1565, 1626, 
1675, 1723, 
1771, 1818, 
1829, 1867, 


2090, 2107, 
2124, 2127, 
2145, 2163, 
2190, 2204, 
2217, 2218, 
2220, 2223, 
2237, 2251, 
2257, 2258, 
2267, 2272, 


2282, 2289, 
2301, 2309, 
2326, 2336, 
2341, 2364, 


2372, 2443, 
2449, 2475, 
2478, 2485, 
2499, 2534, 


2557, 2569, 
2683, 2689, 
2709, 2715, 
2722, 2761, 
2778, 2817, 
2862, 2868, 
2886, 2889, 
2892, 2912, 
2913, 2971, 
3030, 3037, 
3038, 3042, 
3044, 3049, 
3072, 3103, 
3112, 3135 


Geſetz über dad Berfahren in Wechſelſachen vom 25. Jänner 1850, 
N. ©. Bl. Nr. 52. 


Rr. |88. 
.„.1558, 2655, 
2798 


2... 1875, 1876 
5 BO 2528 


88. 

T.... 2772, 3143112... 
8.. 

9 


16. ....... 


Nr. 188. 
.1410, 1492,|22... 
1875, 1876, 
2370, 2898, 
3022, 3137|26 ... 
279 


Q Ar. 

. 99, 212, 547, 

1423, 1544, 

1617, 1924 

.1410, 2655, 
3137 
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Geſetz Über dad Verfahren außer Streitſachen vom 9. Auguft 1854, 


Geſetz⸗ßb. 


R. G. BI. Nr. 208, 


2 .164,188,1494, 1116 ........ 


2192, 2318, 120 ........ 
2806 


. 188. Ar. 
2201145 ...1211, 1236, 
1253, 1752, 

2454, 


121........ 148 ........ 1762 
7 122 ..... 247, 546,1154 ........ 2184 
9...1906, 2519, 1031, 1747. 157 ... 2274, 2307 
2541, 2815 2327. 2797. 158 ........ 5 
11 ... 1906, 2519 2929, 3020, 159 ...1530, 2028, 
16 2318 
18 25411123 ........ 160 ........ 1253 
19... 1107, 1717|125...... 247, 350,1161 ....879, 1253, 
22 .136,1511,1719 1208, 10ar, 2269, 2307, 
23 547 2042, 2214 2743, 3093 
24 188 2327, 3020 164 2274, 2307 
26 .... 220, 2887 |126 . 247, 306, 350,166 ........ 1236 
29 2987 979, 1208, 1175 ........ 2763 
43 2750 1663, 1747,| 177 1236, 2610 
52 1824 1838, 1883, 3l 
62 1895, 2042,1178 ...1000, 12836, 
66 ...1401, 2884, 07 3 27 1253 
3065 1127 ...1001, 1401, | 11. d. 81 
67 ... 2884, 3055 1434, 1999, | un vauptſiat. 08 
2. 188, 1669 2140, 187 682, 1139 
19 2274 2469, 2848, |189 ..... 361, 866 
92 .220,2104,2199 30201193 ........ 1824 
095 2051128 ...1403, 1747,1202 ........ 
97 1656 208 ........ 1824 
98 2199 138 ........ 6........ 2887 
102 21041140 ........ 267 ... 1205, 2023 
104 1656 1143 ........ 
Geihäftöordunug vom 3. Mai 1853, R. G. BL Nr. 8} 
Nr. 1 88 Nr. 
1824, 2959 1200 ........ 25636 
........ 28581246 ........ 1016 
85 ........ 1521247. ah, 2317, 
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Inrisdictionsnorm für Ungarn vom 16. Febrnar 1853, R. ©. DI. Nr. 0, 


88 Nr. 188 Pr. 
42 .......... 922148 .......... 922 
46 .......... 937150 .......... 922 





Proviſoriſche Civilproceßordunng fir Ungarn. 


Nr. * Nr. | 88. Nr. 
2 ..... 234, 262 241 ........ 114 438 ........ 621 
........ 23 242° 114, 219, 11311447 ........ 1513 
6........ 2348 259 ........ 1I14544 ....... 1396 
........ 41282 ........ 1879 550 ........ 
15 375, 1181|264 ........ 58 ........ 1051 
25 ........ 1164 268 ........ 1131 560 ........ 
47 ..... 286, 3751270 ........ 1151564 ... 1961, 2 
6 ........ 80 ........ 114|580 ........ 
11T ........ 1321339 ........ 405 1603 ........ 2 
118 ......... 11881353 ........ 975604 ........ 2541 
122 ........ 211/367 ........ 9041605 ........ 2541 
127 ........ 2281397 ........ 2321|606 ........ 2541 
145 ........ 5531407 ........ 11211607 ........ 2541 
De ........ I151 408 ........ 1121 608 ........ 2541 
........ 190 


85 Nr. 158 Nr. |88 Nr 
| 462 72 .......... 913 111 . ........ 765 
27 ......... 462 76 .......... 913 112 . . ....... 87 
64 ......... 54 86 .......... 913 113 ......... 87 
66 ......... 1125 87 .......... 913 114 ......... 87 
68 ......... 1045188 .......... 913 182 ......... 54 
7O ......... 913 90 .......... 913 185 ......... 198 


Civilproceßorduung für dad Königreich Italien vom 17. Inni 1808. 


Art. Nr. 
IOI2 ................................ .. 691 
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Ernenerte Landeserdunng des Königreichs Böühmen vom 10. Mai 1637. 


Tiroler Laudesordunng vom 19. September 1602. 
Tit. XI, Buch V, Nr. 1694 


Artitel des ungariſchen Neichdtages. 


Reichstag von 1715 Art. 20......... Nr. 1969, 2574, 2603 
Reichstag von 1792 Art. 17......... Nr. 1969 
Reichsſstag von 1840 Art, 16, 8. 57... Nr. 221 
Reichſtag von 1840 Art. 22......... Nr. 2574, 2603 
Beihhlüfle der Index⸗Curial⸗Conferenz vom Jahre 1861. 
Eint. Nr. ! Art. Mr. 
2574, 2603130 ......... 1969 
31 ......... 1969 
Straftzeſetz vom 27, Mai 1852. 
Einf.⸗Pat. 88 Nr 
Art Nr. |335 ... 1690, 1726 
6 ......... 143 |341 ........ 
Geſet. 5 BI ........ 2189 
132 ........ 1731485 ........ 28 
183 ........ 30191486 ...1944, 2398, 
214 ........ 149 
240 ........ 28291496 ... 2653, 2935 
241 ........ 2829 506.. 25, 680, 773, 
316 ........ 3197 
Etrafprocehorbuung vom 29. Inli 1803, 
88. Nr. | 88. Nr. | 88. Kr. 
132 ........ 25211349 ........ 2252|358 ........ 1673 
214 ........ 2045 | 852 ........ 7911361 ........ 1203 
319 ........ 2393 354 ........ 791362 ... 1690, 3143 
332 lit. d.... 5891356 ... 1372, 16731364 ........ 2305 
346 ........ 2045 356 ........ 16731392 ........ 1698 
347 ........ 2252 357 ........ 16731431 ........ 2838 


Strafgeſetz vom 3. September 1803. 
I. Theil 8. 398........... Sennannrcene Nr. 961 
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Einzelne Geſetze. 


Jahr Nr. 
1553 Bergorbg. für die n. ö. 
Lande v.1. Mai Cod. 
Austr.I. Thl. S. 162 
91, 488 
1575 Kraineriſche Bergord. 
vom 23. Gebr. .... 
1580 Bergorbg. für Idria. 91 
1586 Gefet des Senats der 
Republit Benebig v. 
T. October ....... 
1660 Mandat fürven Kam⸗ 
mergutöbezirk Joria v. 
10. April ........ 
1674 Berorvg. v. 2. Det. 
Cod. Austr. I. Xheil, 


ember 
1750 Batent von 30. Mai 
(Stola = Zarorbnung) 
Sammlung der Bers 
orbnungen v.1740 bis 
1780 1. Bd. Nr.98. 1802 
— Hofreſer. v.18. Ang. 452 
1751 Bog. v. 24. Sept. 1194 
1753 Batent vom 2. Sum 
Suppl. Cod. Austr. 
V. Theil ©. 767.. 
— Yudenordnung vom 
22. Sept.Suppl. Cod. 
Austr.V. Thl. S. 802 833 
1754 Militärjuſtiznorm v. 
25. Inni 


1758 * ö. Landtafelpatent 
4. Nov. Suppl. 
—* Austr. V. Thl. 

S. 1282 


1353 


1763 Verordg. v. 22. Junn. 
Suppl. Cod. Austr. 
VI. Thl. ©. 371.. 78 


Jahr Nr. 
1766 Hoflanzlei-Berorb. v. 
27. Yanner au bie Lan⸗ 
deshanptmannfchaft in 
Krain........... 
— A. a tiehliehung v. 
1767 —* einen 
v. 26. .91, 488 
1771 —E fie Krain 
v. 13. NRov.....91, 488 
1779 Hofdecret v. 5. Nov. 640 
1780 Lanbtafelpatentf. Ga⸗ 
Igien vom 4. März, 
Juerſche Sammlung 
nn 19, 2650 


1782 ai 5. J. G. ©. 
Nr. 40..438, 936, 1057 


— Ro. 92.9. ©. ©. 
Nr. 102......... 

— Dec. 23.9. ©. ©. 
Nr. 109......... 
1783 Jäner 15. Bolitifche 
G. S. Joſef U. 3.2, 

Nr. 3l......0... 1353 


— Ang. 25.9.6. ©. 

rn 179. 779, 1277, 3094 
— ODct. 6. J. ©. ©. 

Nr. 197. .551, 814, 1016, 
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Jahr Nr. | Sahr Ar. 
1473, 1526, 2760, 2835, | 1785 April 18. u G. S. 
2881 Nr. 409....1364, 2486, 
1783 Rov. 24. 3. G. ©. 2977, 3129 
Nr. 213....:.... 571 — April 20. Krop. G. S. 
1784 Fehr. 20. Politiſche So u. 8 8. 
G. S. Joſef U. 4a. 82d. 68. 61.....e. 620 
Nr. 113 ....1298, 2729 — FR ji 3. G. ©. 
— April 18. 9. ©. 6. Nr. 420....1277, 2219, 
Nr. 279......... 3014 2365, 2827 
— IO. J. G. ©. — Mai 6. ......... wi⸗ 
Nr. 285..... 654, 1213, — Mai 9. 9. ©. 
1644 Nr. 426...98, — 619, 
— NMui 14. 3. G. ©, 710, ar 3108 
Nr. 306 ...... 627, 1149, — Dei I 18. J. G. S 
1277, 1281, 1349, 1526, Nr. 431......... 
1772, 2774, 3097, 3173 — —5 J. G. S. 
— Zuli 15 g ©. 6. Nr. 448......... 2766 
Nr. 31T ....... 63, 119, — Sept. y 9.6. ©. 
1790, 1543, 2062 Nr. 464......... 2 
— Set. 11. J. G. ©. - 0 3.388. 
Nr. 335...... 812, 833, 469. ....... . 466 
862, 1277, 1452, 1463, — Pa 6. 3. G. S. 
1526, 1772, 2348, 2981 Nr. 477..179, 2239, 975, 
— Sept, 11. 3. ©. S. 1104, 2842 
Nr. 336...... 303, 411, — De. 31. 3. G. ©. 
888, 1224, 1880, 2261, Nr. 489 ..252, 341, 352, 
2573 420, 437, 442, 704, 888, 
— Sept. 27.9.8. ©. 1016, 1137, 1243, 1277, 
Nr. 341......... 2767 1397, 1524, 1913, 2205, 
— Oct. 4. J. G. ©. 2233, 2234, 2317, 2343, 
Nr. 347......... 1388 2640, 2760, 2774, 2835, 
— N. 8. 9.6.6, 2881, 2982, 3125, 3174, 
Nr. 361.1398, 1452, 1463 8207 
— Jer. 19. 9. 8.65 — Nov. 14. 9.6. ©. 
Nr. 367 . . ....... 1099 Nr. 495..... 779, 1777, 
1785 Sehr. 1. Krop. ©.6. 30% 
Sofef I. 8. Band — Dec. 12.9. ©. ©. 
S. 637 . . . ...... 1745 Nr. 502...... 250, 440 
_ Er 10. J. G. S. — Dee. 29. 3. G. S. 
Nr. 387 ...... 303, 729 Nr. 509....1190, 1191, 
— Url 7. J. G. S. 1773 
Nr. 405......... 2749 | 1786 Jàan. 13. 9. G. ©. 
— April 8. J. G. S. Nr. 515....1032, 2380, 
Nr. 406.420, 1016, 1526 3007 
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Jahr Ar. 

1786 Yan. 16. 3. ©. 

Nr. 516.. "2083, 2439, 
3090 


— Jan. 16. J. ©. S 
Nr. 518.. 311 "3068, 
3129 
— Febr. 28. Pol. G. S. 
Sof A. 6. Band 
Nr. 140 ......... 
— Mai 19. I. ©. ©. 
Nr. 550. .437, 466, 1016 
— Sei 15. 3. ©. ©. 


1628, 1973, 2047, 2243, 
2263, 2586, 2673,,2875, 
2916, 3090, 3189 

— Dec. 18. I. ©. ©. 


Nr. 603 
1787 Sen 15. 9. ©. ©. 
Nr. 619......-.. 
— Jan. 15. $. ©. 
Nr. 620...... 288, 761, 
823, 888, 980, 1010, 
1224, 1741, 2407, 2526, 


2594, 3102 
— Yan. 15. J. G. S. 
Nr. 621....9, 187, 341, 


375, 420, 466, 488, 602, 
627, 761, 806, 870, 888, 
914, 958, 981, 1024, 
1032, 1117, 1181, 1241, 
1345, 1349, 1422, 
1620, 1622, 
, 1853, 1875, 
1963, 2118, 2197, 
2451, 2561, 2785, 2823, 
2865, 3022, se 3190 


, 104, 
630, 920, 2300 


Yabr Nr 

1787 Mi 5. 9.6. S. 
Nr. 641..348, 374, 713, 
2277 


— April 3. 
Nr. 658......... 2782 
— Hl 17. 3. © S. 
Nr. 697 ....1758, 2814 
— Sept. 13. g, ©. S. 
Nr. 719..... 1844, 2843 
— Dt. 16. 9. ©. ©. 
Nr. 733......... 27129 
— Nov. 12, J. G. S. 
Nr. 745...54, 518, 744, 
1216, 1358 


1788 Yan. 28. 9. ©. ©. 


Ne. 744......... 2470 
— Ser 14. J. G. S. 
Nr. 782 ........ 1070 
— Gebr. 27. Bol. G.S 
Sole II. 8. Banb 
. 137......... 1173 
— 14. J. G. S. 
Nr. 796. ........ 
— April 8. J. G 
. 805......... 1397 
— Juni 16. 3. ©. ©. 
. 844 ........ 516 
— Juli 22. 3. © 
Nr. 860 ......... 1798 
— De. 30. 9. ©. 


Nr. 911. .429, 626, 892, 
2125, 2934, 3122 

1789 Jän. 15. 9. ©. ©. 
Nr. 954....1358, 2930 

— Febr. 10. Biüerige 
G. S. Nr. 13 .... 3014 
— Min 12. J. ©. S. 
Nr. 986......... 
— Mai 7. (Judenord⸗ 
nung) Piller'ſche ©. 
©. Nr. 4M....... 


— Di ö6, Pilerihe 
G. ©. Nr. 51.... 3014 
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Jahr Nr. 

1789 Juni 4. J3. G. ©. 
Nr. 1015.... 1676, 2441 

— Inni 25. 9. ©. ©. 
Pr. 1026...1303, 1691, 
2197, 2308 

— Su 13. J. G. ©. 


— Nov. 30. 2.0. ©. 
Ne. 1081 .....289, 362 
1790 Febr. 25......... 1353 

— J. G. ©. 


— Mai 18. 9. ®. ©. 
Nr. 23....... 592, 616, 
1955, 2328 
— Juni 24. 9. ©. S. 
Nr. 30 


— Juli 1. J. G. S 
Nr. 31...172, 179, 229, 
179, 975, 1104, 1315, 
1360, 1524, 1672, 1766, 
1777,2014, 2306, 2640, 
2842, 2882, 2934, 3094, 
3106, 3125, 3174 


— Oct. 12. $. G. S 
Nr. 63....96, 574, 576, 
2618, 2958 
— De. 12.93. ©. ©. 
Nr. 66 ...... 438, 1011 
— Oet. 29 ‚So. 
Nr. T2 2222... 331, 986 
— Dec. 27. J. G. S. 
e> > 1 


Iahr 
1791 Win 8 3. G. S. 


Ar. 
....... 2857 


— Mai 26. ©. ©. do 
In 15, 2.8.1. Thl. 


— Wi 3. G. S. 
Nr. 10..... 1543, 2062, 


Nr. 36 
1213, 1677, 2529, 2675 
— Auguſt 2. J. G. ©. 
Nr. 38 ..... 1969, 2474 
— Iusnn 31. J. G. S. 
Nr. 43..... 1057, 2006, 
2323, 2330, 2725 
— Miethordung f. Lem⸗ 
berg v. 21. September. 
(Siehe 3. G. S. Bd. 
von 1812 bis 1817 
Nr. 1024) ........ 185 
— Sept. 27.9.8. S. 
53...... 362, 1524, 





Jahr Ar. 
1792 —— J. G. S. 


— Steafnormale derHof- 
kammer für Münz- u. 
Bergweſen v.1. Juni 
Nr. 5061 für den 
Sammergutöbegiet 


nun ‚303, 129 
— Sept. 16. Krop. G.S. 
Sean II. 3. Band 
©. 233 ......... 2197 
1794 Wär, 20. 3. ©. ©. 
Nr. 164...... 195, 249, 
871, 1595, 2222 

— ar 20. 3.6. ©. 


.®. ©. 
Nr. Mlıcco.. 134, 153, 
168, 195, 339, 439, 943, 
1166, 1254, 1582, 1687, 
1707, 1783, 1816, 2082, 
2231, 2215, 2648, 2692 


197 

_ Zuii 4. I. © ©. 
Nr. 183.1007,2006, 2323 
— Sept. 11. 9. ©. ©. 
Nr. 193......... 
— Sept. 29. J. G. S. 
Nr. 195....1029, 1095, 
1758, 2501 

— Oct. 17.93. © ©. 


Nr. 199...... 602, 870, 
1051, 1241, 2596, 2650 

— De. 15. 3. ©. ©. 
207 657 


Glaſer, Unger u. Walther Ent. VI. 


661 — 


Jahr Nr. 
1795 Yan. 8 3.6. ©. 
Nr. 213 .....2577, 2654 


Nr. 
1%, 848, .1274, 2062, 


3179 

— Mei 21. Weſſelh 
1. Bd. Nr. 1342... 54, 
198, 656, 744, 1002, 
1155, 1182, 1220, 1286, 
1308, 1609, 1743, 1874, 


1989 

— mid. J. G. S. 

Nr. 234 .... 1844, 2843 
— Juni 18. g, G. ©. 

Nr. 236......... 1277 
— Juni 25. J. ©. S 

Nr. 237 ..... 755, 1353 
— Juli 3 . S. 

Nr. 240 ..... 399, 1524 
— Nov. 30. 3. ©. ©. 

Nr. 267....... 20, 3 


59, 
681, 1284, 1306, 1399 
1796 Jän. 11. J. G. S 


Nr. 276......... 359 
— April 8. 
Nr. 289..... 581, 2393 
— Sept. 16. 3. G. S. 
. 309......... 413 
— Dt. 21.93. ©. S 
Nr. 316......... 2162 
— Rov. 18. J. G. S. 


Nr. 324..... 243, 2489, 
2641 


60.. 368, 1122, 


— 5362 — 


Jabe Kr. 

1797 Det. 27.3. ©. ©. 
Nr. 385.1152, 1328, 1553 
1798 Ger. 19. 3.8.6. 
l. .se..—eouee00e. 0 


‚901, 1166, 
1700 Ming 2 2.3.88. 


Nr. 467 . 


.s.e yo — 2 8 


8 2m, 975, 


Tr. BI ann. * 2989 


Jahr Kr. 


1803 Aug. 24. 3. ©. ©. 
Nr. 622 


so.....—.O.:0 


.»e0 8 9909000» 


— Mir 22.6.6. fr 
das ge 3 Italten 
I. Th 
— Yun 14. Rr. 9609 91, 
488 


— Yıll 12. Pol. ©. S. 
Sean; II. 21. Banb 


713 


— Sept. 14. J. G. S. 
Nr. 683......... 


1806 Gebe. 25. y. ©. 


— Sept. 21. ©. ©. fie 
das Königreich Italien 
I. Thl. Nr. 122. 

— Hoſdecret ber oberften 


1912 


9.8. ©. 
Nr. 768... ..1846, 2019 
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Jahr Nr. 
1806 Oet. 24. 3. ©. ©. 

Nr. 789..483, 665, 2875 
1807 Dct. 24. I. ©. ©. 


— Oct. 31. ©. ©. für 
das Königr. talten 
I. Thl. Mr. 231. 18 

— Det. 31. ©. ©. fir 
das Konigr. Italien 
III. TH. Rr. 233.. 40, 

1251, 1518 

— Nov. 14.93. ©. ©. 

Nr. 82 


1809 ir. 8. 9.6. ©. 
Nr. 882.890, 1056, 2401 

— März 1. J. G. ©. 
Nr. 886..378, 603, 765 
— Mi 23. 9. G. S. 
Nr. 887......... 
1810 Mai 1. Pol. G. S. 
Sram 1. 34. Baub 
1070 


— Nov. 30. Rrop.- 
Goutta G. S. Franz. 
Bd. 28. ©. 492... 2520, 
3098, 3099 
1811 Marz 16. J. G. ©. 
Nr. 935......... 
— April 27. ©. ©. für 
das Königreid Jelien 

I. Thl. Nr. 103.. 


— April 28. J. G. S. 
Nr. 944 


. 722, 
1854 


Jahr Nr, 
1811 Oct. 10. ©. ©. für 
das Königreich Italien 

II. Thl. Rr. 243... 1048 

— De. 10. ........ 3014 


289 


— Rov. 19. 9 Bi. 


— De. 5. J. G. S. 
Nr. 1017........ 

— Dec. 31. Bol. ©. ©. 
nz I. 39. Band 

. 11..396, 674, 1623 

1813 Sän. 16. I. ©. ©. 
Nr. 1024 ........ 


Nr. 
— März 21. Pol. G. S. 
Franz J. 40. Band 


— Okt. 21. Bol. G. S. 
Stanz I. 41. Band 

Nr. 10. 1298, 2723, 2729 
1814 Mai 6. J. ®. ©. 


Nr. 1085 . ‚ST, 1243 
— Yıli 16. 9. ©. 
Nr. 10 . ——8 2683 


— Laibacher Gubernial⸗ 
verordnung.v. 10. Oet. 
Nr. 10983. ....... 


— 564. — 


Jahr 

1814 Nov. 16. J. ©. ©. 
Nr. 1111......... 
— Dec. 1. Pol. ©. ©. 
Franz I. 42. Band 
Sir. 95. .379, 713, 1088, 
1421, 2218 

— Kreisſchreiben des gali⸗ 

zifhen Guberniums v. 


30. De on ler [che 
G. ©. Nr. 25 ..... 180 
1815 Hofbecret v. er Te 
bruar ........... 180 
— April 20. J. G. S. 
Nr. 1143........ 2148 
— Oct. 13. J. G. S. 
Nr. 1180........ 1358 
— Oct. 18. J. © 
Nr. 1181........ 537 
— Oect. 28. * G. S. 
Nr. 1187 ....713, 1522, 
2668, 3215 
— Dec. 22. J. G. ©. 
Nr. 1197... 


.602, 1345, 
2001 


1816 Galiziſche Gubernial- 
verorbnung v.7. Mär; 180 
— Mär; 16. Lombard. 
Prov. ©. ©. 1.2. 

I. Thl. Nr. 36. 
— April18.Benez. Brov. 
©. ©. 1. Thl. Nr. 59 
885, 1226 


— Galiziſche Gubernial- 
verordnung vom 


2688 


180 
— Laibacher Gubernial⸗ 

verordn. v. 31. Auguſt 

Nr. 9275 ...... Fa 488 
— 94.5. J. G. S 

Nr. 1285. 713, 1529, 3215 
— u h. Engſcht vom 


Nr. JPdahr Nr. 


1817 Juni 22. Benez.Prov. 
G. © u Thl. 
Nr. 86...... 36, 2820 


— Sept. 5. Beng. Prov. 
8.6.1. TH. Nr.100 1518 
— GSept.27. Benez.Prov. 
G.S. U. Thl. Nr. 102 863 


— Oct. 18. 9. ©. ©. 

Nr. 1379........ 1452 
— Dec. 12. 3. ©. ©. 

Nr. 1394 ..... on, 164 
— Dec. 19. 9. ©. © 

Nr. 1396........ . 1144 


— Yubdenftatut f. Kralau 1495 
1818 San. 17. 3. ©. ©. 
Nr. 14056........ 
— $ün. 24. 3. ©. ©. 
Nr. 1410 ......... 1745 
— März 7.3.6. ©. 
Nr. 1429........ 
— Mai 11. Benez.Brov. 
9.5.11. Th. Rr.146 2228 

— Mai 15. 9. ©. ©. 


512, 618, 1027, 1439, 
1465, 1707, 1794, 1811, 
1821, 1870, 1935, 1964, 
1996, 2082, 2151, 2275, 
2313, 2415, 2498, 2860, 

2980 


— Sept. 4. J. ©. ©. 


Nr. 1494........ 551 
— Nov. 20. I. G. ©. 
1519 .184, un 


1819 geh. 56. 3.6.6. 





— 565 — 


Jahr 
Nr. 1548.... 
869, 


Nr. 

.453, 824, 
1008, 1163, 1584, 
1820, 2246 

1819 April 26. J. G. S. 
Nr. 1556........ 

— Mail. Bol. ©. ©. 
©. 060 I. 47T. Band 


2105, 2111, 3196 
— Ang. 27. J. G. S. 
Rr. 1600 


2337, 2679, "2755, 2909, 
d, 3198 
— No. 5. J. G. S. 


es 0 01 08 8 oo © 


Nr. 1669 .....332, 713, 
1468, 1522, 2439, 2442, 
2475, 2555, 2557, 3085 


— Set. 4. J. G. S 
Nr. 1697 ........ 2489 
— Non. T. J. G. S 
Nr. 1714.. 1062, "2483, 
3224 
1821 Yan. ID. . ........ 2401 
— Bin 6. 


. ©. 
tg a, 69, 603, 


Jahr Nr. 
743, 1203, 1440, 1538, 
1708, 1869, 2171, 2181, 
2292, 2419, 2455, 2466, 
2726, 2786, 2795, 2838, 

3080 

1821 April 12. Prov. G.S. 
für Nieder-Defterreich 
3.32. Nr. 119... 

— Yıni 22. 3. ©. ©. 


1822 April 26. 22.0... 1516 

— li 12. 9.6. ©. 
Nr. 1880...1190, 1191, 
1798 


— ng. 17.9. ©. ©. 
Nr. 1888 


345 


— U b.genehmigter Or- 
ganiſationsplan des 

k. k. Thierarznei⸗In⸗ 
ſtituts m Wien .... 
1823 Juni ‚154 J. G. ©. 


993 


— Nov. 13. Mahriſch⸗ 
ſchleſ. Brov. ©. ©. 

5. Bd. Nr. 144... 
1824 April 28. Lomb. Prov. 
G. S. 1. Br. 1. Thl. 

Nr. 18 (Praͤnotation) 92, 

572, 1034, 1127, 1649, 


452 


Nr. 2012... ..250, 378, 
541, 582, 689, 950, 1220, 
1285, 1955, 2046 


. — Gtatuten der mit der 


Erften öfterr. Spar- 
caffe vereinigten allges 
meinen Berjorgungs- 
anftalt v. 4. Det... 
1825 Jänner 13. Weflely 
I. Bd. Wr. 336... 


324 
1277 





— 56 — 


Jahr Nr. 


1825 —Aã * 2. März 
— Juni 22. Lomb. Brov. 
G. S. 2. Bd. J. Thl. 
..26, 2233, 2709 
— Aug. 19. 3. ©. ©. 
Rr. 2126........ 
— Gept. 16. J. G. S 
Nr. 2132.582, 5”, 2024 
1826 April 7. J. G. S 
Nr. 2178....785, "1496, 
3018 
— April 13. Veng. Prev. 
G. S. J. Th. Nr.46. 236, 
2079, 2755, 2787 
— Hofdeer. v. 21. Aprit 
Nr. 8837 
— Dec. 5. Prov. ©. ©. 
für Ober⸗Oeſterreich 
9. Bd. Rr.1..... 
1827 —8 Bapnerfäe 
zeiten. 1827,3.2%. 


vv -r........ ne 


2857 


— Ang. 11. 3. G. ©. 
Nr. 2300 ...2596, 2865 

— Sept. 14. 3.6.6. 
Nr. 206........ 

— Dee. 24. Prov. G. S. 
für Nieder: Defterreich 
10. Bo. Wr. 62 ... 2746 

1828 Suli 18. 9. ©. ©. 

Nr. 2354...2777, 2885, 
3126 


— Juli 28. Prov. G. S. 


für Böhmen 10. Bd. 
Rr. 141........ 


Jahr Kr. 
18% apa 16. J. G. ©. 

2459........ 2577 

— — 12.......... 2729 


1831 Hoftriegsr.-Circnlare 
v. IL. Sct. Rr. 1468 973 


1832 Febr. 10. 3. ©. ©. 
Nr. 2548 


— Dir 24.9. G. S 
Nr. 2657.. ‚1169, a 


1833 Febr. 15. 3. ©. ©. 
Nr. 2693...1524, 1672, 
1725, 1889, 2860, 2996 


— April 16. 9. ©. & 
Rr. 2608 ..... 752, 782 


— Hofkriegsr.⸗Circulare 
v. I4 Naic Rr.631 1281 


Nr. 2633... ...308, 1792, 
1940, 2576, 3226 
1834 Jan. 20.3.6. ©. 
Nr. 2638 
1835 Juni 9. 9. ©. 
ran. 1208, 2306 


— San 15.9.0. & 
Mr. 39 ee. 1926, 1981 
— Am 22.9.9. 6 


Nr. 42...556, 584, 169, 
864, 1497, 1711, 1883, 
1844, 2055, 2599 
— Juni 27. Pol. G. ©. 
Ferdinand I. 88. Br. 
Nr. 97, 9.9. ©. 
I 44..... 2723 2129 





— 5 — 


akt Hr. | Iahr Mr, 
1835 ti 1. 3. ©. ©. 1168, 1366, 14239, 1587, 
Nr. 51 .....1814, 1886 1753 
— Aug. 2. 9.8.6. 1838 Febr. 14. 3. G. ©. 
>12. \ 3087 Nr. 26......... 271 
— 9.12. 3. G. ©. — —— S. 
Nr. 90.......... 1416 f. Oberöfterr. 20. Br. 
— De. 7. 3.8 ©, N. 23.......... 1427 
Nr. 100......... _ il 3. 3. G. S. 
— Dec. 23. Pol. G. S. Nr. 262......... 2911 
Ferdinaud I. 63. Br. — Inni 6. I. G. ©, 
Nr. 185....... .. 408 Nr. 277..51, 228, 1585, 
1836 Jan. 4. J. G. ©. 1812, 1979, 3171 
Kr. 18 2: 2210, 23 | — Susi 12. I. G. 136 
— Jän. 22. Benez ‚Brov. .onnunee 
®.6, 97. Bb 1 CH — Fri J. G. ©. 
Nr. 24.......... 1169 an Tel 1T Basen We R 1421 
— Imi 22. 3. G. ©. — Yıli (4. Pro 
Nr. 145.719, 743, 1203, G. S. J. Thl. Nr. 33 1048 
i220 1289, 1308, 1423, | — Nov. 13. 8. ©. ©. 
1513, 1525, 1599, 1621, Nr. 306......... 405 
1658, 1666, 1688, 1787, | 1899 —* 10. J. G. S. 
1982, 2206, 2281, 2378, Nr. 365 ..... 528, 1831 
2452, 2495, 2584, 2722, | — Mai 7.9.8. ©. 
2737, 2795, 2921, 294, |. NRe.368....34, 70, 214, 
3052. 3058, 3080, 3148, 440, 496, 539, 841, 1011, 
EB | Dun aan, Il 
1387, 1 
1807 Aa DO. ni 1901, 1918, 1923, 1961, 
Re 2047. 2238, 2351, 2358, 
— %ril 10. 3. ©. ©. 2394, 2403, 2434, 2554, 
Nr. 189.732, 936, 1046, 2626, 2665, 3180, 2789, 
1153, 2079, 2387, 2679, 2794, 2866. 2938. 2941, 
2755, 2787, 2909, 2988, 2158 
1 
— Goftieger. ¶ Refeript Dr ee BA 
v. 14. April ...... 1353 — Aug. 31. ........ 632 
— April 20, Prov. G. S. — Nov. 19. I. ©. ©. 
für Tirol und Borarl- Nr. 388....1051, 1184, 
berg 24. Vd. Wr, 43. 686 1773, 1961, 2354, 2463, 
— Iuni17.Lomb.Prov. 2852, 3150 
G. S. 2. Br. 1. Thl. — Rov. 26. 3.6. ©. 
Nr. 33 (Beſtandver⸗ Rı. 394......... 2312 
tragsfünbigung) .11, 1840 Min 10. J. G. ©. 


135, 201, 868, 924, 1053, Rr. 416......... 437 








— 568 — 


Jahr Nr. 
1840 März 12. Nr. 7551 2277 

— Mai 4 93. ©. ©. 
Nr. 430 ....1628, 2263 

— Aug. 4. 3.0. ©. 
Nr. 460.1358,2179, 3207 

— De. 21. 3. ©. ©. 


— März25. Nr. 8303. 2277 

— Min 27. 93. ©. ©. 
Nr. 518.182, 704, 1774, 
2642 


— Mai 4. 3. G. S. 
Nr. 531.889, 1702, 1842, 
1910, 1990, 2397, 2606, 
646, 2947 
— Yıli 13. 3. ©. ©. 
Nr. 548 


Nr. 555 
— Nov. 3. Galiz. Prov. 
G. S. Nr. 216.. 858 
1842 Jän. 18. 3. ©. ©. 
Nr. 592...1, 514, 2324 
— Febr. 17. Prov. ©. 
= 1. Döhmen. 24. Bd. 


— tgl. Prov. G. S. 
Int ahnen 24. Bd. 

— — 56. 3. ©. ©. 

Nr. 610...42, 217, 521, 
7, 928, 1613, 2511, 
19, 2967 

— Goftanzleibecret bom 

7T. Juli .......... 

— Sept. 16. Nr. 10701, 
Erlaß d. Wien. Appel- 
ienegeric. Fr 8077 

— geht 26. J. G. S. 

Nr. 642 


Jahr 
1842 Nov. 8. J. G. ©. 


Nr. 654 ....1421, 2588 


— Nov. 24........ 1353 
— Nov. 26. J. G. ©. 

Nr. 657......... 2859 
1843 Jän. 24. 3. ©. ©. 

Nr. 674......... 2860 

— Fehr. 3. ......... 1353 
— Febr. 17. ........ 
— Fehr. 17. Nr. 4526 


Pol G. ©. Verdi 


nand I. 71. 8.6.7 2439 


— Mai 8. Erlaß des 
Wiener Appellations- 
gerichts.......... 

— Juni 22. Nr. 19357 

— Oct. 23. J. G. S. 
Nr. 756......... 

1844 Yan. 24. 3. ©. 
Nr. 778. 2486, 

— Jän. 31. 3. ©. ©. 

Nr. 781..432, 688, 


2533 
2439 


2083 
2849 
786, 


1576, 2371, 3203 


— Sept. 18. I.®. ©. 


Nr. 830.623, 1844, 1980, 
2843 


— Sept. 26. Pol. G. S. 
Ferdinand I. 72. Bp. 


Nr. 8 
1845 Jän. 15. 9. © 
Nr. 859...73, 687, 
— Sehr. 13. 8. G. ©. 
Nr. 868 .... 1844, 
— April 4. Lomo. BVeng 
Prov. G. S. 1. Br. 
I. Thl. Nr. 10 


1074 
2343 


687 


— 569 — 


Jahr Ar. 

1845 Mai 29. 3. ©. ©. 
Nr. 889 ...... 200, 679, 
719, 1160, 1166, 1319. 
1321, 1423, 1513, 1601, 
1620, 1763, 1766, 1800, 
1828, 2013, 2044, 2166, 
2254, 2271, 2287, 2297, 
2328, 2412, 2495, 2522, 
2596, 2617,2623, 2737, 
2740, 2749, 2779, 2920, 
3000, 3041, 3052 

— Inli 9. J3. G. S 

Nr. 896. ‚2859, 3140 

— Zuli31.Lomb,. Bene. 

Prov. G. S. 2. Br. 
423 


1189, 2122, 2562 
— Min 27. 3. G6.8. 
Nr. 948......... 
— Maärz 27. J. G. S. 
Nr. 951..... 366, 1465, 
1707, 1794, 1811, 1870, 
1935, 1995, 2082, 2195, 
2275, 2284, 2313 
ei — April 29. I. G. S. 
Nr. 957......... 2306 
.— Mai 14 9.6 ©. 
Nr. 


— Mai 20. Pr. ©. ©. 
für Nieder⸗Oeſterreich 
28. Br. Nr. 97... 2746 

. 3.66. 

‚432, 1488, 

1791, 1820, 2406, 2578, 

‘ 3127 

— Nov. 25. Prov. G. S. 
f. Galizien Nr. 127. 3014 


Jahr Nr. 
1847 De. 18. 3. ©. ©. 
1036........ 
— Dir 5. J. G. 6, 
Nr. 1042. 317, 508, 3004 

— März 7. J. G. ©. 
1421 


— Mär, 27. J. G. ©. 

Nr. 1051........ 688 
— April 11. Prov. G.S. 

für Tirol und Vorarl⸗ 

berg 34. Bo. Nr. 36 1003 
— erit 15. J. G. S. 


1848 Mai 21. J. G. S. 
Nr. 1152........ 
— Mai 22. J. G. S. 


Nr. 1157....945, 1320, 
1323, 1377, 1432, 1492, 
1590, 1692, 1647, 2359, 

2769, 3202 


Nr. 

1158, 1173, 1194, 1873 
1849 Febr. 2. 8. ©. vi 

für Böhmen Nr. 22. 1480 
— März 4 R. G. Bl. 


1770, 1878 
— Mäy 7. R. G. Bl. 
Nr. 154......... 
— Marz 17. R. G. Bl. 
Nr. 170..... 289, 1003, 
1615, 1675, 1950, 2229, 
2442 


— Imi 26. R. ©. UL 
Nr. 295......... 
— Yınt 27. 2. ©. Bl. 


— 59 — 


Jahr Nr. Jahr Nr. 
für Böhmen Nr.119.1773, 1680, 2088, 2208, 2231, 
1194, 1770, 1873 2405, 2610, 2940 

1849 Aug. 15. R. ©. Bl. 1861 april 11.8. ©. &. 
Nr. 361......... 1458 Nr. BL...... 357, 1051 

— Ang. 16. R. G. BL — April 11.8.6. 8 
Nr. 364......... 1930 Nr. 85.30, 167,434, 1854 

— Oct. 10. R. ©. UL. — Mai 12. R. ©. BL 
Nr. 412 ..... 903, 3188 Nr. 128......... 1795 

— 4.29. R. ©. U. — 3. M. B. v. 24. Quli 

Nr. 439 ...... 306, 903 Nr. 6772....1679, 1680 
1850 Sr. 9. R. ©. Bl. — Zug, 12. R. G. Bl. 
Nr. 50...494, 595, 941, Nr. 184......... 2956 
1335, 1459, 1464, 1933, — Sept, 23. R. G. Bl. 
2028, 2137, 2750, 2804, Nr. 219......... 1795 
2810, 2987, 3077, 3114, — Nov. 16. R. G. BL. 
3186 v. 3.1852, Nr.1.. 948 
— März 11. R. G. U — Dee. 16. R. ©.8. 
Nr. 82.......... 1335| Nr. 268......... 

— Mir, 23. R. ©. BL 1852 San. 12. 8. ©. Bl. 

Nr.120 ..... 882, 1455, Nr. 42 .......... 681 
1480 — Febr. 17. Nr. 17431 
— April 12. R. G. Bl. J. G. S. Franz Joſ. J. 
Nr. 141......... 3148 — ide Semmbung) 

— Ma 3. R.GH | Vr. 1048........ 712 
Nr. 181. .595, 941, 1335, — — 24. R. ©. Bl. 
1459, 1464, 1655, 2804, Nr. 97.......... 488 

2807, 2810 — Mai 12. R. G. Bl. 

— mi 18. R. ©. Bl. Kr. 112...... 22, 1450, 
Nr. 337 ..... 387, 17% 1784 

— Yıni 38. R. ©. AL — Ung. 15. R. G. Bl. 

. 255. .... . 306, 979 Nr. 184..... 102, 1389, 

— Yuıni 30. R. © 1 
Ar. 317........ . 669 Dept. 1. R. ©. DL 

— Und. 2. 8%... | Kr 176......... 2081 
Rr. 329......... 3114 Reh 

— Sept. 26. R. G. BL Nr. 219......... 

......... 3024 — De. 8. R. ©. Bl. 
— Nov. 16. 8. ©. Bl. Nr.250...... 488, 1527, 
. 448......... 1824 

— Dee. 20, 8.8. 8. — Dec. 13. R. ©. DI. 

1851, Nr. 1...... 2408 Nr. 266. 595, 738, 94l, 
1851 März 16. R. ©. Bl. 1335, 1464, 2845 
Nr. 67 ....... 1583, 260, — Dec. 15. R. G. Bl. 


568, 1437, 1508, 1679, Ne. 267. ........ 346 





— 5 


Jahr Kr. 
1852 Der. 16. Beroren. BI. 

des Handelsminifi. 

Nr. 3 


— Der. 27. L. © BL 
ng — 


s»sesev9 u 8 08 8 


— an. 19. R. ©. Bl. 
Nr. 10.713, 1824, 2218, 


— der, 5 


— Oct. 2.8. ©. 31. 
Nr. 190. .422, 452, 833, 
1686 
— Da. 3. 8. ©. Bl. 
Ne. 193......... 
— Nov. 8. R. G. I. 
Nr. 237... 1458, 9024 
— Gtatuten der m. ö. 
Escompte⸗Geſellſchaft 
v. 16. Dec. ...... 343 
1854 April 15.8... 
für var Trähren DL. Abthl. 
.......... 1622 
— * Fa 


— mi 16, R.0.2 





Jahr Kr. 


1854 Inli 17. 8. ©. 31. 
Nr. 1W......... 
— Get. 14. R. G. Bl. 
Nr. 238 ...... 506, 1948, 


‚75. ..... „2798, 2907 

— DR 21.8. ©. 3. 
Nr. 94...195, 712, 782, 
825, 1088, 1698, 1798, 
1846, 2034, 2506, 2731, 


2825, 2892 
— Mai 21. R. G. Bi. 
Nr. 95 ...A60, 734, 825, 


1297, 1490, 1492, 1556, 
1646, 1772, 1781, 1785, 
1907, 1962, 2319, 2363, 
2380, 2417, 2457, 2583, 
2676, 2682, 2773, 2792, 
2826, 2841, 2907, 3201, 


— Ang. 18.R. ©. vi 
Nr.195 (Concordat). 270, 
414, 520, 675, 722, ‚128. 


Nr. 
— No. 2. 8... 


- 52 — 


Jahr Nr. | Iahr Kr. 
v. 3.1856, Nr. 1. 1427, | 1857 Juni 8. R. ©. BL 
2782, 3210 Nr. 114...... 152, 782 
1855 Nov. 6. R. ©. Bl. — Sept. 19. R. G. DL 
Nr. 186......... 1007 Nr. 169 ....1647, 2061 
— Dec. 15. R. ©. UI. — De.10. 8. @. 8 
Nr. 222 ...... 258, 439, . 190......... 2179 
2082, 2231 — * 29. R. G. Bl. 
1856 Febr. T. R. ©. NM 2.... 5. 
Nr. 21...... 945, 1323, — aa Dei Erlaß 
1432, 1492, 1592, 1647, 0.29. Det. Nr. 22224 1748 
2359, 9, 3202 — De. 2. R. ©. Bl. 
— Iuſtiz⸗Min.⸗Erlaß * Nr. 234......... 2321 
9. Februar mit Schrei⸗ — wer. 29. J. M. 8. 
ben d. Fürfterzbifchofs Nr. 22464....... 2788 


von Wien a. d. päpft- 


lihen Nuntius vom 26. 
18. Auguft 1855... 474 — ai 27. R. G. Bl. 
— März 20. R. ©. Bl. 63 ...... 945, 1647, 
Nr. 36.1392, 1432, 3029 2081. 2129, 2359, 3202 
— April 6. R. ©. BL — Juni 30. R. ©. 8. 
Nr. W.......... 1337 Nr. 100......... 
— Dei 3. R. G. Bl. — Mlili 21. R. ©. Bl. 
Nr. 69.......... 1159 Nr. 105....1184, 1234, 
— Juli 28. R. ©. Bl. 1805, 2026, 2205 
Nr. 141......... 3014 — Ang. 30. R. ©. 8. 
— 94.8 8.0.8 Nr. 131.945, 1647, 3202 


— Huftiz- Minift.-Erfoß 
v. 6. Oct. Nr. 19564 1050 


Nr. 185 Anhang I. — Nov. 2, R. ©. U. 
(Ehegeſetz für Katho- Nr. 199......... 872 
lifen)....845, 881, 1050, — Nov. 16. R. ©. Bl. 
1068, 1107, 1702, 1842, Nr. 213...,.. 880, 1095, 


1990, 3028, 1076, 3196 
Det. 8. R. ©. 8. 


1295, 1457, 1501, 1610, 
1848, 1983, 2018, 2114, 


Nr.185. Anhang II. 2117, 2251, 2479, 2496, 
(Anweifung für bie 2525, 2696, 2788, 2790, 
geiftlichen Ehegerichte) 845 2995, 3023, 3033, 3092, 
1107, 1119, 1702, 2105, 3118, 3142, 3209 
307 — Dee. 17. R.©. U. 
1857 Yan. 24. R. ©. DL. Nr. 234..... .... 937 
Nr. 101 ....1647, 2061 — Dec. 26. R. G. Bl. 
— Mär 14. 2. ©. 8. Nr. 24..... 945, 1432, 
1647, 3202 


für Tirol IL. Abtheil. 
Nr. 6G........... 2932 1859 März 12. R. &. 8. 





Jahr 


Nr. 
1171, 2611, 
2833, 2931 


1859 April 28. R. ©. u. 
.......... 1647 
— Dit er R. ©. Bl. 
Ar. 90 


— dZuii 2 8. ©. vi 


1 
— Yıli 18. R. ©. Dt. 


Nr. 120.. 


Nr. 130.. 

1490, 1492, 
1781, 1877, 
1942, 1962, 
2225, 2319, 
2435, 2447, 
2655, 2682, 
2775, 2792, 
2895, 2907, 
3056, 3129, 
3201, 3205, 


„1368, 2558, 
30 


‚1080, 1297, 
1556, 1646, 
1907, 1933, 
1963, 1964, 
2380, 2417, 
2583, 2626, 
2706, 2752, 
2826, 2841, 
2957, 2977, 
3164, 3166, 
3213, 3220 


— Yıli 18. R. G. Bl. 


Nr. 131......... 


— Sept. 13. L. G. Bl. 


für Niederö 
ID. Abthl. Nr. 


fterreich 
ll... 1157 


— Dec. 20. R. ©. Bl. 


Nr. 227... 
2667, 


‚2230, 2369, 


2819, 3134 


— Dec. 27. R. ©. Bl. 


Nr. 236... 


„1335, 1464, 


2810, 3119 


1860 Yin. En R. ©. 8. 


.wWVvessse peu en © 


53 — 


Jahr 


Nr. 


1860 Mai 7. R. G. Bl. 


Nr. 120. 


er 2870 


— Mi 9. RN ©.8 


Nr. 125... 


"1368, 27632, 


3051 


— Mai 13. R. ©. Bl. 


— Zali 7. R. G. Bl. 
Rr. 172. 2218, 2475, 2864 
— Aug. 28. R. G. Bl. 


Nr. 205.. 


..1768, 1906, 
2399, 3022 


— Sept. 19. R. ©. UL. 


Nr. 212... 


„1324, 1508, 


1548, 1560, 1707, 1780, 

1783, 1845, 1870, 1964, 

2032, 2082, 2275, 2313, 

2570, 2699, 2813, 2956, 

2980, 3015, 3119, 3220 
— Dict. 20, R. ©. 8. 


— Dee. 27. R. G. Bi 


Nr. 278. 


.1632, 2041 


1861 Yuftiz-Minift. -Erlof 
v.26. Febr. Nr.1823.1511 
— Mir 26.8. ©. Bl. 


..1632, 2041 


— Inder⸗Curialbeſchlüſſe 


vom 23. Yuli..... 

9. 30. 22.20... 2270 

1862 s "MR. 8.0.15. März 
Nr. 865 


2562 


— Dec. 13. R. ©. Bl. 


Nr. 89 .... 


2610, 2807 


— Der. ID. R. ©. Bl. 


28 Entſchl 
9. Entjgliegung v. 1948 


26. Iumi 
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Jahr Ar. Jahr Nr. 
1865 Sept. W. 8. G. Bl. 1867 Dee. 21. R. G. UI. 
Nt. 89.......... 2859 Nr. 144......... 3037 
8 L. G. Bl. 1868 Mai 3. R. G. Bl. 
für Riederöſterreich Nr. 36.......... 3089 
0.9.1866, Nr. 11. 2671, — Mi 25.8.8. Bl. 
‚ 3141 Nr. 4T..... 3165, 3196 
1866 Dec. 14. R. G. Bl. — 1. R. G. Bl. 
Nr. 160......... 3104 Mr. W.......... 3165 
— De. 20, 8. 8. U. — Sept. 26. 2. ©. Bl. 
v. 3.1867, Nr. 6.. 2859 Mir Ober -Defterrei 


Syufematifhes Regiſter. 


— 


1. Civiſrecht. 
Allgemeines Privatrecht. 


I. Adgemeine Lehren. 


1. Gewohnheitsrecht. 1. Unguläffigleit ber Berufung auf Gewohnheit 
für einen beflimmten Zahlungsert Nr. 1154. 2. Derogatoriſches Ge⸗ 
wohnbeitereht? Nr. 1946. 3. Loszählung bes Richters vom Erſatze 
Überflüffigerweife aufgelaufener Koften aus Rilckſicht auf ben Gerichts⸗ 
gebraudy Nr. 2891. 

A. Zeitliche Colliſion der Geſetze. 1. Leber ben Umfang ber Rechte⸗ 
und Handlungefähigleit Nr. 368, 1886. 2. Ueber bie Kobeserflärung 
Rr. 8196. 3. Ueber ven Anfangspunlt der Verjährung Ar. 18. 4. Ueber 
Die actio hypothecaria Nr. 1780, 1788. 5. Ueber das erlaubte Zinſenmaß 
Mr. 40, 1079, 3104. 6. Weber bie Zinfenanfchwellung ultra alterum 
tantum Nr. 389. 7. Ueber den Rüdlauf Nr. 1694. 8. Aufpebung ber 
Pacht einer Gewerbegerechtigkeit durch bie Weswerbefreibeit Nx. 2369. 
9. Eollikon der Geſetze Über eheliche Gütergemeinſchaft Nr. 694, 764. 
10. Ueber ben Anfall einer Erbſchaft Nr. 565, 3210. 11. Ueber bie 
fibeicommifjarifhe Subflitution Nr. 78. 12. Fortbeſtand ber bie Be- 
friedigung von Bauernmiterben erleichternden Beſtimmungen nach Auf- 
hebung bes Unterthänigleitenerbandes Nr. 2782. 

I. Dertlihe Collifion der Gefehe. 1. Einfluß des Ortes be Vertrags⸗ 
abichluffes auf die Baluta Nr. 1320. 2. Anwendung bed Zwangs⸗ 
eurſes anf Rechtsgefihäfte von Ausländern in Defterreih Nr. 1647. 
8. Großjährigleit der vor zurlidgelegtem 24. Jahre an einen Defler- 
reicher verheirateten Ungarin Mr. 2259. 4, Vertragsmäßige Feſtſetzung 
ausländischen Rechtes ale Norm ber ehelihen Glterverhältnifie 
Nr. 2148. 5. Einfluß des Domicilwechſels auf das eheliche Güterrecht 
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Nr. 2701. 6, Berechtigung bes unehelichein Kindes einer Auslänberin 
zur Anftellung ber im Geburtsland berfelben unzuläffigen Paternitäte 
Mage Nr. 138. 7. Anwenbung bes öſterreichiſchen Erbrechtes auf eine 
in Defterreich liegende Immobilien betreffende letztwillige Berfügung 
Nr. 1511. 8. Nachlaß eined in Defterreih begüterten Ausländert 
Nr. 1719. (Orbdentliher Wohnfi bes Erblaffere in Wien ale Voraus⸗ 
fegung ber Verpflichtung zur Entrichtung gefeßlicher Legate Nr. 2538.) 

IV. Tobederflärung. 1. Im Kalle naher Todesgefahr. Nr. 929. 2. Zum 
Zwecke ber Wieberverehelihung Nr. 8196. 3. Delation einer Erbfchaft 
an einen Berfhollenen: Präfumtion des Lebene Nr. 2042. 


V. Auswanderung. Zeitpuntt bes Eintritte ber vechtlichen Folgen ber 
unbefugten Auswanberung Nr. 152. 

VI. Handinngsfähiglett. 1. Eines Minderjährigen Nr. 10, 878, 1426, 
2106, 2497, 8168. 2. Der Militärperfonen vom Yelbwebel abwärts 
Nr. 755, 1863. 8. Borgeben ber Eigenberedtigung feiten® eine® unter 
verlängerter Vormundſchaft ſtehenden Volljährigen bei Abjchluß von 
Rechtsgeſchäften Nr. 2991. 

Vo. Eadien. 1. Res publicae: Öffentlicher Fluß Nr. 1194. 2. Rechtliche 
Natur eines Kirchenfluhles Nr. 771, 8215. 3. Rechtliche Natur ber 
Eifenbabnftraßen. Berluf des privatrechtlichen Charalters und ber 
Eigenfchaft eine® Grundbuchsobjeetes Nr. 2688, 8109. 4. Ent 
ſchädigungsanſpruch wegen einer durch eine Eifenbahnanlage herbei- 
geführten Veränderung eines öffentlichen Weges Nr. 2629, 5. Ber 
tinenzen: a) Zubehör eines Haufes Nr. 2584. b) Pertinenzquafität 
von Mafhinen? Nr. 817, 1178, 2100. c) eines Getreibenorrathes? 
Nr. 1496. d) ber Zudervorräthe in einer Zuderfabrit? Nr. 3018. 
e) bes Düngere Nr. 3044. f) eines Gefäßes Nr. 1148. g) Ein 
mauerung zur Probe Nr. 711. h) Auszeichnung der Pertinenzqualität 
im Grundbuch Nr. 688, 1348, 1462. i) Unzuläffigleit berfelben in 
Betreff von Maſchinen Nr. 2100. 6. Unzulälfigleit der materiellen 
Häufertbeilung Nr. 1427. 

VII. Realrechte. 1. Radieirtes Gewerbe Nr. 1188. Beftanbvertrag über ein 
foldhes Nr. 2790. 2. Rechtlihe Natur eines Grunbentlafungs-Kapitals 
Nr. 357, 559. 

IX. Slagverjüährung. 1. Beginn ber Verjährung Nr. 818, 842, 2481, 
(Kenutnig bes Berechtigten 2994), 8084, 814. 2. Berechnung ber 
Berjährungsfriften nach bem Kalender Nr. 1491. 3. Hemunung ber 
Berjährung: Auslegung bee 8. 1494 Nr. 1684, 1818, 2167, 2688. 
4. Unterbredung ber Berjähbrang: a) burch Anerkennung Nr. 673, 
1405, 1614, 2126, 8107 (Zinfen in bie Rechnung eingeflellt). b) durch 
Anmeldung bei dem Eoncursgeridhte Nr. 829. c) burch Einleitung 
eines abminiftrativen Rechnungsprocefies Nr. 885. d) durch außer⸗ 
gerichtlihe Einmahnung Nr. 89. e) durch AZuftellung ber Mage an 
ben Nachlaßcurator Nr. 48. f) durch Einverleibung ber Einantwortunge- 
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urtunde? Nr. 2904. g) Durch Vorbehalt neuer Klage im Urtheil? 
Nr. 1471. bh) Dur Borbebalt einer Erſatzklage im Strafurtheil 
Nr. 961. i) VBerjährung einzelner Renten während bes ilber das 
Bezugsrecht im feiner Geſammtheit geführten Proceſſes Nr. 2026. 
5. Gebörige Fortfegung der Klage als Bebingung ber Unterbrechung 
Nr. 169, 905, 1726. 6. Berfonen, unter welden die Unterbrechung 
wirft Nr. 169, 240, 911, 1085, 1415. 7. Theilzablung nach vollenbeter 
Berjährung Nr. 769. 8. Anerkennung einer verjährten Wechſelſchuld 
Nr. 8148. 9. Unmwiberruflichleit des VBerzichtes auf bie eingetretene 
Berjährung Ar. 8145. 10. Anmwenbung ber fürzeren Berjährungsfrift 
gegen ben Fiscus Nr. 962. 11. Einzelne Fälle: a) Zinfenverjährung 
Nr. 2769. b) Verjährung im Urtheil zugefprochener Zinfen Nr. 1808. 
c) Berjährung im Urtheil zuerlannter Alimentationsraten Nr. 2205, 
a) jährliher Renten Nr. 2720. e) des Anfpruches auf eventuelle 
Abgaben Pr. 2098. f) einer Korberung, an ber ein Fruchtgenuß 
beftellt if Nr. 3026. g) einer Hypothekarforderung (Geltenbmachung 
durch Löſchungsklage oder Einrede) Nr. 2167, 2178. h) ber Ber- 
mögeneülbertragungsgebühr Nr. 2804, 2807. i) ber Bereiderungsflage 
auf Grund von Art. 83 der Wechſelordnung Nr. 2448. k) bes An⸗ 
fpruche® auf Ergänzung des Pflichttheiles Nr. 3084. 1. VBerjährungsfrift 
für die Geltendmadhung ber Unecdhtheit eine® Teſtamentes Nr. 8124. 
12. Unverjährbarkeit der durch Grunbentziehung begründeten Anſprüche 
ehemaliger Unterthanen gegen die Obrigleit Nr. 8014. 

X. Rechtskraft des Urtheils. 1. Subjectiver Umfang ber Rechtskraft Nr. 180, 
412, 679, 1245, 1252, 2709, 3026, 3153. 2. Umfang der Rechtskraft des 
Urtheiles in einem Negatorienftreit Nr. 2085. 3. Rechtskraft ber Ent- 
ſcheidungsgründe Nr. 809, 477, 761, 931, 3064. 4. Berbältniß ber 
Entfheidungsgründe zum Urtheil Nr. 406. 5. WMechtöfraft des eine 
actio confessoria abweifenben Urtbeiles in einem fpäteren Befibftreit 
Nr. 2912. 6. Löſchung bes Pfandrechtes wegen rechtskräftiger Abwei- 
jung ber Forderungsklage Nr. 2198. 7. Rechtskraft troß Fälſchung ber 
bem Urtheile zu Grunde liegenden Urkunden Nr. 8148, 8. Exceptio 
rei judicatae Nr. 808, 931, 979, 1008, 1024, 2638, 2675. (Geltend- 
madhung berfelben in der Einrede ober Duplik Nr. 2451, 3212.) 
9. Exceptio rei in judicium deductae Nr. 1872. 


II. Sachenrecht. 


A. Beſitz. 


L Erwerb und Verlauf. 1. Beſitz an den reellen Theilen eines Grund⸗ 
Rüdes Nr. 2037. 2. Beſitz an einem verlaflenen Waflerbeit? Nr. 742. 
3. Befikergreifung mit Einwilligung bes bisherigen Beſitzers Nr. 2168. 
4, Erwerb des Rechtsbeſitzes Nr. 8080; — durch richterliche Zuer⸗ 
Glaſer, Unger m. Walter Entſch. VL 87 
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kennung Nr. 505; durch ſtillſchweigende Duldung ber Beftkacte? 
Nr, 2778. 5. Erforberniffe bes Rechtsbeſithes Nr. 1588, 2050, 2090. 
6. Beſitz bes Wohnungerechtes? Nr. 2107. 7. bes Rechtes zum Betrieb 
eines Erwerbsgeſchäftes Nr. 3135. 8. Nechtöbefig einer Gemeinde 
Nr.1675. 9. Intabulation eines zuerlannten Fifchereibeflgrechtes Rr. 1431. 
10. Befigentjegung durch Verhinderung bes Holzichlagens im einem 
Wald Nr. 644. 11. Fortdauer des Rechtsbeſitzes ohne Fortſetzung ber 
Rechtsausübung Nr. 787. 12. Verluft des Rechtsbeſitzes Nr. 796. 
Befitflörung. 1. Vorausjegungen Nr. 608, 985, 1867, 2168, 2204, 
2251, 2257, 2258, 2809, 2326, 2341, 2372, 2449, 2542, 3044, 3049, 
3185. 2. Fälle und Arten Nr. 206, 258, 266, 600, 1040, 1565, 1626, 
1771, 1897, 1906, 1914, 2301, 2778, 3072; 2478 (Befiß perfönlicher 
Nechte), 2534 (Zubehör), 2569 (Urkunden), 2715 und 2886 (neuer Fall 
ber Störung ober Erneuerung des buch Urtheil unterjagten Ein- 
ariffes?), 2722 (Störung durch Erecution bes im Poſſeſſorium vor 
Jahren erwirkten Erlenntniffes?), 2761 (Störung im Servitutsbeſit 
durch bloßes Berbot der Ausübung berfelben?). 3. Störung bes 
Befißftellvertretere Nr. 926, 2569. 4. Störung durch Befigfkelivertreter 
Nr. 1829, 2000. 


. Befibfiage. 1. Schuß bes letzten factiichen Befisflandes Nr. 106, 685, 


756, 1146, 2217, 2971. 2. Schuß bes geflörten Rechtébeſitzes Nr. 300, 
2267, 2801. 3. Pofjefforifche oder petitorifche Klage? Nr. 2127. 4. Ber- 
banblung in possessorio summariissimo über unbefugte Ausdehnung 
einer Servitut? Nr. 2817. 5. Boffefjorifche Klage auf Errichtung eimes 
Grundzinſes Nr. 1316. 6. Pajfivlegitimation Nr. 26, 81, 289, 526, 
1818, 1829, 2000, 2190, 3282, 2862, 3103. 7. Gegenfeitige Beſit 
förungeflage Nr. 3080. 8. Befigfiörungsflage bed Beſtandnehmere 
gegen ben Beftandgeber Nr. 956, 969, 990, 1528, 1585, 1728, 2008. 
9. Des Pächters der gemeinjchaftliden Sache gegen Miteigenthlimer, 
welhe am Bertragsfchluß nit theilgenommen hatten Nr. 2862 
10. Boflefforiiher Schuß des Pächters gegen den Dritten, an welchen 
ber Berpädter den Befig ber Bachtfache verloren bat Nr. 2709. 
11. Des Berpächters gegen ben Pächter Nr. 1146. 12. Des Sequefters 
gegen eine ber Streitparteien Nr. 819, 18. Beſitzſtörungsklage gegen 
den gerichtlich immittirten Meiftbieter Nr. 2485, 2499, 2688, 2689. 
14, Berjpätete Anbringung ber Klage Nr. 2145, 2336. 15. Berechnung 
bes tempus scientise Nr. 2892. 16. Im alle wiederholter Störung 
Nr. 2722, 2889, 17. Berechnung ber Klagefriſt im Falle der Stell- 
vertretung im Befig Nr. 601, 1771, 2002. 18. Beweisiaft in Anſehung 
des tempus scientiae ber VBeflgflörung Nr. 139, 1771, 2289, 8030. 
19. Exceptio vitiosse possessionis Nr. 2864. 20. Unterfagung tünf- 
tiger Befigförungen Nr. 242, 1982. 21. Unzuläffigteit der Veſih⸗ 
Rörungellage: a) gegen ben auf eigenem Grund handelnden Nachbar. 
Nr. 285. b) gegen ben vertragswibrig eintretenden Wftermiether 
Nr. 1080. c) wegen Wrbeiteverweigerung vor Ablauf ber Dienftzeit 
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Nr. 495. d) im Falle einer Dienftentlaffung Nr. 604. e) im Yalle 
poligeiliher Bewaltausübung ber Gemeinde Nr. 785, 2555, 2667. 
f) des Precariſten Nr. 3228, g) beflen, ber nie im ruhigen factifchen 
Beſitze war Nr. 2237. b) bes Nachlaßverwalters gegen einen ber 
Miterben Nr. 256. ;) gegen ben gerichtlich Immittirten Nr. 1503, 
2124. k) Im Falle der Zerfiörung eines Haufes burch ben angeblichen 
Miteigenthümer Nr. 2086, 1) wegen Berlegung von Societätsrechten 
Nr. 3220. 22. Ungmläffigleit der Intebulation eines Erlenntniffes in 
possessorio summariissimo Rr. 1814. 23. Intabulation anf Grund 
eines in einem Beſitzſtörungsproceß geichlofienen Vergleiches Nr. 1886. 
24. Cautio de non amplius turbando: Uingebunbenheit ber Einflagung 
ber augebrohten Geldſtrafe an bie breißigtägige Friſt Nr. 8088. 


B. Eigenthum. 


L Eigenthumdfähigleit. 1. Beſitzfähigkeit der Juben Nr. 422, 452, 


1495, 3217. 2. Verfahren bei Depofleifionisung türkiſcher Unterthanen 
Nr. 408. 8. Verbot des Befiges von zwei beftifteten Wirthſchaften 
Nr. 1188. 


DL, Beſchräulungen des Eigenthums. 1. Der Beräußerungsbefugniß. 


= 


Letztwilliges, intabulirtes Beräußerunge- und Einfchulbungsverbot 
Nr. 116, 140, 288, 946, 2821. 2. Der Theilungsbefugniß: a) partielle 
Veräußerung eines gefeglich untheilbaren Grundſtückes Nr. 892, 1455, . 
1480. b) Vertrag über die nach erlangter adminiſtrativer Genehmigung 
vorzunehmenbe Abtrennung einzelner Beſtandtheile eines Grundbuchs⸗ 
objectes. (Einfluß ber Intabulation dieſes Vertrages im Laftenftande 
auf die Rechte nachfolgender Gläubiger.) Nr. 2678. c) Untheilbarkeit 
ber Bauerngüter Nr. 388. d) XTheilbarleit won Häufern Nr. 1427. 
83. Nachbarrecht: a) Berpflihtung zur Vergitterung eines Fenſters 
Nr. 897. 5) Eollifion der Rechte von Grundnachbarn Rr. 2067. 
4. Dinglier Nüdfall des Eigentbums Nr. 1000. 


. Miteigenthum, f. Obligationenrecht B. 


Driginärer Eigentbumderwerb. 1. Zuwachs: a) Inaula in flumine 
nata Nr. 1014. b) Sand, durch Ueberſchwemmung auf bem Pachtgut 
abgelagert Nr. 156. c) Alveus derelictus. Zuweilung besfelben an 
bie buch den nenen Waſſerlauf Beihäbigten Nr. 287. d) Umfang bes 
Erſatzanſpruches des Grundeigenthümers im Kalle bes 8. 418 a. b. 
G. 3. Nr. 8084. 2. Finden: a) Anſpruch bes Findere gefiohlener 
Sachen auf den Finderlohn Nr. 356. b) Bemeflung bes Yinderlohnes 
von gefundenen Staatsobligationen Nr. 171. c) Geldfund Nr. 1716, 
d) Fund eines Verſatzzettels Nr. 1745. 3. Beweis ber mala fides im 
Falle ber SS. 867 und 456 a. b. G. B. Nr. 1417. 4. Anwendung 
bes 8. 867 a. 6. G. B. auf Coupons Nr. 1417. 5. Erfigung: a) Befik 
als Erforberniß ber Erfigung Nr. 936, 1416, b) Erfitzung bes Eigen: 
thums ober Ausübung einer Forſtſervitut? Nr. 3118. c) Unerfit- 
87° 
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barkeit von Refersatwälbern Nr. 91. d) Unerfihbarleit eines gefeb- 
wibrig getheilten Bauerngutes Nr. 881, 1641. e) Unftatthaftigfeit der 
Tabnlarerfikung im Kalle bebingter Einverleibung Nr. 99. f) Er 
fisung bes phyſiſchen Befiere gegen ‚den Zabularbefiker Nr. 484. 


-g) Erfiyung ober Berjährung ber Binbicationeflage Nr. 670. 


V. Derivativer Eigentäumderwerb. 1. An Sachen in gerichtlicher Ber- 


VI. 


wahrung Nr. 7. 2. An Frachtgütern Nr. 168. 8. Symboliſche Tra⸗ 
bition durch Uebergabe der Berkaufſsurkunde Nr. 2547. 4. Erwerb an 
überfanbten Sachen Nr. 661. 5. Webernabme ber durch einen vor⸗ 
geblihen Manbater gelanften Sachen durch denſelben? Nr. 8043. 
6. Constitutum possessorium Pr. 1620. 7. Mehrmaliger Verlauf 
derfelben Sache Nr. 556, 1869, 3480. 8. Berechtigung zur Erwirfung 
der Intabulation Nr. 458, 689, 824, 1008, 1168, 3874. 9. Ein- 
verleibung im falle vorhergegangener außerbidherliche Uebertragungen 
Nr. 1254, 2812. 10. Erforberniffe ber PBränotation bes Erſtehere 
einer Liegenichaft Nr. 869. 11. Yuflificationsflage vor Bezahlung bes 
befrifteten Kauffchillinge Nr. 1661. 12. Einfluß der Iufification auf 
mittlerweile erwirkte Intabulationen Nr. 1840. 18. Erwerb im Ber 
trauen auf das äffentlihe Buch? Nr. 8161, 

Eigentiumöllage. 1. Rei vindicatio: a) Binbication eines Sparcafie- 
buches Nr. 873. b) einer Erbichaftsfache Nr. 268. c) von baarem 
Gelde Nr. 760, 1400. d) von SImbaberpapieren Nr. 2549, 8006, 
e) von Sachen (begiehungsweife bes aus ihrer erechtiven Berfleigerung 
erzielten Erlbſes), die ein vorgeblicher Mandatar gelauft und über. 
nommen hat Nr. 8048. f) reeller Theile eines Grunbfiides Nr. 1811, 
2285. g) Unzuläffigleit der Rebinbication von Barcellen, welche der 
Eigenthumer al® Beftanbtheile des feilgebotenen Grundſtückes anerlaunt 
bat Nr. 3082. h) Bindication bes bücherlihen Eigenthümers gegen 
den außerbliherlihen Nr. 1550. i) des Käufers nach Aufhebung det 
Vertrages wegen bermäßiger Verletzung Rr. 412. k) Nominatio 
auctoris Nr. 846. 1) bitcherlihe Anmerkung ber Gtreitigleit Nr. 866, 
1489, 1465, 1707, 1811, 1870, 1985, 2082, 2275, 2284, 3818, 2415. 
2. Actio publiciana Ar. 936, 8088 (Binbication einer burdh polizei» 
liches Ginfchreiten aus bem Beſitze bes Klägers in ben bes Bellagten 
übergegangenen Sache Nr. 2917). 8. Aufforberung ber „unbelaunten 
Eigenthämer” zur Geltendmachung ihres Rechtes behufs ber Inta⸗ 
bulation des Sachbeſitzes Nr. 1105. 4. Exceptio rei venditas e& 
traditae feitens bes außerblicherlichen Gigentblimers gegen ben büdher- 
lichen Eigenthümer Nr. 2388. 


C. Bienftbarkeiten. 


L Entfiehung. 1. Abgeſonderte Veräußerung zweier Grundſtücke, wovon 


das eine dem anderen thatſächlich diente Nr. 160, 1828. 2. Veltelung 
einer Servitut an einem im Miteigenthum befinblicken Grunbkäd 
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Wr. 2986. 8. Erfiung: a) Unerfigbarleit von Servituten an Reſervat⸗ 
wälbern Ar. 488. b) Erfitung einer Weggerechtiglett zu Gunſten bes 
Bublicums Nr. 101. c) zu Gunſten einer Gemeinde? Nr. 2212. 
d) Sortfegung und Beendigung ber Erfigung einer Servitut gegen 
ben grundblicherlichen Singularfuccef[or Nr. 2962. e) Erſitzung ber 
Servitus aquae hauriendae Wr. 1546, f) Erfitzung ber Servitus altius 
non tollendi Nr. 1779. g) Servitus luminum? Nr, 2587, 2748, 
2893. h) Erfigung einer Servitut troß vorausgegangenem Precarium 
Nr. 257. i) Außerordentliche Erfigung Nr. 2089. k) Anmwenbbarleit 
bes 8. 1500 a. b. G. ©. bei Weggeredhtigleiten Nr. 174, 1486, 1725, 
(2962), 3169, 8184, 1) Unanwendbarkeit bes 8. 1500 a. b. ©. 8. bei 
offenbaren Servituten Nr. 218, 214, 971. m) Nichtberückſichtigung bes 
8. 1500 a. b. ©. B. von Amtswegen Nr. 196. 4. Eintragung in bie 
öffentlichen Bücher: a) Art ber Eintragung einer Servitut zur Be⸗ 
gründung des binglihen Rechtes Nr. 184. db) Einverleibung ber ver- 
tragemäßigen Befchränfung einer Seroitut auf bem herrſchenden Gute 

Nr. 821. c) Berbüderung einer an einem im Miteigenthum ſtehenden 

Grundſtücke beftellten Servitut auf den Duoten Nr. 2988. 

Erlöſchung. 1. Durch Nichtgebrauch? Nr. 1003. 2. Unanwendbarkeit 

bee 8. 1488 a. 5. G. B. auf das Ausgebinge Nr. 3100. 8. Erlöfhung 

vermadhter Servituten Nr. 1009. 4. Löſchung einer Servitut ohne 

Einwilligung ber Hypothekargläubiger des herrſchenden Grundſtückes 

Nr. 2174. 

IH. Inhalt. 1. Servitut oder Beſtandrecht? Nr. 2696. 2. Unzuläffigleit ber 
Einfhräntung einer durch gerichtlichen Vergleich regulirten Serpitut 
Nr. 2286. 

IV. Edng. 1. Actio confessoria Nr, 244, 1588, 2813, 2748, 2912. 
2. Actio negatoria Nr. 14, 208, 916, 971, 1044, 1062, 1147, 1546, 
1594, 1684, 1725, 1894, 1917, 1997, 2085, 2260, 2758, 2877, 2969, 
8161, 3169, 8184. 

V. Einzelne Dienftbarteiten. 1. Weggerechtigleiten: a) Weggerechtigkeit 
zu Gunſten bes Publicums Nr. 101. b) Umfang ber Servitus itineris 
Nr. 2212. c) Erwerb ber Servitus viae Nr. 2758. d) Hecht, einen 
anderen Fahrweg anzumeilen; Berjährung biejes Rechtes Nr. 888. 
e) Executive Veräußerung bes dienenden Grunbftüdes Nr. 8150. 
2. Servitus cloacae: Berpflichtung ber Duldung ber Reinigung bes 
Abzugscanals Nr. 85. 8. Erwerb ber Servitus ne luminibus offciatur 
Nr. 2587, 2748. 4. Servitus altius non tollendi? &recutive Ber- 
äußerung bes dienenden Grundſtückes Nr. 2866. 5. Yruchtnießung: 
a) Umfang Nr. 1670. b) Verpachtung des dienenden Grundſtückes durch 
den Fruchtnießer Nr. 1258. c) BVertheilung ber Mietbzinfe nah Maß 
ber Dauer der Fruchtnießung Nr. 2141. d) erecutive Beräußerung 
des bienenben Grundſtückes Nr. 870. e) Borausjegungen ber Löſchung 
Mr. 1493. 6. Wohnungsrecht: a) Umfang Nr. 628, 916, 1012, 1306, 
2945, 8002. b) executive Veräußerung bes Haufes Nr. 1241, 2123. 
ec) Unzuläffigleit der erecutiven Yeilbietung des Wohnungsrechtes jelbft 
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Nr. 3136. d) Colliſion mit einem älteren Pfandrechte Nr. 938. e) Be⸗ 
Randverhältniß, Wohnungsrecht ober andere Servitut? Unftatthaftigleit 
ber Aufkündung Nr. 3134. 


D. Emphyteuſe, Erbpadt und Superficies. 


I. Emphyteuſe. 1. Verpflichtung bes Obereigentgümers zur Zahlung ber 
auf den Canon entfallenden Einlommenfteuer Nr. 83. 2. Fortbeſtand 
bes Piandrechtes beim Rückfall des Grundes Nr. 1960. 3. Ungiltigleit 
der Beräußerung bed Nutungseigenthumes gegeu das vertragsmäßige 
Berbot des Obereigenthümers Nr. 2490. 


OD. Erbpacht. 1. Erbpadhtvertrag mit cafjatorifcher Clauſel Nr. 137. 
2. Nachlaß bes Erbpadizinjes Nr. 624. 3. Bachtvertrag mit Berabrebung 
über Umwandlung in Erbpacht Nr. 2686, 


III, Superfloies. Bodenzins oder Miethzius? Nr. 1428. 


E. Reallaften. 


L Ullgemeined. 1. Fortbeſtand ber Weallaften Nr. 1769. 2. Reallaſt 
ober Serpitut? Nr. 1098. 3. Reallaſt oder Pfandſchuld? Nr. 648, 891. 
4. Zährlihe Leiftung als Entgelt für die Einräumung einer Real 
fervitut Nr. 126. 5. Gintragung in ber Rubrik des Befitflandes 
Rr. 672. 6. Borgang bei Eintragung einer durch Urtheil feflgeftellten 
Reallaft Ar. 1837. 7. Erfigung Nr. 1193. 8. Beweitlaft bei ber actio 
confessoria Nr. 1189. 


DL. Andgeding. 1. Rechtliche Natur Nr. 1085, 3100. 2. Wohnungsrect 
al8 Ausgeding. Subjectiver Umfang besjelben Nr. 2945. 8. Anſpruch 
auf Sicherftellung des Ausgedinges auf einer anderen Realität Nr. 1888. 
4. Verjönliche Haftung bes Befellers Nr. 550. 5. Tod eines ber 
beiden Auszugsberechtigten Nr. 479, 1449, 2256, 2809. 6. Fälligkeit 
eines vermachten theilbaren Ausgedinges Nr. 177. 7. Einklagung bes 
Ausgedinges wider einen ber Miteigentblimer Nr. 2020. 8. Befugniß 
des Berechtigten, auf ben Geldwerth ber rüdftändigen Leiftungen zu 
Hagen Nr. 2669. 9. Executive Veräußerung der befafteten Realität 
Nr. 341, 1090, 1241, 2592, 2638, 2695. 10. Executive Schägung eines 
Ausgebinges Nr. 2161. 11. Unzuläffigleit ber erecutiven Feilbietung 
Nr. 1460, 8110. 12. linanwenbbarfeit bes $. 1488 a. 6. &. B. 
Nr. 8100. 


UI, Zehentrecht. Expropriation des zehentpflichtigen Grundſtückes Nr. 460. 

IV. Banurecht. Nr. 1865, 2006, 2069. 

V. Meflenftiftung. Verpflichtung des Beſitzers eines mit einer ſolchen 
belafeten Grundftüdes zur Zahlung ohne Nachweis ber Perſolvirung 
ber Meilen Nr. 2788, 
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F. Pfandrecht. 


Voransſetzung. 1. Rechtliche Natur des durch Pfandrecht ſicherzuſtellenden 
Anſpruches Nr. 2320. 2. Acceſſoriſcher Charakter bes Pfandrechtes 
Nr. 2389. 8. Pfandbeſtellung für künftige Forderungen Nr. 168, 1406, 
2089 (Credithypothet), 2188 Unzuläſfigkeit einſeitiger Abtretung der⸗ 
ſelben). 4. Pfandbeſtellung zur Sicherſtellung einer Heiratscaution 
Nr. 2077. 5. Für noch unbeſtimmte Anſprüche Nr. 2404. 6. Pfand⸗ 
beſtellung für die genaue Erfüllung eines Vertrages Nr. 416. 7. Hypo- 
thetar⸗ ober Perſonalſchuld? Nr. 2510, 


Gegenftand. 1. Unzuläffigleit eines Pfaudrechtes an einer Realfervitut 
Nr. 2540. 2. Unzuläffigfeit der Veftellung einer Hypothek an einer 
fideicommiffarifhen Subflitution Nr. 2863. 9. Berpfänbung einer 
gemeinfhaftligen Sache für eine getheilte Schuld Nr. 2162. 4. Weiter⸗ 
verpfändung einer in der Innehabung bes Verpfänders belafjenen 
Sache Nr. 2867. 5. Berpfändung eines Waarenlagers Nr. 1812. 
6. Pfandrecht an einem Kirchenſtuhl Nr. 771. 7. Berpfänbung ber 
Civilfrüchte Nr. 246, 576, 587, 800. 8. Verpfändung einer Lebens⸗ 
verfiherungspolizze Nr. 8130. 9. Berpfüindung auf fremben Namen 
lautender Obligationen Nr. 1028. 10. Pfandrecht an gerichtlichen 
Depofiten Nr. 758, 973, 1368, 2568, 2762, 3051. 11. Pfandrecht 
an einem Grundentlaflungscapitaf Nr. 1520, 12. Kaution in baarem 
Gelde Nr. 271, 1017, 2108, 2894, 8107. 18. Forderung al® Eaution 
Nr. 2404. 14. Afterpfandrecht Nr. 318, 716, 1097, 2924. 15. After⸗ 
pfanbrecht als Grund ber Richtzahlung einer Pfandfhuld? Nr. 2684. 
16. Zuläffigkeit von Einwendungen gegen ben Beflanb der Hypothelar- 
fordberung gegenüber dem gutgläubigen Afterpfandgläubiger Nr. 2389. 


‚ Umfang. 1. In Anfehung der Civilfrüchte Nr. 96, 676, 587, 800, 


3107 (Zinfen der Geldcaution). 2. Berpfändung einer gemeinjchaftlichen 
Sade für eine Theilſchuld Nr. 259, 2162. 3. Pignoris causa indivisa 
Nr. 241, 995, 1082. 4. Ungiltigleit der ohne Zufimmung ber 
Hypothelargläubiger erfolgten Abtrennung Nr. 1537. 5. Haftung ber 
Pfandfahe für die Zinfen Nr. 1583, 2914. 6. Fir das Capital 
Nr. 2077. 7. Für die Pränotationslofen? Nr. 2754. 8. Nicht- 
berechtigung bes Hypothekarſchuldners zum Einfommenfteuerabzug für 
bie feiner Befigerwerbung vorausgehende Zeit Nr. 28391. 

Entitehung durch Brivatwillen. 1. Verpfändung einer Sache vor 
erlangtem Dispofitionsrecht über biefelbe Nr. 436. 2, Berpfändung 
im eigenen und im Vollmachtsnamen Nr. 2691. 3. VBerpfänbung ober 
Eeffion? Nr. 349. 4. Bebingte Einräumung bes Pfandrechtes Nr. 1606. 


. Erfitung. Nr. 883, 1027. 


Geſetzliches Pfandrecht. 1. Des Bermietbers: a) Begenftanb Nr. 37, 
1151, 2805. b) Erwerbung Nr. 236, 2679, 2756. 6) Umfang und 
Dauer Nr. 413, 732, 1788, 2387, 2755, 2925. d. Geltendmachung im 
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Concurs Nr. 4, 541. 2. Des Berpächters Nr. 498, 2331. 3. Des 
Berfiherers an dem verficherten Schiff Nr. 909. 4. Für Steuern uud 
Gebiihren Nr. 595, 780, 941, 1835, 2804, 2807, 2810, 3186, 


VO. Pignus judiciale. 1. Unanwenbbarleit bes $. 456 a. b. G. B. Nr. 402, 


vm. 


2254, 8041. 2. Pfändung ber Forderung an eine öffentliche Caſſe 
Nr. 1128. 8. Zeitpunkt der Vollendung bes Pfändungsactes Ar. 1110, 
2282. 4. Erecutive Pfändung ohne Nachweis des Nichtausreichens des 
bereit® erworbenen erecutiven Pfanbrechtes. Nr. 8188. 5. Umfang bes 
erecutiven Pfanbrechtes Nr. 2754. 

Pränstation und Intabulation. 1. Auläffigleit der Pränotation; 
a) einer ſchon verfiherten Yorberung Nr. 716, 1150, 15678, 2081. 
b) einer fireitigen Yorberung Nr. 1649. c) einer bebingten Forderung 
Nr. 2582. d) eines Anfpruches auf Leiflungen in faciendo Wr. 2544. 
e) eines Regreßanſpruches Nr. 2692. f) eines Anſpruches causa data 
causs non secuta Nr. 1868. g) ohne Rüdfiht auf Gefahr Ar. 1682. 
h) auf Grund eines Grundbuchsauszuges Nr. 260. i) eines fchriftlichen 
Berjprechens der Vormerkung Nr. 1049. k) amtlicher Ausfertigung 
eines von ber Behörde gejchloffenen Bertrages Nr. 1170. 1) eines 
notariell beglaubigten Contocorrents Nr. 195, 355. m) eines Einrebe- 
protofolles Nr. 572. n) eines PBroceßverhanblungsprotololles Nr. 1899. 
0) der Beicheinigung einer Erfagforberung wegen einer firafbaren 
Handlung Nr. 2494. p) einer allgemein lautenden Empfangebeflätigung 
Nr. 1846. q) eines DOblatoriums Nr. 1885. r) eine Handelsbuch⸗ 
auszuges troß mangelnder Beſtätigung ber orbentlihen Buchführung 
Nr. 249, 1122, 2222. 5») ungeachtet ber Buchführer in Eoncurs 
verfiel und troß mangelnder Unterfchrift des Buchführers Nr. 2436. 


. t) eines in bianco girirten Wechſels Nr. 1512, 2621, 2661. u) eines 


in Abfchrift vorgelegten Wechjels Nr. 2231. v) eines nad Mittbeilung 
bes Unterfuchungsrichtere gefälfchten Wechſels Nr. 2645. w) einer 
Duittung über eine für den Pränotaten geleiftete Zahlung Nr. 2408. 
x) trotz inzwiſchen angemerfter Dispofitionsbejchränlung Nr. 502. 
y) troß eines intabulirten Einſchuldungeverbotes Nr.1810, 2410, z) Nicht 
executive Einverleibung auf Grund eines Schiedsſpruches Nr. 2808. 
aa) Bränotation der Löihung einer mit Superpfandrechten belafteten 
Sppothelarforberung ohne Nachweis der Zufimmung ber Guperjaß- 
gläubiger Nr. 2161. bb) Beihräntung ber Pränotation auf ein zw 
einem Samilienfideicommiß beftimmtes Gut Nr. 3046. 2. Unzuläffigkeit 
der Pränotation: a) nicht eriftirender Anſprüche Nr. 1094, 1887. 
b) eventueller Anfprücdhe Nr. 231, 283, 468, 668, 629, 1113, 1204, 
1887, 1570, 1677, 1586, 1710, 1861, 1916, 2038, 2168, 2187, 2207, 
2820, 2335 (eheliches Guterrecht). 2422, 2477 (Regrefanfprüde), 
2450, 2538, 8017 Pflichttheilsanſpruch). c) einer fon verſicherten 
Forderung Nr. 246, 968. d) eines Handelsbuchauszuges wegen man- 
gender Betätigung ber ordentlichen Buchführung Nr. 871. 0) einer 
einzelnen Rechnungspoſt Nr. 2509. f) eines Buchauszuges über escomp⸗ 
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tirte Wechſel Nr. 2183. g) eines Handelsconts nad Ablauf ber in 
8. 120 a ©. O. beftimmten Friſt Nr. 249, (22156), 2379. b) einer 
fpäter fällig werbenden Forderung auf einer früher fälligen Gegen⸗ 
forderung Nr. 1873. i) eines verjährten Wechſels Nr. 1674, 2879, 
2453. k) bes Anſpruches auf Berzugszinien einer Wechſelſchuld Nr. 1892. 
I) Während ber Verhandlung über bie Giltigkeit ber Imtabulation 
Nr. 1681. m) auf eine ftreitige Satzpoſt Nr. 1624. n) eines bebingten 
Endurtheils Nr. 2163, 2602. 0) auf ein grumbbilcherlich verfichertes 
fibeicommifjarifhes Subftitutionsregt Nr. 2579. p) auf ein zu einem 
Hamilienfideicommiß beflimmtes Grundfüd Nr. 8047. q) von 
Alimentationsanfpräden auf Grund des lediglich das Verſchulden bes 
Pränotaten conflatirenden Scheidungserlenntniffee Nr. 2662. r) eines 
Erſatzanſpruches auf Grund bes die Beſchädigung conftatirenden 
Protokolles über ben Kunftbefund Nr. 2690. 3. Rechtfertigung ber 
Pränotation: a) vor Fälligkeit ber Forderung Nr. 2247. b) einer 
ungemwiflen Forderung Nr. 1249. c) ohne befonderes Yufificirungs- 
erfenntniß Nr. 489, 1687, 1934, 2177. d) durch bloßen Nachweis bes 
Korberungsbeftandes Nr. 28375. e) Entbebrlichkeit derſelben im Falle 
einer Zahlungsübernahme Nr. 567. f) Veräußerung ber Pfanbjadhe 
vor ber Rechtfertigung Nr. 1824, 1845, 2570. g) Veräußerung ber 
Pfanbfache nach ber Rechtfertigung Nr. 1112. 4. Intabulation: a) Giltig- 
keit ber einem wiberrechtlih Eingetragenen eingeräumten Hypothel 
Nr. 1803. b) Pfanbrechtseinverleibung trog eines intabulirten Ber- 
äußerungss und Einſchuldungsverbotes Nr. 2160. c) Intabulation auf 
Grund des 8. 822 a. b. ©. DB. Nr. 24086. d) Intabulation eines 
Urtheils bezüglich künftiger Leiftungen Nr. 901, 1166. e) eines präno» 
tirten Urtheils Nr. 1167. £) Unzuläffigleit ber Intabulation gegen ben 
Nacherben an Stelle einer gegen den Borerben erwirkten, ungerecht⸗ 
fertigt gebliebenen Bränotation Nr. 8177. g) der Einverleibung des 
Pfandrechtes bei einer früher eingeräumten Credithypothek nach erfolgter 
egecutiver Veräußerung des Orundſtückes Nr. 2089. h) Geluh um 
SIntabulation eines Dritten behufs eigener Supereinverleibung Nr. 1678, 
1680. i) Sintragung einer mit bem Gelbe bes Mandanten erworbenen 
Korberung auf ben Namen bes Manbatars Nr. 1821. k) Intabulation 
bes Bfandrechtes für bie anf ben Kaufpreis gewiejene Grunbent- 
laſtungsſchuld vor ber Gewähranſchreibung bes Erſtehers der Liegenſchaft 
Nr. 3040, 1) Einfluß der Intabulation eines Bortrages über bie vor⸗ 
zunehmenbe Abtrennung einzelner Beftanbtheile eines Grundbuchs⸗ 
objecte® auf bie Rechte nachfolgender Gläubiger Nr. 2678. m) Grund- 
bücherliche Lebertragung bes fllr nachträgli zu Tiquibirende Forderungen 
einverleibten Pfandrechtes Nr. 2505, 2612. n) Unzuläffigfeit einer eins 
feitigen Abtretung einer Crebdithypothet Nr. 2188, 0) Erwerb einer 
Hypothek (Afterhypothek) im Vertrauen auf die öffentlichen Bücher 2196, 
2940. p) Erwerb einer Hypothek mala fide Nr. 2560, (8070). 
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Simultanhypothelen. 1. Behandlung derſelben bei ber executiven Kauf 
(Hillings-Bertheilung Nr. 602, 837, 1200, 1346, 2665, 3086; (Ein- 
fiußlofigfeit der Zumeifung bes Erlöfes aus ber einen Hypothek auf 
die andere Hypothek) Nr. 2113, 2. VBerüdfichtigung ber zwar im ber 
Schuldurkunde, aber nicht im Grundbuch erfichtlic gemachten Solidarität 
ber Haftung Nr. 2601. 3. Regreßanſpruch im alle ber Tilgung 
Nr. 6983. 


. Hangordunng der Pfandrechte. 1. Gerichtliche Pfandrechte Ar. 200, 


158, 973, 1368, 2087, 2658, 2762, 3019, 3061. 2. Des geſetzlichen 
Pfandrechtes des Beftandgeberd Nr. 286, 936, 1046, 1163, 2079, 2679, 
2787 (verfchievener Bermiether), 2909, 2925, 2985, 3198 (Eollifion 
mit dem nach Wegbringung der Sachen aus ben vermietheten Räumen 
erworbenen gerichtlichen Pfandrecht). 3. Des geſetzlichen Bfandrechtes 
für Steuern und Gebühren Nr. 674, 811, 1550, 1770. 4. Des Pfand» 
rechtes bes Wiederherftellers eined abgebrannten Haufes Nr. 830. 5. Dee 
Pfandrechtes im alle der erft in britter Inftanz bemwilligten Einver- 
leibung Nr. 1122, (2860). 6. Des Pfandrechtes im Falle ber Weiter- 
verpfändung einer in der Junehabung bes Verpfänders belaſſenen 
Sache Nr. 2867. 7. Des Bfandrechtes für bie Erecutionsloften Nr. 652, 
918, 1336, 1750, 1773, 1961, 2265, 2854, 2878, 2385, 2895, 2681, 
309. 8. Für Zinjen Nr. 258, 1184, 1458, 2681. 9. Rangorbnung 
der Eintragung von Mobdificationen einer bereits grundbücherlich 
fihergeftellten Verpflichtung, dur welche die Laft vergrößert wirb 
Nr. 2956. 10. Wirkung ber theilweifen Ceffion einer Hypothekar⸗ 
forderung an einen britten Theilzahler auf die nachſtehenden Hypo⸗ 
tbelargläubiger Nr. 38067. 


XL Pfaudllage. 1. Gegen ben dritten Befiter ohne Belangung des 


XII. 


Perſonalſchuldners Nr. 438. 2. Gegen ben Erwerber ber vor ber 
Pränotationsrecdtfertigung veräußerten Pfandſache Nr. 1324. 8. Gegen 
ben Erben vor der Einantwortung Nr. 2699. 4. Gegen ben Erben auf 
Grund eines grundbücherlich fichergeftellten Erebitwertrages Nr. 2702, 
2708. 5. Nichtberedtigung bes Hypothekarſchuldners zur Geltend⸗ 
madung der Einwendung der mangelnden Baluta Nr. 2998. 6. Eyes 
ention gegen den britten VBeftter auf Grund bes Urtheils gegen den 
Perſonalſchuldner Nr. 1071, 1780, 1783. 7. Zahlungsauftrag „bei 
Erecutionsvermeibung“. Beftimmung des Objectes Nr. 2849. 8. Ein- 
fluß eines nicht intabulirten Wiederkaufrechtes auf ſpätere Hypotheken 
Nr. 2438. 9. Anfpruch auf gerichtliche Hinterlegung im alle von 
Superintabulationen Nr. 1998. 10. Verjährung Ar. 842, 848, 1013 
1085, 1405. 

Realifiruug des Pfaundrechts. 1. Mitbietungsrecht bes britten Beſthers 
bei ber executiven Feilbietung Mr. 877. 2. Unbeftreitbarkeit einer hypo⸗ 
thelariſch verficherten Forderung durch einen anderen Hypethekargläu⸗ 
biger Ni. 1051, 2012. 3. Einfluß ber Eoncurseröffnung auf bie Ber- 
theilung bes Meiftgebotes Nr. 582. 4. Behandlung einer auf verjchiebenen 


xl. 


— 537° — 


idealen Theilen des feilgebotenen Grunbftüdes im verfchiebener Rei⸗ 
hung fichergeftellten Korberung Nr. 2781. 5. Stellung be auf einem 
einzelnen Objeete fichergeftellten Pfanbgläubigers bei executiver Ber- 
äußerung einer aus mehreren Grundbuchsobjecten beftehenden Geſammt⸗ 
fadre Nr. 2663. 6. Unzuläſſigkeit der Befriedigung bes Hypothekar⸗ 
glänbigers aus der fiir das abgebrannte Haus von ber Berfidherungs- 
anſtalt geleifteten Entſchädigung Nr. 2777, (2886), (3126). 7. Behand⸗ 
lung des in ben Händen des Erſtehers gebliebenen Kauffchillings 
Nr. 544. 8. Perjönliche Haftung bes Erftehere für bie überwieſenen 
Schulden Nr. 806, 2280, 6248. 9. Haftung bes Erftehers für rückſtändige 
Befitveränderungsgebühren Nr. 1459, 2810, 3186. 10. Berpflichtung 
bes befriebigten Hypothekargläubigers zur Abtretung feines Anfpruches 
gegen ben Perſonalſchuldner Nr. 1102. 11. Haftung ber Pfandgläubiger 
im Falle der Epiction ber verkauften Pfandſache Nr. 481. 12. Berech⸗ 
tigung zum Abzuge von einer Kaution Nr. 2108, 2894. 13. Brivilegium 
ber Sparcafien Nr. 681. 14. Erecutionsprivililegium der Nationalbank 
Nr. 2482, 3029. 15. Der Bodencreditanftalt Nr. 2767. 

Löſchung der Hppothelen. 1. Auf Verlangen britter Berfonen Nr. 89. 
2. Nach Ablauf von drei Jahren Nr. 184, 2498. 3. Wegen rechts⸗ 
fröftiger Abweifung ber Klage auf Zahlung der verfiderten Forderung 
Nr. 2198. 4. PBränotation ber Löſchung einer mit Superpfandredten 
belafteten Hypothekarforderung ohne Nachweis der Zuflimmung ber 
Superjaßgläubiger Nr. 2151, 2648. 5. Unzuläffigleit der Eintragung 
eines bebingten Xöfchungsconfenjes Nr. 485. 6. Unzuläffigfeit der 
Löfhung auf Grund der Schuldhinterlegung Nr. 1564. 7. Ein» 
willigung bes Cedenten in bie Loöoſchung Nr. 1109. 8. Löſchung ber 
Prändtation Nr. 2464. Erlöſchung des im Hypothekenbuche nicht 
gelöichten Pfandrechtes duch Zahlung der Schuld nah dem Syſteme 
bes italieniſchen Hypothekarweſens Nr. 2688. 10. Amortifirung einer 
Satzpoſt Nr. 2891. 


III. Obfigationenredht. 
A. Shligationen überhaupt. 


. Gefanmtfhuldverhältuifie. 1. Auf Grund gemeinſchaftlich ertheilter 


Advocatenvollmacht Nr. 1959, 2017. 2. Beitritt zur Schuld „als 
präfumtive Erben“ Nr. 2319. 3. Klage gegen ben einen Correalſchuldner 
trog erfolgter Belangung des anderen Nr. 1086. 4. Bezahlung ber 
ganzen Schuld durch einige von ſämmtlichen verurtbeilten Solidar- 
ſchuldnern Nr. 1754. 5. Solidariſche Schuldanerkennung jeitens ber 
Ceifi Nr. 2202. 6. Behandlung einer Correalihuld im Concurs 
Nr. 891. 7. Behandlung einer im Grundbuch als ſolcher nicht erfichtlich 
gemachten Solidarſchuld ber Miteigentblimer bei ber Meiflgebots- 
vertheilung Nr. 3025. 
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II. Geldſchulden. Nr. 697, 945, 1079, 1820, 1328, 1877, 1482, 1492, 


1590, 1592, 1688, 1647, 2061, 2149 (Berpflichtung zur Zahlung bes 
vollen Nennwerthes in Metallgelb nad Einziehung bes Papiergelbes), 
8202 (Einfluß des Zwangscurjes), 2859, 2769 (Berüidfichtigung bes 
Zwangscurſes von Amtswegen). 


III. Zinſen. 1. Natur von Zinfen, welde dem „Kapital zugeſchlagen“ find 


IV. 


Nr. 818. 2. Berzugs- ober Bertragszinfen? Nr. 2871. 8. Ipso jure 
Verpflichtung zur Zahlung ber Urtheilszinfen Nr. 2948. 4. Yort- 
laufen ber Zinfen trog mora accipiendi Nr. 2979. 5. Anuſpruch auf 
böhere Berzugszinjen bei geänderter Höhe des Zinsfußes? Nr. 3104. 
6. Zinfenverjährung Nr. 2769. 7. Berjährung capitalifirter Zinfen 
Nr. 497. 8. Verjährung urtheilgmäßiger Zinjen Nr. 1806. 9. Höhe 
bes im Legate nicht beflimmten Zinsfußes Nr. 1818. 10. Ginfluß 
ber @inverleibung auf die Höhe vertragsmäßiger Zinfen Nr. 1261. 
11. Zinswucer Nr. 523, 953, 1518. 12. Zurüdforberung bezablter 
ungejegliher Zinfen Nr. 1251, 1818. 

Berträge. 

1. Bertragsfähigleit Nr. 1103, 1386, 1466, 1475, (2497). 

2. Abſchließung: a) Annahme eines Verſprechens. Beweis derſelben 
Nr. 898, 2458. b) Annahme eine Antrages ober Gegenantrag? 
Nr. 930. c) Abfchluß unter dem Vorbehalt ber Erlangung einer 
gewiflen Eonceffion Nr. 8217. d) Berehnung ber Frift bei Annahme 
eined Verſprechens mittelſt Poſt Nr. 194. e) Frift zur Annahme des 
einer juriſtiſchen Perfon gemachten Verſprechens Nr. 1089. N) Er- 
Härung ber Annahme an einen Ügenten bes Offerenten Nr. 1108. 
g) Abſchließung mit einem vorgeblihen Mandatar Nr. 8043. h) Still- 
ihweigende Einwilligung Nr. 1475, 1978, 2288, 2391, 2476. i) Ab- 
ſchließung eines Geſchäftes mit fi jelbf Nr. 1106. k) Pactum de 
contrahendo Nr, 783, 1539, 1908, 8079, 1) Neuerliche Abſchließung nad 
dem Rüdgängigwerben eine® negotium claudicans Nr. 2968. 

3. Form: a) Mündlicher Vertrag mit ber Verabredung fchriftlicher 
Abfeffung Ar. 152. b) Münblicher Kaufvertrag mit ber Verabrebung, 
an einem beflimmten Tage barüber eine Urkunde auszufertigen 
Nr. 836. c) Auslegung bes 8. 886 a. b. &. B. Nr. 2150. d) Bei- 
fegung bes Handzeichens für ben des Schreibens Unkundigen mit 
befien Zuftimmung durch einen Dritten Nr. 8001. e) Anticipation 
tbeilweifer Erfüllung eines Vertrages, befien Errichtung in fchriftlicher 
Form verabredet wurbe Nr. 8218. f) Beweislaft rüdfihtlih der Be 
beutung der Berabrebung, daß Über ben Vertrag eine Urkunde errichtet 
werde Nr. 219. g) Punctation mit Beſtimmung eines XTermines für 
ben Abſchluß bes Hauptvertrage® Nr. 113. h) Bunctation eines Ceifiont- 
vertrage® Nr, 1073. i) Berädfihtigung mündlicher vom Inhalt ber 
Bertragsurfunde abweichender Berabrebungen? Nr. 11, 1454, 1878, 
2245, (2992, 2800), k) näher beflimmender Berabrebungen Nr. 2158. 
I) Birkfamleit mündlicher Abreden neben ber Bertragspunctation 
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Nr. 2970. m) Berichtigung einer von ber münblichen Verabredung 
abweichenden Bertragsurfunde Nr. 1184. n) Zuläfftgleit bes Beweiſes 
der Simmlirtheit eines fchriftlich gefchloffenen Bertrages Nr. 8216. 
0) Nachträgliche Beiſetzung ber Unterfhrift ber Zeugen in Abweſenheit 
bee Schuldners Nr. 3162. p) Körmlichleiten bei Aufnahme eines 
Rotariatsactes mit einem Taubſtummen Nr. 2506. 

4. Willensinhalt: Pactum turpe Mr. 1928, 1979, 2045, 2398 
(Civilrechtliche Giltigkeit eines vom Strafrichter als firafbare Be: 
günftigung eines einzelnen Gläubiger durch ben feiner Zahlungs- 
unfähigleit ſich bewußten Schuldner erffärten Vertrages), (2855, 2915), 
8066, (8225). 

5. Willensmängel: a) Simulation Nr. 776, 827, 1416, 1507, 
1878, 2185, 2245 und 2992 (Zuläffigleit ber Einrebe ber Simulation 
gegen eine Notariatsurfunde), 8216. b) Mangel ber Willenseinigung 
Mr. 1278, 2968. 

6. Willensbeſchränkung: a) Zur Bebingung gemachter Beweggrund 
Nr. 149. b) Beweislaft bezüglich einer Suspenfiobebingung Nr. 198, 
(2200, 2296, 8194). c) Refolutiobewegung Nr. 2759. 

7. Willensanslegung Nr. 170, 580, 559, 655, 676, 818, 982, 
984, 1060, 1091, 1096, 1194, 1281, 1246, 1264, 1265, 1801, 1352, 
1408, 1698, 1828, 1864, 2020, 2025, 2200, 2227, 2262, 2296, 2819, 
2869, 2888, 2890, 2587, 2717, 2759, 2865, 2924, 2966, 2984, 3141, 
8194, 3225. 

8. Berpflichtungsgrund (cansa): a) Ausftellung eines Schuld⸗ 
ſcheines fiber eine Spielihuld Nr. 1078. b) Eines Wechſels fiber eine 
Spielihuld. Erceptionsweife Geltendmachung ber causa promittendi 
Nr. 2978. c) Wusftellung eines Darlehensſcheines über eine anber- 
weitige Schuld Nr. 1161, 1255, 1447, 8152. d) Gemeinrechtlidhe 
Mage auf Grund eines unförmlichen Wechſels Nr. 1111. e) Cautio 
indiscrets Nr. 1966, 2011. f) Anerlennung als Verpflichtungsgrund 
Nr. 2905, 8148. 

9. Angeld, Reugeld und Conventionalftrafe: a) Angeld Nr. 76, 
276, 312, 840, 997, 1045, 1509, 1744, 2056, (2876), 3217; Angeld 
ober Anzahlung? Nr. 2155, 2728. b) Reugeld Nr. 984, 1065, 1539, 
1825. c) Eonventionalftrafe Nr. 534, 1539, 2651. 

10. Haftung für culpa Nr. 1269, 1949, 2820. 

11. Gemährleiftung: a) megen phyſiſcher Mängel: a) Anſpruch 
barauf Nr. 302, 587, 707, 737, 2888, 26564. 6) Verjährung desſelben 
Nr. 171, 475, 640, 1148, 1597, 8144 (Beginn ber Verjährung. Vers 
abrebung einer längeren Garantiefriſt). y) Untergang bei ben ver- 
tanjchten Sachen währenb bes Proceſſes Nr. 1761. b) wegen rechtlicher 
Mängel: a) Anſpruch auf Ebdictionsleiftung Nr. 481, 558, 810, 
850, 1188, 1164. 8) Verjährung besfelben Nr. 1164. 

12. Berlegung über bie Hälfte: a) Wirkung berfelben Nr. 126. 
b) Geltenbmadung per exceptionem Nr. 1992. c) Berjährung des 


* 


VI. 


VII. 


VIII. 
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Anſpruches aus derſelben Nr. 416, 1268. d) Verzicht auf Geltend⸗ 
machung derſelben? Nr. 2361. e) Beweis derſelben Nr. 302. 

18. Verträge zu Gunſten Dritter Nr. 824, 404, 493, 721, 747, 
988, 1193, 1693, 2890, 2915 (zu Gunſten einer im Teſtamente erfi 
zu beflimmenben Berfon), 2131 (gemeinfame Klage be® Bertretenen 
und des Vertreters gegen ben auberen Kontrahenten), 2548 (Bes inter 
alios acta), 

Haftung für Andere. Nr. 215, 863, (cf. 2820), 1171, 1242. Haftung 
bes Kaffeebausbefigers für Die Sachen, welde feinem Marqueur zur 
Aufbewahrung übergeben worben find? Nr. 2581, 2672, 2800, 2926. 
Grenzen ber Haftung einer Geſellſchaft für das Verſchulden ihrer 
Beamten Nr. 2746. 

Erfüllung. 1. Zeit und Ort Nr. 297, 861, 1154, 1857, 1874, 1378, 
1965, 2227, 2481. 2. Unmöglicjleit Nr. 832, 1238, 1688, 1978, 
2480 (Zeitpunkt für bie Berechnung im Falle jpäterer Unmöglichkeit 
ber im Urtheile auferlegten Leiftung Nr. 2876), 2915. 8. Rechtliche 
Folgen ber Nichterfüllung eines Vertrages Nr. 834, 627, 550, 1566, 
1619, 2946, 2983 (Unſtatthaftigkeit der Erſatzklage an Stelle der Klage 
auf Erfüllung). 4. Exceptio non adimpleti contractus Nr. 421, 599, 
1291, 1541, 1712, 2979. 5. Erfüllungswerfprechen Nr. 861, 1089, 1078, 
1101, 1405, 1590, 2126, 2458, 2769. 6. Einfluß der anticipativen 
theilweifen Erfüllung eines Vertrages, deſſen fchriftliche Errichtung 
verabrebet wurde Nr. 3218. 

Verzug. 1. Subjective VBorausfeßungen Nr. 358. 2. VBerzögerte Zurüd: 
Kellung entlehnter Staatsobligationen Nr. 514. 3. Verzugtzinſen von 
Zinsrüdfänden? Nr. 284. 4 Bon Naturalleilungen? Nr. 2324. 
6b. Bon noch nicht gerichtlich beſtimmten Alimentationsgeldern Rr. 2667. 
6. Berzugszinfen von einem Heiratogute vom Tage ber aufgelöften Che 
an? Nr. 293. 7. Berzugszinfen von einem buch Schuld des Käufere 
noch nicht beſtimmten Kaufiilling? Nr. 117. 8 Eintritt ber Mora 
bes Vermächtnißſchuldners mit dem Zahlungstage des Legates Nr. 2357, 
2704. 9. Eintritt der Mora im alle einer bedingten Zahlungszeit 
Nr. 2742. 10. Ipso jure Berpflihtung zur Zahlung von Urtheils⸗ 
zinfen Nr. 2948. 11. Recht auf Verzugszinſen gegen die Concursmaſſe 
Nr. 878, 658, 12. Anſpruch auf höhere Verzugtzinſen vermöge räd- 
wirtenber Kraft eines neuen Geſetzes? Nr. 8104. (13. Berzuge- ober 
Bertragszinfen? Nr. 2871. 14. Fortlaufen ber Zinfen trotz mora 
accipiendi Nr. 2979.) 

Ceſſion. 1. Ceſſion an Zahlungsſtatt oder zum Incaſſo? Nr. 166, 
1118. 2. Ceſſion ober Verpfändung? Nr. 849. 8. Ceffion einer ein- 
geflagten Forderung während bes Procefies Mr. 8058. 4. Geffion 
einer mit Berbot belegten Forderung Nr. 529. 5. Keifion einer erecutiv 
eingeantiworteten Yorberung Nr. 872. 6. Ceſſion einer Forderung 
nad quittirter Zilgung berjelben Nr. 2955. 7. Geffion einer ſchon 
getilgten Hypothekarforderung Nr. 611, 618, 1109, 1895, 1669, 1778, 
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1782, 2021, 3070. 8. Ceſſion einer über drei Jahre einverleibten 
Forderung Nr. 1995. 9. Ceſſion einer Wechfelforberung Nr. 938. 
10. Ceſſion des aus vorbehaltenem Wiederkaufsrecht erwachſenen An⸗ 
fpruches Nr. 2384. 11. Geifion bes Reftitutionsanfpruches des fidei⸗ 
commiſſariſchen Subftituten vor Eintritt des Subftitutionsfalles. Um⸗ 
fang berjelben Nr. 2855. 12. Unterfchieb zwiſchen Inboffament und Eeifion 
Nr. 797. 183. Gemeinrechtliche Wirkung bes Indoſſaments Nr. 1481. 
14. Mehrfache Ceffion berjelben Forberung Nr. 1287. 15. Verbots⸗ 
legung auf eine cebirte Forderung vor Benachrichtigung bes Cefſfus 
Nr. 2176. 16. Ceditiren ber Keffionsvaluta oder Darleihen? Nr. 104. 
17. Solibarifche Schuldanerkennung ſeitens ber Ceſſi Nr. 2202. 18. An- 
erfennung einer fingirten Schuld gegenüber bem Ceſſionar Nr. 614. 
19. Unterfertigung ber Eeffionsurkunde durch ben Cefſus Nr. 1729. 
20. Exceptio non adimpleti contractus gegen ben Anjprud bes 
Eeffionars Nr. 421. 21. Eompenfation mit Porberungen gegen ben 
Cebenten Nr. 828, 857. 22. Umfang der Rechte bes Ceſfionars Nr. 2258. 
(Unzuläffigfeit der Erecutionsführung des Ceſſionars auf Grund eines 
für den Cedenten ergangenen Urtheils Nr. 3168.) 23. Berurtheilung 
des Ceſſus zur erichtlichen Hinterlegung der Schuld Nr. 677, 8149. 
24. Haftung bes Cedenten Nr. 19, 175, 189, 820, 510, 1196, 1413, 
1482, 1668, 1968, 2431, (2960). 25. Hypothecirung ber Regreß- 
forderung des Ceſſionars Nr. 2998. 

IX, Schuldübernahme. Nr. 1469, 1703, 1916, 1971, 2176, 2249, 2262, 
2460, (2510), 2548, 2708, 2747, 2915, 2963 (perfönlicdhe Haftung des 
Uebernehmers einer Hypothekarſchuld), 2966 (directer Anfpruch bes 
Bläubigers gegen ben Uebernehmer), 3139 (Irrthum in Anfehung ber 
vom Käufer zur Zahlung übernommenen Satzpoſten). 

X. Zahlung. 1. Vorausſetzungen ber Wirkfamfeit eines Zahlungsanerbietens 
Nr. 1598. 2. Stillfhweigende Einwilligung in bie Abtragung einer 
beftimmten Schuldpoſt Nr. 103, 2250. 3. Zahlung eines von ber 
Waiſencaſſe elocirten Kapital® an den inzwiſchen großjährig ge- 
wordenen PBupillen Nr. 1402. 4. Zahlung au fich ſelbſt? Nr. 2560. 
5. Erklärung bes Ueberbringers einer Zahlung über bie Perfon bes 
Schuldners Nr. 2109. 6. Beweislaſt in Anfehung der Vollſtändigkeit 
ber Zahlung Nr. 1187. 7. Bedeutung ber Formel „Saldirt” Nr. 2978. 
8. Ueberlafjung an Zahlungsflatt ober Schentung auf ben Todesfall? 
Nr. 2400. 9. Geben eines Wechſels an Zahlungsflatt Nr. 1514. 
10. Verpflichtung zur Ausſtellung einer Duittung Nr. 1664. 11. Ans 
ſpruch des Schuldners nah Tilgung ber Schuld auf Rüditelung bes 
Schuldſcheines, eventuell Sicherftellung Nr. 3079 (Nothwendigteit ber 
Begründung und Präcifirung dieſes letzteren Anſpruches Nr. 3097). 
12. Anſpruch auf Erfag ber für einen Anderen gezahlten Schuld 
Nr. 822, 1102, 2211, 2747, 2798 (Regreß des wegen der Staats⸗ 
gebühr für frühere Uebertragungen eines Grundſtückes in Anſpruch 
genommenen Befiger® gegen feine Bormänner), 8167. 13. Beneficium 
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competentiae Nr. 444. 14. Gerichtliche Hinterlegung Nr. 1667, 1738, 
1760, 1762, 1858, 1971; Binterlegung durch einen Dritten Rr. 2169, 
2381, 2708, (3080). Berechtigung zur Hinterlegung Rr. 3149. 
15. Afterpfandrecht als Grund ber Nichtzahlung einer Pfaudſchuld? 
Nr. 2584. 

XI. Novation. Nr. 909, 1209, 1311, 1866, 2608, 2634, 2839, 2919, 2932, 
2973, 3146. 


XIL Gompenfation. Bertragemäßige Eompenfation Nr. 393. 2. Mage mit 
Abzug der Gegenforberung Nr. 1297. 3. Unznläffigleit ber Berüd- 
fihtigung ber Compenfation von Amtswegen Nr. 2378. 4. ber 
Eompenfation von Yorberungen für bie aus einem ſequeſtrirten Ge⸗ 
ſchäft verlauften Waaren mit Forderungen an ben Erecuten Nr. 2168. 
5. ber Kompenfation mit einer illiquiben Forderung Nr. 264, 1535, 
(Beweis der Gegenforberung durch Zeugen Nr. 2264). 6. Eompenfation 
mit Forderungen gegen ber Cedenten Nr. 828, 857. 7. Eompenfation 
im Eoncurs Nr. 765, 1087, 1262, 1826, 1939. 8. Kompenfation im 
Ausgleihverfahren Nr. 1973. 9. Ordnung, in weldyer bei mehreren 
Forderungen zu compenfiren it Nr. 291. 10. Zeitpunkt ber Tilgung 
ber Korderung durch Eompenfation Rr. 770. 11. Gompenfation mit 
einer bereits aufgerechneten Gegenforderung Nr. 2236. 12. Berzicht 
auf die Compenfation Nr. 699. 

x. Schulderlaßß. 1. Vollwirkfamleit des mündlichen ſchenkungsweiſen Er⸗ 
lafle Nr. 445, 1862, 8061. 2. Nichteinhaltung ber VBebingungen bes 
Schulderlaſſes Nr. 411. 3. Erflärung bes Gläubigers, das er nichts 
mehr zu fordern babe Nr. 1161. 4. Stillfhweigender Berzicht Nr. 2976. 


B. Einzelne Ichuldverhältniffe. 


I. Gel&äftdobligationen. 

1. Darleiben. a) Darleiben zum Theile in Geld, zum Theile in 
Brivatforberungen bingegeben Nr. 295. b) Verwandlung eines Kauf. 
vertrages in ein Darleihen? Nr. 170. c) Umwandlung einer Voraus 
zahlung in ein Darlehen Ar. 1714. d) Darleiben ober Erebitiren ber 
Seifionsraluta? Nr. 104. e) Darleiben ober Depofitum? Nr. 1608. 
f) Verabredung eines Kaufgeſchäftes bei einem verzinslichen Darleiben 
Nr. 628. g) Unzuläffigleit des Berzichtes auf das im $. 991 a. b. G. B. 
eingeräumte Recht Nr. 1094. h) Umfang ber Haftung des Darlehens⸗ 
ſchuldners einer Pfandleihanſtalt Nr. 2881. i) Querela und Exceptio 
non numeratae pecuniae Mr. 58, 680, 1971. k) Wucher im Eapital? 
Nr. 2015. 1) Abſchluß einer Anleihe. Klagerecht bes Darleibere im 
Intereſſe der Inhaber ber Partialobligationen? Nr. 2409. 

2. Berwahrungsvertrag. a) Umfang ber Pflicht des Berwahrers 
Nr. 114, 2784 (Haftung bes Berwahrere für das ihm entwendete 
Depofitum?). b) Depositum irregulare Nr. 1608. 
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3. Schenlungspvertrag. a) Schenkung oder Bergleih? Nr. 519, 
1812, 3199. b) Schenkung oder entgeltliher Bertrag? Nr. 1072, 2711. 
c) Scenfungs- ober Dotalverjprehen? Nr. 1681, (2353). d) Klage 
ohne Production der Schenkungsurtunde Nr. 763. e) Formlofigkeit 
des ſchenkungsweiſen Erlaffes Nr. 3061. f) Schenkung in fraudem 
creditorum Wr. 1507. 

4 Gejhäftsführung a) Umfang einer Vollmacht Nr. 789, 
970, 1350, 1549, 1596, 2010, 2108, 2487, 2846, 2978. b) Auelegung 
einer Vollmacht Nr. 655, 1172, 2691. e) Ueberjchreitung ber Boll» 
macht Nr. 358, 784, 809, 1351. d) Borgefhüttte Vollmacht Nr. 3048. 
e) Klagrecht des Manbatars gegen ben Dritten Nr. 538, 1728. f) Be⸗ 
vechtigung bes Mandanten zur proceſſualiſchen Intervention Nr. 2182, 
8) Anſpruch des Manbanıi auf eine mit feinem Gelbe erworbene, 
auf den Mandatar gefchriebene Yorberung Nr. 1645, 1821. h) Selbfl- 
baftung aus einem in fremdem Namen gefchlofienen Bertrag Nr. 1295, 
2238. i) Haftung bes Notars für den durch die unterlafiene Proteſt⸗ 
erhebung herbeigeführten Berluft des Regrekrechtes des Wechielinhabers 
Kr. 2791. k) Theilung bes Schabens zwifchen Mandant und Manbatar 
im alle beiderfeitigen Berjhuldens Nr. 1384. 1) Erlöſchung ber 
Bollmadt durch ben Tod des Mandanten Nr. 3170. m) Yifignation 
Nr. 60, 61, 1538, 1915, 2176, 2674, (2548). n) Negotiorum gestio 
Nr. 226, 1398, 1617, 1775, 2003, 2116. 

b. Kaufvertrag: a) Kaufvertrag oder pactum de contrahenda 
emtione? Nr. 1908, 3079. b) Kaufvertrag oder Sliidsvertrag ? Nr. 2738. 
c) Beitimmtheit des Kaufobjectes Nr. 1291. d) Berlauf einer Grund⸗ 
küdsparcelle ohne Zerftüdiungsbewilligung Nr. 869, 882, 3182, 
e) Diehrmaliger Berlauf derjelben Sache Nr. 888, 556, 1369, 2112. 
f) Verlauf einer Theaterloge Nr. 2148. g) Beftellung einer Majchine 
Nr. 4756. bh) PBränumeration auf ein Wert in Lieferungen Nr. 12, 
1361. i) Abſchluß eines Kaufvertrages unter bem Borbehalt ber Er- 
langung einer gewiflen Eonceffion Nr. 3217. k) Veräußerung von 
Waaren bei beiden Kontrahenten befannter Ueberſchuldung bes Ber- 
käufers Nr. 2915. 1) Ungiltigkeit des fchriftlichen Kaufvertrages wegen 
mangelnder Angabe ber Höhe bed quittirten Kaufpreiſes Nr. 2148. 
m) Stillſchweigende Einwilligung in ben geforderten Kaufpreis? 
Mr. 2288. n) Annahme von Waaren ohne norausgegangene Feſtſtellung 
bes Preifes Nr. 2476. 0) Kauf eines Gewerbes um einen höheren als 
den Normalpreis Nr. 2667. p) Irrthum in Anfehung ber vom Käufer 
zur Zahlung übernommenen Satpoften Nr. 8189. g) Diffimmlation 
des verabrebdeten Kaufpreiſes in ber über das Kaufgejchäft errichteten 
Notariatsurkunde Nr. 2992. r) Simulation eines Kaufvertrages Nr. 776. 
s) Verkauf auf Borg? Nr. 1106, 2680. t) Uebergang ber echte und 
Berbindlichkeiten aus einem grumbbilcherlich fichergeftellten Creditver⸗ 
trage auf die Erben Nr. 2702, 2703, u) Verſprechen der Zahlung nad 
Berbrauch der Waare Nr. 1823. v) Haftpflicht des Verkäufers Nr. 1381, 

@lajer, Unger u. Walther Entid. VI. 88 
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18%. w) Erſatzanſpruch des Lieferanten bei Abbeftellung einer über⸗ 
teagenen Lieferung Nr. 2946. x) Verpflichtung bes Verkäufers zur 
Verſchaffimg bes phyfiſchen Beſihes Nr. 1629, y) Verabredung einer 
längeren, al® ber tm 8. 988 a. 6. ©. B. feitgefehten Garantiefrif 
Nr. 91. =) Verpflichtung bes Käufers zur Bezahlung bes Eapital- 
werthes der von ihm auf Rechnung bes Kaufiillinge mit einem 
capitalifirten Werthe zur Zahlung übernommenen wieberkehrenben 
Leiftungen nad) Beendigung berfelben Nr. 2966. aa) Zurfidiendimg ber 
Waare unter faljcher Adreffe Nr. 1088, bb) Verwanbinng eines Kauf- 
vertrages in ein Darleihen? Nr. 170. ce) Bereiterfiärung bes Käufers 
in ber Klage zur Zahlung bes Kaufpreifes Nr. 880. dd) Borkanferecht 
zu Gunſten bes Miteigenthümers Nr. 1866, oe) Wieberkaufsrecht 
Nr. 988, 1228, 2384. F) Einfluß eines nicht intabulirten Wiederlaufs- 
rechtes auf fpätere Hypotheken Ar. MS8. gg) Deffentliche Feilbietungen: 
a) unertaubte Berabredungen Rr. 51, 228, 1685, 1812, 8171. B) Haf- 
tung bei Abgang eines der erſtandenen Grimbftlide Rr. 471. 7) Ber- 
fanf eines Grunbfides nach angegebenen Flächenmaß mit ber Er⸗ 
Alrımg, baflir nicht zu haften Mr. 2868. 9) Gaffatoriiche Elaufel 
Reltcitation Nr. 2208. 

6. Beftanbvertrag: a) Mieth⸗ oder Pachtvertrag? Nr. 816, 
1616, 2790, 2806. b) Bermiethung eine® Kirchenbefikes? Nr. 3215. 
e) Zeitpacht ober Erbpachtꝰ Mr. 1501. d) Pachtvertrag mit Berab⸗ 
rebung über Umwandlung in Erbpacht Nr. 2686. eo) Gervitnt ober 
Beſtandrecht ? Nr. 2696, 8184 (Unfinhbarkeit). f) Wutlegung Nr. 2637. 
g) Berpachtung an einen Miteigentblimer Nr. 1287, (2660). h) Ber 
pachtung am einen Miterben Ar. 1271. i) Berpachtung burch einen 
Mitrigenthumer Nr. 1477, 1858. k) Berpacktumg durch den Frucht⸗ 
nießer Nr. 1258. 1) Zeitabfchnitt, für weichen ber Miethzins als feſt⸗ 
geſetzt anzufehen ift Nr. 2984. m) KTeehtliche Natur der Ernemerung 
des Beftundvertrages Nr. 788. n) Dauer eines Rilfichweigenb ermenerten 
Beftanbvertzage® Nr. 185, 1758. 0) Stillſchweigende Erwenerung? 
Nr. 1958. p) Botandzahlung bed Miethzinſes Nr. 864. q) Bere 
nung ver Friſt zur Zahlung von Miethzinſen nach dem dwrrch das 
irtfihe Necht figixten Münbignngstermin Nr. 2186. r) Zahlung bes 
Mietbzinfes am den Executen Nr. 9868, =) Nichterfültung bes Miet 
vertrages durch ber Bermiether Ar. 398. t) Verzögerung des Einzuges 
des Miethers Nr. 2089. u) Berpflichtung des Berpächters zur Her- 
ſtellung der durch ein Efementavereigniß vertoifteten Sache? Nr. 1843. 
v) Genbablagerung auf dem verpadsteten Grundſtücke darch Ueber⸗ 
fAwenmmg Ar. 100. w) Wiebderwegnahme ber vom Pechter gepflanzten 
Blume Nr. 772. x) Emfammimg von Früchten mad) Wölenf ber 
Pachtzeit Ar. 1801. y) Erlaß am Palins Nr. 176, IS =) Auf⸗ 
Iöfung eines Beſtandvertrages durch die Abminiſtrativbehörbde Mr. 908, 
=") Yufhebung ber Pacht einer Gewerbegerechtigleit durch bie Gewerbe» 
freipett? Nr. 2869. aa) Beripreiten bes Beſtandgebers wicht zu 
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fünbigen Nr. 386, 1844, 1420, 1444, 1504, 2628 (Zufage bes Ber- 
miethber an ben Aftermiether), 2671 (Zuſage „falls die Miether 
ihren Verpflichtungen pinktlich nachlommen“). bb) Berechtigung zur 
Kündigung im Falle der Sequeſtration ber Beflanbfache Re, 1610. 
cc) Kündigungstermin bei Bermiethungen „auf's Jahr“ Rr. 1168, 
1587. dd) Auflündigung einer auf unbefunmte Zeit vermietheten 
Wohnung im alle jpäterer Beränderung bes „Zahresginfes“ Rz. 2114. 
ee) Auslegung ber Berabrebung „balbjähriger Aufkündigung“ Mr. 3141. 
ff) Kundigungstermin im alle iillichweigenber Erneuerung Nr. 10568. 
gg) Berechnung ber Kiinbigungsternine Pr. 924, 1461. hh) Auf- 
fünbigung vor der vorhergejehenen Unwanbiung bes Pachtverhättnifies 
in Erbpacht Nr. 2686. ii) Beujpätete Auflänbiguug Mr. 974. 
kk) Berfrühte Auflündigung Nr. 1467. 11) Unterlaffene Auftlndigung 
eines „wiberruflihen” Beftanbvertrage® Nr. 987. mm) Kauf bricht 
Miethbe Nr. 1429. nn) Eintritt bes neuen Eigenthümers in das 
Beftanbverhältnig Nr. 323. 00) Einwilligung bed Miethers in den 
Berlauf ber Beſtandſache Nr. 458. pp) Vorausfegungen ber Verech⸗ 
tigung des Verpächters zur Aufhebung des Pachtvertuages Nr. 2908, 
gg) Bertragsmäßige Berechtigung bes Beſtandgebers zur Aufhebung 
bes Beftanbverhältniffes Nr. 288, 401, 1789, 2479, 2560. ır) Ein- 
ſchränkende Auslegung ber cafſatoriſchen Slaufel Mr. 2178. se) Aufhebung 
des Beftanbvertrages wegen Zinsrückſtandes Nr. 1591, 1902, 1909, 
8008. tt) Rüdtritt vom Miethvertrage einer Wohnung wegen Benligung 
einer anderen Wohnung zu unfittlichen Zweden? Ar. 2808. uu) Un- 
brauchbarkeit ber gemietheten Wohnung Nr. 2504. vr) Klage auf 
Zurückſtellung nach Ablauf bev Pachtzeit Nr. 1288. ww) Einfluß bes 
Concurſes auf das Beftandverhältui Nr. 111, 864, 410, 648, 774, 
1138, 1785. xx) Einfluß der Verpachtung ber ganzen Sache auf eine 
frühere Berpachtung eines Theiles beufeiben Au 2086, yy) After 
beſtand Nr. 648, 1036, 1157, 1788, 2051, 2560 (Weitere Bermmiethung 
an einen Dritten, ber zugleich Hausadminiſtrator iR Nr. 2986. 
»2) Bränotatioe ber Rechte bes Beſtandnehmers Nr, 1116, 1679. 


?. Lohnverftag: a) Lohn⸗ over Seſellſchafteverttag ꝰ Nr. 1829. 
b) Bauubrernahme gegen Pauſchulbetrag Ne. 1887. e) Stillſchwelgender 
Wehnvertrag Nr. IR A) —** anf Hentuneramir für Ein⸗ 
leitung fremder Rechtsgeſchäfte Nr. 607. 6) Lohn fite Wermittfiiig bes 
Arfigtuffes eines Seſetiſchaftsverirages Nr. 2080. Fi Aufßebung der 
Berutathung ber Entgerrlichtein gereiſteter Dtenſte vurch entgegenſtehende 
Vermuthunger Mr. 198 6) Stillſchweigenbr Einwilligung ir die Un⸗ 
entgeltfichteit Wr. 2468. hf Verſptrchen „fllentiger" Velohmung Rx. 492. 
3 Feſtſtettkaug Atzuttcher Smorued Nr. 1018. 19 Wertähtarig bes 
Entgelte für Dienflleiftungen Nr. 79, 767, 1881. 1) Brrechnung ber 
Bertrapsbaniet nach ber Kalenberzett Ar. 678. m) Aädtritt Son einem 
Lohnvertrag wegen matigelhafter Leiftung Mr. 3170. 1) Entlaſſung eines 
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Schaffners vor Ablauf der Dienfizeit Nr. 1176. o) Umfang ber im 
&. 1155 a 6. G. B. normirten Entidäbigungepflidht Nr. 898, 2819. 

8. Geſellſchaft. a) Verpflichtung zur Reduungelegung Nr. 2421, 
(2477), b) Umfatthaftigfeit der Mage anf Rechnungslegung ſeitens bes 
Erben des geihäftsführenben Geſellſchafters gegen bem überlebeuben 
Geſellſchafter Nr. 2964. c) Haftung der Mitglieder nad ihrem Ans- 
tritte Rr. 32, 126. d) Berurtheilung des nach Wuflöjung ber Gefell- 
ihaft von einem Socius auf Zahlung belangten Geſellſchafteſchnldners 
zur gerichtlichen Depofition ber ganzen Schuld Ar. 2194. 

9. Gemeinſchaft: a) Begriff ber „orbentliden” Berwaltung 
Nr. 123, 566, 2862. b) Beſtandnahme dur einen ber Miteigen- 
thämer Wr. 128, 1257, 1271. c) Beſtellung einer Servitut an eimem 
im Niteigenthum befindlichen Grunbftüäd Nr. 2988. d) Berpflidhtung 
eines Gemeinfchaftere zur VBerzinfung ber gameu Summe Rr. 1083. 
e) Beſtellung eines Berwaltere durch ben Richter Rr. 749, 877. 
1) Inriſtiſche Ratur der Nachbarſchaften in Kärnten Rr. 2862. g) Recht 
des Miteigenthümers auf Yeilbietung ber ganzen Realität Nr. 180, 
363, 3016. 5) Recht auf Feilbietung eines ehemaligen RKirdgengutes 
Rr. 520. i) Theilung zu „gleichen Theilen” Nr. 838. k) Unzuläffigteit 
einer zu foftipieligen Theilung Nr. 649. 1) Richterliche BeRiuumnmmg bes 
Termiines für Rechnungslegung bei Verwaltung ber gemeimichaftlidhen 
Sade burd einen Miteigenthämer Rr. 2502. m) Geltentmedhung be6 
Umfange® bes gememidaftligen Bermögens durch Einrebe Rı. 2355. 
n) Tod eine® Miteigenthämere Rr. 3023. 0) Gütergemeinichaft zumer 
Beneru Rt. 2411. 

10. Eompremiß Rr. 36, 691, 700, 757, 1007, 1611, 2063, 
23693. 

11. Anerlennungevertrag Mr. 1743, 1885, 1920, 10, 
1956, 2066, 2126, 2202, 2633, 2691, 2783, 2336, 2871, 3145, 
3148.  Scähulbanuerfennung ober außergerichtliches Grekänbuif Ar. 3663.) 

12. Bergleich. Wr. 1499, 1549, 2286. 

13. Leibrenten vertrag. a) Mit caffetsrüder Elaufel Wr. 1, 
128. b) Borausjcgungen jeiner Bütigleit Rr. 1083. c) Beripreigen der 
Berihaffung „einer jorgenfreien umb glüdliden Zuluujt"? Sr. S225. 
dä, Unfehtung durch bie Pfũchttheils berechtigten Nr. 799. ec) Berjährung 
der Teibremten Ar. 959. 

14 Epiel unb Bette: a) Bebingungen ber Giltigkeit eimer 
Wette Mr. 1212. db, Selbverflänblidge Berpflidiung Des Bettenden zer 
Bornahme ber Tpiütigleit, um beren Eriolg gewetiet ii Rr. 278. 
ce; Stulvihein, über eine Spielſchuld ansgekelt Rz. 1078. d) Beiifel 
über eine Spieſjchald ansgeſtellt Nr. 2973. (e) Giädsuertrag aber 
Raufpertrag? Nr. 2738.) 

15. Bürgigafı Mr. 148, 446, 751, 1313, 1366, 2009, 2208. 

16. Biaubverirag: a, Actio pigmeraticia direcız, ÜBetingke 
Verurtbeilung bes Pfandnehmers zur Rültelung ber Piautjsdhe gegen 
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Tilgung ber Pfandſchuld Nr. 2822, 3214. b) Unentgeltliche Zurlidgabe 
bes Pfanbes im Sinne des $. 485 St. ©. B. Nr. 2829. 

17. Innominstcontract: a) MWeberlaflung einer Erfindung 
Nr. 8225. b) Geſtattung von Gipsgewinnung gegen ein proportionales 
Entgelt Ar. 2427. c) Zweiſeitige Uebereinkunft auf Zahlung einer 
befimmten Summe für ben Fall eines Gewinnes in ber Lotterie 
Mr. 2711. 


I. Delictdobligationen. 1. Verführung Nr. 25, 56, 652, 680, 778, 1836, 
2927; 2471 (Anſpruch ber Berführten auf Schmerzengelb und Ent- 
jhäbigung für Ehrenkränkung?), 2716 (Umfang bes Entſchädigungs⸗ 
anfpruches), 2901 (Auſpruch auf Schmerzengelb wegen Nothzüchtigung). 
2. Haftung eines Minderjährigen für ein Darlehen aus bem Titel 
ſchuldhafter Beihädigung Nr. 2497. 3. Borgeben ber Eigenberedtigung 
feitens eine® unter verlängerter Bormunbichaft ftehenden Volljährigen 
bei Abſchluß von Rechtsgeſchäften Nr. 2991. 4. Beihäbigung eines 
Haufes durch Tieferlegung der Straße Nr. 578. 5. Verminderung ber 
Triebfraft eines Baches duch einen Eiſenbahnbau Nr. 1421. (6. Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch wegen einer durch eine Eifenbahnanlage herbei⸗ 
geführten Veränderung eines öffentlichen Weges Nr. 2629.) 7. Beſchä⸗ 
bigung buch umbefugten Betrieb eines Gewerbes Nr. 798. 8. Ableis 
tung eines Waflerlaufes Nr. 1242. 9. Ungerechtfertigte Beſchlagnahme 
wegen angeblichen Privilegiumseingriffes Nr. 1389. 10. Erfat bes lucrum 
cessans bei einer burch Körperverlegung bemirkten Erwerbsunfähigkeit 
Nr. 84, 2568. 11. Schmerzengelb im alle injuridfer Mißhandlung 
Nr. 2685. 12. Unzuläffigkeit bes Anſpruches auf Gchmerzengelb bei 
Mißhandlungen, die keine Verlegung bewirkten Nr. 2986. 18. Boraus- 
ſetzungen ber actio de pauperie Wr. 2189. 14. Haftung für Wild» 
ſchaden Nr. 346. 15. Haftung file einen durch Eiſenbahnen verurfachten 
Schaden Nr. 948, 1948. 16. Gegenflanb ber Erfagleiftung für Ab- 
nüßung einer Sache Nr. 668. 17. Außergerichtliche Schägung bes 
Schadens Nr. 1307. 18. Verjährung ber Entf hädigungsllage im Kalle 
bes 8. 1816 a. b. ©. B. Nr. 215. 19. Verjährungefrift für bie Klage 
auf ziffermäßige Feſtſtellung bes vom Strafrichter zuerkannten Schaben- 
erjae® Nr. 1726, 


Ill, Varise oausarım flgurae. 


1. Condictio indebiti: a) Zımlldforberung bes zu Ehren eines 
Anderen Gezahlten Nr. 127. b) Des auf Grund eines gerichtlichen 
Bergleihes Gezahlten Nr. 720. c) FIm Kalle der Herabfegung bes 
Hrachtfages nach Abſchluß bes Frachtvertrages Nr. 1141. d) Auf Grund 
bes Nichtbeftande® einzelner Schulbpoften Nr. 1282. e) Nah Ein- 
löfung eine® Wechſels mit falfchem Inbofjament Nr. 414. f) Im Falle 
ber Einldfung eines unförmlichen Wechſels Nr. 794. g) Anf Grund 
eines ſtrafrechtlichen Erkenntniffes Nr. 1129. h) Rüdforberung eines 

indebite ausgeſtellten Schuldſcheines Nr. 2241. i) Zahlung einer 
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Schuld, von ber der Zahlende weiß, daß fie nicht zu Recht beſteht 
Rr. 2667. k) Beweislaſt in Anſchung des Irrthums Rr. 141. 

3. Condietio ob causam datorum Nr. 328, 2242, 3068. 

3. Condietie ex injusta causa Mr. 1251, 1518. 

4. Condietio sine causa Mr. 12713, 2106. 

5. Bereierung (In rem versio): a) forberung eines Koſten 
betrages für Herfellungen an öffentlihen But wegen des dadurch auch 
einem Privaten verſchafften Mugens Nr. 1210. b) Auſpruch auf einen 
Kaufpreis mad Berjährung bes zu feiner Begleihung acceptirten 
Decqhſeis Nr. 1880. e) VBereicherungellage aus einem berjährten Wedhjel 
1481, 1648, 2448. d) Uns einem yeäjsbicirien, iz Wechſelform aus 
geßeliten Pränienjhesn? Nr. 5228, 0) Erjaganiprud bes Perſonal⸗ 
fhuibners, ber bie nen bem epecutiven Mäufer übernomunenen Gab- 
polen ben Gupethelarglänbigern bezahlt Nr. 2747. Auſpench auf 
Eriatz des durch Aufnahme eines Ertranften verswjadten Schadens 
Nr. 52, 

6 Berbinblichkeit zur Urluubenebition. Mege auf ab- 
ſchriſtliche Mittheilung einer Urkunde Nr. 887 

7. Berbinblidgkeit gum Unterbalte e einer Perſon: a) Ab 
näbrungönertrag Nr. 809. b) Forderung non Ulfunenten pro praeterito 
Rr 46, 388, 517, 788, 851, 1089, 1214, 1838, 1875, 1414, 1688, 
1842, 1889, 2064, 2785, 3141. e) Verjährung Wr. 788, 1089, 1192, 
1214, 1284, 3110, 3905, 27685, 2766. d) Exlöfchung ber Alimentations- 
zit duch den Lob bes Berpfliteten Rr. 3186. 6) Verpflegung 
ber Schweſter durch den Bruder. Ausſchluß ber Korderung auf Rüd- 
erBattung wegen ber causs pietatis Rr. 2976. 

8. Berpfligtung zur Beerbigung. Begräbzißloften, gegen 
bie Erben fett gegen bem Befeller eingelagt Ar. Ti. 7°". 


IV. Familienrecht. 


Eherecht. 1. Berhältuiß der weitligen Gerichte zu den geiffichen Che 
gerigten Nr. 1197, 1119, 3007. 2. Znfänbigleit zur Bernahme ber 
Bergleichſsverſuche vor ber Eheſcheidung Nr. 2864. 3. Berhäftniß ber 
öftlerr. Berichte zu auswärts gefchloflenen Ehen Ar. 1063, 8108. 4. Um 
zuläffigleit der Beſtelung sines defensor matrimonü in einem Gtreit 
über die Wirkſamkleit und Bollſtredbarkeit einer un Ausland erfolgten 
gerichtlichen Ehetrennung Nr. 2111. 6. Sqhließung einer Civilehe im 
Auslande Nr. 2148. 6. Unverbinblichfeit eines für den Hal bes Rüd. 
trittes vom Eheverloöbniß gemachten Berjprehens Nr. 1704. 7. Natur 
und Umfeng bes Anſpruches auf Schabenerich im Kalle des Rüdtrittes 
vom Üheverföhnig Nr. 8074. 8. Berechtigung bes Ehemannes zur 
Benügung ber Wohnung feiner Grau Nr. 1868. 9. Bewilligung eines 
abgefonberten Wohnortes für bie Gattin Nr. 1954. 10, Bexpflichtung 
des unbefugt Ausgewanberten zur Alimentirung ber zurüdgeblicbenen 
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Battin Nr. 609. 11. Epilepfie als Grund unfreiwilliger Eheicheibung 
Mr. 2105. 12, Anfpruc ber gefihiebenen Gattin auf Alimentation 
Nr. 867, 889, 1888, 1888, 1910. 18. Mlimentatiensenfpruch ber 
factifch getremmt Iebenben Gattin Nr. 1712, 3148. 14. Unüiberwinblidhe 
Abneigung ale Ehetrennungsgrumnb Nx. 525, 2288. 15. Unzuläffigfeit 
ber Ehetrennungsllsge einer zübiichen Gattin Nr. 1866. 16. Wieber- 
verehelihung einer nicht ſchwangeren Witwe vor Ablauf von ſechs Mo- 
naten Nr. 524. 17. Tobeserllärung zum Zwecke ber Wiederverehe⸗ 
lichung Rr. 8196. 

IL Eheliches Güterredt. 1. Berfpredhen der &ttern, das Heiratögut zu 
ergänzen, falls das Bermögen ber Bramt nit ausreichte Nr. 77. 
2. Kleiber, Waſche und Einrichtung als Heiressgut Wr. 59. 8. Zuge 
brachtes Vermögen ale Heiratögut Nr. 370, 4. Yusfaktung der Braut 
ala Theil bes Heiratsgutes ? Nr. 661. 5. GSchenlunge aber Dotal- 
verſprechen? Nr. 1681. 6. Mundliches Berfprechen eines Heiratsgutes 
Nr. 2853. 7. Auslegung eines Ehepactes Nr. 3500. 8. Feem ber in 
einem folchen enthaltenen Verfügungen auf ben Tobesfall über einzelne 
Sachen Nr. 2600. 9, Empfangebeflätigung über Deotalfachen unter 
Angabe ihres Schäungspreifes Nr. 59, 120. 10. Legitimation bes 
Ehemannes zus Einklagung bes Heiratögutes Ar. 993. 11. Anſpruch 
ber Ehegattin auf Sicherfiellung bes Heiratgutes Mr. 2216, 12. Berzugt- 
zinfen vom Heiratögut vom Tage bez aufgelößen Ehe an? Nr. 298. 
18, Beſtellung einer Widerlage oder Schenkung auf ben Todecgfall ? 
Nr. 266. 14. Beſſellung von Heiratsgut und Widerlage bei gleichzeitiger 
Bütergemeinfcheft Nr. 67, 1540. 15. Berſprechen einer ziffermäßig 
beſtimmten Ausſtattung Nr. 1748. 16. Einfluß bes Anstrittes aus bem 
Militärverbende auf Die beſtellte Heiratscaution Wr. 3270. 17. Form 
für bie Errichtung einer ehelichen Gütergemeinfchaft auf den Tobesfall 
Rr. 8222. 18. Fortbeſtand ber in älteren Geſetzen gegränbeten Güter 
gemeinſchaft Nr. 694, 764. 19. Bertingsmäßige Feſtſetzung bed aus- 
ländifhen Rechtes als Norm für die Regelung ber ehelichen Ber- 
mögensverhältnifie Nr. 2148, 20. Einfluß bes Domicibwechſels auf baß 
eheliche Güterceht Nr. 2701. 92. Unzuläffigleit dev Pränotation ber 
ehelichen Gütergemeinfchaft ohne Einwilligung des Gatten Bir. 1175, 
2885. 22. Einwilligung zur Iutabulation eines Vertrages Über allge- 
meine Bütergemeinichaft Nr. 1685. 23. Begins des Anſpruches auf 
bie Nugungen ber Gutshälfte im Sale ehelicher Gitergemeinſchaft 
Nr. 2862, 24 Behandlung ber Anjprüche der in Gütergemeinſchaft 
Iebenben Gattin beim Goneurs über das Bermögen bed Gatten 
Nr. 2770, 2771. 25. Aufhebung der Gutergemeinſchaft im Halle beiber- 
feite verſchnldeter Eheſcheidung Nr. 2188. 26. Praenumptio Muclana 
Rr. 219%, 2254. 37. Bermuthung des Eigenthumes ber Gattin an bem 
von ihrem Manne empfangenen Schuudiehen Nr. 692. 28. Umfang 
des Berwaltungs- umb Bertretungsrechtes bes Ehemannes Nr. 1477, 
1779, 2058. 29. Umgiltigleit ber bei außergerichtliher Scheibung 
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getroffenen vermögensreditlihen Berabrebungen Nr. 5. 30. Einfluß 
der Sceibung auf bie Ehepacten Nr. 845, 1145, 1454, 2138, 2677. 
31. Auſpruch auf Alimente tro& Aufhebung ber Ehepacten wegen ver- 
ſchuldeter Scheidung Nr. 1883, 2947. 88. Unſtatthaftigkeit des An- 
fpruches ber durch ihr Verſchulden gefchiebenen Ehefran auf ben noth- 
wenbigen Unterhalt Nr. 2646. 83. Alimentation ber Gattin im Falle 
ber Scheidung aus beiberfeitigem Berfehulben Nr. 1842. 34. Voraus- 
feßungen biefe® Anfpruces Nr. 2897. 35. Unſpruch ber ane ibrem 
Berijhulden gefhiedenen Gattin während der Dauer bes Alimentations- 
procefies? Nr. 2606. 36. Verpflichtung bes ohne gerichtliche Scheidung 
abgejondert lebenden Gatten zur Alimentirung feiner Frau Nr. 1896, 
2635, 3021, 3076. 37. Berpflihtung des durch fein Berichulben 
geihiebenen Ehegatten zur Leitung ber Alimentation neben ber Rüd- 
Kellung bes Heiratögutes Nr. 2677. 88. Berzugezinfen von nod 
nit gerichtlich beſtimmten Alimentationsgelbern Nr. 2667. 89. Ein- 
finßlofigfeit einer fpäteren gerichtlichen Scheibung auf ben bei ber 
früheren einverſtändlichen Scheidung geichloffenen Vergleich Nr. 1987. 
40. Erlöfhung der urtheilgmäßig anerlannten Verpflichtung bes Ehe⸗ 
gatten zur Alimentirung ber rau durch den Tob des erfleren Nr. 3136. 
41. Anſpruch der Witwe auf ſechſswöchentliche Verpflegung Nr. 1689. 
. Eltern- und Kindesrecht. 1. Nothwendigkeit bes gerichtlichen Scheltens 
einer Krühgeburt Nr. 615. 2. Beweislaſt in Anſehung des tempus 
scientiae ber Geburt bes Kindes Nr. 554. 3. Legitimation bes curator 
fariosi zur Beftreitung ber ehelihen Geburt Nr. 1651. 4. Unzuläffigleit 
der Delation bes Haupteibes au bie Mutter bei Beftreitung ber ehelichen 
Geburt Nr. 557. 5. Kraftlofigleit des Geftänbniffes der Ehefrau 
Ar. 2746. 6. Beftreitung der ehelichen Geburt durch Die Mutter Ar. 1926, 
2885, (2881). 7. Beftreitung ber ehelichen Geburt per exceptionem 
Mr. 1981. 8. Beftreitung ber ehelichen Geburt auf Grund ber Reife 
des Kindes Nr. 2797. 9. Kompetenz ber weltlihen Gerichte in Betreff 
der Erziehung ber Kinder gefchiebener Betten Rr. 1060. 10. Ber- 
fahren hinſichtlich der Zuweiſung ber Kinder nad erfolgter Ehe⸗ 
fheibung Nr. 2146. 11. Unzuläffigfeit eines biesfälligen Rechtsftreites 
Nr. 2492. 12. Berechtigung bed Vaters zu Klagen im Namen bes 
Kindes ohne vormundſchaftsgerichtliche Ermächtigung Nr. 550. 13. Mais 
fides des Baters als geſetzlichen Stellvertreters feines Kindes Nr. 2560. 
14. Alimentation eines ohne Zuſtimmung des Vaters bei einem Dritten 
lebenden Kindes Nr. 646. 15. Anſpruch einer bereits vwerebelichten 
Tochter auf Beftellung eines Heirategutes? Nr. 8027. 16. Auſpruch 
des Kindes als Nacherben des Baters auf Alimentirung aus bem 
Subfiitntionsvermögen Nr. 788. 17. Alimentationopflicht ber Großeltern 
Nr. 2686. 18. Necht ber Baters in Betreff bes ibm an dem Ber- 
mögen ber Kinder eingeräumten Fruchtgenufſes Nr. 129. 19. Analoge 
Anwendung auf ben Fall eine ber Mutter eingeriumten Frucht⸗ 
genuffes Nr. 2182. 20. Bertheilung einer Goncretalpenfion zwiſchen 


IV. 


= 
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Witwe und Kinder Nr. 566. 21. Suspenfion ber väterlichen Gewalt 
wegen eigenmächtiger Auswanderung. Nr. 686. 22. Emancipation durch 
Seftattung der Bewirtbichaftung eines Bauerngutes Nr. 989, 23. Eman- 
cipatio saxonica Nr. 2987. 

Unchelihe Kinder. 1. Beweis ber Mutterihaft Nr. 1186, 1298, 
8181. 2. Beweis bes außerehelichen Beiſchlafes durch Indicien Nr. 183. 
8. Außergerichtlihes Geſtändniß der Vaterſchaft Ar. 1278. 4. Uner- 
fennung berfelben vor Seelforger und Zeugen, bewiefen durch ben 
Taufſchein Nr. 2723. 5. Baternitäte- und Alimentationsllage Nr. 326, 
838, 517, 733, 851, 852, 1029, 1089, 1214, 1248, 1375, 1414, 1534, 
2110, 2294, 2295, 2660, 2735. 6. Berechnung bes im 8. 168 a. b. 
®. 2. flatuirten Zeitraumes Nr. 2157. 7. Unabhängigkeit bes Aus- 
fpruches über die Vaterſchaft von ber AZuerfennung ber Alimente 
Nr. 2735. 8. Verpflichtung des Vaters zur Alimentation während ber 
Berpflegung des Kindes im Findelbauſe Nr. 2951, 3181. 9. Exceptio 
plurium concumbentium Nr. 875, 1092, 2376. 10. Unzuläffigleit bes 
Gegenbeweifes gegen bie gefeglihe Vermuthung ber außerehelichen 
Baterichaft durch das außergerichtliche Geſtändniß ber Mutter tiber ben 
Zeitpunkt der Beiwohnung unb die Befchaffenheit des Kindes Nr. 2660. 
11. Dur‘ den Nachweis der Reife Nr. 3182. 12. Reihenfolge in 
ber Verpflichtung zur Alimentation Nr. 773. 18. Unftatthaftigleit des 
Regreßanfpruches ber alimentirenden Mutter gegen ben unebelichen 
Bater Rr. 2735. 14. Dauer ber Alimentationspflidht des nnebelichen 
Vaters Nr. 2262. 15. Giltigleit bes zwiſchen den Litern eines unehe⸗ 
lihen Kindes über die Alimentenzahlung ohne vormundſchaftliche Ge⸗ 
nehmigung gefchloflenen Crlaßvertrages Nr. 8061. 16. Berjorgungs- 
pflicht des unehelichen Vaters Nr. 188, 307, 1832, 2054, 2462, 2619. 
17. Berfügungsredt über bie Erziehung Nr. 1671. 18. Uebernahme 
eine® Findelkindes in unentgeltliche Pflege Ar. 2741. 

Vormundſchaft. 1. Beſtellung eines Eurators für einen zur Selbft- 
beforgung feiner Angelegenheiten Unfäbigen Nr. 491. 2. Beſtellung eines 
curator absentis Ar. 1554, 2165, 2248. 8. Rechtliche Stellung bes 
Bormundes: a) Abſchließung eines Miethvertrages anf längere Dauer 
ohne obernormunbdfchaftlide Genehmigung Nr. 361. b) Aufnahme eines 
Darlehens ohne obervormundſchaftliche Genehmigung Nr. 1706. c) Be- 
fugniß bes Eurators zur Anerlennung eines Bermädtniffes, beflen Be⸗ 
Dingung vereitelt ift, ohne obernormunbjchaftlicde Genehmigung Ar. 2666. 
d) Nothwendigkeit ber Zuſtimmung ber Bormunbfchaftsbehörbe zu 
Aenderungen in ber Abminifixation des Münbelvermögens Ar. 3008. 
e) Legitimation in Betreff bes Haupteibes Rr. 871, 960, 2628. f) Les 
gitimation zu Klagen von Wichtigkeit ohne Ermächtigung der Obers 
vormundſchaft? Nr. 2881. g) Legitimation bes curator furiosi zur 
Beftreitung ber ehelichen Geburt Nr. 1661. h) Anfpruch auf Vergütung 
für den Mündel beforgter Arbeiten? Nr. 531. i) Anſpruch bes Bor- 
mundes auf Erſatz einer Auslage nach Ablegung ber Rechnung? 


— 2 — 


Nr. 2186. k) Berantwortlichleit wegen vernachläſſigtem Interefſe bes 
Bflegebefohlenen Nr. 618. 1) Eutbebung wegen Sutereffenconflictes 
Nr. 1742. m) Berpfliätung zur Sicherfielung von Pupillarforderungen 
Nr. 509. 4. Nichthaftung bes Fiscus für Verſehen des Richters bei 
der Aulage von Wailengelbern Mr. 1171. 5. Berantwortlichleit ber 
Euratelbehörbe für zu pt entbedite Unterflagungen Nr. 1824. 6. Ber- 
antwortlichleit der Obervormundſchaft und Wufpru auf Aufbebung 
bes fchäbigenben Acies Nr. 2838. 


V. Erbrecht. 


A. Erbfolge im eigentlichen Sinne. 


L Erbfähigteit. 1. Exbunfähigleit ber Mitglieder eines geiftlichen Dxbens 
Nr. 270. 2. Einfluß ber einem Mönd ertbeilten Dispenfstion auf 
befien Erbrecht Nr. 2816. 8. Beleidigung des Erblafſers als Exb- 
unmwürbigleitögrunb Nr. 155. 4. Beichaffenheit bes im 8. 548 a. b. 
G. 8. erwähnten Geſtändnifſes des Ehebruches Nr. 430. 5. Zeitpunkt, 
in welchem ber Beweis bes Ehebruches geführt fein muß Nr. 2628. 

U. Geſetzliche Erbfolge. 1. Erbrecht ber Defcenbenten, beren Gitern durch 

Iegtwillige Anorduung wen ber geiehlichen Erbfolge ausgeſchloſſen finb 

Nr. 160. 2, Rechtliche Natur bes nach 8. 757 a. b. ©. B. dem 

Ehegatten zuſtehenden geſetzlichen Grbrechtes Mr. 2446. 3. Erbfolge in 

Bauerngltern Nr. 380. 4 Rückwirlende Kraft ber Erbfolgegeſehye 

Ar. 8210. 

II, Teſtamentariſche Erbielge. 1. Teitirfähigleit: a) Fähigkeit eines Curanden 

Nr. 419, b) Eines Großjährigen im Falle verlängerter Bormundideft 

Nr. 875. 3. Form der Teamente: a) Schriftliches Teament: «) Er- 

Härung bes Erblaſſers, daß bie allographe Urkunde feinen leuten 

Willen entgalte Nr. 261, 428, 478, 668, 982, 1887. 6 BVerletzung ber 

im 5. 570 «. 6. G. B. vorgeſchriebenen Forwlichbeiten Mr. 93, 118, 

663, 798, 1188, 1261, 1827, 1604, 1838, 2007. y) Verletzung ber im 

8. 581 a. 5. ©. B. vorgefgriebenen Formlichteiten Mr. 549, 1261, 

1888. 5) Maographes Teſtament eines Taubfiummen Wr. 1235. 

b) Nundliche Teſtamente: cc) Srforberniß ber Rogation bee Bengen? 

Rr. 2871. Beabſichtigtes ſchriftliches Teſtament (oder Eobicill) als 

minblies aufrecht erhalten Nr. 44, 1000, 1687, 2022, 2784, 3147. 

y) Uufreterhaltung eines mändliches Teflamentes, obgleich ber Erb⸗ 

Iaffer nit alle Anordnungen ausgeiprocdhen bat Mr. 148. 3) Mänd- 

liches Tehament? Nr. 1148. se) Nichtübereinſtimmmg ber Uusjagen 

ber Teflamentegeugen Rr. 585, 8160. e) Privilegirtes Teſtament zur 

Beit der Cholera erritet Nr. 867, 718. 8. Inhalt bes Teſtamentes: 

a) Art der Erbeinfehung Mr. 218, 310, 1529. b) Grbeinfegung ber 
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„nächften Berwandten“ Nr. 141. c) Erbeinſegung ber „Biutefreunbe” 
im Teſtamente eines nuchelig Geborenen Nr. 2164. d) Erbeinſetzung 
ber „Erben“ Nr. 2884. e) Erbeinjegung and einem beſtimmten Kreis 
anszuwählender Berfonen Nr. 1806. f) Crbeiufehung einer erſt zu 
errichtenden Stiftung Ar. 1055. g) Erbeinſehnng einer Stiftung ober 
unbefimmmter Berfonen? Ar. 16547. h) Erbeinfegung unter Bebingungen: 
a) Unerlaubte Emspenfio-Bebingung Nr. 1485. 6) Bebingung ber 
Wicgtverehelihung? Nr. 487. y) Der WBitwerfhaft Nr. 827, 1618. 
i) Erbeinſetzung sub mode Nr. 2369. k) Subflitutionen: «) Gemeine 
ober fibeicounmmiflarifde Subkitntion? Nr. 154. 8) Erbeinſetzung mit 
fibeicommifferifeger Subſtitution ober Legat bes Fruchtgennffes ? Nr. 186. 
y) Fideitonnniſſariſche Subfitution? Nr. 2102. 8) Bupillarfadflitution 
Nr. 2478. s) Fideicommissum ejus quod supererit Pr. 2022. 5) Be- 
ihräntung ber fiäeicommifferiichen Subſtitntion anf das ben Bflidht- 
theil Uberſeigende Bermögen Nr. 8012. 7) Berechnung ber Grabe nad 
$. 612 a. 6. ©. 8. Mr. 78. 9) Veräußerung von Saden, bie zu 
eiwer wit dem Gubfitutionsbeanbe behafteten Exbfchaft gehören Nr. 62. 
s) Erecutive Feilbietung folder Sachen Nr. 2726, 3075, 8158. 1) Er- 
nemung einer Erzieherin Pr. 1180. m) Ernennung eines Curatore 
Nr. 1804. n) Berbot der Teftamentöbeftreitung Nr. 1347. 0) Ber- 
üuberungs- unb Einſchuldungſverbot Mr. 116, 140, 288, 946, 1381. 
p) Ungiltigleit bes Teſtamentes wegen Irrthumes im Beweggrund 
Nr. 2784. 4. Wechfelſeitiges Teflament ober Erbvertrag? Nr. 811, 
1662, 2627, 8200. 5. Unslegung bed Teſtamentes Nr. 251, 1489, 2164, 
6. Teſtament mit berogatorifcher Clauſel Nr. 147, 161, 188, 239, 2428. 
7. Aufhebung des Teſtamentes: a) Zerrifſenes Teſtament Nr. 115, 
b) Durchſtrichene Anorbnung Nr. 1240. c) Widerruf eines Teflamentes 
Ar. 296. 

IV. Erbyerteng. 1. Errichtung vor dem Notar Nr. 1084, 2. Nicht» 
genehmigung eine® Grbwertrages durch das Bormundſchaftsgericht 
Nr. 1190. 8. Erbvertrag oder wechfelfeitiges Teftament? Nr. 811, 1662, 
2637, 8200. 4. Gebvertrag ober ebelidhe Gütergenreinfchaft auf ben 
Todesfall? Rr. 3292. 5. Wuslegung eines Erbvertrages Mr. 1458, 
6, Erbeinfegung Dritter in einem Exrbvertrag Nr. 1888. 7. Berjährungs- 
friß für die Anfechtung eines Exrbwertrages Nr. 1087. 

V. Erwerb der Erbſchaft. 1. Antritt der Erbſchaft: a) Nechtlihe Folgen 
ber verweigerten Erbserlärung Nr. 1008, 1408. b) Eolifion ber 
Erdserfläruugen Nr. 66, 115, 347, 1208, 1088, 1710, 1747, 1888, 1895, 
@1A0, 3102, 2214, 2827, DAL, 2469. ce) Nadräptike Abänderung 
ber Srherrllärung Nr. 3888, d) Erbserlärung auf Grund ber Erb- 
einfehimg unter der Bebiugung bed Witwerflandes Nr. 827. 2. Ab- 
lehnung der Erbſchaft Nr. 950. 8, Anwachſungorecht Ar. 880. 4. Ber- 
laſſenſchaftsabhandlung; a) Ermitllung bes Nachlafſes Ar. 2190. b) Ein- 
beziehung in den Händen Dritter beſindlicher Nachlaßſachen Nr. 1666. 
ce) Einbeziehung ber Wiberlage Nr. 2104. d) Aufflellung eines curator 
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hereditatis jacentis Nr. 1919. e) AZuridweijung ber Erklärung 
wegen Mangels eines geſetzlichen Titels Nr. 3085. f) Berechtigung 
bes Berlaflenfchaftsgerichtes zur Prüfung bes Erbrechtes nach bereite 
angenommener Erbserllärung Nr. 546, 2815. g) Verpflichtung bes 
Berlaffenfchaftsgerichtes zur Annahme ber auf ein Teſtament gegründeten 
Erbserklärung troß Bedenken gegen deſſen Siltigleit Ar. 1031. h) Ber- 
pflihtung ber gejetlihen Erben zur Verfänbigung ber Pegatare un⸗ 
geachtet der offenbaren Ungiltigleit des Teſtamentes Nr. 8098. i) Se⸗ 
queftration ber Verlafſenſchaft wegen wiberftreitender Erbanſprüche 
Nr. 1001, 1434, 2140. k) Beftimmung bed Sequeſters und bes Ortes 
ber Sequeflration Nr. 2469. 1) Wiberftreit bes im Abhanblungsmwege 
feftgeftellten Inhaltes eine mündlichen Teſtamentes mit bem fpäteren 
im Proceßwege ermittelten Nr. 2884. m) Widerfpruch zwifchen ber 
Einantwortungsurkunde unb ber legtwilligen Erklärung Nr. 89. n) Ber: 
bältniß der Sinantwortungsurfunbe zum Einantwortungegeſuch Nr. 191. 
0) Bebentung des Einantwortungsbecrete® Nr. 1869. p) Auslegung 
und Behandlung einer im Einantwortungsgejuch übernommenen Ber- 
pflihtung bes Erben Nr. 191. q) Einantwortung jure crediti Nr. 1734. 
r) Wegfall der Abbanblungspflege bei einer ben gefammien Nachlaß 
erfhöpfenben Schenkung auf ben Todesfall Nr. 2987. s) Aufhebung 
einer Berlafienfchaftsabhandlung Nr. 986, 1669. t) Wiebereinwerleibung 
ohne Bermittlung bes Abhanblungsgerichtes Nr. 1000. 5. Teftaments- 
vollzieher Nr. 879, 1156, 2076, 2965. 6. Teſtamentariſche Beftellung 
eines „Abhandlungepflegers“ Nr. 2274. 7. Im mütterlihen Teftamente 
Nr. 3050. 

VI. Rechtliche Stellung des Erben. 1. Bor der Einantwortung: a) Be 
Rellung eines Nachlaßcurators trog erfolgter Erbserflärung Nr. 48, 
461. b) Bertretung bes Nachlaffes durch die Erbserflärten Mr. 816, 
1367. c) Nichtberechtigung ber Erben, vor ber Einantwortung For⸗ 
berungen bes Erblafſers für fich einzullagen Nr. 2500, d) Berfangen- 
ſchaft des Nachlafies für Erbichaftegläubiger und Legatare Mr. 1286, 
e) Bormerlung auf ein angefallenes Erbgut Nr. 339, 482, 582, 667, 
739, 1299, 1338, 1567, 1676, 1584, 1695, 1807, 1808, 1820, 1891, 
2082, 2246, 2678, 2590, 2637, 2659, 2707, 8015, (8197). f) Hypo⸗ 
thekarklage gegen den Erben vor ber Einantwortung Ar. 2699. 2. Bene- 
fiium separationis Nr. 617, 1581, 1557, 1608, 1789, 1921, 1909, 
2221, 8028; (Gewährungsfrift Nr. 2184; Gefahr ale Borausjegung 
Nr. 2887, 2464; Unteriieb bet Separationsrechtes von bem Rechte 
anf Sicheriellung eine Legates Nr. 2748; Sicherfiellung bes Nub- 
gerınfles bes Überlebenden Ehegatten Nr. 32304). 8. Beneflcium inven- 
tarii Mr. 146, 319, 907, 944, 967, 1114, 1115, 1449, 1626, 1998, 
2064, 2121, 2224, 2810, 2642 (Concurserbffuuug). 4. Gtellung ber 
sine beneficiv antretenben Erben Ar. 1868, 2080. 5. Uebergeng ber 
RNechte und Berbinblicleiten aus einem grunbblcherlich fihergefiellten 
Erebitvertrage auf die Erben Nr. 2702, 2708. 
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vo. Rechtsverhältniß der Miterben. 1. Theilung ber Erbichaft: a) Still- 
ſchweigende Einwilligung in die Theilung Nr. 157. b) Bertheilung 
bes Nachlafſſes durch ben Erblaffer bei feinen Lebzeiten Nr. 441. 
e) Bei Borhandenfein eines Bauerngutes Nr. 986, 1985. d) Fort⸗ 
beftand ber die Befriebigung ber Miterben erleichternden Beftimmungen 
nad) Aufhebung des Unterthänigkeitsverbandes Nr. 2782. e) Ber 
äußerung gemeinſchaftlicher Nachlaßſtücke durch einzelne Erben Nr. 2059. 
f) Klage gegen mehrere Miterben auf Entlaftung und Ausfolgung von 
Obligationen Nr. 2121. 2. Collationsverbindlichleit: a) Zuwendung 
unter ber Berpflihtung ber Einrehnung in den Erbtheil Nr. 27. 
b) Erflärung bes Erblaffers, daß einer ber gefeglichen Erben eine 
Geldſumme in ben Nachlaß fehuldig ſei Nr. 292. c) Umfang ber 
Eollationspfliht Nr. 107. d) Perjonen, unter denen bie Anrechnung 
ftattfindet Nr. 1068. 3. Sicherftellung: a) Durch Sequeftration ber in ben 
Händen anderer Erben befindlichen Nachlaßgüter Nr. 2209. b) Sicher⸗ 
ſtellung der Erbportion gegenüber dem Miterben, dem ber Fruchtgenuß 
an bem ganzen, aus vertretbaren Sachen beftehenden Nachlaß ein- 
geräumt wurbe Nr. 2213. 


VII, Rechtsvethältniß des Vor⸗ und Nacherben. 1. Auslegung ber Anorb- 
nung, daß der Vorerbe von dem Nacherben in ber „Oebahrung“ mit 
dem Nachlaß nicht beſchränkt werbe Nr. 1412. 2. Unzuläſſigkeit ber 
Intabulation gegen ben Nacherben an Stelle einer gegen ben Borerben 
erwirkten, ungerechtfertigt gebliebenen Pränotation Nr. 3177. 3. Ber- 
pflichtung des fibeicommiffarifchen Erben zur neuerlichen Entrichtung 
ber frommen Gebühren Nr. 2961. 


IX. Veräußerung der Erbihaft Nr. 939, 2637. 


x, Shut des Erbrechts. 1. Nullitätsguerel nach erfolgter Exbserflärung 
auf Grund des angefochtenen Teflamentes Nr. 118. 2. Erbrechtsklage 
nach einverfländlich erfolgter Einantwortung Nr. 1920. 3. Hereditatis 
petitio partiaria Nr. 2954. 4, Beginn ber Berjährung bes Hechtes 
zur Anfechtung eines Teflamentes Nr. 904. 5. Berjährung ber Erb⸗ 
ſchaftstlage Nr. 565, 1055. 6. Verjährungsfrift für bie Geltendmachung 
ber Unechtbeit eine® Teftamentes Nr. 8124. 7. Unverjährbarfeit der 
Einwendung ber Ungiltigkeit einer letztwilligen Ansrdnung Nr. 180, 
486, 668. 8. Beweis des Erbrechts: a) Beweislaft in Anfehung ber 
Echtheit und Giltigleit eines Teflamentes Nr. 806, 798, 979, 2214. 
b) Beweis der Echtheit und Giltigfeit eines Teftamente® Nr. 274, 701, 
968, 1827. 9. Legitimation bes eventuellen gefeglichen Erben zur lage 
auf Ungiltigerflärung eines vom Erblaſſer geſchloſſenen Bertrages 
Ar. 834. 10. Klage eines Miterben ohne vorausgegangene Berlafien- 
ihafteabhandiung Nr. 186. 11. Legitimation bes Erben eines Theil⸗ 
erben vor Antritt der Erbſchaft des Thellerben? Nr. 2964. 
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B. Bermägtniffe. 


I. Allgemeines. 1. Borausvermähtniß: a) Borausvermäcdtnig ober Hinein- 
vermähtnig? Nr. 18. b) Prälegat? Nr. 967. 2%. Vermächtniß zu 
Bunften einer erft auszumwählenden Perfon Nr. 967. 8. Bermädtniß 
zuj Bunften eines Berjhollenen Nr. 1048. 4. Zu Gunften eines 
befauntermaßen Berflorbenen Nr. 2682. 5. Bermädtniß unter Auflage 
zu Gunften einer Familie Nr. 16. 6. Bebingung oder Auftrag? 
Nr. 2666. 7. Bermädtniß aus bem bereinfligen Nachlaß des Erben 
Nr. 2450. 8. Umfang ber Rechte bes Fibuciars bei einer fideicom⸗ 
miffarifhen Subflitution Ar. 2571. 9. Aufhebung eines Eobicille durch 
Errichtung eines basjelbe nicht beflätigenben Teſtamentes ? Nr. 885. 
10, Ademtio legati? Nr. 2428. 11. Wiberruf eines gemeinſchaftlichen 
Vermächtniſſes hinſichtlich einiger Legatare Nr. 796. 12. Auslegung 
eines Legates Pr. 561, 1180, 1817, 1498, 1830, 2049, 3116, 18. Au- 
wachfungsrecht Mr. 796, 1288. 14. Bertragsmäßiger Verzicht auf ein 
Legat Nr. 885. 15. Anerlennung eines Bermächtniffes, befien Be- 
bingung vereitelt ik Nr. 2666. 16. Unzufäffigleit ber vom Teſtator 
nachgeiehenen Stcherfiellumg eines Begates Nr. 569, 1680. 17. Mſpruch 
bes Legatars auf Gicerfellung Nr. 879, 2942. 18. LUnzeiäffigleit 
der Worberung einer beftimmten Aut ber Güherfielluug Nr. 2748, 
1% Urnterſchied des Separationsrechtes von dem Mechte auf Bicher- 
ftellung;; des Legates Nr. 2746. 20. Borauffekumg. des echtes ber 
Erben, die Bermaͤchtniſſe nur gegen Gicerfiellmmg zu Betichtigen 
Nr. 8120. 21. Eintritt der Mora: des Bermächiuißichuibuers mit bem 
Zahlungttage bes Legate® Nr. 2857, 2704. 22. Verpflichtung zur 
Berzinfung frommer Bermäßftniffe jet Bem Tobestage ver Erblaſſert 
Kr. 1190. 28. Binsfuß bei einem bie Höhe besieiben wicht umgebenden 
Bermãchtniß Ri, 1318. 24. Ungetäjfigleit des Abzuges ber Einkommen. 


37. Sicerfiellungsrecht ber Gläubiger des Legataro Nr. 1807, 1808, 
1820, 2191. 


3L Einzelne Bermüdinifie. 1. Legas: einen Gelbfumme ohne Bepekhuung 


Gopitslien” Ar. 8146. 4 Yıfantisentuefler ine lbs Guhe vn 
mis ber Anerkennung des bem Legatar amı eintk geile Gaihe zu- 
ſtehenden Gigentinumeti Nr. 266. 5. Wermäckttiß einen Yerpfänbeten 
Sache Rr. 1666. 6. Begat eines Grumbflüdke es Gxhlaffere, weidhes 
ut einer nide geblfchten —— — derſelben belaſtet if 
Nr. 3070. 7. Legat beinfe Zuwendung ber bew Grblafler auver⸗ 
trauten Summe im Sinne bes erhaltenen Auftrages Nr. 498. 8. Legat 
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des Fruchtgeimſſes? Nr. 186. 9. Recht bes Fruchtnießers einer Ber- 
laſſenjchaft af Verwaltung berfelben Mr. 664, 1211. 10. Stillſchwei⸗ 
gende Ginrämnung, eiwer Servitut an bes vermachten Sache N. 2071. 
11. Falligleit eines vermachten theilbasen Ausgedinge Nr. 177. 12. Le- 
gatum debiti? Me. 360, 1551, 3010, 2461. 18. Legat des Heirats⸗ 
gutes Wr. 879. 14, Legat einer jährliche Rente fihr ben tefkumentarifchen 
Bormund, oder Anorbunng einer jährlichen Nemmneration? Nr. 97. 
15. Legat einer Rente mit dem Zuhetze, bei ber Legatar auf ben 
Todesfall baräber verfligen bürfe Nr. 218% 16. Legat einer Sahres- 
vente mit dem Verbote ihrer Veräußerung Nr. 208. 17. Bebingtee 
Rentenlegat Nr. 2942. 18. Berjührung vermachter Renten Nr. 142, 
966. 19. Verjährung vermachter jührlicher Beiträge auf Meflen Nr. 954, 
20. Letztwillige Auorbnung von Meſſen: Anſerag ober Bermäctniß? 
Nr. 2088,. (2788). 21. Teftameniarifche VBeftellung eines „Abhandlungs⸗ 
pfleger8* Nr. 2274. (Geſetzliche Legate Nr. 2683.) 


C. Schenkung auf den Kodesfall. 


1. Scenlung inter vivos ober mortis causa? Nr. 885, 1671. 
2, Schenkung mortis causa ober leberlaffung an Zahlungsflatt? 
Nr. 2400. 8. Schenkung. mortis causa oder Wiberlage? Nr. 265. 
4. Witwenverjorgung ober Schenkung anf den Todesfall? Nr. 1981. 
5. Donatio mortis causa: Bertrag ober Legat? Mr. 72, 165, 1981, 
8162. 6. Erforberniß ber [hriftliden Annahme Nr. 806%, 7. Schen- 
fung des ganzen Bermögens von Tobeswegen unter Honorirung britter 
Perfonen Nr. 423. 8. Wegfall ber Abhandlungspflege bei einer ben 
geſammten Nachlaß erichöpfenden Schenkung auf ben Todesfall Nr. 2987. 
9. Schenkung auf den Todesfall zu Gunflen Britter? Nr. 1699. 


D. Eobfeige gegen sine lebte Willensordnung. 


1. Anſpruch auf den Pflichttheil troß vorbergegangener Erbserflärung 
Nr. 1458. 2. Verzicht auf ben Pflichttheil; Wirkſamteit besfelben für 
bie Nahlommen Nr. 151. 3. Wirkung bes Verzichtes eines von 
mehreren Notherben Nr. 2175. 4 Einrechnung in ben Pflichttheil 
Nr. 237, 1994, 2144, 2966. 5. Ajziehung ver Notberben bei ber 
Schaͤtzung ber Berlaffenihaft Nr. 1205. 6. Hinterlafiung bes Pflicht. 
theiles in Gehalt eines Crbtheites Re. 786. 7. Meihtliche Wirkung 
bes vorbehsitiuten: Uintrittes ves hanterlaſſenen Pflichttheiles Nr. 8208. 
8. Ungiltigleit ber Enterbung wegen „Beleibigung” Din 496. 9. Bräno- 
tationsanfprudh des Notberben zur Sicherfiellung bes Pflichttheiles 
Nr. 3017. 10. Verpflichtung des im Befig ber Berlaffenichaft befind- 
lichen Legatars zur Sicherftellung des Pflichttheilee Nr. 1888. 11. Ber- 
jährung des Anfpruches auf Ergänzung bes Pflichttheiles Nr. 8084. 
13. Berjährumgefrift für die von ber Pflichttheilsſumme entfallenben 
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Interefien Nr. 688, 18. Verlegung bes Pflichttheiles buch Belaſtung 
mit einer fibeicommiffarifhen Subflitution Nr. 1889, 2184, 8012, 
14. Berlekung des Pflichttheiles burch übermäßige Schenkung: a) Be- 
rechnung des reinen Nachlaffes Nr. 1660. b) Berechnung bes Pflicht. 
theiles Nr. 282. c) Berechnung bes Pflichttheiles im alle einer nicht 
übermäßigen Schenkung Nr. 588, 1474. d) Berlegung durch fucceffive 
Schenkungen Nr. 2268. e) VBerjährungsfrift flir die Anfechtung einer 
übermäßigen Schenkung Nr. 1355. f) Streitanmerlung Nr. 2416, 
g) Beweislaſt Nr. 991. 15. Anfechtung eines Leibrentenvertrages durch 
bie Bflichttheilsberedhtigten Nr. 799. 16. Verlegung bes Pflichttheiles 
durch Gutsabtretung mit Altentheil Nr. 1497. 17. Geburt von Kinbern 
nad Erridtung eines Teftamentes, worin bie vorbanbenen Kinber auf 
ben Pflichttheil gefett find Nr. 207. 18. Entkräftung bes Teſtamentes 
durch Aboption Nr. 1974. 19. Auslegung bes 8. 779 a. b. ©. B. 
Nr. 2075. 


E. Samilienfideicommiß. 


1. Unterfchieb zwijchen Bamilienfibeicommiß unb fibeicommiflarifcher 
Zubſtitution Nr. 78. 2. Anerlennung der Stiftung eines Fideicommiſſes 
Nr. 1669. 3. Bormerlung ber Fideicommißeigenſchaft vor ertwirkter 
Iandesfürftlicder Bewilligung Nr. 1809. 4. Unzuläffigleit der Annahme 
einer nur auf den Nachweis ber Abflammung aus einer ungiltigen 
Che geftügten Fibeicommißerbserflärung Nr. 3020. 5. Uebergabe eines 
Fideicommiffes bei Lebzeiten des Befigers an den Nachfolger Nr. 2887. 
6. Behandlung ber Grunbentlaftungscapitalien bei Samilienfibeicommtiß- 
gütern Nr. 357. 7. Unzuläſſigkeit (bezw. Beſchränkung) der Pfanbrecite 
pränotation auf ein zu einem Familienfideicommiß befiimmtes Gut 
Nr. 8046, 8047. 8. Haftung des Allodialerben für eine perfönliche, 
zu Qunften bes Fibelcommiffes contrahirte Schulb des Fibeicommiß- 
befiger® Nr. 2084, 2546. 9. Berfländigung bes Fibeicommißcurators 
allein von ber egecutiven Feilbietung ber für das Gelbfideiconmiß 
verpfändeten Realität Nr. 1087. 


F. Erblofer Nachlaß. 


1. Berjährungsfrift für Yorberumgen des Fisene aus einem ale 
erblos eingezogenen Nachlaß Rr. 1415. 2. Eabucitäteredht bes Fiscne 
Nr. 2478, (8036). 
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B. Sandels- und Seerecht. 


I. Brocmriften, Handlungsbevollmächtigte und HandIungsgehilfen. 1. Saf- 
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tung bes Principals für bie Handlung eines Bevollmächtigten Nr. 41. 
2. Umfang der ertheilten Bollmacht, eingehende Wechſel zu giriren Nr. 145. 
3. Umfang ber Vollmacht bes Adminiftratore einer Kabril Nr. 124. 
4. Umfang ber Berechtigung eines Buchhalters Nr. 858. 5. Umfang der 
Vollmacht bes Commis eines Spebiteurs Nr. 881. 6. Klage gegen 
den Procuriften nah dem Tode bes Principals Nr. 221. 


. Handeldmäller. Vermutheter Umfang ihrer Vollmacht Nr. 400. 2. An⸗ 


fprud auf die Mäklergebühr Nr. 1087, 1438, 8. Bemeflung derjelben 
Nr. 2402. 4. Verſprechen einer jährlichen Mällergebühr Nr. 23720. 
Handelsgeſellſchaften, fiehe DObligationenredit. 

Saudelögeihäfte im Allgemeinen. 1. Zinfen vom Saldo eines Conto- 
corrente vom Tage des Hechnungsabichluffee Nr. 461. 2. Laufende 
Rechnung Nr. 470. 8. Kaufmännifches Retentionsreht; Einfluß ber 
Koncurseröffnung auf dasſelbe Nr. 472. 4. Retentionsrecht bes 
Sciffsführere vom Frachtgut Nr. 1724. 5. Empfangsbeflätigung unter 
Handelsleuten Nr. 825. 6. Haftung ber Erben aus ber Fortführung 
der Handlung Nr. 287. 7. Uebergabe einer Hanblung an einen Dritten 
zum ausſchließlichen Betrieb für gemeinſchaftliche Rechnung Nr. 553. 
8. Haftung des Unternehmers einer Handlung für ältere Schulden 
Nr. 1285. 9. Acceptation, reſp. Inboffirung eines Wechſels behufs 
Tilgung einer Handelsfhuld Nr. 210, 250. 10. Beichaffenheit einer 
Vollmacht zur Eingehung von Wechjelverbindlichkeiten Nr. 1882, 
11. Inbaberpapiere Nr. 1977, 3008. 


Geſchäfte in Börfepapieren. 1. Rechtliche Natur des Differenzgeſchäftes 
Nr. 68. 2. Differenz» oder Lieferungsgefhäft? Nr. 781. 8. Uneinllag- 
barkeit von Korberungen aus einem Differenzgeſchäfte Nr. 1871, 8116. 
4. Brämiengefhäft Nr. 328. 5. Lieferungsgeſchäft außerhalb der Vörſe 
Nr. 880, 

Commilfion. 1. Berlauf an fich felbft Nr. 344. 2. Berhältniß bes 
Commiſſionärs zum Committenten Nr. 82. 


Spedition. 1. Verhältniß bes Spebiteurs zum Deftinatar Nr. 168, 
499. 2. Berglitung der Spebitionstoften Nr. 163. 8. Umfang ber 
Berbindlichleit des Spebiteure Nr. 881. 4. Haftung des Spediteurs 
für die VBerfpätung ber Sendung Nr. 315, 1574. 

Affecnranz. 1. Berfiherung einer fremden Sache Nr. 94. 2. Unterlaffene 
Ausfolgung der Berficherungspolice Nr. 194. 3. Einverftändlie Zurüd- 
batirung einer Berfiherungspolice Nr. 277. 4. Verſchweigung einer 
nicht lebensgefährlichen Krankheit bei einer Lebensverſicherung Nr. 2972. 
5. Eigenthum an einer au porteur lautenden Leben®verfiherungepolice 


Glaſer, Unger u. Waltber Entſch. VI. 89 
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Nr. 3005. 6. Berpflichtung des Berficherten zur Zahlung der Prä- 
mienraten im Belle der Berpfändung einer Lebensverſicherungspolice 
Nr. 8180. 7. Ausftellung eines Prämienfcheines in Wechſelform. Be 
reiherungsflage im Falle der Präjubicirung diefes Wechſels? Nr. 8223. 
8. Verzögerung ber Ablieferung einer Seefracht durch Kriegsgefahr 
Nr. 1169. 


U. &ivilprocek. 
Civilgerichtliches Berfahren überhaupt. 


A. Berhältniß der Eivilgerigte zu anderen Behörden: 

. Bu den Berwaltungebehörben: 1. Staatliche Bermaltungsbehörben 
im engeren Sinne und &emeindebebörben: Proceßnullität wegen Ein- 
griffe in bie Kompetenz ber Adminifiration 333, 718, 1088, 2229, 
8112. Streitigleiten zwifchen ber Gemeinde und dem Gemeindeſtener⸗ 
einnebmer 2290. Klage einer Gemeinde gegen ihren Bärgermeifter 
auf Rechnungslegung 2439. Kompetenz ber Adminiſtrativbehörde zur 
Entſcheidung über einen Erſatzanſpruch gegen Gemeinbevertreter 2442. 
Serichtlihe Einbringung und Sicgerfiellung von Gemeindeumlagen 3243. 
Verfahren bei ber Incompetenzerflärung von Amtswegen 1468. Beweis⸗ 
fraft von Ucten ber Berwaltungsbehörben 18, 287, (480), 620, 1572, 
1641, 1759. Beweiskraft des auf Grund einer Anordnung der Ber- 
waltungsbehörde in das Geburtsbuch aufgenommenen Bermerles ber 
legitimatio per subsequens matrimonium 2729, Beurtheilung von 
privatrechtlichen Rechtsgeichäften durch bie Adminiſtrativbehörden? 18, 
754, 908, 1330, (2041). Einfluß ber Rovation einer Lieblohneforberung 
auf die Kompetenz 2932. Bauſachen (insbejondere auch Waſſer⸗ und 
Miihlbauten) 848, 849, 718, 1038, 1561, 2218, 2475. Brunnen 2557. 
Waflerzufluß zu Mühlen 2864. Seuergefährlichleit eines Baues 2277. 
Gemeindepolizei? 2443, 2555. Richterliche Prüfung ber Giltigkeit einer 
Berorbnung des Gemeindevorſtehers 3037. Regulirung des Beſitz⸗ 
ſtandes mit Verweiſung auf den (orbentlihen?) Rechtsweg 8042. 
Armenverforgungsanfprüde 3085. Erflärung einer Sache als öffent- 
liches Gut 548, 1830. Eultusfachen 696, 665, 1802. Entgeltlihe Ein- 
räumung ber Benügung eines Kirchenfiges 3215. Korfifachen 1527, 
2029. Kataftralfahen 1572, 1641, 1759. Neintegrirung einer Rufical- 
wirtbichaft 1522. Grundentlaflung 1878. Auf Grund unb Boden 
haftende Leiftungen für Pfarrer und Schule 2668. Aufhebung ber bie 
Competenz ber Gerichte verneinenden und in biefem Punkte nicht zur 
Beſchwerde gezogenen Entſcheidung betreffend bie Theilung gemein- 
fchaftliher Gilter durch Pie Nechtsmittelinflang 22096. Erbzins 1795. 
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Erſatzanſpruche wegen Gewerbsftörung 2230. Berlegung ber Poft- 
interefien durch Stellwagenfahrten 2408. Klage einer Sifenbahngefell- 
ſchaft gegen eine andere auf Nichtigerlärung ber Conceffion wegen 
Berletzung eines ber erfieren ertheilten Privilegiume 2869. Beſchädi⸗ 
gung duch Eifenbabnanlagen 1948. Berantwortlidhleit von Beamten 
681, 632 (revolutionäre Regierung), 785, 2019. Gegen einen Beamten 
gefälltes abminiftrativee Erſatzerkenntuiß 2884, 8197. 

2. Bergbebörben 1187. 

3. Finanzbehörden: Unzwläjfigleit ber Grecutionsfährung auf 
Gtaatsvermögen 424. Borrecht des Aerars in Bezug auf proviſoriſche 
Sicherſtellung 488, 645, 1628, 1978, 1984, 2047, 2586, 2678, 2875, 
2916. Erecution auf Grund von Beblibrenaufträgen ber Finanzbehörden 
788, 2810, 8186. Berantwortlichleit der Poſt 786. Leihamt 1745. Ge- 
rihtlihe Berwahrung einer Waare, beren Einfuhr verboten iſt 1048. 
Mautbgebühren 1054. Erjat für ungiltige Steuererecutione-Mcte 1226. 
@iltigkeit einer an bie Staatscafle geleifteten Zahlung 2041. Gefälle. 
gerichte 21. 


- Zu kirchlichen Behörden und Gerichten: 474, 675, 722, 881, 


1060, 1107, 1119, 1819, 1708, 1798, 1884, 2007, 2854, 8165. 


. Zu den Militärgerichten: 1144, 1198, 1250, 1290, 1376, 1470, 


1903, 2631, 3168. 


Zu ben Strafgeridhten: Cinftelung des Civilverfahrens bis nad 
erfolgter Entſcheidung des Strafrichters 2171, 2181. Borausjegungen 
biejer Siſtirung 23292, 2466. Einfluß bed Ausſpruches des Straf- 
gerichte® auf ben Civilproceß 69, 398, 846, 928, 1129, 1609, 23086. 
Wirkſamkeit des von einem Militärftrafgerihte gegen einen Minder⸗ 
jährigen gefälten Erkenntmiſſes über privatrechtliche Anfprüche 8168, 
Abſchließung eines Vergleihes vor bem Strafrichter 791. Koften ber 
Vertretung bes Beſchädigten im Strafproceh 589. Anuſpruch auf 
Zahlung einer vom Strafgerichte liquibirten Bertheidigungsgebühr 2252. 
Strafanzeige nach ergangenem Urtheile des Civilrichters 603, 1208, 1440, 
2419, 2455, 2786 (Betrugsanzeige), 748 (Wucher), Hemmung ber 
&recution auf Verlangen bes Strafgerichtes 2888. Strafanzeige gegen 
eiuen Zeugen 1708. Execution auf Brundb eines Strafurtheild 2721, 
(8189). Einflußlofigleit bes firafgerichtlichen Erkenntmiſſes auf das 
zwifchen britten Perſonen beſtehende Rechtsverhältniß 2944. — (Haupteib 
über firafbare Handlungen 1162.) 


. Gegenfeitige Abgrenzung des ftreitigen nud wicht fireitigen Berfahrens: 


186 (Erbſchaftstlage ohne Berlaffenichaftenbheublung), 164, 290 (Ali- 

mentationsanfpruch ber Ghegattin), 350 (Kollifion zwiſchen Legataren 

und Erben), 455, 546, 1747, 2797 (Brüfung bes Exrbredhtes), 879 (Sicher- 

heit des Legates), 2269 (Berweilung bed Streites iiber bie juriftiiche 

Natur des Mobus auf ber Rechteweg), 1031, 1186 (Löſchung einer 

auf dem erecutiv veräußerten Gute haftenden Satzpoſt), 8155 (Ein- 
89* 
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ſprache bes Verläufers gegen Superpränotationen zu Laſten bes Käufers), 
2872 (Correctur offenbar unrichtiger Einträge in bem öffentlichen 
Büchern), 1202, (754, 1880), 1401 (officiöfe Beeidigung ber Zeugen bes 
münblihen Teſtamentes ungeachtet des anhängigen Erbrechtöftreites), 
2600 (Klage auf Ablegung bes Manifeflationseibes Über ben Beſtand 
einer Berlaflenfchaft), 1494 (Subfitutionsftreitigleiten), 1716 (Anfprüde 
bes Findere), 1738 (vechtlihe Wirkungen ber Hinterlegung), 1859 (in 
britter Sand befindlicher Nachlaß), 1929 (Wirkung bes Borbebaltes 
nah 8. 822 a. b. &. B.), 2023 (Schaͤtzung einer gemeinfchaftlichen 
Sache), 2806 (Aufftellung eines Berwaltere einer gemeinichaftlichen 
Sade), 2446 (Bemängelung einer Sequeftrationsrechnung), 8185 (Frift 
zum Recurs gegen bie Bemeflung ber Gebühr für die bei einer Wechſel⸗ 
erecution zugezogenen Schägleute). 


Berfahren in Streitſachen. 


A. Competenʒj. 


, Allgemeined. Sompetenzabgrenzung gegenüber ausländiſchen @erichten 


547, 1063, 1480, 1719, 1724, 2694, 2697, 2698, 2801, 3101; — 
gegentiber ungarifchen Gerichten 1790, 2474, 2574, 2608; — gegenüber 
ceoatifhen 1396. Umfang ber Eonfulargericht@barleit im Orient 2821. 
Auftänbdigleit zur Sequeflration bed Vermögens eines Ausgewanderten 
1169. Mehrfache Eompetenz desſelben Berichtes 99. Einſtellung des 
Verfahrens von Amtswegen bei offenbarer Incompetenz 882. Ueber- 
weifung des über bie Anflünbigung eines Pachtvertrages vor einem 
nicht znfändigen Gerichte geführten Proceſſes an das zufländige Gericht 
zur Aburtheilung 3118. Abweiſung ber Klage a limine wegen In⸗ 
competenz 1748. Prorogatioı des forum rei sitae 987. Unzufäffigkeit 
ber Prorogation von einem Bezirksgerichte vor einen Gerichtshof 3086. 
Stillſchweigende Unterwerfung 1062. Anfechtung ber vom erflen Streit- 
genofien ſtillſchweigend anerlannten Competenz durch andere Genoſſen 
8004. Berhältniß des requirirten Gerichtes zum requirirenden 1470, 
2070, 2608. Wiberruf ber Delegirung eines Gerichtes 1602. Separat⸗ 
entſcheidung Aber bie Kompetenz im fummarifchen Verfahren 976. 
Frif zur Incompetenzeinwendung bei vergeben® verjuchter Vereinbarung 
auf mlünbliches Berfahren 654. 

Einfluß der Connerttät unb Kiagencnmuistien anf die Zuftänbigleit. 
Wahlrecht bes Klägers im alle ber paſſiven Streitgenofienfchaft 22, 
1450. Berbindung ber Klagen auf Aufhebung eines Erbpachtes, Rüd- 
gabe des Gutes und Zahlung bes Zinsrüdflandes 254. Connerität 
einer VBeftandfireitfache mit einer anderen Proceßſache 526, 660 (Klage 
anf Nichtigkeit des Über eine Beftanbftreitiache geſchloſſenen Compro⸗ 
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mifjee). Cumulirung von Anfprüden auf Grundſtücke, die in verſchie⸗ 
denen Sprengeln liegen 8096. @leichzeitige Belangung bes Perfonal« 
und Hypothekarſchuldners 606. Klage auf Bertretungsleiftung 638. 
Klage gegen den Bürgen 658. Fortdauer ber Zuftändigfeit nach Aus» 
ſcheiden eine® Gtreitgenofien 762. Widerklage gegen ben Bertretungs- 
leifter 890. Paſſive Streitgenofienfchaft mit einem Cridatar 913, — 
mit dem Militärärer 1250. Klage auf Aufhebung eines Erecutions- 
acie® gegen einen ber Militärgerichtebarleit unterftebenden Executions⸗ 
führer 1290. 

Berfonafgerihtöfand. 1. Allgemeiner. Beweislaft hinfichtlich des 
Domicils 1510. Beſchränkung der Zuftänbigkeit hinſichtlich ungarifcher 
Landesangehöriger 1969. Auferthalisort 1288. Gerichtefland ber bei 
einer öfterreihiichen Miffion im Auslande Angefellten 2574, 2608. 
Nihrberüdfihtigung der von einem geiſtlichen Gerichte in Ehefachen 
vor der Wieberherftellung ber ftaatlihen Ehegerichte ausgeſprochenen 
Delegation 8165. Zuftänbigleit ber Perfonalinflanz bei der actio 
negatoria 2099. Klage gegen ben dritten Befiger zu pfänbenber Sachen 
auf Geſtattung ber Erecution 2617. Beſtandſtreitſachen 280, 626, 660, 
868, 922. Klagen auf Ungiltigerlärung einer Darlehensauflünbigung 
1776. Kompetenz für Anſprüche des Acceptanten gegen ben Ausfteller 
2488. Zuſtändigkeit zur Bewilligung bes erften Grades ber auf eine 
Liegenihaft auf Grund eines Strafurtheild geführten Execution 3721. 
Hagen auf AZugeftehung von Rechtswohlthaten 1790. Gerichteftand 
des Fruchtnießers eines landtäflichen Gutes 1797. Gerichtäftanb bes 
Fiecus 2856. — Stäbtifchdelegirted Bezirlögeriht: Bewerthung bes 
Streitgegenftandes 1927. Rechnungsliagen 1839. 

2. Beſonderer Gerihtsftand. a) Gerichtsſtand des Ber- 
trages: a) Begrünbung besjelben: Bürgichaftleiftung 446, 658, 
Genehmigung ber Berfendungsart 503. Bweifeitiger Bertrag 578. 
Entbehrlichkeit ſchriftlicher Annahme der Zufage ber Erfüllung an einem 
beffimmten Orte 2516. Annahme einer ben Zahlungsort beftimmenden 
Factura 579, 1260, 1302, 1563, 2255, 2764, 2840, 3088. Wohnort 
ber Perfonen, welchen ein Alimentationsbeitrag zu zahlen ift 641. 
Natur der Leiftung 762. Berjprechen, die Sache „dort auszugleichen” 
166, 942, 2644. Beftimmung bed Preijes „loco X.“ 777; „franco 
loco X.“ 2566. Berjprechen der „Einſendung“ 847, 1222, 1371, 2048, 
2468, 2488, 2856 (Einjendung an ben eventuellen Ceſſionar). Beauf⸗ 
tragung mit Börſegeſchäften 1077. Berabrebung ber Zufendung gegen 
Nachnahme 1369. Klagen aus einem beiderjeits erfüllten Vertrage 
1748. Ausdehnung des im Beftandvertrage vereinbarten Gerichtöftandes 
auf Aufliindigung bes Vertrages 3118. Vereinbarung eines beflimmten 
Gerichtfiandes blos zu Gunſten eines Kontrahenten 1519. Beſondere 
Borausfegungen bei baierifhen Untertbanen 1430. 6) Beweis ber 
ben Gerichteſtand des Bertrages begründenben That- 
ſachen: Beweistbema 227. Wegfall des Erforberniffes einer mit ber 
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Klage beigebradhten Urkunde 387. Beweis durch das Handlungsbuch 2, 
889; burd ben Eid 286, 1802, 1562, 1568, 2844; Berufung auf 
Gewohnheit 1154. Zwiſchen den Barteien beſtehende Gepflogenheit ? 2488. 
y) Berhältniß dieſes Gerichteſtandes zum Berlaflenfchaftsgericht 2474. 
4) AZuftändigkeit res file alle aus einem Bertragsverbältniß erwachfenden 
Streitigkeiten beftellten Gerichtes für Aufforderungsklagen wegen Be- 
rühmung 2900. b) Anbere Arten des befonberen Gerichte— 
Randes: Geführte Berwaltung 1542, 1581, 1889. Verbot 1546. 
Erbrechtsſtreit nach einem in Defierreich begüterten Auslänber 1719. 
Widerklage 2697. Amortifation von Privaturfunden 2802. Zugefügte 
Beſchädigung 8175, 3176. 

IV, Mögrenzung des Realgerichtsſtandes. Klage auf Theilung einer im 
Miteigentbum eines Eribatars ſtehenden Realität 199. Vindieation von 
Srundftüden, welche der Beflagte als Beſtandtheile eines ihm gehörigen 
landtäflichen Gutes beſitzt 858 Cumulirung f. oben unter IL). lage 
auf Erfüllung eine® Kaufvertrages über eine Liegenfchaft 1476, 2923. 
Mage tiber den Beſtand bes Pfanbrechtes an einem Grundentlaſtungs⸗ 
capital 3024. Klage anf Erfitliung eines Beſtandvertrages 92%. Klage 
auf Löſchung des Pfanbredhtes wegen Ablanfes der Friſt 683; wegen 
Erlöſchung der Forderung: a) durch Berjährung 826, b) dur Com⸗ 
penfation 1015. Klage zur Geltendmachung einen mit einer Hypothel 
bebedten Forderung 1198. Anbringung bes Geſuches um Pränotation 
eines nicht rechtöfräftigen Zahlungsbefehles 2752. Pränotationsrecht- 
fertigung 1124, 1127, 1228, 1894, 1857. Zuſtändigkeit bes Erfenntniß- 
gerichte® zur Prüfung ber Feilbietungebebingniffe 139%. Competenz 
zur Löſchung einer Streitanmerkung 2195. Berhältniß zur Abhanblunge- 
behörde 8162. 

V. Canſalgerichtsſtand. Abgrenzung ber Zuftändigleit des Handel 
gerihtes: Stillfgweigende Unterwerfung 3224. Amortifitung einer 
Lebensverfiderungepolice 3089. Streitigleiten aus Wechfelgejchäften 
ber n. 3. Escomptegeſellſchaft 343; über Subferiptionen auf das 
Nationalanlehen 347. Klagen aus Theaterengagements 612. Klage 
wegen verfpäteter Lieferung von Actien 1133. Einklagung eines prä- 
jubicirten Wechſels 1124. Hechtfertigung der PBränotation eines Wechſels 
1124, 1394. Klagen aus Handelsgeſchäften wider ber Nachlaß bes 
Handelsmannes 1900, 2414, 2808. Verhältniß zum Berlaffenichafte- 
gericht 2487, 3183. Zum Gerichtäftand der Streitigleiten aus Veftand- 
verträgen 2496. Berggerichte: Störung im Befige von Bergbau—⸗ 
objecten 1187. 


B. Procefigefeb. 


Berufung auf die Gepflogenheit 2859. Rüdwirkung von Proceßgeſeten 
Überhaupt 2887. Rückwirkung eines neuen Geſetzes über Beweiskraft 211. 
Beridfihtigung eines erſt zur Zeit ber Entſcheidung in ber früberen Juſtanz 
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wirkſam geworbenen Geſetzes 3089. Einfluß eines neuen Geſetzes auf bie 
Bollfiredung eines vorher ergangenen Erkenntniſſes und auf die Behaudlung 
bes Rechtemittels gegen einen vorher ergangenen Eyecutionsbejcheib 8178; — 
(auf das Verfahren behufs ber Tobeserflärung zum Zwede ber Wiederver⸗ 
ebelihung 8196). Rückwirkung procefinalifcher und bie Eompetenz berilhrender 
Beftimmungen bes Handelsgeſetzbuches 1860, 1986. Einfluß ber Bollfiredung 
des Perſonalarreſtes in Eroatien auf bie Arrefloornahme im Sprengel bes 
k. k. oberften Gerichtähofes in Wien 1396. Unzuläffigkeit einer Abweichung 
von den Regeln bes äferreichticgen Proceßgejeiges, ungeachtet ber Rechtsftreit 
nach frembem echte zu entſcheiden ift 1404. Oertliche Grenzen ber Gejete 
über dad Beneficium cessionis 1790. 


©. Berhandlungsmarime. 


Nothwendigkeit eines ausdrücklichen Anſuchens um Einleitung bes 
Erecutivprocefjes 70. Auferlegung des Schägungs: und Erfüllungseides, wenn 
nur ein Erbieten zum Haupteite vorliegt 55, 301. Zulaflung eine® ohne nähere 
Bezeihnung angebotenen Eides als Krfüllungseid 469. Unzuläffigfeit ber 
Zurlidweilung eines Ausbleibens-Redtfertigungsgefuches von Amtswegen 508. 
Unzuläffigleit ber jofortigen Abweifung des Geſuches um Zulaffung zur 
Legung von Neuerungen in ber Schlußfchrift 3060. Mündliche Abweifung des 
bei der Verhandlung vorgebradgten Geſuches um Bertagung ber Fortſetzung 
berjelben und fofortige Urtheilsfällung zur Hauptfache? 3187. Nothwendigkeit 
ber Bernehmung bes Erecuten vor ber Verhängung von Geldfirafen 621, 
695. Berüdfichtigung eines von ber Partei nicht angeführten aber gerichts- 
belannten Umſtandes 914, 2855. Berüdfihtigung bemilligter Friften von 
Amtöwegen 2464. Berlidfihtigung bes Zmangscurfes von Amtswegen 2359, 
2769. Unzuläjfigleit der Berüdfihtigung der Eompenfation von Amtswegen 
2378. Grenzen der Prüfung ber Legitimation zur Sache 992, 2835. Zurück⸗ 
weijung eines gerichtlichen Erlages von Amtewegen 1006. Zuläffigleit der 
Bereinbarung gemeinjamer Verhandlung Über mehrere Klagen 1268. Abweifung 
eines wiederholten Friftgefuches von Amtswegen 1277. Unzufäffigleit ber 
Gewährung einer Friflerfiredung ultra petitum 2589. Amtlihe Erhebungen 
binfictlich der paffiven Sadlegitimation im Beſitzproceß 1829, 2282. Prüfung 
ber Anwendbarkeit der gewählten Proceßart 1848. VBernichtuug einer unvoll« 
fländigen Verhandlung 1918. Amtliche Berüdfihtigung der Friſt zur Vor⸗ 
vechtöflage 2016, — der Ungiltigkeit ber Berabredung eines Bertheibiger- 
honorars 2045. Abänderung ber Entſcheidung erfter Inſtanz lediglich im 
Koftenpunkte ohne ausdrücklich hierauf gerichtetes Begehren 2467, 2472. 
Berantwortlichkeit des Richters für gejegwibrige Entiheibungen, welche ber 
Betheiligte nicht angefochten hat 2981. (Abweiſung der Klage a limine f. unten 
G. III. Abweichung des Urtheil® von dem Slagbegehren f. unten L.) 
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D. #arteien und Stellvertreter derfelben. 


I. 2egitimation zur Sache. Grenzen der richterlichen Pflicht, fie zu prüfen 
992, 2885. (Bol. überhaupt noch oben, namentlih Befik- und 
Eigenthumsklage.) 

1. Active Legitimation. Nichtberechtigung eines großjährig 
Geworbenen, bie Nullitätserflärung ber gegen ihn als Minderjährigen 
erfolgten gerichtlichen Schritte zu verlangen 2441, (2545). Actio con- 
fessoria 244. Klage auf Anertennung des Erbrechtes ohne voraus⸗ 
gegangene Berlaflenfhaftsabhandblung 186, (384). Klage bes Erben 
eines Theilerben gegen bie Miterben vor Antritt ber Erbſchaft bes 
verfiorbenen Theilerben 2964. Klage auf Theilung unbeweglider Erb⸗ 
güter vor der Gewähranjchreibung der Erben 862. Klage bes even- 
tuellen geſetzlichen Erben auf Ungiltigerlärung eines vom Erblafler 
geſchloſſenen Bertrages 384. Antrag auf Vernehmung von Teftamente- 
zeugen zum ewigen Gebädhtniß ohne vorausgegangene Erbserllärung 
577. Klage der Gemeinde auf Alimentation einer fonft ber Armen- 
verforgung anheimfallenden Perjon 636. Klage bes Inteftaterben vor 
Antretung ber Erbſchaft auf Ablegung bes Manifeftationseides 703. 
Nichtberechtigung der Erben, vor ber Einantwortung Forderungen bes 
Erblaſſers für fih einzullagen 2500. Klage eine® Dritten gegen den 
Uebernehmer einer Schuld 721, 747, 2966. Gemeinſame Klage bes 
Bertretenen und bed Vertreters gegen ben anberen Kontrahenten 2131. 
Klage des Abreffaten wider die Poftverwaltung wegen unrichtiger Be: 
ftellung einer Geldſendung 736. Nichtberehtigung des Darleihers, auf 
Erlegung ber an die Inhaber der PBartialobligationen zu entridhtenden 
Beträge zu Magen 2409. Klage der Mutter eines unehelichen Kindes 
auf Bergütung ber bereit8 gewährten Alimentation 46, 338, 861, 1089, 
1214, 1414, 1889, 2054, 2735, (2741). Beftreitung ber ehelichen Geburt 
eines pofthumen, mehrere Fahre alten Kinbes durch die Mutter (1926), 
2835. Einklagung bes Heiratsgutes burd den Ehegatten 992. Klage 
bes Miteigenthümers gegen ben Erben eines anberen Miteigenthümers 
auf Erwirtung ber Intabulation feines ererbten Rechtes 1008. Be 
ftreitung einer Hypothek durch einen Öypothelargläubiger 1051. Richt- 
beredhtigung des Hypothekarſchuldners zur Geltenbmahung ber Ein- 
werbung der mangelnden Baluta 2993. Unftatthaftigfeit der Klage auf 
Rechnungslegung feitens bed Erben des gejchäftsführenden Geſell⸗ 
ſchafters gegen ben Überlebenden Geſellſchafter 2964. Legitimation des 
Rechnungslegers im Rechnungeproceß 1879. (Legitimation bes Perſonal⸗ 
fchuldners zum Begehren der Löihung einer Pränotation 1279. Geſuch 
tes Hypothelarbefiers um Löſchung einer nicht geredhtfertigten Super- 
pränotation 2413.) Legitimation des Klägers im Beſitzſtörungsproceß 
2971. Befitzſtörungsklage wider einen Miteigenthilmer (Miterben) 256, 
266, 2862. Beſitzſtörungsklage des Beftandnehmers gegen beu Beſtand⸗ 
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geber 966, 969, 990, 1528, 1585, 2862; bes Beſtandgebers gegen ben 
Beſtandnehmer 1146, 1728. Klage bes Berpächters wegen Störung bes 
Befiges des Pächters 966. (Beſitzſtbrungsklage bes Sequeſters gegen einen 
ber Sequeftranten 819. Unftatthaftigleit der Befigkörungsklage feitene 
bes Brecariften 3228, Legitination bes Aufgeforberten 2367. Des neuen 
Büchters zur Klage gegen den friiheren Pächter auf Herausgabe bed 
Pachtgegenſtandes 2078. Des Geffionars zur Löihungsllage gegen 
‚einen bem Gebenten gegenüber zur Löfchungsbewilligung verpflichteten 
Dritten 2258. Wbtretung der etngellagten Forderung währenb bes 
Brocefies 8063. (Proeeßfellung Desjenigen, welcher eine privilegirte 
Forberung für Rechnung bes Eribatars getilgt hat 1117.) Beſtreitung 
einer Forderung durch einen nachflebenden Pfanbglänbiger 2012. Klage 
bes eincaffierenben Bevollmächtigten auf Erfag fir eine falſche Bank⸗ 
note 1728. Unzuläſſigkeit der Ergreifung von Rechtsmitteln durch einen 
der Subflituten im Interefſe der Anberen 2725. Legitimation bes 
Bertretungsleifters zur Einlegung von Rechtsmitteln für die Bertretenen 
2781. Nichtberechtigung. ber Notariatslammer zum Recurſe gegen 
richterliche Entſcheidungen in jpeciellen Angelegenheiten 2870. Recure 
ber Finanzprocuratur (Sabucitätefonds) gegen bie Annahme einer bes 
geſetzlichen Titel® ermangelnden Erbserflärung 8088. 

2. Pafſive Legitimation, Haftung ber Semeinbe für den vollen 
Betrag einer Darlehensſchuld troß ber feither eingetretenen Berminberung 
bes Umfanges ihres Gebietes 2098. Klagerecht bes Glänbigers auf 
Zurückſtellung ber feinem Schuldner anvertrauten Schulbjcheine gegen 
befien Erben 2665. Leichenkoſten, gegen bie Erben ſtatt gegen ben 
Befteller eingellagt 71. Actio confessoria 244. VBefipfkörungsliage 26, 
81, 289, 586, 819, 966, 969, 990, 1146, 1818, 1829, 2000, 2190, 
2282, 2862, 8108. VBorrecdhteflage 888. Binbicationdsflage gegen bie 
„unbelannten Eigentblimer” einer Sade 1105. Klage auf Liquidhaltung 
bes Afterpfandrechtes an einem Cridagute 1097. Klage wegen Aus- 
dehnung bes Wohnungsrechtes anf Unberechtigte 1012. Aufforberungs- 
Mage gegen ben Befiger 110, 1021; gegen ben Manbatar 594; gegen 
ben Erecution auf eine Forderung Führenden 927. Erjeindirungsflage 
1620, 2058. Klage zur Geltendmachung bes gejeglichen Pfandrechtes 
wiber einen anderen Pfandbgläubiger 1787. Zutläffigleit von Ein» 
wenbungen gegen ben Beſtand der Sypothelarforberung gegenüber bem 
gutgläubigen Afterpfandgläubiger 2889. Alimentationsllage wiber bie 
Concursmaſſe des unehelichen Waters 1968, 1996. Kinklagung ber 
Ausgedinge wiber einen ber Miteigentbiimer ber belafteter Realität 
2020. (Abweifung der Klage wegen unterbliebener Belangung einzelner 
an der Sache Betheiligter 2315.) 

Regitimation zur Procehführung. Borgang bei Abforberung derjelben 
2289. Procefiualiiche Folgen ber Mangelbaftigleit ber Bertietungs- 
vollmacht 289. Legitimation bes Vormundes 826, 362, 2881. Boraus- 
jegungen ber Beſtellung eines Curator absentis 1554, 2018, 2165. 


IV 
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Legitimation desſelben zur Magbeantwortung vor ber Edictaldorladung 
2772. Befellung eines Surators flatt ber Zufellung an ben gerichtlich 
angezeigten Bevollmächtigten 1715. VBeftellung eines Curator ad actum 
für eine bereits angetretene Berlaflenfchaft 48, 461. Umfang ber 
echte des Separationscurators 3028. Legitimation be Curator 
fariosi zur VBeftreitung ber ehelichen Geburt 1651. Berechtigung eines 
zur Behändigung ber Klage beftellten Curators zur Erſtattung von 
Einwendungen 2465. Legitimation zur PBroceßführung zwiſchen zwei 
Semeindefractionen 1615. Einfluß ber Euratelverhängung auf eine 
früher ausgeftellte Proceßvollmacht 2598. Legitimation zur Proceß⸗ 
führung durch die Vollmacht eine® vor Einbringung ber lage Ber- 
florbenen. Beitritt feiner Repräfentanten im Laufe bes Procefſes 3170. 
Klage gegen ben Brocuranten nad bem Tode bes Principals 221. 
Berechtigung des Baters zur Einklagung von Yorberungen feiner 
Kinder ohne obervormundſchaftliche Genehmigung 550. Tob eines 
gemeirfhaftlich mit einem Anberen Bevollmächtigten 647. Legitimation 
des Sequefters zur Befigftörungsliage gegen ben Gequeftranten 819. 
Legitimation res Zeflamentserecutors zur @intreibung ber Berlaflen- 
ihafteforderungen 1156. Borgang bei Geltendmachung ber Nullität 
von Proceßhandluugen wider Minderjährige 1676. (Proceßfüährungen 
ber Concursmaſſe und bes Eribatars |. Materielles Concureredht I. 
1. u. 2) 

Gtreitgensflenichaft. Einfluß auf bie Eompetenz 22, 606, 762, 913, 
1250, 1450, 3004 (Anfechtung der vom erfibenannten Steeitgenoffen 
ſtillſchweigend anerfannten Kompetenz durch andere Genofien). Appel. 
lation eines unter Mebreren in contumaciam verurtheilten Streit- 
genoſſen 817. Rechtfertigung bes Ausbleibens von einer Tagſatzung, 
bei welcher mit einem Streitgenoffen verhandelt wurde 591. Einfluß 
ber GStreitgenoffenihaft auf bie Auftragung und Ablegung von Eiden 
598, 706, 816, 830, 1025, 1215, 1230, 1334, 1664, 1959, 2017, 2080, 
2829, 2518, 2670, 2906, 8039, 3078, 8081. Berhältniß ber Etreit- 
genoffen zu einander und zum gemeinfhaftlihen Vertreter 730. Um⸗ 
fang ber Haftung für Proceßfoften 745, 1959, 2017, 2616, 2687. 
Baffive Streitgenefienichaft mit bem Eribatar 918. Entlaflung eines 
mitbellagten Solidarſchuldners aus bem Streite 914. Gegenfeitiges 
Berbältui zweier mit berjelben Wufforberungsflage Belangten 980. 
Caffirung des ganzen Urtheils auf Betreiben einzelner Streitgenoflen 
1272. Streitgenoffe ale Zeuge 1722. Unanwendbarkeit ber Beſtim⸗ 
mungen über Klagen wider Mehrere auf Reftitutionegefuche 1784. 
Bertretungtleiftiung. Sompetenz für die Klage auf Bertretungsleiftung 
633. Borausfegungen der Beriretungsleiftung 856, 1608, 1976, 2009. 
Adeitation ber Erben in bem Proceh gegen den Nadlaßceurator 2370. 
Beredhtigung des Mandanten zur procefiualifchen Intervention 2182. 
Freiwillige Streitäbernahme im Laufe bes Procefiet 2868. Bertretungs- 
leiter de8 Delsten 709, 1066; bes Deferenten 1161. Gibesablegung 
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durch den Vertretungsleifter 2560. Tod besjelben vor ber Eides⸗ 
ablegung 2618. Klage bes Gläubigerö gegen ben Uebernehmer ber 
Schuld unter Bertretungsleiftung des Schulbners 721. Anjpruch des 
Giranten auf Bertretungsleiflung durch einen ber Vormänner 797, 
Bertretungsleiftung durch ben befriebigten Gläubiger, an den ber 
Kläger die Schulb bes Bellagten bezahlt hat 3167. Förmlichkeiten beim 
Begehren der Vertretung 881. Widerklage gegen ben Vertretungsleifter 
890, Gegenfeitiges Verhältniß des Bertretungsleifterd und bes Ber- 
tretenen 1340, 1947, Ungiltigleit des den Bertretungsleifter mit Um⸗ 
gehung bes DVertretenen condemnirenden Urtheilg 1734. Rechtsmittel 
vom Bertretungsleifter für ben Bertretenen eingelegt 2781. Haftung 
bes Bertretungsleifters für die Proceßloflen? 8111. 


V. Veränderung der Berfonen während bes Proceſſes. Veräußerung bes 


VI. 


m 


dienenden Grundſtückes während der Verhandlung Aber die actio con- 
fessoria 244. Abtretung der eingellagten Forderung mährenb bes 
Brocefies 8053. Einfluß des Todes einer Proceßpartei auf ben Eid 
68, 301, 718, 790, 821, 848, 1274, 1854, 2860, 2618, 2642, 2744, 
2880, 8179. 


Gegenfeitiged Verhältniß der Parteien. 

1. Koftenerjag. Haftung ber Partei für die Entihädigung bes auf 
ihr Verlangen dem Gegner beitellten Curators? 52, 304, 1221, 1904, 
1919, 2828, 8048, 3067. Borausjegungen der Aufhebung ber 
Broceßloften: 98 (Befeitigung einer Weberjchreitung des Klage- 
begehrens in höherer Inflanz), 372 und 1385 (Einſchränkung bes 
Klagbegehrens), 2918 und 3068 (Nichtaujhebung der Koften ungeachtet 
der Herabjehung des vom Kläger in Anſpruch genommenen Betrages), 
407 (Abänderung ber bedingten Berurtheilung in eine unbebingte und 
umgelehrt), 669 (erwiejene Unechtheit der auf den Kläger aus dritter 
Hand Übergegangenen Urkunde), 710 (Aenderung der Eidesformel in 
zweiter Inſtanz, 857 (Kompenfation), 977 (Pluris petitio in einem 
alternativen Begehren), 1294 (Sacfäligleit des Hagenden Concure- 
maffeverwalters), 1517 (theilweife Sachfälligkeit des Obſiegers), 2281 
(Berichweigen einer bereits erfolgten Abſchlagszahlung in dem Arrefts 
geſuch), 1917 und 2620 (Unterliegen des Klägers wegen Berjährung), 
8069 (Unterbliebene Einwendung der Verjährung). — Priorität ber 
Proceß⸗, Urtheild- und Executionskoſten 918. Rangordnung der 
Erecutiond- und Liquidirungsloften bei der Kaufpreisvertheilung 552, 
1836, 2354. Rangorbnung der Koften ber Relicitation 2852. Be- 
ſchränkung der Haftung der Hypothek auf bie Realerecutionstoften 
2695. Anfpruc der bei Ausbleiben des Gegners die Erftredung ber 
Tagſatzung begehrenden Partei auf Koftenerjag 564, 3172. Sofortige 
Berurtheilung in den Koftenerjag wegen verjchulbeter Vereitlung ber 
Tagſatzung 2802. Ausjegung der Entſcheidung iiber bie Proceßtoften 
erfter Inftanz bis zum Ausgang bed in ber zweiten angeordneten 
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Beweisverfahrene 584. Uebergehung bes Koſtenpunktes bei Abänderung 
eine® Spruches zweiter Inflanz, welder im Gegenja zu bem der 
erfien die Aufhebung ber Koften verfügt 8108. Geſuch um Mäßigung 
ber bereit6 bezahlten Broceßloften, gegen ben Advocaten des Gegners 
gerichtet 590, 2198. Unzuläffigleit der Geltendmachung bes Anfpruches 
auf Koftenerfan durch ſelbſtändige Klage 3121. Koften bed Cibes- 
verfahrens 698, 717, 895, 1004, 1275, 1841, 2847, 2861. Koften bes 
Berfahrens wegen Zulaffung der Beweisführung pro vitando perjurio 
898%. Berlegung der Tagſatzung, weil Product erſt bei biefer bie 
Driginalurkunden fordert 698. Verlegung ber Tagſatzung wegen Er- 
weiterung bes Klagbegehrend 2407. Umfang ber Haftung von Streit- 
genofien für Proceßkoſten 745, 3616, 2687. Haftung des Bertretungs- 
leiſtere 3111. Reiſekoſten des Advocaten 768, 2472. Anſpruch auf 
Wagengebühr innerhalb des Gerichtsſitzes 2484. Anſpruch ber NRational- 
kant auf Erſatz der Liquibirungsloften im Concurje 858, Koften ber 
Beiziehung eines Abvocaten im fummarifchen Berfabren 998, 1911, 
(2597). Im Befisfiörungsproceß 2913. Anſpruch auf Erfa ber durch 
ein von der Koncurdmafle im Liquibirungsproceß ergriffenes Rechts⸗ 
mittel verurſachten Koftlen 1022. Berurtheilung der Hagenden Concurs⸗ 
mafle 1042. Koften der Eutfendung eines Bevollmächtigten zur Bor- 
nahme ber Erecution 1218. Anſpruch auf Erfak der auf außergericht: 
liche Abſchätzung erlittenen Schadens verwendeten Koften 1307. Koften- 
erſatz im Reftitutionsproceß ob noviter reperta 2346; wegen ver» 
firidener Frift 2882. Unbedingte Koftenerjagpflicht des wegen fchlechter 
Bertretung Neftitution Begehrenden 1815. Koſten ber Verhandlung 
wegen Wusbleibens - Rechtfertigung bem Gegner des Ausgebliebenen 
auferlegt 1860. Koften der Erecution zur Sicherfiellung 2472. Koften 
einer ungegründeten Sequeftration 1441, Koften der Erfolglaffung einer 
beponirten Gelbjumme 1478; — bes Incidenzſtreites über Neuerungen 
1524, 83125; — einer geredhtfertigten Pränotation 1568, 2754. Ente 
ſcheidung tiber Koften beim Rüdtritt von ber Klage 1528. Oberrichter« 
liche Berurtheilung bes in erfler Inftanz Obfiegenden in bie Koften 
erfter Inſtauz 1705. Einfluß ber Aufhebung ber Entfcheidung einer 
Inſtanz 2424. Abändernng der Entſcheidung erfter Inftanz lediglich im 
Koftenpuntte ohne ausbrüdliche® hierauf gerichtetes Begehren 2467, 
2472. Unzuläffigleit ber reformatio in pejus bezüglich ber Koſten 
2493, 2812. Berfällung des erften Richters in den Koftenerfag wegen 
unrichtiger Geſetzesanwendung? 3187. 

2. Klagscaution 408, 1099, 1165, 1293, 1586, 1721, 2044, 
2240 (Biltigleit des Verfahrens trotz unterlafferrer Auferlegung ber» 
felben), 2851, 2426, 2482 (am Gerichtsorte protofollirte aufrechte 
Firma), 2558, 2896. 

3. Semeinfhaftlihleit Der Beweismittel 1883, 27683. 
BarteiensBertreter. Nothwendigkeit der Beiziehung (Unterfchrift) eines 
Advocaten 551, 781, 951, 1456, 1913, 1980, 2489, 2996. Bertretunge- 





— 621 — 


befugniß ber Notare 597, 712, 940, 1698 (Broceß aus einem Wechſel⸗ 
proteft), 2922; — ber Abvocatursconcipienten 1486; — der öffentlichen 
Agenten 752, 782. Bertretung bes Bellagten durch einen biezu nicht 
Befngten bei einer Tagſatzung nad $. 16 a. ©. D. 2470. Unwirk⸗ 
ſamkeit ber im Urtbeile erfolgten Koflenbeftimmung gegenüber dem 
Üboocaten des Obfiegere 308. Gefuch um Mäßigung ber Proceßkoſten 
gegen ben Aboocaten des Gegners gerichtet 590. Unzuläffigleit der 
Pränstation von orberungen bed Abvocaten gegen ben Klienten auf 
Grund der Vertretungsvollmacht 629, 1118, Anfprud bes Advocaten 
auf Sicherftelung ber Koften der Erpenjenbeftimmung? 2548. Vorlage 
einer von ber vorher ber Partei außgefolgten abweichenden Expenfen- 
note 2576. Unguläffigleit bes Mandatsproceſſes zur Einbringung ber 
ohne Anhörung bes Gegners beftimmten Gebühren 1932. Anertennung 
ber Erpenfenforderung 1940. Unzuläffigleit gerichtlicher Beſtimmung 
bereits agnoscirter Expenſen 2624. Unzuläffigkeit richterlicher Prüfung 
der von ber Partei bereits beglichenen Erpensnote 8226. Berluft 
bes Deſervits 1792. Erſatzllage gegen ben Rechtsfreunb wegen jchlechter 
Bertretung 2278. Unmittelbare Haftung bes Advocaten für bie Gebühr 
für Einſchaltung ber in Sachen jeines Clienten erlaffenen Ediete 
2780. Stellung bes gemeinfchaftlichen Vertreters von Streitgenoflen 
730, 745, 1959, 2017. 

VHI. Armenrecht. Borausjegungen bes Koſtenvorſchuſſes 2568. Anſpruch bes 
Armenvertreter® auf ben feinem Klienten zugefprochenen Schadenerſatz 
705. Verſprechen ber Armenpartei, ihre Vertreter zu bonoriren 1757. 
Berpflihtung des zum Armenrecht Zugelaffenen zur Klagscaution 1298. 
Kautionsleiftung ale Bebingung ber Hemmung ber Execution durch 
eine Erfeindirungsllage 2044. Armenrecht verwenbet zum Nachweis 
der Gefahr ale Borausfegung eines Verbotes 2614. Verweigerung bes 
Armenrechtes gegenüber bem Giratar bei mangelndem Nachweis ber 
Armuth des Giranten 3114. 


E. Aeußere Sorm der Eingaben. Buflellung. Sriften. 
Tagſatzungen. 


I. Sprache der Eingaben 202, 2562. Ueberreichung ber Appellations⸗ 
befäiwerben in duplo (im fummarifchen Berfahren) 187. Telegramm 
1968, 2898, 3022. Erforberniß der Unterfchrift eines Mechtsfreundes 
551, 781 (bei Koncurdanmelbungsgefudhen), 961, 1456, 1980; 2489 
(bet Geſuchen um Erweiterung ber Pränotationsrechtfertigungefrif)., 

IL Zuſtellung. Verfpätung ber Zuftellung ber Klage 817. Irriger Zu⸗ 
ftellungsoermert 2700. Auftrag zur Güternambafimadhung 112. Ber- 
fändigung der Satzgläubiger von ber Feilbietung 197, 805, 10567, 
2823, 2380, 2840, 2425, (2725). Zuftellung an ben Bormunb bes im 
Grundbuch ale minderjährig Bezeichneten 2680. Aufkfündigung eines 
Beſtandvertrages 1266, 2018. Nachträgliche Zuftellung der Beilagen 


II. 


— 62 — 


einer Satzſchrift 14785. Zuſtellung an ben Bnchhalter ober nicht 
protofollirten Geſellſchafter 1751. Zuftellung ber gerichtlichen, das Aerar 
betreffenden Mieth⸗ und Bachtauflünbigungen an bie Kinanzprecnratur 
2788. Affigirung an bie Wohnungsthlir des im fremden Namen Vroceß 
Führenden 1988. Wirkung ber Zuftellung an ben Curator absentis 
2088. Berweigerung der Annahme wegen Unfenntniß ber Sprade 
2070. Rechtskraft bed Executionsbeſcheides ungeachtet mangelhafter 
Auftellung des die Grundlage ber Exeention bildenden Spruches 2836. 
(Nachweis ber Zuftellung ber Klage als Bedingung ber Bollfiredbarkeit 
bes Contumacialurtheiles 560.) 

Friſten. Einrechnung ber Ferialtage: 1. in bie Urtheilsfriſt 168; 2. in 
bie Frift zur Nechtfertigung einer Beſchlagnahme wegen Privilegium- 
Eingriffe 102; 8. im Verfahren vor Hanbelsgerichten 466, 1781; 4. in 
bie Krift zu Einwendungen gegen ben Zahlungébefehl 1772, 2682. 
Nichteinrehnung der Ferialtage in die Frift zur Anpellationsbefchwerbe 
2774; in die erweiterte Friſt zur Hechtfertigung bes Berbotes 3007. 
Nichtberückfichtigung jübifcher Feiertage bei Berechnung ber Recursfrift 
1768. Friſtberechnung bei Einbringung ber Eingabe durch Die Poſt 
58, 463, 915. Abweifung eines wieberholten Friſtgeſuches von Amts⸗ 
wegen 1277. VBerehnung ber Friſt im alle der Abweiſung eines 
wieberholten Friftgefuchee 2219, 2865, 2827. Verbindung ber Ab- 
weiſung bes Friſtgeſuches mit der Anordnung ber Tagfahrt zur Aeten⸗ 
inrotulirung 2827. Friſtgeſuch, eingelangt einen Tag nach bem am 
legten Tage der Frift eingelaufenen Inrotulitungsgefudhe 8173. Ber- 
fpätete Sintragung bes Einlangens einer Proceßſchrift 2244. Frifl- 
verfäummiß durch Berfchulden eines Kanzletbeamten bes Proceßgerichtes 
2899. Einfluß eines irrigen Zuſtellungsvermerkes auf ben Lauf ber 
Fri? 2700. Folgen der Ueberjchreitung ber Friſt zur Liquibirungs- 
klage 864. (Friſt zur Klage auf Ausfcheibung aus dem Cribainventar 
1197.) 

Friſt zur Incompetenzeinwenbung 456, 654, 1818, 1677; im münd- 
lien Berfahren 2529; für bie Erhebung ber exceptio rei judicatas 
2675; zur Einrebe bei vergebens verjuchter Vereinbarung auf mänd- 
liches Berfahren 1224; Einfluß des Zeitpunftes ber Berflänbigung 
von bem Erlage ber actorifhen Caution auf bie Yrif zur Einrebe? 
2896. Einrebefrifterweiterung mit Rüdfiht auf ben Zeitpunkt ber 
Recognoscirungstagfahrt 2882; bei AZuflellung ber Mage an einen 
Eurator flatt an den gerichtsbelannten Bevollmächtigten 1714, — bei 
Zurädweifung bes Klagrückerlages 1589; zur Appellation nach Berab- 
redung auf das orbentlidhe Verfahren ſtatt des ſummariſchen 748; — 
bei ber entgegengefettten Berabrebung 447; bei Klagen wegen abge- 
laufener Beftandzeit 2995; zur Anbringung einer münblichen Appella- 
tionsanmelbung 1016. Appellationsfrift im alle nachträglicher Zu⸗ 
ftellung der Urtheilegräünbe 3010. Recursfrift bei Zuftellung an Mehrere 
29. Frift zum Beweisantritt 109, 318, 340, 627, 949, 972, 1075. 
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Frift zur Wiebereinjeßung wegen ſchlechter Vertretung 179, 975, 1104. 
Anfangspunkt Diefer Friſt 2718. Anfang der Friſt zum Geſuch um 
Reflitution gegen eine verfäumte Frift im Falle des Recurſes gegen bie 
die Folgen der Berfäumniß ausjprehende Verfügung 8174. Berechnung 
ber reſtituirten Friſt zur Appellationsanmeldung 1142. Berfpätete 
Einbringung ber Appellationsbeichwerde? 2842. Frift zum Klage- 
rüderlage im falle der Wiebereinfegung zur Erflattung ber Einrede 
1181. Friß zur Bemängelung einer Rechnung 1082. Frift zur Befit- 
Rörungsllage 189, 601, 2892; im Kalle wiederholter Störung 2722. 
Anfang berjelben bei Störung durch eigenmädhtigen Holzſchlag 28389. 
Uppellations- und Revifionsfrift im ſummariſchen Verfahren 447, 468; 
im Berfahren in Ausziehftreitigleiten 2525. Verlängerung der Friſt 
für Einwendungen im Mandatsproceß 734, 1490, 1962, 2380, 2826. 
Verlängerung ber Frift zur Erbrechtsklage 2507. Frift zur Einſprache 
gegen eine Aufkündigung 1266. Frift zum Recurs gegen bie im Wege 
ber wechſelgerichtlichen Execution erfolgte Meiftbotvertbeilung 1410, 
83187; gegen bie Bemeflung ber Gebühr für bie bei einer Wechſel⸗ 
erecution zugezogemen Schätleute 31856. Friftgefuche im Erecutions- 
proceß 1764. Anwendbarkeit der handelsgerichtlihen Friſten auf 
Erieindirungsprocefle 1686. Exftredbarleit einer vom Richter im Ere- 
eutiongwege geſetzten Friſt 1765. Unzuläffigleit der Gewährung einer 
Frifterfiredinng ultra petitum 2539. Verſprechen, „bis“ zu einem 
gewiflen Tage nicht Erecution zu führen 2717. (Necurafrift in Grund⸗ 
buchejachen, ſ. Verfahren außer Streitſachen F.) 

IV. Tagſatzung mit einem Iſraeliten auf einen Sabbath anberammi 516, 
2352. Geſuch um Anordnung einer Tagſatzung zur Appellations- 
anmeldung 1016. Tagſatzung mit bem Beiſatze, daß der Ausbleibende 
für zuſtimmend zu erachten fei 1438. Erſtreckung ber Tagfahrt wegen 
Strafhaft bes Bellagten 2092; wegen Erweiterung bed Klagbegehrens 
2407. (Koften ber Verlegung, f. oben D. VI. 1.) Unzufäffigleit ber 
Entiheidung in der Hauptſache vor Rechtskraft der Entſcheidung über 
bie Erfiredung ber Tagſatzung 2014. Mündliche Abweiſung bes bei 
ber Berbandlung vorgebradhten Geſuches um Bertagung ber Fortjegung 
berjelben und jofortige Urtheilsfällung zur Hauptſache? 3187. 


F. Gegenſeitiges Berhältnig verfchiedener Proceßarten. 


Berhältnig des mündlichen Verfahrens zum ſchriftlichen: 1. Friſten bei 
vergeben® verjuchter Vereinbarung bes mündlichen Verfahrens a) zur Incom- 
petenzeinwenbung 654, 1212; b) zur @inrebe 1224. 2. Mündliche Appellatione- 
anmelbung im jchriftlichen Verfahren 740. 3. Mündliches Verfahren bei bei 
Gerichtshöfen auf dem Lande 812, 2848, 4. Tapfabung nad 8.16 a. ©. 0. 
ftatt bes begehrten Srecutivprocefjes 1842. 5. Eoncumaeirung bes von einer 
Zagiatung nad $. 16 a. ©. D. Wegbleibenden 1644. 
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Berhältniß bes orbentlihen Verfahrens: 1. zum Erecutivproceß 70, 
1342 (Unordnung einer Tagfaung nach 8. 16 a. G. O., wenn ber Erecntin- 
proceß unzuläffig gefunden wird); 2. zum Mandatsproceh 460; 8. zum 
fummarifhen Berfahren: Aufrechthaltung bes orbnnungewibrig eingeleiteten 
fummarifchen Verfahrens 121, 252, 365. Ungzuläffigfeit bes Zurückgreifens auf 
einzelne Regeln bes fummarifchen Verfahrens nad Bereinbarung auf das 
ordentliche 645. Friſt zur Appellation nach Ueberleitung bes fummarifchen 
Verfahrens in das orbentlicdhe 748. Uebereinkommen auf fchriftliches Verfahren 
„mit Beibehaltung der Normen („ber Rechtswohlthaten“) des ſummariſchen 
Verfahrens 2814, 8156. Stillfchweigend vereinbarte Rückkehr zum fchriftlichen 
Berfabren im Appellationszuge nad Annahme bed ſummariſchen Berfahrene 
für die Verhandlung in erfier Inflanz 2981. 4. Zum Berfahren in Auszieh⸗ 
ſtreitſachen 2117. 

Berhältniß des ſummariſchen Verfahrens: 1. zum Erecutivproceß 841; 
2. zum Nechnungsproceß 204; 8. zum Concursliquidirungsproceß 1573. 
Berbhältniß des NRechnungsprocefies zum Aufforberungsproceh 702. Unzu- 
läfigleit des Verfahrens in Beſtandſtreitſachen bei Klagen aus einem ge- 
mifchten Bertrage 880. Friſt zum Recurs gegen Ucte wechſelrechtlicher Ere⸗ 
cution (Meiftgebotvertheilung) 1410. 


G. Klage. 


L Weſentlicher Inhalt ber Klagen. Mangelnde ober ungenligende Sub⸗ 
ſtantiirung bes Klaganſpruches (Aenderung des Klaggrundes) 76, 
104, 228, 262, 264, 910, 1010, 1111, 1161, 1229, 1255, 1280, 1296, 
1419, 1428, 1447, 3152. Beftimmung ber Zeit ber Beimohnung in ber 
Paternitätöflage 1029, 2157. Unbeſtimmtes Klagbegehren (898), 1177, 
8084, 8097 (Nothwenbigleit ber Begründung und Präcifirung bes 
Anſpruches auf Sicherfielung):; Unklarheit des Klagbegehrens 2261; 
alternatives Klagbegehren, 977, 1881. Schreibfehler im Klagbegehren 
851, Unzuläffigleit ber Berichtigung eines Fehlers in ber Geſchichte⸗ 
erzählung aus ben Beilagen 1507. Kormulirung bed Begehrens in 
einer Theilungsflage 8016. (Bgl. über das Verhältniß bed Urtheile zur 
Klage L. II.; über Abweihungen ber Partei vom Klagbegehren J.) 

UI. Slogenbänfung: Borausfegungen 2238; fubjective Klagenhäufung 22, 
234, 605, 622, 762, 918, 914, 980, 1250, 2515; objective 159, 284, 
254, 352, 885, 526, (981), 2871, 2689. Bereinbarung gemeinfaner 
Verhandlung über mehrere Klagen 1263. Unwirkſamkeit folcher Berein- 
barung 2591. 

II. Annahme der Mage und Zurückweiſung a limine judicii, Wirkung 
ber rechtsfräftig gewordenen Annahme ber Klage 88%, 2760, 3071. 
Abweifung von Amtswegen: 1. Klage auf Zugeſtehung ber Rechtswohl⸗ 
tbaten: a) nach Sröffnung bes Coneurſes 222; b) nach der Beendigung 
besjelben 1292, (1220). 2. Mage, wo das Geſetz das Magrecht 
verfagt 262. 3, VBeftreitung ber ebelihen Geburt eines pofhumen, 
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| 


— 525 — 


mehrere Jahre alten Kindes durch die Mutter 2835. 4. Verfehlen ber 
Perſon des Geklagten 289. 5. Richtung der Klage alternativ gegen ben 
Belangten ober deflen (nicht benannte) Erben 8091. 6. Eumulirung 
bes Begebrens um Genehmpaltung einer Rechnung und Riquibhaltung 
ber daraus abgeleiteten Forberung 159. (Weifung ad separandum 
vgl. G. II, objective Klagenhäufung.) 7. Vorläufige Verweifung eines 
Wafferbauftreites an bie Adminiftrativbehörde 879. 8. Gerichtsſprache 
202, 2562. 9. Unterfchrift des Nechtsfreundes 551, 951, (2489), 2996). 
10. lage zur Anfechtung einer Sribarepartition 814. 11. Klage auf 
Ungiültigerllärung eines &recutiondactee 1599, 1666. 12. Mangel bes 
Erwerbſteuerſcheines 1628. 12*. Mangel ber Ermächtigung ber Ober« 
vormundſchaft 2881. 18. Einfpruch gegen die Aufkündigung eine® Dar- 
lebens 1691, 2197. 14. Unzuläffigfeit der Zurildiegung einer gericht- 
lihen Mandatslündigung 2308. 15. Mangel einer Berühmung bei ber 
Aufforderung ex lege diffamari 1756. 16. Bauaufforberungsflage, bie 
der Sache mnach auf einer provocatio ex lege diffamari beruht 2874. 
(Rechtokraft bes dieſelbe zu Bericht annehmenden Beſcheides? 3071.) 
17. Unzuläffigkeit der Abweiſung einer gehörig inftruirten Beſitzſtörungs⸗ 
Hage a limine 2272, 18. Reftitutionsgefuch nach erfolgter Auferlegung 
bes ewigen Stillſchweigens 1784. 19. Klage auf Nichtigerflärung eines 
Urtheils 1787. (Incompetenz vergleihe Civilgerichtliches Berfahren 
überhaupt A und Verfahren in Streitſachen A.) Beſtimmung einer 
Friit zur Wiedereinbringung ber verbeſſerten Klage 284. 

Wirkungen der Slaganftellung. Unterbrehung ber Verjährung 48, 
169, 670. Gehörige Fortjegung als Bedingung ber Unterbrechung ber 
Berjährung 905. Berantwortlichleit des auf unentgeltliche Herausgabe 
eines Grundftiides Belangten für die fpäter erfolgte Belaftung 666. 
Zuläffigleit der Sequeftration ber ftreitigen Sade 1326. Anmerkung 
der Streitigleit 1100, 2082, 2275, 2284, 2313, 2416. 


Contumacia und Streiteinlaffung. SKlagerücerlag und 
Einwendungen. 


« Eontumacirung des von einer Tagfagung nad 8. 16 a. ©. D. Weg⸗ 


bleibenden 1644. Kontumacirung mehrerer Streitgenofien 817. Ver⸗ 
weigerung ber Antwort auf die Klage 8654. Erklärung des Bellagten. 
baß er eine Einwendbung zu maden babe, während bie Klage durch 
beren Beilagen widerlegt ift 466. Theilweiſe Submiffion (538), 1066, 
Antrag auf Abmweilung ber Klage, weil Bellagter das Recht des Klä- 
gers anerlenne 1288. Unterlaſſung bes Widerſpruches ſ. K. IL 1. 
Geſtändniß.) — Wirkungen der Eontumacirung 726; procefjualifche 
Folgen 2286; — insbefondere bei Entſchädigungeklagen 1407. (Weg⸗ 
bleiben von einer Tagſatzung zur Meiftbotsvertheilung 1438.) Zurück⸗ 
weifung der gegen den Contumaz gerichteten Klage wegen mangelnder 
Subftantiirung bes Klagbezehrens 910, — wegen ber Ungiltigleit bes 
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geltend gemachten Rechtsgeſchäftes 2045. Nachweis ber Zuftellung ber 
Klage als VBorausfegung ber Vollſtreckbarkeit des Contumacial⸗ 
ertenntnifjes 860. — Ausbleibenss Rechtfertigung: Unzuläffigleit 
ber Zurüdweilung des Gefuches von Amtswegen 508. Rechtfertigung 
bes Ansbleibens von ber Gibestagjatung 24. Rechtfertigungsgefuch 
eine® einzelnen Streitgenoflen, während mit einem anderen verhandelt 
wurde 591. Euntſcheidung über bie Koften ber Rechtfertigungsverhand- 
[ung 1860. 

II. Unznläffigteit bes Slagerüderlages wegen Streithängigleit 9, 886. 
Seltentmahung eines gerichtlichen Vergleiches buch Klagerückerlag 
1487. Friſt zum Klagerückerlag bei Wiebereinfegung zur Grftattung 
der Einrebe 1181. Beſtimmung einer neuen Friſt zur Einrebe nad 
Abweiſung des Klageriideriages 15689. Weigerung bed Bellagten, im 
münbliden Verfahren Rebe und Antwort zu geben, weil ihm bie 
Zagfagungsanorbnuung zu fpät zufam 2578. Exceptio litis pendentis 
9, 417, 448, 886, 1217, 2708. Exceptio rei judicatae 229, 761, 807, 
808, 854, 981, 978, 1008, 1024, 1181, 2067; Geltenbmadung bera 
felben in ber Einrebe, nicht durch Klagerüiderlag 2451; Borbringung 
in ber Duplik bes Hauptproceſſes 8212. Exceptio rei in judicium 
deductae 1648, 1878. Unzuläffigfeit ber Berbindung ber exceptio rei 
judicatae mit ber Verhanblung über bie Hauptſache 875. Geltend- 
madhung des Umfanges bes gemeinfchaftlihen Vermögens durch Einrede 
2855. Unzuläffigleit ber Verbindung von einander wiberjprechenben 
Bertbeibigungen 2056. Confeſſion eines Mitgliedes des Commiſfions⸗ 
gerichtes ala Perborrescenzgrund? 29569. Exceptio fori (vergleiche 
A. Competenz) 456, 976, 2736. Verbindung der exceptio fori mit ber 
Streiteinlaffung 2599. Verzicht auf die exceptio fori durch Einlafjung 
auf die Hauptfache? 2356. Frift zur exceptio fori bei vergebene 
beantragtem mündlichen Verfahren 654, 1213, 1677. 


I. Berfchiedene Bwifchenfäle des Proceſſes. Aullitat. 


Abſtehen von der Mage 457, 15628, 1872, 2850 (Koftenerfah): 2516 
(mit Vorbehalt nemer Anbringung bei einem anderen Gerichte, Theilweiſer 
Nüdtritt von der Streiteinlafjung 1885. Aenderung bes Mlagegrunbes 1507. 
Unzuläffige Klagänberung? 2304, 2871. Umänberung ber Perjonals in eine 
Hppothelarliage 1741. Aenderung des Klagbegehreus 1785, 1947, 1976, 
2037, 2345 (im fummarifchen Verfahren), 2407. Auläffigkeit eines Klagenach⸗ 
tages im münblidhen Verfahren 2816; — un ſchriftlichen Verfahen 2526. 
Ergänzung der Klage in ber Rechtsmitteliuſtanz im ſummariſchen Berfahren 
2656. Widerruf eines in ber Replik gemachten Seflänbniffes in ber Schluß⸗ 
rebe 2459. Ausdehnung des Begehrens einer Schulbllage anf Rechtfertigung 
der Pränotation 834. Veränderung bes Sachverhaltes nad Auftellung ber 
Klage 209, 1574, 1761 (Untergang ber Streitiache), 2545 (Berzicht auf bie 
Geltendmachung ber Minberjährigleit durch Fortfegung bes Verfahrens nad 
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erlangter Großjährigleit), Annahme eines in ber Einrede gemachten Aner- 
bieten® in ber Replil 538. Beränbernngen in ben Berfonen während bes 
Brocefies 63, 244, 301, 715, 821, 848, 1274, 1854, 8068, Entlaffung eines 
mitbeflagten Solibarfchufbners aus dem Streite 914. — Erneuerung ober 
Reaffumirung der Klage? 85. Sifiirung der Verhandlung bis zur Beftellung 
ber Klagscaution 403. Neuerungen 244, 806, 1524, 2058, 3167. Neuerungen 
in ber Schlußſchrift, welche nicht zur Entlräftung von Neuerungen in ber 
Duplif dienen 2811, 2974. Unzuläffigleit einer befonderen Verhandlung über 
bie Legung von Reuerungen in ber Schlußfehrift 2861. Unzuläffigleit ber 
fofortigen Abweifung bes Geſuches um AZulaffung zur Legung von Neuerungen 
in ber Schlußfchrift 8060. Koftenerfag 8125. Inrotulirung: Verbindung 
ber Abweifung des Friſtgeſuches mit ber Anordnung ber Tagfahrt zur In⸗ 
rotulirung 2827. Erklärung des Bellagten, daß er das ihm zugeſtellte 
Eremplar der Klage verloren habe 862. Benitgung der Sakfchriften und 
ihrer Beilagen zur Inſtruirung eines Incidenzfireites 2960. Errotulirung 
1081; während bes Reftitutionsprocefied 2998. Refciffion bes Actenrotulus 
362, 8856. Anführungen ber Parteien nad gefchloflenem Berfahren 914. 
Geſuch um Reſtitution zwifchen dem Schluß bes Verfahrens und bem Urtheil 
181, 779, 828, 2612. Rullität: 121, 252, 289, 305, 317, 862, 365, 382, 
406, 500, 516, 548, 690, 720, 886, 912, 1038, 1061, 1247, 1272, 1295, 1676, 
1784, 1787, 1844, 1918, 1958, 1969, 2008, 2279, 2298, 2817, 2840, 2441, 
2607, 2736, 2760, 2811, 8112, 3154, 3168, 3170, 3187, 8216. 


K. Semeis. 


1. Beweis überhaupt. 

1. Beſcheinigung 19, 1545, 1789, 1786, 2767, 2980, 8117. No- 
torietät 867. Gerichtsbekannter Thatumftanb 914. Gemeinffchaftlichkeit 
ber Beweismittel 1888, 23768. Rechtskraft des Beweisurtheils 1833, 
2065. VBergleih auf ein Beweismittel 1709, 1720. Gegenbeweis: 
Berhältniß zum Hauptbeweis 178. Gegenbewei® pro vitando perjurio 
892, 2125; über eine mit bem Gegentheil bes Eidesthemas nicht iben- 
tiihe Behauptung 3122. Unzuläffigleit ber Beweisfilbrung pro vitando 
perjurio in Beftanbfireitiachen 8142. Segenbeweis zur Abwendung bes 
zuerlannten Schägungseibes 429. (Bgl. Übrigen® unten 4. Gegen» 
feitiges Berhältniß verjchiedener VBeweisarten und Beweisführungen.) 
— Beweisführung buch Acte der Abminiftrativbehörben 18, 2837, 
(480), 620, 1572, 1641, 1759, (2729); — durch ftrafgerichtliche Ent- 
ſcheidungen 928, 1129, 1620, 2719 (Unzufäffigteit des Gegenbeweiſes). 
Beweis zum ewigen Gedächtniß 81, 178, 888, 577, 664, 876, 1596, 
1722, 2620, 2767, 2989, 3128. WBeweisantretungsfriften 109, 
318, (1672), 840, 627, 949, 972, 1075, 2147, 3180, 2847. 

2. Beweisthema. That- ober Rechtsbehauptung? 2999. Negative 
8306, 469, 554, 769, 1497, Uneinbringlichleit einer Forberung 19. 
Thatjachen, wodurch das forum contractus begründet wirb 2, 227, 286, 
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387, 839, 1302, 156%, 1563, 2844. Mutterfchaft 826, 1186, 1298, 
Uneheliche Baterfhaft 6, 188, 684, 1278, 2660, 2897. bentität 
gepfändeter ober in eine Eoncursmafle einbezogener Gegenſtände 173, 
200. Beobachtung ber Teftamentsförmlichleiten 381, 806, 577. Herrſchen 
ber Cholera zur Zeit ber Teflamentserrichtung 367. Echtheit eines 
Teftamentes 274, 806. Mala fides 878, 1417. Berleßung über bie 
Hälfte 802. Annahme eines Berjpredhens 393. Zuftanbelommen eines 
zweifeitig abgeſchloſſenen Bertrages 481. Handlungsfähigfeit 1083. 
Echtheit einer Urkunde 38, 274, 806, 521, 760, 790, 1087, 1365 (mehr 
ale drei Jahre nach der Berbliherung), 2664. Simulirtbeit eines 
ſchriftlich geichloffenen Vertrages 8216. Unredlichkeit des Befitzes im 
Falle der 88. 867 und 456 a. b. &. 8. 1417. Gefahr ale Boraut- 
jegung bes Verbotes 1545; Nachweis derjelben durch das bem Arreflaten 
bewilligte Armenrecht 2614. 

8. Beweislan. Ungiltigleit vertragemäßiger Uebernahme berjelben 
1898. Beweislaft in Bezug auf: Exceptio rei non sic, sed aliter gestae 
1986. Noviter reperta 469. Forum domicilii 1510, Theilweiſe lin- 
giltigleit einer wider Mebrere vollſtreckten Pfändung 1991. Güternamhaft⸗ 
machung 73, 1074. Belanntwerben ber Beſitzſtörung 189, 1771, 2289, 
3080, Belanntwerben ber Geburt bes angeblich außereheluhen Kindes 
554. Dauer ber Alimentationspflicht gegenüber einem unehelichen 
Kinde 2262. Actio negatoria 14, 208, 916, 971, 1044, 1062, 1147, 
1594, 1725, 1894, 1917, 1997, 2877. Neallaft 1189. Verkauf auf 
Borg 2630. Unverfchuldeter Irrtum 2296. In Anfehung der Hichtig- 
feit der Schuld bei Rüdforberung des von einem Minderjährigen Ge- 
zablten 2106. Irrthum ale Borausjegung der condictio indebiti 141. 
Suspenfiobebingung 198. Verabredung ber Errichtung einer Urlunde 
219. Gegenſtand eines allgemein lautenden Ausgleiches 482. Echtheit 
einer Urkunde 182. Exceptio non numeratae pecunise 680. Zahlung 
ber Girovaluta 920. Anfechtung einer Schenkung wegen Berleßung 
bes Pflichttbeiles 991. Verſchulden bei einer unrichtig abreffirten 
Retourſendung 1088, Irrtbiimlih angenommene ungenügenbe Zahlung 
1137. Unpünltlide Zahlung als Bebingung bed XTerminsverluftes 
1556. Verſchulden an der Richterfiillung eines gegen Angeld gefchloffenen 
Vertrages 2056. Dauer ber Miethe 8209. Zeitpacht ober Erbpacht? 
1501. Gegenforderung, welche der Bläubiger abzurechnen verpflichtet 
it 1297. Berluft des Regrekrechtes bes Wechſelinhabers durch bie vom 
Notar unterlafiene Protefterhebung 2791. (Echtheit eines Teſtamentes 
806, 798, 979, 1604. Beobachtung ber Körmlichleiten eines fchrift- 
lien Teftamentes 1888. Phyſiſche Lejefähigleit des Erblaflere 1827. 
Infufficienz des bedingt angetretenen Nachlaſſee 1998. (Bermuthung 
ber Entgeltlichleit geleifteter Dienfle 122. Bermuthung bes Eigenthumes 
ber Gattin an von ihrem Gatten empfangenen Schmudjachen 692.) 
Berjährung 8026. Beweislaſt binfichtlich bes orbnungsmäßigen Bor- 
ganges des Strafgerihtes bei Liquibirung ber Vertheidigungsgebühr 
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2252. Grundbuchéeſtand ale Norm für die Zuweiſung ber Klägerrolle 
bei collidirenden Anfprüden auf den Mleiftbot 8011. 


4. Begenjeitiges Berhältniß verfhiebener Beweisarten 
und Beweisführungen. Zeugenbeweis fiber das Borbanbenfein 
einer Geiftesverwirrung 884. Lieber den Sinn einer Bertragsurlunbe 
23241. Widerlegung eine® Kunftbefundes burch Indicien 28. Gegen⸗ 
beweis gegen das Zeugniß von Sachverftäudigen Über eine außer- 
gerichtliche Beſchau 2664. Wiberlegung des Gewerbsbuches durch Sach⸗ 
verflänbige 192. Widerlegung eine® Urkunbenbeweijes durch Haupteid 
42, 4b, 53, 521, 030, 750, (790), 1865. Bupplirung besfelben burch 
Haupteid 768, 1161. Unzuläffigteit der Rechtfertigung einer auf Grund 
einer unechten Urkunde erwirkten Bränotation durch andere Beweis» 
mittel 2658. Gubfidiäre Natur bes Haupteibes 2982. Ausfchließung 
bes Haupteides durch das Refultat eines abgeführten Zeugenbeweifes 
11, 2747. Production neuer Zeugen ftatt der Ablegung bes Er- 
füllungseibes 625. Erfüllungseid zur Ergänzung einer durch einen 
bedenllihen Zeugen und Indicien bergeftellten halben Probe 626. 
Unzuläfiigleit des Gegenbeweifrs zur Abwenbung des fententionirten 
Schätzungseides 429. Unzuläſſigkeit Des Gegenbeweiſes gegen die gejeß- 
lie Bermuthung ber aufßerehelichen Baterjchaft durch das außer- 
gerichtliche Geſtändniß der Mutter Über den Zeitpuntt der Beiwohnung 
und die Beſchaffenheit des Kindes 2660; durch den Nachweis ber Reife 
8182. Eid über die Unechtheit eines bie Erbietung zum Eide enthal« 
tenden Schriftſtückes 790. Auferlegung des Schätungs- und Erfüllunge- 
eibes, wo nur ein Erbieten zum Haupteide vorliegt 55, 801, Haupteid 
und Erfiilungseid in bemfelben Urtheile fententionirt 178. Berhältniß 
des Erfüllungseides zum Haupteide 1151. Anbietung eines Eides ohne 
nähere Bezeichnung 469. Herftellung eines Beweiſes durch bie be- 
glaubigte Abjchrift einer Urkunde und durch Imbicien 917. 


Einzelne Beweisarten. 

1. Geſtändniß. Außergerichtliches Geſtändniß 1088, 1278, 1551, 
2660. Geſtändniß des im fremden Namen Proceß Führenden 3221. 
Schuldanerfennung ober außergerichtlihes Geſtändniß? 2648. Er⸗ 
Härung vor der Nachlaßabhandlungsbehörde 2928. Entbehrlichleit be⸗ 
fonderen Beweis anerbietens über bie gejeglichen Vorausjegungen des⸗ 
jelben 420. Stillſchweigendes gerichtliches Geſtändniß 317, 364, 921, 
1132, 1300. Wirkung der im orbentliden Verfahren abgegebenen Er- 
Märung des Delaten, baß er ben Eib nicht ablegen könne 2609. Unter- 
laſſen des Widerfpruches gegen eine burch die Klagebeilagen wiber- 
legte Behauptung 466. Vergleihspropofition ale Geftändnig? 1899, 
(8145). Schuldgeſtändniß bei nicht bargethaner causa debendi 896. 
Geſtändniß bes Ehebruhes 480. Ehebruh ale Eheſcheidungsgrund, 
durch Geſtändniß erwieſen 2101. SKraftlofigleit bes Geſtändnifſes der 
Ehefrau zum Beweiſe ber Unehelichkeit bes Kindes 2745. Dualificirtee 
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Geſtändniß 198, 309. Untheilbarkeit deeſelben 2172. Widerruf eines 
in der Replik gemachten Geflänbnifjes in ber Schlußrede 2459. 
2. Urkunden. 


a) Rüdwirkung eined neuen Geſetzes über Beweiskraft von Ur- 
funden? 211. Beweiskraft von zwiſchen Dritten errichteten Urkunben 
1059, 1227. VBeftreitung ber Echtheit einer Urkunde durch Dritte 132. 
(Anfechtung einer zwifhen Dritten errichteten Urlunde wegen Simu- 
lation 1809, 2416.) Beweis unb Gegenbeweis über Echtheit von 
Urkunden 28, 274, 306, 521, 750, 790 unb 2429 (Han.fchriftenver- 
gleihung), 1027, 1865, 2844, 2878. Mage auf Ausfolgung einer 
Abjchrift 337. Haupteid Über ben Inhalt einer verlorenen Urkunde 763, 
1161. Begehren der Driginalien erft bei ber Tagjagung 698. Her- 
ſtellung des Beweiſes durch eine beglaubigte Abſchrift und durch 
Indicien 917. Benützuug einer erſt im Laufe bes Proceſſes ausgeſtellten 
Urkunde zur Begründung des ſchon früher erhobenen Auſpruches 2871. 
(Urkunden, auf Grund deren ba8 Verbot ohne Kautionsbeftellung 
bewilligt wird 409. Aufhebung ber Procekloften bei erwiejener 
Unechtheit der der Klage zu Grunde liegenden Urkunde 669.) 


b) Deffentlide Urkunden. Gtrafurtheil 928, 1129, 1690. Acte 
ber Berwaltungsbebörben (namentlih auch SKataftralacten) 18, 287, 
620, 1572, 1641, 1759. Beweistraft des auf Grund einer Anorbnung 
ber Berwaltungsbebörden in das Geburtsbuh aufgenommenen Ber- 
mertes der legitimatio per subsequens matrimonium 3729. Dominical- 
acten 2824. Beweis ber Hanblungsfähigteit bei Ausſtellung der vom 
Notar legalifirten Urkunde 1083. Umfang ber Beweiskraft eines Tauf⸗ 
ſcheines 1136, 1298. Beweiskraft besjelben binfichtlich ber Anerkennung 
ber außerebelichen Baterfchaft 2728. Beweis ber Mautterſchaft burd 
ben mit bem Beifag „angeblich“ verjehenen Taufichein eines unebe- 
lihen Kindes 3181. Zeugenverbörprototolle ale volllommen beweifende 
Urkunden? 3195. Borausfegungen ber Beweistraft eines Grundbuche⸗ 
eintrages 1759. 


c) Gewerbe. und Handelsbücher. Gewerbsbuch 198, 1041, 
1424. Hanblungsbud 250. Handlungsebudh als Beweis ber Berab- 
redung eines beflimmten Zahlungsorte® 2, 839. Beifagloje Unter- 
fertigung bes Buchauszuges burd den Schulbner 440. Borlage ber 
Handelsbücher in einem wegen eines gemeinrechtlichen Anſpruches unb 
nicht vor dem Handelsgerichte geführten Procefie 2834. (Pränotation 
auf Grund eines Buchauszuges 249, 855, 871, 1121, (2138, 2215, 
2322, 2379, 2436.) Verbot auf Grund desjelben 409.) 


d) Andere PBrivaturlunden. Schulbverfchreibung, von dem 
einen Solidarſchuldner eigenhändig gejchrieben und unterjhrieben, vom 
anderen ohne Beiziebung von Zeugen unterichrieben 3. Beiſatzloſe 
Unterfchrift 58. Nachträgliche Beiſetzung ber Unterſchrift der Zeugen im 
Abweſenheit des Schuldners 8152. Schuldverſchreibung anf Grund 
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gepflogener Abrechnung 280. Schuldſchein ohne causa debendi (211), 
228, 1966; mit falſcher causa 1229, 1447. Geldempfangebeſtätigung 
ohne Angabe des Rechtsgrundes 325, 829. Gmpfangebeflätigung des 
Ehemannes 58, 120, 182. Urkunde über einen zweileitig abgeſchloſſenen 
Bertrag, nur von einem Kontrahenten unterjchrieben 481. Beweiskraft 
einer Duittung einem. Mitſchuldner gegenüber 1409, — eines Depo- 
fitenjcheine® 1608, — eines präjubicirten Wechjele 1674. Beweis des 
Inhaltes einer amortifirten Urkunde 1729. 

3. Kunfbefund und Augenſchein. Anorbnung bes Kunf- 
befundes wegen Dringlichkeit durch Beſcheid 838; ohne Vernehmung 
des Gegners 3102. (Beweis bet Geiſtetzuſtandes durch Zeugen 334.) 
Staatsbeamte als Sachverfländige in Procefien des Fiscus 376. Kunft- 
befund über die Reife eines Kindes auf Grund ber unbefchworenen 
Aubjage ber Hebamme 2727. Hufichmiede als Sachverſtändige bei 
Krankheiten ber Pferde 993. Benennuug ber Öachverfländigen 1136. 
Entigeidung des Obmanues 1185. Gegenbeweis gegen das Zeugniß 
ber Sachverſtändigen über eine außergerichtlihe Bıjchau 2564. Kunft: 
befund, in Abweſenheit der Parteien aufgenommen 1247. Gutachten 
ohne Autopfie 2105. Schätzung wegen Erpropriation 506. Veräußerung 
eines Srundftädes vor Ausführung ber zum Zwecke der Ermittlung 
des Bermögensflandes angeorbneten Schäung 2226. (Außergerichtliche 
Abjihägung angerichteten Schadens 1307.) Kunftvefund im Executions⸗ 
verfahren 952, 1304. 

4. Zeugenbeweis, Vergleich auf Zeugenausjagen 1709, 1720. 
Streitgenofje ale Zeuge 1722. Ausjagen ber Zeugen eines fchriftlichen 
Teftamentes über die Durch ihre Unterſchrift beftätigten Thatjachen 281, 
306. That» oder Rechtebehauptung? 2999. Bedenklichkeit: Rechts- 
jreund im Proceß um Wiedereinjegung wegen jchledhter Bertretung 
179. Unzuläffigleit ber Zeugenvernehmung des als Gerichtscommifſär 
fungirenden Notare 2712. Staatsbeamte in Procefien des Fiscus 376. 
Zeugniß von Beamten Über dienftlihe Wahrnehmungen (in polizeilichen 
Ausgleihsnerhbandlungen) 2857. Zeftamentözeugen ale Verwandte bes 
Zeugenführere 577. Unbevenllichleit des Zeugen, ber mit beiden 
Parteien verwandt ift 2990. Buchhalter des Zeugenführere 1070. — 
Nichtberechtigung bed Zeugenführere zur Geliendmachung der Ver⸗ 
werjlichleit de& Zeugen 638. Einfluß ber vom Probucten nicht geltend 
gemachten Berwerflichleit des Zeugen 2899. Erjegen der Ausjage eines 
Zeugen durch dad Protokoll über eine frühere Bernehmung besjelben 
216. Zulaſſung anderer Zeugen ftatt eines Verſtorbenen 628, 1844, 
2848, 2847. (Stellung des biesfälligen Antrages nah Ablauf ber Be- 
weißantretungefrift). Beridfichtigung ded Namens zugelaflener Zeugen 
1980, 2156. Gegenbeweis burdy biejelben Zeugen 769. Zeugenbeweis 
duch den Vertretungsleifter bes Gegners 2838. Nichtiyleit bes Zeugen: 
verhöres wegen unterbliebener Stellung allgemeiner ragen 2008. Zeit: 
punkt der Ausfolgung von Abfchriften der Zeugenausfagen 81. Unzu- 
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läffigteit ber Ergänzung einer Zeugenausſage nach geichloffenem Beweis⸗ 
verfahren 476. Zuläffigleit der Aufhebung eine nad ergangenem 
Beiurtheil gefällten Endurtheiles behufs Ergänzung bes Berfahrens 
2325. (Wiebereinfegung wegen nen aufgefunbener Zeugen 625.) Er⸗ 
gänzung der Ausfogen eines bebenklihen Zeugen durch Indicien unb 
Erfüllungseid 626. Herftellung bes erſten halben Beweiſes burch zwei 
bebenklihe Zeugen 2414. Benfitung bes Ergebniffes des in einem 
früheren Proceß aufgenommenen Zeugenbeweifes 2282. Wiberjprechende 
Zeugenansfagen 688. Divergenz ber Ausfogen über ein mündliches 
Zeftament 535. Unznläffigleit ber Ablehnung bes Antrages auf eiblide 
Bernehmung der Zeugen eines mündlichen Teſtamentes, weil ein 
münbliches Teflament nicht vorliege 3065. (Erflärung eines Teſta⸗ 
mentözeugen, daß feine Unterfchrift unecht fei 701.) — Zengenbeweis 
zum ewigen Gedächtniß: Vorausfeßungen besfelben 876, 2767 
(Beicheinigung der Gefahr), 3180. Unzuläffigkeit ber Verweigerung des 
Zeugnifles wegen unmittelbarem Imtereffe 3054. Unwirkfamleit einer 
Bereinberung der Parteien über Bernehmung ber Zeugen im ihrer 
Gegenwart und von einem anderen als bem zuflänbigen Gerichte 3123. 
Unzutläffigfeit wiederholter Bernehmung besjelben Zeugen 173; nad 
träglicher Bermehmung über befonbere Prageftüde 2989. Bitte bes 
Zeugen um Zulaſſung zur Berichtigung (Vervollfländigung) feiner 
Ausjage 2520, 8098, 8099. Beweisaufnahme mährend des Recurs⸗ 
zuge® 2989. Abhörung von Teflamentszeugen 577. Kundmachung 
ber Ausjagen 664. Zeugenverhörprotokolle als volllommen bemeijenbe 
Urtunden? 8195. — (Ausſchließung des Haupteides durch das Refultat 
des Zeugenbeweifes 11, 2747, 8219. Zeugenbeweis über ben Geiſtes⸗ 
zufland 884; über den Sinn einer Bertragsurfunde 2241. Beweis ber 
Gegenforderung durch Zeugen bei der Eommpenfation 2264.) 

5. Eid. Anbietung eines Cibes ohne nähere Bezeichnung 469. For⸗ 
mulirung bed Eides im Urtheil 114. Endurtheil unter gleichzeitiger, 
durch einen Eid bebingter Entſcheidung über die Zufländigleit 286. 
Bechnung ber Eidesantretungefrift 2147. Unzuläffigleit der Srweiterung 
diefer Friſt 2591. Aufichiebender Einfluß des Begehrens um Wieber- 
einfegung megen ſchlechter Bertretung auf bie Eidesleiſtung SON. 
Berjpätete Antretung 840. Anſuchen um Berlegung ber Gibestag- 
fagung 80, 119 (wegen Berichoflenheit beffen, der den Eid ablegen 
fol), 489. Reihtfertigung des Ausbleiben® von der Eidestagſatzung 24. 
Eidesantritt troß erfolgter Betrugsanzeige 608. Zulaffung des wegen 
Meineid in Unterfuhung Gezogenen zur Cibesablegung m einem 
anderen Broceffe 2521. Obergerichtliche Aenderung der Eidesformel 
(Einfluß auf den Koftenpunkt) 710. Einfluß der a. o. Revifion auf bie 
Eidesfrift 1878. Einfluß der Streitgenoffenihaft auf Auftragung und 
Ablegung des Eides 598, 706, 816, 830, 1025, 1215, 1230 und 2816 
(Societätsfirma), 1384, 1654, 2086, 2080, 2329, 2418, 2518, 2670, 
2906, 3089, 3078, 3081. Einfluß des Todes einer Proceßpartei darauf 
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68, 301, 715, 790 (Schägungseib), 821, 848, 1274, 1854, 1648, 1648, 
1869 (Berhinderung der Eidesleiftung durch Anzeige beim Straf. 
gericht 1952, 2062, 2068, 2860, (2642), 2613 (Tod des Bertretungs- 
leifterd bes Deferenten vor ber Eidesablegung), 2744, 2880 (Erfill- 
lungseid), 3179 (Würdigung ber in ter Information abgegebenen 
Erklärung). Richterliches Erfenntniß hierüber 1516. Abweichung von 
ber im Urtheil feftgeftellten Cibesformel 598, 657, 807, 1019, 1098, 
(1104), 1181, 1891, 1700, 1758, 1819, 1970, 3601, 2814. Ginfeitige 
Aenderung derſelben 2732. Theilbarkeit ber Eidesformel? 1104, 1815, 
1817, 2144, 8082. Ablegung eines Eides im Auslande 808. Modali- 
täten ber Eidesablegung, im Schiebsfpruch feftgeftellt 1411. Anhaltung 
bes Deferenten zur Beibringung ber bei der Ablegung des Haupteibes 
burdy den Delaten vorzuzeigenden Gegenſtände 2949. Auläfftleit ber 
Rechtfertigung des Ausbleiben von ber Eidestagſatzung 24. Wieder⸗ 
holte Abichwörung eines aus Verſehen unvollfläntig abgelegten Eibes 
2705. Koften des Eidesverfahrens 698, 717, 896, 1004, 1275, 1841, 
2347, 2851. Koften des Berfahrens wegen Zulaſſung ber Beweis⸗ 
führung pro vitando perjurio 892. (Gegenfeitige® Verhältniß ver- 
fhiebener Eide ſ. oben I. 4.) 

a) Haupteib. Formulirung 527, 2562, 2897, 2929. Zuläſſigkeit 
des Haupteibes gegen den Inhalt einer Urkunde 2300. Unzuläffigkeit 
des Haupteibes ilber Nechtsverbältnifie 315, 395, 1189, 2122; — liber 
Arafbare Handlungen 1162, 2305, 8140; — Über durch ben Ausgang 
bes Zeugenbeweijes widerlegte Behauptungen 11, 3747, 3219; — über 
abftractes Wiffen 554; — über Thatfachen, welchen die Behauptungen 
be6 Deferenten widerſprechen 920; — über Gegenflände fachwifſen⸗ 
ſchaftlicher Beurtheilung 1815. Haupteib über außerehelihe Beiwoh⸗ 
nung 6; — über bie ebelihe, ber Mutter aufgetragen 557. Allgemein- 
beit und Unbeflimmtbeit ber Eidesformel 650, 768, insbejonbere im 
Baternitätsproceß 1029. Haupteib über einen Incibenzpunft nad einer 
für die Hauptſache eutfcheidenden Yormel 1302, 1860. Unzuläſſigkeit 
ber Bereinigung von Haupteiden über ZThatfachen, deren eine bie 
Exheblichleit der anderen bebingt 849. Haupteid über bie ba® forum 
contracetus begrünbende Thatfache 227, 180%, 2488. Haupteib zum 
Nachweis ber exceptio non numeratae pecuniae 42, (68). 

Kenntniß ber zu beſchwörenden Thatfachen 88, 114, 217, 402, 515, 
628, 501, 874, 1076, 1151, 1269, 1298, 1618, 1728, 1774, 1818, 
1957, 2058, 2377, 2628, 2878, 2967, 2968, 2982. Bedeutung ber 
Formel „meines Willens und Erinnerns“ 801, 874, 1076, 1819, 2080. 
Auftragung bes Haupteibes an einen Irrfinnigen 182, 704, 1897; — 
an einen Unmündigen 2188; — an einen Minderjährigen 2295; — an 
ben am Broceß nicht theilnehmenden Kebenten 190; — an eine noch 
nicht angetretene Erbſchaft 1445, 1975, 2667, 2664; — an ben Erben 
bes Cridars 2642; — an ben Kurator bes Gellagten über bie Echt⸗ 
beit bes Acceptes 2528, 2878, 2967; — an bie Finanzprocuratur 
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2072. Bertretungsleifer des Deferenten 1161, 2559 (Zob besielben 
vor der Eibesablegung 2618); bes Delaten 709, 1056. Ungenũgende 
Bezeichnung bes Delaten 920. Irreferibler Haupteib 478, 521, 
928, 1297, 1802, 1668, 1618, 2877, 2511, 2528, 2879, 2967. 

Berziht des Delaten auf bie Beſtreitung der durch Haupteib zu 
erprobenden Thatſache 86. Wirkung ber im orbentlihen Verfahren 
abgegebenen Erklärung bes Delaten, daß er ben Eid nicht ablegen Fönne 
2609. Würdigung der in der Information abgegebenen Erflärung bes 
Delaten, den Eid ablegen zu lönnmen, nach befien Tode 3179. Legiti- 
mation bes Vormundes zur Auftragung bed Haupteibee im Pater⸗ 
nitätsproceß 871. Legitimation bes Koncursmafje-Bertretere zur Eibes- 
belatiou 1879; — des Eoncursmafle-Berwaltere 1965, 2046. Ent⸗ 
bebrlichleit ber obervormundſchaftlichen Genehmigung zur Annahme 
ober Zurückſchiebung bes Haupteides 960. — Zurüdidiebung bes 
Hanpteides im alle der Wiebereinfegung zur Wppellation nad Au⸗ 
tretung des Haupteides 684; — im Falle der Wiebereinfegung zum 
Autritte des Haupteibes 1256. Wiebereinfegung ob noviter reperta 
gegen ein Urtheil, wodurch auf Haupteid erkannt wird 464. 

b) Erfüllungseib (vgl. oben I. 4). Borausfegungen des Er—⸗ 
füllungseides 896. Grfüllungseib zur Ergänzung des Beweiſes Aber 
Berabredbung eines beflimmten Zahlungsortes 2, 286. Grfäflungseib 
zur Ergänzung ber durch Indicien hHergeftellten halben Probe 825, 
469, 626. Unzuläffigleit des Erfüllungsſseides bei wiberjprecdhenden 
Zengenausfagen 688. Erfällungseid über einen vom Zeugen nicht 
angegebenen Thatumſtand 1067. Wiebereinjegung des zum Erfällungseib 
Zugelaflenen zur Borführung neuer Zeugen 625. Linzuläjfigleit ber 
Ablegung des von einem feither verftorbenen Streitgenoflen angebotenen 
Erfüllungseides burd einen anbereu 2880. 

c) Schägungseib 55, 287, 429, 467, 790, 1407, 1421, 1485, 
1815, 2128 (Befchwörung bed von ber Partei begehrten flatt des vom 
Richter ermäßigten Betrages), 2169 (linzuläffigleit des Schätzungseides 
zum Nachweis einer Mehrforderung), 2476. 

d) Manifefationseib 5, 480, 2444; — anf Berlangen eine® 
Imteftaterben, ber bie Erbfchaft noch nicht angetreten bat 708. Beifag 
bes Willens und Erinnerns 50. Gericht, bei weldhem bie Klage auf 
Ablegung des Manifeſtationseides betreffs einer Verlaſſenſchaft anzu- 
bringen iſt 2600. 

6. Indicien. (6), 28, 122, 183, 274, 325, 378, 469, (478), 493, 
656, 664, 626, 634, 776, 917, 968, 1067, 1091, 1136, 1161, 1596, 
1618, 1729, 2294, 2660. 


Wichterlidhe Eniſcheidung (Urtheil, Befcheid, Schiedsſpruch). 


. Unzuläffigleit ber Entiheibung durch Beſcheid über Eiuwenbung 


während ber Erecution 84, 1114, 1116, 1658, 1688. Wiünbliche 
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Abweifung des bei ber Verhandlung vorgebradhten Geſuches um Ber- 
tagung ber Fortſetzung berjelben und fofortige Urtheilsfällung zur 
Hauptſache? 8167. Entſcheidung über ein Wiedereinfegungsgefucdh burch 
Urtbeil ftatt durch Beſcheid 2640. Anordnung des Kunſtbefundes durch 
Beicheid 338. Ausflelung eines Duplicate® von einer Berfügung, 
beren Concept verloren if 1479. 

H. Juhalt des lirtheild. Anslegung eines Urtheils 3186. Präjubicials 
tenntniß 191. Witernatives Erkenumiß 86, 1881. Nichtigkeit des im 
ordentlichen Berfahren ergangenen, bie Einrede der Nichtzuftändigkeit 
verwerfenben und zugleih in ber Sauptfache entjcheidenden Urtbeile 
erſter Inftanz, ſowie bes abändernden Urtheil® zweiter Inſtanz 2736; 
— Nichtigkeit bes Urtheile wegen Unvollfländigleit 406; — megen ber 
Entfheibung über das Recht jelbf, während mur eine Beantwortung 
ber Aufforderung vorliegt 648; — wegen Berbinbung einer definitiven 
Entſcheidung mit einer Beweisanorbnung 690; — wegen Condemnation 
des Bertretungsleifterö mit Webergehung bes Bertretenen 1734. Unzu- 
läffigleit der Feſtſtellung von Feilbietungsbedingniſſen in einem bie 
Feilbietung ber gemeinfchaftlihen Sache verfügenden Urtheil 1640. 
Faflung des Urtheils bei theilweiler Anerlennung bes Klaganſpruches 
durch den Bellagten 1066. (Berurtbeilung bes WBellagten troß ber 
von ihm erllärten Bereitwilligteit, dem Klagbegehren zu entſprechen 
1288.) — Unterfhieb der Urtbeilsformeln „nicht ſchuldig“ und „das 
Begehren hat nicht flatt“ 1149. VBorausfegungen ber Abweifung ber 
Klage „zur Zeit" 2657. Abweifung zur Zeit wegen Streithängigkeit 
1217. Berweifung ber Liquibirung der Nebengebühren auf einen im 
Eyecutionsverfahren aufzunehmenden Kunftbefunb 1304. Berurtheilung 
zu einer Leitung, welche bereit unmöglich geworben ift 504. Ver⸗ 
urtbeilung zur Serausgabe einer angeblich werthloſen und in Berluft 
gerathenen Urkunde 8169. Verurtheilung unter ber Bedingung einer 
inzwijchen unmöglich geworbenen Gegenleiftung 1288. Zuerlennung 
eines von einer noch unerfüllten Suspenfivbebingung abhängigen 
Rechtes 1878. Bedingte Berurtheilung bes Pfandnehmers zur Rück⸗ 
ſtellung der Pfandfache gegen Tilgung ber Pfaudſchuld 2822. Zuer⸗ 
fennımg eine® eventuellen Aufpruches im Urtheil 8078. Nichtberech⸗ 
tiguug des in contumaciam erfennenden Richter zur Mäßigung bes 
Erſatzanſpruches ober Auferlegung des Schätzungseides 1407. Bor- 
bebalt einer neuen Klage im Urtheil 118 (Bb. I. ©. 186), 1471 
(Einfluß auf die Verjährung), 2067 (ſtillſchweigender Vorbehalt); 
Borbehalt einer neuen Entſchädigungstlage wegen körperlicher Ver⸗ 
legung für den Fall des Herbortretend einer &rwerbuntlüchtigkeit 
2568. Borbehalt der Liquidirung bed Pflichttbeild in einem Nach⸗ 
verfahren 2871. Vorbehalt zu Gunflen des Beklagten 176. (Ausſpruch 
über Gerichtskoſten f. D. VI. 1.) 

UI, Berhältuiß des Urtheils zur Ringe. Verurtkeilung aus einem in ber 
Klage nicht geltend gemachten Rechtsgrunde 76, 104, 264, 1010, 1111, 
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1161, 1229, 1255, 1280, 1296, 1419, 1428, 1447, 1453, 1507, (1608). 
Abweiſung ber Klage wegen Unftatthaftigleit des ben Ort ber Leiftung 
betreffenden Theiles des Petits 2481; — wegen unterbliebener Be⸗ 
langung einzelner in ber Sache Betheiligter 28315. Beränderung bes 
Sachverhaltes nach Anftellung der Klage 209, 1574. (Behandlung bes 
Eventualpetite 522) Abweihung vom Klagbegehren 1785, 1741. 
Ueberfchreitung des Klagbegehrens 98, (3089). Berurtheilung zum 
Erlag bei Gericht, während das Klagbegehren auf Zahlung lautet 592, 
677, 716, 2194, 2708, 8149. Behandlung eines Executionsgeſuches ale 
Erecutionsliage 3158. Arbiträre Znerkennung einer Remuneration 
ftatt ber begehrten nach Procenten beftimmten Mällergebähr 607. 
Ausdehnung des Begehrens einer Schulbllage auf Pränotationdredht- 
fertigung 884. Berurtbeilung zur Zahlung eines unbeflimmten Betrages 
trog ber Einffagung einer beflimmten Summe 835. YJuflifieirung 
einer Sigenthums-Pränotation mit dem vom Bellagten nicht begehrten 
Beifab, daß das Pfandrecht für den Kaufpreis zu ingroffiren fei 1661. 
Berichtigung eines Schreibfehlers im Klagbegehren 851. Inbivibuali- 
firung des im Klagbegehren zu unbeſtimmt bezeichneten Streitobjectes 
891. Aufrechthaltung einer ale fchriftliches Tefament angefochtenen 
Urkunde als Auffat eines mündlichen Teſtamentes 3147. 

Rechtskraft des Lirtheild 229, 477. Subjectiver Umfang ber Nechts⸗ 
fraft 16, 136, 244, 817, 679 (Wirkſamkeit des gegen bie Gemeinde 
ergangenen Urtheils wider bie &emeindeglieber), 1245, 126%, 1845 
(Iufiflcirung der Pränotation nad) Beräußerung ber Pfandſache), 2709, 
8026, 8153. (Subjectiver Umfang ber Nullität eines Urtheils 1272.) 
Rechtskraft des binfichtlich der Hauptfache bedingten Enburtbeil® bei 
theilweifer Appellation 900. (Ueber die Formeln „uicht ſchuldig“ und 
„das Begehren babe nicht flatt* und Borbebalte f. oben IL.) Zu- 
läffigleit ber Aufhebung eined nach ergangenem Beiurtbeil gefällten 
Endurtheild behufs Ergänzung des Verfahrens 2825. Unzuläffigleit der 
DOppofitiondflage, geftütt auf ben Nachweis ber Fälſchung der bem 
Urtheil zu Grunde liegenden Urkunde 3143. Rechtskraft des eine actio 
confessoria abweiſenden Urtheils in einem jpäteren Befikesftreit 2912. 
Umfang ber Rechtskraft in einem Regatorienftreit 2085. Löſchung bes 
Pfandrechtes wegen rechiäfräftiger Abwelfung ber Forderungéeklage 2198. 
Rechtskraft des im Liquidirungsproceß ergebenden Erkenntnifſes 308, 
129, 808. Rechtskraft der die Wiebereinfegung ablehnenden Enticheibung 
1822. Rechtskraft des Beweisurtheils 1833, 3065. Declarative Kraft bed 
Urtheil3 über eine Neallaft 1887. Rechtskraft der Entſcheidungsgründe 
809, 477, 606, 761, 981, (2193), 3064 (Einfluß ber Enticheibung fiber 
bie Zinfen auf ben Streit fiber die Kapitaldforberung). Verhältniß ber 
Entſcheidnngsgründe zum Urtheil 406. (Auslegung eined Urtheils 696, 
8136, Berichtigung besjelben 1891; — Gchreibfehler in einem rechts⸗ 
kräftig gewordenen Urtheil 2094; — vgl. übrigens Abweichung von 
der im Urtbeil feftgefettten Eidesformel K. II. 5.) 
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V. Schiebsſpruch. Rechnungsverſtoß in dem Schiebsjprud 36. Unrichtige 
thatfächliche Borausſetzungen 88. Weberjchreitung ber im Kompromiß 
gejegten Friſt 691, 700. Compromiß unter ber Bedingung ber Ge⸗ 
nehmigung bed Schiedsſpruches durch die Euratelbehörde, Beendigung 
der Guratel vor Abgabe des Schiedsſpruches 757. Tod eines ber 
Schiedsrichter 555. Klage gegen die Sciebemänner auf wieberholte 
Wahl eines Obmannes 2698. Unzuläſſigkeit des gegen einen Schieds⸗ 
richter nach Bernidtung feines Spruches gerichteten Begehrend auf 
Schöpfung eined neuen 2799. Compromiß im Wege gerichtlien Ber- 
gleiche® zu Stande gebracht: Benennung anderer ald der vereinbarten 
Schiedsrichter im Intimationsbeſcheid 902. Schiedsſpruch, ohne An- 
börung der Parteien ergangen 906. Schiebsrichterlihe Gewalt bei 
Würdigung münblicher Zugefänbniffe der Parteien 955. Giltigleit ber 
Berabrebung, für die Entiheibung künftiger Streitigleiten von Fall 
zu Kal ein Schiebögeriht zu beftellen 1007. Wuferlegung eines 
aufßergerichtlih unter bejonderen Modalitäten abzulegenden Eides 
(Rabbinatzeid, 1411. Compromiß über eine burch rechtskräftiges Urtheil 
entfchiedene Sache 1611. Geltendmachung der Kompromißclaufel eines 
Geſellſchafisvertrages nach Auflöfung der Gejellihaft 2068. 


M. Redtsmittel. 


I. Uppellation und Reviſton. Stellung ber Rechtsmittelinſtanz zu einem 
das Klagbegehren aus formellen Gründen abweilenden Urtheile 2760. 
Entbehrlichleit ber Appellationganmeldung, wenn Appellationsbeichwerben 
überreicht find 420. Weberreihung ber Appellationsanmeldung und 
Appellationsbeihwerben in simplo (im ſummariſchen Berfahren) 187. 
Mündliche Appellationdanmelbung im fchriftlichen Verfahren 740. Frift 
zur Appellationganmeldbung bei vereinbarter Ueberleitung bed ſumma⸗ 
rifhen Verfahrens in das ordentliche 748. Stillſchweigend vereinbarte 
Rücdktehr zum fchriftlichen Berfahren im Appellationszuge nach Annahme 
des ſummariſchen Verfahrens für die Verhandlung in erſter Inflanz 
2981. Friſt zur Appellation im Falle nachträglicher Zuftellung ber 
Urtheilegründe 8910. Wahrung der Appellationsfrift Durch ein Geſuch 
um Anberaumung einer Zaglagung zur Appellationsanmeldung 1016, 
1826. Berechnung ber reftituirten Friſt zur Appellationsanmelbung 
1142, Appellationsfrift bei Einklagung eines Beſtandzinſes 1295 (2525); 
bei Klagen wegen abgelaufener Beftandzeit 2995. Nidteinrechnung ber 
Ferien in bie bandelsgerichtliche Appellationdfrift 1731. Berfpätete 
Einbringung ter Appellationsbefchwerde? 2842. Appellation eines 
unter Mehreren in contumaciam Berurtheilten 817. (Bernichtung des 
ganzen wider Mehrere ergangenen Urtheild anf Betreiben Cinzelner 
berfelben 1272; Unzuläffigleit ber Ergreifung von Rechtsmitteln 
durch einen ber Subftituten im Intereffe der Anderen 2725.) Einfluß 
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ber Appellation unb Revifion auf ben Beweisantritt 109, 318, 637, 
972, 1075, 1180, 2758. Einfluß der Strafanzeige gegen einen Zeugen 
auf das Verfahren in höherer Iuftanz 1708. Fortſetzung der Uppellation 
ungeachtet vorausgegangener Abftehungserflärung 1840. Berpfliähtung 
ber höheren Inſtanz, über das Eventualbegehren jofort ſelbſt zu ent- 
f&eiden, wenn fie das Principalbegehren zurfidiweift 522. BReformatio 
in pejus: Appellation bed PBrobucten gegen Zulafiung bed Zeugen- 
beweifes 1711. Reformatio in pejus bezüglich des Ausſpruches über bie 
Proceßtoften 2812. Berückfichtigung einer nach bem unterrichterlichen 
Urtheil eingetretenen Thatſache 1534. Ausſetzung ber Entſcheidung 
über die Proceßloften erfter Inftanz 5i8 zum Ausgang bes in zweiter 
Inſtanz angeordneten Beweisverfahrens 584. Entſcheidung über bie 
Procekloften bei Ummanblung einer bebingten Berurtbeilung in eine 
unbebingte und umgelehrt 619, 1807, — bei Abänderung ber Eibed- 
formel in zweiter Inſtanz 710. Berechtigung der Partei, eine in ben 
Orünben ber divergirenben Erfenntniffe gleichmäßig abgelehnte Einrebe 
im Wege ber orbentlihen Revifion geltend zu machen 606. Gtellung 
ber Rechtsmittelinſtanz zu einem lediglich über Die exceptio fori 
ergangenen Urtheil erfler Inſtanz, während ber Gellagte ſich auch 
auf das Meritum des Streited eingelaflen hat 2599. Entſcheidung in 
merlto, während bie untere Inſtanz nur Über die exceptio rei judicatae 
entichieb 854, — liber bie Unzuläffigleit der gewählten Proceßart 1535. 
Oberrichterlihe Berurtbeilung des in erſter Inſtanz Obftegenben in 
die Koflen ber erfien Inflanz 1705. Unzuläffigkeit ber Nevifion 
binfichtlich eines ber Appellation nicht unterzogenen Rebenpunttes bei 
Umwandlung be3 in erfler Inftanz über ben Hauptpunkt gefällten 
bedingten Erfenntniffes in ein unbebingtes 900. 

Außerordentlihe Reviſion. Unzuläffigkeit einer Tagfakung zur 
Aufnahme derfelben 399. Einfluß derfelben auf die Friſt zum Eides⸗ 
antritt 318. Bertagung ber Eidesleiſtung 1672. Aufrechthaltung ber 
untergerichtlicden Urtheile aus einem abweichenden Grunbe 1889. 
Vernichtung einer ohne Zuziehung eined Aboocaten geführten Ber- 
handlung wegen Unvollſtändigkeit 1918. Nothwendigkeit ber Unterichrift 
bes Advocaten bei Weberreihung ber fchriftlihen außerorbentlidhen 
Revifionsbeichwerbe im mündlichen Berfahren 2996. Außerordentliche 
Kevifion im Manbatsproceß 1492, 1877 — im ſummariſchen Berfahren 
1602, — im Falle der Vereinbarung auf fchriftliched Verfahren „mit 
Vorbehalt der Rechtswohlthaten bes ſummariſchen Verfahrens 8156. 
.Recurs. Richtberüdfichtigung bes feitber geänderten Sachverbaltes durch 
die Recnrsinftang 49. (Einfluß eined neuen Geſetzes 8178.) Zuläffigleit 
eines befonberen Recenrſes wegen SIncompeten; im fummariſchen 
Berfahren 387. Unzuläffigleit be® Recurſes gegen die dom Ober- 
landesgerichte in Beſitzſtreitſachen angeordnete Ergänzung ber Bers 
handlung 642, 1020; — gegen die die Reflitution gegen Berfäumniß 
ber Eidestagfahrt gewährende Entiheidung zweiter Inflanz 2306; — 
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gegen die Kaffirung bes erfirichterlichen Erlenntniffes im Befigesproceß 
2868. Anfechtung eine® Urtheiles durch Recurs 2640. Berfpätung bes 
Recurſes auf der Poſt 915. Reftitution zum Revifionsrecurs 1349. 
Nichtberückſichtigung jildifcher Feiertage bei der Recurefrift 1768. Tele 
graphifche Recursanmeldung 1963, 2898, 3022. 


. Nullitätsbeſchwerde (vgl. I. Nulflitäten, 516, 835, 1272, 1296, 


1787, 2044, 

Anfechtung eined Schiedsſpruches (vgl. L. V.). Beſtreitung bes Schieds⸗ 
fpruches (nach Ablauf der gejetlichen Frift) wegen Simulation 1162. 
Hemmung ber Erecution buch die Klage wegen Nichtigkeit des 
Schiedsſpruches 1281. Erecution zur Sicherſtellung während ber Ver⸗ 
bandfung Über die Anfechtung des Schiedeſpruches 1864. 


. Wiedereinfehung in den vorigen Stand. Verhältniß ber Wieber- 


einjegung wegen einer verftrihenen Fallfriſt zu ber wegen jchlechter 
Bertretung 1777, 1822 und 2842, — zu ber ob noviter reperta 1206. 
DWiedereinfegung gegen eine verfäumte Friſt oder gegen ein rechts⸗ 
kräftiges Urtheil? 2291. Guspenfiveffect 1777. Rechtskraft ber bie 
Wiebereinfegung verfagenden Entſcheidung 2842. Unzuläſſigkeit ber 
Streitanmertung im Falle einer Reſtitutionsklage 3284. Umfang ber 
Wirkung der Reſtitution gegen ein Eontumacialurtheil 2266. Errotu- 
lirung während des Reſtitutiousproceſſes 2998. Koften 1315, 28346, 2882. 

1. Wiebereinfegung wegen einer verfirichenen Friſt 131, 1723, 298, 
1142, 1181, (1206), 1266, 1849, 1472, 1972, 1988, 2806, 2640, 8106 
(Berfäurniß aus Rechtsunkenntniß), 3174. Wiebereinfeßung zur Recht⸗ 
fertigung einer Pränotation 1582, (Löoſchung einer Pränotation ohne 
Rüdficht auf das nach abgelaufener Frift eingebrachte Reſtitutionsgeſuch 
2577, 2654), — zur Aufforderungsliage 1784, — gegen das Berjäumniß 
einer vereinbarten Fri 1777. 


3. Ob noviter reperta. Angeſucht vor dem Urtheil 181, 779, 828, 
2612. GErheblichleit der Beweismittel als Erforderniß ber Reftitution 
275. Neuheit ber Beweismittel 1206. Specificirte Angabe der noviter 
reperta 442. Beweislaſt 469. Wibereinjegung, bewilligt gegen ein 
Urtheil, wodurch auf den vom Neflitutionswerber beferirten Haupteid 
erfannt wird 454. Wiebereinfegung, bem zum Erſüllungseide Zuge- 
lofienen bewilligt 625. Verjährung bes Rechtes bes Refitutions- 
werberd 904. 

3. Wegen mangelhafter Bertretung 179, 229, 298, 899, 975, 
1104, 1815, 1486, 1777, 2480 (Friſtverſäumniß durch Verſehen bes 
Advocaten), 2718 (Anfangepunft der FKrift zum Anfuchen um Wieder- 
einfegung), 2984 (Unterlaffung der Heranziehung eines Vertretungs⸗ 
leiſters), 8094 (Einfluß bes Reſtitutionsbegehrens auf die Eidesleiſtung). 
Erſatzklage gegen deu Rechtefreund 2278. 
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N. Erercution. 
(&recutivproceß ſ. Q. II.) 


1. Ereention überhaupt. 


1. Grundlage ber Erecution. Rechtskraft des Urtheils (j.L.IV.). 
Unwirkſamkeit bes ben Ehegatten zur Wlimentirung ber rau ver⸗ 
urtbeilenden Erkenntniſſes für bie Zeit nah bem Tode be Mannes 
8136. Einfluß eines neuen Geſetzes auf bie Bollfiredung vorhergegangener 
Ertenntniffe 3178. Execution auslänbifcher Urtheile 406, 1562, 2179, 
2228; ausländiſcher Schiedsſprüche 3207. Nachweis ber Zuftellung 
der Klage als Borausjegung ber Bollfiredbarkeit eine Contumacial⸗ 
erlenntniffes 560. Bollſtreckbarkeit bed burch einen Eid bedingten Ur- 
theile 1516; — des ber Ergänzung burd andere Urkunden bebürftigen 
16075; — bes einem (vereitelten) Eompromiß unterworfenen 1611; — 
bes abfolutorifchen Urtheils wider ben Kläger 1685. Berechnung ber 
vierzehntägigen Urtheilsfrift 158. Entbebrlichleit der gerichtlichen Pfän- 
bung bei bereitd erworbenem PBfanbrecht 2392. Execution zur Ein⸗ 
bringung von Aerarialerſatzanſprüchen 8189. Grecutive Einbringung 
rüdfländiger Bermögensübertragungsgeblihren gegen ben jpäteren Er⸗ 
werber des Gutes 2810, 8186. Grecution auf Grund von Zahlungs 
befehlen der Finanzbehörden 788, 3090 (Tabakereditſchuld); — auf 
Grund eines Aominiftrativ-Erkenntniffes gegen einen Beamten 2334; 
— auf Grund eines Strafurtheils 2721; — eines militärfirafgericht- 
lien Urtheils 2631, 8168. Bollſtreckbarkeit eines vor dem Strafridhter 
abgefchloffenen Bergleiches 791; — eines über eine Orenzberichtigung 
geichloffenen Bergleiches 1827; — eines mit einem Schulbüberuchmer 
geihloffenen gerichtlihen Vergleichee 22495 — eines zu Protofell 
ertlärten Beripreckens 1232; — eines lirtbeiled in einem Regaterien- 
fireit 2260; — eines durch eine Gegenleiftung bedingten Urtheil® bei 
eingetretener Unmöglichleit der Gegenleiflung 12383; — eines feine 
Fri befiummenden Urtheils fiber künftige Leiflungen 1267; — ber 
Nehnungserlebigung der Dideeſanbuchhaltung 1793. (Unzuläffigleit ber 
Einſchräntung einer durch geridhtliden Vergleich regulixten Gersitut 
2236.) Folgen der Nichteinhaltung ber in einem gerichtfidden Bergleich 
bei Xermindverluft feſtgeſetzten Zahlungszeit 2584. nzuläfigfeit ber 
Grecutien bes Solidarſchuldnere gegen einen Ditverurtheilten 1754 
Unzutäffgleit fefortiger Grecutiontausfährung gegen britte eimem 
gerichtlichen Bergleiche beitretende Berionen 2401. Unzuwiäifigfeit ber 
egrentiven Ginverleibung ber gegen beu Bormann erwirden Pröns- 
tationsrechtfertigung S119. Unzuläffigleit ber Gyecntionäfährung be& 
Gefkenars auf Grund eines für beu Gebenten ergengemen Urtheits 
3153. Fortführung der Erecution burd den Ceſſienar 1663, 2652 
Angabe unb Prüfung des Reſultates vorantgeyangemr Ürecatiemi- 
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Schritte 1848. Executive Pfändung ohne Nachweis bes Nichtausreichens 
bes bereits erworbenen gerichtlichen Pfandrechtes 3188. Entbehrlichkeit 
ber Beibringung des Beftanbvertrages bei ber Pfänbung ber invecta 
et ıllata 3048. 

2. Object ber Erecution. Beſtimmung besjelben im Falle eines 
Zahlungsauftrages „bei Erecutionsvermeibung” 2849. Unzuläjſſigkeit 
ber ummittelbaren Execution auf Staatsvermögen 424. Unzuläſſigkeit 
ber egecutiven Feilbietung eined Wohnungsrechtes 2186. Erecution auf 

“ Beamtengehalte 1736, 2468, 3068, 3129; — auf bie Bezlige ber 
Diurniften 8087; — auf Benfionen von Sparcaffenbeamten 2911; — 
auf das Einkommen eines Lottocollectanten 1418; — auf das Entgelt 
für Dienfleiftungen 1851; — auf ein ohne Zuflimmung ber Pfand- 
gläubiger abgetrenntes Grundſtück 1587; — auf eine aus mehreren 
Grundbuchsobjecten beftehende Geſammtſache 2668; — auf bebenkliches 
beim Gtrafgericht verwahrtes But 1872, 1673; auf den Fruchtgenuß 
bes Baters an bem jeinen Kindern zugewandten Vermögen 129; — 
auf ein Ausgedinge 1460, 2161, 8110; — auf ein zur Sicherftellung 
einer Rente einverleibte® Kapital 2837; — auf Brandſchadensſsvergütungen 
2777, 2886, 31265 — auf ein Gridagut für ben Kal, baß es zur 
freien Berfligung bes Eribatard zurüdtehre 1216. Erecutive Pfändung 
von Sachen in Händen eine® Dritten 3041; — Pfändung von 
SDbjecten, welde ber Käufer in Gewahrfam des Erecnten belaffen hat 
2989; — erecutive Feilbietung einer als Saution für noch unbeftinmte 
Anfprüde beftellten Yorderung zu Gunſten anderer Gläubiger 2404; 
— Berweifung ber Anſprüche des Erbauer® eines Haujes auf dem in 
Erecution gezogenen Grunde auf abgefonderten Proceß 2888; — Exe⸗ 
cution auf das Erbrecht 3127; — Execution eines Gläubigers bes 
Erben auf Erbſchaftsſachen vor ber Einantwortung 582, 789, 1888, 
1867, 2080; — Gpecutivintabulation auf Grund bes 8. 822 a. 6. 
G. 8. 2406, 3015; — auf Subſtitutionsvermögen vor Gintritt bes 
Subflitutionsfalles 791, 2725; — Unzuläffigfeit ber Erecutionsführung 
auf ein der fipeicommifjarifhen Subftitution unterworfenes Grunbftüd 
8075, 8158; (Entbehrlichleit der Berftändigung von fireicommifjarifchen 
Subftituten 2725); — Einfluß eines intabulirten Veräußerungs- und 
Einſchuldungsverbotes auf die Tauglichkeit Des Objectes 2160, 2821. 
Execution auf bereit$ an Dritte übergegangene Erbſchafteſachen 1258; 
auf DObjecte, bie einer von Anderen erwirkten executiven Sequeftration 
unterliegen 3018. 

8. Hemmung ber Erecution. Wegen entbedter Minderjährigleit 
bes Erecuten 2718. Im Zuge befindlihe Behandlung der Gläubiger 
108; — Auswanberungsverbandlung 1701. Erlag ber eingellagten 
Summe 1069. Erlag durch einen Dritten 2159. Erlag unter Borbehalt 
2726. Nichtbereihtigung bes die Schulbfumme erlegenben Hypothekar⸗ 
ſchuldners zum Eintommenftenerabzug für bie feiner Befigerwerbung 
voraudgehbende Zeit 2391. Erlag bei einem anderen als dem er- 
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tennenben Gericht und mit ber Bitte um Hemmung ber Gyecution 
bis zum Ausgang eines Strafprocefies 3080. Zahlung 1289. Gifiirung 
ber Feilbietung während ber Berbanblung über bie Refitution zur 
Appellation 2975. Klage wegen Nichtigkeit bes Schiedeſpruches 1281. 
Nachweis, daß bie im Urteil zugeiprodene Forderung nur theilweiſe 
zu Recht beftehe 2452. Anzeigen Dritter über bie der Erecution ent- 
gegenftebenben Hinbernifle 1808, 1518, 2287. Mecurs bes Fruchtnießers 
gegen bie erecutive Beräußerung des Tyruchtuießungsobjectes 2416. 
Hemmung ber Egecution auf Anjuchen bes Erecnten gegen Caution? 
2495. Gtrafanzeigen 743, 1203, 1440, 1588, 2419, 2455, 2786, 2838. 
Dieciplinarnnterfuhung über die Interdention eines Notard bei bem 
ber Klage zu Grunde liegenden Rechtsgeſchäfte 2781. Noch nicht erfolgte 
Ausmittlung des reinen, unter Borbebalt bes Inventars angetretenen 
Nachlafſes 957, 1114, 1115, 1442, (2080). Grecutives Pfandrecht mit 
ber Beſchränkung bes 8. 822 a. 6. G. B. 3016. Dritten Perſonen 
drohender univieberbringlider Schade 1381, 1613, 3297, 2779. 
Erfeindirungsflage 172, 719, 1151, 1809, 1821, 1680, 1763, 2044, 
2058, 2740 (Boransfeumgen ber Eautionspfliicht) 2749. Unzuläffigkeit 
ber Hemmung wegen einer nur in Ausfiht geſtellten Gricinbirungs- 
Hage 2271. Oppofitionsflage 1483, 1621, 1676, 2328, 27R4, 2737, 
8195. Sein um Siftirung ber Erecution 2452. 

4. Berihievene Zwifhenfälle und ÖStreitigleiten im 
Laufe des Erecutionsverfahrene. Gänzlicher Untergang bes urtbeild- 
mäßig zu reparirenden Gegenſtandes 1580. Mittlerweile eingetretene 
SInterefienverjährung 15. Verſchweigen einer Abfchlagszahlung 17, 2281. 
Berſchweigen eines vorausgegangenen Grecutionsfhrittes 1348. Form 
ber Berbandiung über Die behauptete Erlöihung bes Erecutionsredhtes 
2921. Behebung eines ungiltigen Erecutioneactes 1766. Unziiäigfeit 
der Mage auf Ungiltigerflärung eines foldyen 1599, 1666, 2158. Nechts- 
kraft bes Erecutionebefcheides ungeachtet mangelhafter Zuſtelung bes 
bie Grundlage ber Erecntion bilbenden Spruches 2836. Unzuläffigteit 
der Revinbication von Parcellen, welche der Eigenthümer ale Beſtand⸗ 
theile bes feilgebotenen Grundſtückes anerfannt hat 3032. Anfechtung 
durch Oppofitionsfiege 1621, 2880. Lnzmläffigleit derfelben zur Be- 
fireitung des Terminsverluſtes 3584. Srfeinbirungs- ober Oppoſitions. 
Hage? 3068. Oppofitionsflage geſtütt anf den Nachweis ber im Haupt- 
proceß gar nicht behaupteten Unechtheit (Hälichung) eimer Urkumbe 
2795, 3143. Geltendbmahung von Einreden im Dppofitionsproceh 
gegen ben exequirenden Ausſteller⸗Giratar 2734. Aufhebung einer re- 
eutioneverfägung durch das Dbergericht wegen offenbarer Ungerechtigfeit 
der zu vollſtreckenden Entſcheidung 2710. Nichtigkeit eines gerichtlichen 
Bergleiches wegen ber beim Abſchluß und ber Jutimirumg besielbem 
vom Gerichte begangenen Yormfehler 3818. Wusleguug bet Ber- 
ſprechens „bi8”" zu einem gewiflen Tage nicht Crecuntion zu führen 
3717. Unzuläffigleit der Entſcheidung durch Beſcheid über Ginwenbungen 
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gegen bie Execution 84, 1114, 1116, 1668, 1688. Unzuläſſigkeit ber 
Berwandlung ber Zablungserecution in Sicherfielungserecution 1558. 
Beftreitung ber Giltigkeit eines Executionsactes im Wege ber Einrede 
427. Runftbefund Über eine durch Urtheil auferlegte Arbeit 592. 
Kunftbefund zur Liquidirung von Nebengebühren 1304, Koften ber 
Entſendung eined Bevollmächtigten bes Ereeutionsführere 1218. Bors 
bebalt eventueller Wiederaufnahme eines Grecutionsmittele 1276. 
Nechtömittel gegen die Weigerung bes zur Vornahme eines Erecutions- 
actes requirirten Militärgerichtes 1876. Competenzabgrenzung zwifchen 
dem requirirenden unb requirirten Gerichte 1470. 

IL Erecntion auf nubeweglihe Sachen. Eintragung des Exeeuten in 
bie öffentlichen Bücher ale Borausiegung ber Eyecution 2116. re 
eution auf eine in die Öffentlichen Bücher nicht eingetragene Realität 
494, 2605, 2751, 2997; — auf Erbgut f. I. 2; — auf eine ohne 
Zufimmung der Pfandgläubiger parcellirte Liegenichaft 18537; — auf 
ein dem Erecuten mit Vorbehalt obrigfeitlicher Genehmigung verlauftes 
Gut 17185 — auf ben ibeellen Theil eines Hauſes, worauf ein 
Gewerbe rabicirt ift 1796; — auf das ganze Haus wegen der Schulb 
eines Gemeinfchaftere 1796, (2137). Intabulation eines Urtheils be- 
züglich Tünftiger Lerftungen 901, 1166; — eines in possessorio sum- 
mariissimo ergangenen Urtheile 1814. Ginverleibung eines Fiſcherei⸗ 
befitzrechtes 1431. Krecution wider den Hypothekarſchuldner ohne 
vorausgegangene Belangung desjelben 74, 438, 1071, 1824, 1508, 
1648, 1560, 1780, 1788, (1845). Executiou wider ben Erfteber eines 
feilgebotenen Grundſtückes 278, 586, 1064, 2813. Eyecutionsacte nach 
bereits erfolgter erecutiver Feilbietung 233, 536, 725, 999, 1064, 1112, 
1174, 1422, 1941. Erecution auf bie Früchte einer bereits verfleigerten 
Realität 536, 1064, 2575. Unzuläffigkeit neuer Erecutionen nach ber 
Keilbietung bes Grundftüdes 3206. (Vgl. IV. Sequeftration.) 

Keilbietung. 1. Borbepingungen. In einer anderen Exe⸗ 
eutionsfahe vorgenommene Schätzung 1788. Mehrfache Bewilligung 
ber erecutiven Feilbietung besfelben Grundſtückes 2340. (Executive 
Feilbietung eines im Beſitze eines Ehepaares befindlichen untheilbaren 
Bauernguted zu Gunſten ber Gläubiger eines Ehegatten 187.) Feil⸗ 
bietungsbedingniffe 95, 1179, 1392, 2001. Abänderung berjelben auf 
Berlangen des Erecuten 2120, 2279. Richtberüdfihtigung von erft im 
Recurje vorgeſchlagenen Feilbietungsbedingungen 2910. Sicherſtellung 
pünttliher Zahlung ber Zinjen der Sakcapitalien, nicht vom Exe⸗ 
eutionsführer zuer Aufnahme beantragt? 2910. Kundmachung 1461. 
Berftändigung der Hypotbelargläubiger 197, 805, 1067. Art und Weife 
der Berftändigung der Gläubiger und des Erecuten 2330. Vorläufige 
Bernehmung berfelben über die Modalitäten und Bedingungen ber 
Feilbietung 2896. Verſtändigung eines ausländischen Hypothefargläu- 
bigers durch Aufftelung eines Euratord 2823. Zuftellung an ben 
gewefenen VBormund eines im Grundbuche als minberjährig Bezeich⸗ 
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neten 2680. Entbehrlichleit ber Berflänbigung von fibeicommiljariichen 
Subfituten 3725. Giltigleit ber Feilbietung trog Nichtverſtändigung 
eines bei ber Feilbietungstagfahrt jedoch erichienenen Bfanbgläubigers 
2425. Aufllität der Feilbietung wegen ungenügenber Berfläubigung ber 
Satgläubiger — geltend gemacht von einem gehörig Verſtändigten 
2840. — Ürecutionsprivilegium der Rationalbanf 2452; — bei Ere- 
entioneführung eines Dritten anf ein ihr verpfänbetes Gut 3029. 
Brivilegium ber Bodencrebitanfalt 2757. 2. Borgang bei ber 
Feil bietung. Giltigkeit einer Feilbietung trog Verlegung von Form⸗ 
vorfchriften 2254, 2317, 2607. (Uinerlaubte Berabrebungen 1586, 1812.) 
Hypothekarſchuldner ale Mitbieter 377. Erecutiousführer ale Exrficher 
2607. Feilbietungscaution, von einem ber Erecution ſich anfchließenben 
Sppothelargläubiger geforbert 540, 865. Befreiung bes Eyeeutions- 
führere vom Erlage ber Caution? 2910. Behandlung bes in ben 
Feilbietungsbebingniffen bezeihneten Minimalbetrages ale Ausrufspreis 
bei ber dritten Feilbietung 3191. Unzuläffigleit ber Einftellung einer 
bereits begonnenen Feilbietung 571. Anſpruch ber Kaufluſtigen auf Erſatz 
wegen Erfiredung ber Feilbietungstagfahrt 1259. Berantwortlichleit 
bes unbefugt Mitbietenben 833. Richtigerllärumg einer Feilbietung wegen 
Abhaltung von Mitbietenden 912, (3171); — wegen wadchträglicher 
Aenderung ber Feilbietungsbebingnifie ohne Einverflänbniß ber Sap- 
gläubiger 2279; — wegen Hintangabe ber Realität an den Erecutions- 
führer bei ber erſten Feilbietung? 2607; — wegen borantgegangener 
Tilgung ber Schuld und wegen Vornahme durch einen Kanzleibeamten 
8163. Ungiltigleit ber eilbietung eines gemeinfchaftlichen Gutes 
gegenüber einem ber Miteigenthilmer 2811; — Ungiltigleit ber im 
Abweſenheit bes Erecutionsführere umb Grecuten und nad Tilgung 
ber Schuld vorgenommenen Yeilbietung 8154. Necdhteverhältuik bei 
Nichtigerklärung ber Feilbietung 720, 1061 (Tilgung einer Satzpoſt 
durch den Erſteher). 3. Stellung des Erfiehers: Behandlung ber 
aus bem Grundbuch zu erſehenden Abfichlagszahlungen und Gompen- 
fationsanfprüde bei ber erecutiven Peilbietung einer Hypethelar⸗ 
forderung 2622. Erwerb einer Hppothelarforberung im Vertrauen auf 
das öffentlihe Buch 2940. Anfprud des Erſtehers auf ben Einfonumen- 
fteuerabzug von ben Interefien des Kaufpreifee 167, 8188. Haftung ber 
Gläubiger gegenüber bem Erfieber für den Abgang an ben verfauften 
Realitäten 431, 471. Behandlung bes in Hänben bes Erſtehers 
gebliebenen Kaufpreiſes 544. Ginrehnung von als Gaution eriegten 
Bapieren in ben Kaufpreis 1068. Perfönliche Haftung bes Erſtehers 
für die übernommenen Berpfliätungen 550, 806, 2280, 2548; — 
gegenüber dem die Hypothelargläubiger befrietigenden Berfonafichuibuer 
2747; — Haftung des Grunbftlides für bie Ucbertragungögebähren 
2810, 3186; — Giuverleibung bes Pfandrechtes für bie auf den Ranf- 
preis gewiefene Brundentloftungeichuld vor ber Gewähranidreibung 
bes Erſtehers ber Liegenfchaft 3040. Erforberniffe ber Bränotatien des 
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Eigenthumsrechtes bes Erſtehers 869. Cinantwortung an ihn 1120. 
Unzuläfftgleit ber gerichtlichen Einführung tes intabulirten Erſtehers 
in das von einem Dritten bejeflene Grundflüd 2580. Zeitpunkt bes 
Eigenthumsüberganges auf ben Erſteher 1179. Zahlung des Mieth- 
zinfes an den Executen nach ber Feilbietung 988. Anſpruch des Er- 
fiebere auf bie vorausbezahlten Miethzinfe? 8018. Geſuch bes Erſtehers 
um Löoſchung einer Satzpoſt 1186. Behandlung von Servituten bei 
der erecutiven feilbietung bes dienenden Grunbjtüdes 2865, 8160. 
Klage gegen ben Erfieher auf Ungiltigerflärung ber Feilbietung 1666. 
Beſitzſtörungsklage gegen ben durch Irrthum des Gerichtes in ben VBefig 
eines Grundſtückes geſetzten Mleifibieter 2485, 2499. Pränotationsgejuch 
wiber den noch an ber Gewähr flebenben Erecuten 1696. Unzufäffigleit 
neuer Erecutionen nad der Feilbietung des Grundſtückes 3206. An⸗ 
ſpruch des Erſtehere auf Abrechnung der Gebühren und Gebühren- 
rüdflänbe 1459, 1988; — bes Grunbentlaflungscapital® 1983, Einfluß 
des Eoncurjes über den Executen auf die flattgefunbene Zwangs⸗ 
veräußerung 1801, 2024. Relicitation: 261, 314, 1945, 1967, 2091, 
2096 (2203), 2830 (Relicitation, erwirlt wider ben Eurator ad actum 
bes verftorbenen, durch Erben vertretenen Erftehers und Aufrechterhal⸗ 
tung gegenüber der Coneursmaſſe besjelben. Berzicht des Gläubigers 
auf das Recht, die Relicitation zu begehren). Anſpruch des Erecuten 
auf das ganze bei ber erſten FFeilbietung erzielte Meiftgebot 2776, 
Anſpruch des Erſtehers auf ben Mebrertrag einer mit feiner Zu- 
ffimmung vorgenommenen wiederholten Keilbietung 1799. Relicitation 
auf Berlangen anderer Gläubiger außer dem Grecutionafiihrer 8058. 
Rangordnung der Koflen der Relicitation 2852. 

4. Meifigebotvertbeilung. Meiftgebotvertheilung troß mittlerweile 
erfolgter Soncurseröfinung 582, 1801, 2024. folgen bes Ausbleibens 
von ber Tagſatzung 1438. Einwendung gegen bie Meiftbotvertheilung 
67. Beftseitung ber Forderung burdy nachſtehende Gläubiger 2012. 
Bereifung einer nicht liquiden Forderung auf einen abgefonderten - 
Proceß 3151. Einipruchsrecht der anderen Pfanpgläubiger 2615. Be⸗ 
theifigung ber Superfaggläubiger an ber Verhandlung 2420. Behand⸗ 
lung eines für eine noch nicht liquide Forderung beftellten Afterpfand- 
rechtes 2615. Kollifion zwiſchen eingetragenen und nicht eingetragenen 
Pfandgläubigern und Verfahren bei Austragung biefer Anſprüche 
2605. Grundbucheſtand als Norm für die Zumeifung der Klägerrolle 
bei collidirenden Anſpruchen 8011. Nichteinhaltung ber zur Borrechts- 
Hage beftimmten Friſt 2016. Recursfrift bei ber Meiftgebotvertheilung 
in Folge einer wechjelrechtlicden Execution 1410, 8187. Anfpruch bes 
Piandgläubigers auf vollftändige Befriedigung aus einem ideellen Theil 
bes Pfandes 241, 259, 1082. Behandlung einer auf verfchiebenen 
idealen Theilen bes feilgebotenen Grundſtückes in verjchiebener Reihung 
fihergeftellten Forderung 2731. Behandlung bed Ausgebinges 841, 
1090, 2592, 2688, 2695, 2868; — eines zur GSicherfiellung einer 
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Rente einverleibten Capitales 2887. Rang ber Zinſen 258, 322, 1184, 
1458, 2681, 2908 (Entjheibung von Amtewegen), 3118 (urtheilsmäßig 
zugeiprocdhene, feit mehr als drei Jahren rüdfändige Zinfen), 3192, 
8211 (Berechnung ber treijährigen Friſt), 2650 (nicht intabulirte — 
nicht gerichtlich zugeſprochene Zinfen), 2914 (Zeitpunft, bis zu welchem 
dem Pfandgläubiger die Zinfen gebühren) Rang ber Erecutions- umb 
Liquidirungdauslagen 64 (Koften einer vorausgegangenen erecutiven 
Sequeſtration), 552, 918, 1836, 1778, 1961. Abgrenzung ber Vorzugs⸗ 
recht genießenden Grecutionsfoften 2368, 2854, 2878, 2385, 2396, 
2468, 2681, 8095. Beihränlung ber Haftung ber Hypoibel auf bie 
Nealereeutionstoften 2695. Anſpruch bes Pfandgläubigere auf Eriak 
der Berwaltungsgebühr für den ihm ex deposito judieiali anszufol 
genden Betrag 2585. Rangorbnung ber Koften der Relicitation 2852. 
(Salzburgiſches Hypothekenweſen 2681). Simultanhypothelen 602, 837, 
1200, 1845, 2565; 2601 und 8025 (Berückſichtigung ber zwar in ber 
Schuldurkunde, aber nit im Grundbuch erſichtlich gemachten Soli⸗ 
barität der Haftung‘, 2789, 3086 (Einfprache des Befigers ber fimultan 
mit bem Grecutiondobjecte haftenden Sache). Steuern unb öffentliche 
Abgaben 674, 811, 1555. Vorzugerecht rückſtändiger Perſonalſteueru? 
8009, Rüdfländige Vermögensllbertragungsgeblihren 2804, 2807 (Be 
rechnung ber Frift fir bie fachliche Haftung). Interefien von Gebühren⸗ 
rüdftänden 1887. Einkommenſteuerabzug von ben Zinfen einer auf ben 
Kaufpreis verwiefenen Befigveränberungsgebüihr 908. Grunbentlaftunge- 
raten 1555, 1770. @emeindeumlagen und Schulloften 3210, Dienfl- 
botenlöhne 2706. Raufredht 1575, 1782. Bannrechte 2006. Befriſtetes 
Nutungsredt 1622. Fruchtgenuß 728, 870. Bewirthſchaftungs⸗ unb 
Mohnungsreht 1241. Mit einem älteren Pfandrecht coflidirenbes 
Wohnungsrecht 938. Zuweifung von Grundentlaflungs - Obligationen 
14568. Wußerbücerliche Abtrennung von Beſtandtheilen bes feilgebo- 
tenen Gutes 1782. 
Ererntion anf Rechte und andere beweglihe Sachen (mit Ausſchluß 
der ereeutiven Sequefiration). Collifion von Pfanbgläubigern 200, 
236, 1153 und 1787 (gefetzliche® Pfandrecht bes Beflaubgebere), 138%, 
1558, 2087 (gleichzeitige Vornahme zu verfchiebenren Zeiten bewilligter 
Pfändungen), 2596, 8019; insbejondere bei gerichtlichen Depofiten 758, 
973, 1368, 2299, 2628 und 3061; 2880 (Streitanmerkung im Depo- 
fitenbu?); und bei Fordernngen an Öffentliche Cafſſen 1128. Lnzu- 
läffigleit ber Transferirung gepfänbeter Sachen in bie Wohnung bes 
Ereentionsführere 2154. Unzuläffigleit ber Trandferirung wieberholt 
gepfändeter Effecten ohne Zuſtimmung ber früheren Pfanbgläubiger 
285. Sequeftration ber pfandweiſe befchriebenen invecta et illata. Gefahr 
ber Verſchleppung? 8091. (Klage auf Ausſcheidung unbeweglicher, in 
eine Mobilarerecution einbegogener Sachen 719. Gyicmbirungsflage 
172, 719, 1151, 1809, 1921, 1621, 2122, 2547. GErfeinbirungs- ober 
Dppofitiondllage? 8062) 
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Unznfäffigleit ber Bewilligung ber Mobilarereention ohne Beſtim⸗ 
mung bes Ortes, wo biefelbe zn vollziehen jei 2948. Pfändunge- 
vornahme im ber früheren Wohnung bes Ereeuten 1160; — in einer 
gemeinidhaftligen Wohnung 2412; — an einem unrichtigen Objecte 
2098; — Bilinbung von Sachen in Händen eines Dritten 8041, (2254). 
Sofortige Aufhebung ber Pfänbung von im Befly Dritter befinblichen 
Sachen 518, 1219, 1687, 1786, 1800, 1998, 2013, 2166, 2254, 2528, 
(8617). Aufhebung ber Pfändung, ungeachtet bes unterbliebenen 
Recurjes gegen ben Pfündungsbeſcheid 8000. Amtliche Erhebung bes 
Umftandes, ob bie gepfändeten Sachen fi im Beſitze bes Executen 
befinden 2920. (Unfpruch bes Gigenthämers ber buch einen vor⸗ 
gebtichen Mandatar gelauften und übernommenen Sachen auf ben im 
Wege erecutiven Verkaufes derſelben eryielten Erlbs 8083.) Zeitpunkt 
der Bollendung des Pfäubungsactes 1110, 29382. Zeitpunkt und 
Borausfeungen bes Ueberganges einer erecutiv eingeantworteten For⸗ 
derung auf ben Srecutionsführer 2617. Unterlaffırng ber Anmerkung 
ber erechtiven Einantwortung anf bee Schuldurkunde 2551. Vornahme 
der Feilbietung in Abmwefenheit bes Ereentionsführere 1630. Befreiung 
des erfien Pfandgtäubigers vom Grlage des Kaufgeldes bei ber Feil⸗ 
bietung 2514. Rang ber Erecutionsloflen 1750. Geblihren bes Notare 
ats Serihtöcommiflär bei einer erecutiven Mobilarfellbietung 25886. 
Amtliche Meiftgebotvertheilung 2878. 

Ereeutionsobjecte (ogl. oben I. 2.): Ducaten 3129; — Staats» 
obligationen,; wegen welder bie Mmortifirung eingeleitet ift 2849; — 
Kirchenſtuhl 7715 — Kaufrecht 90, 25985 — Beſtandrecht 2682; — 
executive Schätung eines Ausgedinge® 2161; — Privatforberungen 
435, 1828, 2517; 2180 (mit Verbot belegte Forderung execntiv ein⸗ 
geantwortet), 2456 (Anfuchen um erecntive Pfändung und „Erfolg- 
faffung* einer Forderung), 2404 (erecutive Feilbietung einer als Cau⸗ 
tion für noch unbeſtimmte Anſprüche beflellten Yorberang zu Gunſten 
amderer Bläubiger), 2386 (erecutive Pfändung von Miethzinfen eines 
fequeftrirten Hauſes 7), 2960 (Haftung bed Erecuten fir feine executiv 
tingeantwortete Forderung); — yweifelhafte Forderungen 610, 836; 
— Gegenforberung bes Erecuten 459, 668, 1152; — Proceßkoſten⸗ 
vergütung, welche dem zum Armenrechte Bugelafienen gebührt 705; — 
teft zu erwerbender Kohn 815, 1851. (Einfluß der Ceſſion einer exe⸗ 
cniio eimgeantworteten Borberung auf bie Behanblung des Erecnten 
872. Exeeution auf eine bereits cebirte Korberung 1237. Erecution 
anf das einem Werfchollenen für den Ball ber Nückehr ausgeſetzte 
Bermäätniß 1048. Exeeutive Erfolglaffung von Berlaffenfchaftegeldern 
2888. Borausſetzungen ber Yeilbietung einer Rente 1810. Unzuläffigleit 
ber Einräumung eines Pfandrechtes an einer Realfervitnt 25405 — 
der pfandweiſen Beſchreibung ber hängenden Früchte 2881; — ber 
erecutiuen Einantwortung ber Civilfrüchte einer auch Anderen berpfäns 
deten Liegenſchaft 2618, (2968); — der ereeutiven Pfändung einer 
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Zewuichrri als ſeſcher 27585: — ber Feiſbieteng einer bem Ereoutisuß- 
füßrer bereits eızgesutwerteien Kerberung 1621, 2768. 

Ereontive Geauchretise. Berhältuii ber execatien Biäubung zu ber 
Don einem anderen ermwirlien egecutiuen Gequefitatise 3018. um 
laiſizleu der Bertinzung ven Pländung mut Sequeſtratien 3164. Ge 
quchrstien ber Frũchte des Dem Erecntisnustährer bereits werpfäubeien 
Butes 3213. Sequeſtration vou Perſenalgewerben 351, 466. Ge 
qucftration bes Einlommens eines Lottocolectanten 1418. Sequeſtratien 
eines dem Schuldner nit zugeſchriebenen Grunbiiüdes 2508, 2608 
Sequeſtration bes bereits verſteigerten Grunbfiädes 536, 1064. Ge 
queſtration eines Bruntftüdes in Folge erecmtiner Einautwertung ber 
Arüdte 676, 557, 00. (lnzulätfigfeit ber eyecntiven Einantweortung 
ber verfallenden Riethzinſe eimed Hauſes 2955; — ber Ginilfrädte 
einer auch Anberen verpiänbeten Liegenſchaft 2618.) Sequeftratisn eimed 
vom Echulbner jelbf bewohnten Hauſes? 1454. Sequeſtratien ange- 
fallenen Erbgutes im Interefle der Gläubiger des Erben 1488, 3127. 
Competenz zur Berbaublung über bie im Reguifitionäwege werzunch- 
mende Sequefretion 1470. Eimmenbungen gegen ben vorgefdhlagenen 
Sequefier 1248, 2348. Berechtigung bes Sequeſters zur Auflöfung 
von Beſtandverträgen 45, 805, 1195. Einfluß der Sequeſtiation anf 
die Eompenjation 2168. Anſpruch ber nahfolgenben Bläubiger anf 
Zahlung der Zinjen 574. Behandiung ber Sequeftrationdloften bei ber 
Kaufpreisvertheilung 64. Betheiligung des erecutiven Sequeſters bei 
der Befiteinfährung bed Erſtehers einer feilgebotenen Sache 15602. 
Bemängelung der Sequeſtrationsrechnung 2446. (Eutjehäbigungäflage 
gegen den Sequefler 746.) 


. Echuldhaft. Schuldhaft gegen Beiflihe 474. Nambaftmadhung 


ber Güter: Zuſtellung bes Auftrages 112. Beweislaſt 73, 1074 
Namhaftmachung einer mit Beſchlag belegten Benfon 637; — einer 
bereit6 wiederholt erfolglos feilgebotenen Sache 1925; — einer Leib- 
zente 2085. (Berweilung auf eine bem Gläubiger zuſtehende Hypothelar⸗ 
lage 18056.) Einwirkung der @üterabtretung, ber Verhandlung 
über bie Rechtswohlthaten und bes Coneurſes auf bie Schulbhaft 64, 
198, 278, 666, 744, 1002, 1166, 1182, 1220, 1286, 1808, 1609, 1882, 
1874, 1989. Alimentatiouspflidht (und Wirkungen ber Nicht⸗ 
erfüllung) 8565, 860, 1207, 1898, 1462, 1468, 1698, 1667. Bitte bes 
DVerpafteten um einen Ausgang zum Oebrauch einer Eur 581, 687, 
(1896). Aufſchiebung bes Arreftvollzugs wegen Schwangerfdhaft 2398. 
Wirkung ber Unterbredung der Haft 1284, 1896, 1899. Berechnung 
der Dauer eines Superarrefles 859. Entlaſſung unter Vorbehalt ber 
Wiederaufnahme 1276. Fortdauer bes Arreſtes nach freiwillig zuge⸗ 


ſtandener Entlaffung 20. Unterbredung ber Schulbhaft durch Unter⸗ 


ſuchuugshaft 1862. Hrrefivornahme in Groatien 1896. 
Andere Executionsarten. Auferlegung einer Geldſtrafe 100, 621, 695, 
1982, 2647. Execution bes Erkenntniſſes auf Rechnungslegung 2350; 
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eines gleihen Erfenntniffes wiber bie Erben 8167. Cautio de non 
amplius turbando. Ungebunbenheit der Einflagung ber angebrohten 
Geldfirafe an die breißigtägige Frift 3088. Bollſtreckung bes richter- 
lihen Auftrages zur Rüdlehr in bie eheliche Bemeinfchaft 2869. Ere- 
cution bed Erkenntniſſes auf Uebergabe eines Kindes 881; — auf 
Herausgabe einer beflimmten beweglichen Sache 1642; — auf Aner⸗ 
fennung bes Propinationsrechtes 3128. Ereeution im Falle ber Ber- 
urtheilung ad faciendum 255, 2260 (im Negatorienftreit). Durch⸗ 
fegung bes Anipruches auf Sinräumung einer Wohnung in einem 
befimmten Haufe 2647. Execution bed Befigflörungserlenntnifies gegen- 
über einer anberen Form der Beſitzſtörung 2886. Kunfibefund über 
eine durch Urtheil aufgetragene Arbeit 9652. Erecution ber Verpflichtung 
zur Uebergabe von Wechjelaccepten 860, 2625; — zur Uebertragung 
einer Obligation durch Eeffion 696; — zur Austellung einer Urkunde 
1270, 8006 (Beftellung eınzs Curators ?). — Auhaltung zur Entfernung 
einer Concubine 1232. Nachtlage behufs Umwandlung einer unmöglich 
gewordenen Sadleifiung in eine @elbleiftung 1761, 2486. Zeitpunlt 
für die Berechnung des Iuterefle in ſolchem Falle 2876. 


O. Proviforifhe Sicherſtellungsmiltel. 


. Broviforifche Segueitration. Borausfeungen berjelben 47, 248, 897, 
928, 1026, 1826 und 2524 (Erforberniß vorausgehender Klageanbrin- 
gung), 1500, 1628, 1860 (Fluchtverdacht), 1898, 2626 und 3208 
(Gefahr?), 2848, 8198 (wegen Streitigleit des Beſitzes ober wegen 
drohender Gefahr?). Sequeftration einer Verlaſſenſchaft wegen wider⸗ 
fireitender Erbauſprüche 1001, 1434, 2140. Berechtigung bed Miterben, 
die GSequeftration der in Händen anderer Erben befinplihen Nachlaß⸗ 
güter zu verlaugen 2209. Gequeftration eines gemeinfchaftlihen von 
einem Miteigenthilmer verwalteten Hauſes auf Begehren bes anderen 
8105. Sequeftration zu Gunften des Aerard 645, 1628, 2268, — zu 
beifen Nachtheil 1984. Beftimmung bes Sequefters und bes Seque⸗ 
firationsortes 2469. Befisfiörungsllage des Sequeflere gegen eine 
Sequeftrationspartei 819. Gerichtliche Beſtimmung der dem Sequefter 
gebührenden Entlohnung in nichtfireitigem Verfahren 2881. Haftung 
ber Sache für die Koften einer angeorbneten Sequefiration 1441. 
Sequefiration während eines Beflanbprocefies: Beſitz ber flreitigen 
Sade 1655. Sequeftration ber pfaudweiſe bejchriebenen iuvecta et 
illata. Gefahr der Verjchleppung? 3081. Anſpruch des Bellagten auf 
Alimentation aus dem Ertrag ber fequeftristen Sache 1749. Unzu⸗ 
läſſigkeit der Bejtellung eines Sequefters wegen befürchteter Empfangs- 
vermweigerung ſeitens des Berechtigten 1755. Sequefiration ber verlauften 
Sade auf Verlangen bes Berläufers 1762. Erſatz bes durch eine 
Sequeftration zugefügten Schadens 2933. 

U. Beſchlagnahme wegen Eingriffe in ein Privilegium 102, 


⸗ 
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III. Berbot. Competenꝭ 1545, 8115. Urkundlicher Nachweis ( Beſcheinigung) 
ber Forderung 1847, 8117. Entbehrlichkeit ber Beſcheinigung bei 
Leitung ber Eaution 2491. Urkunden, auf Grunb deren das Berbet 
ohne Cantionsbeſtellung bewilligt wirb 409. LUnzuläffigleit des Rad 
weifes ber orberung durch Zeugen 2980. Retbwenbigleit ber Redht- 
fertigung eines erwirkten Verbotes 488. Erweiterung ber Friſt zur 
Reitfertigung 8007. Unzuläffigleit ber Geikon einer mit Berbet 
belegten Forderung 689. Berbotslegung anf eime cebixrte orberung 
23176. Einfluß bes Berbotes auf bie Zahlung bei fpäterer erecutiner 
Einantwortung 2180. DBerbot auf Branbfchabenevergätung für ein 
bereits in Execution gezegene® Gut? 2886, Unſtatthaftigkeit des Berbote® 
auf Forderungen arı her Verbotöwerber 2765. Gigenthumsaniprud 
eines Dritten auf die mit Verbot belegten Sachen 2049. Unfechtung 
ber Beretigung Desjenigen, wider weldhen bas Berbot erwirkt wurde, 
durch Rlage wider den Zahlungspflichtigen 3889. Berbot auf Korberungen 
eines auslänbifchen Eribatare 547, 1868. Gefahr ale Voraus ſegung 
bes Verbotes 580 (Borbandenfein eines Solidarſchulbdners ale Grund 
ber Bertweigerung), 1121, 1140, 1545, 1608 (beabſichtigte Lieberfieblung 
nach Ungarn), 1689, 2882, 2614, 2980 (buch das bem Arreflaten 
bewilligte Armenzecht); — Berbot zum Zwecke ber Sicherſtellung 
von Gemeindeumlagen 2243; — von Börfebifferenzen 8115. Verbot 
auf eine auf ben Ueberbringer lautende Polizze 887. 

IV. Berhaftung. Beſcheinigung ber Gefahr 1786. Unzuläffigleit des provi⸗ 
forifchen Arreſtes zur Sicherung eines Dienfiverhälmifies 2276. Ent⸗ 
ſchaͤdigungstlage wegen eines angeblich rechtswidrig erwirkten Wechſel⸗ 
arreſtes 29281. 

V. Erecntisn zur Sicherſtellung. Ereention zur Gicherfiellung ber bereit® 
duch Pfandrecht gebedten Forderung tinsbefondere auch durch Seque⸗ 
Aration ber verpfändeten Liegenſchaft) 2081, 2868, 2689, 2666, 2706, 
2841, 2805, 8166, 8218. Unzmläffigleit ber Berbinbung von Pfändung 
und Sequeftration 8164. Abwendung berfelben (dev pfandweiſen Be 
jſchreibung ber invecta et illata) durch Erlag baaren Geldes 23, 279. 
Biäubung des Natclaſſee eines Pfarvers zur Sicherfiellung der Erſatz⸗ 
anſprüuche ber Kirchen⸗ und Armencafle 665. Erecution gur Sicherftellung 
von Merariafferberungen 1978, 2047, 2688, 2673, 2875, 2916. 
Ereention zur Sicherſtellung auf Brund einer Urkunbe, deren Echtheit 
beſtritten if 589; — deren Original fehlt 1646; — ungeachtet ber 
unterbliebenen Zuftellung einer Abſchtift zer Urkunde an ben Wellagten 
2434; — mährenb des anhängigen Proceffes über Alimente 8129; — 
im Mandatséproceß 1781, 2688, 9778, 2841, 3805, 2807; — während 
ded ſummariſchen Brocefies, wenn bie Alage anf einer vollen Glauben 
verdienenden Urkunde beruht 841; — anf Grund eines durch Apellatien 
engegriffenen Urtheils 1948, 2435, 2057, 2977; — während ber Ber- 
handlung über bie Nichtigkeit Bed Schiedeſpraches 13645 — gegen 
einen Nachlaß während des Zuges ber Bläubigerconnecation 2798. 
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(Beibringung ber Originaluchsnde ale Vorausſetzung ber Sicher 
ftellungserecution im Grecutioproceh 2988.) Anfuchen um Execution 
sur Sicherftellung, während ber Bellagte jene Verbindlichkeit zu er⸗ 
füllen unternimmt 1287. Ungutöffigleit ber Verwandlung ber Zahlungs⸗ 
egecntion’ in Sicherſtellungſexecution 1558. Koften 2472. 


P. Süterabtretung. Rechtswehlthaten. Sehandlung der Gläubiger. 


Einfluß ber Güterabtretuug auf bie Schulbhaft ſ. N. V. Aus 
ſchueßliche Competenz der Eonenzeinflenz 1790. Berbältuiß bes über bie 
Rechtswohlthaten enticheibenden Richters zum Erkenntniß über bie culpofe 
Erida 1044. Klage auf Zugeflebung bee Rechtewohlthaten nach erfolgter 
Concurseröffnung 222; — nah Beendigung der Concursverhandlung 1220, 
1392. Contrahiren neues Schuiben mach der Güterabtretung 1718. Berzicht 
auf ben eventuellen Anſpruch auf Mechtswohlihäten 1988. Beneficium com- 
petentiae 444, 727. Klageführung während einer im Zuge befindlichen Be 
handlung ber Bläubiger 778. Greentionsführuug während berjelben 108. 


Q. Befondere Proccharten. 


L Unffssderungdproceh. Berhältnig zum Rechnungsproceß 702. Aufs 
forberung wegen eine® Baues ober wegen Berühmung? 2874, 
Bereinigung der Bauaufforderung mit dem Aufforberungspreceh wegen 
Berühmung 981. Proceſſualiſche Stellung zweier mit berfelben UAnf⸗ 
forderungstlage Belangten 980. Urtkeilgmäßige Friſt zur aufgeforderten 
Klage: Erſtredbarkeit biefer 1569; — Unerfiredbarleit derſelben 2594. 
Wiedereinſetzung gegen deren Berfäumung 1972. 

ı. Mufforberung wegen Berühbmung. Competenz des 
Gerihteftandes des Bertrages 2900. Usizufäffigteit ber Abweifung ber 
Mage a limine 1756, 1840. Borausfegung ber Berühmung 2201, 
2828. Fälle der Berübmung: Aufführung einer Baffivpoft im 
Contocortente 1445 — einer Activpoſt im Bermögensverzeigniß bes 
Gridars 2004; — Unfährung einer Forderung unter ben Berlafien- 
Ichaftsactiven? 8190; — Aufnahme einer Beſtimmung in einem zwi⸗ 
[hen dem Wufforberer und dem Aufgeforderten gefchloflenen Vergleich? 
2902; Bulälfigleit der Aufforderungsklage gegen das Poflärar wegen 
Meanungsbemängeung 2088. Verweigerung ber Devinculirung einer 
Kaution 29. Un ben Gemeindevorſtand gerichtete Bitte um Gleich⸗ 
ſtellung mit anderen &emeinbeblirgern hinſichtlich des Waldgenufjes 
448. Einbeziehung von Sachen in ein Berlaflenfchaftsinveutar 501. 
Erlidrung des Püchtere, daß bie Beſtaudſache fein Eigenthum ſei 511. 
Erecutionsgeſuch 884. Erwirkung der erecutiven Einantwortung einer 
Forderung an ben Aufforderer 997. Unterfagung einer Baumpflanzung 
auf dem Beſitzthum bes Uufgeforberten 1021. Erwirfung ber An 
merlung ber Leheneigenſchaft 1126. Wufforberungsllage gegen ben 
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Mandatar, welcher filr feinen Mandanten ein Recht in Anſpruch nimmt 
594. Behauptung ber Baterjchaft 1780, 1849, 2065. Borbringung eines 
Alimentationsanjpruches wor dem Cherichter 8028. Umzuläffigleit ber 
Aufforberungsflage gegen ben Yauftpfandgläubiger 2866. 

2. Aufforderung bei einem Baue. Aufforbefungsllage gegen 
ben Beſitzer 110, (1021). Gachlegitimation bes Aufgeforberten 2867. 
Beantwortung der Aufforberungsllage 110, 205, 374, 548, 958, 1688, 
2382, 2587, 8071 (Rechtskraft bes die Klage zu Gericht annehmenben 
Beſcheides 7). Nichtigkeit bes Urtheile über das Recht ſelbſt, wenn nur 
eine Beantwortung ber Wufforberung vorliegt 648. lnverbinblichkeit 
einer ben Vorſchriften ber a. G. DO. wiberfpregenden Adminiſtrativ⸗ 
verfügung 1661. Vorgang bei Auferlegung des ewigen Stillſchweigens 
23952. 


11. Rechnungsproceß. Verhältniß zum ſummariſchen Proceß 204; — zum 


B 


Aufforberungsproceß 702. Freiwillige Einbringung ber Bemängelung 
88, Einrede flatt der Bemängelung (Beftreitung ber Berechtigung bes 
Rechnungélegers) 1879. Einrede Ratt ber Erläuterung 88. Berbinbung 
ber Klage auf Liquidhaltung der fi ergebenden Forderung mit ber 
auf Genehmigung ber Rechnung 159, Erſtreckbarkeit ber vereinbarten 
Frift zur Bemängelung ber Rechnung 1082. Incompetenz bes ſtädtiſch⸗ 
belegirten Bezirksgerichtes für bie Aufforberungsliage 1889. Folgen 
ber Berlegung ber über Rechnungsbemängelungen ertheilten Vorjchriften 
2760. 

Erxrecutivproceß. Orundlage des Executivproceſſes 2866. Nothwendigkleit 
ausdrücklichen Anjuhense um Einleitung desſelben 70. Behandblung 
eines Erecutionsgeſuches als Crecutionstlage 8153. Unzuläſjſigkeit der 
Tagſatzuugsanordnung nad $. 16 a. G. D., wenn ber Cinleitung 
bes Erecutivproceſſes nicht flattgegeben wirb 1842. Anwendbarkeit bes 
GSrecutinprocefies bei Forderungen, bie nicht auf Gelb geben? 496, 
1018. Erecutivflage auf Grund: 1. eine im nicht frreitigen Berfahren 
aufgenommenen Protofollee 214; 2. eines im Concursverfahren nom 
Schuldner mitgefertigten Anmeldungeprotofolle 2894; 3. eines vom 
Schuldner unterihriebenen Buchautzuges 440; 4. einer von einem 
Dritten für den Bellagten ausgeftellien Urkunde 1842; 5. eines Inhaber⸗ 
Papıere 2554; 6. eines friegsgerichtlihen Urtheiles 2780. Sumere 
Erforderniſſe Der Urkunde: 1011, 1923 und 2011 (cautio indiscrete), 
1239, 1244, 1692, 1922, 2368 (Ginleitung bes Grecutioprocefics tro& 
eines im Schulbſchein gemachten Vorbehaltes eventneller Ubrechrung), 
2789 (Darlehene ſchuldichein, der ben Mechtstitel nicht durch das Bert 
Derichen bezeichnet), 3133. Urkundliche Sachlegitimation unb Fẽlligkeit 
der Forderung ale Borausjegung des Grecutinprockiiet 1961. Ines 
ikiftgleit des Crecutivprocefſes che urfundirchen Nachweis. ba Mläger 
feine Berpflibtung erfüllt babe 2408. Umzuläiigleit des Eyecativ- 
prooeſſes auf Grund emer 6108 mit dem Familiennamen des Sdul- 
nere unterfehrieienen Urtunde 279. Ginllagunz der Geuwentioual- 
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ftrafe, ohne urkundlichen Nachweis ber Nichterfüllung des Vertrages 
2081. Anwendbarkeit bes Erecutioproceflee zur Einbringung einer zur 
Zeit der Klage noch nicht fälligen Forderung 2941. Berſprechen ber 
Zahlung „nach Möglichkeit" 1918. Beſcheinigung ber Höhe ber For- 
derung 1901. Negreßllage eines |päteren Eeffionars gegen ben erſten 
Gebenten 1059. Behandlung von Frifigefudhen 1764. (Erecution zur 
Sicherſtellung |. O. V.) 

Summariſches Verfahren. (Berhältuiß zu anderen Proceßarten |. F.) 
Bewerthung des Streitgegenſtandes 1697, 2074. Wufrechthaltung bes 
orbnnumgswibrig eingeleiteten jummarifchen Berfahrens 121, 262, 365. 
Beanfländung einer Rechnung im Wege ſummariſchen Berfahrens 204, 
Notar als Barteienvertreter im fummarifchen Verfahren 712. Abvocaturs 
eoncipient beögl. 1435. Koften ber Beiziehung eines Advocaten 998, 
1911. Zeitpunkt zur Einwenbung ber Incompetenz 1052, 2298, 2488. 
Separatenticheibung über bie Zuftändigfeit 976. Bebingte Enticheibung 
barüber, verbunden mit ber Enticheibung über bie Hauptſache 286. 
Unzufäffigfeit bes dem Curator irreferibel (veferibel) aufgetragenen 
Eides über ein ihm frembes Faectum 2967, 2968. Haupteid über bie 
Echtheit der Unterjchrift eines Abweſenden, befien Eurator aufgetragen 
521, 1865, 2377, 2528. Zurückſchiebung eines ſolchen Eibes buch ben 
Eurator 2878. Ablehnung bes irreferibel aufgetragenen Eides 1957. 
Diffeffion einer von einem Dritten ausgeftellten Urlunbe 2518. Aen⸗ 
derung des Klagegrundes 1255, 1296. Aenderung bed Klagebegehrens 
2345. Frift zur Appellation im Falle der Vereinbarung auf ſum⸗ 
marijches Berfahren 447; (im alle der Ueberleitung bes fummarijchen 
Berfahrens in das ordentliche 748). Uebereinkommen auf fchriftliches 
Berfahren „mit Beibehaltung ber Normen bes ſummariſchen Ver⸗ 
fahrens“ 2314. Wppellationd-Anmelbung und Beſchwerden in simplo 
überreiht 187. Selbfiländiger Recurs wegen Unzuftänbigleit bee 
Richters 387. Hevifionsfrift 468. Beranlaffung der Ergänzung ber 
Klage in der Rechtsmittelinſtanz 2556. Zuläſſigkeit der Nichtigkeits⸗ 
befehwerbe gegen bie vom Obergericht verfügte Ergänzung bes Ber- 
fahrens 2142. Unzuläffigleit abgefonderter Beſchwerde gegen Anordnung 
ber Ergänzung des Berfahrens 2672. Unzuläffigkeit ber Nullitäts- 
befchwerbe gegen zwei gleichlautenbe Urtheile 1602. Wiederaufnahme 
wegen neuer Behelfe 6682. Execution zur Sicherftellung auf Grund 
eier vollen Glauben verbieuenben Urkunde während bes fummarifchen 
Berfabrene 841; — auf Grund des durch Appellation angegriffenen 
und bernichteten Urtheils 1943. 


. Mandatöverfahren. Manbatöverfahren ad praestandum factum 2792. 


Innere Erforderniſſe der Urkunde 1877, 1942, 2819. Manbats- 
verfahren auf Grund eines bei Gericht liegenden Protokolles 2792. 
Entbebrlichleit des Grundbuchsextractes, wenn die intabulirte Urkunde 
eine notariell beglaubigte ift 2417. Nichtberüdfichtigung ber formellen 
Mängel der Urkunde im Enburtheil 460, 825, 1297. Geſuch um Ber- 
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längerung ber Friſt für bie Einwendungen 784, 1490, 1962, 23380, 
2826. Unzufäffigleit ber aufrechten Erledigung ber durch nnabmwenbbare 
Hinderniffe verfpäteten Ginwenbungen 2676, Nichteinrehnung ber 
Ferialtage in dieſe Yrift 1772, 2682. Außerordentliche Reviſion 1492, 
1877. Borausfegungen ber Execution zur Sicherftellung 1781. Pfän- 
bung und Sequefitation bes dem Erecutioneführer bereite verpfänbeten 
Qutes 2841, 2895. Zeitpunkt, in welchen bie Erecution zur Sicher⸗ 
fellung beginnen kann 2907. Bewilligung ber eyecutiven Yeilbietung 
auf Grund der zur Sicherfiellung vorgenommenen Pfänbung und 
Schägung 2778. Belangung einer Eoneursmafle auf Fortbezahlung 
bes Beſtandzinſee 1785. Mandatsproceß wiber ben noch nicht als 
Eigenthlimer eingetragenen Exben bes Pfandſchuldners 2775. Mandats⸗ 
verfabsen trot bes Borhandenjeins von Afterhypotheken 2226. Unzu⸗ 
läffigleit bes Mandatsproceſſes bei ber Hypothekattlage 8301, 3206; 
— und bei Klagen auf Grund nur pränotirter Urkunden 8220. Unzu- 
käffigleit ber Ausdehnung bed Mandatsprocefies auf ben gleichzeitig 
mit dem Perſonalſchuldner belangten Hypothekarſchuldner 1907. Unzu⸗ 
Käffigleit des Manbatsverfahrens gegen ben Bürgen auf Grund einer 
ohne fein Zuthun zu Stande 'gebrachten Geffion 2457. Unzuläffigfeit 
des Mandatsprocefies zur Einbringung ber ohne Zuziehung bes @egners 
befiimmten Wovocatengebühren 19823. Unzuläjfigleit des Maudats⸗ 
verfabrens im alle oflenbarer Berjährung bes Klageanſpruchs 2447; 
— im Falle des Berjprechens ber Zahlung „nah Möglichkeit“ 3056. 
Unzuläffigfeit der jofortigen Execution zur Einbringung jener Beträge, 
auf welche die vorgebrachten Einwenbungen feinen Bezug haben 2588. 
Berfahren in YAndzieh - Streitigleiten. Berhältniß bes ordentlichen 
Verfahrens zum Verfahren in Ausziehſtreitſachen 2117. Prüfung ber 
Anmenbbarkeit des Verfahrens von Amtswegen 1848, Unanwendbarkeit 
auf Beftanbverträge über bewegliche Sachen 8083. Außergerichtliche 
Auflündigung 185. Berfahren bei Zuftellung ber Aufkündigungen 
1266, 2018. Zuftelung ber Auflündiguug an einen Gurator flatt an 
Berjonen, melden bie Bejorgung der Wohnung obliegt 2479. Zuftellung 
ber gerichtlichen, Das Aerar betreffenden Auflündigungen an bie Finanz⸗ 
procuratur 2788. Gerichtliche Berfländigung von der Zurüdlegung ber 
Aufkündigung 490. Ueberweilung bes über bie Auflünbigung bes Ber- 
trages vor einem nicht zufländigen Gericht geführten Proceſſes au das 
zufländige zur Aburtbeilung 3118. Gonnerität ber Beftanbftreitfacdhe 
wit einer anderen Streitſache 626, 660, 880. Klage auf Aufhebung bes 
Beftanpvertrages vor ber bebungenen Zeit 868. Berveisiaft hinſichtlich 
ber Dauer der Miethe 8209. Ueberlafjung einer Wohuung ale Entgelt 
für Dienftleiftungen 996, 1848. Friſt zur Einſprache gegen bie Auf⸗ 
fündigung 1266. Uuterlaflung ber Erwähnung ber adhtiägigen Gin- 
wenbungsfrift bei Zuftellung ber Aufkündigung 309%, Weuberung ber 
Auftündigung nach erfolgter Zurücklegung 1068. Exceptio rei judi- 
catae 854. Einwendung ber Simulation bes Beflanbvertrages 201. 
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Appellationsfriſt bei Einklagung des Beſtandzinſes 1295; — bei Klagen 
wegen abgelaufener Beftandzeit 2995. Berfpätung ber Revifions- 
anmeldung 2525. Unzuläffigfeit der Wiebereinfegung zum Eidesantritt 
1983. Unzuläffigteit ber Beweisführung pro vitando perjurio 3142. 


VII. Befisftreitigteiten. (Bol. Sachenrecht A. IIL) Competenz bei Störung 


im Befig von Bergbau-Objecten 1187. Unzufäffigkeit der Abweiſung 
einer gehörig inftruirten Befigtörumgsflage a limine 2272. Verpflichtung 
des Gerichtes, von Amtswegen für bie Richtigfielung der paſſiven 
Sadlegitimation zu forgen 2282. Verftreichen ber Frift durch ein Com⸗ 
promiß und beffen Bereitiung 555. lnzuläffigfeit ber Reviflon gegen 
bie vom Dberlandesgerichte verfügte Ergänzung der Berbanblung 1020. 
Unzuläffigleit des Recurſes gegen die Gaffirung des erftrichterlichen 
Ertenntniffes 2868. Entbehrlichkeit ber Unterfhrift eines Advoeaten 
auf Reftitutionsgefuchen 1980. Koften ver Beiziehung eines Advocaten 
2913. Unzuläffigteit der Intabulation des Erkenntnifſee 1814. Eigen- 
thümliche Natur bes Vergleiches 1886, 2002. Vorgang bei Berhängung 
von Geldſtrafen wegen neuerlicher Befiuflörung 1982. Execution bes 
Beſitzſtörungserkenntniſſes gegenüber einer anderen Form ber Beſitz⸗ 
flörung 2886, (2715). 

Handelsgerichtliches Verfahren 456, 1636, 1781, 2803. 


Concurs. 
A. Materielles Concurserecht. 


Wirkungen der Conturseröffnung: 

1. Aufhören des Berfügungsrechtes des Gemeinſchuldb⸗ 
ners. Veräußerung in fraudem ereditorum 188, 904. Verhältniß bes 
Cridatare zur Maſſeverwoltung 786. Proceßführung gegen die Perſon 
des Cridatars 724, 518 (Löſchung eines Pfandrechtes), 647 und 1858 
(Berbot auf Forderungen eines ausländiſchen Eridatars), 950 (For⸗ 
derungen, welche nach ber Koncurseröffnung entflanden, 1216 (eventuelle 
Erecutionsführung auf ein Cribagut). 

2. Eompetenz, Broceßführung, Verjährung. Veberantwor- 
tung anbängiger Proceßfachen an bie Soncursbehörde 342. Abgrenzung 
ber Eompetenz der Eoncursbehörbe 199, 518, (647), 582, 918, 950, 
1216, 1650, 1746, 1790. Klagen wiber bie Berwaltung bes Con⸗ 
curspermögene 199, (410), 485, 1197, 1727, 1785, 1881. Eoncurs- 
maffe ale Klägerin 719, 1042, 1099, 1165, 1428, 1955, 2046. Proceß- 
fofenerfag von der Concursmaſſe begehrt 858, 1022, 1042, 1294. 
Berurtheilung des Gegners einer Eoncursmafle zur Entrichtung ber 
für die Vertretung der Concursmaſſe aufgelaufenen often 804. Klags⸗ 
taution von der Eoncursmafle begehri 1099, 1165, 1467. Einfluß der 
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Eoncurseröffnung auf ein rechtskraftiges Urtheil 449. Unterbrechung 
der Verjährung durch Anmeldung ber Forderung 829. Erecutive Ein⸗ 
treibung einer Schulb der Concuramaſſe 1606. 

8. Pfand⸗, Retentions- und Rüdfordberungsredhte und 
Separaterecution: Kaufmänniſches Retentionsrecht 75, 472. Bor- 
recht der Wechjelpfandgläubiger 87, 99, 1428, 1544, 1617 (Grfah- 
anſpruch ber Mafle gegen ben Gläubiger), 1924. Unmelbung bes 
Pfandrechtes an einem Eribagute ohne vorausgegangene Klage wiber 
ben Berfonalfchuldner 488. Einfluß ber Eoncurseröffuung auf bie 
Friſt zur Pränotationsrechtfertigung 1984. Pfändung am Tage ber 
Eoncurseröffnung 1991. Geſetzliches Pfandrecht bes Beſtandgebers 4, 
541, 1125. Recht der Sparcaffe auf unmittelbare Veräußerung ver⸗ 
pfänbeter Wertbpapiere 681. (Klage ber Eoncursmafle auf Ausſcheibung 
unbemweglicher in bie Mobilaregecution einbezogener Sachen 719, 1428). 
Einfluß ber Koncurseröffnung auf die vorher erfolgte erecutive Ein- 
antwortung einer noch nicht fälligen Mietbzinsforberung 2299. Ber- 
theilung bes Erlöfes einer von ber Eoncurseröffnung vorgenommenen 
Feilbietung 58%, 1801, 2024. Crecutive Anweifung, welche bewilligt, 
aber noch nicht perfect war 1915. Unwirkſamkeit berfelben in Betreff 
ber nach ber Eoncurseröffnung verfallenden Renten 2095. Relicitation, 
aufrecht erhalten gegenüber ber fpäter erfolgten Koncurseröffnung 
2880. Bindication von baarem Gelbe 760; von Dedungswechjeln, 
rejpective bafür eingegangenem Gelbe 1400. Wfterpfand an einem 
Eridagut 1097. Unzuläffigleit der Geltendmachung ber Lehenqualität 
contre concursum 1885. 

4. Berſchiedene anbere Anfprüäde von Koncureglän- 
bigern: Paternitäteflage 1958, 1996. Bebingte Forberungen 926. 
Berzugszinfen 878, 658. Eintlagung bes doppelten Angelbes 997, 1045. 
Correalſchuld, gleichzeitige Geltendmachung der Wedjelforberung und 
bes Megreßrechtes 391, 708, 792. Gompenfation 765, 1087, 126%, 
1826, (1937), 1989. Einfluß ber Eoncurseröffnung anf vorher 
geihloffene Rechtsgeſchäfte: Beſtandverträge 111, 364, 410, 485, 
774, 1786, 1881. Borausbezahluug bes Beſtandzinſes 364, 1128. 
Leibrentenvertrag mit caflatorifcher Elaufel 128. Kaufvertrag, worin 
die Einverleibung bes Eigenthumsrechtes bes Cridatars nur gegen 
gleichzeitige Einverleibung bes Pfanbrechtes für ben Kaufpreis ein- 
geräumt wirb 689. Erwirkung ber Relicitation wider Die Concursmaſſe 
bes Erftebers 261. Zur Bewirkung eines Ausgleichee von einem Dritten 
übernommene Verbindlichkeiten 878. Affiguation 1583, 1915. 

IL Rangordnung ber Auſprüche. (Aniprüce auf Befriedigung außer bem 
Conecurſe f. oben I. 8.) Colliſion zwiſchen Pfandſchulden ber Mafle und 
bes Gemeinſchuldners 1506. Perſonalſteuern 896. Lobnforberungen ber 
Fabrilsarbeiter (von einem Dritten für Rechnung bed Eribetars be- 
zahlt) 1117. Zinfen eines nicht unausgejegt eingellagten Pfandcapitals 
228. Anfprüde ber in Gütergemeinfchaft Iebenben Gattin beum Eon» 
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curs über das Vermögen bes Gatten 2770, 2771. Unbedeckter Reſt 
eines pfandrechtlich fichergeftellten Heiratsgutes 888. Mit einem älteren 
Pfandrechte collidirendes Wohnungsrecht 988. Umfang bes Vorrechtes 
der Pflegebefohlenen 1488, 1606. 

Rechtliche Berhältniſſe des Gemeinſchuldners. (S. auch oben I. 1.) 
Rechtswohlthaten und insbeſondere Befreiung vom Schuldenarreſt 64, 
198, 273, 656, 744, 1002, 1155, 1182, 1285, 1808. Rechtskraft und 
Bollftredbarkeit des im Liquidirungsproceß ergehenben Erkenntuiſſes 
808, 729, 808. Kompetenz für die Berhandlung über Rechtswohl- 
thaten 1790. Nichtigkeit bes ohne Zuziehung bes Cridars geführten 
Paternitätöprocefied 1958, 1996. 


B. Berfahren im Concurſe. 


. Gompetenz. Toncursinftanz für den ale Verſchwender umter Euratel 


Geftellten 1660, — für das im osmanischen Reiche befindliche Bermögen 
öfterreichifcher Untertbanen 1746. 

Goncurderöffunng. Mehrheit von Gläubigern als Bedingung berfelben 
462. Unzuläffigteit berjelben auf die bloße Annahme einer gefellfchaft- 
lichen Berbindung mit einem Cridatar 272; — auf Grund nod nicht 
fälliger Wechſel 299. 

Berjonale. Wahl bes definitiven Concursmaſſevertreters 686. 
Grida-Imventar. Gegenflänbe, welche in dasjelbe einzubeziehen find 
188, 582, 964, 1801, 2024. (Klage auf Ausſcheidung 172. Friſt 
hiefür 1197.) 


- Seftftellung nnd Nealifirung der Auſprüche. Verhältniß des Liqui- 


dirungsprocefle® zum ſummariſchen Verfahren 1573; — zum Wedjel- 
proceß 1875 und 1876. Wirkung ber Nichteinhaltung ber Friſt zur 
Anmeldung 864, (1197), Wiebereinfegung zur Geltendmachung ber 
Lehenqualität nad dem Claffificationsurtheile? 1740. Erſorderniß ber 
Unterſchrift eines Rechtöfreundes auf dem Anmelbungsgefuche 781. 
(Unterbredung ber Berjährung burd das Anmelbungsgefuh? 829.) 
Behandlung bereits anhängiger Proceſſe 842; — eines vor dem Con⸗ 
curfe ergangenen vechtslräftigen Urtheild 449, Legitimirung bes Mafle- 
vertreters zur Eidesbelation 1879. Liquidirungsurtheil: Zuläffigfeit 
ber Entſcheidung über den Behand des Pfandrechtes 92. Nichtigkeit 
biejer Entſcheidung 500. Entſcheidung über ben Beſtand eines Privi- 
legiums 1028. (@recutionzfähigleit nad aufgehobenem Concurſe 808, 
729. Rechtskraft des ben Anipruch ale nicht liquid erflärenden Urtheile 
808.) Borrehtstlage zur Erlangung einer in ber Liquibirunge- 
klage nicht begehrten Claſſe 838. Perfonen, wider welche fie zu 
richten ift 888. Sribarepartition, Unzuläffigfeit ber Anfechtung 
berjelben Durch Klage 814. Zuweiſung ber für die Eoncursmafie aufs 
gelaufenen Koften zu Lafen jener Claſſe, welder fie zu Gute kamen 
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105. Koſten ber im Concurewege exfolgten Veräußerung wechſelrechtlich 
gepfündeter Sachen 212. Nachtrag zur Cridarepartition 1880, 

VL Verwaltung, und Realiſirnng des Vermögtus. Berhältuiß bes Gemein⸗ 
ſchuldners zur Bermögensverwaltung 786, Berechtigung ber Mehrheit 
ber Släubiger, von ber Realifirung einer Eribaforberuug Umgang zu 
nehmen 6b. Abgeſonderte Veräußerung bes fundus instructus 785. 
Unzufäffigleit bes Vorbehaltes nachträglicher Genehmigung bei ber 
britten Feilbietung 616. 

VII. Unfbebuug de Conturſes — in Folge eines Ausgleiches 411. 


C. Ausgleicewerfahren. 


Bertragsfähigkeit des Gemeinſchulduers 1475. Beräußerungen von Waaren 
bei beiben Kontrahenten befaunten Ueberſchuldung wer Verkäufers. Uebernahme 
einer Dotalfhuld bes Letzteren 2915. Berbältniß bes exequirenben Pfand⸗ 
glänbigerä zu bem. auf Realifirung ber Vexglaichemaſſe gerichteten Aeten 1796. 
Berantwortlichleit des ala Leiter bes Ausgleihönerfahrens beftellten Notare 
1846. Stellung der Gläubiger, weldhe fit am zu Stande gelomunen Aus: 
gleiche. nicht. beteiligten 1856. Einfluß des Ausgleichas auf Bürgfchaften 
1866, 2009. Compenſation 1987. 


Berfaßren außer, Streitſachen. 


A. Allgemeines. Nichtberlidfichtigung: ber Ferialtage bei Bexrechnung ber 
Friſt zur Vorſtellung 1906. Einfluß der Recurefri auf. bie Rechts⸗ 
Isaft 2619. Weil zum Necure gegen die Bemeflung der Gebühr für 
bie bei einen Wechjelegacution, zugezogenen Schaͤtzleute 3186, 

B. Verlafienihaftächkaublung. Zuſtändigleit der öfterreichifchen Gerichte 
zur Ubhanblung, bes Nachlaſſes eine Auslänbers 186, 188, 1719. 
Zuſtäudigkeit zuur Abhandlung eines Nachlafles, in welchen fich befinden: 
1. Realitäten 919; 2. Montanentitäten 267, 8069; 3. Lehen 220, 426. 
Kompetenz, zur Abhanbdlung des Nachlaffee ber Kinder einer Witwe 
1612. Konıpetenz in. Anſehung bed Geſfuches der Bornumdſchaft eines 
minberjährigen Erben um Uebertragung ber Berwaltung bes Nachlaſſes 
2318. Berhälmiß des WBerlafienfchaftägerichtes: zu bems beſonderen 
Berjonal- und zum Cauſalgerichtaſtande 2414, 8188; — zur Realinftenz 
8162. Auftänbigleit ber Sanbelegerichte fir Klagen ans Handels⸗ 
geichäften wider eine Berlaflenfchaft 2808. Nichtintesvention ber Ab⸗ 
bandlungebehärbe bei dem vertragemäßigen RMädfall ber gefrhentten 
Sache nah dem Tode des Beſchenktten 1000. Wegfall der Ab⸗ 
banblungspflege bei einer ben gefammten Nachlaß erſchöpfenden Schen- 
tung auf dem Tobesfall 2987. Ermittlung des Nachlafſes 2199. Ein- 
beziehung, von Gegenfländen, welche fi in ber Wohnung befinben, 
bie ber Erblaffer mit einen Dritten theilte 501; — von Sachen, bie 


ſich im dvitter Hand befinden 2656; — ber Miberlape 21 Vorhältniß 
zu Berjonen, welche mit bem Berfiorbenen in Verrechnung ſtanden 
1717. Berädfiätigung bes Fideicommissum ejus, quo sapererit 
beim Tobe bes Fiduciars 2022. Zuziehmg ber Rotberben bei ber 
Shätung 1206. Colliſion von Erbserliärungen BR, 115, 
247, 1208, 1068, 1838, 1895, 2140, 2192, 2244, 2327, 2AsO, 2469. 
Nachträgliche Abänderung der Er6serltänung 2883. Wirtfpeibung über 
Beſttz und Verwaltung ber Erbſchaft 1211. Sequöſtratipn derſelben 
1001, 1484; Beflimmung drs Gequfas und Soqueſtrations ortes 
24689. Gerichtäihe Bekiunmmg der dem Sequefler gebührenden Ent- 
lohnuug 2831.) Einficht der Legitimatioweurlunden darch andere Erbe- 
prätendenten 1068. Umfang ber ‚ber Abhandlangsbehoroe zußonunenben 
Prufung von Erbserllärungen 2797. Unzutäjfigleit Der Annahme einer 
nur auf ben Nahweis der Abſtammung aus einer ungiftigen Che 
geftigten Kibeicommißerböerflärung 3080. AZurlidweilung ber Erbs- 
ertlärung wegen Mangels eines geſetzlichen Titels 3085. Umsuflijfigkeit 
der Berweifimg anf ben Rechtéweg ohne officibſe Prüfung 1747. 
Wieberholte Prüfung der bereits angenommenen Gxbserllärung 546, 
2815. Officibſe Priäfmg ber Giltigkeit der letztwilligen Anordnung 
1081. Bereibigung des Teſtamentszengen 1201. Unzutäffigkeit ber 
Ablehnnng deB Antrages auf eibliche Bernehmung der Zeugen eines 
münbfichen Xeftanrentee, weil ein mündliches Teſtament nicht vorliege 
3055. Eokifion von Erben und Pegataren 350. Verpflichtung ber 
gefelichen Erben zur Berfländigung ber Legatare, awigealhtet ber 
offenbaren Ungiltigfeit bes Teſtamentes 3093. Sicherftellung der Rechte 
der Legatare 879, 2942. Unzuläffigkeit ber Forderung ermer beſtimmten 
Urt der Sicherſtellung 2743. Rachweis der Verſandigung ber Legatare 
2807. Wirkungdfreis bes Teflamentsegecutord 879, 1168, (2269). 
Teftamentarifhe Beftellung eines „Abhandlungspflegers“ 2274; — im 
mätterlihen Teftament 8050; — Berechtigung bes Teſarnendexgeont ors 
zur Abhandlungspflege troß ber hiezu erfolgten Bevolmüchtigung eines 
Anderen jeitend des Erben 2965. Verfahren im elle vergeblicher 
Aufforderung einzelner Erben, fih tiber die Annahme ber Erbſchaft zu 
erffären 1202, 1408. Pfändung zur Sicherfieltung gegen einen Nachlaß, 
während bes Auges der Gfänbigers&omeocation bewilligt 2798. Unzu- 
tälfigtett ber Wiedereinſehung gegen ben in der Glünbiger-Sonpocation 
anberaumten Termin 147%. Procefführung und Erecution wider ben 
Beneficiarerben vor Ausmittlımg bes reinen Nachlaſſes 146, 957, 
1114, 1115, 1442. Gebührenbenefiung: Wbzug der Paſſiven 1767, 
3077. Sicherſtellnng ber Berlaflenichaftegebähren 2760. GEeſetzliche 
Legate 2583. Teftamentsausweis Über die Erfüllung ber Auflage 2269. 
Verhältniß der Einantmortungsurtumbe zum Teflament 39; — zum Ein- 
antwortungsgeſuch 191. Cinantwortung jure crediti 1734. Bedeutung 
des Eimantwortung&decretes 1859. Anfechtung einer vedytöfräftigen 
Einantwortung 455. Aufhebung beriefben wegen Nichtbeiziehung 
42* 
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mutbmaßlicher Erben 1669. Koſten ber Berlaflenfchaftsinventur 2603, 
2684. 

Bormundihaft und Curatel. Abgrenzung des Wirkungskreiſes bes 
Gerichtshofes erſter Inſtanz und bes Bezirksgerichtes 507, 68%, 1139. 
Berbältniß ber Curatelbehörde zu dem in Ungarn befindlichen unbe- 
weglichen Vermögen bes Euranben 2766. Befugniß des Vormundes, 
Miethverträge auf längere Zeit ohne Genehmigung des Berichtes abzu- 
fließen 861. Nothwendigkeit der Zuftimmung ber Bormundfchafte- 
bebörbe zu Aenberungen in ber Abminiftration bes Münbelvermögene 
8008. Giltigleit des zwiſchen ben Aeltern eine® unehelichen Kindes 
über bie Alimentenzablung obne vormunbichaftliche Genehmigung ge 
ſchlofſenen Erlaßvertrages 8061. Zuftänbigleit ber Abhandlungsbehörde 
zur Genehmigung ber Beräußerung von Minderjährigen zugefallenen 
Nachlaßſtücken 1758. Kompetenz bes Gerichtshofes erſter Inftanz biezu 
2858. Competenzabgrenzung zwiſchen bem Bater und bem teflamen- 
tariſch beflimmten Kurator 1804. Legitimation zur Broceßführung: 
Bater 550; Bormund 326, 862, 2881. Entbehrlichkeit ber Ermächtigung 
zur Annahme ober Rüdichiebung eines Haupteides 960. Verweigerung 
ber Genehmigung eine® Erbvertrages 1199. Vorbehalt ber Gench- 
migung eines Sciebsgerichtes durch bie Curatelbehörde: Beendigung 
der Euratel vor dem Spruche 757. Bertheilung einer Eoncretalpenfion 
zwifchen der Witwe und ben Kindern 566. Bezahlung eines von 
der Waifencafle elocirten Capitals an ben eigenberechtigt geiworbeuen 
Bläubiger 1402. Berbängung ber Euratel wegen Unfähigkeit zur 
Beſorgung der eigenen Angelegenheiten 419, 491. Enthebung von ber 
Bormunbihaft wegen Interefienconflictes 1742. Berantwortlichleit 
der Obervormundſchaft 1824. Unzuläffigleit bes in ber Syndicats⸗ 
beſchwerde geftellten Begehrens auf Ungiltigerllärung einer richterlichen 
Verfügung 2888. 

Fibeicommikfahen 367, 1809, 2887, 8020. 

Depofitenfadhen 1100, 1402, 1964, 25886. 

Grundbuchsſachen. Sompetenzabgrenzung zwiſchen Realinſtanz unb 
Grundbuchsebehörde 418;3 — zwiſchen Realinſtanz und Abhandlungs⸗ 
bebörbe 3162; — Competenz zur Loͤſchung einer Streitanmerkung 2196. 
Umfang der dem Grundbucherichter obliegenden Prüfung 567, 569, 
7568, 1814, 1881, 2645, 2825 (Unzuläffigleit ber Würbigung ber gegen 
eine bereits einverleibte Rotariatsurlunde geltend gemachten Nichtigleites 
gründe buch die Tabularbehörde), 2845 (Unzuläffigfeit dev Prüfung 
der Rechtskraft bes wegen einer VBermögenslbertragungsgebühr er- 
gangenen Auftrages durch bie Grundbuchsbehörbe), 8162. Cröffnung 
eine® Grundbuchsfolium für eine nicht eingetragene Liegenjchaft 1572, 
Weſentlicher Inhalt des Grundbuchsgeſuches 2088. Zahl ber Geſuchs- 
egemplare beim Anſuchen um Bewilligung von Grunbbucdsacten, bie 
von verfhiebenen Gerichten vorzunehmen find 2610. Grundbuchsgeſuch 
ohne DOriginalurfunde 1816. Anerkennung einer Sabforberung, im 
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Grundbuch ausgezeichnet 2905. Wieberholte Bewilligung einer ſchon 
einmal gelöjchten Pränotation ohne neuerliche Beibringung ber Originals 
urkunde 2580. Grundbuchegefuche von nicht unmittelbar an bem Acte 
Betheiligten 458, 824, 1163, 1279, 1679, 1680, 1687. Aufhebung 
eines rechtsfräftigen Imtabulationsbefcheibes von Amtswegen 158. 
Eaffirung einer Löihungsbewilligung bei Wiebereintragung ber ge 
löſchten Satforberung im officiöfen Wege 2872. Unterbleiben einer 
büdherlichen Eintragung aus Verſehen bed Grundbuchsamtes 2388. 
Löichung eines Vertrages auf Grund bes ihn vernichtenden Aus» 
ſpruches der Abminiftrativbehörbe 1380. Löſchung eines durch Yäl- 
[hung erwirkten Eintrages 1808. Rechtskraft von Beicheiden, womit 
die Sicherfiellung von Gebühren abgewiefen wirb 1464, Verpflichtung 
ber Rechtsmittelinftanz, in merito zu entſcheiden, flatt der unteren In⸗ 
ſtanz lediglich da Abgehen von ihren Abweifungsgründben aufzutragen 
2586. Unzuläffigleit des Recurjed gegen eine erfolgte Intabulation auf 
Grunb von Thatfadhen, welche aus der Urkunde nicht erfihtlich find 
2527. Außerorbentliher Recurs gegen bie gleichförmige unterrichter- 
lihe Abweifung eines Gefuches um Intabulation. Rüdwirlende Kraft 
der aufrerhten Erledigung besfelben 2860. Recursfrift 487, 871, 
1122. Unzuläffigleit ber Wiebereinfeßung gegen das Berjäumniß ber 
Recursfrift 512. Borausfegung der Berantwortlicdhleit des Grundbuchs⸗ 
beamten (Synbicatöbeichwerbe) 2611. 

Einzelne Grundbuchs aete: Berbliderung einer an einem im 
Mietheigentbum befindlichen Grundftüd beflellten Servitut auf ben 
Duoten 2988. Unzuläffigleit ber Verbuchung einer Erklärung, worin 
die Löſchung einer Satzpoſt nach Löſchung des Superfages bewilligt 
wird 486. lUnzuläffigleit ber Imtabulation gegen ben Nacherben an 
Stelle einer gegen den Borerben erwirkten ungerechtfertigt gebliebenen 
Bränotation 8177. Intabulation einer Urkunde, in welcher bie Zeugen 
fih nicht „als Zeugen“ unterjchrieben 2656. Exrfordernifle der Intabu- 
Iationsfähigleit einer Ceſſionsurkunde 2119, 2139, Erlöichen einer 
grundbücherlichen Superhaftung mit ter Hauptbaftung 775. Behandlung 
eines Kaufvertrages, welcher bie Einverleibung nur gegen gleichzeitige 
Einverleibung des Pfandrechtes zugefteht 689. Intabulationsclaufel 
mit dem Beiſatz „feiner Zeit” 1096. Einverleibung eine® durch außer- 
büdherliche Webertragungen vermittelten Gigenthbumsüberganges 1254, 
2812. Depoffeiftonirung türkiicher Untertbanen 408. Anmerkung ber 
Streitigleit 366, 1100, 1439, 1485, 1508, 1707, 1811, 1870, 1986, 
2082, 2275, 2284, 2318, 2415, 2699. Eintrag von Erklärungen über 
bie Bertinenzqualität 588, 817, 1848, 1462, 2100. Unzuläſſigkeit ber 
Anmerkung der Pfändung eines nicht intabulirten Kaufrechtes im 
Grundbuch 2593. Ertabulation eines ale öffentliches Gut erllärten 
Srundftüdes 754, 2588. Gintragung bes Grundzinſes in die Befig- 
ſtandrubrik 672. Intabulation auf Grund von Erkenntniſſen und Ber» 
gleichen in Befigförungsfachen? 1814, 1886. Eintragung eines bebingt 
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eingenäumeten Nechtes 16065 — einer durch Urteil beſteien Reallaſt 
1887; — eines nur von einem Miteigenthümer eingerlumton Rechtes 
1858. Erwirkung ber Löfhung der auf einer fefigebotewen Realität 
haftenden Satzpoſten 1186. Unzulfiſſigkeit ber Loſchung bes Pfand⸗ 
vechte® auf den bloßen Beweis ber SHinterlegeng ber Schuld 1564. 
Bränotation (vgl. Pfandrecht VII). Formale Borausfeguingen ber 
felben 2208. Borausfegung ber Prlinotation eines Buchanszuges 2215. 
Nachweis des Erbanfalles als Borausſetzung ber Pranotation von 
Korderungen gegen ben Erben auf bie Erbſchaftsrealitäten 2660. Ber- 
fahren bei Löſchung einer nicht juſtiſteirten Bränptation 248, 2418, 2641. 
Zufification ohne befonberes Erkenntniß 439, 1167, 1984. Xechtfertigung 
einer Pruͤnotation burch Unerfennung 2177; — durch dem bloßen Nach⸗ 
weis bes Forberungsbeitunbes 2876. Entbehrlichleit der Pränotatione- 
rechtfertigung im Falle der Schuldübernahme 567. Rechtfertigung ber 
Bränotation eines bebingten Erlenntniffes 1687. Einfiaß der Recht- 
fertigung anf inzwifchen eingetretene Aenderungen im Grunbbuchöftende 
1840. Rechtfertigung der Pränotation durch ein nad Veräußerung 
ber Pfandſache gegen ben früheren Beſitzer erwirktet Urtheil 2570. 
Rothwendigkeit der Unterſchrift eines Advoeaten in eimem Gefuche um 
Erweiterung ber Fri zur Pränotationerechtfertigung 2489. Koften 
einer gerechtfertigten Prämotation 1868, 2754. Unzfäffigleit ber Rechte 
fertigung einer auf Grund ermer unechten Urkunde erwirkten Bränotation 
durch andere Beweitmittel 2658. Wnzuläffiglett (bezw. Beichränfung) 
ber Pfandrechtspränotation auf ein zu einem Familienfid eicommiß 
beftimmtes Gut 3046, 8047, Löſchang ber Pränotation umgendhtet ber 
Einbringung ber (formell mangelhaften) Rechtfertigungsklage 802. 
Bufammentreffen des Löſchungsgeſuches mit der Rechtfertigungellage 
1825. Verweigerung ber Loͤſſchung einer nicht gerechtfertigten PBräno- 
tation aus Rüdfiht auf bie Rechte Dritter 1678. MWiebereinfeßung 
zur Rechtfertigung einer gelöfdhten Pränotation 1582. Umzußiifigleit 
des Auffchubes der Entiherbung über bie Loſchung einer Pränotation 
bis zum Austrage bes Geſuches um Refitution gegen bie Verſäunmiß 
ber Redhtfertigungsfrift 2577, 2654. VBerweiftung der Gimwenbung 
gegen Beftand und Umfang der Schuld auf ben Juſtiſieirungsproceß 
2581. Berechnung ber erweiterten Frif zur Rechtfertigung ber Bräno- 
tation 1870. Bewährung einer Yuftificirungsfrift nach Abweiſung einer 
Rechtfertigungstlage 2273. Verpflichtung des Gerichtes, die zur Juſti⸗ 
fieirung ber Bränotation bewilligte Friſt von Amtswegen zu berüd- 
fihtigen 2464. Superprängtation einer fpäter fähigen Korbrrung auf 
einer früher fälligen 1378. 

. Amorttfation. Eompetenz zur Amortiſation einer Lebensverficherungs⸗ 
polizze 3089. Wichtzuftändigleit der fläbtifch-befegirten Bepirfsgerichte 
für Verhandlungen über Amortifation von Privatırtumnden 2802. 
Ameortifation von auf den Juhaber lautenden Brivatpapieren 2541. 
Unzuläffigteit der Amortijetion einer Carta biemca 225. Amortiſation 
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verpfänbeter Obligationen, welche ber Pfandſchuldner weiter verpfänbet 
1515. Mangel eines Beweijes für ben Beſitz bes Amortifstionswerbers 
2541. Execution auf eine StaatSobligation, wegen welcher die Amorti- 
fation eingeleitet ift 2849. Cinlöfung fälliger Coupons und Talons 
während bed Amortifationsterminee 2541. Anfechtung bes Amorti- 
fationserfenntniffee durch lage 2541. Koften ber wieberholten An⸗ 
fündigung der Amortifation einer Satzpoſt 2891. 

H. Legaliſirung. Anertennung ber Echtheit bei Widerſpruch gegen bie 
Richtigkeit bes Inhaltes ber Urkunde 1798, 








